War Dr 39, 2027 


“ 


By Exchange 











Digitized by Google 


Sammlung 


ſaͤmmtlicher 


- Berordnungen, 


weiche bis Ende des Sjahres 1833 
in den yon Kamptz ſchen 
Jahrbüchern für Preußifhe Gefeggebung 
2 enthalten find; 


nach den Materien zufammengeftellt. 





Schöter Band. 


- Ernthaltend die zur Erläuterung des Allgemeinen Land; 
Rechts und der Gerichts-⸗Ordnung ſeit dem 1. Juli 1830 
bis Ende 1833 erfchienenen Verordnungen, 
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Tufiz · Sommiflarius am Königlichen Ober» Landesgerihte von Schleflen. 


— — — — 
Breslau, 1834. * 
Bei Georg Philipp Aderholz. 
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Reſcripte zur Erläuterung des Allgemeinen 
Landrechts. | 





Einleitung $. 11. Bekanntwachungen durch die Amtsblaͤtter. 


1 


Ä Das Königl. Staats: Minifterium hat beſchloſſen, daß die Be: 
kanntmachungen öffentlicher Behörden, die im ausfchließenden 
Sinterefie der Staatsverwaltung und auf deren Koften gefchehen, 
wohin alfo die befonders zur Sprache gebrachten Ausbierungen 
von Bauen, Lieferungen u: f. w. gehören, in den öffentlichen 
Anzeiger des Amtsblatts unentgeldlih, mithin auf Koften des 
Sonde der Amtsblätterverwaltung, und nicht auf Koften des ſpe—⸗ 
ciellen Reſſorts, in deſſen Intereſſe die Bekanntmachung erfolgt, 
aufzunehmen find. Die Königl. Gerichtsbehörden haben diefen 
Beſchluß zu berücfichtigen, fich deffen ungeachtet aber der Amtes 
blätter nur zu den Bekanntmachungen zu bedienen, welche ein 
Intereſſe fuͤr das Allgemeine haben, und nicht zur Inſertion der 
Verfügungen, welche allein zur Kenntnifnahme fubordinirter Be: 
hörden beftimmt find und mit geringeren Koften für die Staats: 
caffen durch fpecielle Erlaffe zugefertigt werden können. 
‚ Berlin, den 2. April 1832. (v. K. J Bd. 39. ©. —* 


Einleitung . 32. 35. Dispofitionsfähigkeit eines noch nicht 24 Jahr 


alten, in feinem perfünlichen foro majorennen Ausländers rückfichtlich eines 
im Preugifchen beiegenen Gutes, / 


Der Juſtiz⸗Commiſſarius A. beſchwert ſich in der abſchrift⸗ 
lich anliegenden Vorſtellung vom 11. d. M. über den in der Hy⸗ 
pothekenſache des Ritterguts N. angenommenen Grundſatz: 

daß ein Auslaͤnder erſt nach vollendetem 24ſten Jahre uͤber ein 

im Preußiſchen belegenes Gut disponiren koͤnne, wenn er 

gleich in einem foro originis und OH ſchon früher 

i die Mojorennität er habe, 
| ı 


2° Alg. Landı Recht. Einl. $. 32.35. 


Eine forgfältige Zufammenftellung der auf die hier vorliegen: 
de Frage Bezug habenden Gefegftellen führt zu dem Refultar, 
daß die Anficht des Könige. Kammergerichts nicht gerechtfertigt 
ift. Denn nad $. 23, der Einleitung zum Allg. Landrecht muͤſſen 
die perfönlihen Eigenfchaften eines Menfchen lediglich nach den 
Gefegen der Gerichtsbarkeit beurtheilt werden, unter welcher der; 
ſelbe feinen eigentlihen Wohnfig hat. Daß die Volljährigkeit 
zur Kategorie der perfönlichen Eigenfchaften gehört, unterliegt 
feinem Bedenken, und wo ſolche daher geſetzlich eingetreten ift, 
muß fie auch in allen Fällen, bei denen es ſich von der Dispoſi 
tionsfähigkeit hantelt, ihre volle Wirkung aͤußern. Es ift nun 
zwar in dem $. 32, loco allegato feftgeftellt: daß in Anfehung 
des unbeweglichen Vermoͤgens — ohne Ruͤckſicht auf die Perfon 
. des Eigenthuͤmers — die Gefege der Gerichtsbarkeit gelten fällen, 
unter welcher fich baffelbe befinder. Allein hier ift unverfennbar 
nur von den Rechtsverhaͤltniſſen, welche die Sache betreffen, nicht 
aber von der perfönlichen Dispofitionsfähigkeit des Eigenthuͤmers 
die Rede. Dies wird dadurch ganz befonders beftätigt, daß nad : 
$. 35. loco alleg. jeder Fremde, welcher in hiefigen Landen Ver: 
träge über daſelbſt befindliche Sachen fchließt, in Anfehung feiner 
Fähigkeit zu handeln, nach denjenigen Gefegen beutiheils werden 
fol, nach welchen die Handlung am beften beftehen kann. — Eben 
fo wenig ſteht die Vorfchrift Tit.5. Th 1. 6.115, des Allg. Land- 
rechts der Meinung des Königl. Kammergerichts zur Seite, weil 
ſolche nur die Form der Verträge betrifft, mithin auf die durch alls 
gemeine Beftimmungen geregelte Dispofitionsfähigkeit der 
Eontrahenten nicht audgedehnt werden darf. Es tritt hinzu, daß 
für das Intereſſe der Perfon, welches die Gefeggebung präfum; 
tiv jederzeit vor Augen gehabt hat, dadurch feinesweges gejorgt 
fein würde. Denn, da alle Verträge, welche der ausländijche 
volljährige Eigenthuͤmer ber feine diesfeitigen Grundſtüuͤcke ſchließt, 
für ihn verbindlich find, und er in foro personali zu deren Er, 
fülung und eventuell zur Leiftung des Intereſſes angehalten wer 
den fann, fo würde es nicht zu feinem Vortheil gereichen, wenn 
ihm durch eine hier eingeleitete fpecielie Euratel die Erfüllung bie 
zum erlangten 24, Lebensjahre erſchwert oder ganz unmöglich ge: 
macht werden follte. 


Hiermit hat fi im vorliegenden Falle das Kurmaͤrkiſche Pu: 
piffens» Collegium bereits einverftanden erklärt, und aus diefem 
Grunde nad dem Atteft vom 16. Auguft d. J. die eingeleitere 
Special» Euratel wieder aufgehoben. Das Königliche Kammer; 
gericht wird daher angemwiefen, demgemäß nach dem Antrage-des 
 Suftiz: Commiffarius A. zu verfahren. 


Berlin, den 21. Octbr. 1831. (0.8.3.8. 32. &.287.) 


Als. Land Keht. I. 1.5.36, 3 


L1. 36. Vraͤſumtionen zur Vegrändung der Todeterklärung eines 
anf einem untergegangenen Schiffe befindlich gemeienen Ehegatten. 


Mein Ehemann, der Matrofe Wilhelm D., ging im März 
1829 mit einem Schiffe, Charlorte, geführt von dem Schiffer $., 
von Swinemünde nad Danzig, und feit der Zeit ift von feinem 
der Seeleute, die mit auf der Charlotte waren, etwas zu hören 
gemeien ; es ift alfo gewiß, daß das bezeichnete Schiff verungläcke 
iſt, und die Mannſchaft defielben ihren Tod in den Wellen ge _ 

funden hat. J 

Mit drei Kindern nun in dem elendeſten Zuſtande zuruͤckge⸗ 
blieben, mußte ich mich auf die Beine Unterſtuͤtzung befchränfen, 
dieih von Mitleidigen erhielt, und auf den fehr geringen Verdienſt 
meiner Hände, den die Erhaltung und Beaufſichtigung meiner 3 
Heinen Kinder nur noch mehr verringerten. Indeſſen, meine 
unermüdete Thätigfeit gewann mir die Aufmerkſamkeit eines hie 
figen Einwohners und Eigenthuͤmers B., der mir die Ehe und 
die fernere Werforgung meiner Kinder anbot, wenn es mir mög: 
lich würde, einen Todtenfchein über den verunglädten D. zu ers 
halten. - Es war daher meine.erftie Sorge, Alteſte zu bekommen, 
bie die offenbarfie Wahrfcheinlichkeie über den Tod meines Ehe: 
mannes ausfpradhen und die hier beiliegen. Weberdies hoffte ich, 
daß 9. 36, Fir. 1. Th. J1. des A. L. R. auch in dem vorliegenden 
Falle feine Gültigkeit habe, und weil es bereits im verfloffenen 
Maͤtz 4 Jahre gemefen find, daß die Charlotte unterging; fo for: 
mirte ich deßhalb meine geherfamen Anträge ſowohl an das Kö: 
nigl. Land» und Stadtgericht in Danzig, als fpäterhin an das 
Königl. Oberlantesgericht zu Marienwerder, wurde aber, nad) der 
Beilage, mit meiner Bitte zuruͤckgewieſen. In dieſer huͤlfloſen 
Loge weiß ich feinen andern Weg, ald den zu einem hohen Su: 
fiiminifterio, und bitte unterthänigft: Ä 

in Betracht der Umftände, daß nämlich feit 4 Jahren wohl 

irgend eine Nachricht von dem verunglüdten Schiffe einge: 
troffen wäre, hätten es die Flurhen nicht verfchlungen; dag 
fämmtlihe Mannfhaft Bürger des Preuß. Staats waren, 
und daher, wäre auch nur Einer geborgen, der den Andern 
der Nachgebliebenen das Unglück verkündet hätte, daß aber, 
weil diefes fehle, unmaßgeblich auch der Wilhelm O. ein 

Dvfer des Todes geworden und daher alle Beforgniffe 

wegfallen können; als auch, daß ich mit dreien Kindern von 

resp. 8, 5 und 4 jahren als Wirtwe zuruͤckblieb, und fer; 

ner für den Unterhalt, Bekleidung und Erziehung derfelben 

nicht wiirde forgen fönnen, alfo dem Staate damit zur Laſt 

fallen müßte , während durch die projectirte Ehe nit B. dies 
1 


ve Allg. Sand Regt. 1. 1.5.36, 


fer Uebelftand ‚gehoben würde und die Kinder wieder einen“ 
Water betämen: 

mir hochgeneigteft einen Todtenfchein über den im Jahre 

1829 mit dem Schiffe Charlotte verungluͤckten Wilhelm 

D., oder doch einen Erlaubnißſchein zur Werehelihung 

mit dem hieſigen Einwohner B. aus: und zufertigen lafı 

ſen zu wollen. ° | | 

Neufahrwaſſer bei Danzig, den 26. Aug. 1832. 


Sophie Wilhelmine D., geb. B., Wittwe. 


b. 


Dem Königl. DOberlandesgeriht wird die MWorftellung der 
Wilhelmine D., gebornen B., zu Meufahrwailer bei Danzig vom 
28, v, M., | 

in der Todeserflärungsfache ihres Ehemannes, des Matro— 

fen O., abjchriftlih, die Anlagen, wie ſolche eingegangen, 

mitgerheilt. 
Der $. 36. Tit. 1. Ch. 1. des A. &. R. erfordert allerdings zu 
dem Beweiſe des Todes in dem dafelbft gedachten Falle, 

1) daß das Schiff untergegangen fei, auf welchem derjenige 
Menfh, von deſſen Leben und Tod es fi) handelt, fich bes 
funden hat; —— 

2) daß 3 Jahre nachher, alſo vom Untergange des Schiffes 

an, verfloffen ſeien, ohne daß etwas von dem Leben und 

Aufenihalte jenes Menſchen bekannt geworden ſei. 


Der Juſtizminiſter ift auch mit dem Königlichen Ober⸗Landes⸗ 
‚ gerichte darin einverftanden, daß das erfte Erforderniß, — das 
Factum, daß das Schiff untergegangen fei, — volliändig feſtge⸗ 
ſtellt fein mäffe, wenn der Tod des auf dem Schiffe befindlicy ges 
weſenen Matroſen ohne Edictal» Eitation und ohne Todes: Erkläs 
rung rechtlich als erwiefen angenommen werden fol. In jedem 
andern Kalle muß eine Edictal: Citation hinzutommen. Inſo— 
weit pflichtet der AJuftizminifter der Anficht des König. Ober» 
Landesgerichts volltommen bei. Nur darin kann der in der Vers 
fügung vom 10, v. M. ausgefprochenen Anſicht nicht beigeftimme 
werden, daß, falls jenes Factum nicht vollftändig erwiefen wird, 
der zehnjährige Zeitraum von der Entfernung des Ehemans 
nes, in Gemaͤßheit des $. 692. Tir. 1. Th. 2. des A. L. R. 
abgewarter und fodann auf Todeserflärung angetragen wer 
den müffe. | 
Dies kann die Bittftellerin allerdings thun. 
Es ift dies jedoch nicht der einzige Weg, um zum beab, 


Allg. Land: Reh. 1.1.53. > 


fihtigten Ziele, der Aufloͤſung der beflehenden Ehe und ber recht 
liäen Möglichkeit eine zweite einzugehen, zu gelangen, 
Da die Bittſtellerin fi in einer huͤlfloſen Lage befinder, fo 
it ihr über die Maßregeln, welche zunähft zum Zwecke 
führen können, die erforderliche Belehrung zu eriheilen. 
Das Allgemeine Landrecht fchreibt nach Verfchiedenheit der Fälle 
einen dreifachen Zeitraum vor, welchen der Ehegatte abwarten 
muß, bevor er auf Eheſcheidung gegen den abmefenden Ehegat⸗ 
ten, resp. auf defien Todeserflärung, antragen kann, 

1) falls die Entfernung unter Umftänden geſchehen, welche eis 
ne dringende Vermuthung des Vorſatzes, den zuruͤckgeblie⸗ 
bene Ehegatten zu verlaffen, begründen; desertio malitio- 
sa. $. 688. 689. Th. 1. Tie.2, Aug. Landrecht. | 

2) wenn aus den Umftänden erheller, daß der abmwefende Eher 
garte aus erheblichen und erlaubten Gründen fich entferne 
babe; causa laudabilis, $. 692. a. a. O. — : 

3) wenn von dem eigentlihen Grunde ber erften Entfernung 
mit hinlänglicher Wahrſcheinlichkeit nichts. ausgemittelt wers 
den kann. $. 693 a. a. O. 

Sm erften Fall kann fhon nah Verlauf eines Jahres, 
von der Zeit an, da die Entfernung des Entwichenen bemerkt 
worden, die Öffentlihe Worladung zum Zwed der Eheſcheidung 
durch die auf legtere gerichtete Klage nachgeſucht werden. — 

Sm dritten Fall finder die Klage und oͤffentliche Worlas 
dung erſt nah Werlauf von zweien Jahren von dem bemerften 
Zeitpunkte an Statt. 

Im zweiten Fall ift die Ehefcheidungsflage nicht zuläfs 
fig, wohl aber kann nad 10 Jahren nad der Entfernung auf 
Todeserklärung angetragen werden. 

Am vorliegenden Fall hat nun der Matrofe D. erweislich 
von Emwinemünde nah Danziq zu reifen beabfichtiget, und hat 
diefe Reife am 28. Mär) 1829 angetreten. Lebt er, wie man 
annehmen muß, und hat er in 3 Sjahren feine Nachricht von fi 
gegeben; fo läßt fih annehmen, daß er von Anfang an die Abs 
ſicht hatte, feine Frau zu verlaffen, weil ed in einer Gegend, wie 
in der Oſtſee, welche nur culeivirte Länder berührt, nicht denkbar 
ift, daß er verfchlagen worden und in die Lage gefommen wäre, 
kit 3 Jahren keine Nachricht von fich geben zu können. Es fcheint 
daher, wenn er nicht im Schiffbruch untergegangen ift, mindes 
ſtens der dritte Fall vorhanden zu feyn, und würde alddann die 
Klage und die Edictal: Citation ſchon jege Start finden. 

Hienach ift die Birtftellerin dur das Land» und Stadt, 
gericht zu Danzig zu belehren, und das letztere anzuweiſen, for 
bald die Entſcheidungsklage einkommt, dieſelbe einzuleiten. 


— 


6 =. Allg. Land: Recht. 1.5.56. 9,58, 


Auch ift das Land; und Stadtgerit darauf aufmerffam 
zu maden, daß nady dem anliegenden Atteſte des Roorfen - Coms 
mandeurs zu Neufahrwaſſer, welches ſich auf ein Atteft der Schiff: 
fahrts: Commiffion zu Swinemuͤnde bezieht, das angeblich vers 
unglüdte Schiff dem Matrofen O., nad den gedachten Attefte 
der Schifffahrts - Commiffion zu Swinemände vom 20. Juni c. 
aber daſſelbe dem Schiffer Andreas F. gehoͤrt hat. 


Berlin, den 17. Sptbr. 1832, (v. K. J. Bd. 40. S. 155.) 


J. 5. $. 9. u fola. Dispofitionsfählgfeit eines noch nicht 24 Fahre als 
sen, in feinem perfönlihen foro majorennen Ausländerd rüdfichrlih eines » 
im Preußiſchen belegenen Gutes. 


Refcript vom 21. Octbr. 1831, R 
©. zur Einleitung $. 32. 35.’ 


1.5.9. 58. folg. iotei f 

u NE nat et Bee ne 
- Der Zufliz: Commiffarius N. dafelöft Hat ſich darüber bes 
fhwert, daß das dortige Land» und Stadtgericht die in dem zwi⸗ 
fchen dem Holzhändler X. und Fabrikanten B. unter dem 4. Sep⸗ 
sember 1830 gefchloffenen Kaufvertrage sub $. 5. enthaltene Bes 
flimmung, daß der verkaufte Acker binnen einer gewiſſen Frift 
nicht ald Bauholzftrede benugt werden folle, deshalb nicht har 
in das Hypothekenbuch eintragen wollen, weil ſolche nach der Cas 
binets⸗Ordre vom 19, April 1813 unzuläffig fey, und daß das 
Königl. Ober Landesgericht diefe Verfügung des Land; und Stadt 
gerichts aufrecht erhalten hat. 


Es ftehen aber die $$. 16 und 17. des Edicts vom 28. Oc⸗ 
- sober 1810 und die Allerhoͤchſte Cabinets Ordre vom 19. April 
1813 der Recdtsbeftändigkeit des $. 5. des gedachten Wertrages 
überall nicht entgegen. Der Gewerbefreiheit gefchieht dadurch 
fein Eintrag, da der ꝛc. B. des $.5. ungeachtet einen Bauholz 
Handel treiben darf und nur das ihm verfaufte Städ Land 20 
Jahre nicht dazu benugen fol, den Holzhandel aber ohne Herans 
ziehung des in Frage ſtehenden Lokals treiben kann, wo es ihm 
beliebt. 

Das Verbot der Benugung eines gewiffen Grundſtuͤcks zu 
einem Gewerbe ift von dem Werbote der Ausübung eines Gewer; 
bes überhaupt oder in einer Kommune zu unterfcheiden. Das 
Lestere ift durch jene Geſetze ausgefchloffen, und ein Vertrag, 
welcher ein ſolches Verbot enthält, begründet nach der Allerh. Cas 
binets: Ordre vom 19, April 1813 fein Klagerecht. 


Fin Vertrag, wodurch dem einen Eontrahenten, 3. B. dem 
Mierher oder Käufer verboten ift, ein gewiſſes Grundſtuͤck zu 


Ag. Land⸗Recht. J. 8. 9. 103. 11. 9. 84. 7 


einem beſtimmten Gewerbe zu benutzen, iſt dagegen allerdings zu⸗ 
laͤſig, weil die Klauſel ſich nicht auf die Gewerbefreiheit, ſondern 
lediglich auf den Gebrauch oder die Benutzung eines Grundſtuͤcks 
bezieht. Das Koͤnigl. Oberlandesgericht wird demnach angewie⸗ 
fen, der obigen Befchwerde abzuhelfen, und hiernach an dos bor; 
tige Land: und Stadtgericht zu verfügen, event. die Gegengrüns 
de anzuzeigen. 
Berlin, den 13. Sjan. 1832, (v. K. J. Bo. 39. S. 113.) 


1.8. $- 103. Polizeillche Einwirkung in Borflachs» Saden. 

Der $. 10, des Gefeges vom 15. November 1811, „wegen 
des Waſſerſtaues bei Muͤhlen und Verfchaffung von Vorfluth“ ift 
bieher in der Einſchraͤnkung angewendet worden, daß die polizeis 
lihe Weranftaltung der Auskraͤutung oder Räumung beftcheuder 
Graben und Waffer: Abzüge nur in den Fällen ftattfinde, wenn 
entweder die Verpflichtung dazu feftfteht, oder befondere Umitände 
obmwalten, unter welchen die immungen des $. 38. der Ber; 
ordnung vom 26. December 1 Anwendung finden. - Seine 
Majeftät der König haben jedoch in einem fpeciellen Falle zu ent; 
fheiden geruher, daß dasjenige, was im $.6. bes erfigedachten 
Geſetzes fpeciell vom Wafferftau bei Muͤhlen gilt, überhaupt für 
die Beflimmungen wegen der Vorfluth Anwendung finde. 

Im Einverftändniffe mit dem Herrn Sjuflizminifter wird 
die Königl, Regierung angewiefen, fi hiernach für die Zukunft 
zu achten. 

Berlin, den 28. Juni 1833. | 

Meinifterium des Innern für Handel und Gewerbe. 

v. Shudmann. 
An ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
excl. der Rheinifchen. 

Vorftehende, im Einverſtaͤndniß mit dem Yuftizminifter 
‚ergangene Verfügung wird fämmtlihen Gerichts ; Behörden zur 
Nachricht und Achtung mitgerheilt. | 

Berlin, den 15. Zuli 1833. (v. K. J. Bo. 42. S. 83.) 


1.11. S. 34. Drudfebier in der letzten Auflage des U. 2. A. 

Da ein neuer Abdruck des Allgemeinen Landrechts bevor, 
ſteht, fo werden Sie hierdurch aufgefordert, folgende in der letz⸗ 
tn Auflage vortommende Druckfehler berichtigen zu laffen. 

Theil I. Tit. 11. $. 8%, Zeile 3. ſtatt „verkauft“ ift zu fegen 
„erkauft.“ 

ebendaſelbſt $. 950. Zeile 4 und. 5. ſtatt, Beſteller“ iſt zu ſetze 
„Werkmeiſtet.“ 


3.5 Allg. Land-Recht. I. 11.5. 68%. 
a Tit. 12. $. 63. Zeile 6. ftatt „5. 138.% iſt zu fegen 
et 2 Tit. 2. $. 623, Zeile 3. ſtatt „das « ift zu ſetzen 


— Tit. 18. J 282, Zeile 3. ftatt „Einleitung“ ift zu 
fegen „Ih. J. Tie. 3 | 
ebendaſelbſt $. 295. zeile 5. ſtatt „fünften“ iſt zu fegen „vier, 
ten.“ 
ebenbaſelbſt $. 444. Zeile 2. ſtatt „minorennen“ iſt zu ſetzen 
„majorennen.“ 
Auch haben Sie den Abdruck des Regiſters nach dem beifolgen⸗ 
den berichtigten Eremplare*mit Weglaſſung der darin ausgeſtri— 
chenen Stellen zu veranftalten. 


Berlin, den 17. Juni 1831. (v. K. J. Bdo.37. ©. 323.) 
An den Herrn Buchhändler Nau n | 
er. 


1.118 pe ve Legltimation zur Sache, wenn fiscus das unguͤl⸗ 
tige — eine ubaltern s Dfficierd eintlagt. 


Dem Königl. Kammergericht wird die von dem Juſtiz— 

rath B., 
wegen verweigerter Einleitung des vom Fiscus, Namens 
des Koͤnigl. Polizei-Praͤſidii hieſelbſt, wider den Generals 

Major, Grafen von K. angeſtellten Proceſſes, 

unterm 2, d. M. eingereichte Vorſtellung nebſt ihren Anlagen hie⸗ 

bei urſchriftlich mit dem Eroͤffnen mitgetheilt, daß der Juſtizmi— 

niſter der vom Collegio in den Verfuͤgungen vom 28. Juni und 

30. Juli c. ausgeſprochenen Anſicht nicht beipflichten kann. 

Der Fiscus in Vertretung des hieſigen Polizei-Proͤſidii be⸗ 
hauptet: daß der Fall des $. 684 Tit. 11. Th. 1. des A. L. R. 
und der Declaration vom 27, Zuli 1829. vorhanden, und, daß 
- das Darlehn von 15000 Thaler, weiches der von S. am 23, Fe⸗ 
bruar 1799 dem General, damaligen Lieutenant Grafen v. K. 
gegeben, dem Fiscus verfallen ſei. Aus dieſem Grunde klagt er 
daſſelbe in Beziehung auf das an die Landraͤthin von S. gedies 
bene Reft : Capital von 1000 Thaler, gegen den Grafen v. K. ein. 

Bei Prüfung der Klage fragt es ſich blos: 

1) 05 überhaupt der Graf v. K. Schuldner des ꝛc. von ©. ger 
worden, 

- 2) ob die Bedingungen vorhanden find, von welchen die Ans 
wendung jener gefeglichen Worfchrift, mithin der Anfpruch 
des Fiscus auf das urfprünglich dem ꝛc. von ©. zuftehende, 

an die Frau von S. ©. gediehene Capital, abhängt. 

Der erſte Punkt beisiffe den Klage » Grund, der zweite. die 


Allg. Land /Recht. L11.$.46, J 


active Legitimation zut Sache, alſo die Sad: Legitimatlon des 
Klägers. 


"Daß nun das Könige. Kammergericht vor Einleitung ber 
Klage in den angegebenen Beziehungen den obigen Grund und 
die active Sad Legitimation prüfe, ift ganz in der Ordnung und 
hiegegen ift nichts zu erinnern. Indeß haͤt das Collegium in dies 
fer Hinſicht feine Erinnerungen aufgeftell. Daſſelbe har ledig- 
li geruͤgt: 
daß die Klage nicht gegen den gehörigen Beklagten angeftellt 
worden; daß alfo die paffive Legitimation der Sache night in 
der Ordnung fei, und die Klage zugleich gegen bie Landraͤ⸗ 
thin von S. S. gerichtet werden muͤſſe. 

Dies kann mit Beſtand Rechtens nicht behauptet werden. 


Der rechte Beklagte iſt derjenige, von welchem eine Vers 
bindlichkeit verlangt wird. Dies ift der Graf von K. on der 
Sandräthin von ©. ©. verlangt der Fiscus nichts. Der Echulds 
ner koͤnnte nun zwar allerdings, wenn er es angemefjen fände, 
den Einw and vorbringen, daß er nicht Schuldner des Fiscus, fon 
dern der Frau von S. S. ſei. Dies wäre kein Einwand de jure 
tertii, fondern der allerdings in jedem Proceß zuläffige Einwand 
der fehlenden Activ: Legitimation. Diefer Einwand würde als 
dann in der That contradictorifch zu erörtern fein. Es ift nicht 
durhaus nothwendig, daß diefe Erörterung zwijchen dem Kläger 
einerjeitö und 


a) dem nominellen Gläubiger Can, deffen. Stelle Fiecus treten 
will) und 


b) dem Schuldner 


andrerfeitd erfolge. Sie könnte gefchehen, wenn der nominelle 
Gläubiger entweder ohne Veranlaffung oder auf Adcitation des 
Schuldneẽrs fih als Intervenient melder: diefe Zuziehung ift aber 
nicht unumgänglich erforderlich, Denn, wenn fie nicht Statt 
findet, fo muß der vom Schuldner entgegengefeßte Einwand der 
fehlenden Activ » Legitimation zwifchen diefem und dem Glaͤubiger 
allein eroͤrtert werden. 


Aus dem naͤmlichen Grunde, aus welchem das Koͤnigliche 
Kammergericht verlangt, daß die Klage zugleich gegen die Lands 
räthin von S. ©. als die nominelle Glaͤubigerin angeftellt wer⸗ 
de, müßte jeder Ceſſionar angewiefen werden, daß er feine Klage 
nicht bios ‘gegen den dobitorem cessum richte, fondern auch 
gegen den Cedenten und zwar den erften mit dem Antrage, daß 
er zahle, gegen den Cedenten mit demjenigen, daß er in die Zah» 
lung an den Eefflonar willige und mit dem etwanigen Widerfprus 
he abgemiejen werde. Da aber dies offenbar nicht richtig iſt, 
fo ift auch im vorliegenden Falle von dem erhobenen Bedenken zu 
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abft:ahiren, und wenn fonft der Einleitung der Klage nichts im 
Wege fteht, derfelben Statt zu geben. 


Berlin, den 17. Septbr. 1832, (0. K. J. Bdo.40. S. 169.) 


I. 11. 8. T18 folg. Darlehnscontracte in fremden Mänforzen. 


Die nad dem Bericht des Königl. Ober ; Landes » Gerichts 
vom 20, Juli c. über die Anwendung der in Beziehung auf die 
Minzverfaffung ergangenen Eabinets: DOrdre vom 30. November 
1829 entftandenen Zweifel erledigen fih aus der allgemeinen Bes 
trachtung, daß in der gedachten allerhächften Ordre nur von der 
„Berechnungs-Art des Preußifhen Geldes, und, mit Aus 
"nahme der fremden Scheldemüänze, niht von der Außers 
Coursfegung anderer fremden Muͤnzſorten die Rede ift. In Ab; 
fit diefer legtern behält es lediglich bei den allgemeinen gefeglis 
chen Vorfchriften fein Bewenden, wonach die Contrahirung von 
Darlehnen in ſolchen Münzforten geftattet und der Gläubiger für 
befugt zu erachten ift, die Zahlung in der ftipulirten Münzforte 
zu verlangen. Es hat hiernach kein Bedenken, daß über Dar» 
lehne unter preußifchen Unterthanen Schuldinftrumente in ans 
dern als preußifchen Muͤnzſorten ausgeitellt und vor Gerichten 
oder Motarien errichtet oder anerfannt, auch in die Hypothekenbuͤ⸗ 
her eingetragen werden fönnen. Die Rüdzahlung geſchieht als 
dann entweder in Gemaͤßheit ausdruͤcklicher Stipulationen, oder 
in deren Ermangelung nad der im 11. Titel des I. Theils des 
. Allgemeinen Landrechts $. 778 seq. enthaltenen allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften. 

Berlin, den 10. Septbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36.©. 146.) 


I. 11. S. 787. Bedeutung des Ausdruds „Münis &u 6.” 
a, 


Ich habe auf den Bericht des Staats: Minifteriums vom 
17. v. M. durh Meine an daffelbe heut erlaffene Ordre die Zwei⸗ 
fel erledige, welche durch irrehümlihe Auslegung des Münz + Ger 
feges vom 30. Septbr. 1821, und Meiner Ordre vom 25. No⸗ 
venb. 1826 Hei einigen Serihtöhöfen, namentlich bei dem Ober; 
Landesgericht zu Meünfter, entftanden find, finde Mich jedoch 
Sie noch befonders zur Berichtigung der betreffenden 
Serichtsbehörden, namentlich des Münfterfchen Ober : Landesges 
richts, über die Gründe ihrer irrthuͤmlichen Entfcheidung vorge, 
kommener Källe, anzumeifen. Das Dber:Landesgericht zu Muͤn⸗ 
ftee har unter Muͤnz ⸗Fuß die „Finrichtung des innern Werths 
und Gehalts der Münze bei ihrer Ausprägung und das Werhält- 
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niß des innern Werihs gegen den aͤußern verſtanden. Der 
Muͤnzfuß aber iſt die geſetzliche Feſtſtellung des Gewichts und 
Fein: Gehalts (Schrot und Korns) der Münze, wobei von dem 
Verhaͤltniß des innern Werths gegen den äußern gar nicht die 
Re iſt. Wenn es nun im $. 7. des Geſetzes vom 30. Septbr. 
1821 Heißt: „die eigenthuͤmliche Silbermünze des Staats iſt der 
Preußifhe Thaler; 104 Stuͤck werden wie bisher eine Mark 
wiegen und 216 Grän feines Süber enthalten, 14 preußifche 
Thaler find daher eine Mark feinen Silbers“: fo ergiebt ſich, 
dag von einer Veränderung des Münzfußes für die preußifchen 
Silbermuͤnzen keine Rede geweien, der bisherige Münzfuß viels 
mehr unverändert geblieben if. Auch mit dem Eonventiond:Gel 
de ift feine Veränderung in Hinfiht des Muͤnzfußes vorgenoms 
men, welches nur dadurch hätte gefchehen können, wenn die preus 
ßiſche Regierung in ihren Münzftäıten Conventions:Geld nach eis 
nem andern als dem bieherigen Gewicht und Fein: Gehalt aus; 
geprägt hätte, welches bekanntlich nicht geſchehen iſt. Ich über 
lafje Ihnen, denjenigen Gerichtsbehörden, für melde Sie diefe 
Erläuterung Meiner an das Staats: Minifterium erlaffenen Ovs 
dre erforderlich finden, hienach die nähere Belehrung zu ertheilen. 
Berlin, den 4. Auguft 1832. | 
Friedrich Wilhelm. 
An die Juſtiz⸗Miniſter. 
b. 
Dem Koͤnigl. Ober » Landesgerichte wird Abſchrift der an die 
an er ergangenen Allerhoͤchſten CabinetsOrdre vom 
.d.M., 
betreffend die Bedeutung des Ausdruds „Miünzs FEuß‘‘ wor; 
unter nur die Fefiitellung des Gewichts und Feingehalts der 
Muͤnze zu verfiehen, — ohne daß das Verhaͤltniß des innern 
Werihs zu dem äußern in Betracht fommt, 
mit Ruͤckſicht auf die unter demfelben Datum an das Königliche 
Staats: Minifterium erlaffene Allerhöcfte Cabinets-Ordre, des 
ren Bekanntmachung durch die Geſetz⸗ Sammlung erfolgen wird, 
zur Beachtung zugefertiget. | 
" Berlin, den 9. Aug. 1832, (0.8.5. 00.40, S. 162.) 


1.11. S. 950. Orudfehler : 


Statt Befteller ift zu lefen „„Werkmeifter.‘ 
Reſcr. v. 17. Juni 1831, zu Titel 11. 6. 84. 


J. 12. 8. 63. Drudfehler: 


Statt $. 138. iſt zu lefen „‚$. 136, 
Refer. v. 17. Juni 1831. zu Titel 11. $. 84. 


12. Allg Land Redt. J. 11. $.91. Anhang $. 30. 


I. 31: S. 91. Anhang S. 30. Ein Untergericht kann von einem 
andern untergerichte ein, von diefem aufgenommenes und gefählofienes Co» 
Dieill zur gerichtlichen Afferoation annehmen, 

Der Juſtitiarius A. beſchwert ſich in der abfchriftlich beige 
füoten Worftelung vom 21. December v. J. über bie von dem 
Sürftenthumsgerichte zu B. unter Beiftimmung des Königl. Ober: 
‚landesgerichtd verweigerte Annahme des von einem Untergerichte 
aufgenommenen Codicills der verwittweten N. N. 


Wenn gleich der Juſtiz ⸗Miniſter die Sorgfalt nicht vers 
kennt, womit der Gegenftand in der biesfalls erlafjenen Beſchei⸗ 
dung des Königl. Oberlandesgerichts vom 6. December v. J. ers 
wogen ift, fo fann derfelbe doc) in der Materie felbft der Anſicht: 


„daß ein Untergericht von einem andern Untergerichte ein, 
von dieſem unter Beobachtung der geſetzlichen Foͤrmlichkeiten 
aufgenommenes und verſchloſſenes Codicill zur gerichtlichen 
Aſſervation nicht annehmen dürfe‘“, 


keinesweges beipflichten. Denn in dem $. 33, des Anhauges zum 

Allgem. Landrecht ift ausdrücklich feſtgeſetzt: 
„Wenn das über die Errichtung ober Uebergabe des letzten 
Willens aufgenommene Protokoll vorſchriftsmaͤßig abgefaßt, 
gefchloffen und unterfchrieben, auch die Identitaͤt des Auf: 
faßes gar nicht zweifelhaft in: fo ſoll der legte Wille allein 
deswegen, meil das Gerichts: Siegel nicht beigefügt, oder 
die Zeit, wo er dem Richter übergeben wurde, darauf nicht 
vermerkt worden ift, oder weil der Richter fonft bei der dars 
auf folgenden Aufbewahrung einen Fehler begangen hat, 
nicht für ungültig geachtet werden.‘ 


Es ergeben ferner die diefer Dispofition zum Grunde liegenden 
Motive, wie die Gefeggebung dafür gehalten hat: 
„es erhelle fhon aus den parallelen &tellen in der Allgem. 
Gerichts » Ordnung Th. 2, Tit. 4, $. 5 und 6., daß es übers 
all nur auf Beobachtung der Erforderniffe-eines vollfommen 
glaubmwärdigen und durchaus vollitändigen Prorofolld ans 
tomme, mithin aus ſolchen Unterlaffungen, welche niemals 
zu firgend einem Zweifel über die Gewißheit des Willens 
auch nur fheinbar Anlaß geben könnten, keine Nullitaͤt herz 
zuleiten ſei.“ 
conf. Nefer. vom 26. Februar 1798, Stengel's Beitraͤ⸗ 
ge, Bd. 7. ©, 252, 
Hiernach läßt fich kein zureichender Grund abfehen, warum von 
einem LUntergerichte nad Werfchiedenheit der eintretenden Yms; 
flände im Allgemeinen ſowohl, als auch insbefondere im vorlie; 
genden Falle, 


an 
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wo die Teſtatrix aus ſpeciellen und rackſichtewerthen Ur⸗ 
ſachen darauf angetragen hat, 
die Annahme des in Rede ſtehenden Codicills von dem Fuͤrſten⸗ 
thumegericht zu B. abgelehnt werden könnte. 
Die in dem $. 30. des Anhanges zum Allgem. Landrecht ent 
haltene Beſtimmung: 
daß Teſtamente, welche bei einem Patrimonialgerichte nie⸗ 
dergelegt worden, nicht von ihrer Gültigkeit verlieren, wenn 
fie an das Dbergericht der Provinz zur Affervation geſendet 
werden, 
dient der oben ausgeführten Anſicht zum befondern Stüßpunft, 
und fann nicht, wie das König. DOberlandesgericht annimmt, als 
Ausnahme von der Regel, fondern fie muß vielmehr als eine Be 
ſtoaͤtigung des in dem $. 33. des Anhangs ausgeſprochenen allges 
meinen Grundfages betrachtet werden. 

Das Königl. Oberlandesgeriht wird demgemäß angemiefen, 
an das Fürftenthumsgericht zu B. auf den Grund des gegenwärs 
ligen Reſcriptes das Erforderliche zu verfügen, und ſich in äh 
tichen Faͤllen darnach zu achten, auch den Suftitiarius A. zu B. 
davon in Kenntniß zu ſetzen. 

Berlin, ben 12, Februar 1832. (v. K. J. Bd. 39. S. 136.) 
J. 12. S. 99, Abgabe der von Magifträten aufgenommenen Teftamente 
an das betreffende Gericht. 

Die Allerhoͤchſte Cabiners: Ordre vom 21. Januar d. J. 
über die Errichtung von Teftamenten vor den Magifiräten, har, 
mie ihr inhalt deutlich ergiebt, lediglich die über die Anwendung 
des 8. 90. Tit. 12. Thl. Il. des Allgem. Landrechts, befonders feit 
Einführung der Srädte-Ordnung entftandenen Zweifel befeitigen 
wollen, ob bei folchen Teſtaments⸗ An; oder Aufnahmen die Ans. 
weſenheit des ganzen Magiftrats: Collegiums, oder nur eine De 
putation deffelben erforderlich fei. Mirgends ift darin auch nur 
entfernt angedeutet: 

daß bei dergleichen Teftamenten die in den 6$. 95 — 97. des 

Allgem. Landrechts a. a. O angeordnete nachträgliche Mits 

wirkung des Richters fortfallen fole; 
und insbefondere läßt ſich dies daraus nicht herleiten, daß die ge, 
dachte Ordre, dit von Seiten der Magiftrats: Deputation erfolg, 
te Ans oder Aufnahıne eines Teftaments eine 

„rechtsguͤltig erfolgte “* 

nennt, da auch ber $. 93. des Allgem. Landrechts a.a. O., auf 
melden in dem $. 99. Bezug genommen wird, von ter Gültigkeit 
der von Dorfgerichten an» und aufgenommenen Teftamente fpricht, 
und dennoch unzweifelhaft bei folhen Teftamenten die in den 


14 Alg. Land» Recht. I.12. $.198. 


$$. 95 — 97. a. aD. vorgeſchriebene nachträgliche Einwirkung 
des Richters noch hinzutreten muß. 

Die Meagifträre möffen daher auch ferner noch die vor ih: 
ren Deputirten an; oder aufgenommenen Teftamente, und zwar, 
wie es der S. 95. a. a. D. fordert, „ohne Zeitverluft‘‘, dem Rich— 
ter einhändigen, welcher feiner Seits nad wie vor verpflichtet 
bleibe, die in diefem und den folgenden Paragraphen ihm vorge: 
fohriebenen Handlungen vorzunehmen. 

Eine befondere Strafe gegen den Vorftand oder die Mit: 
glieder eines Magiftrats, ber ſich bei Ablieferung folcher Teſta⸗ 
mente fäumig zeige, hat das Gefeg nicht angeordnet; es können 
daher in diefer Beziehung nur die allgemeinen gefeglidhen Vor— 
fchriften -über die firafs und eivilrechtlichen Folgen der den Beam: 
ten zur Laft fallenden Pflihtwidrigfeiten zur Anwendung kommen. 

Dies wird dem Königl. Oberlandesgericht auf den Bericht 
vom 24. v. M. bei Ruͤckſendung des eingereichten Berichts des 
Land; und Stadtgerichts zu Graudenz vom 10, v. M., zur weis 
tern Beſcheidung des legtern hiermit eröffnet. 


Berlin, den 10. Juni 1833. (0.8.3. ®0.41.©.427.) 


L 12. S. 198. ichfeit — ii 

a pm 1 ine 

Ä Dem Königl, Oberlandesgericht wird in der abfchriftlichen 

Anlage (a) die, | 

wegen Nichtanwendbarkeit des $. 192. Tie. XIT. Th. IL. 

des Allgemeinen Landrechts auf die legtwilligen Werfügun: 
gen des $. 198. loco allegato benannten Perfonen des Ci⸗ 
vilftandes, | | 

unter dem 8. d. M. an das Juſtiz⸗-Miniſterium ergangene Aller: 

hoͤchſte Cabinets ⸗Ordre zur Nachachtung zugefertige, mit dem Bes 

fehl: deren Inhalt durch die Amtsblärter bekannt zu machen. 

Berlin, den 14 October 1831. 


Aus dem Berichte des Yuftize Minifterii vom 27. v. M. 
habe Ich den Zweifel eines Gerichtshofes über die Anwendung des 
$. 192. Tit. XII. P. Il. Landrechts erjehen, und erkläre zu deffen 
Beſeitigung die Anficht für begründen, daß die Ausnahme von 
den geſetzlichen Förmlichkeiten der Teftamente für Perfonen des 
Eivilftandes, deren im $. 198. nachgelaſſen ift, militairifch zu tes 
ftiren, wenn fie durch eine an ihrem Wohnorte ausgebrodhene ans 
ſteckende Krankheit oder durd Kriegegefahr verhindert merden, 

ſich des richterlicyen Amtes zu bedienen, nicht auf die im $. 192. 
den astiven Militairperfonen erlaubte Form einer legtwilligen Vers 
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fügung zu erſtrecken, vielmehr den Perfonen des Civilſtandes in 
den Hälen des H. 198. nicht geftaster ift, blos mündlich vor zwei 
Zeugen ihren legten Willen gültig zu erflären. Das Zuftiz: Mis 
nifterium hat den anfragenden Gerichtehof hiernach zu belehren 
und diefen Befehl durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, d. 8. Det. 1831. (9.8. 3.80.58. ©. 301.) 
Friedrich Wilhelm. 


J. 12. . 226 S ® j 
12 > — „11 Ausfertigung niedergelegter Teftamente mit dem Ans 
Aus einer vom Königl, PBupillen : Collegium dafelbft einge 
reichten Abfchrift der von dem Königl, Ober » Landesgerichte erfolg: 
ten Autfertigung des Teftaments der zu C. verftorbenen Wittwe 
v. B. har der Juſtizminiſter erfehen, daß das Roͤnigl. Ober 
Landesgericht nur das von der Erblafferin übergebene Teftament 
und das Publicationd: Protokoll vom 29. Sepibr. d. J., nicht 
aber die Verhandlung über die Annahme des Teftaments, hat aus; 
fertigen laffen. Diefe Auslaffung kann der AYuftizminifter nicht 
billigen. Die Ausfertigung eines Teftamentes muß alle Verhand⸗ 
lungen enthalten, welche dazu gehören, die Gültigkeit des Teſta⸗ 
ments zu überfehen. Hierzu wird das Annahme: Protokoll we; 
ſentlich erfordert. Das Königl. Ober s Landesgericht hat kuͤnftig 
dafjelbe immer in die Ausfertigung aufnehmen zu laffen. 


Berlin, den 3. Der, 1832. (v. K. J. Bo.40. ©.416.) 


1.12. S- 239. Teftamente, welche — fuͤr milde Stiftungen eut hal· 
ten, werden von dem Untergerichte an die Landes» Juftiz s Collegien nicht 
mehr eingereicht. 


a. 


Das Dber» Landesgericht fragt gehorfamft an, in Betreff des 
Verfahrens bei legtwilligen Zuwendungen an milde tif; 
tungen, mit Bezug auf das Geſetz vom 13. Mai 1833, 


Nach der Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Ih. I Tit. 12, 
$. 239. wurden bisher die bei den LUintergerichten unferes Des 
partements publicirten Teftamente, welche Erbfchaften und Ver; 
mädtnifje für Kirchen und andere milde Stiftungen enthalten, in 
Abſchrift uns eingefandt; diefe in folhen, eben fo wie hier publis 
cieren Teſtamenten enthaltenen Legate wurden fodann von ung der 
vorgeſetzten Behörde der betreffenden Anftalt bekannt gemacht, 
und es erfolgte bei Legaten für Kirchen und Pfarreien und andere 
geiftlihe Stiftungen die Mittheilung an bie bifhöfliche Behörde, 
tefp. an das Eonfiftorium, bei Legaten für Armenftiftungen an 
die Regierung ;- wir überließen es diefen Behörden, in den erfor 
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derlichen Häfen die Königlihe Genehmigung zu extrahiren, föß- 
ten nur zur etwanigen Wahrnehmung des landesherrlichen Inter: 
effes jederzeit die Regierung von einem folchen der Genehmigung 
bedürfenden Legate in Kenntniß. | 


Dur das Gefeg vom 13. Mai 1833., betreffend die Schen— 
kungen und legtwilligen Zuwendungen an Anftalten und Geiels 
haften, ift nun ein Zweifel über die fernere Anwendbarkeit diefes 
Verfahrens entftanden. Die Mehrzahl des Collegii ift nämlich 
der Anfiht, daß es nach diefem Gefege der Einfendung der Teftas. 
mente, welche Legate an milde Stiftungen enthalten, Seitens 
der Untergerichte an das Ober - Landesgericht ferner. nicht bedürfe, 
vielmehr jederzeit der perfänliche Richter des Erblaffers den Ver— 
waltern oder unmittelbaren Vorftehern folcher Stiftungen, naͤm— 
lich bei Legaten für Kirchen, Arme und Pfarreien den Kirchen, 
refp. Armen Vorfländen und Pfarrern, derartige Vermaͤchtniſſe 
bekannt machen müffe, und diefen Verwaltern das Weitere wegen 
Mitcheilung an ihre Vorgefegten lediglich zu uͤberlaſſen fri. 


Diefe Anfiht, nach welcher das bisherige Verfahren, we— 
gen Bekanntmachung folcher Legate durd das neuere Geſetz auf: 
gehoben, gründet fid darin, daß im Eingange des Gefeges die 
Aufhebung aller diefen Gegenftand betreffenden Vorſchriften (mit: 
hin der Beſtimmung des Allgemeinen Landrechts Th. 1. Tir. 12. 
-. $. 239.) ausgefprochen, fodann im $. 1. den Vorſtehern, und 
und wie es heißt im $. 10., den Verwaltern es zur Pflicht gemacht 
ift, die legtwilligen Zumendungen ihren vorgefegten Behörden an— 
zuzeigen. Dagegen find einige Mitglieder des Collegii der Meis 
nung, es habe durch das mehrerwähnte Geſetz unfer bisheriges 
Nerfahren wegen der Art der Bekanntmachung folher Vermaͤcht— 
niffe feine Aenderung erlitten, ‚vielmehr enthalte daſſelbe zumächft 
Beltimmungen für die Fälle, in. melden es bei derartigen Schen⸗ 
tungen und legtwilligen Zuwendungen der landesherrlihen Ge 
nehmigung bedarf, und wegen des alsdann eintretenden Ver— 
fahrens. | ei 

Em. Ercellenz dürfen wir bei diefer Verfchiedenheit der An: 
fihten um nähere Beſcheidung gehorfamft bitten. | 

Münfter, den 7. Aug. 1833. 
Das Ober Landesgericht. 
(Unterfchriften. 


14 


b. 


Dem Königl, Ober: Landesgerichte wird auf die Anfrage 
im Berichte vom 7. d. M. hiermit eröffnet, daß es in Folge des 
Geſetzes vom 13. Mai d. 5. der im $. 239. Tit. 12, Th. I. deg 
Allgemeinen Landrechts angeordneten Einfendung ſolcher Teſta 


ı 
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mente, welche Legate für milde Stiftungen enthalten, an das 
Königliche Dber » Landesgericht ferner nicht bedarf. Ä 


Berlin, den 26. Aug. 1833. (v.8. J. Bo. 42. ©.84.) 


L 14. S. 229. 230. Die Vorfchrift des A. 2. R. Theil T. Zie.14. | 
. 229 und 230, ift nicht anwendbar, mwenn die Inhaberin einer für fie auf 
. % 


fir Grundftäd eingetragenen Zorderung ihre Prioritaͤt cedırr. 


In der originaliter beikommenden anderweitigen Einga, 
be vom 1. d. M. beſchwert fih der Buchhändler N. iiber die ' 
Verfügung des Könige. Ober: Appellationsgerichts vom 6. Aus 
guft c., durch welche feine am 29, Zuli c. in der Hypotheken⸗ 
fahe von N. beim Eollegio angebrachten Beſchwerde über das 
Landgericht zu Bromberg wegen Zurüdweifung feines Antrags 
auf Eintragung der Prioritätseinräumung der verehelichten N. N, 
für ungegründet erachtet if. Da das Documentum ex quo, 
der Ceſſions⸗ Act vom 4. November v. J. nicht mehr vorliegt, 
fo laͤßt fi nicht vollftändig beurtheilen, welche Bewandtniß es 
mit der Prioritätseinräumung vor der für die Cessionaria auf 
ihren eignen Gütern eingetragenen Forderung hat. - Es fommt 
jedoch auf die Aufklärung diefes factifchen Verhaͤltniſſes nicht 
on; der Fall, da für den Eigenthuͤmer eines Grundſtuͤcks eine 
Forderung eingetragen iſt, iſt leicht denkbar, und ein folches 
Verhaͤltniß vorausgefegt, hält das Zuftiz» Minifterium für den 
Hal, da die Eigenthuͤmerin als Inhaberin der für fie einge: 
tragenen Forderung wegen derfelben die Priorirät einem andern 
Gläubiger einräumt, die 69. 229. 230, Tir. 14. Th. 1. des Als 
gem. Landrechts nicht für anwendbar. Der $. 230. ift nur 
eine Folgerung aus $. 229., wie das „‚alfo” im Eingange ers - 
giebt. Der $. 229. fegt aber voraus, daß ein Frauenzimmer 
gewiffen Vortheilen entfagt, wenn ein Anderer feine Verbind: 
lichkeit niche erfüllt. Es muͤſſen alfo für die Fälle der F. 229 
und 230. immer 3 Perſonen conceurriten: Ä 

a) derjenige, zu deſſen Gunften die Erklärung gefchiehr, 

b) die erklärende Frauensperfon, 

ce) ein Dritter, welcher eine Verbindlichkeit zu erfüllen vers 

pflihret ift, indem die Frauensperſon eben für den Fall, 
da diefe dritte Perjon die Verbindlichkeit nicht erfüllt, ges 
wiffe Nachtheile übernimmt, oder Vortheilen entjagt. 

. Für den Fall aber, da ein Frauenzimmer eine Schuld 
eontrahirt, wie hier durch Schuldigbleiben der Valuta cessio- 
nis, diefe Schuld auf ihre Güter eintragen läßt und dem Glaͤu⸗ 
biger die Priorität für eine Forderung einräumt, welche für 
fie felbft auf ihren Gütern eingetragen ift, fo concurrire feine 
dritte Perfon. Sie felbft ift die Verpflichtete. Von der 
Priorität kann nur die Rede fein, wenn fie ſelbſt als Schuld⸗ 
nerin = Zahlung nicht leifter. 

: 2 
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Jedenfalls ift vom Landgericht zu Bromberg darin nicht 
angemejlen verfahren, daß es die Eintragung anders vorge 
nommen bat, als fie in Antrag gebrachte worden ift. Falls 
das Landgericht Bedenken trug, die Eintragung mit der Prios 
ritäts: Einräumung zu veranlaffen, mußte es zuvor dem Bitt⸗ 
ſteller eröffnen, daß die Eintragung in diefer Art nicht erfol 
gen könne, daß fie aber Rubr. III. Nr. 3. ohne die Priori— 
‚särs: Sinräumung der Schuldnerin, falls er es wuͤnſche, fofort 
erfolgen folle. 

Das Königl. Ober: Appellationsgericht hat daher nit 
nur das Landgericht zu Bromberg dieferhalb zu rectificiren, fon 
dern dafielbe auch, fofern das Sachverhaͤltniß richtig vorgetra⸗ 
gen ift, anzumeilen, falls der Eintragung der Priorität Feine 
andere Bedenken, als das aus den $$. 229 und 230. Tit. 1 
TH. 1. des Allg. Landrechts enenommene, entgegenftehen, die 
felbe zu bewirken. 

Berlin, den 16, December 1831. (v. K. J. Bo.38 ©. 289.) 


114. S. 232. Sertioration der Ehefrau , eine in demfelben Juſtru⸗ 
inente , mit einem Ehemann als Bärgen, fich felbft als Haupriuldnerin 
verpflichter bat. _ 

Auf Ihre Anfrage in der WVorftellung vom 2. d. M.: 

ob auch in dem Falle, da eine Frauensperfon und eine 
Mannsperfon fih in ein und demfelben Inſtrumente ber 
geſtalt ausdruͤcklich verpflichten, daß die Ehefrau als Haupt 
fhuldnerin, der Ehemann aber ald Buͤrge haften folk, 
eine gerichtliche Certioration erfolgen muͤſſe? 

wird Ihnen Hiermit eröffner, daß auch in diefem von Ihnen 

angegebenen Halle die Ehefrau nad ergangenen Präjudicaten 

nur dann ’verpflichtet wird, wenn die in den 66 232 — 234. 

Tit. 14. TH. 1. des Allgemeinen Landrechts vorgeichriebene Cer⸗ 

tioration gerichtlich erfolge if. Denn auch in diefem Falle tritt 

die zweite Vorausſetzung des $. 232. 1. c. ein, daß nämlich 
in einem Inſtrumente eine $rauensperfon und eine Manns— 
perſon fih ale Mitfhuldner verpflichtet haben, indem aud) 
dee Bürge als ein Mitfchuldner, nämlich als ein fubfidiarifd) 
verpflichteter Mitſchuldner, erachtet werden muß. In dem von 

Ihnen angeführten Falle tritt dies um fo mehr ein, da Der 

Ehemann fogar. die Bürgschaft als Selbſtſchuldner “übernommen 

hat. Der Richter muß daher, wenn er auch Zweifel gegen die 

Nichtigkeit diefer Grundfäge hegt, ex officio auf Beobachtung 

der gefeglich. fiherften Form dringen, falls auf den Grund eis 

ner dergleichen nicht gerichtlichen Schuldverfchreibung eine Eins 
tragung erfolgen fol, widrigenfals er fi einem Regreſſe ausfegt. 

’ Berlin, den 12. April 1830 (v. K. J. Bd. 35. S. 962.) 

An den Hrn Zuftiz » Commiffarius Sturm zu Driefen. 
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1.16. $. 484. Anhana $. 52. Ä 
ned geöfbter Hnporhefenforderungen ift fein a ee ranbbr Mil 


Die Entfheidung des Königl. Landgerichts zu Krotoſchi 
und des Koͤnigl. Ober: Appellationẽgerichts zu Poſen: Ä 
daß det loeus der abgeloͤſten Pfandbriefe kein Segenftand 
des Verkehrs und der Execution fei, | | 
moräber Sie in der am 27. d. M. hier eingegangenen Einga⸗ 
be vom 14. Juli d. J. fih beſchweten, ift volltommen richtig. 
Das Geſetz vom 3. Juii 1824. verordnet: 
bag, wenn der Gutsbefiger eine auf feinem Gute einge 
tragene Hypothek an den Inhaber derfelben bezahle, er 
dadurch im die Rechte des Letztern auch ohne Eeffion tritt. 
Hieraus folgt, daß, wenn die Hypothek eine unbedingte For⸗ 
derung enthaͤlt, der Gutsbeſttzer durch die Zahlung Eigen, 
thümer derfeiben wird und darüber durch Eeffion weiter verfüs 
gen kann. | 

Iſt die Forderung aber keine unbedingte, iſt fie vielmehr 
mit einer aufläfenden Bedingung verfehen, wie es bier der 
Fall if, fo kann der Gutsbeſitzer fein Recht auf den abgelöften 
Pfandbrief erwerben. Es muß derfelbe vielmehr geloͤſcht wer⸗ 
den, eben ſo wie eine Hypothek geloͤſcht werden muß, und nicht 
weiter cedirt werden darf, wenn der Darlehnsgeber bei der 
Hergebung des Darlehns ausdruͤcklich die Bedingung aufgeſtellt 
hat, daß jede Abſchlags⸗Zahlung geloͤſcht werden ſolle. a 

Der locus einer gelöfchten Forderung, ift ein leerer Raum 
und fein Hypothekenrecht; der nachfolgende Hypothekengläubiger 
rüdt ipso jure herein. Die Beſchlagnahme des Platzes, wor, 
auf eine Forderung eingetragen ſteht, iſt etwas juriſtiſch Uns 
mögliches, weil fi der locus ohne eine Forderung nicht als 
etwas für ſich Beſtehendes denken laͤßt, die Beſchlagnahme eis 
nes ſolchen Platzes ohne die Forderung ſelbſt würde alfo nur 
die Ausſicht auf einen leeren Raum gewähren! — 

Die Löſchung der abgelöften Pofener Pfandbriefe aber 
fann nicht gehindert werden, weil ſich diefelde auf den Wertrag 
ihrer Bewilligung gründe. | J 

Berlin, den 20, Sepibr. 1832, (v. K. J. Bo. 40. S. 164) 


1. 16. 8. 484. Anhang $. 52. Der Eigentbümer eines Grunde 


irbe durch Auchablung der darauf verfidyerre Beldfumtme der 
be und die Jordan —* er mag perſonlicher Schuldner fein oder 
nicht. 


Dem Koͤnigl. Ober Landesgerichte wird auf den in der 
Beſchwerdeſache ‘des Dber : Regiftratorg N. erftatteten Bericht 
vom 29 Januar c. eröffnet, daß der Juſtizminiſter der Anſicht 

des Collegii, welche dahin geht: * 
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daß die Declaration des $. 52. des Anhangs zum. Allg. 

Landrecht vom 3. April 1824. nur in dem Falle in ih; 

rem vollen Umfange gelten und das Wort „Hypothek“ in 

diefem Gefege mit hypothekariſch verficherter Forderung nur 
dann fynonym fein fol, wenn der zahlende Eigen: 
thämer nicht perfönliher Schuldner der getilgten 

Poſt iſt; während, wenn dies der Fall ift, Hypothek nur 

die Hypothekenſtelle bezeichnen fol, 
nicht beitreten kann. 

Meder das bezogene noch irgend ein anderes Gefeg, noch 
der Sprachgebraudy, kennt einen Unterſchied zwiſchen Hypothek 
und hypothekariſch verficherter Forderung. Cine Forderung wird 
zur Hypothek, wenn fie hypothekariſch verfihert, d. h. im Hy⸗ 
pothetenbuche eingetragen wird, Die hypothetarifche Verſiche⸗ 
rung ift die Handlung, Hypothek das Produkt derfelben. Uns 
ter der Bezeichnung: Eigenthuͤmer, Eeffionar einer Hypothek, 
wird ſtets der Eigenthuͤmer, der Ceffionar der hypothekariſch 
verficherten Forderung verftanden. 

Hätte das Geſetz mit den Morten: 

alle Rechte eines Ceſſionars der Hypothek, 
den Sinn verbinden wollen, daß der zahlende Eigenthuͤmer nur 
Seffionar nicht der Realforderung, fondern des locus habe fein 
follen, fo müßte diefer Sinn auch in dem Falle gelten, wo er. 
eine fremde Schuld zahle. Das Geſetz diftinguirt durchaus 
nicht zwifchen dem Eigenthuͤmer des verpfänderen Guts, der 
zugleich perjönlich verpflichterer Schuldner ift, und dem Eigen: 
thümer, der nicht zugleich perſoͤnlich verpflidyteter Schuldner iſt, 
giebt vielmehr beiden alle Rechte eines Eeffionars, und Eeffio, 
nar heißt allgemein bei eingetragenen Forderungen derjenige, 
der diefe eingetragene Forderung durch Keffion erworben hat. 
Wenn der Hypothekengläubiger dem zahlenden Schuldner aus; 
drücdlih jura cessa ertheilt hätte, fo wäre derfelbe, obgleich 
fih in feiner Perfon Ereditor und Debitor vereinigte hätten, 
fhon nad der Beftimmung des Anhanges zum Allg. Landrecht 
6.52. Eintragung feines Eigenthumsrechts an der cedirten hy: 
pothefarifchen Forderung zu verlangen berechtigte gewefen. Durdy 
die Declaration vom 3. April 1824. ift die Quittung der aus: 
druͤcklichen Geffion ganz gleich geſtellt. Durch diefe Declaras 
tion ift die Erwerbung der Hypothek an das Dafein der Quiet: 
tung, alfo eines Documents geknüpft, welches fi keinesweges 
auf die Hypothekenſtelle befchränkt, fondern weſentlich auf die 
Forderung bezieht; wenn nun gefage iſt, daß diefe Quittung 
als ausdrückliche Eeffion gelten fol, fo kann dies nie anders 
aufgelegt werden, als daß die Quittung als ausdräcdliche Eefr 
fion der Hypothekenforderung felbft gelten fol, und man wir; 
de den Worten des Geſetzes offenbar Gewalt anthun, wenn 
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r y 
wandenfelben den natärlihen und fprachgemäßen Sinn nur in 
dem Fall beilegen wollte, wenn der Eigenthuͤmer nicht zugleich 
mriönlicher Schuldner iſt, ihmen aber eine ganz entgegengefepte . 
Deutung geben wollte in dem Fall, wo er zugleich perfönlicher 
Schuldner ift. Kann das Königl, Ober: Landesgericht felbft niche 
in Abrede ftellen, daß Eeffionar der Hypothek, im erftern Fall, 
Ceſſionar der hypothekariſch verficherten Forderung heißen foll; fo 
ift ed auch Mar und unzmweideutig ausgefprochen, daß der zahlende 
Eigenthuͤmer, fei er Schuldner, fei er Nichtfchuldner, durch die 
Zahlung felbft Gläubiger des Grundſtuͤcks wird, und die doppelte 
Qualität von Schuldner und Gläubiger bei Hypothekenforderun⸗ 
gen fo auseinander gehalten werden follen, daß die Vereinigung 
beider entgegengefegter Qualitäten in Einer Perfon möglich ift. 

Kann es nun nicht zweifelhaft fein, daß die Eeffion dem 
Eefflonar das Recht giebt, über die cedirte Forderung nah Wills 
führ zu dieponiren und diefelbe auch für ein minderes Duantum 
old den Nominalwerth zu cediren, fo fann, da der bezahlende 
Debitor „alle” Rechte des Eeffionars geniefen und die Quittung 
diefelbe Wirkung haben foll wie eine ausdrüdliche Ceſſion, dies 
Recht auch dem Eigenchämer, der eine hypothekariſche Forderung 
befriedigt und darüber löfchungsfähige Quittung erhalten hat, fei 
die bezahlte Schuld urfprünglich eine fremde, fei fie eine eigene 
Schuld, nicht fireitig gemacht werden. 

Ob die für 2600 Thaler verkaufte Forderung von 3000 
Thalern als perfönliche Schuld des Eonftituenten‘ noch auf 3000 
Thaler oder 2600 Thaler validirt, kann dabei ganz unentfchieden 
bleiben, da jedenfalls die Hypothek, die NRealverpflichtung des 
Guts noch auf 3000 Thaler validire und auf fo hoc, cedirr ift. 
Erieidet dereinft diefe Forderung einen Ausfall, und der Beſitzer 
mill fih nun gegen den perfönlihen Schuldner wegen diefes Auss 
falls regreffiren; fo wird aledann per sentenliam entfchieden 
werden, ob derfelbe als Ceſſionar oder als Eonftituent, ob auf 
Höhe von 2600, oder von 3000 Thalern haftet, oder ob nicht die 
periönliche Verbindlichkeit, wie das Gutachten der Gefegcoms 
miffion vom 10. juli 1802 ausführt, durch Eonfolidation erlos 
ſchen fei. 

Die eingefehenen Acten über die Veranlaſſung zu der Des 
claration vom 3. Auguft 1824 ergeben, daß es unzweifelhaft in 
der Abficht des Geſetzgebers gelegen hat, nicht blos das Recht auf 
die Hypothekenſtelle, fondern das Recht auf die Forderung felbft 
dem zahlenden Eigenthümer zu übertragen. 

Denn nicht allein, daß diefe Anficht bereits in dem von dem 
Snfizminifterium ausgegangenen Antrage ausgefprochen ift, fo 
if auch bei der Prüfung des Antrags im Staatsrathe fehr voll: 
fündig unterfucht,, ob eine ſolche Aufhebung des Conſolidations⸗ 
Principe zuläffig ſei, und diefe Frage ſowohl nad) römifchem als 
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preußifhem Rechte bejahend entſchieden; demnädhft aber haben 
fih die Abıheilungen des Staatsraths über die Frage: ob bei eis 
ner Zahlung durch den Eigentümer die Abficht, zu kaufen oder zu 
tilgen, zu präfumiren fei, in zwei gleihe Hälften gerheilt, von 
denen die erjtere die jegt in der Geſetzſammlung befintliche Cabi⸗ 
nets-Ordre, die zweite Aber anderweitige Beſtimmungen in Vor⸗ 
ſchlag brachte, und in gleicher Art hat fi eine Werfchiedenheit 
der Anficht im Staatsrath felbft kundgethan; Se. Majeſtaͤt Has 
* aber nicht allein durch Vollziehung der von den Vertheidigern 
der erſtern Meinung in Vorſchlag gebrachten Cabinets⸗Ordre, ſon⸗ 
dern noch durch eine zweite an den Staatsrath gerichtete, nicht 
publicirte Cabinets⸗Ordre de eodem dato, und hier ganz außs 
druͤcklich auszufprechen geruhet: 
daß Allerhöchſt Diefelben der Meinung des Staatsrathes 
dahin beitreten: | 
daß der Eigenthuͤmer eines Grundſtuͤcks, welcher eine auf 
daſſelbe hypothekariſch verficherte Forderung befriedigt, und 
diefe Forderung im Hypothekenbuche nicht hat Iöichen lafs 
fen, auch ohne foͤrmliche Eeffion, durch die bloße Quit⸗ 
je alle Rechte eines Eeffionars „dieſer“ Hypothek ers 


halte 
wobei es durch ben Ausdrud: 
„dieſer Hypothek” 
ganz unzweifelhaft feftgeftelle ift, daß damit bie in dem Vorher⸗ 
gehenden erwähnte, hypothekariſche Forderung gemeint iſt. 

Das Königl. Ober: Landesgericht hat daher dem Antrage 
des H. zu deferiren, und'fich nad) diefen Grundfägen auch in Zus 
kunft zu richten, 

Berlin, den 25. Febr. 1833. (v. K. 3.88.41, ©. 267.) 


1.17. 8. 74. 
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an einem gemein 
und die Folgen 
biger. 


nauläfflokeit der Sabbakation eines einzelnen Antheils 
tlihen Grundfläde mehrerer Erben vor der Theilung 
lher Weräußermg für die Rechte der Oopothefengläns 


Dem eb Dder» Landesgericht wird auf defien Bericht 

uom 29, März c. 
in der S' ſchen Subhaſtationsſache zu ©. 
Folgendes eroͤffnet: 

Die Wittwe des Kaufmanns S. und ihre 3 Soͤhne befin⸗ 
ben ſich, nach dem eigenen Vortrage des Koͤnigl. Ober⸗Landesge⸗ 
richts, im gemeinſchaftlichen Beſitze und in der Verwaltung des 
noch ungetheilten Nachlaſſes ihres Mannes und Vaters und * 
die beftandene Guͤtergemeinſchaft fort. 

Zu dem Nachlaſſe gehören mehrere Grundſtuͤcke, unter ans 
dern auch das Bürger: Sirundfiüd No. 2. zu ©, 

; Ein perfönlicher Glaͤubiger des einen Sohnes fuchte bei dem 
Lands und Stadigerichte zu ©. im Wege der Execution die Sub⸗ 
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baftation des ideellen Sechstel⸗Antheils feines Schuldners an dem 
Grundſtuͤcke No.2, nah; dem Antrage wurde Statt gegeben, das 
ganze Grundſtuͤck auf 1337 Thir. 13 Sgr. 8 Pf. abgeſchaͤtzt und 
der re Theil defielben mis einer Bwöchentlichen Friſt zur Subha⸗ 
ftation geſtellt. Zee 
Das Land» und Stabdtgericht zu G., weiches ein Depofls 
tal Capital von 3500 Rthlr. auf dieſem und den übrigen zum Mach⸗ 
laß gehörigen Grundſtuͤcken zu fordern hat, erklärte zu den Sub⸗ 
haftations : Acten: 
daß durch den Verkauf von Ztel des in Rede ftehenden Grund 
ſtuͤcks die Hypothekenrechte feines Depofltorii auf das ganze 
Grundſtuͤck nicht alterirt werden fünnten, _ 
mit dem Antrage: | | | 
dies den Licitanten bekannt zu machen. 
Dies gefhah, und es fchlug hierauf das Land» und Stadtge⸗ 
tie zu &. am 13. December 1832 den Gten Theil des Jo— 
bann &. an dem Grundftüde No. 2. zu S. dem Bürger G. für 
ein Gebot von 40 Rıhir. zu. 
Es fragt fi: | 
1) 06 das Verfahren des Land» und Stadtgerichts zu &. an 
ſich zuläffig gewefen? und 
2) was es für rechtliche Wirkungen hat? 
Das Koͤnigl. Ober Landesgericht will - 
zu 1. das Verfahren des Land: und Stadtgerichts zu S. durch 
die Worfchrife des Preußischen Landrechts von 1721. Th. 11. 
Buch 4. Tir. 6. Art, 2. 6. 7. 
rechtfertigen , welche lautet: | 
— fo ein Miterbe, Socius, Gemeinfhafter, Consors oder 
Geſell, ein Haab, Gut oder Gerechtigkeit, daran andere 
Theil oder Gemeinfhaft hätten, verkauft, ohne Verwilli⸗ 
gung feiner Miterben, Gemeinen, Conforten oder Gefellen, 
derſelbe Kauf oder Contract foll nicht weiter binden, denn 
fo viel als dem Verkäufer zu feinem Antheil an folcher vers 
tauften Haab, Gütern oder Gerechtigkeit gebührt. Und - 
foihergeftalt kann auch ein Ehegatte, fo in koͤllmiſchen Guͤ⸗ 
tern figet, ein Haus oder Grund ohne des andern Wiffen 
nicht ganz verkaufen, fondern da foldhes gefchehe, it der Kauf 
nicht weiter kräftig, als fo weit er des Verkäufers koͤllmiſche 
Hälfte Herrifft. 
Es folgt aus dieſer Gefegftelle Hlos, daß ein Kaufcontract, 
welchen einen Miteigenthümer über eine im gemeinfchaftlichen 
Eigenthume befindliche Sache einfeitig ſchließt, nicht in tolum, 
fondern nur in tantum zu rechtbeftändig ift, fo weit nämlich fein 
Antheil an der gemeinfhaftlihen Bade geht, — ein Rechtsſatz, 
der, in Beziehung auf den Werfäufer, unbedenklich richtig iſt, 
und nur in Beziehung anf den Käufer noch eine Unterfcheidung 
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zuläßt, je nachdem ſich derfelbe, indem er eine Sache ganz, und 
nit blos einen Theil davon, zu kaufen wähnte, in einem fol 
chen Irrthume befunden hat, der eine Aufhebung des Wertrages 
gefeglich rechtfertigt, oder nicht. Eben fo folgt daraus, daß ein 
Miteigenthämer feinen Antheil an der gemeinfcpaftlichen Sache 
einem Andern überlaffen oder abtreten kann; eine Beſtimmung, 
die auch das Allgemeine Landrecht kennt: 
$. 60. 63 und 64. Tit. 17. Theil I. 

Es fteht hiernach, wie das Königl. Ober » Landesgericht 
richtig ausführt, auch der Folgerung nichts im Wege, daß ein 
folder Antheil im Wege der Erecution zum gerichtlichen Verkauf 
gebracht werden darf; 

$. 74. dafelbft. 


Dagegen koͤmmt in Betracht, daß das Allgemeine Land» 
recht den Grundſatz des Römifchen Rechts nicht kennt, wonach 
alles, was zur Activ / und Paſſivmaſſe gehört, auf die Miterben, 
nad Verhältnif ihrer Erbquoten, ipso jure übergeht, daß alfo, 
nad) dem Allgemeinen: Landrecht, erft eine Erbauseinanderfegung 
vorausgehen muß, ehe man mit Beflimmtheit annehmen kann, 
daß einem Miterben z. B. der Öte Theil an einem gewiffen, zur 
Verlaſſenſchaft gehörigen Grundſtuͤcke zufteht, und es folge hier, 
aus wiederum, daß, fo fange dies nicht gefchehen ift, die Sub: 
haftation diefes bten Theils unzuläffig bleibt, weil man nicht wifs 
fen kann: 06 der Miterbe nicht fhon ſoviel aus dem Vermögen 
vorweg erhalten hat, daß für ihn nichts. mehr zu erben ift, und 
ob nah Berichtigung der Schulden überhaupt etwas zur Verthei⸗ 
lung übrig bleibt. 

Hierzu tritt ferner, daß im vorliegenden Falle der Beſitz⸗ 
titel des 6ten Theils des Grundſtuͤcks für] den Johann S. noch 
nicht berichtige worden, und daß, fo lange dies nicht gefchehen ift, 
“ ein perfönlicher Gläubiger deffelben auf die vermeintliche ideale 
Quote des fraglichen Grundſtuͤcks weder ein Hypothekenrecht ers 
werben, noch diefelbe zur Subhaftation flellen konnte. 

‚Der YZuftizminifter muß daher bei der früher ausgeſproche⸗ 
nen Anficht beharren, | 

daß das Verfahren des Land» und Stadtgerichts zu S. an 
fi unſtatthaft geweſen ift. 

Zu 2. Geſetzt aber auch, es ftünde feft, dag dem Sjohann S. 
der 6te-Theil an dem Bürgergrundftüäd No. 2. zu ©. zuges 
ftanden habe, es wäre fogar der Beflgtitel von diefem Gten 
Theile auf defien Namen berichtigt, gefegt alfo, die Sub⸗ 
haftation diefes Ancheils wäre zutäffig geweien: fo fragt es 
fid) ferner: 

was denn der Verkauf eines Antheild an einem gemein, 

ſchaftlichen Grundftäde für rechtliche Folgen haben kann? 
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Die Antwort ergiebe fih aus der folgenden Betrachtung. 
Jede Sache, weldye mehreren Perſonen in einem ungeiheilten Zus 
Rande zugebört, ift deren gemeinfchaftliches Eigenthum, die Theil 
nehmer bilden eine moralifche Perfon, fie ftehen in einer Gemein, 
Ihaft mit einander, und dieje kann nur 


a) durch Bereinigung aller Rechte der Einzelnen in einer Hand, 
b) durch gemeinfchaftliche Weräußerung an einen unter ihnen, 
oder einen Fremden, oder 
ec) durch Theilung, d. h. Maturaltheilung oder öffentlichen Vers 
fauf der ganzen Sache, 
gelöit werden. | 
Dadurch, daß ein Theilnehmer oder Miteigenthuͤmer fein 
Arrecht einem der übrigen Theilnehmer oder einem Fremden übers 
läßt, oder daß ein Gläubiger einen Antheil des Miteigenthuͤmers 
zum gerichtlich nothwendigen Verkauf ftellt, tritt der Ceſſionar, 
Erbihaftstäufer oder Adjudicator immer nur an die Stelle feines 
Cedenten, Erbſchaftsverkaͤufers, oder Schuldners, folglich in die 
Gemeinfchaft mit den übrigen Theilnehmern. | 


Darum ſpricht das Allgemeine Landrecht $. 60 u. f. Tit. 
17. Th. I. nur von der Ueberlaffung oder Abtretung eines An: 
rechts am Meiteigenthume, und vermweift im $. 74., wo von ber 
nothwendigen Weräußerung auf das Andringen der Gläubiger die 
Rede ift, ausdrüädlich auf jene $$. 60 — 68. Das Anrecht eis 
nes Miteigenthämers aber befteht in dem Sinbegriff der Rechte 
und Verbindlichkeiten, melde einem Miteigenthuͤmer in Bezug 
auf die gemeinfchaftlihe Sache zuftehen. 

Der Bürger G. zu ©. hat alfo durch die Adjudication in 
feinem Falle mehr erworben, als den Antheil an dem in Rede 
ſtehenden Grundſtuͤck, welcher feinem Schuldner Johann ©. zus 
fand, mit allen demfelben in Beziehung auf das Miteigenthums, 
Verhaͤltniß zuftehenden Rechten und Verbindlichkeiten; mit ans 
dern Worten: _er ift den Mitgenoffen, wie der 9.68. fagt, in 
deren Gemeinfhaft aufgedrungen worden, und hat nun erit das 
Recht erworben, auf eine Theilung des gemeinfchaftlichen Eigens - 
thums und zu diefem Zweck auf den Öffentlichen Verkauf des gan; 
zen Grundſtuͤcks anzutragen. Diefer öffentliche Verkauf erfolgt 
aber, wie jede freiwillige Subhaſtation, unbefchader der Rechte 
der Hypothekenglaͤubiger und der übrigen Realberechtigten. 

Im vorliegenden Falle Handelt es fich uͤberdies von einem 
gemeinfhaftlichen Eigenthum mehrerer Miterben, es ift nur ein 
Theil des Erbrechts des Johann S., naͤmlich des Erbrechts, wels 
des ihm auf das Grundſtuͤck No. 2. zuftand, verkauft worden, 
der Käufer ift fonach ein Erbfchaftöfäufer, und feine Rechte und 
Verbindlichkeiten find nah 5.452 u. f, Tit. II. Theil 1. des All 
gemeinen Landrechts zu beurtheilen. ” 
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Es ift dies um fo weniger zweifelhaft, da er in feinem Falle 
mehr Rechte erwerben kann, als-feinem Schuldner, der in unge 
theilten Gütern lebt, ſelbſt zuftehen. 

Es ergiebt fih hieraus, daß das Land» und Stadtgericht 
zu ©. volllommen Recht hat, wenn es der Löfchung feines Depo⸗ 
fitals Capitals auf dem verkauften Gten Theile des in Rede ftes 
henden Grundſtuͤcks widerfpricht. 

Das Koͤnigl. Ober-Landesgericht erhält auf den Grund 
der vorftehenden Ausführung hierdurch die Anweifung : 

dem Königl. Land; und Stadtgerichte zu &. die Löfchung 
ausdrücklich zu unterfagen, und wenn diefelbe inzwifchen ges 
fchehen fein follte, dafielbe mit Bezug auf die Vorſchrift 
des $. 526 u. f. Tit. 20. Theil I. des Allgemeinen Lands 
rechts von Amts wegen anzuhalten, die Wiedereintragung 
fofort wieder zu bewirken, | | 
unbefchadet jedoch der Nechte des Adjudicators, wenn er fich ges 
traut, im Wege Nechtens auszuführen, daß er die Löfhung zu 
verlangen befugt fei. 
Berlin, den 13. April 1833. (0.8.5. 80.41. ©.555.) 


1.17. 8. 151. gesi ; 
al 8* ee ae el. SR Denn 

Dem Königl. Dber  Landesgerichte wird beigehend eine Abs 
ſchrift der, von dem Juſtizrath L. im Namen des Rittmeiſters 
v. R. und der v. D.’fhen Geſchwiſter, wegen verweigerter Einleis 
tung der von der Collegienrächin v. W., gebornen v. K., und 
Eonforten wider den Major a. D. v. ©. und deffen Ehefrau ans 
geftellten Klage, unterm 26; v. M. geführten Befchwerde mit dem 
TEroͤffnen zugefertige, daß, wenn das Sachverhaͤltniß richtig vors 
getragen worden, die Beſchwerde als gegründet zu erachten iſt. 

Es ift hier von einem bedingten Legate die Rede, welches, 
falld der eingefegte Erbe ohne Leibeserben fterben follte, der 
Schweſter der Erblafferin oder deren Leibeserben ausgeſetzt wor⸗ 
den ift. Der eingefegte Erbe ftarb ohne Leibeserben, mithin trat 
die Bedingung des Legats ein. Die Schmwefter der Erblafferin, 
die Generalin von K., hatte jedoch den Anfall nicht erlebt, das 
Legat fiel daher ihren Leibeserben, d. h. ihren Kindern zu. Hier⸗ 
nach handelt es ſich keinesweges von der Einziehung des Actibi eis 
ner Erbſchaft, und kann der $. 151. ir. 17. Th. I. des Allgem, 
Landrechts weder direct noch analog zur Anwendung kommen, 

Die Erbfchaft ift ein Inbegriff von Rechten und Verbin: 
lichkeiten. Die Theilung der Rechte kann nur zugleich mit der 
Teilung der zum Ganzen gehörigen Werbindlichkeiten erfolgen. 
Da jedoch der Erbfchafts ; Gläubiger jeden Erben, auf Hoͤhe der 
Summe. feines Erbtheils, wegen der ganzen Forderung in An— 
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(peu nehmen kann, (Allg. Landrecht 1.17. 55.131. 134.) : fo has 
ben die Gefege den theilenden Erben das Recht gegeben, von je: 
dem Miterben den Nachweis der Berichtigung der übernommenen 
Erbihaftefhulden und bis dahin Sicherfiellung zu verlangen, — 
147.149. a. a. DO. — Hierauf beziehen ſich auch die übrigen 
Borfhriften über die Einziehung der Activ: Forderungen nad) der 
Theilung — $- 152. u. f. Durch die Theilung felbft erhalten ins 
def die Erben erft eine Weranlaffung, die erforderlichen Maafs 
regeln zu ihrer Sicherftellung wegen der Erbfchaftslaften zu trefs 
fen, und dies eben ift der Grund, weshalb nach den, bei diefer 
Lehre von dem Römifchen Rechte bekanntlich abweichenden Lans » 
desgefegen, por der Theilung kein Erbe berechtigt ift, für feingn 
Theil auch nur eine Quote der Activ Forderung einzuziehen, 


Ganz andere Grundfäge treten bei Legaten ein, deren Ges 
genftand nur einzelne Sachen oder Summen find, — Tit. 12, 
6.6,a.a. D. — oder auch ein Inbegriff von einzelnen Sachen — 
universitas rerum — mit welchen au wohl einzelne Verbind⸗ 
lihfeiten verbunden fein können, $. 325. a. a. O., welche: aber 
nie einen Inbegriff von Rechten und Verbindlichkeiten — univer- 
sitas juris — bilden. Deshalb ift eine, mehreren Perfonen als 
Legat Hinterlafjfene Activ: Forderung nach den vom Erblaſſer ans 
gewiefenen Duoten von felbft — ipso jure — getheilt. 


Ein theilbares Legat kann daher, fofern der Antheil eines 
jeden Mitlegatars fefifteht, von jedem Legatar auf Höhe feines 
Antheils eingezogen werden. Proc. » DOrdn.: Tit. 5. $.4. No. 7. 
Inſofern nun die Kläger fi als Inhaber der eingeflagten An: 
theile legitimiren, fo if die Legitimation zur Sache hinlänglich 
feftgeftelle, ohne daß es noch darauf anfommen kann, nachzumeis . 
fen, welchen Spntereffenten die nicht eingeklagten Antheile des Les 
gats zuftehen. Sn | 

Aus diefen Gründen ift unter Borausfegung, daß das Sachs 
verhaͤltniß richtig vorgetragen worden, von dem gedachten Beben; 
fen abzufiehen, und, falls fonft der Klage nichts entgegenfteht, 
die Inſtruction derfelben einzuleiten. 

Berlin, den 20. Septbr. 1833. (0.8. J. Bd. 42. ©. 86.) 


1.18. S. 651 fofg. 
nee a GERING u Sen Besen, dei Wupehung ob 

Den Königl. Provinzial» Auftizhöfen wird in der abſchrift⸗ 
lichen Anlage a. die, an die Herren Minifter des Sinnern und der 
Finanzen ergangene, Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 8, Auguft 
d. J., und die, in deren Gemäßheit von Seiten des Herrn Fir 
nanzminifters unterm 8, Auguft d. J. den Regierungen sub b. 
ertbeilte Anmweifung 
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über die Grundfäge zu den Verträgen bei Aufhebung bes 
Lehnverbandes der Bauerlehne in den Domainen 
nachrichtlich mitgerheilt. 
Berlin, den 6. December 1830. | 
aan Oo 0 Der Juſtizminiſter. 


Auf den andermweiten Bericht vom 3. v. M. will Ich nun⸗ 
mehr nach dem Antrage vom 18. Februar d. J. genehmigen, daß 
die Anweifung über die Grundfäge zu den Verträgen bei Aufhe⸗ 
bung des Lehnverbandes der Bauerlehne in den Domainen, den 
berreffenden Regierungen mitgerheilt werde, um danach zu verfahs 
ren, wenn einzelne Befiger folcher Lehne es ihrem Intereſſe an: 
gemeffen finden follten, die Aufhebung des Lehnverbandes nach⸗ 
‚ Zufuchen. F 

Berlin, den 8. Auguſt 1830. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Miniſterien des Innern 
| und der Finanzen. 


b. 


mweifung für die Dregierungen, über die Grundfäße zu den B n 
m ar — des Gehnverbandes der Bauerlehne I Den — * 


Die Grundſaͤtze, welche bisher bei Aufhebung des Lehnver⸗ 
bandes zwiſchen dem Domainen» Fiscus,, als Lehnherr, und den 
Befigern der Bauerlehne in den Domainen angenommen wurden, 
find theils nicht angemeffen, theils geben fie einen feiten Anhalt. 
Um dem Mangel abzuhelfen, werden die folgenden Vorfchriften 
gegeben. Es wird. aber keinesweges beabfichtigt, feftzufegen, daß 
der Lehnverband von jegt an aufgehoben fein foll, fondern die Ans 
weifung giebt nur die Grundfäge für die Fälle, in denen der Befiger 
des Lehns die Aufhebung nachſucht, mithin nur zu einem Webers 
eintommen beider Theile. Da dies Uebereintommen nur die Nechs 
te des Lehnsherrn berreffen fol, fo folge hieraus, daß dadurd in 
den Rechten der Agnaten und Mitbelehnten nichts geändert wird, 


g.1. 


Bei der. Feftfegung der dem Lehnsherrn zu gemwährenden 
Entfhädigung komme es zuerft darauf an: auf wie viel Augen 
das Lehn ftehe. Ä 

Bei Lehnen, die auf mehr als vier Augen ftehen, kann, 
Namens des Domainen » Fiscus, die Auflöfung des Lehnverbandes 

nachgegeben werden, wenn der Beſitzer 
| bei Mannlehnen 
2 bis 5 Procent, 
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bei Weiberlehnen, vermifchten Lehnen und Erblehnen, 
1 bis 3 Procent 


des Werths des Lehns, nach Abzug der darauf haftenden Hypo⸗ 

thetenfhulden, wozu der Lehnsherr den Conſens gegeben hat, oder 
die er anzuerkennen verpflichtet ift, zu zahlen übernimmt. Nach 
diefen Sägen und nah Maafgabe der größern oder geringern Bes 
fhräntung des Bafallen, in Hinſicht auf Dispofltion über das Lehn 
- und Vererbung deffelben, wird in jedem einzelnen Falle die Ent 
fhädigung feftgeftellt. Statt der Zahlung des Capitals kann aud) 
die Entrihtung eines jährlichen Canons von 5 Procent des Capi⸗ 
talberrags angenommen werden. pr 


— 


Der Werth des Lehns wird, wenn eine Taxe ſchon vor⸗ 
handen und brauchbar ift, nad) diefer, andernfalls aber nach dem 
legtern Ermwerbungspreife angenommen. Ergiebt ſich kein folcher 
Preis, oder erfcheint er fo unverhältnigmäßig, daß er nicht zum 

Grunde gelegt werden kann; fo muß eine Abſchaͤtzung erfolgen. 


$. 3. 


Sobald der Lehnverband für aufgehoben erklärt iſt, höre 
aud die Verpflichtung auf, Laudemien, Confensgebühren, oder 
andere in gleihem Verhaͤltniß ftehende Gebühren zu zahlen. 

Andere auf dem Lehn haftende, beftändige und unbeſtaͤn⸗ 
dige, baare und Natural» Gefälle, Dienfte und Leiftungen blei— 
ben unverändert. 


$ 4. 

Bei Lehnen, deren Werth, ohne Abzug der Schulden, mehr 
als 10000 Thaler beträgt, muß vor Abſchließung des Vertrages - 
die Genehmigung des Finanzminifterii nachgefucht werden. Diefe 
Genehmigung ift eben fo erforderlich in allen den Fällen, in wel: 
hen die Entſchaͤdigung nicht nady dem höchften der im $. 1. auf: 
geftellten Säge feftgefegt werden foll, jedod nur fo lange, bis 
hierüber nähere Beftimmungen gegeben fein werden. 


5. 


Wenn Lehne auf vier Augen ftehen, fann zwar die Aufhe— 
bung des Lehnverbandes ebenfalls ſtatt finden; bei der Berech— 
nung der Entſchaͤdigung wird aber mindeflens das Doppelte der 
$. 1. beftimmten Säge zum Grunde gelegt. Diefe fönnen auch 
noch erhöher werden; wobei darauf Nüdficht genommen wird, 06 
der Lehnverband für den Wafallen mehr oder weniger läftig fgi, 
und ihn in feiner Dispofition über das Lehn mehr oder weniger 
beſchraͤnke. 
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Uebrigens finden auch hinfichtlich der, auf vier Augen fie; 
henden Sehne die Vorſchriften in den SS. 1. 2 und 3. Anwendung. 
Bei ſolchen Lehnen muß aber in allen Fällen die Genehmigung 
des Finanzminifterii eingeholt werden. | 


$. 6. 


k Bei Lehnen, die nur auf zwei Augen flehen, findet der 
Antrag auf Aufhebung des Eehnverbandes nicht flatt, es fei denn, 
daß befondere Vortheite angeboten würden; in einem ſolchen Kalle 
muß über ven Anträg an das Finanzminifterium berichtet merden. 

Berlin, den 8. Aug. 1830. (v. 8. 5.86.36, &.196.) 

Der Finanzminifter. 

Maaßen. 

I. 18. S. 302 fofa. Ueber Die ——— und anderweitige Weber 


N ingung eines Lehnſtammes, insbefondere nach Kurmä 
* 3 die Zuziehung der babei intereffirenden — een Sehntede 


* 


Berlin, den 12. Mai 1833. 

Das Kammergericht berichtet in Gemaͤßheit der Hohen Ver: 
fügung vom 22. April c. über die, gegen das Königl. Ober Lan: 
desgericht zu Frankfurt a; d. O. gerichtete Beſchwerde des Gutss 
befigers von St., die Transferirung eines auf dem Gute 2. hafı 
tenden Lehnſtamms/Capitals auf das Erbſchenkengut in P. ber 
treffend. 

R Em. Excellenz verfehlen wir nicht, den in nebenbezeichneter 
Angelegenheit mittelft hoher Verfügung vom 22, April c, von uns 
erforderten Bericht, unter Wiederanfchluß der uns zugefertigten 
Acten und der Befchwerde des Gutsbefigers v. &t., nebft Anlagen, 
fo wie des Berichts des Ober » Landesgerichts zu Frankfurt a.d.D. 

vom 16. März c., nachftehend ganz gehorfamit zu erftatten 

Das zum Grunde liegende Sachverhältnig, wie fih fol 
ches aus den und mitgetheilten Actenftücken ergiebt, ift folgendes: 

Auf dem in der Neumark belegenen Rittergute 2. haften 
Rubrica III. sub No, 28 und 29. zwei, bei Gelegenheit von 
Theilungen der Uckermaͤrkiſchen v. St'ſchen Lehngüter T., L. und 
G. entfiandene, fpäter auf 2. transferirte Lehnſtaͤmme von refp. 

| 5000 Thir. — Sgr. — Pf. 

und 5632 — 16 — 7— 

zufammen im Betrage von 10632 Thir. 16 Sgr. 7 Pf. 

welche gegenwärtig auf den Namen der drei Gebrüder, des Mas 

jors Georg, Rittmeifters Otto und Lieutenants Hans v. St., eins 

getragen find und an welchen den Brüdern ihres verfiorbenen Was 
terö und deren Descendenz die gefammte Hand zufteht. 

Der Lieutenant Hans v. St., welcher das Erbſchenkengut 
in P. eigenchämlich erfauft hat, wuͤnſcht gegenwaͤrtig das, ihm 


— 
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an jenen Lehnſtaͤmmen zuftehende Dritiheil auf Höhe von 3500 
Thalern auf diefes nen erfaufte Sur übertragen zu fehen, hat 
aud die Eintragung der 3500 Thaler bereits veranlaßt, und un: 
ter Ueberreichung der von feinen beiden Brüdern Georg und Otto, 
fowie von fünf Anmärtern aus den Linien feiner Vatersbruͤder 
ausgeftellten Eonfenfe darauf angetragen, diefen Antheil, nad 
Abzug der, davon feiner Schweſter, der verehelichten von G., noch 
gebührenden Lehnsahfindung, auf Höhe von 3292 Thlrn. 8 Bar. 
4X. im Hypothekenbuche von L. zu loͤſchen. Das Ober: Lam: 
deögeriche zu Frankfurt a. d. D. hat fih, nachdem ein früheres 
Bedenken in Betreff der fchwefterlichen Lehnsabfindung nad) In— 
halt des Berichts vom 16. März c. als erledigt betrachtet werden 
kann, noch aus folgenden Gründen geweigert, dem Antrage zu 
deferiren, weil nämlich: 

1) die zum Behufe der Abſchreibung des Antheil: Capitals er: 
forderlichen urfprünglihen Documente über die auf L. ein: 
getragenen Lehnfiämme noch nicht beigebracht, auch eine zur - 
Sicherung der x. von G. eingetragenen Proteftation noch 
nicht geloͤſcht worden; 

2) weil in den beigebrachten Confenfen der Lehnsberechtigten 
das Grundſtuͤck, auf welches der Lehnftammsantheil trans⸗ 
ferire werden folle, nicht gehörig bezeichnet fei, indem in dem 
Gonfenfen das Gut P. als das verpfändere Grundſtuͤck bes 
nanne werde, während das dem Hans dv. St. zugehörige 
nur das Erbſchenkengut im Dorfe P. fei; | 

3) endlich weil der Confens derjenigen Perfonen, von welchen 
er beigebracht worden, nicht ausreiche, vielmehr die Eins 
willigung fämmtlicher vorhandenen erft zu fegitimirenden 

Agnaten beſchafft werden mäffe. - 

Die Iegteren beiden Punkte ad 2 und 3. haben die Beſchwerde 
des ıc. Hans von St. veranlaft. Er hält die Anficht des Ober: 
Landesgerichts ad 2. bei dem Inhalte der überreichten Confenfe 
nicht für gerechtfertigt, hauptfächlich aber die ad 3. rechtlich nicht 
für begründer, indern feiner Meinung, nad, da es fih nur um 
die andermeite Unterbringung eines nach $. 502, Tit. 18. Th. I. 
ER. als Fideicommiß anzufehenden Lehnsabfindunds : Capitals 
handle, nah $. 128 und 69. 87 seq. Ti. 4. Th. II. . R. es 
nur der Zuziehung der beiden näcften Agnaten, alfo feiner Brüs 
der, bedürfe, um fo mehr, als fonftige Agnaren aus dem Hypo⸗ 
thetenbuche nicht conftirten. | 

Das Dder » Landesgericht zu Frankfurt gründet jedoch feine 
Anſicht ad 3. auf den Umftand, daß die in Nede ftehenden Lehn⸗ 
ſtaͤmme aus Uckermaͤrkiſchen Lehnen enrftanden find, auf welchen 
fie urfprünglich auch gehafter haben, folglich mach den in der Kurs 
mar? geftenden provinzialrechtlichen Beftimmungen beurrheilt wers 
den müßten, Mach dem Kurmaͤrkiſchen Lehnrechte, namentlich 


— 
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aber nach der Lehnsconftitution vom 1. Juni 1723, fänden die 
Vorfchriften der $$. 499 — 502, Tit. 18. Th. J. L. R., wonach 
dergleichen Lehnſtaͤmme wie Fideicommiſſe angeſehen werden ſoll⸗ 
ten, keine Anwendung, die fraglichen Lehns⸗Capitalien müßten 
vielmehr als wirkliche Geldlehne betrachtet, und bei der hier be: 
abfihtigten Translocation, eben fo wie bei einer Veräußerung des 
Lehns, ſaͤmmtliche vorhandene Agnaten über ihre Einwilligung 
gehört und deren Conſens beigebracht werden. 
Em. Excellenz haben deshalb über 
1) die behauptere Anwendbarkeit des Märkifchen Lehnrechts, 
und 
2) deſſen Abweichung von den Vorfchriften des Allgem. Lands» 
rechts in Beziehung auf die in diefer Sache zur Sprache ges 
tommenen Gegenftände | 
unfern Bericht zu erfordern geruht, und wir werden und daher 
um fo mehr nur über diefe beiden Punkte verbreiten, als die Ers 
ledigung der oben ad 1 und 2, erwähnten fonftigen Bedenken, die 
dem Antrage des von St. entgegengeftellt find, ihrer Narur nad, 
der Beurtheilung der competenten Hypothekenbehoͤrde uͤberlaſſen 
werden muß. | 
Was nun aber die erfte hiernach zur Erörterung kommende 


Frage betrifft: 


“ ob nämlich die vorliegende Angelegenheit nach den Grundfägen 
des Kurmärkifchen Lehnrechts zu beurtheilen fein möchte? 
fo können wir ſolche, in Webereinftimmung mit dem Königl, Ober: 
Landesgerichte zu Frankfurt a. d. O. uur bejahen, indem die frag: 
lichen Lehnftämme auf folgende Art entflanden find. 
Der Großvater des jegigen Befchwerdeführers, der Major 

Otto Gottlob v. St., befaß drei in der Uckermark belegene Lehn⸗ 
guͤter, T., 8. und G., weiche nad) feinem Tode feinen fünf Soͤh⸗ 
nen gemeinfchaftlich zufielen. Won diefen übernahm bei der Theis 
fung 

1) der Wolf Friedrich — T. 

2) — Carl Sigismund — ©, 

3) — Auguft Adolph — Li. 
und die beiden Brüder Otto Wilhelm und Alerander Ferdinand 
wurden mit Gelde abaefunden, dergeftalt, daß von der Portion 
eines jeden von ihnen 4000 Thaler als ein Lehnftamm in den Guͤ— 
tern ftehen blieb. 

Nach dem fpäter erfolgten Tode des Auguſt Adolph und des 

Carl Sigismund von St., die beide ohne Kinterlaffung von Des⸗ 
cendenten ftarben, entftanden auf gleihe Weiſe bei der Theilung 
ihres Lehnsnachlaſſes unter ihre Brüder wiederum Lehnſtaͤmme 
von refp. 1000 Thalern und 5632 Thir. 16 Sgr. 7 Pf., welche 
urfprünglich gleich dem erften über 4000 Thaler auf die mehrger 
dachten Güter eingetragen, fpäter aber auf das von dem Dtto 
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Wilhelm v. St. erfaufte Gut 2. in der Neumark in zwei Poſten 
von 5000 Thaler und 5632 Thir. 16 Sgr. 7 Pf. transferirt 
wurden. 
Hieraus geht hervor, daß dieſe Lehnſtaͤmme utermaͤrki⸗ 
ſchen Urſprungs find, und der Umftand, daß fie ſpaͤterhin auf 
ein in der Neumark gelegenes Gut eingetragen wurden, fann an 
fi wohl unzweifelhaft weder ihre Beſchaffenheit ändern, noch 
die Rechte der Lehnsintereffenten alteriren, da diefe Translocas 
tion eine bloße Aenderung der Sicherftellung involvirt, und eine 
Umwandlung des Nechtsverhältniffes ſelbſt nur durch eine zwi⸗ 
fhen den Intereſſenten getroffene Wereinigung hätte bewirkt wer; 
ben können, welche aber, fo viel conftirt, durchaus nicht erfolge 
if. Nun ließe fih zwar anführen, daß bei (Gelegenheit der Trans 
location der Lehnftämme von den Ukermaͤrkiſchen Gütern auf 2, 
die Sapitalien doc dem Inhaber des Lehnftamme ausgezahlt wor: 
den fein müßten, und da. nad Vorſchrift des Landredhts das 
Rechtsverhaͤltniß fi allerdings verfdyieden geftalter, je nachdem 
bei einer Lehnstheilung die Portion der mit Geld abgefundenen 
Intereſſenten im Lehne ftehen bleibt, oder ihnen unter Vorbehalt 
der Succeffionsrecdhte der bieherigen Lehnsberechtigten baar her 
ausbezahlt wurde, indem im legterm Falle das Capital die Eis 
genfhaft eines Fideicommiffes nad) $. 502. Tit. 18. TH. I. 2, R. 
annimmt, diefe Vorſchrift auch hier Anwendung finden müffe, 
und daher aus diefem Grunde nicht fomohl die Grundfäge des 
Lehntechts, als vielmehr die von Fideicommiffen Plag griffen. — 
Indeſſen abgefehen davon, daß es zweifelhaft fein dürfte, ob die 
Befiimmung des $. 502.1. c.: 
„Iſt unter den Theilenden verabredet, daß die den Abgefuns 
denen herauszuzahlenden Geldpertionen wiederum zu Zehn 
angelegt werden follen, fo haben dergleihen- Poften unter 
den ıheilenden Linien die Eigenfchaft eines‘ Fideicommiffes” 

fo zu verftehen fei, daß nun auf ſolche Poften in. allen Beziehuns 

gen die Worfchriften des Lehnrechts feine Anwendung mehr fänden; 

fo fragt es ſich zunächft im vorliegenden Falle, 

2) ob das Kurmärlifche Lehnrecht vielleicht eine jener Vorſchrift 

des Landrechts entgegengefegte Beftimmung enthalte? 

in welchem Falle denn allerdings die des Landrechts hier nicht zu 

deruͤckſichtigen fein würde. 

Das Dbers Landesgericht zu Franffurt a. d. O. hat dies ans 
genommen, und wir muͤſſen ihm auch hierin vollkommen bei, 
pflichten. 

Das Allgemeine Landrecht geht bei der hier in Rede ſtehen⸗ 
den Materie nach $.499. Tit. 18. Th. J. von dem Grundſatze aus: 
daß, wenn bei einer Lehnstheilung den Abgefundenen ihre 
Portionen baar herausgezahlt worden, das Gezahlte im 
— beſonderer Verabredungen nicht die — 
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(haft habe, fondern das freie Eigenthum der Empfänger 
werde, 
und hieran knuͤpfen fih denn bie folgenden Beſtimmungen, nas 
mentlich die des vorallegirten $. 502. 1. c., welche fonft, wenn 
man ihre den oben bemerften Sinn unterlegt, auch nicht mit 
der Beftimmung des $.50. Tit. 4. Ih. 1. L. R. zu vereinigen 
fein würde, wonach Lehne in Fideicommiffe nicht verwandelt 
werden können. Jener Grundfag, daß die gezahlte Abfindung 
freies Eigenthum werde, ift aber dem Märkifhen Lehnrechte 
ganz entgegen; dies bezeugen nicht nur die Märkifchen Rechte: 
fehrer, z. ®. Prickmann Consilia, consil. 34, No. 33. und 
consil. 48. No. 130 und 131, fo wie Scheplitz Consuet. 
- Brandenburg. Lib. I. P.IV. Tit. 25. $. 1., wo es heiße: 
„Wenn Brüder oder andere unter einander theilen, was 
denn an Gelde aus dem Lehngute gegeben wird, foll wies 
der an Lehn gelegt werden; da aber fein Zehn zu bekom⸗ 
men, bleibt da6 Geld nihtsdeftoweniger Lehn, quamvis 
sit contra naluram feudi quod in re mobili con- 
stituatur, a 
fondern der $. 2 ber Kurmärkifhen Lehns⸗Conſtitution vom 
1. Juni 1723 beftätige ausdruͤcklich, daß dergleihen Abfinduns 
gen immer wieder zu Lehn angelegte werden muͤſſen. Wir hal 
- sen uns daher überzeugt, daß die rechtlihe Natur folder Abs 
findungen lediglich nah den Grundfägen des Lehnrechts beurs 
theilt werden fünnen, und dies ift auch vom Ober  Landesges 
richte zu Frankfurt a, d. O. judicando angenommen worden, 
indem der Tochter des Otto Wilhelm v. St., der verehelichten 
v. G., aus jenen Lehnsſtaͤmmen rechtskräftig eine, nad den 
Beftimmungen der Lehng:Conftitution vom 1. Juni 1723. ber 
rechnete Lehnsabfindung zuerkannt worden iff. 
Nun ift es aber bei Beurcheilung der hier zumächft zu 
erörternden Frage: 
05 der Conſens welcher Perfonen bei Angelegenheiten wie 
die vorliegende erfordert werden muͤſſe? a 
offenbar fhon nad dem Allgemeinen Landrechte von dem erheb⸗ 
lihften Einfluffe, ob die hier in Rede ftehende Angelegenheit 
nad den Grundfägen von Fideicommiffen, oder nad) den von 
Lehnen beurtheile wird; denn abgefehen von anderen bedeutens 
den Verſchiedenheiten beider Rechtsverhältniffe, z. B. rückficht 
li der MWerjährung nah 66. 123 seq. Tit. 4. Th. II. und 
$. 665 und 666. Tit. 18. Th. J. L. R., fo kann bei Fideiconw 
miſſen nad) $. 79. 42.43, 226. Tit. 4. Ih. IT. L. R. kein Ft: 
deicommiß » Spntereffene durch Werfügungen über die Subſtanz 
des Fideicommiffes oder durch feine Einwilligung in folche oder 
in die Verfhuldung deffelben einem andern dabei nicht zugezos 
genen präjudiciren, felbft der Vater nicht dem Sohne, wäh. 
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rend bei Lehnen, nach 66. 266 seq. Tir. 18. Abkommlinge des 
Vaſalen nicht nur in vielen Beziehungen deffen Verfügungen 
über dad Lehn anerkennen muͤſſen, fondern auch nad 66. 309 
und 311, 1. c. Agnaten und Mitbelehnte dur ihre Einwillis ' 
gung in Werfügungen des Lehnbefigers ihre Abkoͤmmlinge ins 
fofern unbedingt verpflichten, als _diefe damals entweder noch 
gar nicht vorhanden oder noch unter väterliher Gewalt waren. 
Noch mehr ift dies aber nah dem Märkiihen Lehnrechte der 
Fall: denn nad diefem kann der Sohn bekanntlich nicht, wie 
das Landrecht ed zuläßt, dag Allodium vom Feudo trennen, 
fondern muß jedenfalls, wenn er Lehnsträger werden will, auch 
Alsdialerbe des Vaters werden, und eben weil in Hinſicht 
der Descendenten das Lehn keinen abgefonderten Theil des Nach— 
laſſes ausmacht, muͤſſen diefe auch die Verfügungen, die der 
Vater oder Ascendent mit dem Lehne vorgenommen hat, agnos 
firen. Dies beruht im uralten Maͤrkiſchen Herkommen, wo— 
nach urfprünglich der Lehnsbefiger überhaupt rücdfichtlich der 
Lehnsfolger in feinen Befugniffen fehr wenig eingefchräntt war, 
fo daß felbit die Agnaten alle, fogar die perſoͤnlichen chirogras 
phifhen, Schulden deffelben aus dem Lehne berichtigen mußten, 
Letzteres wurde erft durch den Landtags: Necef vom 26. Juli 
1553 infofern abgeändert, daß künftig die Agnaten nur ſolche 
Schulden anzuerfennen brauchten, in welche fie confentirt hats 
ten, dagegen wurde in Betreff der Descendenten das alte-Reche 
ausdrücklich beftätigt. Cfr. No. 32. des Landtags: Neceffes vorg - 
16. Juli 1653. ‚, Mylius VI. 1. S. 442, wo es in fine der 
berreffenden Stelle heißt: 
„Ein Sohn aber, oder Sjemand von den Descendentibus, 
ift die patria et avita debita zu agnofeiren verbunden, 
tann auch das Feudum vom Allodio nicht fepariren.” 
Daß aber auch überhaupt der Sohn die Verfügungen des War 
ters agnofeiren müfje, bezeugt auch Müller, Practica Marchi- 
ca, Resol. 60. No. 12.: 
Ideoque filius tanquam heres allodialis ac successor 
feudi tenetur pacla patris servare, 
und noch deutlicher beſtimmt $. 1. der Neumaͤrkiſchen Lehns⸗ 
Eonftiturion vom 14. Auguft 1724 (die in vielen Punkten, und 
fo aud Hier, feineswegs bloß der Neumark eigenthämliche Ber 
ſtimmungen enthält), daß, wenn bei einem Lehne feine Agnas 
ten, fondern nur Descendenten des Befigers vorhanden find, 
diefem freiftehe, das Lehn nad Gefallen zu verhypotheciren und 
felbft zu alieniren, und die Söhne auf feine Weife fih unter 
fangen dürfen, folche Weräußerung zu impugniren. Eben des; 
halb ift auch in der Kurmärfifchen Pehns : Konftitution nie von 
dem Eonfenje der Descendenten des Befigers die Rede, und 
in foro ift der Grundſatz, daß in der Mark ne des 
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Eehnbefigers die väterlichen Verfügungen anerkennen müffe, von 
- jeher ſtets angenommen worden. 
Cfr. audy Scheplitz Consuetud. Lib. I. Th, IV. Tit. 25, 
No. 11, | 
Mas die Descendenten der Agnaten betrifft, fo finden ſich dars 
über, inwiefern folhe im Allgemeinen durd den Conſens ih— 
rer Adcendenten verpflichtet worden, feine beflimmte Provin- 
zialgefege. Nur in Betreff der Verfchuldungen und ber dabei 
au erfordernden Konfenfe der Agnaten fegt der Special Receg 
für die Neumarkt vom 19. Auguft 1653. ad 9. (Mylius VI. 
Abth. 1. S. 353.) und die Refolution vom 16. Mai 1705. 
(ibid. Abth. II. &. 58.) feſt, daß unter den Agnaten, deren 
Conſens zu erfordern, nur die proximi praesentes et majo- 
rennes zu verfteher wären, und dies wird in der Lehneconfti: 
tution fürs die Neumark $. 6. mit dem Zufage beftätigt, daß 
die Übrigen Agnaten, obgleich ihre Kinwilligungen nicht gefors 
dert, die Schulden, ſoweit fie von den nächften confentirt wor⸗ 
den, anerkennen müßten. Diefe Beftimmung gilt aber aller 
dings nur fpeciell für die Neumark, und nur fo viel läßt ſich 
aus der Faſſung des Special⸗Landtags-Receſſes vom 19. Au: 
guft 1653 entnehmen, daß auch in der Kurmarf unter den, 
nach Vorſchrift des Allgemein. Landtags: Necefjes vom 26. Juli 
1653 bei folder Gelegenheit zuzugiehenden Agnaten, obwohl 
der $. 32. diefes Decefjes nur von Agnaten im Allgemeinen 
fpricht, doch, nur fämmtliche wirklich vorhandene und ſchon mas 
jorenne verftanden worden find, indem es darin heißt: 
„Demnach wir im generellen Landtags» Meceffe (eben dem 
- vom 26. Juli 1653) die Verordnung gemacht, daß die 
feuda, wenn fie ad agnatos fommen, dem aere alieno, 
fo von dato an contrahirt wird, nicht fubject fein follen, 
es fei denn praeter conusensum domini aud) consensus 
praesenlium et majorennium agnatorum vorhanden, 
fo foll ꝛc. ſolches aud in der Neumark obſervirt und der 
consensus agnatorum jedoch (hier in der Neumark) nur 
allein der proximorum praesentium et majorennium 
requirirt werden.” 
Dagegen beftimme die Kurmärkifhe Lehns » Conftitution vom 
1. Suni 1723 wieder ganz allgemein ($. 4.), daß bei noch» 
mendigen Veräußerungen alle, die ein jus succedendi haben, 
ad emendum vel consentiendum citirt, aud eben fo bei 
Verpfändungen in gleicher Art, wie $. 4. verordnet, die Agnas 
ten zum Conſens aufgefordert werden jollen, und wenn es auch 
gewagt fcheinen möchte, diefe Beftimmung auf die majorennen 
und im Lande befindlichen zu befchränfen, fo ſcheint fo viel als 
unzweifelhaft angenommen werden zu Pönnen, daß im $. 4. 
der Lehns⸗Conſtitution nur von Agnaten überhaupt, nicht auch 
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von den Descendenten des Beſitzers die Nede ift, vielmehr deren 
Conſens als fih von ſelbſt verftehend und durch das Geſetz ſchon 
fupplirt vorausgefegt wird, denn der Descendenten des Beſitzers 
wird in den betreffenden Stellen gar nicht erwähnt, und $. 3. der 
Eonftitution beſtimmt ausdruͤcklich, daß, wo die Eonftitution von 
Agnaren ſpreche, darunter nur foldhe Vettern und deren Descen, 
denten verfianden würden, die aus der gefammten Hand oder der 
Expectation ein jus succedendi hätten. 

Wollte man dies aber auch nicht annehmen, fo ift doch zu 
beruͤckſichtigen, daß einmal die Lehns Conſtitution eigentlich nur 
feifegt, daß bei nothwendigen Veräußerungen die fämmtlichen 
Kucceffionsberechtigren zur Ausübung des Workfaufsrechts oder - 
Eriheilung des Conſenſes in den Verkauf Aufgefordert werden fols 
ien, und von neuem beftätigt, daß bei Verpfaͤndungen der Con 
fend der Agnaten erfordert werden folle, keinesweges aber allge 
meine Beftimmungen über das Verfahren bei allen und jeden vor» 
zunehmenden Weränderungen mit der Subſtanz des Lehns enchälr, 
befonders aber noch weniger die Folgen befiimmt, welche die uns 
terlaffene Zuziehung einzelner Lehnsberechtigten haben folle, in 
diefer Beziehung es alfo bei den vorhandenen gefeglichen Beſtim— 
mungen verbleibt, Wollte man daher auch annehmen, daß das 
$. 4. der Lehns-Conſtitution vorgefchriebene Verfahren bei allen 
die Subſtanz des Lehns betreffenden Geſchaͤften eintreten müffe, 
ſo folgt daraus noch gar nicht, daß jeder micht zugezogene Lehns— 
intereffent auch ein ohne feine perfänliche Zugiehung gefchloffenes 
Geſchaͤft als nichtig anfechten könne, vielmehr find es zwei ganz 
verſchiedene Fragen: 

a) welche Folgen die Nichtzuziehung eines Lehnsberechtigten im 

Allgemeinen nach fi ziehe, und 

b) weiche Folgen fie habe, wenn, obgleich der an ſich Berech⸗ 
tigte nicht felbft zugezogen worden, doc ein Ascendent def 
felben in die fragliche Verfügung ausdruͤcklich confentire har. 

Denn, mie oben gezeigt, müffen die Descendenten des Lehnsbe— 
figers deifen facta unbedingt anerkennen; wenn man alfo ans 
nimmt, die Konftitution verlange auch deren Zuziehung, fo kann 
dies nur zu dem Zweck geſchehen, damit fie Gelegenheit haben, 
das ihnen etwa zufiehende Retentions⸗ oder Vorkaufsrecht geltend 
zu machen. Eben fo läßt fi fehr wohl denken, daß z. B. bei 
eıner die Subſtanz des Lehns betreffenden Verfügung eine Linie 
gar nicht zugezogen worden, und der nächte Agnat aus diefer Lis 
nie, ohne folche anzufechten, verftorben wäre. Hier würden uns 
bedenklich der naͤchſte nach ihm, oder die uͤbrigen Mitglieder diefer 
Linie, weil fie durch die Erklärung der andern Linien nicht vers 
pfidtet werden können, auf den Grund der verfäumten Zuzies 
hung ihre Rechte noch geltend machen dürfen. Ganz anders aber 
würde ſich die Sache rechtlich gejialten, wenn zwar nicht die ent» 
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fernteren Mitglieder ber Linie zugezogen worden, mohl aber die 
Ascendenten derfelben ausdräflih in die Werfügung confens 
tire hätten; denn nun kaͤme noch die Frage zur Erörterung, ins 
wiefern diefe ausdruͤckliche Einwilliguug ihrer Ascendenten ihnen 
entgegenftehe ? Leber diefe Frage beftimme die Lehns-Conſtitution 
vom 1, Suni 1723 aber gar nichts, und ed muß deshalb auf die 
fonftigen etwa vorhandenen gefeglihen Beftimmungen zurücdge: 
gangen werden, 

. Ausdrüflihe Provinzialgefege eriftiren, wie ſchon erwähnt, 
hierüber nicht, und das Longobardifche Lehnrecht enthält eben fo 
wenig unzmweifelhafte Feſtſetzungen darüber; im Gegentheil gehöre 
befanntlidy gerade dieſe Frage zu denen, die von jeher unter den 
Rechtslehrern am ftreitigften geweſen ift, und über welche. die vers 
fchiedenartigften Anfichten aufgeftellt find; fo daß fie noch bis auf 
den heutigen Tag nicht ald ausgemacht angefehen werden kann, 

Vergl. Eihhorn’s deurfches Privatrecht $. 328. 

MWeber’s Handbuch des Lehnrechts Ih. 4. S. 455 u. f. 

Stryk de oblig. feudi consensu munita cap. 4. No. 52. 

Pufendorff Observ. jur. univ. Tom. III. observ. 146. 

G. L. Böhmer’s Rechtsfaͤlle Od. I. Abfchn. I. No.17. Bo. III. 

2. No. 205. 

v. Kamp Verf. u. das Longobardifche Lehnsgeſetz II. ©. 45. 
Eben fo wenig läßt fi ein ermwiefenes und in contradictorio 
gleihförmig beobachteres Herkommen in der Mark darıhun, auch 
berühren die bewährteften Märkifchen Schriftfteller, Scheplig und 
Müller, die Frage eigentlich nirgends; denn wenn gleich der Ers 
ftere in der Tonsuet. Lib. UI. Tit 69. ©. 38. ausführt, daß 
bti einer Veräußerung des Lehns der Conſens eines nähern Agnaten 
dem entferntern nicht fhade, und Müller in Resol. 80. No.32, 
gleichfalls erwähnt, daß ein Agnar durch feinen Conſens den übris 
gen nicht präjudiciren könne: fo zeigen doch die gegebenen Weis 
fpiele, daß ihre Ausführung fi nicht auf Descendenten der Com; 
fentirenden beziehe. Unter diefen Umftänden kann daher gegens 
wärtig in der Kurmarf den Beftimmungen des $. 1. II. und VII. 
des Publicationsparenıs vom 5. Februar 1794 und $. 53. der 
Einleitung zum Allgemeinen Landrecht gemäß, wohl nur die Vors 
fchrife des $. 309. Tir. 18. TH. 1. 2, R. zur Anwendung foms 
men, wonach der Eonfens der Agnaten deren Abkoͤmmlinge in fo 
weit verpflichtet, als fie damals noch nicht vorhanden, oder noch 
unter väterliher Gewalt fi) befunden haben, 

Pruͤft man aber hiernady 
3) welche Form zur Ausführung der von dem Gutsbeſitzer Hans 
v. St, beabfihtigten Translocation feines Lehnftamm » Capi⸗ 
tal& erheiicht werde, 
fo ergiebe ſich zuvoͤrderſt, daß defien Anſicht, es fei dazu in Ges 
mäßheit der Vorfchrift des $. 128 und 87 u. f. Tir. 4. Th. IL. 


! 
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nur der Conſens der beiden naͤchſten Anwarter erforderfih, unrich⸗ 
tig ift, denn einmal ift der Fall, den der $. 128. 1. c. vorausſetzt 
dab fi) nämlich bei dem Fideicommißcapital etwas ereigner, was 
deffen Sicherheit bedenklich gemacht, oder daß der Schuldner das 
Sapital gekündigt Habe, gar nicht vorhanden, anderntheils aber 
ift hier Rein Fideicommiß, fondern ein Geldlehn in medio, und, : 
wie gezeigt worden, bei Lehnen Behufs der Vornahme von Ver, 
änderungen mit dem Lehne, die Zuziehung blos zweier der naͤch⸗ 
ften Lehnsberechtigten nicht zureichend. — Auf der andern Seite 
würde man aber audy au weit gehen, wenn man auf den Grund 
des $. 41 u. fg. Tie. 4. Th. Il., wonad Veränderungen in der 
Art der Sicherftellung der Stiftungseinkünfte bei Kamilienftifeun; 
gen durch einen Familienfchluß unter Vertretung ſaͤmmtlicher mis, 
norennen Sjntereffenten, ſo wie der Nascituri, durch befonders bes 
ſtellte Curatoren bewirkt werden follen, auch im vorliegenden Falle 
einen ſolchen Familienſchluß für nöthig erachten wollte. in fol 
her ift vielmehr bei Lehnen nur erforderlich, wenn der ganze Lehns⸗ 
Nexus bei einem Lehne gänzlich aufgehoben werden foll, (Edict 
vom 9. Detober 1807. $. 9.), oder wenn es auf ſolche weſeniliche 
Abänderungen des urfprünglichen Lehnevertrages anfommt, über 
welche, wie rückfihtlich der Aufhebung, die frühern Lehnsgefege 
keine Beſtimmungen enthalten (ibid.). Beides ift aber hier nicht 
der Fall, der ganze Lehns ⸗Nexus und die Rechte der Lehns-In—⸗ 


. tereffenten bleiben unverändert diefelben,, auch die Art der Sicher⸗ 
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ftelung des Lehnsſtammes durch hypothekariſche Werpfändung fol 
nicht verändert, fondern nur dem bisherigen Pfande ein anderes 
Grundſtuͤck als Pfand fubftituire werden, — ein Gefhäft, wel⸗ 
ches den frühern Lehndgefegen keineswegs fremd ift, und wobei 
alfo auch nur die Korım erforderlich ift, die die Natur der Sache 
oder die ausdrückliche Beftimmung des Geſetzes erheiiht. Da 
nun aber die Agnaten und Mitbelehnten nad) $.17. Tir. 18. Th, I. 
2. R. an dem nugbaren Antheile des Wafallen Theil nehmen und 
fie nad) Aufhebung der kehnsherrlichkeit in Gemaͤßheit 6.17 — 19. 
Tit. 8. Th. 1. L. R. als Miteigner zu betrachten find, fo muß 
auch deren Confens über das Geſchaͤft erfordert werden, und das 
mit ſtimmen die Feftjeßungen der Lehns⸗Conſtitution vom 1. Juni 
1723 überein, wenn man danach annimmt, daß bei allen, die 
Subſtanz des Lehns betreffenden Verfügungen alle Lehnsberechtig⸗ 
ten zugezogen: werden müflen, wobei jedoch, da nad Vorſchrift 
der Geſetze die noch nicht vorhandenen oder unter väterlicher Ges 
malt befindlichen Intereſſenten durch die Erklärung ihrer Ascens " 
denten unbedingt verpflichtet werden, diefe Berechtigten durch ihre 
Ascendenten vertreten werden koͤnnen. Unter diefer Meodification - 
find wir daher aud in dieſer Beziehung mil dem Königl. Ober; 
Landesgerichte zu Frankfurt a. d. O. einverftanden, und es bleibe 
nur noch Abrig, zu erörtern, inwiefern die von dem Gutsbeſitzer 
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v. St. gleichfalls aufgeftellte Behauptung begründet ift, daß es 
der Erforderung des Eonfenfes der Aanaten audy um deshalb nicht 
u weil folhe in das Hypothekenbuch nicht eingetragen 
wären. 

Hier muß vorweg bemerkt werden, daß die Angabe des :c. 
v. St. in fo fern factiſch unrichtig iſt, als nach dem Berichte des 
Dber »Landesgerichts zu Frankfurt vom 16. März c. allerdings 
im dortigen Hypothekenbuche die drei Watersbrüder des Beſchwerde⸗ 
führers, 
der Wolff Friedrich (nicht Ferdinand, wie im Berichte ges 

fagt ift), 

Carl Gottlob und 

Alerander Ferdinand v. St., 
als Lehnsberechtigte zu den auf £. haftenden Lehnftämmen einges 
tragen ftehen, und das Ober» Landesgericht Zweifel hegt, ob unter 
den bereits beigebrachten Eonfenfen die Erktärungen diefer Perfos 
nen, wie die Gleichheit der Namen der Erklärenden vermurhen 
ließe, enthalten find. Wir können aber auch nicht unerwähnt lafs 
fen, daß diefe legtere Wermuchung unbegrünter ift, indem, wie 
unfere Grundacten von T. und ©. ergeben, die vorgedachten drei 
Vatersbrüder des Befchwerdeführers fchon vor mehreren Jahren 
geftorben find, fo wie daß der Wolff Friedrich fünf, und der Earl 
Gottlob vier Söhne, der Alerander Friedrich aber keine lehns⸗ 
fähige Descendenz hinterlafjen hat. 

Die Abkoͤmmlinge des Woiff Friedrich und Carl Gottlob find 
nun allerdings nicht im Hypothekenbuche von L. ale Lehnsberech⸗ 
tigte vermerfe (wie fowohl mit Rüdfiht darauf, daß der Lehns, 
ftamm die Lehnseigenfhaft behält, als mir Ruͤckſicht auf die Vor⸗ 
ichrift des 5 498. Tir. 18. Th. I. 2. R. allerdings gefchehen muß» 
te), und wenn man auch nicht annehmen fann, daß jegt noch die 
Bellimmung des Edicts vom 14. Auguft 1763, wonach die vers 
fäumte rechtzeitige Eintragung den Verluſt des Succeſſionsrechts 
nach fich ziehen follte, noch zur Anwendung gebracht werden koͤn⸗ 
‚ne, überdies das Succeſſionstecht diefer Agnaten aus den Grund» 
acıen bes competenten Lehndhofes erhellt, fo ift doch fo viel gewiß, 
daß ſowohl nad jenem Edicie, als nach der Vorſchriſt des Lands 
rechts $. 290.291. fo wie 498. Tit. 18. TH. J. Agnaten und Mits 
beichnte, die die rechtseitige Eintragung ihres Nechts verfäume 
haben, die während deſſen in Betreff des Lehns gerroffenen Wer: 
fügungen anzufechten nicht befugt find, und es kann hiernach Übers 
fluͤſſig erſcheinen, überhaupt jemals den Confens anderer Perfos 
nen zu einer mit einem Lehn vorzunehmenden Veränderung im Hy» 
pothekenbuche, die keine gänzliche Aufhebung der Lehnseigenfchaft 
bezweckt, zu erfordern, als derjenigen, welche wirklich in das Hy: 
porhefenfolium diefes Lehns eingetragen find. In der That find 
wir auch in verfahiederten einzelnen Fällen von dieſer Anficht aus: 
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gegangen und haben danach verfügt. Defien ungeachtet aber iſt 
nit zu läugnen, daß die Sache nicht über. allen Zweifel erhas 
ben ſcheint. Ä 

Zuvoͤrderſt nämlich geht die Vorfchrift des $. 291.1. c. nur 
dahin, daß dritte Perfonen, denen das Necht der Agnaten und 
Mirbelehnten nicht befannt fein konnte, und die dem Glauben 
des Hypothekenbuchs gefolgt find, durch eine etwa von Seiten je 
ner Agnaten verfuchte Anfechtung des von dem Dritten mie dem 
Lehnsbeſitzer gefchloffenen Gefchäfts feinen Nachtheil erleiden fol 
ln, dagegen bleibt den noch nicht eingetragenen Agnaten nach 
$. 292. der Regreß gegen den Lehnbefiger, der die nachtheilige 
Berfügung gerroffen hat, woraus gefolgert werden fann, daß fie 
in Beziehung auf diefen eigentlich ungültig ift. 

Im vorliegenden Falle ift nun gar nicht von einem mit eis 
nem Dritten vorgenommenen Gefchäfte die Rede, fondern die nach 
dem Hypothekenbuche noch in communione befindlichen gegen: 
mwärtigen Beſitzer der Lehnfiämme beabfichtigen, mit diefen felbft 
eine Veränderung vorzunehmen, während ihnen die Eriftenz und 
das Anrecht der Descendenz ihrer Batersbrüder an den Lehnftäms 
men nicht unbekannt fein kann. Auch dem Richter würde folches 
nicht verborgen bleiben können, wenn, was doc) jedenfalls gefche: 
ben müßte, der Tod der noch wirklich eingetragenen drei Gebruͤ—⸗ 
der v. St. von dem Befchwerdeführer nachgewieſen würde, mo die 
beizulegenden Todtenfheine fchon ergeben dürften, ob und welche 
Descendenten die Werftorbenen- hinterlaffene Wenn unter diefen 
Umfiänden aber der Richter, der auf die Rechtsbeſtaͤndigkeit der 
von ihm vorgenommenen Gefhäfte zu wachen hat, es für ndıhig 
erachtet, die bekannten. Mirberechtigten zuguziehen und demgemäß 
fi von der Legitimation derfelben vollftändig zu vergemiflern, fo 
tehtfertigen dies verfchiedene, nicht unbedeutende Gründe; denn 
will man annehmen, daß aud) in ſolchen Fällen der Richter ledig: 
lih zu beruͤckſichtigen habe, 06 Mitberechtigte aus dem Hypothe⸗ 
kenbuche erhelleten, ohne fih um fonflige wenn auch bekannte zu 
beümmern, fo muß auch angenommen werden, daß der Inhaber 
eines Lehnftammes in folhem Falle, obwohl ihm doch nur ein 
Antheit an der Proprigrät zuftehr, befugt fei, einfeitige Werfüs 
gungen zum Nachtheile feiner Mitberechtigten zu treffen, weiche 
die Eintragung ihres Nechts verſaͤumt hätten, und daß der Mich 
ter auf feinen alleinigen Antrag Veränderungen im Hypotheken, 
due vornehmen dürfe, ohne daß ein Dritter dabei concutrirte, 
der gefeglih ein Hecht hat, zu verlangen, daß ein von ihm mit 
den eingetragenen Intereſſenten gefchloffenes Gefhäft von dem 
Richter aus dem Grunde, weil noch mehrere Intereſſenten eriftis 
ten möchten, nicht bemängelt werden dürfe. " 

Dies kamn um fo bedenklicher ericheinen, als, mie gedacht, 
der $. 291. 1. c. nur die Rechte dritter Perfonen besriffe, ſodann 
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aber aud ber $. 158. Tit. 51. Th. 1. G. ©. ausdruͤcklich vor, 


ſchreibt, daß wenn es auf eing Aufforderung der Agnaten oder Ge⸗ 
fammehänder zur Ausübung gewiffer Lehnrechte ankommt, nicht 


blos die aus dem Hypothekenbuche erhellenden, fondern auch die 
aus der gewifienhaften von dem Richter jedesmal zu erfordernden 
Angabe des Ertrahenten befannten, durch fpecielle Verordnungen 
dazu vorgeladen werden follen. 

Hiernach erſcheint ung daher die Sache nicht dazu geeignek, 
die Ueberzeugung des comperenten Michters zu beichränten oder 
für unrichtig zu erklären 

Wir find daher der Meinung: 
daß die Befchwerde des Gutsbeſitzers v. &t. im Weſentlichen 
nicht begründet erſcheine und er anzumeilen fein dürfte, die 
ihm vom Ober: Landesgericht zu Frankfurt gemachten Aufs 
- lagen zu erledigen, namentlid aber unter Beibringung des 
erforderlichen ——— den Conſens ſaͤmmtlicher 
vorhandenen, 
zu den auf L. eingetragenen beiden Lehnftämmen berechtig» 
ten Agnaten, mic Ausnahme der noch unter wäterlicher 
Gewalt befindlichen (durch ihre Väter zu vertretenden) Pers 
fonen und mit Ausnahme der Descendenz des Lehnbes 
figers ſelbſt beizubringen; 
fielen jedoch die Prüfung unferer Anfiht, fo wie die weitere Wer 
fügung Euer Ercellenz erleuchtetem Ermeffen ganz ergebenft ans 
heim, und erlauben uns nur die Bitte: 

ung geneigteft davon in Kenntniß fegen zu wollen, ob die in 

diefem Berichte entwickelten Grundjäge Euer Excellenz hohe 

Genehmigung erhalten haben. 

Berlin, den 12. Mai 1833. 
| Das Kammergericht. 
v. Grolman x. 


b. 


Das Königl. Ober : Landesgericht erhält in der Beſchwerde⸗ 
fahe des Gutsbeſitzers v, St. einen vom Kammergericht unterm 
12. Mai d. 5. erftatteten Bericht abfchriftlich zugefertigt. 

Der SYuftizminifter ift damit einverkanden, 
daß auf Lehnftämme, fo weit dies ihrer eigenthämlihen Bes 
fhaffenheit nad überhaupt möglich ift, die bei Lehnguͤtern 
ertheilten gejeglichen Vorſchriften zur Anwendung gebracht 
werden muͤſſen, 
und daß ein Lehnftamm, der aus Kurmärkifchen Lehnen entſtan⸗ 
den iſt, 
nach Kurmaͤrkiſchen Lehnrechten zu beurtheilen iſt. 
Es folgert derſelbe hieraus, daß z. B. bei der Succeſſion in ei⸗ 
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nen folchen Lehnftanim bie Vorſchtiſten des Kurmaͤrkiſchen Lehn⸗ 
rechts unbedenklich zur Richtſchnur dienen muͤſſen. 

Anders verhält es fi aber mit der Einziehung und mweitern 
Unterbringung eines Geidſtammes. 

Für diefen Fall enthalten die Kurmärkifchen Lehnrechte nicht 
die mindefte Beftimmung, und die Lehre von den Lehngüsern bietet 
feine zutreffende Analogie. 

Sol die Lehnseigenfhaft von einem Gut auf das andere 
übertragen werden, fo fann dies nicht anders gefchehen, ald nach 
vorgängiger Allodification des Lehnguts, defien Veräußerung im 
Wege des Kaufs oder Taufches, und der Erwerbung und Ums 
wandlung eines Allotialgure zu Lehn; das find fo wefentlicye, die 
Bubftanz des Lehns ſelbſt beireffende Veränderungen, wobei dag 
Sintereffe der zum Lehn berufenen Familie fo fehr bethelligt ift, 
daß diefe Geſchaͤfte offenbar nur von der ganzen Familie durch eis 
nen Familienſchluß bejorgt werden können. 

Anders verhält es fid) bei der Einziehung und Wiederausleis 
bung eines. Geldcapitals. Hier kommt es auf keine Allodificas 
sion, vielmehr einzig und allein auf die Prüfung der Sicherheit 
bei der neuen Ausleihung an. Das Capital bleibt unverändert 
ein Zehn der dazu berufenen Familie, 

Da nundas Märkifche Lehnrecht in diefer Beziehung fchweigt, 
eine Analogie von den Lehnguͤtern her nicht gbgeleitet werden kann, 
fo muß noihwendig auf die Vorſchriften des Allgemeinen Lands 
rechts zurückgegangen werden. Das Allgemeine Landrecht will 
auf Geidiehne überhaupt die Vorſchriften von RAU 
- angewendet wifien. 

$. 502. Tit. 18. TH. I. A. L. R. 

Es liegt dies in der Natur der Sache, da ein names Lehn gar 
nicht entftehen kann, wo es, wie in der Mark, feit der im Ans 
fange ded vorigen Jahrhunderis erfolgten Aufhebung des landes⸗ 
herrlichen Obereigenthums, feinen Lehnsheren giebt, d. h. wo ein 
Gut oder ein Geldſtamm nicht von einem Lehnsheren zu Lehn ger 
geben oder von einem Vafallen dem Lehnsheren zu Lehn angetras 
‚gen wird, das Obereigenthum vielmehr bei der Familie bleibt. 

Das Königliche Ober : Landesgericht wird daher angemiefen, 
ih bei der Uebertragung des v. St'ſchen Lehnftammes von dem 
Gute 2, auf das Erbſchenkengut in P. nah den Vorfchriften des 
$.128 u. f. Tit. 4. Th. II. des A. L. R. zu richten, wenn eins 
jelne Lehnsanwarter fich bei diefem Lehnftammcapital in dem Hy⸗ 
pothetenbuche von L. haben eintragen laſſen, diefe jedenfalls zu 
hören, die Sicherheit, welche das Erbſchenkengut in P. gewährt, 
nad den firengern Vorfchriften bei Austeihung von Geldern aus 
dem General: Depofltorio felbft zu prüfen, darüber fchriftlich ads 
flimmen zu laffen, und erit wenn daſſelbe hierbei nichts zu erin⸗ 
nern finder, feine Genehmigung zu eriheilen., 
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Finder das Koͤnigl. Ober: Landesgericht nod ein Bedenken 
bei der Behandlung der Angelegenheit nad diejen Grundfägen, 
fo wird deffen Bericht erwarter, um nöchigenfalls die Sache Sets _ 
ner Majefiät zur Entſcheidung vorlegen zu koͤnnen. 

Berlin, den 17. Juni 1833. (v 8.9. 80.42. S. 80.) 


J. 18. 8. 502 folg. 602 — 613. ze Alodification von Lehngu· 


Eh Sa Sen be Sen Undenhung: > Saw ber 
Das Königl. Kammergericht hat indem Bericht vom 22. Juni, 
durch Beziehung auf den unter dem 12. Mai in der v. Sr'ſchen 
Sache erftarteten Bericht die Gründe angegeben, weshalb es den 
Mertrag der Gebrüder v. K. vom 30, März, wodurd fie ſowohl 
die Lehnguͤter P. Iren und Sten Anıheils, als den früher feftges 
ftellten Lehnſtamm für allodificirt erflären, nicht für genügend 
hält, fondern auf Errichtung eines förmlihen Familienfchluffes 
hingewieſen hat. 
Der Yuftizminifter ift damit einverftanden, daß es eines Fas 
milienfchluffes bedarf, es fommt nur darauf an, in welcher Art 
er im vorliegenden Falle errichtet, und welche Perſonen dabei zus 


* gezogen werden ſollen. 


Dies kann nicht zweifelhaft fein, wenn dabei die Grundſaͤtze 
angewendet werden, welde bei der Aufhebung eines Familien 
fiveicommiffes erforderlich find, und worüber ſich der Juſtizminiſter 
ausführlich in den Referipten vom 1& Juni 1832 und 15, Octo⸗ 
ber deſſelben Jahres 

Jahrbuͤcher 39, ©. 371. 
s 40. » 402. 
ausgeſprochen hat: 

Es ift in dem Befege $. 68. Tit. 4, Th. II. gefagt-worden, 
daß der Richter bei Werhandlungen über das Fideicommiß nur die 
aus dem Hypothekenbuche befannten Familienmitglieder zuzuzie⸗ 
hen verbunden fei, und die $$. 64 — 67. fchreiben die forafältigs 
ften Erforfchungen der Theiinehmer zum Behufe der Eintragung 
zur Zeit der Errichtung des Fideicommiffes vor. Den fpäter hins 
jutretenden Mitgliedern ift zur Pflicht gemacht worden, fich gleichs 
fals dur Eintragung die Nechte zu fihern, welche ihnen ohne 
diefelbe duch Werfäumung verloren gehen können, 

$. 67. ibid. 

Der Richter Hat mithin nicht noͤthiz, über diefen aus dem Hypo⸗ 
thefenbuche fich ergebenden Umfang der Theilnehmer hinaus zu 
dehen, und nach andern nicht eingetragenen Familiengliedern zu 
forjchen. 

Diefer Grundfag gilt nicht allein bei Veränderungen mit 
dem Familienfideicommiß, fondern aud bei Verhandlungen über 
die Aufhebung, weil dad Edict ‚vom 9, Drtober 1807 die Aufhe⸗ 
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bung des Lehns und Fideicommiffes durch Familienfchluß zugelaffen 
bat, ohne einen Unserfchied zwifchen Aufhebung und Veraͤnde— 
derung in Bezug auf die Form feftzufegen. Legtere iſt aus den 
$$. 42 folg. Tit. 4. Th. II. zu entnehmen, 

Außer den aus dem Hypothekenbuche ſich ergebenden Mits 
gliedern müffen den minderjährigen Descendenten derfelben Vor⸗ 
münder beftellt, und die innerhalb des 302. Tages nach Vollzies 
bung des Familienfchlujfes Gehorenen berädfichtige werden. 


Eben fo ift es zu halten, wenn eine Lehnsperbindung durch 


Familienſchluß aufgehoben werden ſoll. 

Dies folgt daraus, daß 

1) Lehne, bei weichen das Dbereigenthum, wie in der Marf, 

nicht mehr ſtatt findet, in Beziehung auf die Agnaten unter 
fih, die größte Arhntichkeit mit Familien: Fideicommiffen 
haben; 

2) das Edict von 1807 Lehne den Fideicommiffen, wenn von 
ihrer Aufhebung die Rede ift, gleichftelle, in Anfehung der 
erfiern auf den Zufag 56. des Dftpreufifchen Provinziatrechts 
verweifer, und dies fich auf die $$. 42 — 46. Tir. 4: Th. U. 
bezieht; 

3) aud die Geſetzgebung des Allgemeinen Landrechts in der 
Lehre vom Lehne Ähnliche Grundfäge aufſtellt, als die, wel 
che im $. 68. Tit. 4. Th. 11. enthalten find, 


Nach den 69. 290 und 291. Tit. 18. Th. J. des Allgem. Lands 


rechts haben nämlich die Agnaren und Mitbelehnten, weiche ih 


nicht haben eintragen laffen, eben die Nachtheile beim Lehn zu 
erwarten, als die Anwarter beim Fideicommiß, und $. 386. ers 
währt eines förmlihen Familienfchluffes, wenn die einmal bes 
fimmte Succeifionsordnung geändert werden foll. 


4) Die Nothwendigkeit der Eintragung erfannte fhon das 
Edict vom 4. Auguft 1673 in dem Grade an, daß es $. 4. 
die verfäumre Eintragung der Agnaten fogar mit dem Ber: 
Iuft des Succeffiondrechts beftrafte, und 

5) können aus 6. 157 und 58. Tit. 51. der Allgemeinen Ges 
richtsordnung feine Widerlegungsgründe hergenommen wer» 
den. Sie haben nur fpecielle Vorfchriften des Provinzial 
lehnrechts im Auge, welche mit den gejeglihen Vorſchriften 
über Familienfchläffe gar nicht in Verbindung gebracht wer; 
den fönnen. 

Es find. mithin nur auch hier die eingetragenen Agnaten zu be 
ruͤckſichtigen; dagegen muß aud im vorliegenden Falle, mie beim 
Familien / Fideicommiß, eine Bevormundung der minorennen Kins 
der der Eingetragenen erfolgen, und auf die Rechte der innerhalb 
des 302, Tages Geborenen Nüdfiht genommen werden. ‘Der 
Grundfag des Longobardifchen und Maͤrkiſchen Lehnrechts, daß 
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der Sohn unbedingt facta patris präftiren mäffe, fann von der 
legtgedachten Form nicht dispenflren, da der durch die neuere Ge; 
feßgebung befohlene Familienfhluß an Formen gebunden ift, wel: 
he als weſentlich nothwendig vorgefchrieben worden find, die Ge: 
feße hierbei keinen Unterfchied nach der Verfchiedenheit des Pros 
vinziallehnrechts machen, und bei einem ganz neuen Inſtitute 
(Aufhebung der Lehne durch Familienfhluß) aud nur die Bedin— 
gungen deſſelben ohne weitern Hinblik auf frühere Vorſchriften 
- und analoge Beziehungen zur Anwendung gebracht werden müffen. 

Mac) diefen Grundfägen hat das Königl. Kammergericht in 
der vorliegenden Sache zu verfügen. 

Berlin, den 16, Sept. 1833. (v. K. J. Bo. 42. &. 107.) 


1.18. S. 680 folg. S. 689 folg. Merkmale des vollen und des 
nusgbaren Eigenthums an Erbzindgätern mady dem Gefeh vom 21. April 1825, 
und Sonjend der Erbzinsherren bei Veraͤußerungen. 

Die Bedenken, melde das Königl. Ober: Landesgericht in 
dem Berichte vom 10.9. DR. gegen das Refcript vom 19. Nov. pr. 
wodurch das Collegium angewiejen worden ift, feine Eircularvers 
fuͤgung vom 12. April 1830 wegen der Eonfenfe der Erbzinshers 
ren bei Veräußerungen ber Erbzinsguͤter zu rectificiren, erhoben 
hat, werden durch Folgendes befeitigt. | 

Zuvoͤrderſt hat das Collegium dem Neferipte vom 19. Nor 
vernber pr. eine unrichtige Deutung gegeben, wenn es annimmt, 
daß es dadurch angewieſen worden fei, feine Eircularverfügung 
vom 12. April 1830 ganz zurückzunehmen. Es ift in dem Re; 
feripte vom 19. November pr. ausdruͤcklich gejagt: die Eirculars 
verfügung könne nicht in der Allgemeinheit, worin fie erlaffen 
worden, gebilligt werden, die darin angenommenen Grundfäge 
wegen der Veräußerungs : Confenfe der Erbzinsherren feien nicht 
richtig, das Collegium werde daher angemwiefen, feine Eircularver: 
“ fügung zu rectificiren; die ganze Faffung des Reſcripts giebt alfo 
ganz deutlich zu erkennen, daß die Kircularverfügung nur inſoweit 
gemißbillige worden ift, als legtere die Meräußerungs s Confenfe 
der Erbzinsherren in allen denjenigen Kälen für unndıhig erkläre 
hat, wo auf dem Erbzinsgute feine Naturallaſten oder Dienite 
hafteten. Hierdurch werden daher alle diejenigen Bedenken befeis 
tige, welche das Kollegium in dem erften Theile feines Berichts 
wegen der rehtlihen Natur der Bauergüter im dortigen Depars 
tement erhoben hat, indem das Referipe vom 19. November pr. 
nur von den wirklichen Erbzinsgätern redet. . . 

Wenn nun aber das Kollegium in dem zweiten Theile feines 
Berichts die Meinung ausſpricht, daß es nad den $$. 15. 17 
und 18, des Geſetzes vom 21. April 1825 in Verbindung mit den 
65.43 bis 45. diefes Gefeges, in allen denjenigen Fällen, in wels 
den auf einem Erbzinsgute keine Maturallaften oder Dienfte hafı 
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ten, des erbzinsherrlihen Confenfes bei Weräußerungen des Erb⸗ 
jinsgutes nicht bedürfe, namentlih auch alddann nicht, wenn 
Laudemien auf dem Erbzinsgute haften; fo ift diefe Auslegung 
der gedachten Paragraphen nicht Fichtig. . 

Sn deni, dem Königl. Staatsrathe vorgelegten Geſetzent⸗ 
wurfe nämlich Jautete der $. 17 und 18. des nachherigen Gefeges 
vom 21. Aprit 1825 folgendermaßen: 


„Iſt oder wird nun ein folches Grundſtuͤck entweder von 
allen Laften befreit, oder doch (fei es urfprünglich oder durch 
Verwandlung anderer Laften) nur allein mir Geldabgaben 
betafter, fo gebührt dem Wefiger das volle Eigenihum.” 
„&o lange dagegen andere Laften, als bloße Geldabgaben 
auf dem Grundftücde haften, fo har der Beflger, wenn ihm 
nicht ſchon vor Einführung der fremden Gefege das volle Ei 
genthum zuftand, nur das nugbare Eigenthum,” 


Bei der Diecuffion diefes Entwurfs im Königlihen Staatsrathe 
wurde nun unter anderm erinnert, „daß die Sache nach der jegigen 
Faſſung in dem Falle zweifelhaft bleibe, wenn von dem Grundſtuͤck 
Laudemiengelder bezahlt werden müßten, da diefe ebenfalls Geld⸗ 
abgaben wären, und alfo wo dergleichen ohne, andere Abgaben 
flatt fänden, daraus mit Unrecht der Erwerb des vollen Eigen» 
ihums gefolgert werden könnte.” Es wurde deshalb vorgefchlagen, 
„smwifchen die Worte: mit Geldabgaben, einzufchalten: jährlichen 
feften —, wodurd jenes Bedenken wegen der Laudemiengelder 
gehoben würde, da bei ihnen die Eigenſchaft einer jährlichen fes 
ften Geldabgabe nicht vorhanden fet.” Diefer Worfchlag wurde 
vom Königl. Staatsrathe angenommen, und danach der $. 17 
und 18. des gegenwärtigen Gefeges vom 21. April 1825 gefaßt. 
Nah diefem Worgange bei Redaction der gedachıen Paragraphen 
fann alfo gar fein Zweifel darüber fein, daß, wenn auf einem 
Erbzinsgute auch nur Laudemien haften, der Erbzinsmann nicht 
als voller Eigenthuͤmer betrachtet werden darf. Diefem ſtehen 
auch die $$. 43 — 45. des gedachten Gefeges, wie das Collegium 
meint, nicht entgegen; denn die $$. 44 und 45. reden zwar alles 
dings von den beiden Fällen, in melden nämlich der Beſitzer des 
Bauergutes das volle, und in welchen er nur das nußbare Eigen: 
thum hat; daraus aber, daß der $. 45, unter den Bauerguͤtern, 
welche Laudernien entrichten müffen, auch folche vorausfegr, die 
zu Eigenthumsrechten erworben worden, folgt nicht, daß die Ent 
richtung von Laudemien fein Kriterium des blos nutzbaren Eigen⸗ 
thums im Allgemeinen fei. | | 

Der $.45. enthält nach dem Gutachten der Abtheilungen 
bes Koͤnigl. Staatsraths blos eine in der Natur der Sache ger 
gründete Declaration, welche durch Zweifel und Anfragen der 
Behörden veranlaße worden if. Er beftimmt, daß die Landes 


| 
€ 
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mien nur in fo fern und'in dem Maaße gefordert werden fännen, 
als fie dem Berechtigten fhon vor Bekanntmachung der fremden 
Geſetze zufamen; Daß der erbliche Beſitzer folder Güter, worauf 
die Abgaben haften, diefelben in allen nad der vormaligen Ver; 
faffung dazu geeigneten Fällen entrihten muß, wenn gleich mit 
dem Erwerbe ded Eigenthums eine andere Bucceffionsordnung 
eingetreten fein follte, d. h. nach $. 37, wenn gleih das Heims 
fallsrecht abgelöft fein ſollte; daß endlich bei den zu Eigenthumss 
rechten erworbenen laudemialpflichtigen Gütern die früher uͤbliche 
Eriheilung und Annahme befonderer Gewinnbriefe forifallen foll. 


t ’ 

Hiernach kann es allerdings Bauergüter geben, auf welchen 
Raudemien haften, und weiche dennoch volles Eigenthum der Bes 
figer find. Indeß daraus folge nicht, daß die Laudemialpflicht im 
Allgemeinen kein Merkmal eines blos nußbaren Eigenthums ſei. 
Denn der $. 18. fegt allgemein feft, daß ein Bauergut, auf wel⸗ 
dem andere als jährliche feite Geldabgaben haften, alfo au Lau⸗ 
demien, da diefe keine jährliche fefte Geldabgabe find, blos nuß: 
bares Eigenthum des Befigers fein fol. 

Doc fügt diefer $. fogleich eine Ausnahme Hinzu, indem er 
noch beftimmt, daß, falls der zu folden andern Laften verpflich⸗ 
‚tete Beſitzer ſchon vor Einführung der fremden Gefege dennoch 
das volle Eigenthum gehabt haben follte, es dabei auch fernerhin - 
fein Bewenden behalten fol. Auf diefe Ausnahme nun bezieht 
fi) der Schluß des $. 45, wonach bei den zu Eigenthumgrechten 
erworbenen laudemialpflichtigen Gütern die früher übliche Ertheis 
fung und Annahme befohderer Gewinnbriefe fortfallen ſoll. Hier⸗ 
nach geht denn der Sinn der $$. 17. 18 und 45. dahin: Kaften 
auf dem Grundſtuͤcke andere, als jährliche fefte Geldabgaben, na: 
mentlich Naturalabgaben, Dienfte und Laudemien, fo hat der 
Beſitzer nur das nugbare Eigenthum; follte der Befiger aber ſchon 
vor Einführung der fremden Gefege das volle Eigenthum gehabt 
haben, fo bleibt er voller Eigenthiämer, wenn aud) auf dem Grund: 
ſtuͤcke ſolche andere Laften ruhen; der Befiger muß auch die Lau⸗ 
demien, welche vor Einführung der fremden Gefege zu entrichten 
waren, ferner entrichten, felbft wenn ihm das volle Eigenthum 
an dem Grundſtuͤcke fhon vor jener Einführung zugeftanden, ihm 
ſolches daher auch jet geblieben fein follte; doch fallen in diefem 
legtern Falle die Gewinnbriefe weg. Der Fall, mo ein lauder 
mialpflichtiges Grundftüc volles Eigenthum des Befigers ift, und 
die Gewinnbriefe fortfallen, gehört alfo zu der Ausnahme, wo⸗ 
von der Schluß des $. 18, redet, und muß mithin in concreto 
immer bewiefen werden. Dagegen bleibt es aber Regel, daß, 
falls nicht ein folder befonderer Ausnahmefall nahgewiefen wird, 
die auf einem -Grundftüde haftende Laudemiaipflichtigkeit ei 
Merkmal des blos nußbaren Eigenthums ift. 
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Dieſemnach kann die Weifung, welche dem Collegio unterm 
19. November pr. ertheilt worden ift, nur wiederholt merden. 
Berlin, den 6. Febr. 1832. (v. K. J. Bo.30. S. 117.) 
An das Koͤnigl. Ober : Landesgericht zu Halberſtadt. 


1.18. $. 815. 16 ber ' 
18. $. DIS: Bemeis der Remagen Natur der Abgaben von Cole 
(Sefeg vom 21. April 1825. $. 36) 

Mehrere Eolonen in den Kreifen Ahaus und Borken, fo wie 
Eingefeffene der Standesherrfhaft Horfimar, haben bei des Kö, 
nigs Majeftär auf eine Declaration des $. 36. des Geſetzes vom 
21. April 1825 über die, den Grundbeſitz berreffenden Rechtéeder⸗ 
haͤltniſſe und über die Realberechtigungen in den Randestheilen, 
welche vormals zu den franzöfiihen Departements gehört haben, 
fo wie auf eine Ausdehnung des $. 49. des die Bergfchen Landes» 
ıheife betreffenden Geſetzes vom 21. April 1825 auf die vormals 
ftanzoͤſiſchen Departements angerragen. 

Die Bittſteller find zwar mis ihrem Antrage zuruͤckgewieſen 
worden, Seine Königlihe Majeſtaͤt haben aber mirtelft Aller 
hoͤchſter Ordre vom 28. v. M. dem Juftizminijter zu befehlen ges 
ruht, die beireffenden Gerichte mir einer Anweifung und Beleh⸗ 
. rung über den Sinn gedachter Paragraphen zu verfehen. Daher 
wir dem Collegio Folgendes zu erkennen gegeben: 

1) Wenn ein Abgabenpflichtiger behauptet, daß die von Ihm 
geforderte Abgabe die Natur der Steuern habe, alfo durch 
en $. 36. 1. c. abgeſchafft fei, fo liege ihm der Bewels der 
en Natur 06. Mie diefer zu führen fei, bleibe in 
jedem einzelnen Falle der richterlihen Beurtheilung überlafe 
fen. Da die General: Commiffionen fi von allen auf diefe 

Verhaͤltniſſe beztehenden Umftänden die geſchichtlichen Nach⸗ 

richten verſchaffen muͤſſen, ſo wird nicht ſelten ein von ihnen 

nach Maaßgabe des $. 59. Tit. 10. Th. 1. der Allg, Ser.» 

Ordnung erfordertes ſchriftliches Gutachten fehr zweckmaͤßige 

Aufklärung geben. | 

2) Alle drei Geſetze vom 21. April 1825 gehen von dem Grunde 
fage aus, daß im Zmeifel anzunehmen ift, die auf einem 

Grundſtuͤcke haftende Abgabe werde für Ueberlaffung eints 

Grundſtuͤcks entrichtet, fei alfo als fortbeftehend zu betrach⸗ 


ten. 
Die im $. 49. des Geſetzes für die Bergfchen Landestheile aufge: 
nommene- Beſtimmung  beabfichtiat feine Abweichung von diefem 
Grundfage, will vielmehr nur größeren Weiterungen vorbeugen, 
welche durch die oberfläcliche Bezeichnung der verfchiedenen Cat: 
tangen der Abgaben und Leiftungen in dem Bergſchen Decrete 
vom 13. September 1811 zwifchen den Sintereffenten unausbleib⸗ 
li herbeigeführt werden würden, wenn der zu als abge 

VI. = | 
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ſchafft benannten Abgabe verpflichtete Girundbefiger gegen den Ber 
rechtigten den Beweis zu führen hätte, daß die Abgabe aus einer 
Grundverleihung nicht entftanden ſei. Dem Richter liegt nach 
allen drei Gefegen die Verpflichtung ob, genau zu prüfen, ob die 
Leiftung urforünglic auf einer Srundverleihung berube, oder nicht. 
Die Intereſſenten Haben die Materialien zu diefer Prüfung zu 
liefern. ; 
Berlin, den 26. Mär; 1832. (9.8.3.88.39. 8.115.) 


. 1.20. S. 46. I. Bulaffung des Sreeutionsgeſuchs ohne Freigebung dee 
II. Sorksiie fär die Geaueftrariond» und Subhaſtatlons⸗Koſten. 


In der bei dem Patrimonialgerichte zu N. ſchwebenden 
Rechtsſache der minderjährigen Kinder des verftorbenen Inſpectors 
A. wider den Freimann %. führe das Patrimonialgericht zu B. 
als obervormundfchaftliche Behörde der klagenden Minorennen in 
der abichriftlih beifommenden Vorftellung vom 31. October r. 
darüber Beſchwerde, daß nach der Verfügung des Königl. Ober 
Landesgerichts vom 30, September c. | 

1) die Turanden zur Begründung des Antrages auf Ableitung 
des Manifeftarionseides zunörderft ihrem Pfandrechte am. 

Grundſtuͤck des Schuldners entſagen follen, und daß 

2) die Einleitung der Sequeftration und Subhaſtation diefes 

Grundſtuͤcks von der Zahlung eines Koftenvorfchufies abhäns 

gig gemacht ifl. 

Das Juſtizminiſterium findet die Beſchwerde bei dem erften Punk⸗ 
te wohl begründet. Der Richter darf nicht von Amts wegen das 
Executionegeſuch verwerfen, wenn domit die Freigebung des Pfans 
des nicht verbunden iſt; der Richter muß vielmehr abwarten, ob 
der Schuldner von der ihm im $. 46. Tir. 20, Th. 1. des Alle. 
Landrechts gegebenen Befugnig Gebrauch maden will. Die Fra⸗ 
ge ift ſchon durch das Ober-Landesgericht zu Königeberg kur Spras 
he gebracht, und mittelft Reſeripts vom 13. Octbr. 1810 (Math. 
X. 118 — 123.) nad diefen Grundfägen entſchieden worden. 

Es ift daher die Verfügung des Tollegii vom 30. Sepibr. c. 
bei diefem Punkte zu modificiren und das Patrimonialgericht zu 
M. hiernach anzumweifen. Dagegen erfcheint der Antrag auf Abs 
leiftung des Manifeftationseides immer als ein Erecutions Ans 
trag, welcher daher mit dem auf Einleitung der Sequeftration 
oder Subhaftation nicht cumulirt werden darf. Der $. 173, des 
Anhangs zur Allg Ger. Ordnung, welcher die Cumulation des 
Antrages auf Perfonals Arreft mit dem auf Subhaſtation in dem 
dort bezeichneten, wie das Koͤnigl. Ober: Yandesgericht annimmt, 
hier vorhandenen Falle zuläßt, darf nur strictissime interpretire 
werden. Er ſetzt voraus, daß ſchon feſtſteht, daß kein anderes 
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objeclum executionfs außer dem immobile vorhanden fei: weh - 


ches aber im vorliegenden Falle, da der Ereditor felbft anf . 

fung des Manifeftationseides anträge, um erſt feftzuftellen, ob 

es noch ein anderes Object gebe, nicht angenommen werden kann. 

* ſetzt der F. 173. immer causam arresti voraus, und laͤßt 
die Oubhaftation nicht als einen Grad der Eresutlon, fondern 

als einen Arreiifchlag zu. 

Ad punct. 2. findet das Zuftizminifterium die Beſchwerde 

Patrimonialgerichte, welche feine beſondere, mit 
Erars verſehene Sportel⸗Caſſen beſitzen ($. II. der Einleitung 
der Sportels Taxe vom 23. Aug. 1815, Reſcript vom 26. März 
1824, Jahrbuͤcher Bd. 23. ©. 77), find überhaupt nicht bes 
teötigt,_ im gewöhnligen ‘Proceffen Worfchüffe für ihre baaren 
Auslagen zu nehmen. Indeß ift ihnen diefe Befugniß in Sub⸗ 
haſtationsſachen nachgelaſſen. 

Wenn $. 11. cit. diejenigen Parteien, welche die Sportel⸗ 
freiheit oder das Armenrecht genießen, von den Vorſchuͤſſen zur 
Dedung der baaren Auslagen befreit; fo u. ſich dieſes nur 
auf die gewoͤhnlichen Foͤlle, in welchen aber ein Patrimonialge⸗ 
richt, weldyes Leine beſondere mir Etats verſehene Sportel: Gaffe 
bat, überhaupt von keiner Partei, auch wenn fie nicht die Spor⸗ 
telfreiheit oder Das Armenrecht genießt, Vorſchuͤſſe nehmen darf. 


Dagegen müffen auch Arme, und felbft diejenigen, weiche die. 


Gportelfreiheie genießen, in Subhaſtationsſachen einen —— 
jur Deckung der undermeidlichen baaren Auslagen leiſten, bevor 
fie die Einleitung der Subhaſtation verlangen koͤnnen. Nur Fiss 
«us macht nady dem Referipte vom 25. März 1831 (Jahrbücher 
8.37. S. 87. 88.) eine Ausnahme. Der Bericht des Ober» 
Rondesgerichts zu Frankfurt, auf weichen dies Reſcript ergangen, 
ergieht, daß die Hauptgründe die folgenden waren: 
1) Falls Fiscus felbft das Grundſtuͤck erſteht, muß jedenfalls 
ae der ihm zuſtehenden Sportelfreiheie die Niederſchla⸗ 


der Koften erfolgen. 
2) De Der Borfäuß mößte aus einer Koͤnigl. Caſſe in die andere 
erfolgen, und es würde unangemeffen fein, daß der Landes 
here in eigenen Angelegenheiten Vorſchuͤſſe leifte. 
Diefe Gründe finden auf andere Parteien, welche Subhaftation 
txrahiten, eine Anwendung; weßhalb das Zuftizminifterium 
bei dieſem Punkte die Befchwerde zuruͤckgewieſen hat. 

Berlin, den 16. Dechr. 1831. (0.8.5. 00.38. ©.340.) 


1,20. $. 405. 
ne Di gun ne a else —X 


Erben und uur Derichtigung Rn Defigtitels ſtatt. 


a vom 24. d. M. erhalten ie folgen 
4 * 


⁊* 
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Die Wittwe W. zu 8. beſitzt einen Illaten⸗Anſpruch an den 
Nachlaß ihres verfiorbenen Mannes. &ie verlangt die Eintra— 
gung deffelben auf die. zum Nachlaſſe gehörigen Gemdpäte. 

Das Koͤnigl. Stadtgericht hat 

1) die Erklärung der Erben erfordert, 

und nachdem ſich diefelben für Beneficialerben erklaͤrt und in die 
Eintragung eingewilligt haben, verlangt daſſelbe 

. 2) daß die Erben erft ihren Beſitztitel eintragen laffen, 
um gleichzeitig die aus der: Beneficial- Qualität entſpringende 
Dispofitionsbefchräntung derfeiben im Hypothekenbuche vermerken 
zu können, und auf diefe Weiſe den Erbichaftsgkäubigern das ib; 
en gefeglich zuftehende Separationsrecht zu conferviren. 

Das Dber : Landesgericht ift der Anſicht des Stadtgerichts 
beigetreten, und der Juſtizminiſter haͤlt dieſe Vorbeſcheidung den 
Geſetzen vollkommen angemeſſen. 

Daer Wittwe W, ſtand ein geſetzlicher Titel zum Pfandrechte 
auf die zum Vermoͤgen ihres Mannes gehörigen Grundfläde zu: 
Sie war nah $ 254. Tit. 1. TH. II. des Ag. L. R. befugt, auch 
ohne Einwilligung des Mannes die wegen ihres Eingebtachten 
ihre zulommenden Rechte in dem Hypothekenbuche vermerken zu 

lafien. 
Sie hat, fo lange ihr Mann lebte, von diefer Befugniß kei⸗ 

ven Gebrauch gemadyt, und se ein dingliches Hecht auf diefe 
— noch nicht erworben. 

412. Tit. 20. Th L. A. L. R. verordnet: 

 &o lange ein gefeglicyes oder auch ein durch rechtsgült ig⸗ 

Willenserklaͤrungen beſtelltes Pfandrecht noch nicht eingetra⸗ 

gen iſt, ſo lange hat daſſelbe noch nicht die Eigenſchaft eines 
dinglichen Rechts. 

Die Folge davon iſt, daß ſie ihren Anſpruch gegen einen dritten 
ei oder Eigenthuͤmer der — nicht geltend machen 
ann. 

$. 137. Tit. 2. und $. 10, Tit. 20. Th. 1 . des Allg. Landrechts. 

Ä Dur den Tod des Mannes ift veffen geſammte Verlaffen⸗ 
ſchaft, mit Einſchluß der Grundſtuͤcke, auf deſſen Erben als Ei⸗ 
genthum uͤbergegangen. Verlangt jetzt die Wittwe die Eintra⸗ 
gung ihres Titels zum Pfandrechte, nicht auf die Grundſtuͤcke des 
Mannes — denn defjen Rechte und Verpflichtungen find mit feis 
ner Exiſtenz erloſchen — fondern auf die Grundſtuͤcke der Erben, 
die fie Durch feinen Tod erworben haben; fo gründer fi ihr Ans 
ſpruch niche mehr ausſchließlich auf das Nechtsverhältniß, in wel 
chem fie zu ihrem Manne geftanden hat, fondern zugleich auf den 
Uebergang der urſpruͤnglichen Verpflichtung defieiben auf die Er⸗ 
ben, d. h. auf das Nechtsverhälniß, in welches die Erben des 
—8 zu den Erbſchafteglaͤubigern, alſo auch au br getre⸗ 
ten ſin 
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Aus diefem Rechtsverhaͤltniſſe geht aber ein LUnterfchied in 
der Verpflichtung hervor, je nachdem die Verpflichtung ſelbſt von’ 
der Art ift, daß fie Äberhaupt auf die Erben übergehen Bann oder 
nicht, und in Beziehung auf die Qualität der kegteren, je nad“ 
dem fie successores singulares oder universales, und diefe nie 
derum unbedingte oder Beneficial» Erben ſind. 

Das Königl. Stadtgericht zu K. hat daher ganz richtig ett⸗ 
eine Erklaͤrung von den Erben verlangt, 

ob ſie die Forderung überhaupt anerkennen, 
$. 416. Tit. 20. Th. I. des A. L. R. 
und deren Eintragung bewilligen,:; 
- da allerdings die Frage entſtehen konnte, ob die Witwe ein 

Recht auf Sicerftellung, welches aus den Eheitaudsver, 

bältniffe entfprings, noch in Anſpruch zu nehmen befugt ift,: 

nachdem dieſes Berhättniß. erloſchen war: ($. 360. Tit. 9. 

Th. I. des A. L. R.), 
ud es har ſich hiernaͤchſt das Königl. Stadtgericht eben fo richtig 
du Prüfung unterzogen: 

ob auf die Erklärung der ——— die Eintragung 

ohne weiteres erfolgen duͤrfe 
8 folgt aus der Berradptung, daß es bei der Eintragung eines 
geirglihen oder vertragsmaͤßigen Titels zum Pfandrechte, wenn 
dieſelbe nach dem Tode des Schuldners gegen ſeine Erbon geſucht 

wird, nicht allein auf das urſpruͤngliche Rechtsverhältniß, fon-' 
tern zugleich auf die Art und Weiſe Des Ueberganges der Ver⸗ 
Midhtung auf die Erben ankoͤmmt, nothmendig, daß die Aner— 
konnung und Eintragungs : Einwilligung des Erben den Hypothe⸗ 
kentichter noch nicht berechtigt, die Eintragung ohne weiteres vor»: 
junehnen. 

Haben die Erben ihre Verpflichtung anerkannt und fich für ‘ 
die neuen Schuldner des Berechtigten ertiäts; fo mäflen fie auch 
erſt ihren. Befigtitel berichtigen, ehe auf den Grund ihrer Erkla⸗ 
tung die Fintragung einer Hypothek erfolgen darf. 

$. 6. Tir. 10, $. 405. Tier, 20. Th. J. A. L. R. und 

$ 56. Tit. 2, Hyporhefen : Drdnung. 
Eind fie Beneficialerben, fo folgt die Eintragung diefer Qualitoͤt 
aus der ausdrücklichen Worfchrift der 99. 448 u. f. Tit 9. Th. J. 
4.2. R. und dadurdy wiederum die Sicherſtellung der Erbſchaſts⸗ 


& nur läßt fich das Verhältniß der Erbfchaftsgläubiger zu 
dem Nachlaſſe in den gefeglichen Schranken erhalten und jede Ver, 
wirrung vermeiden, welche fonft des Richter durch die Eintra⸗ 
gung von Hypothekenrechten für einzelne Glänbiger in die Locas 
tioneordaung derfelben bringen wurde. 

Die Eintragung einer Proteftation pro eonservando ige 
et loco " die Wittwe W. laͤßt ſich auf keine Weiſe rechtfertigen. 


Y 
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Der 5. 188, Tit. 2. Hypoth.⸗Ordn. paßt nicht auf den vom 
liegenden Ball, und aus dem $. 187. folgt deshalb nichts für Ih⸗ 
ren Antrag, weil die Theorie des A. L. R. über die Beſchraͤnkung 
der Dispofition der Veneficialerben bei der Erklärung jener Ges 
fegftelle nicht außer Acht gelafien werden darf. Ihren Zwed, bie 
Eintragung der Forderung zu erlangen, koͤnnen Sie nur dadurch 


ei 
= er Sie die Erben nah Vorſchrife des $. 59. u f. Tit. 51. 
I »Drdn, zur Eröffnung bes erbſchaftlichen Liquidations⸗ 


oceſſes, 
und nah Ablauf der gefeglichen Jahres friſt 
> — — der Allerhoͤchſten Cabinets/ Ordre vom 31, 
r 
zur Berichtigung ihres Veſitzitels anhalten. 
Berlin, den 12. Juli 1833. (v. K. J. Od. 2.6. 177.) 


1.20. $. 408. 422. 
im —— vermetis Beier be der Werluberung #0 len 
Dem Königl, Ober » Landesgericht wird auf den Bericht vom 
14. — M. in der Hypothekenſache des Gutes €. Folgendes ers 


* ai fih die Lage der Sache aus dem Berichte erſehen 
laͤßt, ſcheint der Berichtigung des Hypothekenblattes fein weſent ⸗ 
tiches Hinderniß im Wege zu ſtehen. 

Die im ppothekenbuce eingetragene Frau v. M. hat das 
Gut am 20. April 1820 an den Lieutenant M. verkauft, und 
ber Beſitztitel ift für den Legtern bisher noch nicht berichtigt worden. 

Es ift das Gut feitdem durch mehrere Hände gegangen, des 
ꝛc. v. 8., Grafen NR. und Amtmanns S. Der Legtere hat hiers 
auf am 17. April 1828. Rubr. II. eine Proteftation gegen alle 
erg Dispoflitionen der titulirten Befigerin v. M. eintras 
gen laſſen. 

Das Koͤnigl. Ober Landesgericht findet in diefer legtern Eins . 
tragung ein Hinderniß, in der Sache weiter vorfchreiten zu duͤr⸗ 
fen. Diefe Anfiche ift jedody in den Gefegen nicht gegründet. 

Die Bintragung der Pröteftation ift eh * — und zu 
Gunſten eines nicht eingetragenen Beſitzers erfo 

Wenn auch ſonſt die Befugniſſe der en Realbe; 
rechtigten nach dem Zeitpunkt der Eintragung unter einander rans 
giren, fo findet von diefem Grundfage doch eine Ausnahme flatt, 
wenn für denjenigen, welcher zur Zeit der Eintragung der von 
einem nicht intabulirten Beſitzer herrührenden Mealberechtiguns 
gen als Eigenthuͤmer des Guts im Hypothekenbuche vermerkt 
war, eine Eintragung erfolgt. 

$. 408, Tit. 20. Th. J. A. L. R 
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Der Grund Hiervon iſt der, weil der Käufer eines Gutes nicht 
mehr Nechte erwerben kann, als ihm übertragen worden. Gr 
muß ſich daher gefallen laffen, daß der Verkäufer die Bedinguns 
gen oder Real, Stipulationen im Hypothekenbuche eintragen läßt, 
weiche er fich bei der Veräußerung vorbehalten hat, und es muͤſſen 
diefe allen Stipulationen und Eintragungen vorgehen, weldye von 
&inem fpätern Beſitzer hetruͤhren, deffen Titel noch nicht berichrige 
worden ift. 

Aus diefer Anſicht iſt aud die Beflimmung der $$.-52. 54 
und 55. Tit. 14. Th. IT, des A. 2, R. mit Eonfequenz hervorges 
gangen, wo fogar Fiscus mit den ihm zuftehenden Vorrechten dens 
jenigen Real ;Prätendenten nachfiehen muß ; deren Rechie ſich auf 
den Erwerbtitel gründen, aus dem das Eigenthum des fiscalifchen 
Geamten enıfprungen iſt. Der Glaube des Hypothekenbuchs 
fügt nur denjenigen, der feine Rechte von einem eingetragenen 
Befiger ableitet. N 

Es unterliegt daher feinem Bedenken, daß, weng die Frau 
v. M. ſich bei der Berechnung der ihr zuftehenden * eine 
Eintragung vorbehalten har, dieſe Eintragung bei der Berichti— 
gung des Beſitztitels für den Lieutenant M. unter einem erfolgen 
muß, und daß diefe Eintragung die Priorität vor allen Eintra⸗ 
gungen erhält, welche die nicht eingetragenen Beſitzer auch ſchon 
füher ertrahire hatten, alfo auch vor der Proteftation des Amts 
manns ©, \ h | 

Gründer fi der Anfpruch der Frau v. M. auf die, für den 
Meliorationsfonds eingerragenen, von ihr abgelöften 3000 Rıhir. 
Meliorationsgelder auf den Kaufcontract mit dem Lieutenant M., 
d. 5. hat fie ſich diefe 3000 Rıhir. vorbehalten, und der Letztere 
diefe Por ausdruͤcklich auf Rechnung der Kaufgelder übernommen, 
fo har das Ober : Landesgericht 

den Beſitztitel für den ꝛc. v. M. zu berichtigen, 
und zugfeich bei der in Rede ftehenden Poſt, Eolonne „„Eeffionen”,- 
zu bemerken: 
daß die Frau v. M. die 3000 Rthlr. Melisrationsgelder ab» 

gelöft, fich diefe Hypothek bei dem Werkauf des Guts aus» 

druͤcklich vorbehalten, und der Lieutenant M. diefelbe auf 

Rechnung der Kaufgelder übernommen hat. 
Sind diefe 3000 Rthlr. zinsbar eingetragen, fo verfteht es ſich 
von felbft, daß das Recht, Zinfen zu fordern, auf die Frau v. M. 
übergegangen if. Sind fie nicht zinsbar eingetragen, hat audy 
der zc. DM. keine Zinfen ftipulirt und das Gut deshalb im Kauf 
contracte nicht verpfänder; fo findet auch eine Eintragung der; 
ſelben nicht ſtatt, es bleibe vielmehr der Frau v. M. nur über 
laſſen, ihre perfönlichen Rechte gegen den ıc. M. in separato zu 
verfolgen. Dieſes Sireites wegen darf aber die Berichtigung des 
Veſitziitels für den 6. M. nicht ausgefegt bleiben. 
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Eben ſo kann demnaͤchſt mit der Verichtigung des Beſitztitels 
Mi die ſpaͤtern Befiger verfahren werden. 

Es hat übrigens der M. ein wohlbegründetes Recht, die Be⸗ 
richtigung des Beſitztitels von dem ꝛc. v. K. zu verlangen, wobei 
auf den Grund ‚der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 31. Octo⸗ 
ber 1831 nad) Verſchrift des $. 51. Tit. 2. der Hypotheken / Ords 
nung zu verfahrenamd der v. K. durch die Executio ad facien- 
dum zur Erfuͤllung feiner Verbindlichkett anzuhalten fein wird. 

Bon allen Eintragungen, welche bei Gelegenheit der Berich⸗ 
tigung der Befigtirel auf den Grund ter Kaufcontracte erfolgen, 
iſt dem jegigen Vefiger ſtets Machricht zu geben, die vorſchrifts⸗ 
mäßige Beſcheinigung der Inſinuation zu bewirken und ihm zu 
überlaffen, nad $. 422 u. f. Tit. 20. Th. I. des A. L R. binnen 
4 Boden. eine ſpecielle Proteftation bei jeder ſolchen Poſt bemer⸗ 
fen zu laffen, wenn er ſich dadurch in feinen Rechten beeinträchtige. 
hält. Bringt er eine ſolche Proteftation an, fo ift diefelbe ſofort 
in der Eolonne „‚Eeifionen” zu bemerken; die Sjnterefjenten aber 
find zum Wege Rechtens zu vermeifen. 

Auf diefe Weife nur säße fi das Hypothekenblatt in die ges 
ſetzliche Ordnung bringen. 

Berlin, den 23. April 1833. e 8.3 Bd. 41. 0. 547.) 





I. 20. $. 415. 428 faa- nie offenbar mir unrecht erfolaten Eintra- 

gungen Fauen -_ ame wegen ohne Conſens der Jutereffenten und obne 

In Befcheidung auf den Bericht des Königl. Ober: Appellas 
tionsgerichts vom 15. v. M. 

. betreffend die Befchwerde des Domainenbeamten v. D. in 
der Hypothefenfache des erbpachtlihen Windmühlengrunds 
ſtuͤcks zu Weelno, 

kann der Juſtizminiſter dem Collegio darin nicht beipflichten: 
daß eine einmal erfolgte Eintragung, auch wenn ſie offen⸗ 
bar mit Unrecht geſchehen, von Amts wegen und ohne Cons 
fens der Intereſſenten oder ein Judicat nicht gelöfiht werden” 
dürfe. 

Die eigenthuͤmliche Natur des preußifchen Hypothekenweſens leitet 

auf das entgegengeſetzte Princip. 

Das preußiſche Hypothekenweſen iſt auf Publicitaͤt, Spe⸗ 
eialität und Legalitaͤt gegruͤndet. Vermoͤge der letziern darf die 
Eintragung nicht blos ayf den Antrag der Intereſſenten erfolgen, 
mir dem Vorbehalt, daß fie nur fo viel gelte, als fie gefeglich gels 
ten könne; fondern der Hypothekenrichter hat das einzutragende, 
Rechtégeſchaͤft von Amts wegen zu prüfen, 

” “7 es feinem Weſen nach nicht gegen die Vorſchrift der Ge⸗ 


2) —* dorm nad rechtsguͤltig, 
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3) > dem Sffentfichen Zuftande des Hopothekenbuchs gemaͤß | 


Finder ſich ein Anjtand in einer diefer Beziehungen, fo muß ent 
weder die Fintragung ganz ‚unterbleiben, oder fie darf doch nur 
unser Modificationen gefchehen. 


Die nämlidye Prüfung von Amts wegen muß bei eoͤſchungs⸗ 

geſuchen erfolgen. 

Wenn nun aber ein Eintragungs- oder Loͤſchungsgeſuch von 
Amts wegen verweigert werden darf, fo.folgt hieraus, daß unter 
foihen Umftänden, da offenbar die Werweigerung der Eintragung 
der Loͤſchung vom Hypothekenrichter hätte erfolgen follen, ver 
nämliche Richter, fobald er feinen Irrthum bemerfr, oder die vor; 
gefegte Behörde, an welche die Sache im Wege der Beſcowerde 
gelangt, ohne Eonfens der Partei, auf deren Antrag die Ein— 
tragung gefchehen, die Berichtigung des Irrihums veranlaffen, 
eveniualiter anbefehlen darf. Dies kann bei Löihungen nur 
durch Wiederberfiellung des Intabulats, bei BLOSS nur. 
durch Loͤſchungen gefchehen. 

Diefe Befugniß zur Berichtigung bes Irrthume von Amts 
wegen erleidet im Falle einer unrichtig geſchehenen Loͤſchung nur 
in den Fällen der $$. 527. 529. Tit. 20. Th. 1. des Allgemeinen. 
Landrechts eine Ausnahme. Die nämlihe Ausnahme kann un; 
ter gleichen Umftänden bei irrchuͤmlich erfolgten Eintragungen, 
1. ©. bei Eintragung eines Vorzugstechts eintreten. . Dieje Aug 
nahme greift nämlich bei Eintragungen und Löfhungen Plag, 
wenn ein Dritter, veranlaßı durch die irrehümliche Loͤſchung oder 
Eintragung, dem Glauben des Hypothekenbuchs folgend, ein Hy— 
porhekenrecht erworben hat, in der Meinung, daß das erworbene 
Recht eine größere Sicherheit gewaͤhre, als ihm beigelegt iſt. | 

Außer diefem Falle fteht der Berichtigung des Itrihums von, 

wegen nichtd entgegen, | 

Wenn daher im vorliegenden Falle die Eintragung wirklich 
—— unrichtig bewirkt worden, fo erſcheint die Beſchwerde ge⸗ 

ndet. 


— Berichte hat das Koͤnigl. Ober⸗Appellationsgericht bes 


daß daſſelbe weit entfernt fei, die Rechtmäßigkeit der Eintra⸗ 

gung zu behaupten. 
Das Sachverhaͤltniß liegt jedoch in dieſer Beziehung nicht ſo klar 
vor, daß der Juſtizminiſter ſchon gegenwaͤrtig einen Beſchluß faſ⸗ 
ſen könnte ‚ Inden das Königl. Ober » Appellationdgericht von dem- 
Geſichtspunkte ausgegangen ift, daß es auf die Rechtmaͤßigkeit 
der Eintragung nicht ankomme, da, fobald einmal eine Eintras 
Yung erfolge fei, deren Löihung ohne Zuziehung der Intereſſenten 
oder ohne Judicat von Amts wegen nicht verfüge werden duͤrſe. 
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Der im Berichte bemerkte Umftand: 

daß wegen einer judicatmaͤßig feſtſtehenden perfänlichen Kor 

derung an den Landrath v. D., nachdem diefer fein Grund» 

fü an feinen Sohn, den Befchwerdeführer, verkauft hat 

te, jedoch zur Zeit, da der Erftere noch eingetragener Beſitzer 

gewefen, unter Widerfprud des Beſchwerdefuͤhrers eine Pros 

teftation auf das gedachte Grundſtuͤck eingetragen worden, 
iſt noch nicht von der Art, daß angenommen werden könnte, die 
Eintragung fei offenbar unrichtig erfolgt. Es wird daher noch 
darauf antommen, 06 der Gläubiger gegen den eingetragenen: Be⸗ 
ſitzer ein pignus praetorium erlangt und auf Grund des Gut 
adıtens der Sefegcommiffion vom 29. April 1808, Refcript vom 
20. Mai deffeiben Jahres, die Eintragung verlangen konnte. 

Es it daher der Bericht noch in Betreff der Umſtaͤnde zu ver; 
vollftändigen, aus weichen die Rechtmäßigkeit der Eintragung bes 
urtheilt werden kann, zu welchem Behuf die ſaͤmmtlichen Anlas - 
gen sub lege remissionis zuruͤck erfolgen. 

Berlin, den 12, October 1832. (v. K. J. 80.40. S. 478.) 


L. 20. S. 460 — 465. i i { 
"Yen —— 
hen Wirthe zur Sicherſtellung der eingetragenen Gläubiger, zu nehmen⸗ 
den Maußregeln, | 

Die von der Königl. General: Commiffion verfchiedentlich 
zur Sprache gebrachten Differenzen mit dem Ober: Landeegerichte 
zu Cöslin, wegen der bei Regulirung der gutsherrlich» bäuerlichen 
Verhältniffe in Anfehung der Eapitalgahlungen der bäuerlichen 
Wirthe zur Sicherftellung der eingetragenen Gläubiger zu neh 
menden Maafregeln, haben die unterzeichneten Miniſterien zur 
Communication darüber veranlaßt, und in Folge der deshalb ſtatt 
gefundenen Vereinigung wird ihr zu erfennen gegeben: | 
daß nad) der im $. 8. des Geſetzes vom 7. juni 1821, 
wegen Ausführung der Semeinheitscheilungs; und Ablds 
fungs » Ordnungen ertheilten Beſtimmung, auch bei diefen 
Auseinanderfegungen die 99. 460. u. f. Tit. 20, Th. 1. des 
Allgemeinen Landrechts eben fo ganz allgemein, wie ruͤck 
fihtlich der Gemeinheitstheilungss und Abloͤſungs ⸗Geſchaͤf⸗ 

te zue Anwendung kommen müffen. 
Denn wiewohl die Zuruͤckweiſung in $. 8. des erſtgedachten Ge: 
feßes auf den $. 11. a. a. D. blos auf diejenigen Fälle bezogen 
werden kann, ruͤckſichtlich welcher eine öffentliche Belanntmachung 
verordnet iſt; fo erfcheint doch die andere Auslegungsart, daß in 
diefer Zuruͤckweiſung alle im $. 11. genannte Geſchaͤfte, näms 
lich fowohl die gursherrlic, bäuerlichen Regulirungen, ale Ger 
weinheitsiheilungs/ und Abloͤſungs / Geſchaͤfte, als Gegenftand 
der Diopoſition Haben bezeichnet werden follen, den Auedruͤcken 
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und der Abficht jener Vorſchrift viek entfprechender. Denn bie, 
ruͤckſichtlich der Lehns ⸗ und Fideicommißs und anderer zur Sache 
zujuziehenden Intereſſenten zu erlaffende öffentlihe Bekanntma⸗ 
dung bieter nichts dar, was bie Lage der intereffirenden Glaͤubi⸗ 
ger Ändert. Aus der öffentlichen Bekanntmachung erhalten naͤm⸗ 
li die eingetragenen Gläubiger kein Recht, ihre Zulaffung zu 
der Verhandlung über die Auseinanderfegung zu fordern. 

Ci. $ 10 u. fg. und $. 148, der Gemeinheisiheilungss 

Drdnung $. 14. des Ausführungsgefeßes. 

Jene Bekanntmachung kann alfo auch ruͤckſichtlich ihrer Peine 
Wirkung Außern. Jedenfalls Handelt es fi von der Auslegung 
einer zweifelhaften Beftimmung, welche, in Ermangelung aller 
. Motive, zu einer Ausnahme nit wohl pafiender als nach den 
unzweideutigen Beftimmungen für gleichartige Fälle gemacht wers 
den kann, bei welcher es einerfeitd auf Befeitigung aller fernern 
Weiterungen wegen des unter den Parteien geichloffenen Haupt⸗ 
geihäfts abgefehen if. Die Beſchraͤnkung des $. 8, auf die Fälle 
Öffentlicher Bekanntmachung würde, ganz im Widerfpruche mit 
der eben ‚gedachten Abſicht des Gefeges, die Ruͤckkehr auf die 
Beſtimmungen des $. 48. der Verordnung vom 20. Juni 1817 
nöchig machen, und die General: Commiffionen würden hiernach 
ohne alle Eoncurrenz der Hypothekarien über die Art und Weiſe 
der Berwendung der Abloͤſungs  Eapitalien zu beftimmen haben. 

Nach den eben entwidelten Srundfägen wird nun in den zur 
Eonteftation gediehenen Fällen folgendes Werfahren flatt finden 
müffen. 

1) Die Seneral:Eommifflon hat den hypothekariſchen Glaͤu⸗ 
bigern ſowohl bei gutsherrlich » bäuerlichen Regulirungen, als Ges 
meinheitsrheilungen und Dienftablöiungen, ohne Ruͤckſicht dar 
auf, 06 die oͤffentliche Bekanntmachung der Auseinanderfegung 
erfolge iſt, oder nicht? ſogleich nad errichterem Receſſe von dem 
anf Sapital » Abfindung des verfchulderen Gutes gerihteren Abs 
kommen Nachricht au geben, mit der Aufforderung, ſich innerhalb 
der 6.463. Tit. 20. Th. 7. A. L. R. beſtimmien Frift mit ihren . 
Anfprüchen zu melden. | s 

. 2) Macen fie der Generals Commiffion keine Anzeige da; 
von, daß fie von den ihnen nach 

$. 461. u. f. Tit. 20. Th. J. des Allgemeinen Landrechts 
zufiehenden Rechten Gebrauch machen wollen, fo geht ihr Recht 
auf die abgeloͤſte Realitaͤt und refp. das Abfindungs ; Capital vers 
loren, und es wird aufden Grund eines von der General, Com⸗ 
miffion- über die nicht erfolgee Meldung autzuftellenden Atıeftes 
die abgeldite Realität im Hypothekenbuche abgefchrieben. . 

- Diefes Proͤjudiz muß jedoch den Glaͤubigern bei der Benach ⸗ 
tichtigung ausdruͤcklich bekannt gemacht werden. 


% 
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\ 3) Um aber zu verhindern, daß im der Zwifchenzeit von 
der erfolgten Bekanntmachung an den ſchon eingetragenen Glaͤu⸗ 
bigern bis zur Erledigung ihres Anfprudes an das Abloͤſungs⸗ 
Object duch neue Eintragungen fernere Weiterungen entſte⸗ 
hen, fo haben die General⸗Commiſſionen gleich nach Confirma⸗ 
sion des Receſſes die Hypothekenbehoͤrde von der erfolgten Ab⸗ 
Iöjung, Nepararion ꝛc. zu benachrichtigen und zur Eintragung 
eines vorläufigen Vermerks im Hypoihekenbuche zu veranlaffen, 
welcher die Wirkung hat, daß kein fpäter eingerragener Glaͤu⸗ 
biger Einwendungen und Anſpruͤche in Bezug auf die fiat ges 
fundene Auseinanderfegung machen kann. 


4) Melden ſich aber die Gläubiger und erklären fie, von’ 
den ihnen nach $.461 u, f. 1. c. zuftehenden Rechten Gebrauch 
machen zu wollen, fo fann. die Abfchreibung der durch Capital: 
abgelöften Realität zwar erfolgen, es muß aber die Eintragung‘ 
der Abfindungs » Kapitalien, wenn deren Zahlung nicht fofort 
erfolgt, oder deren. Verwendung zu den Art. 70. der Declara⸗ 
tion vom 29. Mai 1816 gedachten Zwecken, nämlich zu den 
in Folge der Auseinanderfegung nörhig werdenden neuen Einrich⸗ 
tungen oder zur Befriedigung der eriten Hypothekenglaͤubiger nicht 
dargerhan iſt, auf dem Folio desjenigen Guts, von deifen Bes 
figer die. Zahlung geleiftee werden fol, sub Rubr. III. geſche⸗ 
ben, und dabei bemerkt werden, daß die Dispoſition über diefe 
Capitalien aus dem Hypothekenbuche des berechtigten Guts zu 
erjehen fei, wie dies in einem ähnlichen Kalle $. 149, der Ges. 
meinheitsiheilungs /Ordnung vorgefchrieben if. Eben fo muß: 
bei der Abfhreibung ‚auf dem Fotio des berechtigten Guts ver: 
merkt werden, daß die Abfindung durch Kapital gefchehen ſei, 
und daß die Eapitalien bis zum Nachweiſe der gefeg'ichen Wer: 
wendung auf den verpflichteten Gütern eingetragen werden, 


5) Diefe Eintragungen muͤſſen auch erfolgen, ſelbſt wenn 
die DVerpflichteten bereits die Kapitals: Abfendung dem Domi-- 
nio gezahlte haben follten, und genüge die bloße Eintragung 
einer Proteftation nicht, da die Zahlung, fo lange die gefeglis 
he Verwendung des Gezahlten nicht nachgewieſen iſt, den Rech⸗ 
ten. der Gläubiger unnachrheilig ift, wogegen es den Verpflich⸗ 
teten überlaffen bleiben kann, bei Eintragung der Abfindungs⸗ 
Capitalien auf ihre Güter, die bereits erfolgte Zahlung in Form 
einer Proteftation vermerken zu laſſen. - 

6) Weiſet nun künftig der Gutsbeſitzer die erfolgte geſetz 
liche Verwendung der AbfindungssGapitalien, refp. durch Ats 
tefte der Königl. General: Commiffion, oder von den erften Hy— 
porhelarien quittirte und geldfchte Schuld» Documente nad, fo 
kann dann die Löjchung auf den Vauergütern erfolgen, und 
daß dies auf geführıen Nachweis geſchehen, auch Kubr. I, des 
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Hauptguts, mo der Abſchreibungs⸗Vermerk eingetragen wird, 
vermerft werden. A: 

7) Haben fih nur einige der Sintereffenten gemeldet, fo 
werden auch nur die Rechte diefer bei Eintragung der Abfin 
dungs:Bariralien auf den VBauergütern zu vermerken fein. , 

8) Werden die Abfindungs » Capisalien gerichtlich deponirt, 
fo erfolgt die Abfchreibung in allen Fällen ohne allen Vorbe⸗ 
halt, wie dies Art. 70, der Declaration ausdruͤcklich vorfchreibt. 

9) Entſteht unter den Intereſſenten über die Verwendung 

der Abfindungs »-Lapitalien Streit, fo hat die Koͤnigl. General 
Eommifjion diefen zu erörtern und zu entfcheiden. 

Berlin, den 10. Novbr. 1831. 

Der Minifter des Innern für Für den Suflizminifter. 

Handel und Gewerbe. Vermoͤge Allerhoͤchſten Auftrags. 

v. Schuckmann. v. Kampp. | 
An die Königl. General Commifflon zu Stargard, 


Vorftehende Verfügung des Könige. Miniſterii für Handel 
und Gewerbe und des AJuftigminifterii vom 10, v. M. wird 
ſaͤmmtlichen Koͤnigl. Gerichtsbehörden Hierdurch zur Nachricht 
und Achtung befannt gemacht. . 

Berlin, den 24. Dechr. 1831. (v. K. J. Bo.838 S. 294.) 


1, 20. $. 462. Kündigung der Hyporbefen sCapitalien bei Ablofungen. 


Die Anſicht des Juſtiz⸗Miniſterii über die in dem Berichte 
vom 26. Novbr. pr. aufyeftellien Bedenken in Hypothekenſa— 
den geht dahin: 

1) Die im $.462. Tit. 20. Th. I. des Allg. Landrechts den 
hypothekariſchen Gläubigern freigefiellte Kündigung ihrer 
Capitalien kann auf jede, in den Geſetzen zulälfige Weife 
erfolgen. Der Nachweis, daß fie gefchehen, muß aber bet 
der General: Commiffion, als der zur möglichft vollſtaͤndi⸗ 
sen Ausführung des Abloͤſungs-Geſchaͤfts beſtellten Ber 
hörde, oder bei deren Special: Commiffarius auf die von 
demfelben zu erlaffende Aufforderung, innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Frift von 6 Wochen geführt werden. 

2) Diefe Frift läuft vom Tage der den Glaͤubigern nad 
$. 460 462. 1. c. des Allgem, Landrechts zu ertheilenden 
Nachricht, wie aus dem $. 463.1]. c. hervorgeht. 

3) Mie dem Ablauf der Frift erlöjcht, bei unterbliebener 
Kündigung, das Hypothekenrecht auf den abgetrennten 
Theil des verpfändeten Grundftäds ipso jure dergeftaft, 
daß die Abfchreibung erfolgen kann. Eines befondern pro» 
ceffualifchen Werfahrens bedarf es deshalb nicht. 


Berlin, den 6. Januar 1831. (v. 8. J. Bdo. 87. ©, 76.) 
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I. 20. $. 467, 468. Deitreibung eingetragener Präftarionen don dem 

'  Befigern der einzelnen Theile des verpfäuderen parcellirten Hauptgures. 
Auf den Bericht vom 7. uni d. 5. in der Beſchwerdeſache 

der Wittwe B. wird dem Königl. Ober » Landesgericht Folgendes 


eröffnet : | 

Kus den Vorſtellungen der Befchwerdeführerin, fo wie aus 
deren Beilagen, namentlich dem Berichte des Stadtgerichts zw 
B., und den Verfügungen des Königl. Ober  Landesgeridhis vom 
7. December 1832 und 15. Februar d. J. iſt erfehen worden, 
daß die Witwe ©. vor etwa 8 Jahren ihr zu Neu, 5. belegenes 
Bauergut ihrem Sohne Johann Gottlieb ©. verfauft, und fidy 
dabei ein bedeutendes Ausgedinge refernirt hat, welches auf dem 
Gute sub rubr. IL. eingetragen fein fol. | 

Der Käufer hat durch eine unter dem 24. December 1831 
vor dem Gerichtsamte zu K. ausgeftellte Vollmacht den Agenten 
P. mit der Parcellirung feines Bauergutes beauftragt, worauf 
diefer heile vor, theild nach dem 1. Februar v. J. mit verfchie« 
denen Intereſſenten 19 Kaufcontracte abgefchloffen und die 
Grundſtuͤcke übergeben hat. Der B. hat indeb die dem P. ge 
gebene Vollmacht widerrufen, und unter dem 1. Februar 1832 
fein ganzes bäuerliches Grundſtuͤck feinem Schwager, dem 
Schuljen A., verkauft und angeblich auch übergeben. 

Der B. hat weder die Gültigkeit der mit dem P. abgefchlofe 
fenen Verträge definitiv anerkannt, noch hält er ſich verpflichter, 
den mit dem A. abgefchloffenen Kaufcontract gerichtlich zu volzies 
ben und zu erfüllen; er weigert fidh deffen vielmehr, weil angebs 
lich alle Berabredungen nicht der Uebereinkunft gemäß niederges 
feyrieben find. Er iſt daher von dem A. auf Erfüllung des mit 
ihm gefchloffenen Contracts in Anfprud genommen, wobei er den 
Parcellenfäufern litem denuncire hat; letztere dagegen haben, 
zur Befriedigung der hypothekariſchen Gläubiger, 5200 Rihlr. 
ad depositum des Stadtgerichts zu ©. gezahlt. 

Unter diefen Umftänden ift der Witwe ©. ihr Ausgedinge 
nicht verabreicht worden; fie weiß nicht, an wen fie ſich deshalb 
halten fol, und das Königl. Ober» Landesgericht hat ihr durch 
die Verfügung vom 7. December v. J. eröffnet, daß ihr zwar. 
wegen ihres Ausgedinges die abgetrennten Parcellen verhaftet 
find, daß fie fih aber jedenfalls zuerſt an den Befiger 
des Hauptgutes halten mäffe Außerdem iſt derfelben 
in der Werfügung vom 15, Februar d. J. gefagt worden, daß ihr, 
um zu ihrer Befriedigung zu gelangen, freifteht, auf ihre Mit 
contrahenten, oder den Vefiger des B'ſchen Hauptgutes, und 
eventualirer die noch nicht übergebenen Parcellen zu recurriren, 
mag dies nun der A. oder der B. fein, und eventualiter gegen eis 

nen von diefen den nörhigen Proceß anzuftrengen. Zuletzt ift ihr 
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noch eröffnet worden, baß für ben Fall, daß ihr Ausgedinge ein 
gerragen fein follte, ihr als Pfandgläubigerin frei fiehe, die Pat⸗ 
celentdufer, infofern fie im Beflge einzelner Parcellen find, in 
Anfprach zu nehmen, aber nur im Wege des befondern Proceſſes, 
und alsdann, wenn fie aus dem Hauptgute nicht follte befriedigt 
werden können. 

Bas diefe von dem Koͤnigl. Ober» Pandesgerihte an bie 
Ritwe ©. erlaffenen Verfügungen betrifft, fo ‘find diefe nicht in 
allen Punkten richtig. | 

Iſt das Ausgedinge der Wittwe B. nicht eingerragen, 


fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß ihr deshalb nur ein perjönlicher 
Anſpruch | | 


a) an ihren Sohn ans dem Eontract, aber auch 
b) gegen diejenigen der Parcellenfäufer und resp. den U. zus 
fieht, denen fie nachzuweiſen vermag, zur Zeit der von ih» 
nen gefchlofienen Käufe Kenntniß von ihrem Anfpruc auf 
den Altentheil gehabt zu haben, 
6.5. Tit. 19. Th. I. Allg. Landr., 
und 06 ift eben fo unzweifelhaft, daß fie diefe ihre Rechte nur im 
Bege des ordentlichen Procefies geltend madyen kann. 


Iſt ihr Ansgedinge aber, wie fie behauptet, und das Ru 


nigl. Ober: Landesgericht fetbft annimmt, Rubrica II. einge⸗ 
tragen, fo iſt fie niche nur befugt, ihr perfönliches Recht gegen 


ihren Sohn auf die bezeichnete Weiſe zu verfolgen, fondern fie 


kann auch vermöge des ihr zuftehenden dinglichen Rechts: 
1) die Parcellentäufer, und | 
2) den A. als Kaͤufer des ganzen Guts, oder doc weniaflens 
in Anfpruch nehmen, fo weit diefe Theile durch Uebergabe im 
das Eigenthum der Käufer bereits wirklich übergegangen find, 
In diefer Befugniß würde auch der Conſens in die Veraͤu⸗ 
berung der einzelnen Parcellen keine Aenderung hervorgebracht 
hahen. Mur wenn damit zugleih eine Entſagung auf das 
Pfandrecht verbunden geweſen, würde eine Veichräntung des 
dinglihen Rechts der Wittwe B. daraus abgeleiter werten koͤnnen. 
Die Parcellenkaͤufer und den ꝛc. A. kann die Winwe ®. 


aber zufammen, oder jeden einzelnen nach ihrer Wahl auf das . 


Ganze belangen. 

Das Hecht eines Hypothekenglaͤubigers erfirkekt fi, in Ans 
fehung feiner ganzen Forderung, fowohl auf das Ganze, auf 
weidhes daſſelbe tee Eintragung beftellt worden, als auf die 
einzelnen e deſſelben, | 

** 467. Tit. 20, Th. I. Alle. Landr. 


5 


Gr fann alfo, wenn ihm ‚mehrere Grundſtuͤcke verhaftet find, 
oder wen das durch Eintragung verpfändere Grundſtuͤck durch 


Ebgangerecht oder Auf andere Art geiheilt worden, wegen fei 
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her Yanjen Forderung am jedes Grundſtuͤck, oder an jeden 9% 
m Theil deſſelben fi halten, : 
$. 458. a. a. O. 

Es iſt folglich nicht ganz richtig, wenn das — Ober⸗ 
Landeegericht behauptet, die Beſchwerdefuͤhrerin koͤnne die Par⸗ 
cellenbeſitzer nur im Wege des beſondern Proceſſes in Anſpruch 
nehmen. Dies wuͤrde nur dann der Fall ſein muͤſſen, wenn die 
Parcellen mit Conſens der Wittwe B. bereits vom Haupt-Folio 
angeichrieben wären, und dabei eine Repartition des Altenıheils 
zu Stande geommen wäre. ine folge Abfchreidung ift jedoch 
noch keineswegs erfolgt, 

Es unterliegt aber. auch feinem Bedenken, daß die Wittwe 
die Erlaffung desjenigen Mandate in Antrag. bringen kann, 
welches $. 15. Tit. 28. der Proceßordnung für die Einforderung 
ruͤckſtaͤndiger Zinien einer im Hypothekenbuche eingetragenen 
Pot, oder rücdjtändiger Termine gewiffer jährliher aus dem 
Hypothekenbuche erfichtlicyer Präjtationen vorfchreibt. 

Dieſes Mandat muß in diefem Falle an ihren Sohn, an 
ſaͤmmiliche Parcellentäufer und den X. in einem Umlauf gerichtet, 
und demnaͤchſt nach dem Antrage der ıc. B. gegen jeden einzelnen 
Parcellenbeſitzer, oder gegen den Beſitzer des Ueberreſtes vom 
Hauptgute, in solidum vollſtreckt werden. 

Es verſteht ſich jedoch Hierbei von ſelbſt, daß die Wittwe B. 
durch die Execution nicht zu gleicher Zeit von jedem der Parcel⸗ 
ienbefiger das ganze Ausgedinge verlangen kann; es fteht ihr 
vielmehr nur frei, wenn fie durch die gegen einen der Parcellen⸗ 
befiger nachgefuchte Frecution nicht ganz befriedigt werden fann, 
von den übtigen den Reſt zu verlangen. u 

Mach diefen Grundfägen hat nunmehr das Koͤnigl. Oberr 
Landesgericht das Land: und Stadtgericht zu B. zu befcheiden. 
Berlin, den 19. Juli 1833. (v. K. Jahrb. Vd. 42. S. 181.) 


J. 20 3, 468. Folgen der Merdußerum gel nıbeild an einem, meh» 


Erben RE. aftlich geh rigen Srundiid 8, für die Rechte der 
—— — 


Reſcr. v. 18. April 1833. ul 17. $. 7 
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Dem Köntgl. Ober :Landesgerichte wird anf den über die 
Beſchwerde des Magiftrats zu N. N. vom 14, Juni c. erftatte 
ten Bericht vom 3. d. M., bei Remiſſion der eingereichten Acten, 
hiermit eröffner, daß der Yuftigminijter ur mit der Anliht des 
Eoflegit, daß die im $. 20%. Tir. 21. Th, I. des Allg. Landrechts 
verftarsere Sequeftration eines Frdpagptgrundflücs nur in Folge 
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‚eines Judicats eingeleitet werden dürfe, nicht einderſtanden er» 
Hären konn. Die Gequeftration wird in dem gedachten Para 
geaphen zur Sicherheit des Erbverpäckters, mithin als eine 
sonfervatorifhe Maafregel, angeordnet. Diefe kann aber, 
wenn ihr Zwed nicht verfehlte werden fol, nicht bis zur rechts⸗ 
kraͤftlgen Entſcheidung ausgeſetzt, fondern muß fofort verfäge 
werden, wenn der Erbpächter auf die Klage ſich nicht gleich Aber 
bie Zahlung des Canons ausweiſen fann. Der angeführte Pas 
Kagraph würde auch faft gar keine Bedeutung haben, wenn das 
duch nur die Sequeftration in der Erecutions » Inftanz nachge⸗ 
laffen feyn follte, da jeder Realberechtigte auf jene, ale Execu⸗ 
tionsmittel anzutragen berechtigt ift. jedenfalls würde bei ent⸗ 
gegengeſetzter Auslegung die in jenem Paragraph enthaltene 
harakteriftifche Beflimmung: „zur Sicherheit” außer Ans 
wendbarkeit gefegt werden und als ganz uͤberfluͤſſig erfcheirien, 
welches den Vorſchriften über Auslegung der Gefege Allg. Landr. 
Einteitung $.46. u. f. geradezu entgegen fein würde, Der Geſetz⸗ 
geber har, wie aud aus den Verhandlungen der Nedaction des 
Alg. Landr. deutlich hervorgeht, durch die im $. 204 Tit. 21, 
Th. 1. des Allg. Lande. dem Erbverpächter für die Anfangs vors 
geihlagene Verwirkung bes: Erbpachts, Rechts ein Surrogat 
durch die ihm nicht als gewoͤhnliches Erecutionsmittel, fondern 
„sur Sicherheit” nachgelaſſene Gequeftration ‚gewähren 
wollen. Das Königl. Ober: Landesgerihe hat demnadh, dem 
Antrage des Magiftrats zu N. N. gemäß, die Sequeftration von 
N. N., wenn ſolche nicht fon immittelft auf den Grund des 
Ertenntniffes des Land» und Stadtgerichts zu N. vom 4. as 
nuar c. im Wege der Execution verfügt fein follte, fofort zu vers . 
anlaffen. 


Berlin, den 13. Auguft 1830. (v. 8. 3. &b. 36. &. 130) 


L 22. j | 
a RR EHE 
Da Zweifel darüber entftanden find, ob das Edict zur Bes 
förderung der Land, Eultur vom 14. September 1811 (Gefeg 
fammiung de 1811. Seite 300) in. den vormals zum Königs 
reihe Weſtphalen gehörig gewefenen Provinzen mir Wiederein⸗ 
führung des Allgemeinen Landrechts Gefegeskraft erhalten habe; - 
fo wird , in Lebereinftimmung mit dem Königlihen Minifterium 
bes Innern für Handel und Gewerbe, dem Königlichen Ober 
Landesgericht zu feiner Direction und zue Belehrung feiner Uns 
tergerichte hiermit eröffnet: 
daß das Eultur»Edict vom 14. September 1811 in den 
vormals zum Königreihe Weſtphalen gehörig geweſenen 
EN elle Gaͤltigkeit Hat, fo weit daſſelbe — durch ſpaͤ⸗ 


06 Allg. Land: Met. I. 28. 6. 23. folg. 


tere Befondere Verordnungen aufgehoben oder miodifietes 
worden if, . | 
Berlin, den 27. Januar 1832, (v. 8. J. Bo. 39. &. 114.) 


1. 23. ‚23. ofa. igfei di 8 
on 5,23 fr 9 z0 a fe it vr * ets vom 28, Oetober 1810 über 
Verfügung. 

Um wo möglid eine gleihförmige Entfheidung der Frage: 
ob der Mühlenzwang im Fuͤrſtenthum Erfurt durd die Verord⸗ 
nung vom 28. October 1810 als aufgehoben zu betrachten ſei? 
herbeizuführen, mird ein Abdruck des Erkenntniffes des Gehels 
men Ober: Tribunals, Ä Ä i 

in Sachen der Gemeinden zu A., B. und C. wider den Muͤh⸗ 

ienbefiger N. N. zu M. | 
j (fol. 201. der eingefandten Unterger. + Acten.) 
in den Jahrbächern für die Preußifhe Geſetzge⸗ 
bung das zweckmaͤßigſte Mittel fein. | 

Es if daher eine correcte Abfchrift diefes Erfenntniffes 
anzufertigen, und der Nedaction der genannten Jahrbuͤcher, mie 
dem Erfuchen, das Erkenntniß im naͤchſt erfcpeinenden Hefte 
(Ant A.) abdrucken zu laffen, zuzuftellen. | 

Berlin, den 19. März 1832, 2 
v. Kamptz. Muͤhler. 


A. 


In Sachen der Gemeinden A., B. und C., Verklagten 
und Revidenten, wider den Muͤhlenbeſitzer N. N. zu M., Kla, 
ger und Reviſen, 
erkenne das Koͤnigl. Geh. Ober-Tribunal für Recht: 
daß die Foͤrmlichkeiten der Reviſion für beobachtet anzufehen, 
aud in der Sache feldft die Erkenntniſſe des König. Landgerichts 
zu Erfurt und des zweiten Senats des Königl. Ober -Panderges 
zichts zu Naumburg vom 33. Movbr. 1826 und 38. April 1828, 
wie hierdurch gefhiehe, dahin abzuändern ; 3 
daß die Verklagter Seits aufgeftellte Einrede: „durd das 
Edict vom 28. October 1810 jei in Erfurt und deffen Ger 
bier der Mühlenzwang aufgehoben. worden,” keinesweges 
ju verwerfen, auch nicht erfanntermaßen mit Inſtruction 
der Hauptſache fortzufahren ſei; fondern vielmehr diefe Ein: 
rede für ſtatihaft und begründer zu achten, und Kiäger in 
Folge defien mit feiner unterm „. November 1825. erhobe: 
nen Klage lediglich abzuweiſen, compensalis expensis 
ſaͤmmtlicher Inſtanzen. | 
Bon Nechts megen. 
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Gründe, 


Auf volllommener Notorierät beruht es, daß das Erfurter 
Gebiet als Entſchaͤdigungs land im Jahre 1803 dem Preußifchen 
Otaate zufiel; 1807 aber in Folge des Tilfirer Friedensfchluffes 
unter franzöfiiche Fremdherrfhaft kam, jedoch während der gans 
zen Dauer diefer Fremdherrſchaft das vermittelt Parents vom 
24. März 1803 (cf. Stengels Beiträge, Band 17, Seite 255.) 
introducitte Preuß. Recht unverändert beibehalten blieb, und 
1814 endlich Erfurt wieder an Preußen zurüdgelangte. — Dies 
ſemnach ftelle ſich Erfurt und fein Gebiet unverkennbar als einen 
vom Preuß, Staat getrennt geweſenen und mit demfelben wieder 


vereinigten Landestheil dar, und nach eben diefer Beziehung - 
kann es denn auch feinem begründeten Zweifel ausgefege fein, 


daf für diefen Kandeseheil das Königl. Patent vom 9. Septem; 
ber 1814 (Gefeg: Sammlung 1814, Seite 89.) als völlig ans 
wendbar emanirt wird. — Schon die Leberfchrift diefes Pas 
tents leitet von felbft hierauf, Inden fie, ganz allgemein und 
ohne Beſchraͤnkung gefaßt, und jenem fo ben erwähnten Mer: 
hoͤltniß Erfurts volltommen anpaffend und eniſprechend, dahin 
laurer: „Patent wegen Wiedereinführung des A. L. R. und der 


LG. O. in die von den Preußifhen Staaten getrennt gemefer 


nen und mit denfelben wieder vereinigten Provinzen”, und auch 
der Inhalt diefes Patents enthält eben fo wenig etwas, was 
feine Anwendbarkeit auf Erfurt mit Grunde ins Zweifelhafte 
ſtellen könnte, — Zwar heißt es darin $. I., daß das Landrecht 
von Neuem Kraft haben folle, und dies fcheint freilich, tem 
erften Anblick nah, dem Berhäliniffe Erfurts infofern niche 
ganz angemeffen, ald das Landrecht niemals außer Gebrauch 


kam; allein audy der Zweifel, welcher etiwa von diefer Seite ges . 


gen die Anwendbarkeit angeregt werden möchte, verliert ſich, 
lommt in Erwägung, daß die Beibehaltung des Landrechts aud) 
während der Fremdhertſchaft offenbar fih nur in der Begränzung 
erhielt und füglih auch nur erhalten fonnte, in der daffelbe zur 
Zeit der Abtrennung Erfurts im Jahre 1807 wirklich und 
factifch introducire war, d. h ohne Hinzutritt fpäterer Abaͤnde⸗ 


tungen,. Ergänzungen und Declarationen, und daß fomit die 


Worte $. 1. des Patents: 


„vom 1. Januar 1815 an foll unfer Landreche nebft den 
daffelbe abändernden, ergänzenden und er 
läuternden Befimmungen von Neuem volle 

Kraft haben” 
auch für Erfurt immer noch Sinn und Bedeutung behalten, und 
und feinen Widerfpruch erzeugen; nicht zu gedenken endlich, daß 
die Königt, Werordnung vom 1. Auguft 1817 (Gef. : Sammıi. 
1817. ©. 201.) andermeis die VBeflätigung gewährt, daß die 

5 * 
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Geſetzgebung ſelbſt das Patent vom 9. September 1814 als auch 
für das gefammte Fuͤrſtenthum Erfurt erlaffen und anwendbar 
betrachtete. | 
7 - &rfheine nun aber diefem zufolge die Anwendbarkeit bes 
mehrgedachten Patents gerechifertigt, und kommt fodann bie zur 
Entſcheidung geftellte Prüjudicialfrage in Prüfung: ü 
0b naͤmlich infonderheit au das Edict vom 28, October _ 
1810 die Muͤhlengerechtigkeit und Aufhebung des Mühs 
lenzwangs betreffend (Geſetz Sammlung 1810. S. V3.), 
Hinſichts des Erfurtfchen Gebiets für Introducire gelten 
könne? Ä 
fo kann dieſe Frage ebenmäßig nur bejahet werden. Denn 
das oft allegirte Patent befage ja, wie ſchon erwähnt, außs 
druͤcklich: 
„daß, vom 1. Januar 1815 ab, das Landrecht nebſt dem 
daffelbe abändernden, ergänzerden und erläuternden 
Beftimmungen in volle Kraft des Gefeges treten foll.” 
Und wenn nun das Landrecht Th. I. Tit. 23, $. 23 u. folg. den 
Mählenziwäng anerkennt und fünctionirt; das Edict vom 28, 
Dctober 1810 hinterdrein ihn aber völlig aufhop, und ſomit 
hierunter das Landrecht geradezu abänderte; jedoch nad dem 
Patent das Landrecht nur nah Maaßgabe der Abänderuns 
gen in Kraft getreten fein foll: fo fließt aud hieraus feldft- 
redend und folgerecht, daf ein Zwangsmahlrecht der Erfurtfhen 
Muͤhlen nicht mehr beftehen könne, nicht mit introducire fei; ein 
Ergebniß, welches dann auch volllommen durch die zu den Acten 
ertheilte Auskunft der Königl. Regierung zu Erfurt, fol. 76 u. f. 
bekraͤftigt iſt. — Ja, diefer Auskunft gebührt, abgefehen dar 
von, daß fie nur das factifh beftätiget, was fhon das Patent 
vom 9. September 181% als rechtlich und verfaffungsmäßig ber 
gründet und erheifcht, auch noch infofern eine befondere Beach⸗ 
tung und Glaubwürdigkeit, als eines Theils der fraglihe Ger 
genftand zunaͤchſt das finanzielle Intereſſe berührt und dem Ver⸗ 
waltungstreis der Regierung vorzüglid angehört, dergeſtalt, 
daß die Auskunft füglich als die Auskunft der competenten Ber 
hoͤrde betrachtet werden kann; als andern Theils aber audy diefe 
"Auskunft infofern nicht eben dem fisfalifchen Intereſſe zuſagt, 
als diefes, Hei vorausgefegter Aufhebung des Mühlzwangs, 
mögliherweife von Entfhädigungss Anfprüchen der bisherigen 
 Bwangsberechtigten ſich bedroht fieht. | 
Allen diefen vorentwicelten Sirundfägen thut denn auch die 
fpätere König. Verordnung vom 15. September 1818 (Geſetz⸗ 
Samml. 1818. Seite 178.) einen Eintrag. % 
Denn es kommt in Betrachtung, daß das Edict vom 
28, October 1810 bereits vollftändig fowohl die Aufhebung des 
Möühlenzwangs, als die Vorausſetzung ausſpricht und bezeichnet, 


‘ | | J 
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unter der den biöherigen Zwangs berechtigten ein Entſchaͤdigungs⸗ 
Anfpruh an den Staat, eben diefer Aufhebung wegen, und 
nad welchem Umfang und nad welchen Liquidationsfägen und 
Maaßgaben zuftchen foll; die fpätere Verordnung vom 15. Sep⸗ 
tember 1818 dagegen aber ſich nur auf anderweite Modificatior 
nen Hinſichts des Liquidations: Entfhädigungs » Verfahrens bes 
ſchraͤnkt, und wenn es fodann im $, 12, dieſer legtern Verord⸗ 
nung heißt: i a: 
„die gegenwärtige Verordnung findet nur auf diejenigen 
Provinzen und Theile unſerer Monarchie Anwendung, 
welche bei der Bekanntmachung des Edicts vom 28. October 
1810 mit derfelben vereinigte waren”, 
fo liegt in diefen Worten, nad ihrem Zuſammenhang und auss 
drüdlichen Inhalt, und will man fie nicht über den Kreis ihrer bes 
ſchraͤnkten Faffung unberufen erweitern, allein nur der Sinn und 
die Beſtimmung: die Nachtrags⸗Verordnung vom 15. Septem⸗ 
ber 1818 und die darin enthaltenen, dem Edict vom 28, Octo⸗ 
bee 1810 nen Hinzugefügten Entfhädigungs, Beflimmungen 
fänden nur Anwendung auf die alten Provinzen des jahres 
.. 1810, nicht aber auch auf Provinzen, die erit nad 1810 als 
nene oder wieder eroberte Landestheile dem Staate zumachen. — 
Daraus allein aber, daß die fpätere Werordnung vom 15. Sep; 
tmber 1818 nurfür die Altern Provinzen gegeben —— folgt 
einleuchtend noch gar nicht, daß auch das Edict vom 28. October 
1810 ſich nur auf dieſe aͤltern Provinzen beſchraͤnken muͤſſe, und 
feine Anwendung auf die nach 1810 zugewachſenen Landestheile 
geftatte; zumal eines Theils das Edict, wie fhon gedacht, deu 
Entſchaͤdigungspunkt bereits volltändig und ohne Vorbehalt res 
irt, indeß die fpätere Werordnung blos diesfällige, ganz für ſich 
de Modificationen hinzugefügt hat, dergeftalt, daß, feldft 
wenn dieſe Modificationen völlig hinweggedacht werden , doch im⸗ 
mer, für den Entſchaͤdigungspunkt im Edict ausreichende Prins 
eipien übrig bleiben; andern Theils es aber auch nicht befrem⸗ 
den kann, wenn der Geſetzgeber die fpäter hinzugefügten Ent 
ſchaͤdigungs » Modificationen nur auf die ältern Landestheile bes 
ſchraͤnkte, Hinſichts der neuen Landestheile Hingegen es bei den. 
urfprünglichen edictmäßigen Beſtimmungen belaffen. Denn die 
Verhoͤltniſſe der Altern und uenern Landestheile begründen ſchon 
an ſich einen Unterfchied, und um fo mehr in concreto, wo die 
foätern Modificationen, wie indbefondere $.2. ad Lit. b. der 
Verordnung vom 15. September 1818 nicht leicht verfennen 
läßt, ſich denjenigen Landesıheilen, welche erft 1814 oder noch 
ſpaͤter dem Preuß. Staate einverleibt wurden, und auch erſt 
fpäter die Preuß. Gefeverfaffung- erhielten, nicht eben fo anpafs 
fen laffen, wie den Altern Landescheilen; indem nämlidy die 
neuern Entſchaͤdigungs/Modificationen, abweichend von ben 
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Beftimmungen des Edictd vom 25. October 1810, welches fo fper 
cielle Beſchraͤnkungen nicht kennt, nah namhaften, einzelnen 
Sahrgängen normirt find, die zum Thell in eine Zeit fallen, wo 
die neuern Landescheile. dem Preußiſchen Staate noch gar nicht 
angehörten. Ya, beachter man endlich und zuletzt, duß, hätte 
der Geſetzgeber das Edict vom 28, Dctober 1810 nicht aud als 
für die neuern Landestheile wirkſam angefehen, es der vorermähn: 
ten, befchräntenden Beftimmung des $. 12. der Verordnung vom: 
15. September 1818 gar nicht erft bedurfte, indem, wo jenes 
Edict felbft nicht galt, ſich ſchon von felbft verftand, daß die das 
mit in Connerion fiehende Nachtrags⸗-Verorduung eben fo wenig 
einige Gültigkeit behaupten konnte; beachtet man nicht minder, 
daß jener $. 12. ausdruͤcklich nur und nicht mehr befagt, als dieſe 
gegenwärtige Werordnung folle hinfihts der neuern Landestheile 
von keiner Anwendung fein; obwohl, follte auch das ganze Edict 
felbft ausgeſchloſſen bleiben, hier der ganz pafiende Ort war, dies 
unummunden zu exptimiren, zumal audy die Michtigkeit des Ger 
genſtandes dies gebiereriich verlangte: fo kann die Werordnung 
vom. 15. September 1818, entferne, die Unanmwendbarkeir des. 
Edicts vom: 28, October 1810 auf die nenern Landesıheile auss 
zufchließen, vielmehr im Gegentheil diefe Anwendbarkeit nur m. 
fertigen. 
; Dies find die Erwägungen, weehalb überall nur fo, wie ge 
ſchehen, er zu fpredhen war. 


v. Grolman. 
(v. 8. 3. Vd. 39. ©. 123.) | 


1. 18. 147. 
J —— auf —S—— menfrge el Stuve Eben, 
dern fräbherer Eben. 
Saͤmmtlichen Königl. Gerictsbehörden im den Provinzen, 
wofeldft das Allg. Landrecht eingeführt ift, wird die von dem 
Herrn Minifter des Innern und der Polizei, 
in Betreff der bei Schließung jüdischer Ehen zu beobach— 
tenden Vorſichtsmaaßregeln, 
an die Königi. Regierungen erlaffene Verfügung vom 25. d. M. 
(Anlage A.) nachſtehend zur Nachricht und Achtung mitgetheilt. 
Serum, den 30. Juli 1831. 


: A 


Es iſt zur Sprache gekommen, daß bei Schließung juͤdi— 
ſcher Ehen diejenigen Vorſchriften vernadjläffige worden find, 
weiche das Allgem. Landredht fowohl wegen der Ehehindernifie, 
als wegen dev Auseinanderfegung mit den Kindern erfter r 
bei ed eines zweiten ertheilt har, 


ı 
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Da die Trauungen der Juden wicht Immer von gottes, 
\ dienfllihen Beamten verrichtet werden, fondern aud andere jü- 
diſche Haus vaͤter dazu gebraucht werden können, welden man 
die Beobachtung der Gefege von Amts wegen um fo weniger 
aufgeben kann, als nicht einmal eine gehoͤrige Kenntniß ders 
felben bei ihnen im Allgemeinen voranszufegen ift; fo ift es 
für angemefjen erachtet worden, ſich deßhalb an denjenigen ji 
diihen Beamten oder Bevollmächtigten: der ifraelitifhen Relis 
geonsgefellihaften zu halten, bei welchem das Aufgebot in 
der Synagoge vor erfolgter Trauung ihrer Glaubensge⸗ 
noffen nachgeſucht werden muß. 

Diefe hat die Königl. Negierung (die Regierung zu Düfs 
feldorf in denjenigen Theilen ihres Bezirks, in welchen das Allg. 
Inpbonc gilt,) anzumeifen: 
bei perfänlicher Verantworilichkeit dielenigen Pflichten, wel 
che das Ally. Landrecht Th. 1. Tit. 1. $. 147. und Zir. 2. 
$: 187. And. $. 89, den chriſtlichen Pfarrern auflegt, zu 
erfüllen, aud das Aufgebor nicht eher, als bis den vor 
geichriebenen Erfordernifien genügt iſt, zu veranlaffen oder 

.. zu geilatten, bei eintretenden Zweifeln aber fih an die 
eomperente Gherichtsbehörde zu wenden, unter deren Diss 
ciplinar : Auffihe fie in Beziehung auf diefe Angelegenheit 
geftelle werden, 

Hiernad) werden von Seiten des Königl. Juſtiz⸗Miniſterii auch 

bie Gerichtsbehoͤrden angewielen werden. 
Berlin, den 25, Auli 1831. (v. K. J. Dd. 380. &. 91.) 
De Minifter des Innern und der Polizel, 
v. Brenn, 


4 


111. g. 32. rin —* der drei nachſtten Berwandten in ſtandecun⸗ 
aleiche Ehen der 

Es it in Suichung auf die von Perfonen adlihen Standes 
zu fchließenden ungleihen Ehen und die diesfalld zu eriheilenden 
Dispenfarionen die Frage entſtanden: 

1) 0b die drei naͤchſten Werwandten bdeffelben Namens und 
&tandes, weihe nad $. 32. Tit. 1. Th. Il. Allg. Lands 
rechts in eine ungleiche Ehe eines Adlichen einwilligen follen, 

blos auf das männliche Gefchlecht zu beſchraͤnken find ? 

2) ob eine —— Schweſter, da ſie durch die Ehe, in 
welcher ſie ſteht, den Namen ihrer urſpruͤnglichen Familie 
aufgegeben hat, als eine Verwandte deſſelben Namens fer⸗ 
ner angeſehen werden kann? 

3) ob eine Schwägerin, wenn fie auch den Familiennamen 

, und Stand ihres Ehemannes theilt, alt nahe Verwandtin 
onzufehen, ‘und * Cinwiüigung . au beruͤckſichti⸗ 


gen if? 
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Dos Juſtiz ⸗Miniſterium hat fih dahin entſchleden: 

ad.1) daß.die Beſtimmung des. $; 32, 1. c., wonach die drei 
naͤchſten Verwandten deffeiben Mamens und Standes in 
die Schließung einet ungleichen Ehe eines Adlichen einwils 
ligen follen, nicht 6108 auf das männliche Geſchlecht zu bes 
ſchraͤnken iſt. Denn das Geſetz drüdt fih ganz allgemein 
aus, ohne. dabei eine folhe Beſchraͤnkung hinzuzufügen.“ 
Auch lafien die eingefehenen Materialien zum Landrecht über 
die Abſicht des Geſetzgebers keinen Zweifel übrig, daß auch 
weibliche Werwandte gleichen Namens bei der gedachten 
Eonfensertheilung concurriren dürfen. Dagegen kann 

ad 2) eine verheirachete Schweſter nicht mehr 

„als eine Verwandte deffelben Namens” 
angefehen werden, da fie ducch ihre Verheirathung ihren ur⸗ 
fprünglihen Familiennamen verändert hat. Die dagegen 
angeführten Bedenten: 

„daß die Frau durch ihre Verheirathung zwar den Namen 
des Mannes überfomme, dadurch aber noch nicht ihres 
angebornen Geſchlechtsnamens verluftig werde, und daß 
das Intereſſe einer verheirarheten Schwefter nicht geringer 
fei, als das einer unverheiracheten, welche noch täglich 

heirathen könne”, | | 

entkräften die oben aufgeftellte Anficht keinesweges. “Denn 

der Geſetzgeber Hat unverkennbar auf das actuelle Intereſſe, 
welches Verwandte gleihen Mamens bei Eingehung 
ungleicher Ehen haben, 

ein befonderes Gewicht gelegt. 

ad 3) endlich ift eine Schwägerin nicht als eine nahe Verwand⸗ 

te anzufehen, da das Geſetz im $. 622. 1. c. unter „nahen 

Verwandten” nur „Blutsverwandte” verfteht, mithin ver 

fhwägerte Perfonen nah Maaßgabe des Allg. Landrechts 

TH. 1, Tir. 1.5 42 — 35. dahin nicht gerechnet werden koͤn⸗ 


nen. 
Des Könige Majeftät Haben ſich auf den diesfallfigen Bericht des 
Juſtiz⸗Miniſteriums mit der vorftehend entwickelten Anſicht mit, 
seit Allerhoͤchſter Ordre vom 15, Februar d. J. einverftanden zu 
erklären geruht. Ä 
Saͤmmiliche Gerichtsbehörden werden daher angewieſen, fich 
vorkommenden Falls darnach zu achten. | 
Berlin, den 20. Februar 1832. (v. K. J. Bo. 39.S. 129) 


II. 1. S. 257, i 

een ie 
» . Dem Königl. Ober: Landesgericht: gereicht auf den Bericht 
vom 15. Maid. 3. über die Befchwerde des Meferendarius und 
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Gutsbeſttzers d. W. in der Proceßſache des Fraͤuleins d. &. zum _ 
Beſcheide, daß der Juſtizminiſter der Ausführung des Koͤnigl. 
Dber : Landesgerichts nicht beitreten kann. 

Das Dber» Landesgericht vollſtreckt das im Executivproceß 
ergangene Erfenntniß erfter Sinftanz, wonach die Beitreibung eis 
ner gegen den Hauptmann v. W. judicarmäßig erftrittenen Forde⸗ 
rung aus den Zinfen eines Capitals von 33,000 Rthlrn. erfolgen 
fol, welches ein Eigenthum feiner Frau ift, und woran ihm der 
Nießbrauch zufteht. — ungeachtet das Geheime Dber, Tribunal 
in revisorio nicht etwa ein bloßes Zwifchen Urtel abgefaßt, fon 
dern rechtskräftig erfannt hat, 

daß in der Hauptſache noch nicht, wie in sententiis a qui- 

bus de public, etc. geſchehen, zu erkennen, vielmehr von 

dem Beklagten und der Sintervenientin eine genaue Speci⸗ 
fication desjenigen zu erfordern, was zu ber Legtern und ih⸗ 
ver Tochter flandesmäßigem Unterhalt zc. norhwendig gewe⸗ 
fen, hierüber mit den Klägern zu verhandeln ꝛc.; 
demnaͤchſt über die Frage: | 
a) wie viel von den Zinfen dem Nießbrauche des Ehemannes 
zu entziehen ꝛc., und 
b) wie viel dagegen als dem Nießbrauche des Ehemannes uns 
terworfen geblieben zu betrachten, und zu welcher Zinszah⸗ 
lung an die Kläger Werflagter demgemäß. annoch zu vers 
urtheilen, 
anderweit ac. in erſter Inſtam zu erkennen, 


Es ift dadurch das bisherige Erkenntniß erfter Inſtanz aufs 
gehoben; denn es foll die Summe, welche dem Nießbrauche des 
Ehemannes unterworfen geblieben und zu welcher Zahlung an die 

Verklagter demgemäß annoch zu verurtheilen, durch ein 
anderweitiges Erkenntniß erfter Inſtanz feftgeftellt werden. ine 
Entfagung auf das Rechtsmittel, wie das Ober Landesgericht als 
moͤglich annimmt, ift gar nicht denkbar, denn es ift von einem 
Rechtsmittel nicht mehr die Rede, es liege ſchon der Erfolg des 
Rechtsmittels vor, es ift bereits in revisorio über die Hauptfa; 
che erkannt, woran das Dber Landesgericht bei feiner fernern Ent⸗ 
ſcheidung norhwendig gebunden ift. 


Die Wiederherftellung des erften und zweiten Erfenntniffes 
Knnte daher nicht anders als durch einen Vertrag erfolgen; dann 
würde aber der Vertrag die Quelle fein, woraus die Rechte der 
Parteien entfpringen, nicht das aufgehobene Erkenntniß. 

So wie die Sache liegt, iſt das Erkenntniß erſter Inſtanz 
eben fo zu behandeln, als ob der Kläger angebrachtermaßen abs 
gewiefen worden wäre. Das Königl. Ober Landesgericht hat 
daher jede Erecution aus dem aufgehobenen Erkenntniß erfter Ins 
Ranz zu ſiſtiren, bis anderweit in erfier Inſtanz erkannt fein wird, 
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: Die bereits beigerriebene, im Depoſitorio befindliche Sum 
me muß dagegen im.Depoflsorio liegen bleiben, bis zum anderwei⸗ 
ten Erkenntniß erſter Inſtanz, ‚oder bis auf eine Klage der Frau. 
Hauptmann v. W. die Herausgabe rechtskräftig feftgeftelle wer 
den jollte. a, Ä 

Nach diefen Grundfägen hat fih das Koͤnigl. Ober » Landes- 
' gericht auch in den andern Procefien zu achten, welche unter den» 
felben Parteien über die fernern Zinfenraten bei dem Königl. Obers 
Landesgerichte ſchweben ſollen. | 
Dem Manne gebührt nach der Rechtstheorie der Nießbrauch 
an dem eingebrachten Vermögen der Frau; ihm liegt dagegen die 
Pflicht ob, für den ftandesmäßigen Unterhalt der Frau zu forgen, 
und diejenigen Verbindlichkeiten zu erfüllen, zu denen die Frau 
fubfidiarifch verpflichtet wäre, wenn der Mann denſelben nicht 
genügen follte oder könnte, z. B. die Kinder zu erziehen und für 
beren Unterhalt zu forgen. 

Sein Recht auf den Nießbrauch wird daher durd feine 
Pflichten bedingt, und es ift ſonach fein Gläubiger des Mannes 
berechtigt, die Frau durch die Beſchlagnahme des maritalijchen 
Nießbrauchs in eine ſchlimmere Lage zu bringen, als fie ſich ges 
ww. und refp. vertragsmäßig ‚befinden wuͤrde, wenn der Nies 

raud dem Manne, verbliebe.. Mur auf den Mehrberrag kann 
ein Gläubiger die. Erecution richten, und daher niemals den gans 
zen Nießbrauch, fondern nur den Theil deffelben ald Gegenſtand 
feiner Befriedigung in Vorfchlag bringen, der nach einer von ihm 
————— Berechnung nicht erforderlich iſt, um die Anſpruͤche 
zu erfüllen, die der Ehefrau zuſtehen, welche Berechnung alsdann 
der Gegenftand einer weitern Erörterung bleibt, wenn die Ehe⸗ 
frau dieſelbe anfechten follte. | Ä 
.,. Mad bdiefen Principien ift das Nechtöverhältniß der Glaͤu⸗ 
biger des Mannes in Beziehung auf den Nießbrauch deſſelben 
am Vermögen feiner Ehefrau allemal zu beurrheilen. 

Berlin, den 7. Juni 1833. (v. K. J. Bo. 42. S. 131.) 


I. 1. S. 346. Ausdehnung der ehelichen Gurergemeinfhaft in Danzig 
auf die Eximirten. ' 
A. 


Auf Zhren Bericht vom 17. d. M. erkläre Ich Mich mir 
Ihrer Meinungeinverftanden, daß die in Danzig beftehende Guͤter⸗ 
gemeinfchaft der Eheleute bürgerlichen Standes ſich auch auf dieje⸗ 
erſtrecke, die einen eximirten Gerichtsſtand haben, und daß 
es dieſerhalb keiner legislariven Declaration bedürfe. Denn wie⸗ 
wohl in den übrigen Theilen der Provinz Weſtpreußen nach 6. 13. 
der Regierungs-Inſtruction vom 21. Sepibr. 1773 die eheliche 
Suͤte rgemeinſchaft, als zum Syſtem des Preußiſchen Landrechts 


Allg. Landrecht. 11.1. 6346. 75 


von 1721 gehörend, beftehe, und das Parent vom 2. Juni 1793 
1X, die Weſtpreußiſchen Provinzial» Gefege, mit ausdruͤcklicher 
Ansnahme des preußiichen Landrechts, für "die Stadt Danzig 
verbindlich erkläre: fo har doch für Danzig, während feiner Ber, ' 
bindung mit der Provinz bis zur diesfeitigen Befignahme der letz⸗ 
tern im Sabre 1772, nicht eine blos ſtatutariſche, fondern gleiche 
zeitig eine provinzialrechtlihe Guͤtergemeinſchaft unter Eheleuten 
bargerlihen Standes Start gefunden. Wenn daher aud) das Preur 
hiſche Landrecht von 1721 für Danzig Peine verbindlihe Kraft 
bat, fo hat es doc fein Bedenken, daß die eheliche Guͤtergemein⸗ 
ſchaft nad) der gegenwärtigen Geſetzgebung nicht blos ſtatutariſch, 
ſondern auch provinzialrechtlich in, Danzig wiederum beftthe ; und 
daß deshalb die Vorfchrift im $. 346, Tit. 1. Ih. ME; R., nad) 
weicher die bloße ftarutarifche Guͤtergemeinſchaft ſich nicht auf Exi⸗ 
mirte erftreckt, auf Danzig nicht anzuwenden fei. Sich genehmis 
ae daher Ihren Antrag, und überlaffe Ihnen, diefem gemäß das 
Dber: Landesgericht au Marienwerder zu benachrichtigen. 
Berlin, den 29. Mai 1833. 
Sriedrid Bilhelm. 
An den Staats; und Juſtizminiſter Muͤhler. 


B. 


Dem Koͤnigl. Ober: Landesgericht wird beglaubte Aofgrife 
ber Allerhöchften Eabiners - Drdre vom 29. Mai e., . . 
nad) deren Inhalt fih die in Danzig unter Eheleuten bür, 
gerlihen Standes beftehende Guͤtergemeinjchaft aud auf fol 
he Eheleute erſtrecken fol, welche einen erimirten Gerichts: 
fand haben 
bei Käcfendung der Anlage des Berichts vom 5. Februar zur 
Nachricht und Achtung, ſowie zur weitern Bekanntmachung durch 
die Amisblaͤtter, zugefertigr. 
n Den in dem Berichte vom 27. November pr. gemachten 
ntrag: 
den Eximirten bürgerlihen Standes, welche ſich nach der 
Wiedereinfuͤhrung der Preußiſchen Geſetze in Danzig und 
das dortige Gebiet, daſelbſt verheirathet oder ihren erſten 
Wohnſitz genommen haben, zw geftatten, noch innerhalb 
drei Monaten von der Publication der zu erlaſſenden ‚Ver 
ordnung ad, die Gemeinſchaft der Guͤter mit Beobachtung 
der gefeßlidyen Borfchriften auszufchließen, 
dat der Juſtizminiſter nicht bevorworten innen, ba ſolche der 
Dispofition des Allgemeinen Landrechts Th. II. Tit. 1. $. 413. 
entgegen läuft, die Analogie, worauf das Koͤnigl. Ober» Landes; 
gericht Bezug nimmt, nur von den während ihrer Minderjaͤh⸗ 
tigkeit verheirasheten- Perfonen hergeleiter iſt, für melde letztere 
das Allgemeine Landrecht Th; II. Tit. 1.5 444 u. f. und Tir. 18, 
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$. 791. ausfchließlich jene beginftigende Maaßregel getroffen hat, 
und es unitaschaft iſt, in dem unter volljährigen Eheleuten eins 
mal beftehenden Rechtsverhaͤltniſſe etwas zu aͤndern. 

: Berlin, den 3. Juni 1833. (0.8. J. ®d.41. &.569,) 


11. $. 732. —22* rechtskraͤftige Ehefheidungs » Erfenntniife dur 
Entfagung unträftlg werden, oder e8 einer andermweitigen Trauung bedarf? 


Auf Ihre in der Tuchbereiter N'ſchen Ehefhheidungsfadhe eins 
gereichte Worftellung vom 11. d. Di. wird Ihnen hiermit zur Res 
ſolution ertheile, daß im Allgemeinen zwar ein rechtskraͤftiges Er⸗ 
kenntniß nicht blos durch ein fpäteres Erkenntniß, wie Sie der 
Anſicht find, fondern aud durch eine Entfagung von Seiten defr 
fen, der dur das Erkenntniß Rechte erlangt hat (A. L. R. I, 
16, $. 378 u. f.), aufgehoben werden kann. 

Rechtskraͤftige Eheſcheidungs⸗Erkenntniſſe aber innen durch 
eine ſolche Entfagung nicht in dem Sinne unträftig gemacht wer⸗ 
den, daf nun die vorige Ehe ohne Weiteres wieder fortgefege 
wird, Denn zur Schließung einer gültigen Ehe gehoͤrt nothwen⸗ 
‚dig eine nach vorhergegangenem Aufgebore erfolgte priefterliche 
Trauung; ift eine Ehe daher einmal rechtöträftig aufgeloͤſt, fo 
kann diefelbe nun auch nicht anders wieder eingegangen werden, 
als durch die Trauung, da der Wille der Contrahenten und deſſen 
unzweifelhafte Erklärung alein zur Eingehung einer Ehe nidye 
‚binreicht, wie dies bei anderen Verträgen der Fall ift. Inſofern 
daher die Ehe zwifchen den N'ſchen Eheleuten bereits rechtskräftig 
getrennt geweien, haben Sie, Namens der Ehefrau R., mit ab 
lem Rechte die Genehmigung des Uebereinkommens vom 22, No, 
vernber v. J., wonach die Eheleute dem zwifchen ihnen obſchwe⸗ 
benden Ehejheidungs s Proceffe zu dem Ende entfagt haben, um 
die Ehe ohne Weiteres fortzujegen, verweigert. Sollte aber das 
in jenem Ehefcheidungs « Proceffe ergangene Erkenntniß noch nicht 
rechtskräftig fein, fo fteht der Erklärung der Eheleute, dem Pros 
ceffe entfagen und die bisherige Ehe fortfegen zu wollen, nichts 
im Wege, weil in diefem Falle die Ehe noch nicht wirklich ges 
trennt worden iſt, alfo auch von Schließung einer neuen nicht 
die Rede fein kann. 

Wenn übrigens in dem gedachten Uebereinkommen die N'ſchen 
Eheleute sub No. 2, noch feftgefegt haben: 

„bag, wenn die Ehefrau von neuem auf Scheidung Hagen 
wolle, ihr dies zwar nur in Folge neuer, im jeßigen Pros 
ceffe nicht vorgefommener, gefeglich hinreichender und zu ers 
weifender Iharfachen freiftehen, fie alsdann jedoch befuge 
fein folle, auch auf die im jegigen Eheſcheidungs⸗Proceſſe 

- ausgemittelten oder angebrachten Thatfachen ſich zu berufen, 

wenn auch bereits Yahresfrift darnach verlaufen, und die 

Thatſachen alfo als Ehefcheidungsgründe verjährt wären”, 


* 1 


Aus. Land ·Recht. II. 1. .7200.. 77 


fo iM eine ſolche Stipulation unzulaͤſſig. Denn die Entſagung 
auf den Eheſcheidungs-Proceß involvirt eine Verzeihung der Be⸗ 
leidigungen, wegen deren der Eheſcheidungs-Proceß angeſtellt 
worden; nach dem Allg. Landr. Th II. Tit. J. $. 720. aber koͤn⸗ 
nen Beleidigungen, welche einmal verziehen worden find, In der 
Folge nicht weiter als Eheſcheidungs-Urſachen gerägt werden. 
Berlin, den 23. Jan. 1832. (v. K. J. Bo. 30. O. 132.) 


An den Herrn Juſtiz⸗Commiſſ. Hanſchteck zu Sieitin. 


I. I. $. 769. ; 
1 Fe — Be —S Alimentation der Beam uud 

Mir den zu 3. des Berichts der Koͤnigl. Ober⸗Appellations⸗ 
gerichts vom 7. v. M. in der Kanzeliſt H'ſchen Eheſcheidungsſache 
auegeſprochenen Grundſaͤtzen kann ſich der Juſtizminiſter nicht eins 
verſtanden erklären, 

Iſt eine Ehe rechtskroͤftig getrennt, ſo hoͤren alle aus dem 
ehelichen Verhaͤltniß entfpringenden gegenfeitigen Rechte und Pflich⸗ 
sen der gewefenen Eheleute gegen einander auf. Es fällt daher- 
auch die fernere Zahlung der interimiftifch für die Dauer des Pros 
ceffes bewilligren Alimentengelder weg, wenn auch wegen anderer 
Punkte der Proceß in den höhern Jnftanzen fortgeſetzt mird, — 
ein Grundfag, den das Reſcript dom 30, Duober 1817 bereits 
ausgeſprochen bat. Das von Königl. Oder : Appellarionggerichte 
angeführte Reſcript vom 13. September 1819 ändert in diefen 
Beſtimmungen nichts, indem es den fingulairen Fall einer Wer, 
trags » Verbindlichkeit betraf, wonach eine Ehefrau fich verpflichtet 
hatte, ihrem Ehemanne Alimente bis zur Beendigung des Proccfi - 
fes zu zablen, wobei’ es ſich alfo lediglich um die Interpretation 
jenes Sertrages handelte. 

Dagegen verfteht es fih aber auch andererfeits von ſelbſt, 
daß dem Ehemanne feine Nießbrauchsrechte eingeräume werden 
können, wenn der gefegliche Grund wegfällt, worauf der Nieß⸗ 
‚brauch beruht. 

Es iſt mithin im vorliegenden Falle das Verlangen des etc. H., 
daß feine. gejchiedene Ehefrau ihm ein ihr gehöriges Document 

#gebe, damit er die Zinfen von demjelben jegt einziehen koͤn⸗ 
ne, zuruͤck⸗, die Anfprüce deffelden aus dem maritalifhen Nieß—⸗ 
brauch aber zum Auseinanderfegungs s oder Sequeftrations , Pros 
ceß zu verweilen. . | | 

Hiernach hat das Königliche Ober: Appellationsgericht das 
Landgericht zu Bromberg mit Verhaltungsbefehlen zu verfehen, 

Berlin, den 2. Sept. 1833. (v. K. J. Bd. 42 ©. 134.) 
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. Auf Beranlaffung der abfchriftlich beitommenden Vorſtellung 
des Fuhrherrn N. M. vom 30. October v. Sy, worin er fi über - 
die per decretum erfolgte Zurücdweifung der, wider das von feir 
ner Ehefrau am 8, Auguft 1831 geborne Kind, angeftellten Ille⸗ 
gitimirätserflärungsklage beſchwert — find die hierbei zuruͤck erfols 
genden Acten des Königl. Stadtgerichts brevi ınanu eingefordert 
worden. Wenn das Collegium die Einleitung der Klage um des» 
- halb zuräcgewiefen har, weil Abweienheit und Zeugungsunvers 
mögen nady dem Allg. Landreht Th. U. Tir. 2.9.3.4. die alleir 
nigen Gründe feien, auf nalche der Kläger zur MWilerlegung 
der $. 1. dafelbit aufgeftellten Präfumtion ſich haͤtie berufen 
tönnen, und weil er folhe weder behauptet noch beſcheinigt 
habe; fo flehet dem entgegen, daß das Geſetz keinesweges die 
Führung des dem Namen nad $. 2. obliegenden Bemweifes, der 
Frau in dem dort gedakten Zeitraum nicht ehelich beigewohne 
zu haben, mit ausprädlihen Worten auf die $$. 3. 4. ange 
führten Gründe der —— und der Abweſenheit eingeſchraͤnkt 
hat; daß ferner die Materialien der Geſetzgebung ergeben, wie 
es nicht die Abſicht geweſen, durch Enumerirung viefer "alle 
übrigen Faͤlle der Moͤglichkeit des Gegenbeweiſes auszuſchlie⸗ 
hen, und wie man ſelbſt, um eine ſolche Auslegung des Ge— 
ſetzes zu verhindern, die urſpruͤnglich in dem Entwurf des Ges 
ſetzbuches enthaltene Faſſung in die jetzige umgeändert hat, und 
daß endlih auch das Geheime Ober: Tribunal sententiando 
die hier in Rede fiehenden gefeglihen -Beftimmungen bisher 
nit in jener von dem Koͤnigl. Stadtgeriht angenommenen 
Einſchraͤnkung angewender hat. Es kommt alfo nur darauf 
an, ob und wie der Kläger den im $. 2, nachgelaffenen Abers 
jeugenden Gegenbeweis werde führen können. Modurd aber 
eine ſolche Ueberzeugung für den Dichter zu erlangen, darüber 
enchält das Landrecht am angeführten Orte keine fpeciellen Be— 
flimmungen, und hat auch foldhe nicht enthalten follen, indem 
es nice in der Abjiche des Geſetzgebers arlegen hat, dieſerhalb 
dem richterlihen Ermeſſen Schranken zu fegen, vielmehr komme 
ed auf den einzelnen Fall, auf die gerade obwaltenden und aus— 
gemistelten Umftände und individuellen Verhaͤltniſſe des Falles 
an, nur daf der Richter nach $.5. darauf nicht bauen darf, daß die 
Mutter um die Zeit, da das Kind erzeugt worden, Ehebrud ge: 
trieben, und daf auf der andern Seite auch nad) $. 6. das Zeugs 
niß der Mutter weder für noch wider die Nechtmäßigkeie eines in 
fiehender Ehe erzeugten und gebornen Kindes etwas erweiſet. 


Demnach ift die Inſtruction der Klage zu verfügen. 
Berlin, den 10. Febr. 1832. (v. 8. I. Bd. 39, &. 138.) 
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ll, 2. $. 86 folg. Beriärberfiattung bei Autiägen der Wärer nr Eins 
fperrung ungerarhener Rinde 
Der Juſtizminiſter finder ſich veranlaßt, die Koͤnigl. Pupil⸗ 
len⸗Collegia auf die genaue Befolgung des, in Mathis ju⸗ 
riſtiſcher Monatsſchrift, Band 10, Seite 18, abgedruckten Res 
feripts vom 11. Maͤrz 1806, | 
wonach in allen Sällen, wenn der Vater eines ungeräther 
nen, in feiner väterlihen Gewalt befindlichen Kindes, einen 
gehörig morivirten Antrag auf infperrung deffelben in 
eine Öffentliche Straf» oder Beſſerungs-Anſtalt macht, 
nach vorläufiger Unterfuhung der Wahrheit feiner diesfällis 
gen Angaben, an. den Juſtizminiſter zur weitern Verfuͤ⸗ 
gung, eventualitet zur Finholung der Könige, Allerhoͤch— 
ften Genehmigung diejes Antrages, berichter werden muß, 
hierdurch aufmerffam zu madıen. 
Berlin, den 21, Januar 1830, (v, 8. J. Bd. 35. ©. — | 


Il. 2. $. 187. Db der wieder verheirathete Water bei einem — 
Verkaufe feiner Grundſtäcke von der für das Vermögen der Kinder erſier 
Ehe beffellten Sicherheit wieder entbunden werden fan? 

Es find mehrmals Zweifel darüber entftanden: — 

ob der Vater, der bei Eingehung der zweiten Ehe das mit; 
serliche Vermogen der Kinder erſter Ehe auf feine Grund⸗ 
ſtuͤcke gejeglih hat eintragen laffen, von der hierdurch geleis 
ſteten Sicherheit auf feinen Antrag wieder entbunden wer 
den dürfe, wenn er fpÄterhin die Grundſtuͤcke verkauft, 

und es ift daher die Frage einer forgfältigen Prüfung unterwors 

fen worden, welche das Refultat gegeben hat, 

daß die Worfchrift im $. 187. Tit. 2, Th. II. des A. OR. 
jene Frage nicht enıfcheide, vielmehr eine Luͤcke laffe, welche 
nur im Wege der Geſetzgebung aufgefüllt werden könne; 

daß der Minifterialveriägung vom 16. Auguft 1806 
(Mathis a. D. Bd. 9. ©. 527.), melde den Mangel einet 
foldyen Beſtimmung in der Art ergänzt, daß der Vater von 
der geleifteten Sicherheit wieder entbunden werden dürfe, — 
keine gefegliche Kraft beigelegt werden koͤnne, und daß folgr 
li die Bormundfchaftsgerichte nicht befuge find, den Vater 
von der einmat beitellten Sicherheit zu enıbinden, ihm das 
Cautions / Inftrument —— und in die Loͤſchung 
zu willigen. 

Diefe Grundſaͤtze ſind von des Königs Majeſtaͤt bei Gelegenheit 

einer Beſchwerde durch die Allerhöchſte Cabinets-Ordre vom 23; 

März c. genehmige worden. Saͤmmtliche Königl. Gerichtsbe⸗ 

werden daher angemwiefen, fich hiernach genau zu achten. 
Berlin, den 27. Aprit 1829, (v. 8.3. Br. 33, S. 339.) : 
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H. 2. . 187. ® j 
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Mefer. v. 25. April 1833. S. unten zur Gebuͤhrentaxe 
Einleitung 5.2. Mr. 14. 


11. 2. 
rüdgemwiefen werden. 


Em. Hohmohlgeboren erhalten hierneben das mittelſt Bo⸗ 
richte vom 22, v. M. eingereichte Geſuch des Adermanns N. N. 
zu N. vom 24. Juni d. J. um Legitimation eines von ihm außer 
der Ehe erzeugten Kindes nebft Anlagen zuruͤck, um den Bittſtel⸗ 
fer dahin zu befcheiden, daß die Legitimation nicht Statt finden 
koͤnne, da der zu Legitimirende im Ehebruche erzeugt fei. Uebri⸗ 
gend werden Sie davon in Kenntniß gefegt, daß künftig Legitis 
mationsgefuche für Adulterini zurädzumeifen find, und in diefer 
Beziehung die Inſtruction vom 1. Februar 1828 eine Aendes 
rung erleidet. | 


Berlin, den 21. October 1831. (v. 8. J. Bd. 38. ©. #70.) 


II. 2. S. 623. Drudfehler: 


Statt „das” ift zu leſen: „Bein” Reſcr. v. 17. Zuni 
1831 zu Th. 1. Tit. U. $. 84. 


11.4. $.42 — 44. und 68. zujehung bio der eingett 3a 


enen 
ilienalieder und U i ili i 
rg * — F Pre u einem Familienſchluſſe über Die Geftetung 
A 


Der in dem anbderweitigen Berichte des Königl. Ober Lan 
deögerichtd vom 25. v. Monats entwickelten Anficht, 

die Erforderniffe zur Aufhebung der Fideicommiß: @igens 

ſchaft einiger von Hanſteinſchen Grundftüde beireffend, 
kann der Juftizminifter nicht beipflichten. 

Da ber $. 68. Tit. 4. Th. IL. des Allg. Landrechts ganz 
allgemein beſtimmt, daß nur die aus dem Hypothekenbuche bes 
tannten Familienglieder bei Verhandlungen über das Fideicoms 
miß zuzuziehen feien, die Aufhebung eines Fideicommiſſes aber 
eine Verhandlung über das Fideicommiß darftellt; fo find auch 
zu einem Familienſchluſſe, wodurch Kraft des Edicts vom 9. Oc⸗ 
tober 1807 das Fideicommiß aufgehoben werden fol, nur die 
aus dem Hypothekenbuche bekannten Familienglieder, fo wie in 
Gemaͤßheit der 66. 42. 44.1. c. die Vormuͤnder der minderjähris 

gen Familienglieder und der Machgebornen zuzuziehen. Dars 
aus, daß zur Zeit der Abfafjung des Allg. Landrechts die Aufhe⸗ 
bung eines Fideicommiſſes nicht erlaube geweſen, folgt nicht, daß 


S. 601 folg. kegitimations· Anträge för ‚Adulterini follen zu⸗ 
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der $.68.}. c. nicht auf den Fall der Aufhebung eines Fideicom⸗ 
miffes zu beziehen fei; denn einmal disponirt diefer $. ganz all 
gemein, wenn alfo feine allgemeine Dispofition bei Erlaß des, 
die Aufhebung eines Fideicommiffes geftattenden Edicts vom 
9, Detober 1807 hätte eingefhränte werden follen, fo hätte fol: 
es in diefem Edicte ausdruͤcklich beſtimmt werden: müffen: fos 
dann aber kann aud nicht behauptet werden, daß ‚das Allg. 
Landrecht eine Aufhebung des Fideicommiſſes gar nicht fenne, 
vielmehr geben die 6$. 110— 114. Säle an, in denen die Auf, 
hebung eines Fideicommiffes erfolgt, und lafjen die andermeitige 
Regulitung des Fideicommißvermögens von einem Familien; 
ſchluſſe abhängen, ohne den $. 63. zu befchränfen, fo, dag auch 
bei folhen, durch das Allg. Landrecht ſelbſt ſanctionirten Aufhes 
bungen eines Fideicommiffes nur die aus dem Hypothekenbuche 
fidy ergebenden Fuamtliengiieder zuzuziehen find. | 
Berlin, den 14. Juni 1832, (v. 8.3. ©. 39. &, 371.) 


B. 


a. Anderweiter Bericht des Ober Landesgericht zu Kal: 
berftadt, betreffend die Erforderniffe zur Aufhebung der 
Fideicommiß » Eigenfhaft einiger v. H'ſchen Grunds 
ſtuͤcke, ad Reser. v. 14. Sjuni 1832, B. 3795. 


Em. Ercellenz haben in dem neben angeführten hochgeehr⸗ 
ten Referiptd Sich wiederholt dahin ausgefprochen, 
daß zu dem, Behufs Aufhebung eines Fideicommiſſes nach 
dem Eoicte vom 9, Dctober 1807 erforderlichen Familien: 
ſchluſſe in Gemaͤßheit $. 68. Tit. 4. Theil 11. Allg. Lands 
rechts und 95. 42 — 44. nur die aus dem: Hypothekenbuche 
befannten Familienglieder, fo wie die Vormuͤnder der Wins 
derjährigen und Machgebornen zuzuziehen feien. 
Daffelde würde von der Aufhebung aller feinem Obereigenthiämer 
unterworfenen Lehhsverbindungen gelten müffen, und da bei den 
unter unferer Gerichtsbarkeit ftehenden Lehns- und Fideicommiß⸗ 
gätern fehr Häufig gar keine Anwarter im Hypothekenbuche eins 
getragen find, fo würde daraus folgen, daß bei allen diefen Guͤ⸗ 
tern die Lehns/ oder Fideicommiß : Eigenfchaft durch den bloßen 
Beſchluß des zeitigen Beſitzers und feiner Descendenten, resp. 
der denfelben zw beftellenden Wormünder, aufgehoben werden 
koͤnnte 


Es leuchtet ein, daß hierdurch die Aufhebung der Lehne 
und Fideicommiſſe gegen die bisher von uns in ſolchen Fällen ers 
forderte Zuziehung aller Familienglieder bedeutend erleichtert 
wird; daß aber auch ein etwaniges Verſehen bei der hiernach 
unterbleibenden Zuziehung mancher Familienglieder mic großer 
Berantwortlichkeit verbunden iſt, und diefe Ruͤckſichten werden, 

VI. 6 
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da Ew. Excellenz in dem vorliegenden fpeciellen Falle, fo wenig 
als im Allgemeinen, uns mit einer beftimmten Anmweifung, von 
unferm bisherigen Verfahren abzuftehen, verfehen haben, bei 
Hochdenenſelben uns gewiß entfcyuldigen, wenn wir uns erlaus 
den, hierdurch unfere Bedenken gegen die von Ew. Ercellenz aus 
geiprochene Anſicht nochmals ehrerbierigft vorzutragen und um 
beſtimmte Vorfchrift zu unferer Direction in diefen und ähnlichen 
Fällen ganz gehorfamft zu bitten. | 
Zuvoͤrderſt fehen wir nicht ein, warum, wenn die Vor⸗ 
ſchrift $. 69, Tier. 4. Theil II. Allgemeinen Landrechts ganz all 
gemein auf alle Verhandlungen über das Fideicommiß, mithin 
auch auf die. Aufhebung defielben, ſich beziehen follte, es bei les 
terer noch einer Buliehung derj nit aus dem Hypothekenbuche 
befannten minderjährigen Familienglieder und Machgebornen, 
resp. deren Bormünder, bedürfen fann, da die angeführte Vor⸗ 
ſchrift weder diefe, noch überhaupt die Errichtung eines Fami⸗ 
lienfchluffes verlangt. Auch find wir von der Unrichtigkeit unfes 
rer Anſicht, daß das Allgemeine Landrecht die Aufhebung eines 
Fa nicht bedacht Habe und der $. 68. cit. daher auf 
diefen Fall nicht zu beziehen fei, durch die Verweiſung auf die 
68. 110— 114. 1. c. nicht Überzeuge worden, weil eines Theils 
in dieſen Gefegftellen nicht fowohl von der Aufhebung des Fideis 
commiſſes felbft, welche der $. 39.1. c. geradezu unterfagt, Als 
‚vielmehr von der andermweiten Anlegung des dazu vom Stifter 
beftimmten Wermögens die Rede ift, andern Theild hiezu auch 
ein Familienfhluß erfordert wird. Das Allgemeine Landrecht 
unterfcheidet nämlich zwifchen Verhandlungen in Betreff des Fi⸗ 
deicommifles, wozu es eines Kamilienfchluffes bedarf ($$. 76. 
78. 113. 133. 1. c.) und folden, bei welchen nur die naͤchſten 
Anmwarter zuzuziehen find ($$. 80, 87 u. f. 118. 128 und 129. 
1.c.), und will ohne Zweifel, daß in den erfteren Fällen, da es 
fich über die Form des Familienfchluffes daſelbſt nicht weiter aus⸗ 
fpricht, alles das beobachtet werde, was in den $$. 7. 42:bis 
46.1. c. wegen der Abfaffung eines Familienfchluffes vorgefchrier 
ben worden tft, daß mithin die ganze Familie, alle Mitglieder 
derfelben dabei zugerogen werden, wogegen der $. 68. in Verbin, 
dung mit den $$. 66. 67. 1. c. nur eine Anweifung für den Rich⸗ 
ter der Sache für die Fälle feiner Concurrenz ($$- 102. 133.1.c) . 
zu fein fcheint, auf wen er bei Beurtheilung der Frage, wer alg 
die nächften Anwarter anzufehen find, Ruͤckſicht zu nehmen habe, 
Diefe Betrachtung führt nach unferm unvorgreiflihen Das 
fürhalten zu dem Refultate, daß in allen Fällen, in welchen die 
Geſetze zu einer Verhandlung über das Fideicommiß einen: Fa⸗ 
milienſchluß erfordern," dabei alle Meitglieder der Familie, ohne 
Ruoͤcſicht, ob fie ihre eventuellen Anrechte in das Hypothekenbuch 
haben eintragen laſſen oder nicht, zugezogen werden muͤſſen. 


- 
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WUeber allen Zweifel erhebt dies unferes Erachtens in RA 
fit der Aufhebung von Lehns,; und Kideicommiß : Verbindungen 
die Vorſchrift $. IX. des Edicts vom 9. October 1807, durch die 
Bezugnahme auf den Zufag $. 56. im Oftpreußifchen Provins 
zialrechte, welcher ausdruͤcklich beſtimmt, daß der Familienfhluß 
nach Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Theil II. Tit. 4. 
4. 42 — 46. abgefaßt werden, mithin die Zuziehung aller Mit 
glieder der Familie ($. 44.) dabei erfolgen muß: 
Em. Excellenz bitten wir ganz gehorfamft: 
diefe Anſicht einer nochmaligen Prüfung zu unterwerfen, 
und im Fall fie Ihren Beifall nicht erhalten follte, uns zur 
Sicherſtellung gegen künftige Verantwortung hochgeneigteft 
einen beftimmten Befehl darüber zu erıheilen, welche Fa⸗ 
milienglieder wir bei Familienfhlüffen über Aufhebung von 
Lehns- und Fideicommiß» Verbindungen in den vorliegenden 
und ähnlichen Fällen zuzuziehen haben. 
Halberſtadt, den 30. Juni 1832. 
Das Ober: Landeegericht. 
Stelzer. Better. Lenge Pechmann. 
Herzog Friedlaͤnder. 
An | 
den Königl. Geheimen Staats» und Juſtiz⸗ 
minifter, Herrn Muͤhler Excellenz. 
b. 
Dem Königlichen Ober⸗Landesgerichte wird auf den Bericht 
vom 30. Juni c. 
betreffend die Erforderniffe zur Aufhebung der Fideicommißs 
Eigenſchaft einiger v. H'ſchen Grundſtuͤcke, 
hierdurch Folgendes eroͤffnet. 
Der Juſtizminiſter muß, nach einer wiederholten ſorgfaͤlti⸗ 
gen Pruͤfung, dennoch bei der Anſicht beharren: | 
daß der Richter zu einem Familienfchluffe Behufs der Auf 
hebung eines Familien : Fideicommiffes, welches aus Grund⸗ 
ſtuͤcken befteht, nur diejenigen Anwarter zujuziehen vers 
pflichter ift, die im Hypothekenbuche eingetragen find, und 
die unter vaͤterlicher Gewalt ftehenden Kinder vderfelben; 
- falls fie minderjährig find, deren Quratoren, und endlich 
die Curatoren der innerhalb des 302ten Tages nach der 
Bollziehung ‚des Familienfchluffes noch zur Welt kommen, 
den Familienmitglieder; daß er aber auf andere nicht eins 
getragene Anwarter feine Ruͤckſicht zu nehmen hat. 
- Die Gründe für diefe Anficht find folgende: 
I. Die 66 40 — 46. des Aten Titels des Zıen Theils des All, 
. gemeinen Landrechts befinden ſich im zweiten m. deffelben, 


1 
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welcher von Kamitienftiftungen handelt. Im Eingange dieſes 
Abſchnitts it zwar $. 23 und 24. auch von Familienfideicommiſ⸗ 
fen die Nede, allein nur zur Begriffebeflimmung verfelben im 
Gegenfag von Familienſtiftungen. Alle folgende Grfegftellen 
bis $. 46. beichräufen fih auf Samilienftiftungen. 

Unter Kamilienftiftungen werden Anordnungen verftanden, 
wodurch gewiffe Hebungen von beftimmten Grundftüden oder 
Eapitalien für eine Familie auegeſetzt oder angemiejen find. 

Nicht das Grundſtuͤck oder Kapital felbft ift der Gegenftand 
der Stiftung, fondern die Hebung davon. Es komme daher der 
Fall gar nicht vor, daß die Anmwarter einer Kamilienfliftung im 
Hypothekenbuche namentlich eingetragen fein koͤnnen, und es war 
. mithin nothwendig, im $. 42, wenn von der Zugiehung der 
Mitglieder zu einem Familienſchluß die Rede ift, 
drie Zuziehung aller Mitglieder ganz unbeſchraͤukt anzuords 

nen und Beinen Linterfchied zwifchen eingerragenen und nicht 

eingerragenen Anwartern aufzuftellen. 


Der dritte Abfchnitt des vierten Tireld aber handelt von 
* „beftändigen Familienfiseicommiffen”, 2 
zu welchen nach $. 48. nur Capitalten oder die dort bezeichneten 
Grundſtuͤcke gerechnet werden können. Die $$. 63— 70. fpres 
pen lediglich von dem Fall, : 
wenn das Fideicommiß in einem Grundſtuͤcke befteht. 
Grundſtuͤcke follen nad Vorſchrift der Hypothekenordnung im 
Hypothekenbuche eingetragen fein, und es verordnen deshalb jene 
‘Paragraphen, daß der Richter ſchon bei Gelegenheit der Vers 
lautbarung und Beftätigung des Fideicommiffes von Amts wegen 
ſowohl für die Eintragung der Fideicommiß  @igenfchaft als 
für die Eintragung der Anwarter zu forgen habe. 
Er foll die bekannten Anmwarter von Amts wegen in das Hypothe⸗ 
kenbuch eintragen und die unbekannten zur Anmeldung ihrer Ges 
rechtſame Behufs der Eintragung fogar öffentlich auffordern, 
Mach diefer Worausfegung beſtimmt nun: 


$. 68. Nur die aus dem Hypothekenbuche bekannten amt 
fienglieder ift der Richter bei Verhandlungen über das $is 
deicommiß zujuziehen verbunden, und 
$. 69. Diejenigen, welche fi zur Eintragung nicht gemelder 
haben, muͤſſen fih Alles, was mit den Eingetragenen ges 
richtlich verhandelt und von diefen beſchloſſen worden, ohne 
alle Widerrede gefallen laſſen. 
Daß in dem Verhältniffe der Fideicommiß + Intereſſenten zu eins 
ander, durch die unterlaffene Eintagung, das Fideicommiß; Ans 
recht an fih noch nicht verloren gehe, verfieht fi von ſelbſt. 
Das Hypothekenbuch fügt den titulirten Befiger eines Grund⸗ 
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ſtuͤks Überhaupt nicht gegen jeden fremden Eigenthums- oder 
Miteigenthums /⸗Anſpruch; 

(6. 49. Tit. 2. der Hyrotheken⸗Ordnung) 5 
und darum erwähnt der $. 70. ſelbſt des Falles, da ein nicht eins 
gerragenes Mitglied der Familie feinen Anſpruch durch eine ber 
fondere Legitimation nachweiſen fol, — Wohl aber muß zur 
fhärfern Begrenzung jenes Satzes, s 

daß die unterbliebene Eintragung allein ein wohlermorbe, 

nes Recht nicht aufhebt, 
hinzugefügt werden, daß ein folcher Werluft fi mittelbar dadurch 
ereignen kann, wenn ein Dritter fi in gutem Glauben mit dem 
eingetragenen Befiger in Verhandlungen eingelaffen hat. 

Allgem. Landrecht Theil J. Tier. 10. 6.7 — 9. 

Die vorhin erwähnten $$. 68. und 69. enıhalten keine Bor 
ſchriften für die Fideicommißbefiger. Die Legtern muͤſſen, wenn 
fie hona fide verfahren wollen, alle ihnen befannte Fideicom- 
mißanmarter zuziehen, die nicht eingetragenen fo gur als die eins 
getragenen, und bleiben den nicht eingetragenen, im Fall der 
Verheimlichung, jedenfalls verantwortich. Der $. 68. har viel 
mehr zum Zweck, feſtzuſetzen: 

„welche Sintereffenten der Richter von Amts wegen zuzuzies 

hen babe”. | 
Er enthält eine kategorifche Anmweifung für den Richter und bes 
zeichnet die Grenzen der Verbindlichkeit deffelben. 

Man kann hieraus nicht fliehen, daß der Richter zwar 
nicht die Pflicht habe, die uneingerragenen Familienmitglieder 
jzuzuziehen, wohl aber hierzu berechtigt ſei; denn die Gerecht—⸗ 
fame des Richters werden eben durch feine Pflichten beſtimmt, 
wenigftens infoweit, als es auf feine Befugniß anfommt, fih in 
bie Angelegenheiten einer Familie einzumifhen, ohne daß von 
Seiten eines Sintereffenten Anıräge gemacht werden. Er darf 
hierbei nur fo weit gehen, als es feine Pflicht erfordert. Er darf 
insbefondere feinen Schritt thun, welcher mit dem öffentlichen 
Glauben des Hypothekenbuchs nicht zu vereinigen wäre und ſich 
nit anmaßen, die Rechte von Perfonen wahrnehmen zu mollen, 
bie ihnen ſelbſt vorzuftehen im &tande find, Ä 

Der $. 69, welcher aus den allegirten $$. 7 bis 9. Tir. 10, 
und den 66 290 und 291. Tir. 18, des Iften Theils des Allg. 
Landrechts zu interpretiren iſt, ſtellt ausdrücklich 

die Nachtheile auf, welche die Familienmitglieder treffen, 

wenn fie die Eintragung ihrer Anwartfchaften verabfäumen, 

Es beftehen diefelben in der Verbindlichkeit, alle Verhand⸗ 

ungen anzuerkennen, welde ein Dritter mit den eingetras - 

genen Familienmitgliedern vorgenommen hat. 
Hat alfo ein Dritter im redlihen Stauden und im MWertrauen 
auf den Zuhale des Hypothekenbuchs mit den darauf eingetrager 
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nen Samilienmitgliedern und deren Descendenz einen Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, fo dit der Richter nicht befugt, die Eintragung der 
durch einen foldhen Vertrag erworbenen Rechte zu verfagen. So 
lange aber. ein Dritter keine Rechte erworben hat, fo bleiben die 
nicht eingetragenen Anwarter allerdings befugt, ihre Gerechtfame 
gegen die Familienbeſchluͤſſe, bei welchen fie nicht zugezogen wors 
den, feldft no immer geltend zu machen. 
$. 70. a. a. O 
Es entſteht 
1, die Frage: 
ob die $$. 68 und 69. von allen Verhandlungen über das 
Fideicommiß gelten, auch von den Familienſchluͤſſen, wo⸗ 
durch ein Fideicommiß qufgehoben werden fol ; 
oder 
ob die legtern hiervon ausgenommen find und der Nichter 
hierbei von Amts wegen auch die ihm bekannt gewordenen 
nicht eingetragenen Familienmitglieder zuziehen müffe ? 


Ob nach dem Allgemeinen Landrechte die Aufhebung eines Famts 


lienfideicommiffes überhaupt Start finden konnte oder unzuläffig 
war, dürfte wenigſtens zweifelhaft fein. 

Der $.39, auf welden in. der Regel zum Beweiſe der Uns 
zuläffigfeic verwiefen wird und auf welchen auch das Königliche 
Dber: Landesgericht im vorliegenden Berichte ſich beruft, iſt zu 
diejer Beweisführung nicht geeignet. Derfelbe fpricht lediglich 

von Familien » Stiftungen, 
von welchen allein der Zre Abſchnitt des Aten Titels handelt. 

Nah Alterm Recht fand die Aufhebung von Familienfideis 
commiſſen allerdings Statt. Conf. v. Hymmens Beiträge, 
Fig VIL Seite 47, wo es in dem allegirten Judicate 

eißt: 

„Liberi posteanati aber können durch die von den lebenden 

Intereſſenten geſchehene und ihnen unftreitig freitehende 

Aufhebung des Fideisommiffes von allem Anfprud ausge, 

fhloffen werden, wie in der Befielihen Sache beim Kams 

mergericht den 18. Juni 1764 rechtskraͤftig erfannt, aud) 

in der Elevefhen Sache von Meuhoff wider v. Voigt im 

Mai 1774 angenommen ift.” 

Indeß bedarf es keiner weitern umftändlihen Unterfuhung hier⸗ 
über, da jedenfalls im $. IX. des Edicts vom 9. November 
1807 feitgefegt worden ift: 
Iede, keinem DObereigenthum unterworfene Lehnsverbins 
bung, jede Familien, und jede Fideicommißftiftung kann 
durch einen Familienfhluß beliebig abgeändert oder gänzlich 
aufgehoben werden, wie foldhes in”. Abficht der Oftpreußis 
fher, mit Ausſchluß der Ermländifchen Lehne bereits im 
Oſtpreußiſchen Provinzialrecht, Zufag 56, verordner if.” 


* 


— 
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Dieſer Zuſatz lauter: 
„Die Intereſſenten koͤnnen durch einen, nad Vorſchrift des 
Allgemeinen Landrechts Theil II. Tit. 4. 9. 42 — 46. abzw 
faſſenden Familienſchluß die Lehnseigenſchaft von einer 
Sache auf die andere uͤbertragen, ſie einſchraͤnken und mit 
oder ohne Feſtſetzung eines Lehnsſtamms gaͤnzlich aufheben, 
auch ſonſt Alles, was ſie zut Erhaltung der Familie zutraͤg⸗ 
lich erachten, 3. B. die künftige Verſchuldung und Belas 
Kung der Güter, Verforgung der Witwen, Ausftattung 
der Töchter und Schweftern, unter fich feftfegen; doch in 
allen Fällen ift zur Gültigkeit des Familienſchluſſes die Eins 
teagung deffelben in das Hypothekenbuch erforderlich.” 
Es wird bier ausdrüädlih auf die Vorfchriften der $. 42 — 46, 
Beziehung genommen. Wenn dies: aber auch nicht gefchehen 
wäre, fo würde dennoch auf diefe Paragraphen zuruͤckgegangen 
werden müfien. Denn nad den $$. 72— 73. a. a. D. gebührt 
dem jedesmaligen Fideicommißbefiger das nugbare Eigenthum des 
tin ie und der ganzen Familie das Obereigenthum defr 


fel 
Der $. 76. fegt 

„Sn allen Can wenn bei getheiltem Eigenthume die Eins 

willigung’des Dber » Eigenthümers zu einer Verfügung ers 

forderlich ift, muß diefelbe bei Fideicommiffen durch einen 

.—. getroffen werden”, 
und der $. 77.: „Wegen Aufnehmung eines folhen Familiens 

ſchluſſes J bei Fideicommiſſen alles wi was bei Fami⸗ 

lienſtiftungen vorgeſchrieben if.” — $. Alu. f. 

Wenn nun da, wo ed auf Aufhebung des Fideicommiſſes am 
fommt, ftets die Einwilligung des Obereigenthuͤmers erforder 
‚ Nds iſt, fo muͤſſen fhon aus diefem Grunde bei allen Familien 
ſchluͤſen wegen Aufhebung des Fideicommiffes die wegen Famis 
lienftiftungen in den 695. 41 u. f. enthaltenen Vorſchriften beob⸗ 
achtet werden. 

Die Frage, worauf es ankommt, ſtellt ſich alſo eigentlich 
folgendergeſtalt dar: 

„ob in Fällen, wo bei einem Fideicommiſſe die Einwilli— 

gung des Dbereigenthämers erforderlich ift, und es mirhin 

auf einen folhen Familienfhluß ankommt, von weldem 
$. 76. und 77. die Dede if, der $. 68. a.a. D. anwend⸗ 
bar fi?” 

Die Gruͤnde für bie bejahende Antwort find folgende: 

Das Gefeg kenne wohl mehrere Fälle, im denen es, uns 
geachtet die Folgen auch auf das Dber  Eigenthum und. auf 
fämmelihe Mitglieder der Familie ſich erſtrecken, nicht eines 
Gamilienfchluffes, fondern blos der Zuziehung zweier Anwarter 
Wedarf, $$. 80 und 87. 118. 128; es unterſcheidet aber nicht 
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verfchiedene Arten von Familienſchluͤſſen. Es fennt nur eine Art 
derfelben,, welche da, wo zuerft davon die Rede ift, nämlich bei 
Familienftiftungen, in den $$: 41 n.f. näher bezeichnet werden. 
Auf diefe nämliche Art von Familienfhläffen wird auch in den 
6$. 76 und 77. verwieien. 

Schon oben unter-No. 1. ift ausgeführt worden, daß bei Fa⸗ 
milienftiftungen der Fall vorliegt, wo die berechtigten Mitglieder 
der Familie im Hypothekenbuche nicht eingetragen find, und daß 
daher überall, wo im Allgemeinen von Zuziehung der Familien: 
glieder die Rede ift, ein.Unterfchied zwiſchen eingetragenen und 
nicht eingetragenen Famillengliedern nicht hat gemacht werden 
koͤnnen. 

Dieſer Unterſchied konnte erſt da zur Sprache gebracht wer⸗ 
den, wo zuerſt von ſolchen Familienguͤtern die Rede iſt, welche 
eine dergleichen Eintragung zulaſſen, naͤmlich bei Fideicommiſſen, 
welche in Grundſtuͤcken beſtehen, 9.63. In Beziehung auf ſol⸗ 
che Fideicommiſſe wird ganz allgemein angeordnet, $. 68: 

\ daß der Richter nur die aus dem Hypothekenbuche bekann⸗ 
ten Samilienglieder bei Verhandlungen über das Fideicom⸗ 
miß zuzuziehen verbunden fei. 

Es hat alfo für den Fall, wo das Fideicommiß in Grundſtuͤcken 
befteht, die fonft allgemein für Verhandlungen über Gamiliengds 
ter (Familienftiftungen $.42, und Familien» Fideicommiſſe $. 77.) 
vorgefchriebene Zuriehung aller Mitglieder, wenigftens in ſoweit 
beichränkt werden follen, als es auf das amtliche Einfchreiten des 
Richters ankommt. 

Der Richter ift nach der oben erfolgten Ausführung weder 
verpflichter, noch beredhtige, von Amts wegen auf Zuziehung 
nicht eingetragener Kamilienmitglieder zu beſtehen. Für ihn find 
alle Mitglieder der Familie zugezogen, 9). 42 und 77, 
wenn alle eingetragene Mitglieder concurrirt haben, Die 69. 42 
und 77, werden daher, infofern von Fideicommiffen, welde in 
Grundſtuͤcken beftehen, die Rede ift, durd den $. 68. näher ers 


1: 


laͤutert, und muͤſſen folglich in Verbindung mis diefem anges 


wandt werden. 

Der $. 68. hat da feine Stelle gefunden, wo zuerft die Rede 
davon war, daß der Nichter von Amis wegen bei der eriien Ein⸗ 
rihtung des Fideicommiffes für die Eintragung der zum Fıdeis 
commiß berufenen $amilienmitglieder Sorge tragen muß, und 
daß auch in der Folge die neuen Familienmitglieder, fobald fie 
aus der väterlichen Gewalt treten, für ihre Eintragung forgen 
muͤſſen. Diefen Beftimmungen unmittelbar knuͤpfen ſich die s$. 68 
und 69. an, 

Es iſt daher die Vorfchrift des $. 68. keinesweges für eine 
beſtimmte Art von Verhandlungen über das Fideicommiß gegebei, 
fondern fie gilt für ale Werhandlungen, wozu es der Concurrenz 
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der Familienmitglieder bedarf, ſei es in Beziehung auf das nutz⸗ 
bare Eigenthum allein, oder auf das Obereigenthum, alſo auf 
alle Faͤle, wo es auf einen Familienſchluß ankommt. Es waͤ⸗ 
re aanz willkuͤhrlich und ohne einen geſetzlichen Grund, den 
$. 68. für gewiſſe Arten eines Familienſchluſſes gelten laſſen und 
ihn für andere ausfchließen zu wollen. Am mwenigften aber würde 
fi annehmen laffen, daß das Geſetz in den Fällen der $$. 76 
und 77. die Abficht gehabt habe, die Anwendung der unmittelbar 
vorher im $. 68. erft näher aufgeftellten Regel auszufchließen. 

Der $. 46. ſchreibt allerdings eine gerichtliche Prüfung und 
Beſtaͤtigung der Familienſchluͤſſe vor, und der $.26. Tie.2. Th. IL 
der Allgemeinen Gerichts » Ordnung fegt feft: 

daf, wenn die Partei, welche die Handlung vornehmen will, 

dazu nach den Gefegen des Beitritts der Autorifation und 

der Einwilligung irgend eines Dritten bedürfe, der Richter > 
dafür forgen muͤſſe, daß auch dieſem geſetzlichen Erforders 
niffe ein Genuͤge geleiftet werde. 
Auf diefe allgemeine Regel kann man aber bei ber klaren und fpes 
ciellen Beftimmung des $. 68. Tit. 4. Th. II. des Allg. Landrechts 
nicht zurückgehen. 

Diefer Paragraph würde ganz ohne Bedeutung fein, und 
ber Richter dem Zweck des Hypothekenweſens — welches die mög: 
lichſte Rechtsſicherheit begründen fol — zuwider handeln, wenn 
er, dem öffentlichen Glauben des Hypothekenbuchs entgegen, auf 
‘die Einwilligung nicht eingetragener Fideicommißanwarter beftes 
hen und diefe von Amts wegen zuziehen müßte! — > 

Das Königl. Ober » Landesgericht wird hierdurch angemwiefen, 
fowohl in der vorliegenden Sache, als in allen ähnlichen Fällen, 
nad) diefen Grundfägen zu verfahren, welche das Zuflizs Minfs 
fterium auch ſchon im Referipte vom 1. Dechr. 1828 dem Ober, 
Landesgerichte zu Breslau zur Nachachtung vorgezeichner hatte. 

Berlin, den 15. October 1832. (0.8.5. ©d.40. &.402.) 


IL 4. g. 42 — 46. Anmendung der Grundfäge von Zamilien s Fidei- 
commiffen auf Allodification der Lehne und Lehnſtamme. 
Kefer. vom 16. September 1833. &. zu Th. I. Tit. 18. 

$. 502 u. f. $. 602— 613. Ä 


IT, 4. E 42. 63. 68. 69. i i en . 
4. 5.22. 08. 5 00, Ballen gu pectemperdte 
ins Hypothekenbuch. 


Auf die von dem Königl. Ober» Landesgericht in dem Be⸗ 
richte vom 28. v. M. gemachte Anfrage: 

06 die nachträgliche Zuziehung der Soͤhne der Gräfin von 

M.N. zu dem, zwifchen den zeitigen Fidelcommißbefigern der 

Minen Güter und den zum Fideicommiß berufenen Fami⸗ 
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liengliedern am 26. März 1831 errichteten Familienſchluß, 
noch veranlaßt, und denfelben diefer Familienſchluß noch zur 
| Genehmigung vorgelegt werden folle? 
wird dem Collegio eröffnet, daß der Juftizminifter, aus den von. 
dem Ober s Landesgericht zu Breslau angeführten Gründen, der 
verneinenden Meinung der aufgeworfenen Frage beitritt. 


Bei der Eintragung der Fideicommiß-@igenfchaft eines Gute 
muß allemal der wefentlihe Inhalt der Stiftungsurkunde, alfo 
auch nothwendig eingetragen werden, für welche Familie und wels 
he Linien derfelben das Fideicommiß errichtet worden iſt. Deffen 
- ungeachtet verlangt das Geſetz, daß die Agnaten und fogar die 
einzelnen Samilienglieder fi in das Hypothekenbuch namentlich 
eintragen laffen follen. 

6.65 u. f. Tit. 4. Th. IT, des Allg. Landr. 


Mur die unter väterlicher Gewalt fiehenden Söhne Hedfirfen zur 
Erhaltung ihres Rechts gegen den Dritten keiner Eintragung defs 
ſelben. $. 293. Tit. 18. TH. I. des Allg. Landrechts; eine Vor⸗ 
fchrife des Lehnrechts, welche nach $. 67. Tir. 4. Th. II. des Allg. 
Landrechts auch bei Fideicommiffen ihre Anwendung finder. 


Es genügt alfo der allgemeine Vermerk, daß die von N'ſche 
Descendenz zum Fideicommiß berufen fei, keinesweges, um 
ihre Zuziehung zu den Verhandlungen zu begründen. Nur die 
dus dem Hypothekenbuche auf diefe Weife befannıen Fanıilienglies 
der iſt der Richter bei Verhandlungen über das Sideicommiß zuzu⸗ 
ziehen verbunden. ($. 68, daſelbſt.) — 


Alle diejenigen, welche ſich zur Eintragung nicht gemeldet 
haben, muͤſſen ſich alles, was mit den Eingetragenen gerichtlich 
verhandelt und von dieſen beſchloſſen worden, ohne alle Wider⸗ 
rede gefallen laſſen ($. 69.); hat ſich alſo ein bekannter Agnat im 
Hypothekenbuche nicht eintragen laſſen, ſo iſt anzunehmen, daß 
er feine Zuziehung bei Verhandlungen über das Fideicommiß nicht 
verlangen. Die Vorfchriften des $. 42 u. folg., welche von der 
Errichtung eines Familienfchluffes handeln, betreffen Familiens 
ſtiftungen und nicht Fideicommiffe, welche legtere aus Grund» 
ſtuͤcken oder Capitalien beftehen ($. 22 und 23.). Bei jenen kann 
daher von einer Eintragung der einzelnen Bamilienglieder ins Hy⸗ 
pothekenbuch überhaupt nicht die Rede fein. Eben dadurd ers 
leiden die Vorfchriften der $$. 42 umd 43. bei der Anwendung auf 
Fideicommiffe eine nochwendige Abänderung, welche durch die 
Publicitaͤt, d. h. den öffentlichen Glauben des Hypothekenbuchs, 
nad) inhalt der 65. 68 und 69. dafeldft begründer wird. 

Der vom Ober» Landesgerichte zu Breslau erfolgte Vorbe⸗ 
Halt der Rechte der von N'ſchen Descendenz, mit dem ausdrüd, 
lichen Beifügen, daß fich keiner derſelben in das Hypotheken, 
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bad Habe eintragen laſſen, iſt aber nicht geeignet, der v. Nfhen 
Descendenz ein Recht zu verleihen, das ihr nicht zufteht. 
Berlin, den 23, März 1832, (v.8.5.90.39.©.134.) 


IL 4. S. 44. Aus des $. 44. töckſichtli 
Zr ar ER eG 


Das Königl. Ober » Landesgericht erhält Hierbei eine Abfchrift 
der von den Gebrüdern v. H. zu W. unterm 20. December v. 5. 
eingereichten Vorftellung, die Aufhebung der Fideicommiß⸗Eigen⸗ 
ſchaft einiger ihrer Güter betreffend. 

Nach $. IX. des Edicts vom 9. October 1807, dem Oftpreus 
Sifhen Provinzialreht Zufag 56, und $.6, No. 2. Tit.1, Th. II. 
der Allg. Gerichts» Ordnung, müffen Verrräge wegen Aufhebung 
eines Familien ; Fideicommiffes vor dem ordentlichen perfönlichen 
Richter errichtet, und nach $. 46 und 29, Tit. 4. Th. II. des Allg, 
gandr. vor demfelben verlauibart und demnaͤchſt befiätigt werden, 

Durd das Gefe vom 23. April 1821 (Gefegfammlung 
S. 43.) ift blos die Nothwendigkeit der Verlautbarung der in 
deffen $. 1. genannten Verträge über die Veräußerung des Eigens 
thums, von Grundftäden und über die Austhuung in Erbzins oder 
Erbpacht aufgehoben, dadurch alfo, wie das Ober: Landesgericht 
ganz richtig annimmt, in den Vorfchriften über die Errichtung 
und Verlautbarung von Kamilienfchlüffen nichts geändert worden. 

Hieraus folge indeß nicht, daß bis zum Tage der Abichlies 
fung vor dem competenten Richter der Familienfhluß gar keine 
gäftige Kraft habe, vielmehr ſollen nad $.59. Tit. 17. Th. IE 
des Allg. Landrechts diejenigen Handlungen, welche ſtatt gerichts 
lich, nur von einem Juſtiz⸗Commiſſarius, oder ftatt des gehöris 
gen, von einem andern Richter aufgenommen worden, 

fo weit gelten, als die Handlung, von welder die Rede iſt, 

als eine bloße Privarhandlung rechtliche Wirkung hervor, 

gen kann. 
An fi alfo ift jede gerichtliche oder doch fchriftlich abgegebene ka⸗ 
tegoriſche Erklärung eines Familienmitgliedes eine zu Recht beftäns 
dige Erklärung, wenn fie auch nicht vor dem gehörigen Richter 
aufgenommen worden ift, fo wie jeder fchriftliche Vertrag über 
die Veräußerung eines Grundſtuͤcks die Kraft einer Punctation 
bat. $. 17. Tit. 10, Th. I, Allg. Landr. 

Mit der legten einwilligenden Erklärung ift der Familien⸗ 
ſchluß materiell vorhanden, woraus auf nochmalige Anerfennung 
und Einwilligung in die Beftätigung geflagt werden kann. Die 
gerichtliche Beftätigung fegt nach $. 202. Tit. 5. Th. I. des Allg, 
Landrechts ein —. Anerkenntniß der Contrahenten vors 
aus, und das ohne Einſchraͤnkung erfolgte Anerkenntniß erſtreckt 
ſich bis auf die Zeit des gefchloffenen Vertrages zurück, ($. 188 daf.) 


2 Argg Land ⸗ Recht. ILA 5. 128 folg. 


Hieraus folgt, daß, wenn der 644. Tit. 4. Th. H, des Allg. 
Landrechts den neuen Familienmitgliedern, weldye innerhalb des 
302ten Tages 

nad) der von ihren Eltern gefchehenen Vollziehung des Fas 

milienſchluſſes 
geboren worden, ein Eurator beſtellt und diefen zugezogen wiſſen 
will, der terminus a quo, von welchem an dieſe Friſt zu betech⸗ 
nen, nicht ‚der Tag ift, an welchem der Familienſchluß vor dem 
gehörigen Richter verlautbart worden, fondern derjenige, an dem 
er, fei es gerichtlich oder außergerichtlich,, von den Eltern unter: 
ſchrieben worden ift. 

Sind alfo feit,diefer Unterzeichnung innerhalb 302 Tagen 
feine neue Familienmirglieder geboren, fo kommt es nad $. 45 
a. a. O. auf die fpärer gebornen nicht weiter an. Es müffen dies 
felden vielmehr den Schluß der Familie ſchlechterdings anerkennen. 
Hiiernach ift die weitere Einleitung in der Sache zu treffen. 

Die Gebrüder v. H. find von diefer Verfügung in Kenntniß 
geſetzt worden. 


- Berlin, den 25. Gebr. 1833. (v. 8.3. %d.41.&.211.) 


Il. 4. $. 128 fola. Ueber die ————1 und ‚srermeie Unterbrin» 
ung eines kehuſtammes, Insbefondere nad) ſchem kehurechte, und 
die Guviehang der Dabei intereffirenden Agnaten 


Reſcr. vom 17. Juni 1833. ©. zu ah. 1. Tit. 18, $. 502, 


II. 5. Sefinde : Ordnung. 8. 160 folg. 
der —— in — Streitigkeiten. 9° Ueber Die Competen 

Die unterzeichneten Diinifterien können ſich mit den Anfichs 
ten uͤber day Reſſort⸗Verhaͤltniß bei Geſinde⸗Streitigkeiten, wels 
che die Königl. Regierung in ihrem Bericht vom 2, v. M. vorges 
tragen har, nicht einverftanden erklaͤren, fondern müffen die ent 
gegenitehenden Grundfäge, melde das dortige Königl. Ober : Lan: 
desgericht vertheidigt har, als richtig anerfennen. 

Durch die Beflimmung des gemeinfchaftlichen Keferipts vom 
17. Aprit 1812 a. c. (Anl. A.) find nämlich die Polizeibehörden 
jwar zu vorläufigen Beftimmungen auch fiir den Fall, daß eine 
Herrſchaft ihr Sefinde nicht im Dienft behalten will, autoriſirt; 
es ift aber dabei nur auf den $. 160. und nicht zugleich auf die 
folgenden $$. der allgemeinen Gefinde» Ordnung vom 8. Novem: 
ber 1810 Bezug genommen, und dadurch hinreichend zu erkennen 
gegeben, daß die Competenz der Polizeibehörden in Fällen dieſer 
Art ſich lediglich auf die Frage: 

25 die Weigerung der KHerrfchaft, einen vor Ablauf der 
Dienitzeit entlaffenen Dienſtboten wieder anzunehmen, als 
begründer zu erachten fei, oder nicht? 
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beſchraͤnken, und keinesweges auch auf die aus der beharrlichen und 
unbegrüändeten Weigerung entfpringenden, in den $$. 161. u. fi‘ 
näher beftimmten Folgen, über welche nady allgemeınen Grund⸗ 
fögen nur der Nichrer zu  uriheilen hat, beziehen fol. Daß die 
vorläufige Entfcheidung der Polizeibehörden über jene Frage nicht 
dach Zwangsmittel vollſtreckt werden kann, ift zwar richtig; in⸗ 
deß har die Königl. Regierung üÜberfehen, daß wegen ter Forts 
fegung des Dienftverhättniffes gegen die Herrſchaften überhaupt 
Leine Zwangsmittel Start findeh, vielmehr die beharrliche Weis 
gerung derfelben nur die Verbindlichkeit nach ih zieht, das ohne 
gefegmäßigen Grund entlaffene Gefinde zu enıfhädigen. Auch 
ift Deswegen das Einfchreiten der Polizeibehörden nicht für unnuͤtz 
zu erachten: denn theils follen fie eine Vermittelung verfuchen, 
ıheils aber wird nach $. 161. der Gefinde: Ordnung der Eniſchä⸗ 
digungs » Anfpru des Gefindes erft durch eine beharrliche Weis 
gerung der Herrſchaft begründet, und eine folche ift erſt alsdann 
anzunehmen, wenn die Herrfchaft von Seiten der Obrigkeit vers 
geblich zur Wiederannahme aufgefordert worden, woraus vom 
feloft folgt, daß das Gefinde gar nicht eher eine Entſchoͤdigungs⸗ 
tage anflellen fann, ats bis es ſich wegen feiner Wiederannah- 
me ohne Erfolg an die Potizeibehörde gewandt hat. 
Was aber den Fall anbetrifft, wenn das Gefinde die Herr 
fhaft vor Ablauf der Dienſtzeit verlaffen har, fo ift in dem Rei 
feript vom 17. April 1812 sub d. nur auf den $. 167. Bezug 96 
nommen; und bie Polizeibehörden find daher nur alsdann zum 
Einfchreiten befugt, wenn. die Herrſchaft das Gefinde zurück vers 
langt, diefes aber fih weigert, und es darauf ankommt, ob Lie 
Weigerung des Geſindes für gefegmäßig zu erachten iſt, oder nicht 7 
keinesweges aber auch dann, wenn beide Theile darüber, daß das 
Dienftverhältniß felbft nicht länger fortdaure, einig find, und der 
Streit nur den Einfluß der Aufhebung auf den Betrag des zw 
zahlenden Lohns u. ſ. w. betrifft. Hiernach hat in dem: angezeigr 
ten Special: Fall die Polizeibehörde zu A. auf doppelte Weiſe die 
Grenzen ihrer Befugniß überjchritten, nämlich zuerft dadurd, 
daß fie, als der Tifchler feine Dienftmagd ohne zureichenden Grund _ 
entlaffen , fich nicht darauf beſchraͤnkte, dies auszufprechen und. 
den Tifchler zur Wiedernahme der Magd für verbunden zu erklaͤ⸗ 
ren, fondern auch über Die eventuellen Kolgen der etwanigen Weis 
gerung entſchied; fodann aber dadurch, daß fie fpäterhin, als die 
Magd felbft mit der Aufhebung des Dienftverhäitniffes einverftans 
den war, und es nur darauf ankam, ob fie deffen ungeachtet Lohn: 
und Koftgeld fordern könne, ſich überhaupt in die Sache einmifchs 
te, ſtatt die Magd ſogleich an die Gerichtsbehörde zu verweifen. 
Wenn die König. Regierung zur Rechtfertigung der Polizeis 
behörde anführt, daß nach der Abficht des Reſcripts vom 17. Aprif 
1812 der Polizeibehörde die deſinitive Beſeitigung der entſtehen⸗ 


f 


— 
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den Streitigkeiten, wobei die Frage wegen des Lohne und Kofts 
geldes die Hauptſache fei, für den Fall habe übertragen werden 
ſollen, daß die Parteien den Rechtsweg nicht befchreiten wollten: 
fo muß Ihr darauf bemerklich gemacht werden, daß eine folche Ab: 
fiht weder ausgefprochen, noch vorhanden geweſen ift, vielmehr 
den SPolizeibehörden nur die vorläufige Entfcheidung über die 

vage: 

ob das Dienftverhältnig felbft fortzufegen fei, oder nicht? 

hat.eingeräumt werden follen. Wenn Diefelbe fich ferner auf die 
Beftimmung des Referipts vom 17, April 1812 sub 4, beruft und 
die Meinung Außert, daß der Dienftvertrag durch eigenmächtige 
Entfernung des Gefindes oder Verjagung deſſelben von Seiten 
der Herrſchaft nicht aufgehoben, fondern nur factifch geſtoͤrt wers 
de; fo muß Ihr bemerklic gemacht werben, daß a dem gedachten 
Mefcript ausdruͤcklich gefagt ift: 
| während des Dienftes, 
und darunter nur'der Fall verftauden werden fann, wenn wirk 
lich factiſch ein Dienftverhältnig befteht. Ganz unerheblich ift 
endlich das, was die Königl. Regierung hinſichtlich der für das 
Geſinde aus der Verfolgung ihrer Entſchaͤdigungeforderungen bei 
den Gerichtöbehörden entftehenden Schwierigkeiten und Weiter 
rungen, fo mie der den Polizeibehörden obliegenden Sorge für 
das Unterfommen entlaffener Dienfiboten, anführt. 

Denn die rechtliche Verfolgung der Lohn» u. a. Entſchaͤdigungs⸗ 
Forderungen des Geſindes ift keinesweges mit bedeutenderen, viel 
mehr nach den gefeglichen Vorfchriften mit geringeren Schwierig; 
keiten verknüpft, wie die Verfolgung anderer nicht minder begrüns 
deter Anfprüche, und jene Fürforge beruht auf einem ganz ans 
dern Fundament, beſchraͤnkt ſich auch keinesweges auf Gefinde, 

welches widerrechtlich entlaffen oder durch fchlehte Behandlung 
von Seiten der Herrihaft bewogen worden, den Dienft zu vers 
laffen. Auch ift die Königl. Regierung im Irrthum, wenn fie 
glaubt, daß dem Reſcript vom 17, Aprit 1812 von fämmtlichen 
Molizeibehörden diefelbe Deutung gegeben fei, wie von Ihr; wer 
nigſtens ift davon, daß die gedachten Behörden fih aud in ans 
dern Departements nach Aufhebung des Dienftverhältniffes eine 
Entfheidung über Lohn und Koftgeld angemaßt hätten, hier nichts 
befannt geworden, indem fonft ſchon früher diefe irrige Meinung 
berichtige fein würde. Da indeß diefelbe nach der Aeußerung der 
Koͤnigl. Regierung bei den Ihr untergeordneten Behörden verbreis 
tet ift, fo. hat Sie legtere nad Maaßgabe diefer Verfügung zu ber 
lehren. Betlin, den 39. September 1833. 


Minifterium des Innern Zug» Minifterium. 
und der Polizei. Muͤhler. 
v. Brenn. 


An die Koͤnigl. Regierung zu Stettin. 


Abo. Land »Recht. IL 5. Geſinde -Ordnung $. 160,folg. 95 
A. 

Wir Haben aus dem dortigen Provinzial: Amtsblatte No. 9. 

vom 10. Suli v. 3. das Publicandum erfehen, welches die Koͤ⸗ 


nigl. Regierung von Litthauen und das Königl. Ober Landesgericht 
ruͤckſichtlich des in Gefindefachen zu beobachtenden Refforts erlafien 


ben. 
” Wir können Selbigen nicht bergen, daß Sie billig vor Erlaſ⸗ 
fung diefer, allgemeine Gefege ergänzenden und abändernden Vers 
ordnung darüber bei den concernenten Departements des Miniſterii 
hätten anfragen follen. | 

Demnaͤchſt aber können wir auch In der Sache felbft Ihrem 
Sentiment nicht Überall unfere Genehmigung ertheilen, vielmehr 
haben Sie vorläufig und bis zur Emanation des allgemeinen Pos 
lizei : Reglements, und infofern nicht Die befondern ‘Polizei: Negles 
ments den errichteten ‘Polizeis Directorien größere Befugniffe beis 
legen, in den von Ihnen angeregten Fällen folgende Grundfäge 
zu beobachten, und folde im Amtsblatte befannt zu machen. 

1) Wenn 

a) von der verweigerten Annahme des Gefindes in den Dienft 
von Seiten der Herrſchaft — ſ. $.47. der Gefindeordnung — 

b) von dem verweigerten Antreten in den Dienft von Seiten 
des Sefindes — $. 51. — 

c) von dem vermweigerten Behalten des Gefindes im Dienfte, 
von Seiten der Herrſchaft — $. 160. — 

d) von dem verweigerten Bleiben des Gefindes im Dienfte, von 

Seiten des Gefindes — $ 167. — 

e) von dem verweigerten Abziehen und Entlaffen 

die Rede ift; fo har die Polizeibehörde die vorläufigen Beftimmuns 
gen zu erlaffen, und fie zu erecutiren. Diejenigen Parteien, die 
ſich bei diefer Beftimmung nicht beruhigen wollen, können zwar 
auf Lirtel und Recht provociren; fie find aber verpflichter, inzwi⸗ 
ſchen und bis zur Entſcheidung des Richters der Beftimmung der 
Molizei Folge zu leiften. 

2) Gehört die Feftfegung der Strafen in ben Fällen der 65. 
12. 17. 20 und 31. der Gefindeordnung ftets, felbft wenn folche 
über 5 Rthlr. betragen, vor die Polizeibehörden, fo daß dagegen 
keine Provocation auf den Weg Rechtens, fondern nur der Re⸗ 
curs dagegen an die Regierung Statt finder. 

3) Die in den $$. 51 und 168. der Gefindeordnung feſtge⸗ 
fegten Strafen find gleihmäßig, ohne daß eine Provocation auf 
den Weg Rechtens Statt finder, von den Polizeibehörden feftzus 
fegen und zu eyecutiren. 

4) Wenn von Erfüllung contractmäßiger Verbindlichkeiten 
der Herrfchaft oder des Gefindes während des Dienftes die Rede 
it, jo muͤſſen die Polizeibehörden ſich der vorläufigen Entfcheis 
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dung unterziehen und ſolche erecutiren, bis im Wege Nechtens 
eine andere Entfcheidung ertrahirt worden, 

Beleidigungen des Gefindes gegen die Herrfchaft tönnen die 
Molizeibehörden bis zu 14 Tage Gefängniß: oder 5 Rthlr. 
‚ Geldftrafe ahnden, ohne daß dagegen auf den Weg Rechtens pro⸗ 

vocirt werden kann. 

5) Die in den 99. 37 und 38. der Geſindeordnung gedach⸗ 
ten Entſcheidungen wegen der Livreen und der Koft gebühren le⸗ 
diglich den Polizeibehörden,, ohne daß darüber auf rechtliches Ger 
hör angetragen werden ann. 

- Ebenmäßig ſtehet 

6) in den Fällen der $$. 10. 13.173 und 176. der Geſin⸗ 
deordnung den Polizeibehörden die Cognition ausſchließlich zu. 

Berlin, den 17. April 1812, 

Der Juſiiz · Miniſter Der Geheime Staatsrath und Chef 

v. — en. des allgemeinen Polizei-Departe⸗ 

ments im Miniſterio des Innern 


Sa 
— 9.1833. Bb. 42. ©. 110.) 


II. 
1.3.5018, $ 150 fl. an Omi 


Es ift darüber Beſchwerde geführt, daß die Gerichte für 
die Abnahme der Gemeine: Rechnungen Gebühren sin Anfag 
bringen. Um diefe Beſchwerden zu befeitigen, haben das König» 
lihe Minifterium des Innern und der Polizei und das Juſtiz— 
Minifterium fi darüber vereinigt, daß es fernerhin nicht der, 
durch die Werordnungen vom 24. Mär; 1777 und 28, Suni 
1300 angeordneten, gerichtlichen Abnahme der Gemeine: Redy 
nungen bedürfe, fondern die Rechnungs» Abnahme nur durch 
die Orts -DObrigkeiten zu veranlaffen fei. Es find alfo von Sei— 
ten der Gemeinen dafür feine Koften zu zahlen, und es ift den 
Obrigkeiten, welche für die Abnahme ber Rechnungen zu forgen 
haben, überlaffen,. ob fie die Rechnungen mit Zuziehung des 
Suftitiars abnehmen, und wie fie fich über die Nemuneration 
deffelben mit ihm vereinigen wollen. Die besfallfigen Beſtim⸗ 
mungen find durch das Amtsblatt befannt zu machen. 

— Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht hat hiernach das Weitere 
u verfüge 
—* den 9. Juli 1832. (v. K. J. Bd. 40. ©. 201.) 


II. 7.8. 227 folg. as 
fung 8 Strafe des Me Wels A, Serra u in 


Aus Beranlaffung des mit feinen Anlagen — ausſchließlich 
der — vom 18. Juli 1799 — in Abſchriſt beigefügten 
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Schreibens des Herrn Deinifters des Innern und der Port 
vom 28. v. M. wird dem Koͤnigl. Ober: Landesgericht —— 
daß der Juſtiz⸗Miniſter, im Einverſtaͤndniſſe mit dem Herrn 
Miniſter des Innern und der Polizei und der dortigen Regie⸗ 
tung, die im Jahre ausgeſprochene Anſicht des Collegiums: 

die Otrafe des ſogenannten Stocks, Blocks oder Gantens 

ſei in der dortigen Provinz noch jetzt anwendbar, 
für richtig nicht anerkennen kann. Das Landrecht geſtattet dieſe 
Strafart nicht, und wenn gleich dieſelbe in der ſpaͤter für Schle⸗ 
fen ergangenen Verordnung vom 18. Juli 1799, Abſchnitt I. 
$. 50. noch als ein zuläffiges Mittel bei Ausübung des guts— 
herrlichen Zuͤchtigungsrechts gegen das unterthänige Gefinde ans 
erfanne iſt, fo iſt doch diefe Verordnung, fo weit fie fi auf 
die Werhältniffe der Gutsunterthänigkeit bezieht, durch die We, 
fimmungen des Edicts vom 9. October 1807 als aufgehoben zu 
betrachten. 

Selbſt das Über die Deutung diefes Edicts für Schleſien 
erlafiene Publicandum vom 8. April 1809, welches im $. 16. 
derordnete: 

daß es in Ruͤckſicht des den Gutsbeſitzern gegen faules, 

unordentliches und widerſpenſtiges Geſinde zuftehenden 

Zuͤchtigungsrechts vor der Hand bei den Beſtimmungen des 

Landrechts Theil IL. Tit. 7. 9. 227— 230, und Anhang 

$. 105. verbleiben folle, | 

jene nur allein auf das ehemalige gutsunterthänige Gefinde 

beziehende Verordnung von 1799 nicht wieder hergeftelle, 
und überdies iſt diefer $. 16. des gedachten Publicandums 
durch die bald darauf für die ganze Monarchie erlafiene Geſinde⸗ 
ordnung vom 8. November 1810 außer Kraft getreten, welche in 
Ihrem Eingange es auf das Beftimmtefte ausfpricht, daß durch 
ſie alle bis dahin beſtandene allgemeine, provinzielle, oder 
bios ortliche Gefindeordnungen ohne ale Ausnahme aufgehoben 
fein. Den Gutgsherren ſteht hiernach jegt über ihr Gefinde kein 
Zuͤchtigungsrecht in dem Sinne des 5.227. Tit. 7. Theil II. des 
Allgemeinen Landrechts mehr zu, vielmehr find Rügen ‚, ju denen 
biefelden durch ein ungebührliches Betragen des Gefindes etwa 
veranlaßt werden, lediglich nach der Beftimmung des $. 77, der 
Sefindeordnung vom 8. Movbr. 1810 au beurtheilen; im gleicher 
Art modificire fi aber auch das im $. 228. am angeführten Orte 
des Algemeinen Landrechts beſtimmte Verhaͤltniß des Gutsherrn 
zu dem die Hofedienſte verrichtenden Geſinde der dienſtpflichti— 
gen Gerichtseingeſeſſenen, da ein mehreres Recht, als dieſen 
letzteren über ihr Gefinde nad der Gefindeordnung zufteht, 
auf dem Gutsherrn über diefes fremde Gefinde nicht zugebil; 
lige werden kann. 

den 9, November 1832, (0.8.5. Bd. an 418.) 
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11.7. 8. 249. 
en. des zu eier Folae u von gar — — 
„ ı ald Eigenshimm erworbenen bäuer! Grundſtuͤcke. 
Die von’ Ihnen im Berichte vom 30. Auguft c. und def? 
fen Anlagen aufgeworfene Frage: 
ob auf die in Folge des Edictd vom 14. September 1811 
als Eigenthum erworbenen bäuerlihen Befigungen über 
das erfte Mierrel des Werths derfelben hypothekariſche 
Schulden eingerragen werden können? 
iſt in den vorhandenen Gefegen hinreichend deutlich entfehieden. 
Der $. 29. des gedachten Edicts verordriet nicht nur ganz uns 
bedingte: daß die Bauergärer über ein Wiertel ihres Werths 
mit byporhefarifhen Schulden niemals belafter werden follen, 
fondern er giebt auch den Grund des Geſetzes dahin an: daß 
die Wereinzelung der Bauerguͤter durch Hyporhefarifhe Schuls 
den nicht erfchwere werde. Dieſer Zweck würde "ganz verfehle 
werden, mern den Beligern der VBauergüter das Recht zus 
ftände, ihre Höfe auch Über das erfte Viertel ihres Werchs hin: . 
aus mit hypothekariſchen Schulden zu belaften, und wenn die 
@intragung innerhalb der drei legten Viertel des Werths nur 
fein Vorzugsrecht unter den Gläubigern bewirken follte, denn 
nice das Vorzugsrecht der Hynothekarifhen Gläubiger unter 
einander, fondern nur das ihnen zuftehende dinglihe Recht 
kann als eine Erfchwerung der Parcellirungen angefehen werden, 
Sn diefem Punkte it auch durch die neuern Gelege 
nichts geändert. Die Declaration vom 29, Mai 1816, weiche 
das Edict von 1811 nur erflären und ergänzen will, wiederholt 
im Artikel 65. die Bellimmung: daß bäuerliche Güter nicht 
Aber ein Viertel ihres Werths mit Hypothek» Schulden belaftet 
werden follen, und wenn noch hinzugefügt wird, daß alfo über 
diefen Betrag durch intragung kein Vorzugstecht unter meh: 
tern Glaͤubigern begründet werden kann, und daß Übrigens der 
Hof ein unbeſchraͤnktes Executionsobject für die vom Beſitzer 
contrahirten Werpflichtungen bleibe; fo kann dies keine andere 
Bedeutung haben, als daß der Beſitzer nicht berechtigte fein 
folle, einem feiner Gläubiger auf die drei legten Wiertel des 
Werths feines Hofes folhe Worzugsrechte einzuräumen, die ges 
feglih nur den Pfandgläubigern zuftehen. Hätte dem Beſitzer 
das Recht eingeräumt werden follen, auch die drei legten Wiers 
tel des Werths feines Grundftäds mit Hypothekenſchulden zu 
belaften,, fo wäre dies eine Aufhebung des $. 29. des Edicts 
vom 14. September 1811 gewefen, und es würde dies klar und 
Änummunden ausgefprochen worden fein. Da dies nicht ge 
fhehen, fo ift legteres Gefeg volllommen in Gültigkeit geblie: 
ben, und dafür fpricht auh noch die Allerhoͤchſte Kabinets, 
Drdre vom 23, Februar 1823 (Geſetzſammlung S. 33.), durch 
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weiche als Ausnahme in den dort beftimmten Fällen eine Dispen⸗ 
fation von der Befchränkung des Beſttzers, fein Bauergut über 
das erfie Viertel des Werths zu verſchulden, nachgelaſſen ift. 
Die Ihnen unter dem 16. Mai c. vom Königl. Kammer 
gerichte ertheilte Beicheidung: daß Eintragungen von Schulden 
auf die drei legten Viertel des Werths ohne ale Wirkung und 
dem $. 29. des Edicts vom 14. Sept. 1811 und tem Art. 65; 
der Declaration vom 29. Mai 1816 entgegen fein würden, ift 
daher volltommen richtig. | — 
Berlin, den 24. December 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 299) 
An den Herrn Juſtizrath Meyer in Nauen. PR 


11.7. $. 251 — 254. u 
u ein Biertel des 21 — —————— —————— 
dung oder Rente, dem Gutshertn für die Verleihung des Eigenhume, 
fipulirten Sapitalabfindung. | — 

Nach der Anzeige des Patrimonialgerichts von L. und A.“ 
haben die Koflaten des letztern Dres das Eigenthum an ihren 
früher erblich befeffenen Laßhoͤfen von der Gursherefhaft 2. ges 
gen Vebernahme einer. Capitalzahlung von resp. 00 Rthlr. und 
480 Rıhir. erworben, und, um die flipulirten Terminal Zah⸗ 
fungen an das Domintum zu leiften, die noͤthigen Gelder als 
Darlehn von dritten Perfonen aufuchmen müffen, welche 98 
genwärtig die Eintragung verlangen. Da ber Betrag diefer 
Schuld den vierten Theil des Taxwerths der Güter uͤberſteigt, 
fo ift auf Dispenfation von der Vorfchrift des $. 29. des Edieté 
vom 14. September 1811 angetragen worden. Da indeffen 

das dem Dominium gegen Verleihung des Eigenthums ſtipu— 
lirte Capital an die Stelle der außerdem feftzufegenden Land: 
abfindung oder Mente tritt, mithin durch die Eintragung jenes 

Capitals das Grundſtuͤck nicht mehr befaftet wird, als wenn bie 

zu gewährende Entſchaͤdigung in Rente feftgefegt und eingetragen 

worden wäre, fo bedarf es einer Dispenfation von der Vor— 
ſchrift des 9. 29. des vorgedachten Edicts in den Fällen nicht, 
wo bis zur Höhe der dem Gutsherrn für die volle Verleihung 
des Eigenthums flipulicten Capitalabfindung entweder für den 

Gutsherrn ſelbſt oder für einen Dritten, welcher das Geld zur 

Defricdigung des Dominiums dargelichen hat, ein Capital, 

mern es auch den vierten Theil des Taxwerths der bäuerlichen 

Beſitzung überfchreiten follte, auf Iegtere eingetragen werden ſoll. 

Das Königliche Ober : Landesgericht hat demgemaͤß das Pas 
trimonialgericht von L. und A. zu befcheiden. 

Berlin, den 15. October 1832. 
Der Minifter des Innern Der Juſtiz⸗Miniſter 
für Handel und Gewerbe Muͤhler. 


v. Schuckmann. 
(v. K. J. Bd, = S. 418.) 


uere 
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II. J. . A4 folg. meweis der Unfangtzett der bäertichen Dirnfe. 


Das Koͤnigl. Ober» Landesgericht erhält die Anlagen des 
Berichts vom 6. v. M., Ä 

betreffend "die Beſchwerde des Magiſtrats zu Polkwitz in 

Sachen wider die Gemeinde Nieder Poltiwig, 
hierneben zuräd, Was 

1) die ftreitige Anfangszeit der Dienfte der Häusler betrifft, 
fo geht aus den Gründen des erfien Erkenntniſſes hervor, daß 
die Häusler ihre Verpflichtung zu Dienften anerkannt haben, 
ohne in Anfehung der Anfangszeit eine Abweichung von der alls 
gemein gefeglichen Zeit zu behaupten. Da nun das Königl. 
Der » Landesgericht ſelbſt anführt, daß aud nach provinzialrecht⸗ 
lihen Normen der Dienfitag mit Sonnenaufgang beginnt, fo 
wäre e8 Sache der verklagten Häusler gewefen, eine Abweihung 
von diefen Normen, als anf Local» Obfervanz beruhend, zu bes 
haupten und zu erweiſen. 

Dies ift aber nicht gefchehen; die Häusler find ganz allger 
mein zur Leiftung der Dienfte verurtheilt, der Magiftrat kann 
daher auch, zumal bei der Vorſchrift des $ 464. Tit. 7. Th. II. 
des Allg. Landrechts, verlangen, daß dieſelben Durch Ereution 
angehalten werden, dieſe Dienfte in dem allgemein. gefeglich des 
ftimmten Umfange zu leiften. Behaupten die Häusler eine abe 
weichende Local» Obfervanz, fo iſt es lediglich ihre Sache, dieſe 
im Wege Rechtens beſonders geltend zu machen; bis dies aber 
geſchehen, muß die Erecution gegen fie nad) der allgemein in 
der Provinz geltenden Beftimmung in Anfehung ber Anfangszeit 
der Dienfie vollſtreckt werden. In diefer Beziehung verbleibt es 
daher bei der Werfügung vom 15. April c. Dagegen iſt 

2) das ergangene Judicat allerdings nach ber, dem vorlies 
genden Berichte und deſſen Beilagen. hervorgehenden Lage ber 
Sache nicht Hinreihend, um durch Erecution die Verklagten 
anzuhalten, zu dem Wege durch die Vorſtadt Dber » Polkwig die 
erforderlichen Dienfte zu leiſten, da e6 ungewiß ift, ob diefer 
Weg nicht zu den ſtaͤdtiſchen Straßenbauten und Reparaturen, 
wegen welcher im Wetreff des Pflafters das Separatum vorbes 
halten worden, zu rechnen iſt. In Anfehung dieſes Wegebaues 
muß es daher dem Magiſtrat uͤberlaſſen bleiben, fein Recht auf 
die Dienfte in separato geltend zu machen. Ä 

Berlin, den 10. Juni 1831. (0.8.3. Bd. 37. ©. 327.) 


IL —— —— ber —* sur Beitreibung der 


Der Vortrag der Dorfgerichte zu Schollene vom 13. d. M., 
deren Verpflichtung zur Einziehung der Dominialgefäe betref⸗ 


Aug. Sandregt. 11.7. 9. 404. 101 


ſend, beruhet durchweg auf ganz unrichtigen Anſichten. Dudde⸗ 
derſt ziemt es den Dorfgerichten, welche als ſolche unter der Leitung 
und Aufſicht des Gutsherrn ſtehen, uͤberall nicht, gegen denſelben 
Einwendungen zu machen, welche, wenn ſie gegruͤndet waͤren, 
nur die ſchuldigen Gutsbeſitzer, keinesweges aber die Dorfge⸗ 
richte, als dem Gutsherrn untergeordnete und nach den Geſe⸗ 
hen, inſonderheit dem Allgemeinen Landrechte Th. II. Tit. 7. 
$. 484. auf des Gursheren Anordnung zur executiviſchen Einzie⸗ 
bung folder Gefälle verpflichtete Behörde, -angehen würden. 
. &s hätte daher ſchon aus diefem Grunde den Dorfgerichten obges 
legen, der gutsherrlihen Anweifung die gebührende Folge zu let 
fien, und bie etwanigen Einwendungen den Werpflichteten. zu 
überlaffen. Demnaͤchſt ift aber bie Anfiche der Dorfgerichte, 
daß die Worfchrift des Allgemeinen Landrechts TH. II. Tit. 7. 
$. 484. durch die Aufhebung der Erbunterthänigkeit aufgehoben 
fei, durchaus unrichtig. Das in Frage fiehende Grundgeld iſt 
in der vormaligen Erbunterthänigkeit überall nicht begründet, 
und hat mit derfelben gar nichts gemein. ben fo wenig find 
mit der Erbunterchänigkeit, wie die Dorfgerichte ganz irrig vers 
meinen, die Gursherrlichkeit und die aus denfelben fließenden 
gutsherrlichen Rechte aufgehoben, vielmehr haben Se. König. 
Wrajeftät bei der Aufhebung der Erbunterihänigkeit durch oͤffent⸗ 
liches Publicandum die bisherigen Erbunterthanen und die 
Dorfgemeinden vor diefem Irrthume gewarnt und fie ange 
wiejen: 
niemals die Ehrerbietung und den Gehorſam, melden jeder 
Untergebene feinem Worgefegten zu bezeugen fchuldig, aus 
den Augen zu fegen, wenn fie fih anders Sr. Majeftät 
Gnade und fortgefegten Fürforge für das Beſte der Landbes 
mwohner wahrhaft würdig machen wollen. 


Die Gutsherrſchaft ift daher auch nad erfolgter Aufhebung der 
Erbunterthänigkeit, nad wie vor, die Obrigkeit des Orts und 
aller Bewohner deffelben, melde ihr. Folgfamkeit und Gehorfam - 
zu leiften, und fi dazu mirtelft Handſchlags ausdrücklich zu ver, 
pflichten verbunden find. Zu dieſen fortbeftehenden obrigkeit⸗ 
lichen Rechten gehört aud das in der allgemeinen Landesverfaf 
fung begründete und durch den angeführten $. 484 1. c. beſtaͤ⸗ 
tigte Recht der unmittelbaren Beitreibung unſtreitiger Zinfen, 
weiches Recht durch das Edict d. d. Memel den 9. October 
1807 fo wenig aufgehoben ift, daß es vielmehr durch den $ 42, 
der Verordnung vom 26. December 1808 und durch deren Res 
publication vom 23. October 1817 ausdruͤcklich beftätige worden 
it, und allen Obrigkeiten in den Städten und auf dem platten 
Lande ganz unbeftritten zuſteht. Die von den Dorfgerichten ans 
geführten Gefege und Deferipte haben überall nicht diefes Hecht, 
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fondern die regulirten und Eontracts  Verhältniffe der uatertha⸗ 
nen zu ihren Guteherren, zum Gegenſtande. Hiernach kann der 
Suftiz -Miniſter das Benehmen der Dorfgerichte zu Schollene in 
- Diefer Angelegenheit nur mißbilligen, und weiſet diefelben daher 
‚an, ſich Fünftig in den Schranken ihrer Pflicht, der Folgſamkeit 
und des Gehorfams gegen die ihnen vorgefetste Ortsobrigkeit zu 
Halten, und am wentgften durch eben fo ungegründere, als eigen: 
mächtige Deutungen der Landesgefege und durch Einſpruͤche, die 
ihnen überall nicht gebühren, fondern, wenn fie gegründet waͤ⸗ 
ren, allein diejenigen, von welchen fie die ruͤckſtaͤndigen Grund⸗ 
zinfen auf Befehl ihres Gutsherrn beitreiben folten, zuſtehen 
würden‘, diefe Schranken zu überfchreiten, damit es einer ernſt⸗ 
lichen Zuräcdweifung nicht bedarf. Sonach haben die Dorfges 
richte in diefem, wie in jedem folgenden Falle, der ihnen von der 
Gutsherrſchaft aufgegebenen executiviſchen Veitreibung ruͤckſtoͤn⸗ 
diger unſtreitiger Zinſen ſich gehorſamlich zu unterziehen, ohne 
daß es dazu erſt einer Aufforderung des Patrimonialgerichts be⸗ 
darf, indem nach klarer Vorſchrift des von ihnen ſelbſt angefuͤhr⸗ 
ten $. 484 J. c. dem Gutsherrn, auch wenn er die Gerichtsbar⸗ 
keit nicht har, das Recht zufteht, ſolche unftreitige Zinjen durch 
die Dorfgerichte beitreiben zu lafien. Letztere find keine gericht: 
liche, fondern dem Gutsheren untergeordnete Behörde, und has 
ben daher über den an fie ergehenden Auftrag des Gutsherrn 
nicht zu urtheilen, fondern etwanige Einreden den Schuldner, 
fo wie der Beurcheilung und Vertrerumg des Guisherrn zu uͤber— 
laffen. Wenn der Juſtiz⸗Miniſter die Dorfgerichte zu Schollene 
‚ auf deren Anfrage ausführlich Hiermit befcheidet, fo ift dies des— 
Halb gefhehen, damit fie vor ähnlichen, fehr zu mißbilligenden 
Verſtoͤßen ſich um deſto forgfältiger Härten koͤnnen, als nad) ihrem 
eigenen Vortrage feldft die wohlbegründete Beſcheidung des Ober» 
Landesgerihts zu Magdeburg vom 21. Mai d. J. nicht vers 
mocht hat, fie von ihrem ganz unangemeffenen Verfahren zuruͤck⸗ 
zubringen, weshalb der Juſtiz-Miniſter ihnen dafjelbe um fo 
ernftlicher hiermit verweifer. 


Berlin, den 24. Juli 1830, (v. 8. I. Bd. 36. ©. 131.) 


11.7. $. 484 — 487. 
dis Edupgeldet. Berechtigung sur erecurioifden Meitreibung 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf den Bericht 
vom 25. v. M., 


—RR des Juſtiz⸗Amts Deutſch / Krawarn be⸗ 

treffend, 

eroͤffnet, daß das Juſtiz -Miniſterium die Anſicht des genannten 
Juſtiz ⸗Amts theilt, und daher ebenfalls der Meinung iſt, daß 

die Execution gegen die Einlieger zu D Deutfch · Krawarn und 


Ay. Tard Recht, 13.8. $.1506 folg. 3034 folg. 108 
Kauten wegen des Schußgeldes Start finde, und denfelben nur 
die Negatorienklage zuftehe. Ä 

Die gefeglihen Beſtimmungen $. 484 — 487. Tit. 7. Th. II. 
des Allg. Landrechts müffen auch auf Schußgelder Anwendung 
finden; der Unterſchied, welchen das Königl. Ober : Landesgericht 
macht, 06 von reinem Dominial oder nur von Abgaben die Rede 
fei, welche aus dem Sjurisdiction: Berbande fließen, Liege nicht 
im Geſetz. 

Da die Befugniß des Diminiums von Deutſch Kramwarn, 
. von den dortigen Einwohnern die Schußgelder zu erheben, in der 
Dbfervanz begründet ift, und das Dominium im Allgemeinen ſich 
im unftreitigen Beſitze diefes Rechts befinder; fo finder die Bes 
fimmung des $. 487. 1. c. um fo mehr Anwendung, als dies 
Schutzgeld notoriſch ein Beitrag der-Unterthanen zu den Laften 
der Gerichtsbarkeit und Polizei ift, diefer Grund aber bei allen 
‚ Hinterfaffen der Gutsherrfchaft in gleichem Maafe eintritt, mit, 

bin derjenige, der für fih davon eine Ausnahme behauptet, dies 
felbe gefeglich nachweifen, aber, bis er diefelbe dargerhan hat, die 
. allgemeinen Laften mittragen muß. 

Hiernach hat das Koͤnigl. Ober Landesgericht das Weitere 
zu veranlaffen, und das Juſtiz-Amt Deutſch Krawarn auf die 
mit den Anlagen wieder beigefügte Beſchwerde vom 15. April c. 


zu beſcheiden. 
Verlin, den 20. Zuni 1831. (v. 8. 3. ®d. 37... 329.) 


11.8. $. 1506 fofa. 1934 folg. 
=). Boa ioh zu Stettin, g Ergänpungen des Dland der ee 
Dem Königl. Ober » Landesgericht wird in der abfchriftlichen 
. Anlage die in Verfolg der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 12, 
Mai c. | 
| berreffend die zufäglihen und abändernden Beftimmungen 
zu dem unter dem 12. März 1825 Allerhoͤchſten Orts beftäs 
tigten Plane der See: Affecruranz » Gefellfehaft daſelbſt, 
von den Minifterien des Innern und der Juſtiz an die dortige Re⸗ 
gierung erlaffene Verfügung vom 26. d. M. zur Nachricht mit 
getheilt. F 
Berlin, den 29. Juli 1830. 
An das Koͤnigl. Ober, Landesgericht zu Stettin. 


Im BVerfolg des Berichts vom 10. October v. 3. wird der 
Koͤnigl. Regierung beitommend eine pidimirse Abfchrift der, Aller, 
hoͤchſten Cabinets  DOrdre vom 12. Mai d. J. zugefertige, um dar⸗ 
aus zu eninehmen, und der Direction der See : Affecuranz : Ges 
felihaft zu Stettin bekannt zu machen, welche zufägliche und 
abändernde Beſtimmungen zu dem unter dem 12. Mär; 1825 
beſtaͤtigten Plane der Geſeliſchaft, des Könige Majeſtaͤt nad 


i 


VOR. ‚Ag. Sandı Reqht. 11.8. 5.1606 folg. 1034 folg- 


den Beichläffen der General Verfammlung ber Actien ⸗ Inhaber - 
vom 26. März 1829 zu genehmigen geruhet haben, | 


Zur Allerhoͤchſten Genehmigung nicht geeignet find dage⸗ 


gen befunden worden: 


1) Die vorgefchlagene Abänderung der Beſtimmung in dem 
$. 27. des Plans, dahin: 

daß in den General, Berfammlungen keiner der anweſenden 

Actionaire mehr als zehn Stimmen abgeben könne, wenn 

gleich derfelbe für fi und im Auftrage anderer abweienden 

Mitglieder, nad dee Zahl feiner und feiner Machtgeber 

Actien, zur Abgabe mehrerer Stimmen berechtigt fein würde, 
Denn dadurch würde die in der Beftimmung des Plans ſchon 
nachgegebene Ausnahme von der gefeglichen Regel, die Stim⸗ 
men nicht nach den Perfonen, fondern nad dem Verhaͤltniſſe der 
Antheile zu zählen (Allg. Landr. Th. J. Tir. 17. $.29.), zum we⸗ 
ſentlichen Nachtheil der Mitglieder der Geſellſchaft noch weiter 
ausgedehnt werden, als fie gegenwärtig in der Anwendung be⸗ 
reits, und zwar fo befchräntend ift, daß 323 Actien nur 27, und 
90 Actien dagegen 33 Stimmen zählen, Namentlich würde das 
Sinterefie des Seehandlungs  Inftiturs, dem die Aſſecuranz Com⸗ 
pagnie eigentlich ihre Wirkſamkeit verdankt, eine fehr wefentliche 
Beeintraͤchtigung erleiden, wenn die entfcheidenden Befchläffe der 
geringen Zahl der in Stettin anweſenden Astionaire duch ihre 
Stimmen für einzelne Actien überlaffen bleiben follten, 


2) Die in Antrag gebrachte Erweiterung des $. 30. des 


Plans, dohin: 


daß das Vorhandenfein des Schiffes als casco und deſſen 
Gemeinfhaft mit der Ladung die unerläßliche Bedingung 
einer jeden Vergütigung in Havarie groß fein und nur unter 
diefer Bedingung die Vorſchrift des Allg. Landrechts Th. II, 
Tit. 8. $. 1820. zur Anwendung gebracht werden folle. 
Denn durch diefen Zufag würde zugleich die allegirte Worfchrift bes 
Allgemeinen Landrechts declarirt, die Nothwendigkeit und Zuläfs 
figteit ‚einer folchen Declaration aber aus dem allgemeinen Ger 
fihtspunfte befonders geprüft und erörtert werden muͤſſen, und im 
wiefern diefe Declaration zur allgemeinen Geſetz⸗Reviſion zu vers 
weifen, oder abgefondert von berfelben vorzubereiten, und even⸗ 
tualiter in Antrag zu bringen fein möchte, wird Gegenftand einer 


beſondern Verhandlung bleiben. 


— Der Vorſchlag zur Ergänzung des $. 31. des Plans, 
da . f 


daß, im Fall die erwähnten Schiedsrichter ſich nicht einis 
gen, dem öffentlichen Dispache Comptoir zu Hamburg alle 
auf den Streit fi beziehenden Papiere zur Aufmachung eis 
ner Dispache uͤberſendet werden, und die Reſultate derſelben 
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vu F —— Anſicht für beide Theile derpflich · 
o 

— Antrag erhält, gegen die ausdruͤckliche Beſtimmung 
eines allgemeinen Geſetzes ($. 41. des Anhangs zus Gerichts 
Otdnung), eine Provocarion auf den Ausſpruch ausländifcher 
Schiedsrichter. 


4) Der in Antrag gebrachte Zufag zu dem $.32. des Pläns, 
durch welchen die von den gewählten Schiedsrichtern in ihren Ent, 
ſcheidungen zu befolgenden Grundfäge feſtgeſtellt werden follen. 

Ein ſoicher Zufag erfcheint, mit Rädfihe auf die Vorſchrift 
des Gerichts» Ordnung Th. I. ie. 2. $ 171, offenbar unnäg, 
und ſelbſt bedenklich. 

Die Königl. Reglerung hat der Direction der See⸗Aſſecu⸗ 
ranz / Geſellſchaft zu eröffnen, daß und aus welchen Gründen bie 
bier sub L—4. aufgeführten Anträge die Allerhoͤchſte Genehmi⸗ 
gung nicht haben erhalten koͤnnen. 

Die Bekanntmachung der übrigen genehmigten Zufäge und 
Abdnderungen dur die Gefeg: Sammlung ift heute veranlaßs 


worden, - 
Berlin, den 26. Jull 1830, 


Der Minifter des Innern. Der Juſtiz ⸗Miniſter. 
v. Schuckmann. | In defien Abweſenheit. 
An v. Rampe. 
die Koͤnigl. Regierung zu Stettin. 


Aus Ihrem Berichte vom 11. d. M. Habe Ich erfehen, wei. 
che zufägliche und abändernde Beflimmungen zu dem unterm 12, 
März 1825 beſtaͤtigten Plane der See » Aſſecuranz ⸗Geſellſchaft zu 
Stettin durch die General: VBerfammlung vom 26. März v. J. 
beihloffen worden, und will auf Ihren Antrag nachfiehenden 
Beſchluͤſſen Meine Genehmigung eriheilen : 

Zu $. 12. des Aſſecuranz / Plans: Die Wahlfähigkeit der 
Actien ⸗ Befiger zu Directoren der Geſellſchaft foll fortan nicht 
auf den eigenchämlichen Befig von zehn Actien beſchraͤnkt fein, 
fondern fhon das Eigenthum von fünf Actien wahlfähig machen, 

Zu 9.29. Die von den auswärtigen Agenten der Geſell⸗ 
ſchaft ausgefertigten Sinterims » Scheine follen diefelbe eben fo 
verpflichten, als die Police felbft. 

Zu $. 30. Die große Havarie fol jederzeit nach ben in dem 
Beſtimmungsorte des Schiffs und nad den dafeldft geltenden 
Geſetzen aufgemachten Dispachen, jede particuläre Havarie aber 
nad den Beftimmungen der Hamburger Affecuranzı und Has 
varie» Ordnung vom 10. September 1731 in Verbindung mit 
den Ufancen der Hamburger Börfe, vergütet werden. 

Zu $.3A. Die Schlußworte: „die Werfiherten mit angeb⸗ 


I) 
« 


106 .Xfo. Land ⸗ Necht. II. 8. 5.1506 folg. 1934 folg. 


lklichen oder illiquiden Schäden nicht compenſiren“, fallen als 
überfläffig weg. | rg 

Zu $. 35. litt. J. Ceſſionen der Police koͤnnen nur unter 

Genehmigung der Geſellſchaft oder ihrer Agenten gültig ers 


Zu $. 35. litt. ©. Die Vergütigungen der großen Havarie, 
in Bejug auf die Vorſchriſt in dem $. 30, des Plans, werden 
niur in dem Betrage der aufgemachten Original» Diepadye ges 
leiftet. | | 
" Zu $. 36. Die Abänderungen des Affecuranz Plans nach 
den Beſchluͤſſen der General »Berfammlung bleiben der landess 
herrlihden Genehmigung unterworfen, ß B 
Sie haben diefe Genehmigung durd die Geſetz : Sammlung zur . 
- Öffentlichen Kenntniß zu bringen, und zugleih die Gefellihaft 
wegen der zu Meiner Genehmigung nicht geeigneten Beſchluͤſſe 
-- der General: VBerfammlung nach Ihrem Antrage zu beicheiden, 
Berlin, den 12. Mai 1830. (0.8. 5.0. 36. ©. 134.) 
An [Rp Friedrich Wilhelm, 
die Staatsminifter vu. Shudmann 
und Grafen v. Dankelmann. 


11.8. 8. 1506 fofg. 1934 fofo. PR 
— em een zu —— — — 0— 
ranz· Rechte, 

Auf die Eingaben vom 30. Juni v. und 18. Mai d. J. wird 
ber Direction der ‚See; Affecuranz Compagnie eröffnet, daß die 
Allerhoͤchſte Genehmigung der eingereichten erweiterten Vollmacht 
für den Bevollmächtigten der Compagnie nunmehr bei des Könige 
Moajeftät in Antrag gebracht worden ift, und daß, nach erfolgter 
Allerhoͤhſter Sanction, die oͤffentliche Bekanntmachung diefer 
Wollmacht durch die Geſetzſammlung veranlaßt werden wird. 

Was dagegen den Antrag auf eine Declaration des $. 1820. 
Tit. 8. Th. DI. des Allg. Landrechts zur Ergänzung des $ 30. des 
Affecuranz : Plans vom 12. März 1825 betrifft, fo muß derfelbe 
aus den der Direction der See; Afferuranz: Compagnie in dem 
Beſcheide vom 26. Zuli v. J. erwähnten Gründen, wie hiermit 
gefchieht, zuruͤckgewieſen werden, 

Die, in Beziehung auf die Führung und Vebergabe der 
Schiffs: Journale in dem Vortrage des Bevollmächtigten vom 
3. Maͤrz 1831 zu a bis e in. Antrag gebraten Beflimmungen, 
enthalten, mir Ausnahme des Vorſchlags zu a, beireffend die 
Paginirung des Tagebuchs, weshalb fi die Direction ‚der Sees 
Aſſecuranz : Compagnie mit dem Antrage auf polizeiliche Anord⸗ 
nung an die Königl. Regierung wenden muß, im Wefentlihen 
nichts, was nicht fchon aus den beftehenden Gefegen, insbefon; 
dere aus ber Worſchrift des 6. 118. Tit. 40. der Gerichts: Drd» 
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nung, $$.. 1506 bis 1511, und ferner der 5$. 1840 bis 1842. 
Tier, 8. Th. II. des Allg. Landrechts abzuleiten wäre. Diele ger 
feglihen Worfchriften. find völlig ausreichend und zweckentſpre⸗ 
end; die Kenntniß derfelben muß bei jedem Sciffeführer voraus; 
gefegt werden, und es iſt ſonach zu"den unter b bis. e in Antrag ger 
brachten Beftimmungen feine hinreichende Veranlaſſung vorhanden. 
Die Aufnahme der fogenannten Werflarungen anlangend, 
dirgt es in der Natur der Sache und wird durch die Praris des 
Ere: und Handelsgerichts zu Stettin und der Schifffahrts: Com; 
miffion zu Smwinemünde, fo wie durdy die von diefen Behörden 
in Bezug genommene Form aller in auswärtigen Häfen aufge 
nommenen Havarie- Verklarungen beftätigt, daß eine Verneh—⸗ 
mung des Schiffsrolfes im Einzelnen, wie bei Zeugen: Werneh» 
mungen vorgefchrieben,, bei der Dringlichkeit der Sache an bie 
Unmöglichkeit arenzt; auch fcheint davon der Vortragende bei der 
Compagnie volltommen überzeugt gewefen zu fein, indem derfelbe 
nur in Antrag bringt, die Schiffemannſchaft zur Hälfte mit dem 
@renermanne, und zur andern Hälfte mit dem Schiffer, und 
zwar jede Hälfte befonders zu vernehmen. Die unterzeichneten 
Miniſterien degen ‘auf die, durch die Erfahrung beſtaͤtigten Zeug⸗ 
niffe der mit Aufnahme der Verklarungen unmittelbar befcyäftig: 
ten Beamten um fo-mehr großen Werth, als das Gefeg $. 1846. 
Tit. 8. Th. IT. des Allg. Landrechts blos eine eidliche Beſtaͤrkung 
son Seiten des Schiffers und der Wornehmften des Schiffs volkes 
verlange. Diefer Vorfchrift wird durch das bisher beobachtete Vers 
fähren genügt, und es muß daher auch dabei fein Bewenden behalten. 
Was endlich die nachgeſuchte Ertheilung der kaufmoͤnniſchen 
Rechte betrifft, fo iſt dieſelbe, nach dem gegenwärtigen Stande 
der einheimifchen Geſetzgebung völlig unzuläffig. 
Das Altg. Landrecht kennt nämlich nur: 
' a) Handlungs: Gefellfhaften für ein beftimmtes Geſchaͤft, und 
b) Socieräts: Handlungen unter einer'beftimmten Firma. 
Nitgends aber find Actten :Gefellfihaften,, wie die ee: Affecus 
tanz: Compagnie zu Stettin, als faufmännifche Inſlitute aner; 
kannt. Der weſentliche Umerſchied zwiſchen beiderlei Arten von 
Geſellſchaften befteht darin, daß bei jenen immer ein oder mehrere 
verpflichtete Individuen vorhanden find; bei diefen, den Actiens 
Geſellſchaften dagegen gar fein verpflichteres Individuum vorhan: 
den iſt, wie auch in dem vorliegenden Falle der $. 6. des Plans 
der Aſſecuranz » Compognie deutlich ergiebt. Kaufmaͤnniſche Rechte 
können daher wohl die Actionaire, nicht aber das Inſtitut, welches 
dur in dem zufammengebrachten Fonds befteht, erhalten, ohne daß 
eine beſtimmte verpflichtete Perfon .da if. Dies ergiebt fi am 
deutlichen, wern man das Wefentliche der faufmännifchen Rech, 
te, die Wechfelfähigkeit, ins Augefaßt. Wechfelfähig kann nur 
“eine oder mehrere, unter gewiſſen Bedingungen verbundene Pers 
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fonen, nicht aber ein von ihnen zufammengetragener Bonds fein, 
und bedeutungslos erfcheint die Wechfelverbindlichkeit,, wenn mean 
Miemanden har, an den ſich der Berechtigte halten kann, Der 
Antrag der Direstion der See: Affecruranz Compagnie beruht hie 
nach auf einer Verwechslung der Rechte der Actionaire und des 
Inſtituts, und muß daher zurüdigewiefen werden. 

Die Befugniß, Grundſtuͤcke zu erwerben, deren ferner noch 
erwähnt wird, befigen ebenfalls die Actionaire, und eines Meh⸗ 
rern bedarf es für das Affecuranz ⸗Inſtitut nicht. 

Berlin, den 25. November 1831, | | 
Minifterium des Innern für Hans Fuͤr den Yuftigminifter; 
dei» und Gewerbe: Angelegenheiten. Vermoͤge Allerhoͤchſten Aufı 

v. Shudmann. trage, 

An die Direction der See, Affecuranz / Compagnie zu Stettin. 

Abſchrift der Refolution an die Direction der See⸗ Aſſecu⸗ 
sanz » Compagnie erhält das Koͤnigl. Ober» Landesgericht zu Stet⸗ 
tn zur Nachricht mie Ruͤckſicht auf den Bericht vom 26. Sept. c. 

Berlin, den 25. Sept. 1831 (0.8.3. 80.38, &.303.) 


II. 8. » 1606 n 1616. 7 
a2. - vom 22, De — RER DE IN 
Sn der Eircular » Verfügung vom 22, December v. J., 
bie den Erſatz und Landwehr: Behörden mitzutheilenden 
Urtheilsſpruͤche gegen die auf Seereiſen begriffenen ©giffe 
feute betreffend, : 
iſt durch einen Schreibfehler ſtatt bes Titels 8, der Titel 20, des 
Allgemeinen Landrehts in Bezug genommen worden. Es find 
daher den Königl. Erſatz und Landwehr, Behörden beglaubte Abs 
ſchriften mitzucheilen, wenn Urcheilsfprüche gegen die auf See 
reifen begriffenen Schiffsleute wegen eines in den $$. 1606 bis 
1616. Theil II. Titel 8. des Allgem. Landrechts verbotenen Ver⸗ 
gehens abgefaßt werden. 
Berlin, den 21, Juli 1833. (v. K. J. Vd.42. S. 101.) 


I. 9. g. 82. Berluſt des Adels wegen gemeiner Lebensart, 


Alles, was das Konigl. Ober » Landesgericht für die Zuruck 
nahme des Reſcripts vom 31. October pr. wegen Feſtſetzung ber 
Meifes und Zehrungstoften des Dollmeiſchers A; in der Gutsbe⸗ 
figee Mſchen WBormundfhaftsfache, in dem Berichte vom 24. v. 
Mies. anführt, wurde mehr gegen die befiehende Geſetzgebung, als 
gegen jenes Reſcript gerichtet, und verdiente deshalb nur etwa 
bei Revifion der Gefeggebung Beruͤckſichtigung. 

Die in Frage fiehenden Gebühren find den Perfonen adlichen 
Standes wegen diefes ihres Geburtsftandes und ohne alle Ruoͤck⸗ 
fihe auf ihre Wermögenss und Geſchaͤftsverhaͤltniſſe zugebillige, 
und ſtehen ihnen daher fo lange zu, als fie jenen Otand befigen. 
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Der ieptere ging fräher auf dem im Ag. Landrecht Th. II. Tir. 9, 
81. gedachten Wege verloren; diefer $. BL. iſt aber durch das 
vom 9. October 1807 aufgehoben. Allein diefe Aufhebung 
erſtreckt fich nicht auf den $. 82, des gedachten Sandredhts ; Titels 
und ift derfelbe daher in voller Kraft gebl ‚ dergeftalt, daß 
die in deffen Kategorie gehörigen Subjecte ihres Adels verluftig 
find, mithin auch feinen Anfprucd auf die demfelben beigelegten 
Gebühren haben. In diefem $. 82. ift von einem Gewerbe über 
aü nicht die Rede, fondern nur- von unehrbarer oder auch nur von 
einer zu dem gemeinen Volke herabfegenden Lebensart, zu weicher 
eben fo wenig irgend ein eigentliches Gewerbe, als ein daffelbe 
treibender Gewerbsmann gehört. Es muß der, die Verhaͤltniſſe 
berädfichtigenden,, vernünftigen Beurtheilung des Richters übers 
laffen bleiben, welche Lebensart als unehrbar, und weiche Klafie 
des Volks als die gemeine zu betrachten iſt: eine Erläuterung, 
weiche das Collegium ſich ſelbſt Hätte geben können, wenn es ſich 
nur an die beftehenden Worfchrifien Aber die verichiedenen Stände, 
namentlich an das Reſcript vom 20. Juni 1799, häste erinnern 


wollen. 
Berlin, den 23. Januar 1832. (v.8.5.%0.89.©.139.) 


aka se ——— 
u 
gemänien Beifihen * 


Decretum des Königl. Kammergerichts. 


Die von dem Magiſtrat zu Berlin wider das Koͤnigl. Con⸗ 
ſiſtorium der Provinz Brandenburg angeſtellte Klage, in Betreff 
des Rechts der Beſtaͤtigung der Vocationen der von dem Magis 

ten Geiftlichen an Kirchen feines Patronats, und der 
Befugniß, diefelben ohne Genehmigung des Magiftrats Unbe⸗ 
kannten übertragen zu können, eignet ſich zur procefiualiichen Eins 
leitung nicht. Sie ift-begränder auf Befugniſſe und Rechte, wel: 
he in dem Patronat enthalten fein follen, deren. Anerfennung 
aber in den gefeglichen Vorſchriften fich nirgends beftätigt finder. 

Irrthaͤmlich fieht der Magiſtrat das Verhältniß der Predi⸗ 
ger feiner Patronats kirchen als ein Privatverhältniß an, bei dem 
der Bertrag die gegenfeitigen Rechte und Verbindlichkeiten in vol⸗ 
lem Umfange feftfegen mäffe, und uͤberſieht dabei gänzlid die 
Stellung, in der die Geiſtlichen als oͤffentliche Staatsdiener fich 
Befinden. Der $. 568. Tit. 2. Th, II. des Ag. Landrechts, auf 
welchen die Klage Bezug nimmt, redet nad) feinen deutlichen Wors 
ten nur von Wermögensbeziehungen, in denen der Patron zu der 
Kirche und ihren Fonds fleht. Die Geſetze enıhalten aber Feine 
Vorfchrift, welche den Patronen die Befugniß gäbe, eine Aufe 
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fiche Aber die Dienftführung der Geiftlichen ihrer Patronatskir⸗ 
hen zu führen, noch ihnen irgend eine Einmifchung in deren 
Amts verwaltung geftatter,. ja fie geben ihnen ‚nicht einmal das 
Recht, wiltührlich und ohne Genehmigung der Staatsbehörde 
über die zur Unterhaltung der Pfarrer anzumweifenden Mitiel zu 
disponiren, und ihr Einkommen, der bisherigen Obſervanz zuwi⸗ 
der, durch Vertrag Höher oder niedriger fefizufegen, noch viel wer 
niger aber das Recht, ihre Amtsführung als Worgefegte zu cons 
teolliren, und ihrer Aufficht zu unterwerfen. ine dergleichen. 
Befugniß würde, bei der großen Eollifion mit den Rechten, welche 
der Staat gegen feine Beamten auszuüben hat, norhwendig, um 
als begründet angefehen werden zu können, ausdrüdlicher geſetz⸗ 
licher Feſtſetzung und Anertenntniffes bedürfen, und dürfte aus 
bloßen Schtußfolgerungen und Rechtsanalogieen nicht können her⸗ 
geleitet werden. Es ergiebt aber auch ſchon der Umſtand allein, 
daß die Vocationen der Prediger der geiſtlichen Staatsbehoͤrde 
vorgelegt werden müffen, das Recht der Lesern, ihren Gehale 
ganz oder theilweiſe verwerfen oder modificiten zu dürfen, weil 
fonft diefe Vorlegung in eine nicht zu vermuthende leere und völlig 
überfhüffige Form ausarten würde. : Die Gefege haben die geift- 
liche Staatsbehoͤrde nirgends verpflichter, fich gegen die zur Wahl 
der Prediger Berechtigten über die Gründe der verweigerten Ber 
fiätigung der gewählten Individuen in Erdrterungen und Dis; 
euffionen einlaffen zu dürfen, oder gar hierüber den Meg Rech—⸗ 
tens geftattet, und wenn nah dem Vortrage auch factiich bisher 
die gefchebenen Wahlen und Vocationen jederzeit confirmirt wors 
den, fo läßt fih doch hieraus keine bindende Norm und irgend 
ein wohl erworbenes Recht für den Magiftrat herleiten. 

Aus diefen Gründen wird daher die angeftellte Klage zurück, 
gewiefen. Berlin, den 17. Auguft 1829, 

Königl. Preuß. Kammergericht. 


b. 


Decretum eben diefes Gerichtshofes. 

Auf das Geſuch des Herrn Juſtizraths N. M. vom 4. Fer 
bruar d. J. in Sachen des hiefigen Magiſtrats, Kiägers, gegen 
das Königl. Confiftorium der Proving Brandenburg, Namens 
des Fisci, Verkl. 

Kerr Supplicant fann nur auf die Gründe in der Verſuͤ⸗ 
gung vom 17. Auguft pr. verwiefen werden. 

Die Eremplification mit der Pifchon : Deibelfhen Sache Hehe 
demfelben bei der darin ergangenen Allerhoͤchſten Immediatbeſtim⸗ 
mung nicht zur ®eite, die Inſtruction des Proceffes darf — 
nicht verfuͤgt werden. | 

Berlin, den 29, März 1830. 

Königl. Preuß. Kammergericht. 


‚Allg. dandiecht. 111.6. 487.505. ° ur 


c. 
Refeript des Juſtiz⸗Miniſteriums. 


Dem Magiftrat wird auf die Befchwerde vom 8. d. M. ge⸗ 
- gen das Kammergericht , wegen gefchehener Zuruͤckweifung der wis 
der das Conſiſtorium der Provinz Brandenburg angeftellien Klage 
zur Nefolution ertheilt, daß die Beftätigung der Wocationen der 
Mrediger, man mag diefelbe als Ausfluß der Staatshoheit oder 
als Epistopal; Recht anfehen,. nach den Grundfägen ſowohl der 
evangelifchen Kirchenverfaffung, als der Landesgefege, überall 
nicht Gegenftand eines Rechtöftreits fein, und daß daher darüber, 
ob das Eonfiftorium der Provinz Brandenburg das Recht har, in 
einzeinen Källen die Beftätigung ganz zu verfagen, oder in der 
vorgelegten Form fie zu verwerfen und fie anders modifichre zu 
verlangen, der Meg Nechtens nicht zugelaffen werden fann, Die 
Behauptung des Magiftrars, daß das Konfiftorium feine Befugs 
niffe überfchritten habe, kann dem zufolge nur im Wege der de 
ſchwerden bei den vorgelegten Behörden erledige werden, und ift 
diefer Meg bereits fruchtlos verfucht worden, fo ſteht den Be, 
ſchwerdefuͤhrern der Weg zur Allerhöͤchſten Perfon Sr, Mojefide 
des Königs offen. Mit Recht ift daher die Klage vom Kammer: 
gericht durch die Decrere vom 17. Auguft v. und 29. März d. J. 
zurücgemwiefen worden, und der Juſtiz-Miniſter kann mithin 
dem Antrage des Magiſtrats nicht willfahren. 
Berlin, den 20. Zuli 1830. (v. 8. J. Bd. 36. S. 138.) 


u. 11. g. 487. 505. Form der —— der per subsequens 


matrimonium legitimirten umebelichen Kinde 
Es if auf Anlaß eines —— Falles zur ©Sprade _ 
gebracht worden, daß die Ausftellung eines Taufzeugniffes in Foͤl⸗ 
fen, wenn Kinder außer der Ehe geboren, durch nachher erfol⸗ 
gende Verheirathung ihrer Eltern aber kegitimirt werden, nad) 
demjenigen Formular, welches das unterzeichnete Minifterium der 
Königl. Regierung unterm 23. Auguft 1819 mitgerheile hat, zu 
einer für Privat: Nechtsverhältniffe, namentlich bei Stiftungen, 
Erbſchaften ıc., bedenklihen Berdunkelung des obwaltenden Sachs 
verhältnijfes führen könne, wobei man geltend gemadt bat, daß 
das Taufzeu van nichts anderes fein fol, als beglaubigte Abfchrift 
der Vermerke über die verfchiedenen Acte, welche im Kirchenbuche 
zu verzeichnen find. 

In Betracht diefer Gründe finder das untergeichnete Minis 
fterium ſich veranlaße, die Verfügung vom 23. Auguft 1819 hier 
mit dahin zu modificiten, daß in den darin sub 1 und 2. gedady 
ten Fällen in dem Kirchenduche auf den Grund des Copulations⸗ 
ſcheins oder beigebrachter gerichtlich beglaubigter Attefte, oder der 
Verhandlung über das Anerkenntniß der Vaterſchaft, welche Bes 
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welsſtuͤcke beim Kirchenbuche verbleiben müffen, von dem Par 
ser ein, den betreffenden Inhalt des Atteftes ıc, kurz angebender 
Vermerk gemacht und demnähft in das auszuftellende Tanfzeugs 
niß mit aufgenommen werben fol. 

Die Koͤnigl. Regierung hat diefe Beſtimmung den Pfarr⸗ 
geiftlihen in ihrem Departement zur Nachachtung bekannt gu 


Berlin, ben 30, September 1831, 
Deinifterium der geiftlihen, Unter 
richts/ und Miedicinal» Angelegenheiten. 
Eircular v. Altenftein. 
an fämmtliche Königl. Regierungen 
dieffeit des Rheins. 

Die von dem Königl. Miniſterium der geiftlichen, Unter⸗ 
richts und Medicinal ; Angelegenheiten unter dem 80. September 
d. 5. an die Regierungen erlafiene Verfügung wird den Königl. 
Gerichtsbehoͤrden zur Nachricht mitgetheilt. 

Berlin, den 17. Ocibr. 1831. (v. 8. 3.3. 38.©.29,) 


1 12. 5,103. Anbang 5 TAI. zuprge ver @mtanmire 1: 


Die Königl. Gerichtsbehörden find bereits unterm 4. Augufl 
1810, 15. October 1821 und 21. September 1827 aufgefordert 
worden , den besreffenden Univerſitaͤten von der Anftellung derjenis 
gen Tandidaten der Rechte, denen Bei ihrem Abgange von dem 
Univerfitären Honorare für gehörte Eollegia geftunder find, und 
deren Otundung in deren bei ihrer Prüfung vorzulegenden Abs 
gangszeugnifien bemerkte ift, die noͤthige Anzeige mit Angabe des 
ihnen verliehenen Amtes und‘des Ortes ihrer amtlichen Anftellung 
zu machen. Da diefe Verordnungen, nad Anzeige der hiefigen 
Univerficät, nicht ftets genau befolgt worden find, fo werden fols 
— den Koͤnigl. Ober⸗Juſtizbehoͤrden hierdurch in Erinnerung ge⸗ 

racht. * 
Berlin, den 17. December 1829, (9.8. 3. %d.34.©.467.) 


1.12. S.103. Anhang $. 141. Benachrichti ang der Uni 
e 


defe 
—* von der Unſtellung ehemaliger Studenten, onoraria ver· 


Auf Veranlaffung einer geführten Befchwerde werden ſaͤmmt⸗ 
liche Koͤnigl. Juſtizbehoͤrden wiederholentlich angemwiefen, den In⸗ 
halt der mehrfach ergangenen, und zulegt unterm 17. December 
1829 erlaffenen Verfügung, 

betreffend die Benachrichtigung der LUniverfitäten von der 

Anftellung derjenigen ehemaligen Studirenden, denen Ho⸗ 
: noraria geftunder worden, 
gehörig zu beachten. | 

Berlin, den 16. Juni 1831. (0.8, %%80.37.©.377.) 


* 


Aug, Lands Recht. II. 14. 9. 16 folg. 113 


11.14. S. 16. Ä | | 
——— —E ll ee u ne 
Refer. vom 8. Auguft 1830. 
_ —_ 6. Der. — | &. u L18, 5.651. 
Cab. Ordre — 8. Auguſt — | Fu 


11.14. S. 16 folg. Werfahren bei Domalnens Berdugerungen. 


Auf den Bericht vom 26, Januar d. J. wird dem Königl. 
Dder:Landesgerichte eröffnet, daB, fo lange der, in der Aller« 
hoͤchſten Cabinets, Drdre vom 27. Mai 1820 vorbehaltene Nach⸗ 
trag zu dem Domainen-Veräußerungs Etat dem Collegio nicht 
mitgetheilt, und darin nicht die frühern Bellimmungen, in Be 
zug auf die Summe, bis zu deren Höhe Oberfchlefifche Domais 
nen zu veräußern, abgeändert worden, das Koͤnigl. Ober: Landes, 
gericht ſich nach jenen frühern Beftimmungen unbedenklich zu ach⸗ 
sen hat, und der gewünfchten Ueberſicht der in der ganzen Monar⸗ 
hie veräußerten Domainen nicht bedarf. 


Berlin, den 8. Octbr. 1830, (v. 8. 3.90.36. ©. 296.) 


I. 14. S. 16 fofg. Deſcheinigungen der Auittungen über Domaineng 


Beräußerungsgelder. 


Dem Königl. Ober» Landesgericht wird die von der Koͤnigl. 
—— der Staatsſchulden unter dem 14, d. M. an 
fommtlihe Regierungen erlaffene Verfügung, | 

Außerungsgelder betreffend, 
hierbei abfchriftli (Anlage A.) zur Nachricht mitgetheilt. 

Berlin, den 26. Januar 1832, 


A. 


Bei der zunehmenden Anzahl der von uns in Gemaͤßheit bes 
6. VIL. der Berordnung vom 17. Januar 1820 wegen künftiger 
Behandlung des Staats» Schuldenmwefens zu befcheinigenden Zah 
lungen für Veräußerung von Staatsgätern und Abloͤſung von 


die Befcheinigung der Quittungen über Domainens sc. Wer, 


Domainen Renten u. f. w., haben wir zur Befchleunigung und 


Vereinfachung des Geſchaͤftsganges die Einrichtung getroffen, daß 


künftig das von uns audgeftellte Atteft nur von dem Präfidenten 
oder einem Mitgliede unfers Eollegii vollzogen werden wird, wo⸗ 


von wir die Königl. Regierung hierdurch in Kenntniß fegen. 


Berlin, den 14. Januar 1832. (0.8. 3.80.39. 8.121.) 


Haupt s Verwaltung der Staausfhulden. 


An. 
—— Koͤnigl. Regierungen. 
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11. 14. 8. 16 folg. | | 
5* 8 an —* — —— —— 
Dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
17. v. Monats, betreffend die Vereinfachung und Abkürzung der 
bei Domainen » und Korft - Veräußerungen, fo wie der bei Ver; 
pfändungen vortommenden Hypothekengeſchaͤfte, Abfchrift der Sei⸗ 
tens des Königl. Finanz Minifteriums dem Yuftiz: Minifterium 
mitgerheilten 
Grundſaͤtze, nach welchen die Domainen : und Korft: Veräus 
Berungen und. Verpfändungen vom Domainen: Schulden» 
Etat abzufchreiben find, 
Berlin, den 13 März 1821 (Anl. A.), 
auf welche in der Verfügung vom 21. April d. J. Bezug genoms 
men worden, mit dem Bemerken zugefertigt, daß folche in dem 
naͤchſten Stuͤck der Jahrbücher für die Preußifche Gefeggebung, 
Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung abgedruct werden follen, 
und folchergeftalt zur Kenntniß ſaͤmmtlicher Gerichte kommen wers 
den, daher es der Zufertigung einzelner Abdruͤcke nicht bedarf. 
Das Edict und Hausgefeg vom 17. December 1808 und 
6. November 1809, deffen Mirtheilung in einzelnen Exemplaren 
das Collegium ebenfalls wuͤnſcht, findet ſich übrigens nicht blos 
in der Marhisfchen jurififhen Monatsichrift, Bd. 8. ©. 463, 
fondern au in dem, die Geſetze und Verordnungen vom Jahre 
1806 bis zum 27. October 1810 enthaltenden, im Jahre 1822 
erjchienenen, Anhange zur Geſetzſammlung ©. 604. abgedrudt. 


Berlin den 1. Juni 1832, 


A. 


Be Dr Sekten 1 Ser 

Der Domainen: Schulden: Etat vom 12. April 1809 ber 
zieht fich Iediglidy auf die dem Hausgefege vom 17. Decbr. 1808 
unterworfenen Domainen, 

Die Veräußerung und Verpfändung der feitdem eingejoges 
nen, ehemals nach den deshalb ergangenen befondern gefeglihen 
Vorſchriften zu beurtheilen, gehöre nicht hierher. - 

Eben fo wenig koͤnnen die vor Emanirung des allegirten. 
Hausgeſetzes Statt gefundenen veräußerlihen Verfügungen über 
die Domainen hier zur Sprache kommen. 

Mur von den feitdem vorgefommenen Domainen: und Forſt⸗ 
Veräußerungen und Verpfändungen iſt hier die Rede, und davon 
gilt Folgendes, als: Ä 
Die Verpfaͤndungen werden mit Vorbehalt näherer Beſtim⸗ 
mungen für jegt ſaͤmmtlich als ſolche Poften angenommen, die 
som Domainen» Schulden» Grat abzufchreiben find. 


— 


Allg. Land»Recht. II. M. 9. 16 folg, 38 


Die Beräußerungen zerfallen in 
- A) Werkäufe, 

B) Erbverpachtungen, 

C) Abloͤſung. 

Zu A. Die Verkäufe betreffend, fo unterfcheidet das Ge 
feg ſelbſt ausdrücklich folgende Gegenftände, nämlich: 

- 1) die zu den- Domainen gehörigen Bauergäter, Mühlen, 

Krüge und andere einzelne Pertinenzien, und : 

2) alle übrigen Dominialgrundftäde, Gefälle und Rechte. 
Die Gegenftände zu 1. foll der jedesmalige Souverain ſowohl migs 
teift Webertragung des vollen Eigenthums gegen Entgelt, als mits 
telſt Erbverpacdhtung oder zinspflichtiger Verleihung zu veräußern 
befugt fein, fobald er ſolches den Grundfägen einer ftaatswirth. 
ſchaftlichen Verwaltung gemäß finder, und die Vorſchrift $. 5. 
des Edicts finder hierauf Überall feine Anwendung. 

Die SGegenftände zu 2. fol derjelbe hingegen zwar auch ohne 
Finfhräntung zu Erb verpadten, mitteljt Uebertragung des vol: 
len Eigenthums gegen Entgelt aber nur dann zu veräußern befugt 
fein, wenn das wahre Beduͤrfniß des Staats eintritt, und mit 
dem Kaufgelde Schulden des Staats bezahlt werden müffen, wel 
che in der Erhaltung defjelben entftanden find. Auf den Fall des 
Verkaufs folder Gegenftände finder alfo der $. 5. des Edicts feine 
volle Anwendung, 

Bei diefer Maren Beſtimmung hat ruͤckſichtlich der Domai—⸗ 
nenverkaͤufe nur daruͤber noch Zweifel entſtehen koͤnnen: 

was unter den andern einzelnen Pertinenzien verſtanden wer⸗ 
den koͤnne oder muͤſſe? 
Das gerade Entgegengeſetzte von Bauerguͤtern, Muͤhlen, Kruͤ— 
gen und andern einzelnen Pertinenzien, find indeſſen ganze Dos 
mainengäter, Vorwerke und Forfiparcelen, und bei Erwägung 
dieſes koͤnnen daher unter den „andern einzelnen Pertinenzien” ' 
allerdings nur folche einzelne Gebäude, Grundſtuͤcke und Gerecht⸗ 
fame verftanden werden, welche nicht als Theile größerer Güter, 
Vorwerke und Forſtparcellen mir diefen in ungetrennter Werbins 
dung, fondern für ſich beftehend verpachtet, oder fonft bewirchs . 
ſchaftet und benutzt worden find, keinesweges aber ſolche Gebäus 
de, Grundſtuͤcke und Gerechtfame, welche erft bei der Veraͤuße— 
fung von den Vormerken und Forft:Revieren getrennt worden 
ed und es wird biernach Peiner weitern Discufflon unterliegen 

nnen, 

daß, Behufs der Berichtigung des Befigtiteld der Domal; 

nens Käufer, die Abfchreibung der Kaufgelder von dem auf 

die Domainen der betreffenden Provinz tepartirten Staats, 

Schulden Duantum 

1) nicht erforderlich ift, fobald die Verkäufe, Bauerguͤter, 

Mühlen, Krüge und ſolche einzelne CHgenkinde ‚al 
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Gebäude, Gärten, Aecker, Wieſen, Brüder, Straßen: 
pläge und andere bisher nicht cultivirte Stuͤcke, Ziegeleien, 
Kalkdrennereien, Drau: und Branntweinbrennereien, Torf 
moore, Holzkaͤmpe, Fiſchereien und Jagdgerechtſame, auf 
andern als den Domainen-Vorwerks⸗Feldmarken und aus _ 
ßer den Forftgrenzen u. f. w. betreffen, welche bisher nicht 
Theile ganzer Vorwerke und Forftreviere ausgemacht haben, 
fondern welche Fiscus für fich beitehend befefien und benutzt 
bat, und. deren Ertrag daher, wenn fie überhaupt bis dahin 
fon einen folhen gewährte haben, auch in den Anfchlägen 


und Special» Etard nicht mit unter den Vorwerks : und Zorft- 


revier⸗Ertragen, fondern befonders aufgeführt ift. 


2) dieſelbe aber allerdings erforderlich ift, fobald die Verkäufe 


ganze Vorwerke und Forftereien, oder auch folhe Stuͤcke, 


als Gebäude, Gärten, Acker, Wirfen, Brüder, Torf 


moore, Braus und WBrennereien, Ziegeleien, Kalkoͤfen, 
Forſtgrundſtuͤcke, Fiſchereien, Sjagdgerechtigkeiten in den 
Vorwerks⸗Feldmarken und Forfireviergrenzen u. f. m. betrefs 
fen, welche bis dahin wirklich, wenn auch noch fo kleine 
und unbedeutende Theile der Vorwerke und Forften ausge 


macht haben, mit denfelben ungerrennt zufanımen benutzt 


und bemwirshfchaftet find, und erft durch die Beräußerungen 
von denfelben getrennt werden. 


Denn wollte man das Gefeg nicht in diefer Art auslegen, fo würs 
de die ganze Unterfcheidung , welche daffelbe macht, unnüß fein. 


Zu B., die Erbverpadhtungen betreffend, fo verfteht es fich 


1) von ſelbſt, daß in Hinſicht aller derjenigen Gegenfiände, 


welche nach dem Vorftehenden ohne Abfchreibung auf das 

Staarsihulden Quantum verkauft werden können, auch 

die Erbverpachtungen ohne folche Abfchreibung erfolgen kann. 

> Erbverpachtung an fich ift indeffen nach $. 3. lit, c. des 
eſetzes 


2) auch in Hinſicht aller uͤbrigen Gegenſtaͤnde, alſo auch in 


Hinſicht ganzer Vorwerke und Forſtreviere und einzelner von 
demſelben abgezweigten Theile, ohne die Einſchraͤnkung we⸗ 
gen der Abſchreibung, voͤllig freigegeben, und es hat daher, 
wenn dennoch die Frage daruͤber entſtanden iſt: ob und wel⸗ 
che aus Erbpachtvertraͤgen uͤber dieſe Gegenſtaͤnde herruͤhren⸗ 
den Zahlungen zur Abſchreibung auf das Staatsſchulden⸗ 
Tilgungs : Duantum geeignet wären oder nicht? dies nur in 
den verfchiedenen Nebenbedingungen, welche die neuern Erb⸗ 
pachtverträge enthalten, feinen Grund. In diefer Bezie⸗ 
hung find nun zu unterfcheiden: 


a) die Srhfiandsgelder. Diefe, an und für fich betrachtet, koͤn⸗ 


nen da, wo der Erbpächter den ganzen ausgemittelten Er⸗ 
trag nad) Abzug der übernommenen Laften und Ausgaben 
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als Erb⸗Canon Äbernimmt, niemals Gegenftand der Abr 
fhreibung fein; es kommt hierbei jedoch öfters der Fall 
vor, 

aa) daß unter dem Erbftandsgelde zugleich der Werth des 

Inventarii mitberechnet ift. Hier enthält der Erbpachts⸗ 
Contract zugleich einen Verkauf des Inventarii, und das 
Eröftandegeld ift alfo in fo weit, als es den darum 
ter begriffenen Werth des Inventarii betrifft, allerdings 
zur Abfchreibung geeignet, und nur der Ueberihuß des 
Eıbftandegeldes über den Synterventarienwerrh darf 
nicht abgefchrieben werden; und 

bb) daß bei Fefiftellung des Sb, Canons ein Theil des Met: 

to⸗ Ertrages abgefegt und, zu Capital berechnet, dem 
Erbftandsgelde zugeſetzt if. In diefem Falle enthält 
das Erbftandsgeld zugleich ein Abldfungs: Capital von 
einem Theil des Ertrags, und diefes Abldfunge »Capis 
tal muß allerdings abgefchrieben werden; und 

cc) daß bei der Erbverpadhtung dem Acquirenten für den 

Faall der Ablöfung des ganzen Canons zugleidy die Vers 

feihung des vollen Eigenthums ohne weitere bejondere 
Bezahlung zugefichere ift. In diefem Sale ift anzw 
nehmen, daß der Werth des event. zugeficherten Ober: 
Eigenthums fon in dem Erbftandegelde mirbegriffen 
fei. Nach der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 8. Aus 
guſt 1818 foll der Werth des Ober-Eigenthums in den 
Sällen, wo darüber durch die Contracte nichts anderes 
beftimmt ift, bei der Abldfung mit Einem Procent vom 
Ablöfungs Capital des Canons bezahle werden. Der 
ſich hiernach ergebende Werth des Ober » Eigenhums 
muß daher auch in dem hier gedachten Bulle zur Ab: 
fchreibnng kommen. 

Außer diefen Fällen, und in fomweit, als es nach den vorfie, 
henden Beſtimmungen zu aa, bb,cc. nicht aus befondern Grün 
den theilweife zur Abſchrift geeignet ift, muß jedoch das Erbftandss 
gelb überall von der Abfchreibung frei bleiben. 

b Anventariengelder; diefe werden auch da, wo fie beſonders 
noch außer dem Erbftandsgelde bezahle werden, unbedenk; 
lich zur Abfchreibung geeignet fein, weil das Sjnventarium 
wirklich verkauft wird, und fi annehmen läßt, daß der 
Erb; Canon um den Betrag der Zinfen von dem Inven⸗ 
tarienwerthe Höher zu ftehen gefommen wäre, wenn das 
Sinventarium von dem Erbpächter nicht Hätte bezahle wers 
den müffen. 

c) Eapitafbetrag vom Erb⸗Canon. Diefer ift an und für fi 
ebenfalls nicht zur Abfchreibung geeignet, fo lange das 
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Abloͤſungs /Capital noch nicht wirklich eingezahlt ift; ins 
deſſen fommt auch bier öfters der Fall vor, 

aa) daß die Erbpächter verpflichtet find, einen beftimmten 

Theil des Canons oder den ganzen Canon innerhalb eis 
ner beftimmten Frift abzulöfen. 
In dieſem Fälle kann zwar der Capital: Betrag resp. des beftimms 
ten Theile oder des ganzen Canons nicht eher von dem Staats— 
fhulden  Tilgungs : Quantum abgefchrieben werden, als bis die 
Einzahlung deſſelben wirklich erfolgt ift, und zwar um fo weni⸗ 
ger, als es dem Fiscus unbenommen ift, fich jederzeit über den 
Erlaß der Verpflichtung mit den Erbpäctern zu vereinigen; das 
gegen muß derfelbe vorläufig bei den Abfchreibungen vor des Linie 
als bereits disponirt bemerkt werden. ir 
bb) daß den Erbpächtern contractlich die Befugniß zur Ab⸗ 
löfung des Canons zugeſichert, ohne foldye von den dies: 
fallfigen gefeglihen Beftimmungen abhängig zu machen. 
Sn diefem Falle ann zwar ebenfalls der Capital» Betrag des Tas 
nons nicht eher abgefchrieben werden, als big er wirklich eingezahle 
ift, wohl aber muß er, wie im vorliegenden Falle, vorläufig als 
bereits disponirt, vor der Linie bemerkt werden, 

Sin allen andern Fällen, wo die Contracte über die Abldfung 
des Canons nichts beſtimmen, oder den Erbpaͤchtern zwar die Bes 
fugniß dazu, aber nur fo lange, als die Ablöfung von Domainens 
Gefaͤllen überhaupt gefeglich zuläffig ift, und nur unter den Bes 
dingungen, welche zur Zeit, da die Ablöfung bewirkt wird, ges 
feglich fein werden, zufihern, darf hingegen der Kapital: Betrag 
bes Canons nicht eher abgefchrieben werden, als bis die Einzah: 
lung defielben wirklich erfolge ift, und ift auch hier kein Grund 
vorhanden, folhen vorläufig vor der Linie zu notiren; denn hier 
befinden ſich die Erbpächter,, welche feit Emanirung des Edicts die 

Erbpachten uͤbernommen haben, mit den Erbpaͤchtern, welche 
ſchon bis und incl. 1806 geerbpachtet haben, in ganz gleicher 
Lage, und es ift noch gar nicht abzufehen, ob fie überhaupt und _ 
wie weit fie während der Zeit, daß die Abldfung noch gefeglich 
zulaͤſſig ift, von der, allen Domainen : Präftantiarien zuftehenden 
Befugniß Gebrauch machen werden, 

Zu C. Bon den Ablöfungen, d. 5. von den durch Einzah⸗ 
lung des Kapitals Berrags wirklich realificten Abldjungen muß 
alles gelten, mas von den Verkäufen felbft gilt, und es find das 
ber audy hier zu unterfcheiden : 

1) Abloͤſungen von Gefällen und Gerechtfamen, welche anf 
Bauergärern, Mühlen, Krügen und folhen einzelnen Ob» 
jecten, als z. B. Gebäuden, Gärten, Wiefen, Aeckern, 
Brüdern, Torfmooren, ehemaligen Steafenplägen oder 
fonft vormals uncuktivirten Stüden, Ziegeleien, Kalkbren⸗ 
nereien, Holzbaͤmpen, Eifcherei-Gewäffern und Jagdrevieren 


— 
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außerhalb der Domainen ⸗Vorwerks⸗Feldmarken und Forſt⸗ 
reviere haften, die ſchon zur Zeit der, @rfcheinung des Edicts 
vom 17. December 1808 nicht mehr Theile ganzer Domai⸗ 
nen: BWorwerke und Forftreviere ausmachten, und 
2) Abloͤſungen von Gefällen und Rechten, welche auf veraͤu⸗ 
Gerten ehemaligen Vormerken und Forſtrevieren und ſolchen 
Segenftänden, die zur Zeit der Erfcheinung des Edicts noch 
Theile ſolcher Vorwerke und Forſtreviere ausmachten, haften. 
Die Capital Berräge, welche durch die Abloͤſungen zu 1. einge 
ben, find überall nicht, die Capital: Beträge, welche durch die 
—n zu 2. eingehen, dagegen allerdings zur Abſchreibung 
geeignet. I F 
Berlin, den 13. März; 1821. (v. K. J. Bo.39.S. 373.) 


1 I ⸗ 14. 1 6. d i f} ü 
Bin PT Br Be 


Der Bericht des Ober » Landesgerichts vom 13. v. M., | 
den von der Regierung zu Merfeburg mit dem Rittmeifter 
v. &. über die Domaine C. abgefchloffenen Contract beivefs 


fend, | 
hat mir die Veranlaffung gegeben, mit dem Herrn Finanzminifter 
über die Frage in Eorrefpondenz zu. treten, wie es zu halten fei, 
wenn das Gericht ein Bedenken darüber hat, 06 au der 
Contract den von Seiten des Finanz » Minifteriums vor 
Abſchluß deſſelben aufgeftelleen Bedingungen vollftändig ents 


fpreche; 
ob in diefem Falle die Beibringung einer genehmigenden Verfüs 
gung des Koͤnigl. Finanz: Minifteriums nothwendig fei, oder die 
Prüfung der Webereinftimmung der Negierung überlaffen werden 
olle ? 


Das — Dber - Landesgericht empfängt in der Anlage 
(A.) eine volftändige Abſchrift des Schreibens des Legtern vom. 
13. d. M., mit der Anweiſung, nad der hierin enthaltenen Auss 
führung, womit ich mich einverftanden erkläre, in künftigen Faͤl⸗ 
len zu verfahren. 

Berlin, den 21. Juni 1833. | \ 


A, 


Mach dem geehrten Schreiben vom 24. v. M. (III. 1921.), 
den von der Regierung in Merſeburg mit dem Nittmeifter v. T. 
über die Domaine C. abgefchloffenen Contract beireffend, ſcheint 
es Ew. Excellenz nicht unzweifelhaft, ob in einem ſolchen Falle, 
wie der vorliegende, wo das Bericht Bedenken darüber hat, ob 
der Contract den von Seiten des Finanz» Deinifteriums vor Ab⸗ 
ſchluß deſſelben aufgefellten Bedingungen vollftändig entfpreche, 
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daſſelbe die Beibringung einer genehmigenden Verfügung als noth⸗ 
wendig aufftellen, oder die Prüfung der Uebereinftimmung ledigs 
lich der Regierung überlaffen muͤſſe. 

In dieſer Beziehung halte ich dafür, daß bei der Worfchrift 
unter No. VIII. der Allerhoͤchſten Cabinets ⸗Ordre vom 31. Des 
eember 1825 ; — wonach die Regierungen ſaͤmmtliche Verträge, 
wozu fie die höhere Genehmigung einholen müffen, und melde 
nad der Sinftruction für die Ober, Präfidenten vom 23, October 
1817 von diefen beſtaͤtigt werden mußten, fünftig allein auss 
fertigen, jedoch, in den Fällen, wo zur Regulirung des Gefchäfts 
ſelbſt Minifterial» Genehmigung nothwendig ift, diefen Werträs 
gen die Genehmigungs : Verfügung wenigſtens auszugeweiſe im 
beglaubter Adfchrift beifügen follen, — nur die Abfiht zum Gruns 
de gelegen hat, eine Abkürzung des bis dahin beftandenen Ge: 
fhäftsganges zu bewirken, indem die Negierungen die Ausfertis 
‚gung der Verträge nach den ihnen von der vorgefegten Behörde. 
dazu ertheilten Beftimmungen, unter ihrer eigenen Verantwort⸗ 
lichkeit, übertragen wurde, 

Diefe Abſicht würde aber nicht erreicht werden, wenn noch 
eine Kontrolle Statt fände, um in jedem einzelnen Falle genau 
zu prüfen, ob die Regierungen bei Abſchließung der Verträge alle 
"und jede-der deshalb feftgeitellten Bedingungen und feine andern 
aufgenommen haben. Waͤre aber eine folche Kontrolle für nöchig 
erachtet, fo wuͤrden die vorgefegten Werwaltungsbehörden dazu 
"geeigneter, als die Serichtsbehärden fein, und man würde dann 
‚die frühere Verfaffung, wonach die vorgefegten Verwaltungsbe⸗ 
hörden ſtets die MWerträge in den Entwürfen prüften und derem _ 
Ausfertigungen befonders beftätigren, wieder eingeführe haben, 
Auch ift aus der Beſtimmung der vorgedachten Cabinets-Ordre, 
wonach den Verträgen die Genehmigungs-Reſcripie wenigſtens 
ertractweife beigefügt werden follen, fchon zu entnehmen, daß die 
Regierungen ſich nur über die Genehmigung des Geſchaͤfts in der 
Haupftſache, nicht aber über die Genehmigung aller und jeder Mes 
benbedingungen bei den von ihnen abgefchloffenen Werträgen auss 
weifen follen. | 

Ich bin daher der Meinung, daß, wenn ans den, den Dos 
mainen : Beräußerungs,-Verträgen beigefügten Genehmigungs⸗Re⸗ 
feripten der Hauptgegenftand der Veräußerung und die Hauptſum⸗ 
me der DVeräußerungsgelder conftiren, und mit felbigen der Ins 
Hält der Verträge von den Gerichtsbehörden übereinftimmend be- 
funden worden, legtere nicht weiter prüfen dürfen, ob die übrigen 
Vertragsbedingungen mit den vor Abfchluß des Geſchaͤfts von den 
betheiligten Deinifterien genehmigten übereinftimmend find. 

Wenn deffen ungeachtet aber bei den Gerichten in einzelnen Faͤl⸗ 
len Bedenken Über den Inhalt folcher Verträge ſich aufbrängen folls 
tar, fo wird es ihnen ſtets überlafien bleiben, fich zur Befeitigung 
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= derſelben, oder zur Berichtigung der Vertraͤge, mit den Regierun⸗ 
gen in Schriftwechſel zu jegen, oder auch höhere Entfcheidung dar⸗ 
über zu veranlaffen. 

Ew. Excellenz ſtelle ih die Beſcheidung des Ober» Landesger 
richts in Naumburg hiernad) ganz —r anheim, von welcher 
ich mir eine Abſchrift erbitte. | 

Berlin, den 13. Juni 1833, 
An Maaßen. 
des Koͤnigl. wirkl. Geheimen Staats⸗ 
Miniſters ıc. Herrn Mauͤhler, Excellenzʒ. 
(v. K. J. ©. 41. ©.) 


11. 14. S. 16. Ansfegung der ur reibung deräußerter Domainen-Pars 
cellen und der Berichtigung des Beſitztitels, bis die Quittung der Haupt» 
verwaltung der Staat — über die Kaufgelder beigebracht wird, 


Breslau, ben 4. Juni 1833. | 
Das König. Landgericht träge ganz gehorfanft feine Bes 
denken gegen eine Verfuͤaung des Königl. Ober : Landesges 
richte, betreffend die Veräußerung von Staatsguͤtern, an, 


Das Königl. Ober » Landesgericht verweigert die Abfchreibung 
einer von der Königl. Regierung an die Häusler St'ſchen Erben 
von dem fäcularifirten Kloſtergut M. veräußerten Parcelle vom 
Folio des Dominii um deshalb, weil der Nachweis der erfolgten 
Adfchreibung des Kaufpreifes vom Staatsfchulden : Etat und: die 
Duittung der Hauptverwaltung der Staatsfchulten über die Bes 
zahlung des Kaufgeldes nicht beigebracht ift, und hat ſich in den 
beiden abſchriftlich beiliegenden Refcripten vom 5. März und 23. 
April c. auf das Gefeg vom 17. Januar 1820 und das Reſcriyt 
vom 7. Juni 1823 berufen. 


Wir koͤnnen uns von der Unrichtigkeit unſerer Anſicht: daß 
es zur Abſchreibung und resp. Beſitztitelsberichtigung dieſer Quit⸗ 
tung nicht bedarf, nicht uͤberzeugen. 

Die Abs und resp. Zuſchreibung eines Grundſtuͤcks muß auf 
den Antrag des Eigenthuͤmers erfolgen, wenn der Uebergang des 
Me, —— Nach 

3. Ti, 10. Th. J. A. L. R. 
iſt das — uͤbergegangen, wenn der Kaufcontract perfect 
und das Grundſtuͤck uͤbergeben worden. | 

Die Nihtzahlung des Kaufgeldes, wenn fie nicht als Reſo⸗ 
Iutiv » Bedingung aufgeftellt worden, . bewirkt feine Aufhebung 
des Kaufcontracts. ($. 227.231. Tit. 11,1.c.) Der Kaufcons 
tract bleibt bei Kräften und der Käufer Eigenthuͤmer. 

Das Gefeg vom 17. Januar 1820 beftimmt sub VII, daß 
nur die Zahlungen von Kaufgeldern für: veräußere Staatsguͤter 
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als gültig anerkannt werden follen, die die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden befceinige hat. So lange alfo diefe Befcheinis 
gung nicht beigebradyt worden, hat der Käufer die Bezahlung des 
Kaufgeldes nicht nachgewielen, allein das Eigenthum ift überges 
gangen, Der Hypothekenrichter hat nicht einmal ex officio rück, 
ſtaͤndige, mit einem Titel zum Hypothekenrechte verfehene, Kauf⸗ 
gelder einzutragen, wie viel weniger kann er Daher die Befigtitels 
Berichtigung verweigern. | 

Aud ex nobili officio judicis fann es nicht zuläffig fein, 
den Käufer eines Staatsguts, um ihn vor Schaden zu bewahren, 
anzuhalten, die gültige Quittung über Bezahlung der Kaufgelder 
vor der Befigtitels Berichtigung beizubringen, denn es werden das 
durch die Rechte des Erwerbers und feine Gläubiger beeinträchs 
tigt, und es muß dem Fiscus üÜberlaffen bleiben, auf Grund feis 
nes Titels zum Pfandrecte die Eintragung der Kaufgelder nach—⸗ 
zuſuchen, über die der Käufer nicht Quittung, der Hauptverwals 
tung der Staatsſchulden beibringt. 

Wir bitten Ew. Ercellenz gehorfamft: 

unfere Anſicht zu prüfen,-und uns oder das Känigl. Ober» 

Landesgericht zu befcheiden, 
Breslau, den 4, Juni 1833. Das Landgericht. 

(Unterfchriften.) 


b. 


Die von dem Königl. Randgerichte in dem Berichte vom Aten 
- 9. M. vorgetragenen Bedenken gegen die Verfügungen des Königl. 
Dber » Landesgerichtd zu Breslau vom 5. März und 23. April d. 
J., betreffend die Veräußerung einer Parcelle des fäcularifirten 
Kloſterguts M. und deren Abfchreibung im Hypothekenbuche, ers 
kedigen fi) durch die Worfchrift des $. 16. Tir. 14. Th. II. des A. 
L*R., wonad Domainengüter nur infoweit an einen Privarbes 
figer gelangen koͤnnen, als der Staat dagegen auf andere Weiſe 
fhadlos gehalten worden iſt. Mit Berüdfichtigung diefer Bors 
ſchrift, fo wie des Gefeges vom 17. Januar 1820 (Geſetzſamml. 
von 1820. S. 12.), der Bekanntmachung der Königl. Haupt 
verwaltung der Staatsfchulden vom 3. Juni 1823, der Refcripte 
vom 11. Auguft 1823 und 21. April 1832. No. 4. (Jahrbücher 
Bd. 22. S. 78. und ®.39. S. 461.), trite der Juſtizminiſter der 
in den gedachten Verfügungen des Ober » Landesgerichts zu Bres⸗ 
lau ausgefprochenen Anficht bei, dab die Abfchreibung eines vers, 
äußerten Staatsguts in den Hypothekenbuͤchern nicht eher erfolgen 
kann, als bis die Bahlung des Kaufpreifes und defien Abfchreis 
bung von dem Staatsfchulden Etat von der Königl. Hauptvers 
waltung der Staatsſchulden befcheinige worden ift. Die Anlage 
des Berichts erfolgt anbei zuruͤck. 
Berlin, den 5. Juli 1833. (9.8.5.8. 42,©.185.) . 


“ 
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II. 14. 78 — 80 . v 
> ——— ——— ubpenforefre der in terminis efecutivis 

Dem Königl. Kammergericht wird auf den, in ber Rechts⸗ 
ſache des Gutsbefigers N. wider den Magiftrat zu N. N. unterm 
10. v. DM. erftatieten Bericht eräffner, daß es bei der Anwendung 
des Miniſterial⸗Reſcripts vom 9. Februar 1820 — mie die dems 
feiben zum Grunde liegende legislative Auseinanderfesung befagt — 
hauptſaͤchlich darauf antommt: 

ob die von den Verwaltungsbehoͤrden (wohin Magiſtraͤte ge⸗ 

‚rechnet werden muͤſſen) geforderte Abgabe, in der Eigen⸗ 

ſchaft einer Communals Abgabe verlangt und ver 

rechnet wird. 
Wo diefer Fall eintritt, da muß auch der Surpenflo » Effect der 
Execution hinwegfallen, und es kann der, von dem Exe- 
quendo aufgeftellte Einwand: 

daß er aus allgemeinen Gründen von der geforderten 

Abgabe frei fei, 
nichts releviren, indem ein folder Einwand zmar wohl die Wer, 
fattung zum rechuichen Gehör, keinesweges aber die Suspenſion 
der Execution zur Folge hat. 

Dies vorausgefegt, kann fih das Juſtiz-Miniſterium nur 
für die am Schluſſe des Berichts aufgeftellte erfte Alternative auss 
fpreen, und hat das Köniyl. Kammergericht daher auch im vor ⸗ 
liegenden alle darnach zu verfahren. 

Berlin, den 15. Mär, 1831. (v. K. J. no. 37. S. 86.) 


u. a S. 78. Einziehung rücdfländiger Abgaben an Kirche und Seifte _ 
Dem Königl. Oder» Landetgericte zu Spnfterburg wird auf 
den Bericht vom 17. April d. J., 
betreffend die Frage: weiche Behörde die ruͤckſtaͤndigen Ab⸗ 
gaben an Kirche und Geiſtlichkeit einzuziehen yore? 
Folgendes eröffnet: 
1) Der Vorbehalt im zweiten. Pubtatone; Pam sum 
Dftpreußifchen Provinzial» Rechte vom 6. März 180 
„daß es in Abſicht ded Kirchen», Schul; und ——— 
bei der bisherige-obfervanzmäßigen Dienftverfaffung fo lan 
ge, bis durch allgemeine Werordunngen über dieſe wichtigen 
Segenjiände nähere Vorſchriften ertheilt ſein werden, ver⸗ 
bleiben folle”, 
_n von demi Collegium mit Unrecht auf die vorliegende Frage 
sogen, 
Der Sinn diefes Vorbehalte ift erft vor kurzer Zeit in Wer 
anlaffung eines Schreibens des Königl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
Gen, Lnterrichtss und Medicinal: Angelegenheiten vom 18. Fe⸗ 
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hruar d. J von beiden Zuftizminiftern einer genauen Präfung 
unterworfen worden. Das Refultar derfeiben geht aus den, in 
den abichriftlich anliegenden Antwortſchreiben beider Juſtizmini⸗ 
fter vom 13. Mai d. J., angegebenen Gründen dahin: 
daß fi jener Vorbehalt lediglicy auf diejenigen Anordnuns 
gen Über das Kirchen und Schulmelen beziehe, welche die 
Dienftverfaffung, nicht aber Rechtsverhältniffe betref: 
fen, und mithin ganz eigentlich reglementariſcher Natur find, 
und ſchon deshalb nicht in ein Geſetzbuch gehören. 
Die Frage: 
ob ein Gegenftand, welcher nah allgemeinen Grundfägen 
an die Suftizbehörde gewiefen ift, ausnahmsweife derfelben 
zu entziehen fei? — ob insbefondere die Forderungen, weiche 
Pfarrer und Schulbediente vermöge ihres Amts an Privats 
perfonen machen, ohne Weiteres von den Verwaltungsbe⸗ 
hoͤrden dur Erecution beigerrieben werden können ? 
betrifft nicht blos die Dienftverfaffung, jondern Rechtsverhältniffe, 
und fann nicht durch Reglements, fondern lediglich durch Gefege 
entjchleden werden. 
Sener Vorbehalt des Publications: Patents kann daher auf 
die vorliegende Frage nicht angewendet werden. 
2) Der Zuftizminifter kann ſich aber noch nicht davon übers 
eugen: 
i ob es wirklich, mie von dem Königl. Ober: Landesgerichte 
behauptet wird, in Litthauen Obſervanz geweſen ſei, daß die 
ruͤckſtaͤndigen Leiſtungen, welche die Geiſtlichen zu fordern 
haben, mit Ausſchluß der Stolgebuͤhren, in Betreff welcher 
der $. 423. Tit. 11. Th. II. des A. L. R. gilt, durch die 
Landrathsaͤmter eingezogen werden mußten, inſofern ſie ſich 
nicht aus einem aͤltern als zweijaͤhrigen Zeitraume herſchrie⸗ 
ben, oder der Debent ſeine Verpflichtung, dergleichen Ab⸗ 
gaben uͤberhaupt zu entrichten, nicht in Abrede ſtelle. 
Das Collegium hat nichts angefuͤhrt, wodurch eine ſolche fuͤr Lit⸗ 
thauen beſtehende Special; Obfervanz dargethan wuͤrde; dagegen 
hat Daſſelbe in den Berichten vom 17. Juli und 24. December 
1812 die Behauptung der Geiſtlichen und Schul⸗Deputation der 
Litthauiſchen Regierung: | 
daß die von den Werwaltungebehörden. damals in Anſpruch 
genommene Befugniß zur Beitreibung verweigerter Kirchen⸗, 
Pfarr; und Schuls Abgaben ohne Eoncurtenz der Juſtizbe⸗ 
hoͤrden in der bisherigen Verfaſſung — ſei, 
zu widerlegen geſucht. 
Zwar betreffen beide Berichte 
lediglich verweigerte Kirchen / Pfarr; und Schul, Abgaben, 
die allegirten Gefege, Verordnungen und Reſcripte, auf welche 
ſich ſowohl die Regierung, ald das Königl. Ober Landesgericht, 


pr” 
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jene zum Nachweis, diefes zur Widerlegung der Obſervanz beru⸗ 
fen, paſſen indeß nicht weniger auf verweigerte, ale 

wegen Sauͤumniß nicht entrichtete Abgaben. 

3) Es kann daher lediglidy darauf ankommen, ob die Beitrels 
bung von dergleichen Leitungen nach Allgemeinen Gejegen den’ 
Berwaltungsbehärden oder den Gerichten zuftehe? 

Diefe Frage ift ſchon in der deshalb zwiſchen dem Departas 
ment für den Eultus und den öffenzlichen Unterricht ım Minifies 
rium des Innern und dem Juſtiz-Miniſterium in den Jahren 
1810 und 1811, und biernähft zwiſchen dem Minifterium der 
Geiftlihen, Unterrichts; und Medicinal: Angelegenheiten und dem 
Juſtiz Minifterium im Jahre 1824 Statt gefundenen Corres 
fpondenz fpeciell erörtert worden. 

Die Geiftlihe und Schul-Deputation der Neumärfifchen Res 
gierung hatte den Antrag gemacht, 

die dem landesherrlihen und Domainen: Fiscus zuftehende 

Befugniß des Privatzwangs noch auf folgende Objecte zu 

erſtrecken, nämlich auf: 

1) Rüditände von Zihnten und andern beftimmten Parochial⸗ 
Abgaben an Pfarrer, Kirche und Küfter, wie auch von 
Schulgeldern und Stolgebühren, 

2) von Holz an Pfarrer und Schulen, 

3) von Erbpachtgeldern für Kirchen, Pfarr» und Hospitals 
Aecker, auch Ruͤckſtaͤnde an Zinspacht, wenn der Con: 
tract von der Geiſtlichen Provinzialbehörde gefchloffen, oder 
beftätige worden ift, 

4) sücftändige Zinfen von Eapitalien der Kirchen, Stipens 
dien » Fonds und Hoepitaͤler, 

5) verweigerten Beitrag der Materialien, oder Hands und 
Spann Dienfte zu den Bauten und Reparaturen der Kir 
hen», Schulen:, Pfarr: und Küfterei: Wohnungen. 

Diefer Antrag ift jedoch, nach vorgängiger Communication mit 
dem Juſtiz⸗Miniſterium, von dem Departement für den Eultus 
und Öffentlichen Unterricht im Minifterium des Innern durd) das 
Refeript vom 8. März 1811 mit aus dem Grunde zurüdgewiefen 
worben : 2 

weil fein einziger Fall befannt ift, wo das ehemalige Kur: 

märfifhe Confiftorium ſelbſt bei den tlarften Abgaben, for 

fort ohne Anweifung des Richters die executiviſche Beitrei⸗ 
bung verfügt hätte. 
In den beiden Schreiben des Juſtizminiſters an des Heren Dit 
nifters der Geiftlihen, Unterrichts und Medirinals Angelegens 
heiten Excellenz vom 9, April und 7. Mai 1824 ift ausgeführt 
worden: 

daß der $. 78. Tit. 14. TH. II. des A. 2. R. öffentliche Abs 

gaben vorausfege, wozu der vom Pfarrer geforderte Decem 
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| nicht gehöre; der $. Al, der Verordnung vom 26. December 
1808 finde feine Anwendung ‚ weil es bei Leiftungen an den 
Pfarrer fi nicht von dem Anſpruche einer der Regierung 
untergeordneten moralifchen Perſon handle, fondern lediglich 
von dem Intereſſe eines einzelnen Pfarrers die Rede fei, zu 
deffen Wahrnehmung, von Seiten der Regierungen durch 
erecutivifhe Verfügungen alle die Gründe fehlten, weiche 
die Sefeggebung bewogen hätten, den Adminiſtrations Bes » 
hoͤrden eine fo wirffame Gewalt beizulegen. Diefe Gründe 
concentrirten ſich in der Vermeidung jeder Stodung, in der 
Vermögens : Verwaltung und insbefondere der Erfüllung der 
vorgefchriebenen Etats: Dazu fommen, daß unter den in 
dem allegirten $. 41. erwähnten moraliſchen Perfonen wohl 
nur foiche verftanden werden könnten, deren Vermögen, wie 
3. B. in Abſicht des Joachimsthaliſchen Gymnafiumsd ges 
fchede, von den Regierungen verwaltet werde. Pfarren, 
Kirhen und Schulen Überhaupt, deren Vermögens: Vers 
waltung von den Regierungen blos beauffichtige werde, koͤnn⸗ 
ten dahin nicht gerechnet werden. Erſcheine aber fhon in 
Anſehung der an Kirchen und Schulen zu leitenden Präftas 
tionen das erecutivifche Verfahren als unzuläjfig, fo könne 
ſolches noch weniger Statt finden, wenn es darauf ankom⸗ 
me, einzelnen Pfarrern und Saulbedienten bei Einziehung 
ihrer an Privartperfonen vermöge ihres Amts habenden Fors 
derungen zu Hälfe zu tommen. Die Verfolgung folcher Anz 
ſpruͤche und die Prüfung der dagegen etwa zu machenden 
- — Einwendungen gehöre unftreitig vor die Gerichte, und hiers 
nach fei aud bei den in Litchauen vorgefommenen Calende⸗ 
ftreitigkeiten im @inverftändniffe mit den Minifterium der 
Geiſtlichen, Unterrichts: und Medicinals Angelegenheiten ftets 
verfügt worden. 

Sinfofern der Zehnte auf die Grundſtuͤcke der Verpflichteten 
eingerragen worden, trete das im $. 15. Tit. 28, Th. I. der 
A. ©. D. vorgeſchriebene Verfahren ein; es könne alfo auch 
nicht einmal für richtig anerfannt werden, daß der Zweck 
ber baldigen Einziehung ſolcher dem Pfarrer zu leiftenden Zah⸗ 
lungen nur auf dem von der Regierung eingefchlagenen Wege 
erreicht werden könnte, - - 


In Gemaͤßheit diefer beiden Schreiben iſt von dem Minifterium 
der Seiftlichen, Unterrichts: und Medicinals Angelegenheiten an 
die Regierung zu Liegnig das Reſcript vom 24. Mai 1824 ergans 
gen, welches das Koͤnigl. Ober» Landesgericht mit dem Berichte 
vom 17. April d. J. in Abfchrife überreicht hat. 


Am Schluffe deffelben erklaͤrt ſich das Miniſterium mit der 
von dem Zuftizminiiier ausgefuͤhrten Anſicht einverſtanden, und 
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meifer die Regierung an, in künftigen Ähnlichen Fällen die Ein, 
ziehung ſolcher Pfarr : Abgaben den Gerichten zu überlaffen. 
Nah denfelben Grundfägen ift in Weranlaffung der Bes 
ſchwerde der Dorfichaft 2. auf den Bericht des Königl. Ober⸗Lan⸗ 
desgerichts vom 2, September 1831 von beiden Deinifterien ans 
genommen worden, 
daß die Regierung zu Gumbinnen mit Unrecht die Feine 
Calende executiviſch habe einziehen laffen, wegen Einziehung 
diefer Calende vielmehr der Weg Nechtens bei den Gerichten 
eingefchlagen werden müfle, | 
Das Schreiben des Herrn Staatsminifters Freiherrn von Alten, 
fiein Excellenz vom 14. November 1831 ift dem Collegium mit, 
teift Verfügung vom 25. November 1831 zugefertigt worden. 


4) Der Unterfhied zwifchen verweigerten und nicht verweis - 
gerten, ftreitigen und nicht ftreitigen Pfarr » Abgaben kann nicht 
gemacht werden. Entweder find diefe Abgaben den landesherrs 
lichen und Commundi » Abgaben gleichzuftellen, oder nicht. . Im 
etfien Falle muß den Verwaltungsbehörden die Befugniß zuges 
ftanden werden, vermeigerte, ja felbft ftreitige Abgaben einzuzies 
ben, und nur für den Fall, wo jemand auf einem befondern Tirel 
die Befreiung von der Abgabe behauptet, und feit wenigftens 
zwei Jahren im Befige der Freiheit ift, würde während des Pros 
ceſſes die Execution wegfallen. 

Wenn dagegen die Leiftungen, welche Pfarrer, Küfter und 
Schulbediente zu fordern haben, wie beide Minifterien angenoms 
men haben, nicht den landesherrlihen und Communal s Abgaben 
gleichzuftellen find, fo fehlt es an jedem gefeglichen Grunde, den 
Regierungen die executiviſche Beitreibung ver ihrem Nechtegrunde 
nach nicht beftrittenen und auch fonft nicht verweigerten ruͤckſtaͤn⸗ 
digen Leiftungen nachzulaffen. ‚ 

5) Wenn das Königl. Ober » Landesgericht zwifchen den 
Präftasionen, welch⸗ aus den legten zwei Jahren und einem aͤl⸗ 
teen als zweijährigen Zeitraume fidy herfchreiben, einen Unterfchied 
- macht, fo beruht diefer wahrfcheinlich auf den, in den Anlagen 
des Berichts vom 17. April d. J. allegirten und ihm abfchriftlich 
beigefügten, Allerhöchften Cabinets-Ordres vom 20. Juli 1611 
und vom 30. December 1812. 

Diefe beiden allerhöchften Befehle find jedoch auf die vorlie⸗ 
gende Frage deshalb nicht anwendbar, weil fie lediglich ſolche Ges 
bühren betreffen, welche den Pfarr⸗ und Schulbedienten im Wege 
Nechtens zuerkannt worden find. Blos in der Ruͤckſicht, weil die 
Berechtigten durch ihre eigene Schuld Diefe Gebühren fo lange 
Zeit haben aufichwellen lafien, ift bei den damaligen Zeitums 
fländen feftgefegt worden, daß die Execution in Betreff der mehr 
als zweijährigen Wuͤckſtaͤnde nicht zuläffig fein, fondern din mir 
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den Kräften der Beitragspflichtigen im Gleichgewichte fiehendes 
allgemeines Arrangement getroffen werden folle. 

Mas übrigens die Stolgebühren der Pfarrer anlangt, fo 
verbleibt es bis zum 1. Dctober d. J. bei der Beflimmung des 
$, 423, Tier, 11. Th. II, des A. L. R. und des Reſcripts vom 11. 
September 1820 (Jahrb. Bd. 16. ©. 26.). Vom 1. October, 
d. J. tritt nach $. 1. No. 4. der Verordnung vom 1. v. M. über 
den Mandats:, fummarifhen und Bagatell» Proceß, in Adfiche 
der Stolgebühren, fobald fie durch Die vorgefegte Behörde ſeſtge⸗ 
fegt und das Feftfegungs, Decrer zugleih mit der Klage beige: 
bracht worden, der Mandats’Proceß ein. Ju Beziehung auf 
das Schulgeld und die, auf einem allgemeinen Schulplan beru-⸗ 
Henden Abyaben bewendet es bei dem Reſcripte vom 23. Auguſt 
1814 (Jahrb. Sb. 3. S. 258.), wonach den Verwaltungsbehörs 
den die executiviſche Beitreibung der Rücflände zufteht. 

Das Königl. Dber: Landesgericht wird angewiefen, hiernach 
- zu verfahren, die Untergeridhte anzumweifen, und ſich gegen die - 
Regierung zu Gumbinnen auf das Schreiben vom 16. Mär, d. J. 
zu äußern, 

Berlin, den 5. Juli 1833. (v.8.5.1833, 8.42. S. 115.) 


IL 15. $. 13 folg. Suͤltigkeit des Kurfähfiihen, Straßenbau: Man» 
dats vom 28. Ypril 791 in den vormals 2 Landestheulen des Mers 
feburger und Erfurter Regierungss Departements, 


Sehorfamfter Bericht des Ober » Landesgerichts zu Naum: 

burg über die Gültigkeit des Kurſaͤchſiſchen Straßenbaus 

Mandars vom 28. April 1781 in den vormals Saͤchſiſchen 

Landesıheilen des Merfeburger und Erfurter Regierungss 

Bezirks ad rescripta d. 26. Aug. und 24. Octbr. 1831. 
A. 10307 et 12986. 


Durch das hohe Nefcript vom 26. Auguſt c. find wir angemwiefen, 
über die von dem Königl. Minifterto des Innern aufgeftellte Frage : 
ob das Saͤchſtſche Straßenbau » Mandat vom 28. April 1781 
nach $. 2. des Patents vom 15. Nov, 1816 für aufgehoben 
zu achten, oder ferner als ein Provinzial» Wegebaus Regler 
ment aufrecht zu erhalten fei? 
unter Beifügung der Acten, in denen dieſe Frage Gegenftand 
richterlicher Entfcheidung geworden, uns gutachtlich zu äußern. 
Die Anfichten hierüber find fich nicht immer gleich gebliehen. 
Für die Anfiche, daß das mehrgedadte Straßenbau: Mans. 
dat als einpiallgemeines Landesgefeg nad $. 2. des Patents vom 
15. November 1816 für aufgehoben geachtet worden, läßt fich 
anführen, daß diefes Mandat allerdings für ſaͤmmtliche Saͤchſi—⸗ 
ſche Lande gegeben, vom Landesheren felbft vollzogen und in allen 
Landestheilen publicire war. (Cfr. Cod, Aug, Cont. 11. P. U. 
pag. 671. und P. LII. pag. 658 und 962.) 
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Es war daher, feiner territorialen (Gültigkeit nach, unftreir 
tig ein allgemeines Landesgeſetz. Da nun nad $. 2. des Patenis 
von 1816 das A. 2. R. an die Stelle der fräher zur Anwendung 
gefommenen allgemeinen Landess und der fubfldiarifchen Geſetze 
getreten ift, fo fcheint den Worten nad, und in diefem territos 
rialen Sinn, die Aufhebung biefes allgemeinen Landesgefepes 
keinem Zweifel unterworfen. 

Allein die unbedingte Annahme der Aufhebung aller, in 
biefem Sinne allgemeinen, Saͤchſiſchen Landesgeſetze hat bei mehr 
teren Gelegenheiten Anlaß zu Zweifeln gegeben und Schwierig, 
keit in der Ausführung gefunden, melde eine nicht immer ſich 
gleich gebliebene Praxis zur Folge harten. 

Wir ertauben uns in diefee Beziehung folgende Bemerkun⸗ 
gen vorauszufhiden: | | | 

a) Zuvoͤrderſt laͤßt ſich noch fragen, In welchem Sinne der 

Ausdrud „allgemeine Landesgefege” genommen worden? 

Zunaͤchſt ift man zwar allerdings an den territorialen Sinn 

zu denfen um fo mehr veranlaßt, da gleich im folgenden $.3, 

des Patents die im dem einzelnen Provinzen und Orten bie 
her beftandenen befondern Rechte und Gewohnheiten aufs 
recht erhalten und fomie den tm ganzen Lande gegoitenen alls 
gemeinen Landesgefegen entgegengeftellt werden, aud in dem 
naͤmlichen Sinne des A. L. R. nach $. 2. Bed Patents vom 

5. Februar 1794 an die Stelle der, über einzelne Rechts—⸗ 

materien von Zeit zu Zeit ergangenen, allgemeinen Edicte 

und Verordnungen, welche bisher in allen Provinzen als 

gemeine Landesgefege gegolten haben, getreten iſt. 
Allein nad) eben biefem $. 2. des Patents von 1794 ift das Allg, 
L. R. um deswillen in die Stelle der frühern allgemeinen Lan- 
desgeſetze getreten, weil dieſe bei deſſen Abfaffung beruͤckſichtigt 
und in daffelbe aufgenommen worden. Sie waren alfo Quellen 
des A. L. R. und deßhalb follten nun nice mehr jene einzelnen 
Landesgefege , fondern die Beſtimmungen des aus ſhnen und den 
gemeinrechilichen Quellen ſyſtematiſch geordneten A. L. R. als Ge⸗ 
ſetz gelten. ZUR | 
® Eine andere Bewandtniß hat es mit ben Saͤchſiſchen allges 
frieinen Landesgefeger. Diefe waren für Preußen keine allgemeis 
nen Landesgefege und fonnten als ſolche nicht Quellen Des A. L. R. 
fein. Sie nehmen daher, im Verhaͤltniß des Herzogthums Sad 
fen zu dem ganzen Preußiſchen Staate, die Natut provinzieller 
Geſetze an. Wenn fie nun aber gleihwohl, bei der übrigen an⸗ 
erfannren fortwährenden Guͤltigkeit der Provinzialgefege, aufge 
hoben worden, fo farm hierbei nicht der territoriale Sinn, in 
wᷣelchem fie ja gegenwärtig provinziell find, fondern vielmehr bie 
Augemeinheit ihres Inhalts gemeint fein. Die Saͤchſiſchen Ge 
fege | ſich nämlich, wie die ic allgemei⸗ 

V 
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nen Geſetze, und noch mehr als dieſe, namentlich in ben Conſti⸗ 
tutionen von 1572 und den Deciflonen von 1661 und 1746, größs 
tentheils mit Auslegung des, auch zu den Quellen des A. L. R. 
ehoͤrigen Roͤmiſchen Rechts und mit deſſen Anwendung auf deut⸗ 
che Verhaͤltniſſe; ja fie find ſogar, ihrer fruͤhern weit verbreiteten 
Autorität wegen, zum Theil ſelbſt in Preußische Gefege und aus 
ſelbigen mittelbar in das A. 2. R. übergegangen. (Cfr. v. Kampg 
XXVI. 295 u. f. und A. L. R. Ch. 1. Ti. 9. 9.629) 

Saͤchſiſche Gefege diefes Inhalts mußten daher, gemäß dem 
Zweck des A.L.R., eben fo und aus dem nämlichen Grunde, wie 
“die Altern Preußiſchen Gefege gemeinrechtlihen Inhalts, aufges 
hoben werden. &ie konnten es auch; denn fle find Durch das A. 
ER. dergeftalt erfeßt, daß durch ihre Aufhebung feine Lücke in 
der Geſetzgebung enıfteht. 

So wie aber die einzelnen Älteren Preußifchen Provinzen 
ihre eigenthämlichen MWerhältniffe und Beduͤrfniſſe hatten, für 
. welche befondere, Gefege erifiren, fo befhäftigen fi auch die 
Saͤchſiſchen Gelege zum Theil mit den befondern Werhältniffen 
und Bedärfniffen. der Saͤchſiſchen Lande. “Dergleihen Geſetze 
find, ihrem Inhalte und Gegenftande nad, nicht allgemeine, fons 
dern befondere, wenn fie fih auch auf alle Saͤchſiſche Lande ers 

ſtreckten, und in diefem territorialen Sinn allgemein waren. 
Das % 2. R., weit entfernt, dergleichen Gefege befondern 
Inhalts aufzuheben, verweiſt vielmehr an vielen Stellen auf die: 
felben. In folhen Fällen würde daher eine Luͤcke entfiehen, wenn 
Saͤchſiſche Gefege diefes Inhalts, blos weil fie für ganz Sachſen 
gültig waren, nicht weiter zur Anwendung kommen follten. Hier⸗ 
durch rechtfertigt es fi alfo, wenn man den im $.2.des Patents 
von 1816 enthaltenen Ausdruf „allgemeine Landesgefege” nicht 

auf die territoriale Gültigkeit, fondern auf den Inhalt bezieht. 
> b) Ferner fol das A. L. R. nad) $. 2. des Patents von 1794 
nur an die Stelle der, über einzelne Rechtsmaterialien ers 
gangenen allgemeinen Landesgefege treten, und eben fo fol 
es. nach $. 1. des Patents von 1816 in den vormals Saͤch⸗ 
fiichen Landestheilen bei Vollziehung und Beurtheilung ‚aller 
rechtlichen Handlungen und deren Folgen, fo wie bei Ent 
fcheidung der entftehenden Nechtöftreitigkeiten, zum Grunde 

.- gelegt werden. | 

Hiernach fcheint im $. 2. beider Patente nur von ſolchen allgemei- 
nen Landesgefegen die Rede zu feyn, welche fih auf Gegenftände 
der Juſtiz beziehen. Dies würde für die Anfiht des Miniſte⸗ 
riums des Innern in dem Reſcript vom 3. San. 1817 fprechen, 
„wonach nur ſolche Beftimmungen der Preußifchen Gefege für 
- eingeführt zu achten, welche fi auf das Civil» und Eriminals 
Recht beziehen.” Allein zuvoͤrderſt laͤßt fich diefe Auslegung jeden; 
falls auf das Patent von 179% um deswillen nicht anwenden, 
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weil fonft die vielen, nicht Gegenftände der Juſtiz Betreffenden - 
Stellen des A. L. N. gleich vom Anfange an offenbar ganz über, 
fläffig gemwefen wären, umd ieben dies macht, bei der Ueberein: 
ſtimmung beider Patente, die gedachte Auslegung aud in Anſe⸗ 
dung des Parents von 1816 wenigftens zweifelhaft. 

Wenn hiernächft den Gegenftänden des Civil, und Criminal 
Rechts die Verfaffungss und Verwaltungfachen entgegengefeßt 
und für dieſe die fortdauernde Gültigkeit der Saͤchſiſchen Geſetze 
bis zu ſpecieller Publication der darauf Bezug habenden Preußis 
(hen Gefege behauptet worden, fo giebt nicht nur die Unbeſtimmt⸗ 
heit des Ausdrucks „Berfaffungss und Verwaltungsfachen ” zu 
willtübrlihen Auslegungen Anlaß, fondern es fteht auch die Bes 
hauptung der fortdauernden Gültigkeit Saͤchſiſcher Gefege in Wer: 
faffungs ; und Verwaltungsfachen bei verſchiedenen, dem Sprach⸗ 
gebrauch nad unbezweifelt dahin zu rechnenden Gegenſtaͤnden, 
namentlich z. ®. bei der, blos factiſch, ohne fpecielle Publication 
ausdrüclicher Preußifcher Gefege, ſchon feit 1815 nicht mehr zur 
Anwendung gekommenen ſtaͤndiſchen Verfaſſung und Steuerver⸗ 
waltung im Widerſpruch mit dem wirklich eingetretenen Zuſtande. 
Eben ſo wurden die offenbar einen Verfaſſungs- und Verwaltungs: 
gegenftand betreffenden im-Cod. Aug. Cont. I, tom. I. p. 1279, 
1295 und 1297. und tom. U. pag. 1062, erſichtlichen Saͤchſiſchen 
Geſetze, wonach jeder Beamte und Penflonair den Betrag der 
beiden erften Monate feines Gehalts oder feiner Penfion zum Ars 
menhaus> und ‘Prämienfonds abgeben mußte, ohne ein Geſetz, 
blos duch Meinifterialverfügung vom 31. Mai 1816, aufgehoben, 
(Cfr. Merſeburger Amtsblatt 1816. ©. 248.) 

Und fo dürften fich bei weiterm Nachſuchen im Gebiete der 
Verfaſſungs⸗ und Berwaltungsfachen ohne Zweifel noch mehrere 
Bälle der Art finden. 

Die Meinung des oben gedachten Minifterial:Referipts vom 
‚3. Sanuar 1817 kann daher wohl nur die geweſen fein: 

a) daß Saͤchſiſche Geſetze, wenn fie aud) im territorialen Sin: 
ne allgemein gewefen, doch infofern noch zur Anwendung 
fommen, als fie fi auf factiſch noch beftehende Sinftitute 
und Berhältniffe beziehen, welche feinen Segenftand der 
Preußiſchen allgemeinen Geſetzgebung ausmachen, wie 3B. 
die Saͤchſiſche Grundſteuerverfaſſung, das Brand⸗Caſſen⸗ 

Juſtitut u. ſ. w. | 

P) daß Hingegen Saͤchſiſche Gefege auch über unftreitig jur 
Berfaflung und Verwaltung gehörende Gegenftände infoweit 
für aufgehoben zu achten find, als fie fid) mit der allgemeis 
nen, auch auf die ehemals Saͤchſiſchen Landestheile ſich ers 

ſtreckenden Verfaſſung und den Berwaltungsgrundfägen des 

Preußifhen Staates nicht vertragen, wie 5. B. die oben 

9% 
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gedachte gmeimonatliche Gehaltsabgabe, die fländifche 
Ä Steuerverfaffung, die Rekrutirungsgeſetze; ; | 
y) daß es in Wermaltungsfachen, welche überhaupt nicht 
due Gefege beſtimmt, fondern den Verfügungen der Mi; 
nifterien und Provinzialbehörden Überlaffen find, diefen 
freiſtehe, die dahin gehörigen Saͤchſiſchen Verordnungen 

ferner anzuwenden. 

c) Aber auch bei reinen Juſtizſachen läßt fich die im $. 2. des 
Parents von 1816 ausgefprodene Aufhebung der allgemei⸗ 
nen Landesgefege immer nur infoweit annehmen, als das 
durch nicht, dem $. 5. zumider, Semand an feinen Rechten 
verlegt wird. Das A. L. R. enthaͤlt nicht bios abſtractes, 
fondern auch concretes Recht, nicht blos ein Rechtsſyſtem 
allgemeiner Grundfäge für künftig entfiehende Rechtever⸗ 
haͤltniſſe, wie z. B. Ih I. Tit. 1 bis 7, fondern auch hiftes 
riſch begründete Wegen über befichende Nechtsverhältnifie 
und legislatoriſche Sanctionen gewiſſer materieller Rede, 
„. ©. im Th. I. Tu. 8. $. 81 und 118. Tit. 9. $. 641. Tit. 
22. $. 146 und 154. Zit. 23. $. 25 und27. Th. 11. Tit. 7. 
$. 33 und 37. No.10, Tit. 9. $.37. ie. 14. $. 731 und 
7430. Tit. 16. $. 71. (ruͤckſichtlich der Braunkohlen.) Dieſe 
und andere aͤhnliche Beſtimmungen des U. R. find bisher 
in den vormals Saͤchſiſchen Ländertheiten entweder gar nicht, 
oder doch nicht durchgängig und gleichförmig zur Anwendung 
gelommen, obgleih ihnen fein Propinziatrecht im inne 
des $ 3. des Parents vom 15. Movember 1816, fonbern 
vielmehr das, nad) allgemeinen Landes; und ſubſidiariſchen 
Geſetzen bei Einfuͤhrung des A. L. R. beftandene Rechtsver⸗ 
hältniß entgegenfteht, welches durh Kinführung der Preu⸗ 
hiſchen Geſetze nicht dem $. 5. des Patents von 1816 zuwi⸗ 
der, zum Machtheil des Einen und zu Gunften des Andern 
aufgehoben werden konnte, da die Abſicht des Geſetzgebers 
nicht Bahin gegangen ift, neue Rechte im Intereſſe des einen 
oder audern Theits der Staatsunterthanen zur fchaffen, oder 
zu geben und zu nehmen, fondern beftehende Rechte zw ſchuͤ⸗ 
gen, eine Beſchraͤnkung der legtern aber zwar um des allges 
a Beſten willen, aber nicht zu Gunften Einzelner zu: 
lafjıg 

In diefem Betracht dürften, um die $$. 2 und 5. des Patents 
vom 15. November 1816 zu vereinigen, unter den unbedingt auf 
gehobenen allgemeiner Landesgefeßen nur ſolche zu’ verfiehen fein, 
welche dem abftrarten Rechte oder dem allgemeinen: Rechtsſyſtem 
für fünftig entſtehende Nechtsverhättniffe angehören. Hiernach 
würde alfo das A. 2. R., ſoweit es ſich hiermit beſchaͤftigt, unter 
ten im$. 14 der Einleitung und im Patent von 1816. $. 6. enthals 
tenen Maaßregeln unbedingt an die ©telle jener allgemeinen Lan⸗ 
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besgefege treten ; bei denjenigen Beſtimmungen aber, weidhe hifter 
riſch entftandene Rechte gewifier Perfonen, Sachen oder Werhdie, 
niſſe ald Regel aufftellen und legislatorifch fanctioniren , würde 
barauf zu fehen fein, ob fich die im A, L. R. vorausgefegte hiſto⸗ 
riſche Begründung auch im Herzogthum Sachſen vorfände. Iſt 
dies der Fall, ſo wuͤrde die Anwendung des A. L. R. keinem Be⸗ 
denken unterliegen. Findet ſich aber jene hiſtoriſche Begruͤndung 
nicht, oder enthalten die Saͤchſiſchen Geſetze, fie mögen im terris 
torialen Sinne allgemein oder fpeciell fein, über die dahin gehoͤ⸗ 
tigen Gegenftände andere Beftimmungen, fo würde auf dieſe Lan⸗ 
desgefege, oder felbit auf das gemeine Recht, unter defien Schug 

ſich die beſtehenden Rechtsverhältniffe gebilder haben, nach $. 5. 

des Patents von 1816 zuruͤckzugehen fein. 

Gegen diefe wiffenfchaftlichen Anfichten iſt jedoch in prakti⸗ 
ſcher Hinficht zu erinnern: 

. 8) daß fie in der Anwendung ein zu genaues rechtewiffenfchafts 
lies und hiftorifches Studium erfordern, wozu es den rich 
terlihen Beamten im Allgemeinen, bei der auf ihnen laften: 
den Maſſe täglicher Arbeiten, an Zeit und Kräften, übers 
dies aber auch, befonders den einzeln ſtehenden Unterrich— 
tern, an den nöthigen litterarifchen Huͤlfsmitteln fehle; 

.b) daß ſelbſt ein grändliches Studium aller, nach den oben 
aupfsfgeſtellten Anfichten zu beachtenden rechtöwiffenfchaftlichen 
und hiftorifhen Momente öfters zu fehr unfichern und zwei⸗ 
felhaften Refultaten führen, und fomit die Erhebung obiger 
Anſichten zu gefeglihen Vorfchriften nicht die mit Einfühs 
rung des X. 2. R. beabfichtigte mehrere Gewißheit, fondern 
eine größere Ungewißheit und Verwirrung des Rechts zur 
Folge haben würde. Ä | | 
ce) daß, wenn man die obigen Anfichten, befonders in den vor, 
mals Saͤchſiſchen Landestheilen, confequent durchführen woll⸗ 
te, bei dem weiten Umfange des Saͤchſiſchen Rechts faſt kein 
Titel des A. 2. R. unberührt von provinziellen Modificatio⸗ 
nen ‚bleiben würde; Re 
d) daß, fofern nur das A. 2. R. mit den im 6. 14 u. f. der 
Einleitung und im $. 5. u. f. des Patents von 1816 beftimms 
ten Rüdkfichten angewendet wird, Sein reeller Nachtheil für die 
Parteien entfieht, während das Fortbeftehen provinzieller Ab: 
mweichungen bei den deshalb nöchigen ſubtilen Diftinctionen 
unvermeidliche Rechtsunſicherheit zur Folge hat, und ſowohl 
den Fortſchritten der allgemeinen Geſetzgebung, als der im 
©taatsintereffe wünfhenswerthen Verſchmelzung ber alten 
‚und neuen ©taatsangehörigen hemmend entgegen tritt. 

Auf diefem reinen praktiſchen Standpunkte fcheint es rathſam, in 

der Regel, foweit es unbefchader der im $. 14 m. f. der Einlei: 

tung zum U. 2. R. und $. 5 u. f. des Patents von 1816 enchat- 
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tenen Grundfäge geſchehen kann, das A. L. R. nebft feinen er 
gänzenden and erläuternden Beftimmungen, mit möglichfter Ver- 
meidung provinzieller Unterfchiede, anzuwenden, und zu dieſem 
Zweck die dafür guͤnſtigere Bedeutung des Ausdrucks „allge⸗ 
meine Landesgeſetze“ im territorialen Sinne vorzuziehen. 
Das in Nede fiehende Straßenbau : Mandat enthält Ges 
ſtimmungen, welche 
A) Rechte und Verbindlichkeiten feſtſetzen, 
B) die Reſſortverhaͤltniſſe und das Verfahren in Straßen⸗ 
baus Sachen beſtimmen, und? 
C) mehrere technifhe und polizeiliche Vorſchriften ertheilen. 
AdA. 


Sin der erften Beziehung finden ſich 
1) mehrere im Wefentlihen mit dem U. 2. R. oder einzel 
nen Preußifhen Gefegen übereinftimmende Feftfegungen. 
Namentlich laffen - fi: 
a) die Beftimmungen des Straßenbau : Diandats im $. 2. 
uͤber die WVerbindlichkeiten durch Aufnahme des ‘durch 
Abzugsgräben von der Strafe abzuleitenden Waſſers, 
und über das Recht, Entfchädigung dafür zu fordern, 
foweit es fi hierbei nicht von der weiter unten zu ers 
mwähnenden Grabenarbeit handelt, mit dem U. 8. R. 
Th. I. Tit. 8. $. 103 u. f., ingleichen 
b) die Beftimmungen der $$. 11. 12, 13. des Mandats 
über die Entfhädigungen, welche die Grundftücsbefiger 
für das zu Anlegung neuer Straßen herzugebende Land, 
mit Ausfhluß des weiter unten hierauf bezüglihen Punks 
tes, ferner über die Vergütung der zum Straßenbau 
entnommenen Materialien und des durch interimiftifche 
Zufuhr und Nebenwege entftehenden Schadens, mit den 
Deftimmungen des A. L. R. Ih. 2, Tit. 15. 9.4. 5.18 
und 19. vereinigen. Eben fo wenig kann e6 " 
c) für eine Abweihung vom U. L. R. gehalten werden, 
wenn im gedachten $. 2. des fraglichen Mandate Bes: 
flimmt wird, daß für das zu Anlegung neuer Straßen, 
gräben abzutretende Land, infofern es vorher ſchon zur 
Straße gehörte, und diefe zur Ungebühr gefchmälert wor; 
den, feine Entſchaͤdigung Statt finden foll; denn in eis 
nem ſolchen Falle würde auch nad dem U. 2. R. kein 
Entſchaͤdigungsanſpruch Statt finden. Berner überein, 
flimmend it > 
d) die im $.9. des Straßenbau: Mandats erwähnte Vers 
bindlichkeit der Geleits s und MWegegeld » Berechtigten zur 
Erhaltung der Straßen ihres Bezirks mit dem A. L. R. 
TH. I. Tir. 15. 9. 138., und der Dorfgemeinden zur Er⸗ 
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haltung der Communications: und Nachbarwege mit 
ie. 7. 37: No.l. J. c. Auch laͤßt ſich 
e) die im $. 6. des Straßen: Mandats den Cummunen aufı 
erlegte Verbindlichkeit zum Auswerfen des Schnees in 
hohlen Wegen, oder wo es ſonſt nöthig, unter die Vor: 
fpriften des A. L. R. Th. II. Tit. 7. $.37. und Tit. 15. 
| — 13. fubfumiren. Endlid- 
f) find noch die im $. 21. des Strafen, Mandats enthals, 
tenen Vorfchriften über das Ausweichen auf der Straße 
zum Theil übereinftimmend mit dem A. L. R. Th: II. 
Tit. 15. $. 25 u. f. dem Anhange zum Ehauffeegeld» 
— Tarif vom 29: Mai 1822- und dem Zufag zun Tarif 
-vom 28,. April 1828. Be 
Die Frage über die fortdauernde. Gültigkeit des Saͤchſiſchen 
Straßen: Mandats kann bei diefen, mit dem U. L. R. über 
einftimmenden Punkten nur infofern eine praftifhe Erheblich⸗ 
keit haben, ald das Saͤchſiſche Gefeg fpeciellere Beftimmungen, 
wie 5. B. die vorfiehend ad c und e. gedachten, enthält, und 
deren Subfumtion unter die allgemeinen Beftimmungen des 
Preuß. Landrehts bezweifele werden follte. ' Er 
Sn diefem Falle dürfte fih die Anwendung des Saͤchſi⸗ 
fchen Geſetzes dadurch rechtfertigen, daß die Entfcheidung nad) 
einer pofitiven Morm immer einer willkuͤhrlichen oder zweifels 
haften Auslegung vorzuziehen ift. 
Diies wuͤrde jedoch auc ohne fortdauernde Gültigkeit bes 
gedachten Strafen: Mandats, als eines Provinzial, Gefeges, 
infoweit gefchehen können, als es zuläffig ift, ‚bei Auslegung 
zweifelhafter Stellen des U. L. R. andere pofltive Autoritäten 
zu Hülfe zu nehmen. | 
Dagegen find ohne Zweifel die fpecielleren Worfchriften Prew 
Fifher Gefege, namentlih ad b. der Cabinets-Ordre vom IA, 
Suni 1825, meil diefe feine provinzielle Ausnahme geitatter, 
und ad f. des A.L R. Th. Il, Tier. 15. 9.25 u. f. nebft den 
oben angeführten Tarif» Anhängen über das Ausweichen, weil 
durch dieſe zur allgemeinen Landespolizei gehörigen ‘Dispofltios 
nen fein, wohl erworbenes Recht verlegt wird, und überhaupt 
bei dergleichen Gegenftänden das gemeine Wohl Gleichfoͤrmig⸗ 
keit im ganzen Staatsgebiet erfordert, an die Stelle der hier 
ber gehörigen Saͤchſiſchen Werordnungen getreten, 
| So viel nunmehr 
2) die abweichenden Beflimmungen des Straßen Mandate 
anlangt, fo ergeben fich ſolche bei folgenden Punkten: 
a) Nah $. 2. fol für das zu Anlegung neuer Straßen. 
gräben abzutretende Land, wenn es nicht ſchon vorher 
zur Straße gehörte, zwar aud übereinfiimmend mit 
dem A.2.R. Th. IL. Tier. 15. 5.18 und 19, Entſchaͤ⸗ 
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digung ‚gegeben. werden, jedoch. nur, wenn das abautres 
. tende Land zwei Dresdener Megen oder mehr beträgt. 
Ohne Zweifel gründere ſich diefe — Beſtimmung auf 
die Vorausſetzung, daß dergleichen Graͤben zugleich mit zu 
Mutzen der Grundbeſttzer gereichen, oder daß das weniger als 
zwei Metzen Ausſaat besragende Land praͤſumtiv urfprünglich 
zu der Strafe gehöre habe, | 
Denn nur unter diefer Worautfegung hatten die früheren 
Verordnungen, namentlich das Straßen: Mandat vom 17. Juni 
1706 in Cod. Aug. iom. I, pag. 1192. die unentgeldliche 
Abıretung vprgefchrieben. Indeß waren jene Worausfegungen 
nicht immer gegründet, und die darauf gebaute Dispofliion 
gab in ihrer Aügemeinheit Anlaß zu Prägrapationen. Die 
DSaͤchſiſche Regierung. hat daher Anfangs in einzelnen Faͤllen 
aud für das unter zwei Metzen Ausſaat betragende Land Ent: 
fhädigung gegeben, und fpäterhin, wiewohl erſt nach der Ter⸗ 
ritorial » Veränderung , jene ganze Dispofition dur das Man⸗ 
dat vom 4. Sjanuar 1820 aufgehoben. (CEfr. Saͤchſ. Geſetz⸗ 
fammlung 1820. ©. 5.) Ä 

In den jegt Preußifhen Landesıheilen ift aber, unferes 
Erachtens, jene Dispofirion ſpaͤteſtens ſchon feit dem 1. März 
1817 für aufgehoben zu achten; denn 

a) nad 6. 75. der Einleitung zum Ü. 2. R. ift der Staat _ 
denjenigen, welcher feine befondern Rechte und or 
theile. dem Wohl Les gemeinen Weſens aufjuopfern 
gendihige wird, zu entfhädigen gehalten, Weder bei 

dieſem allgemeinen Grundſatz, mod bei deſſen fpes 

cieller Ausführung im $. 4.5. 18 und 19. Tit. 15. 

TH. 11. A. 2. R., wird auf provinziele Ausnahme 

i verwiefen, Es gehört daher zu den allgemeinen Grund; 
fügen des Preußifhen Staates, kein Privar : Eigen 

thum für oͤffeniliche Zwede ohne Entſchaͤdigung in 

Ä Anfpruh zu nehmen. _ 

RP) Die fraglihe Dispofition ded Saͤchſiſchen Mandate 
von 1781 bezieht fih nicht auf ein, den vormals 
Saͤchſiſchen Landesıheilen eigenthämliches noch befte: 
hendes Inſtitut. Sie enthält vielmehr blos die Ans 
ordnung einer öffentlichen Laft, welche blos infoweit 
feine Prägravation mit fi brachte, als fie allen an 
der Straße liegenden Srundbefigern im ganzen Staas 
te oblag. Beitdem aber ein Theil diefes Staates 
mit Preußen vereinigt iſt, würden die Grundeigens 
diefer jetzt Preußifhen Landessheile, gegen alle uͤbri⸗ 
gen Provinzen des Preußifhen Staates, durch das 
längere Fortbeſtehen jener Laft prägravire werden. Für 
deren Wegfall ſprechen daher die nämlichen Gtuͤnde, 
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aus welchen die gedachte Abgabe der erſten beiden Ge⸗ 
halts⸗ und Penſions⸗Monate bereits im Jahre 1816 
für aufgehoben erklärt worden. | 
y) Die fragliche Dispofiiion des Straßenhau Mandat 
gehört nicht zu denjenigen Landesgefegen, welche pris 
vatrechtlich erworbene und beftehende Rechte fanctionis 
ren, oder Präfumtionen dafür aus hiſtoriſchen Gründen 
feftfegen, und daher nad $. 5. des Patents von 1816 
ferner zu berückfichtigen find; fie ift vielmehr eine rein 
„bispofitive Anordnung, welche eben fo, wie fie durch 
den bloßen Willen des Geſetzgebers eingeführt war, 
auch wieder aufgehoben. werden konnte, und in * 
jetzigen Staatsgebiet des Koͤnigreichs Sachſen, wie 
oben gedacht, bereits aufgehoben iſt. 
uebrigens hat auch, beſage der beigelegten Acten 
in Sachen Sommers gegen Fiscus fol. LI. 
das Königl. Minifterium des Innern bereits unterm 
31. Mai 1830 fi) für die Anwendbarkeit des A.L,R. 
in diefem Punkte erklärt. 
Es ift daher ruͤckſichtlich der. hier erwähnten Abwei⸗ 
hung kein Grund für das Fortbeſtehen des Saͤchſi⸗ 
fhen Straßen, Dandats vorhanden, 
b) In Betreff des Baues und der Unterhaltung der Straßen 
und Wege unterfcheider dieſes Saͤchſiſche Gefeg im $. 9, 
zwiſchen den Straßen und Wegen in und außerhalb der 
Städte und Dörfer. 
Als Regel, infofern nicht ein Anderes hergebracht iſt, 

wird beſtimmt, daß 

a) innerhalb der Orte, und zwar 

ac) der Städte und fo weit deren Weichbild geht, die 
Stodträihe aus den Kämmerei» Einkünften, und wo 
es Kerkommens, oder diefe Einkünfte nicht zureis, 
hen, mit Zuziehung oder auf alleinige Koften der Com; 
mune, 

PP) in den Dörfern und fo weit deren Zäune gehen, es 

mögen diefe beide Seiten der Straße oder nur eine eins 
faffen, die Dorfcommunen die Straßen zu bauen und 
zu unterhalten haben; 
M außerhalb der Staͤdte und Dörfer werden 

a0) die hohen Heer⸗, Landes» und Commerzials Straßen 
entweder auf Koften der landesherrlichen Rentkammer, 
oder von denjenigen Vafallen, Stadtraͤthen und Grunds 
befigern gebaut, welche auf dergleihen Straßen mit 
dem Geleit beliehen find, oder ein Wege » oder Bruͤcken⸗ 
geld zu erheben haben, infofern Letztere nicht erwa 
durch Vertrag eine Befreiung vom Straßenbau erhal 
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ten, ober folche rechtlich ausgeführt Haben, oder auch 
dergleichen nicht fchen in ihren Privilegien enthalten 
oder bei Erlangung der Geleits⸗, Zoll:, Weges und 
VBrücengeld Berechtigung andere dafür zu leiſtende 
Verbindlichkeiten beſtimmt worden ; 

RP) auf den Communications, und Nachbarwegen aber 
liegt die Erhaltung derfelben, wo nicht ein Anderes 
hergebracht ift, den Communen eines jeden Orts inner 
halb ihrer Fluren ob, | | 

Daß die hier, nur des Zufammenhangs wegen, mit angeführten 
Werbindlichkeiten der Geleits/ und Wegegelds Berechtigten, fo 
wie bei den Communications » und Nachbarwegen der Dorfgemeins 
den, mit dem A, L. R. Th. II, Tit. 15.6. 138 und Tit.7. 9.37. 
übereinftimmen, ift ſchon oben gedacht. Eben fo würden die durch 
Herkommen, Vertrag, rechtliche Entfcheidung oder Privilegien 
begründeten fpeciellen Rechte und Werbindlichkeiten ſchon nad 
$. 5. des Patents vom 15, November 1816, auch ohne das aus⸗ 
druͤckliche Anerkenntniß des Straßenbau: Mandate, fortwährend 


guͤltig fein. 


Pas aber die für den Fall mangelnder fpecieller Beſtimmun⸗ 
gen der Art aufgeftellien Regeln betrifft, fo gehören fie einer Zeitan, 
wo der Straßenbau zwar fehon als eine allgemeine Landesangele⸗ 
genheit beauffichtigt, aber noch nicht allgemein vom Staate felbft 
betrieben, fondern zum Theil den Städten, Dörfern und Geleitsbe: 
rechtigten überlaffen war, und der Staat nur ald Domainenbe⸗ 
fiser unmittelbar dabei concurrirte. So weit nun diefes Sad 
verhältniß noch beſteht, werden auch die, daffelbe nicht ſowohl ans 
ordnnenden als vielmehr biftörifch befundenden Beftimmungen des 
Straßenbau Deandars fortdauern. Namentlich wird 

ad a) die Werbindlichkeit der Stadträche und Dörfer zum 
Bau und zur Unterhaltung der Straßen innerhalb der Staͤdte, 
Stadtweichbilde, Dörfer und Dorfjäune zwar als auf befonderer 
Berfaffung beruhend, in der Regel fortbeftehen, und in diefem 
Falle die einzelne Ortsverfaffung befiimmen, aus welchen Com⸗ 
ne die Koften zu beftreiten, oder wie fie aufzubrins 
‚gen find. 

Wenn aber der Staat feldft den Bau einer Kunftftraße übers 
nimmt, und für die, auch durch die Städte, Weichbilde und Dörs 
fer gehenden Strecken Ehauffergeld erhebt, oder Abgaben, welche 
die Städte und Dörfer für den ihnen obliegenden Straßenbau zu 
erheben Hatten, aufhebt; fo folge ed ſchon aus dem veränderten 
Zuftande des frühern Verhältniffes, daß der Staat aud die Kos 
ften des Baues und der Unterhaltung übernimmt. : 

ad 4) Anlangend die Heer, Landes: und Commerzialſtraßen 
außerhalb der Städte, Weichbilder und Dörfer, fo ift die Ver⸗ 
bindlichkeit der Saͤchſiſchen Rentkammer auf diejenigen fisfalifchen 
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Eaffen, welche an deren Stelle getreten find, uͤbergegangen; die 
auf Privat», Geleits/- und Zollberechtigungen beruhenden Vers 
bindlichkeiten aber find ohne Zweifel mit den durdy $. 17. des Zoll⸗ 
gefeges vom 26. Mai 1818 aufgehobenen Communals und Pris 
varlaften weggefallen, und bei der nach $. 19, geleifteren Ent⸗ 
ſchaͤdigung mir in Abrechnung gefommen. - 


Es bleibt daher von den hier fraglichen Beſtimmungen des 
Straßenbau, Dandats nichts übrig, als die ad a. gedachte Vers 
faffung, für welche das nur gedadhte Mandat auch ohne provin⸗ 
zialrechtliche Autorität zum hiftorifchen Nachweis dienen kann. 


c) Einige Abweihungen des Straßenbau: Mandate betreffen 
demnaͤchſt die zur Unterhaltung und zum Bau der Straßen 

zu leiftenden Dienfte, worüber das A. L. R. Th. II. Tit. 15. 

$. 13 — 17. Beftimmungen enthält. 

Die im $. 15. 1. c. ausgeſprochene Verweifung auf Landesvers 
faffungen, Provinzialgefege und befondere Wegeordnungen rechts 
fertigt im Allgemeinen das Zurüdgehen auf Sächfifche Gefege, 
und nad obigen Grundfägen ſelbſt auf allgemeine Landesgefege 
im territorialen Sinne. 

Ehe wir aber zu einer Darftellung der im Straßen  Drandat 

von 1781 enthaltenen Beftimmungen übergehen, bemerken wir, 
‚daß diefes Geſetz nicht alle den jegt fraglichen Punct betreffende 
Verhaͤltniſſe erfchäpft und nicht die einzige Richtſchnur dabei var, 
fondern außerdem verfchiedene, durch daſſelbe nicht aufgehobene 
Verordnungen dabei zu beruͤckſichtigen ind. 

Eine Verbindlichkeit zu unentgeltlihen Spann s und Hands 
dienften, wie ſolche im A. &R. 1. c. den zur Gemeindearbeit vers 
pflichteten Einwohnern auferlegt it, fand nah Saͤchſiſchen Ges 
fegen nicht Start; vielmehr follten nur diejenigen, ſo deswegen 
Seleitsfreiheit genofien, dazu verbunden fein, Andere aber des 
gemeinen Nugens wegen zu einer billigmäßigen Mitleidenheit, als 
lenfalls gegen ein jährliches Geldäquivalent zugezogen werden, 
(Generale vom 13. Auguſt 1737 u. 29. April 1763. 9. 4 u. 5. 
im Codice Aug. Cont. I. tom. II. pag. 58 und 60.) 

Daneben wurde im Jahre 1793 angeordnet, daß nit nur 
diejenigen Orte, welche zunaͤchſt an der Straße liegen, fondern 
auch alle innerhalb einer Meile gelegene Dorffhaften und Ber 
ſitzer zu Reparir⸗ und Erhaltung der Straßen angehalten und mit 
den Sinterefienten befondere Wergleihe wegen Webernahme einer 
gewiffen jährlichen Anzahl Tage nach Proportion der Hufen ges 
fchloffen werden follten. (Refeript vom 24. Maͤrz 1739 im Cod. 
Aug. Cont. I. tom. II. pag. 58.) | 

Seitdem man indeffen im Jahre 1765 angefangen, hie und 
da einzelne Strecken von Straßen funftmäßig zu bauen, wurde 
ein eigener Straßenbaufonds hierzu angewieſen, welcher damals 
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in einer jährlichen Summe von 50,000 Rihlrn. aus dee Rentkam⸗ 
mer beftand. (Cod. Aug. Cont. 1. tom. 1. pag. 61. 62. Weiße 
Geſchichte der Saͤchſiſchen Staaten. ®d. 7. ©. 17.) 
Zu diefem Fonds wurden . 
a) bei dem Landtage im Jahre 1766 auf die nächften 6 Jah⸗ 
ve jährlid 6 Spanntage von jeder Magazins Hufe, und 
4 Handtage von Gärinern, Koſſathen und KHäuslern, 
welche auf der Commune Grund und Boden ftehende oder 
aus andern Gütern abgebaute Käufer befigen oder zu den 
Pfarr-Dotalen gehören, alfo mit Ausfchluß der Ritters 
guts=: Häusler, verwillig, (Weißel.c. S. 16.) 
Dieſe ſtaͤndiſchen Verwilligunaen wurden auf den folgenden 
Landtagen wiederholt, im Jahre 1781 aber in ein Geldfurrogat 
verwandelt, welches die Stände im Jahr 1805 auf 18 Groſchen 
von der Hufe feftfegten. Einzelne Weodificarionen fanden übris 
gene in den Landestheilen Statt, weiche ihre befondere ftändifche 
— hatten. (Reſcript vom 7. Mai 1771, 26. März 
1776 im Cod. Aug. Cont. 2. tom. II. pag. 661.667.669.) 
Außer diefen, auf fländifhen Wermwilligungen beruhenden 
Dienften und den an deren Stelle gerretenen Straßenbau Sur» 
togatgeldern, welche die Preußifche Regierung bis jegt noch erhebt, 


u beftanden 


A) die auf befonderer Obſervanz und privatrechtlihen Titeln 
beruhenden, in den einzelnen Amtsbezirten und auf nas 
mentlichen Wegen zu leiftenden Dienfte, von welchen im 
Refcript vom 28. Detober 1803 in Cod. Aug. Cont. 3, 
tom. II. pag. 382. die Dede it, und wofür einzelne Be: 
freiungen vom Chaufieegelde zugeflanden wurden. (Chaufs 
feegelder » Rolle vom 25. Febr. 1792 in Cod. Aug. Cont, 
2. tom. ll. pag. 726. Werordnung vom 1. Mai 1804, 
in Cod, Aug. Cont. 3. pag. 384) 

7) Diejenigen Straßendienſte, welche nach den oben ange: 

GSeneralten vom 13. Auguft 1737 und 19. April 

1763, fo wie nad) dem Straßenbau : Mandat von 1781 
rüdfichtlich der Seiten» und Abzugsgräben von den Bes 
figeen der anftoßenden Grundſtuͤcke zu leiften find. Das 
Generale vom 19. April 1763 macht es nämlih allen 
und jeden Grundbefigern ohne Unterjchied und felbft den 
kandesherrlichen Aemtern und Vorwerken zur Pflicht, die 
Gräben, fo weit ihre Grundſtuͤcke an die Straße ftoßen, 
zu heben, und im $. 1. des Straßenbau: Mandats von 
1781 werden die Vefiger der an den Straßen liegenden 
Grundſtuͤcke angewiefen, nicht allein die bereits vorhans 
denen Gräben an den Seiten der Straßen, fo oft es die 
Umfiände noͤthig machen, und wenigftens jährlich einmal, 
. süchtig zu heben, fondern auch neue, wie und wo es die 
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StraßensCommiffion anzuordnen für nörhig finde, am 
zulegen, oder fi gefallen zu laffen, daß die Gräben 
auf ihre Koften angelegt und gehoben werden. Wenn 
aber die an der Straße liegenden Grunditäde nad Wer 
haͤltniß der Länge fo ſchmal fein follten, daß den Ber 
fisern durch die Hebung und Anlegung der Gräben eine 
allzumerkliche Prägravarion erwuͤchſe, fo follen die Com⸗ 
munen, zu welchen diefe Grundſtuͤcke gehören, oder wenn 
diefe ebenfalls zu ſchwach wären, Die benachbarten Com: 
munen, nach der von der Straßen: Commiffton zu trefz 
fenden Anordnung, die Grabenhebung und Anlegung zum 
Theil mit. übernehmen. Auch foll dies bei den Bes 
figern der Lehn=, Geiſtlichen und Stadtgüter auf glei⸗ 
che Weife gehalten werden, und dieſe Verbindlichkeiten 
find im $. 2. aud auf: die oben ad 1.2. erwähnten 
Abzugsgräben erſtreckt. | | 
So lange nun der Staat bie 
ad a). gedachten Straßenbaugelder erhebt, fo lange muß 
es ohne Zweifel bei der Hierdurch begründeten Verfaſſung bieiz. 
ben, wodurch jeder, aus dem U. 2. R. erwa herzuleitende An⸗ 
ſpruch auf allgemeine Straßenbaudienſte ausgejchloffen. wird, 
auch wenn das fraglibe Straßenbau: Mandat, welches über 
diefen Punkt nichts enıhält, für aufgehoben geachser wird, Bas 
aber die | 


ad 8) erwähnten auf privatrechtlihen Titel berußenden 
Dienfte berrifft, fo mäffen diefe, ebenfalls unabhängig von dem 
Fortveftehen des Straßenbau: Mandars, fhon nah $. 5. des 
Parents von 1816 ferner geleifter werden, infofern fie nicht 
durch Befreiung von Geleits s oder Wegegeldern, oder durch anı 
dere Gegenleiftungen befiege waren und mit deren Aufhebung 
weggefallen find. 

ad y) Die Verbindlichkeit der Chrunddefiger zu Hebung 
und Anlegung der Straßen» und Abzugegelder fann an ſich 
nicht als eine, den allgemeinen Grundjägen des Preußifchen 
Staats mwiderftreitende, und daher, mie Die oben ad a, gedach⸗ 
te, für aufgehoben zu achtende Laft berradtet werden. Sie 
it vielmehr unter der nach $. 13. Tit. 15. Th. IE A. 2. R. 
Statt findenden allgemeinen Verbindlichkeit begriffen und durch 
die Saͤchſiſchen Gefege nur darin befonders modifteirt, daß fie 
nicht blos, wie nach $. 1A. 1. c., den zur Gemeinearbeit Wer . 
pflihteren, fondern allen Grundbefigern ohne Unterfchted obliegt. 
Dieſe Modiftcation gehöre zu den nad $. 15.1, c. aufrecht zu 
Haltenden näheren Beftimmungen, und kann durch 6 14. nicht 
aufgehoben fein, weit fonft, dem $. 13. des Parents von 1826 
zuwider, eine bisher den Grundbeſitzern, als ſolchen, obgelegene 
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Laft auf. bie zur Gemeinearbeit Verpflichteten, und als ſolche 


bisher davon Befreiten Übertragen werden würde. 


Indeſſen halten wir dafür, daß die im $.13 und 16, Tit. 15. 
Th. II. A. L. R. enthaltene Berimmung eben fo, wie das Saͤch⸗ 
ſiſche Straßen Mandat, einer Zeit angehört, wo der Straßen; 
bau noch nicht allgemein vom Staat betrieben und hauptfächlich 


noch nicht finanziell durch Erhebung von Chauffeegeldern benuge 


wurde, daß mithin jene Beftimmungen des A. 2. R. fowohl, als 
bes Saͤchſiſchen Straßen, Drandats nur auf die ſonſt gemöhnlis 
en Straßen, oder felbft mit der, im $. 17. des Ü.U.R. 1. c. 
enthaltenen Beſchraͤnkung nicht auf die finanziell vom Staat bes 
nugten Chauffeen angewendet werden können. Ueberdies komme 
bei den im Saͤchſiſchen Straßen: Mandat erwähnten Grabenars 
beiten hinzu, daß diefe bei dem fonft gewöhnlichen Zuftande der 
Straßen mehr zum Schuß der angrenzenden Grundftüde, als 
zur Beſſerung der Straßen dienten, und weit weniger koftfpielig 
waren, als die Gräben der kunftmäßig erbauten Chauffeen, mwels 
che ohnehin den benachbarten Feldern in mancher Hinſicht, beſon⸗ 
ders wegen der darauf angepflanzten Bäume, oͤkonomiſch nach: 
teilig find, und für die Beſitzer doppelt nachtheilig werden würs 
de, wenn dieſe auch die Chauffeegräben anlegen und unterhalten - 
follten. Auch werden, unferes Wiffens, in; Sachſen die Chauffees 
- gräben nicht von den angrenzenden Grundftäcsbefigern, fondern 
; von den befonders angeftellten Chauffeewärtern gehoben. 

Hiernach würde alfo auch die fpecielle Beftimmung des Stras 
Bendau » Mandats wegen der Grabenarbeiten nur noch bei denje⸗ 
nigen Wegen, welche nicht hauffeemäßig auf Rechnung des Staats 

gebaut find, zur Anwendung kommen, 


AdB. : 


Anlangend die Reffortverhältniffe und das Werfahren bet 
entftehenden Streitigkeiten, fo haben wir nad) obigen allgemeinen 
Bemerkungen nicht nöthig auszuführen, daß die Reſſortverhaͤlt⸗ 
niſſe der Saͤchſiſchen Behörden ſich mit Eintritt der Preußiſchen 


Odrganiſation geändert haben. 


In Anſehung des Verfahrens beſtimmt das Straßenbau— 
Mandat im $. 23, daß bei den, den Straßenbau, als eine fans 
despolizeianftalt, betreffenden Sachen proceſſualiſche Weitläufig. 
feit nicht geftartet, auch in Fällen, wo es auf die im Mandat 
feftgefegten Dienftleiftungen ankommt, die Appellationen, ders 
gleichen befanntlid auch gegen bloße Verfügungen Statt fanden, 
Beinen Suspenfiv Effect Haben, jedoch darüber Bericht erftatter, 
und Übrigens das Mandat wegen des Verfahrens in Kammerfas 
hen vom 7. Auguſt 1770 in Cod. Aug. Cont. 1. ton. I. pag. 
1342, beobachtet werden fol. Da nad diefem Mandat, fobald 
jura privatorum in Diede fliehen, der ordentliche Weg des Pros 


% 
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ceffes Statt findet, fo enthält das Straßenbau: Mandat bei dies 
fem Punkte im Weſentlichen nichts Anderes, ald was auch im 
der Berordnung wegen verbefferter Einrichtung der Provinzial⸗, 
Polizeis und Finanz» Behörden vom 26. December 1808. $. 34 
bis 42. für den Preußifchen Staat beſtimmt ift. 

Wenn aber au die Saͤchſiſchen Gefege in diefem Punkte 
von den Preußifchen abweichen, fo würden doch die hierher gehös 
rigen Beſtimmungen mit der gänzlichen Umformung der Gerichts, 
und Polizeiverfaffung und des Proceßganges um fo mehr für aufs 
gehoben zu achten fein, da dergleichen Gegenftände lediglich von 
der allgemeinen Staatsgefeßgebung — provinzielle Aus⸗ 
nahmen aber mit einem regelmäßigen Geſchaͤftsgange unvertraͤg⸗ 
ih und durch die hierher gehörenden Preußiſchen Geſetze nirs 
gends geftattet find, auch übrigens durch Abänderungen des 
Staatsorganismus und Gefgäfttganges die jura privatorum 
unverlegt bleiben. 


AdC. 


Hiernächft enthält das Straßenbau» Mandat mehrere Bors 
fhriften im $. 2. über die Pläge, wo Abzugsgräben anzulegen; 
6. 3. über das ungebührliche Leiten des Waſſers oder andere Ab; 
flüffe auf die Straße; $. 4. über die Abftellung der Hindernifie 
des Wafferablaufs; $. 5. über Wegräumung der Buͤſche und Baͤu⸗ 
me an den Straßen; $. 7. über Verhütung gefahrdrohender Ums 
fände; $. 10. über die Breite der Straßen; $. 11. über Vermei⸗ 
dung zu vieler Krümmungen, fteiler Berge, Waffer und hohler 
Wege bei Anlegung neuer Straßen; $. 12. über Auswahl der 
Materialien; $. 14. über Anlegung der Schleufen, Brücken und \ 
Bafferabfchläge; $. 15. über Beobachtung der dem Straßen: 
Mandat beigefügten technijchen Inſtruction; $. 16. über Beauf 

ſichtigung der Communicationswege; $. 17. über die den Poſten 
geſtatteten Nebenwege; $. 18. über Erhaltung der Straßen und 
Anftellung der Straßenauffeher; $. 19. über den Gebrauch der 
Hemmſchuhe; $.20. über die Herftellung und Erhaltung der Mei— 
lenfäulen; $. 22. über die Aufſicht der Straßen: Commiffion auf 
die Unterbevienten; .$. 24, über die Strafen der Saͤumigen und 
-Widerfpenftigen. Ä 

Dreergleichen nicht das Privatrecht berührende, lediglich die 
Verwaltung und Polizei betreffende Worfchrifien muͤſſen nothwen⸗ 
dig theils den allgemeinen, im ganzen Staate angenommenen 
Srundfägen, theild den Fortfchritten der Technik und den tempo, 
rairen und localen Bedärfniffen unterworfen fein. 

Sie können daher an fich keine provinzielle Ausnahe begrüns 
den, und nur infofern fortdauernd anwendbar fein, als die Res 
sierung ſolches für angemeſſen hält. 
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Nah allem Vorftehenden geht nunmehr unfer Gutachten 
Aber die und vorgelegte Frage dahin: | 
daß das in Rede fiehende Straßenbau, Mandat zwar nicht 
unbedingt nach $. 2. des Patents vom 15. November 1816 
für aufgehoben zu achten, daß aber duch feine noch fore 
dauernde Gültigkeit fih nur auf fehr wenige Punfe ber 
ſchraͤnkt, in Ruͤckſicht deren es beffer fein dürfte, die dabei 
Statt findenden Abweihungen von dem A. L. R. in einer 
befondern Verordnung feftzufegen, als dem ganzen Straßen» 
bay » Mandat provinzialgefegliche Gültigkeit beizuiegen. 
Naumburg, den 8. November 1831. 
Das DbersLandesgerigt. 
(Unterſchriften.) 


b. 


Einem Koͤnigl. Hochloͤblichen Juſtiz⸗-Miniſterio ermangele 
ich nicht, den mir, mittelſt geehrten Schreibens vom 23. Decem⸗ 
ber pr. gefälligft mitgerheilten Bericht des Ober : Landesgerichts zu 
Naumburg vom 8. November v. 5., über die Gültigkeit des Saͤch⸗ 
fiihden Straßenbau» Mandats vom 28. April 1781 in den ehe⸗ 
mals Saͤchſiſchen Landesıheiten, nebft den dazu gehörigen Acten 
anbei mit dem verbindlihften Dante zuruͤckzuſenden, und bemerfe 
hierbei ganz ergebenft, daß ich den von dem Ober Landesgericht 
in Anregung gebradjten Erlaß einer befondern Werordnung über 
diefen Gegenftand nicht für unzweckmaͤßig erachte, da gegenwär: 
tig mit der Bearbeitung eines allgemeinen Wege» Neglements vors 
gegangen wird. Um jedoch die Mebelftände zu befeitigen, welche 
dadurch entftehen würden, wenn die Adminiftrativs Behörden nach 
andern Principien verfahren, als von den Gerichtshoͤfen bei Ent⸗ 
fheidung von Procefien zum Grunde gelegt werden, find die Ns 
gierungen zu Merfeburg und Erfurt angemiefen worden, bis zum 
Erfheinen des neuen Wege: Reglemente nach den Grundfägen zu 
verfahren, welche in dem Bericht des Ober : Landesgerichts aufge: 
ftelle und von Einem Hochloͤblichen Zuftiz: Minifterio fir richtig 
anerkannt find; ich ftelle Daher ganz ergebenft anheim, dieſen Bes 
richt auch den Gerichtshoͤfen gefälligft mitzutheilen, welche in re— 
visorio bei vortommenden Proceſſen zu erfennen haben werden. 

Berlin, den 28, April 1832, 

v. Schuckmann. 


c. 


Dem Antrage in dem Schreiben des Koͤnigl. Deinifterit des 

‚ das Gutachten des Ober » Landesgeridhts zu Naumburg 

den in dritter Inſtanz erfennenden Behörden zur Befolgung der 
Grundfäge und einer Conformitaͤt der Urtelsſpruͤche mitzutheilen, 
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kann zwar nicht deferiet werden, da die erfennenden Behörden 
nicht in sententionando befchränft werden können, 

Da jedoch die Pubticirär diefes Gutachtens gewuͤnſcht wird, 
und dafjelbe fie auch wegen der Gründlichkeit und der Wichtigkeit, 
des Inhalts verdient, jo fol der Abdruck in den Jahrbuͤchern er⸗ 
folgen. \ u 

Berlin, den 25. Mai 1832. (v. K. J. Bo. 39. S. 350.) 


.17. 8. 10 folg. 5, — 
nik UBER Pete du u non 
Die Eircular, Verfügung vom 7. September 1811, auf 
welche das Königl. Kammergericht in dem über die Befugnif des 
Hiefigen Polizei: Präüdiums, Verhaftungen feiner Beamten im 
Disciplinarwege zu veranlaffen, erftatteten Bericht vom II. v. M. 
Bezug nimmt, ift nur an die damals beftandenen Abgaben: Des 
putationen der Regierungen gerichtet, und kann daher ohne Weis 
seres auf die Polizeibehörden nicht ausgedehnt werden. Der Zus 
ſtizminiſter finder eine ſolche Ausdehnung auch der Sache nicht 
angemeſſen. Den Polizelbehoͤrden ſteht, wie andern Verwak 
zungsbehörden, gegen die ihnen untergebenen Beamten nicht als 
lein die Disciplinargewalt, fondern auch bei Dienfivergehen übers 
haupt das Recht der vorläufigen Unterfuhung und die Befugniß 
zu, entweder auf Dienftensfegung im Wege der Adminifiration, 
oder , mit Genehmigung des vorgefegten Minifteriums, bei dem 
competenten Gericht auf Eröffnung der förmlichen fisfalifchen oder 
Eriminal, Unterfuchung anzutragen. Um von einer oder der an: 
dern diefer Befugniffe, nach Beſchaffenheit der einzelnen Säle, 
Sebraud; machen, und über die, gegen den Beamten zu ergreis 
fenden Maaßregeln einen Beſchluß faflen zu innen, wird die 
Verhaftung des Angefchuldigeen oft noıhwendig fein. Sie er: 
fcheint als Mittel zum Zweck. Daß in folden Fällen, in denen 
fie verfügt worden, das Verfahren möglichft befchleunige, und, - 
wenn es auf die Eröffnung einer gerichtlichen Unterfuhung anzu 
kommen ſcheint, dariiber, ob darauf anzutragen oder nicht, bal- 
digſt ein Befchluß gefaßt werde, verſteht fi von ſelbſt. Kine 
Eontrolle von Seiten der Juſlizbehoͤrden kann hierbei nicht Statt 
finden. Auch erlaubt die Verfchiedenheit ter Fälle nicht, einen 
Zeitraum feftzufegen, binnen welchem die, der Polizeibehörde 
überlaffene Unterfuchung beendigt fein muß. Selbfi nad der Wer; 
fügung vom 7. September 1811 kann eine längere als vierwoͤ— 
chentliche Friſt bewilligt werden. Alles Hänge hierbei von der Be 
ſchaffenheit der Sache ab. Finder eine Verzögerung Statt, fo 
ſteht dem Verhafteten der Weg der Beſchwerde offen; jo wie dann 
aud) dem competenten Gericht unbenommen bleibe, bei einem zu 
feiner Kenntniß gefommenen, lange dauernden — eines Be⸗ 
VI. 


} 
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amten, davon dem Chef der Juſtiz zur weltern Veranlaſſung Ans 
zeige zu machen. 
Berlin, den 3. Decbr. 1830. (v.8.53.%d. 36. ©.300.) 


IL de. $. 23 folg. Abtretung der Watrimoninigerichrsbarteiten an den 


Des Königs Majeſtaͤt haben durch die Allerhoͤchſte Ordre 
vom 22. v.M. feftzufegen geruht, daß die Anträge der Ritters 
gutöbefiger auf Abtretung der ihren Gütern zuftehenden Patrimo⸗ 
nialgerichtsbarkeit an den Staat bis auf weitere, der revidirten 
Gefeggebung vorbehaltene Beftimmung, von der Juſtizverwal⸗ 
tung abgelehnt werden follen. Das Königl. Kammergericht hat 
fi hiernach in vorfommenden Faͤllen zu achten. 

Berlin, den 27. Auguft 1830. (v. 8.3. Bd. 36.©.142) 


I. 17. §. 24. Ausuͤbung der Beteimonialgerieäbardeit vor Berichtigung 
des Beſitztitels, und Weberlaffung der Gebühren für Aulegung der Hypo⸗ 
thefenbärher an den Juflitiarius. 


- Der Stadtrichter Bartſch zu Oderberg befchwert ſich in der 
abfchriftlich anliegenden Worftellung vom 9. Auguft c. darüber: 
daß dem zwiſchen ihm und den Gebrüdern v. Holzendorff, über 
die Verwaltung der Rechtspflege in den Gütern Wietmannsdorff 
und Dargersdorff gefchlofienen Eontracte vom 17. März d. J. die 
Beftätigung verfage worden, Vorausgeſetzt, daß der Kavelungds 
Receß vom 23. December 1824 bereits anderweitig dem Königl. 
Kammergericht vorgelegte worden ift, und aus demfelben hervors 
geht, daß die Gebrüder Eduard und Franz v. Holzendorff durch 
denfelben Eigenthuͤmer der Nittergüter geworden, über deren Ges 
richtöverwaltung der Stadtrichter Bariſch mit ihnen- contrahire 
hat; ferner, daß die gedachten Güter felbftfiändige Ritterguͤter 
find, und ihnen nicht etwa blos in Werbindung mit andern bie 
Gerichtsbarkeit zufteht, kann aus dem Umftande allein, daß der 
Befigtitel der Güter hoch nicht für die Gebrüder v. Holzendorff 
berichtigt worden, überall fein Grund hergenommen werden, die 
Beftätigung des von denfelben ertheilten Juſtitiariats ⸗Contracts 
zu verfagen; es iſt daher von diefem Monito zu abftrahiren. Das 
gegen kann allerdings die Weberlaffung der Gebühren an ben 
Stadtrichter Bartſch für die erfte Anlegung des Hypothekenbuchs 
der Bauergüter nicht genehmigt werden, da eine folhe Beſtim⸗ 
mung immer eine theilmeife Abweichung von dem Grundfage des 
$. 103. Tit. 17. Th. II. des A. 2. R. enthält, Es ift daher auch 
der Stadtrichter Bartſch angemiefen worden, ſich über dieſen 
Punkt anderweitig mit den Gerichtsherren zu vereinigen. 

Die brevi manu erforderten Hypotheken-Acten von Niet 
mannsdorff und Dargersdorff erfolgen hierbei zuruͤck. 

Berlin, den 21. Septbr. 1830, (v. K. 3. Bd. 36. 8.142.) 


b 
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17. 8. 24 gorenen cn 
deſſen Seſitztitel —— — ri Ye dur einen Gerihtöherrn, 


Auf die, in dem Berichte vom 17. v. M. gemachte Anfras 
ge, über die Legitimation zur Beftellung eines Parrimonial-Nichs 


ters, wird dem Rönigl. Ober : Landesgericht eröffnet, daf das Ne _ 


feript vom 21. September a. pr. ſich lediglich auf den Fall bezieht, 
wenn Erben eines Gerichtsherrn einen neuen Juſtitiarius beſtel— 
len, und der Beſitztitel fuͤr ſie noch nicht berichtigt worden iſt; in 
diefem Falle fann, wenn bei dem vorgelegten Erbreceß fonft nichts 
zu erinnern ift, die Konfirmation des Sjuftitiariare s Contracts 
‚nicht verfagt werden. Wenn dagegen der Beſitztitel für einen noch 
lebenden Gerichtsherrn berichtigt ift: fo muß es bei den, von dem 
Eoflegio in dem obgedachten Berichte allegirten Worfchriften fein 
Bewenden behalten, nad welchen ein vom Nachfolger des titulir, 
ten Beſitzers geſchloſſener Yuftitiariars Contract nicht eher beſtaͤ⸗ 
tigt werden kann, als bis für diefen Nachfolger der Beſi tztitel im 
Hypothekenbuche berichtigt worden ift. 


Berlin , den 17. Jan. 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©. 79.) 


11. 17. S. 96. Erbeheilungdverträge bedärfen au Ihrer Sättigteit nie 
der Bollziehbung vor dem perfonlidhen Richter. 

Die Erben des im Sahre 1810 verftorbenen Kammerdirecs 
tors v. W., denen, nach der abjchriftlich beiliegenden Vorſtellung 
des General: Majors v. B. und des Lieutenants v. K. vom 8. 
v. M., bereits im Jahre 1824 von dem Königl. Ober : Landesge; 
richte, als dem competenten Erbſchafteforum, das Atteſt über 
ihre Erbeslegitimation und Erbfdafısantretung ausgeferrige wor, 
den ift, und die demnaͤchſt einen unter fich geſchloſſenen Erbthei— 
lungsreceß vor den Gerichten ihrer verichiedenen Wohnorte aners 
tannt und vollzogen haben, beichweren fid, darüber, daß das Col⸗ 
fegium in feinen Verfügungen vom 25. October und-6. December 
v. J. ſich getveigert hat, auf den Grund jenes Neceffes die nöthis 
gen Eintragungen in den Hypothetenbüchern der zu dem gedachten 
Nachlaß gehörigen Güter V. und E, vorzunehmen, bevor nicht der 
Receß, in Gemaͤßheit des $.56. Tie. 17. Th. Il, des A.L. R., von 
den Erben vor dem ordentlichen: perföntichen Richter, alfo vor dem 


Collegium, als der Nachlaßbehoͤrde, nochmals genehmigt und ans 
erkannt fein würde, 


Der Zuftizminifter kann diefe Beſchwerde nur für begründet 
erachten. 

Zwar zählt allerdings der angeführte $. 56. Tit. 17, Th. II. 
A.L.R. aud die Erbfonderungen zu denjenigen Handlungen, die, 
weit fie siner vorhergehenden, richterlichen Unterfuhung bedürfen 
($. 55.), nur vor dem ordentlichen Richter der Perfon vollzogen 
werden follen, und er fcheint daher zu fordern, ——— bloß die 
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Legitimation der Erben, fondern aud die übrigen zur Erbfonde 
rung gehörigen Verhandlungen, und namentlich aud die Their 
lung des Nachlaſſes, in dem Nachlaßforum erfolgen müffe. Die 
Vergleihung mit andern Geſetzſtellen bepweilt aber deutlich, daß 
jene Borjchrift menigftens auf die birfe Nachlaßtheilung, die ihrer 
atur nach lediglich der Willtühr der Erben überiaffen bleiben muß, 
und keiner ſolchen richterlichen Unrerfuchung, wie die Erbeslegi— 
timation bedarf, nicht ausgedehnt werden koͤnne. Denn, voraus 
geſetzt, daß nicht etwa ein gerichtlich au entfcheidender Streit ber 
die Theilung obwaltet, deflen Schlichtung dann allerdings dem 
Srhfhafısforum gebührt, find die Erbtheilungsverträge als bloße 
aclus voluntariae jurisdietionis in den 6$.3 u.f. Tit. 1. Th. 11. 
der A. ©. D., weder unter den Handlungen, die zu ihrer Goͤl— 
tigkeit vor dem ordentlichen perfönlichen Nichter errichter werden- 
muͤſſen, noch uͤberhaupt unter denen aufgeführt, die nothwendig 
erichtlich gefchloffen werden müffen. Die $$. AL — 113. und 
L 123 Tit. 77. SH. 1. A.L. R., fo wie die $. 71. Tir.7. Th. IT, 
und $. 8, Tit. 46. Th. I. der A. ©. O. ergeben vielmehr, daß den 
Eontrahenten die Wahl freigeitelle ift, 06 fie den Theilungsvertrag 
‚beliebig vor irgend einem Gerichte, oder vor Notar und Zeugen 
ja feidit außergerichtlich ſchließen wollen. an 
Die Anwendbarkeit diefer Vorfchriften auf den vorliegenden 
Fall kann auch nicht erwa durch den zufälligen Umftand ausge: 
ſchloſſen werden, daß zu Lem geiheilten v. W'ſchen Muchlaffe 
Grundſtuͤcke gehören, die ebenfalls unter der Gerichtsbarkeit des 
Königl. Ober » Landergerichts liegen; In diefer Beziehung faun 
das Collegium, jedoch nicht als Nachlaßbehoͤrde, fondern als Hy 
porhefenbehärde, nur fordern, daß die Form des Receſſes, fo 
weit darin uber das Figenihum jener Grundſtuͤcke disponirt wird, 
den gefegtichen Vorſchriften über die Form der Sjmmobiliar » Vers 
träge enripreche. Und dies ift augenfcheinlich der Fall, da der 
Receß von den Beichwerdeführern gerichtlich vollzogen ift, und des 
halb nach $$. 1. 2. des Geſetzes vom 23. April 1821 einer noch⸗ 
maligen Verlautbarung in foro rei sitae nicht bedarf, 
Das Königl. Ober : Landesgericht wird daher angewiefen : 
von dem, in den Verfügungen vom 25, October und 6. De 
cember v. J. bemerkten Einwande gegen die Form des in 
Rede ftehenden Erbrecefies zu abftrahiren, das weiter Erfors 
derliche auf die Anträge der v. W'ſchen Erben zu veranlaf: 
ſen und die Koften jener Verfügungen niederzufchlagen. 
Berlin, den 1. Febr. 1833, (v. 8.5. 80.41.©.215.) 
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II 17. $. 60. Wefchräntung der Befugnis der außer ihres Gerichte : 
Eprengeld wohnenden Juftitiarien, au ıbren Wohnorten UAete der freiwilli⸗ 
gen Setichtsbarkeit aufjimehmen. : 

4 


Dem Koͤnigl. Ober » Landesgerichte wird auf den Bericht vom 

17. d. M. ’ 
beireffend die von den nicht am Orte des Gerichts wohnen: 
den Juſtitiarien an ihren Wohnorren mit ihren Serichtsein; 
gefeffenen vorzunehmenden Handlungen der freiwilligen Ges 
richtsbarkeit, 


Folgendes eroͤffnet. | 


Da die Patrimonial: Jurisdictionen in der Regel nicht von 
dem Umfange find, daß fid) ein Richter ausſchließlich mit denfels 
ben befhäftigen und am Orte des Gerichts feinen Wohnfig neh: 
wen kann, fo gereicht es zum größten Druck der Gerichtseingeſeſ⸗ 
fenen diefer Gerichte, wenn fie nur am Orte des Gerichts bei ihs 
tm Richter Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorneh- 
men können. ine folhe Beſtimmung würde in der Regel zur 
Folge haben, daß in irgend etwas eiligen Sachen Die Gerichte: 
eingefefjenen entweder den Richter auf ihre Koften nad dem Orte 
ded Gerichts fahren müßten, wenn fie nicht den nächften, Donate 
lang ausſtehenden Gerichtstag abwarten wollten, oder, daß fie 
auf die Vortheile, weiche die Bekanniſchaft des Richters mit dem 
Hypothekenbuche, den Vormundſchafts-, Nachlaß: oder andern 
Acten den Perfonen gewährt, verzichten und bei einem fremden 
Richter diefe Gefchäfte vornehmen müßten. 


Zur Verhütung diefer Nachtheile hat das Juſtiz ⸗Miniſterium 
unterm 15. $ebruar c. es nadhgelaffen, daß ein Patrimonialrich— 
ter mit feinen Gerichteeingefefienen aus derfelben Jurisdiction 
auch an dem Drte feines Wohnfiges aetus voluntariae jurisdi- 
etionis vornehmen könne, und der Juſtizminiſter beftätige diefe 
Verfügung in der Vorausfegung, daß bei dem vbrzunehmenden 
Geſchaͤfte nur Intereſſenten aus derfelben Yurisdietion coucurti⸗ 
ten, und der Juſtitiarius das —— als Richter des Orts vor⸗ 
nimmt, wo die Paciscenten wohnen. 


Eine Verletzung der Geſetze iſt hierin nicht zu fuͤrchten. Denn 
es beſtimmt $. 10, Tit. 2, Th. 11. der A. G. O., daß nur der Rich: 
ter, welcher ohne Noth fidy einen actus der freiwilligen Gerichte 
barkeit ſich anmaßt, die Gebühren verlieren folle. In dem g% 
dachten Kalle ift aber keine Anmaßung der SJuriediction in einem 
fremden Sprengel anzunehmen, vielmehr ift der Fall vorhanden, 
wo erhebliche Urſachen die Ausnahme rechtſertigen. 


Berlin, den 26. April 1832 
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Ä B. 

Der Auftiminifter kann Zhre Beſchwerde vom 11. Juli c. 
über die Verfügung des dortigen Königl. Dber : Landesgerichts 
vom 20. Februar d. J., 

wodurch Ihnen, als Verwalter des Juſtitiariats N. N., 

unterſagt iſt, Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit von Ders 

fonen, die nicht zu den Eingefeffenen des Land» und Stadts 
gerichts zu Marienwerder gehören, aufzunehmen, 
nicht für gerechtfertigt euichten. 

Wenn auch hinſichts der Verwaltung der Jurisdiction von 
N. N. beſtimmt iſt, und geftatter worden: 

alle Geſchaͤfte in Marienwerder in den Stuben des Stadt⸗ 

gerichts abzumachen; 
fo kann doch keinesweges daraus gefolgert werden, daß der Ges 
richtsſprengel des Parrimonialgerichts durch jene Berwilligung — 
die fih nur auf die Gefchäfte der Gerichtseingeſeſſenen und der 
Gerichtsherren beziehen kann, — hat erweitert werden ſollen. 
Zur Aufnahme der Geſchaͤfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt 
der Richter nur innerhalb der Grenzen feines ee 

befugt. ($. 60 Tit. 17. Th. II. und h. 73. Tit. 12, Th. 1. de 
A. L. R., $. 10. Tir. 2. Th. II. der A. G. O.) 


Unter GSerichtefprengel find aber, nad) den Flaren Beftims 
mungen des $. 29, des Anh. zur ©. D., die phyſiſchen Grenzen 
von N. M., nicht aber die der Stadt Marienwerter zu verftehen, 
denn in dieſem ſteht dem Suftitiar von N. N. als folhem keine 
Suriediction zu, wenn auch verflatter worden, die das Patrimos 
nialgerihe N. N. betreffenden Geſchaͤfte — in ſo weit ſolche die 
Serichteeingefeffenen und den Gutsheren besreffen — in Marien, 
werder vorzunehmen. 


MWollte der Zuftitiar von N. N. in Marienwerder Geſchaͤfte 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit anderer Perſonen — wenn auch 
ſolche nicht unter der Jurisdiction des daſigen Land / und Stadtge⸗ 
richts fiehen, vornehmen: fo würde er doch in den Gerichtsſpren⸗ 
gel des letztern, ſo wie des Ober: Landesgerichts einfchreiten, da 
diefen Behörden die Jurisdiction innerhalb der phyfifhen Grenzen 
der Stade zufteht. 

Daraus, daß das Ober Landesgericht fräher die Heberfchreis 
tungen des AJurisdictionsfprengels des Juſtitiars von N. N. nice 
gerügt hat, kann er kein Recht für die Zukunft folgern. 

Daß Übrigens die Beftimmung des Ober »Landesgerichts ſich 
auf frühere Verordnungen gründet, werden Sie 

aus dem Refcripte vom 29. uni 1803 
(Rabe’s Sammlung Bd. 7. ©. 475.), 
and dem Refcripte vom 5. April 1806 
(Rabe's Sammlung Bd. 8, ©. 501.), und 
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aus dem Publicandum des Ober: Landesgerichts zu ——— 
vom 2. Juni 1817 
(Sahrbüger Bd. 10. ®. 59.) 
erjehen. 
Auch das von Shnen in Bezug genommene Reſcript vom 

22. Mai 1818 (Jahrb. Bd. II. S. 220.) beſtaͤtigt dieſe allge⸗ 
meinen Grundſaͤtze, wenn es auch nur ſpeciell die Frage entſchie⸗ 
den hat, ob das Kreisgericht zu Halle — wenn es daſelbſt keine 
Juris diction Habe — Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
von den Gerichtseingeſeſſenen des Land» und Stadtgerichts das 
ſelbſt aufnehmen könne. 


Berlin, den 23, Zuli 1832. (v. K. J. Bo.40. S. 183.) 


IL 17- 8. 14. Der Tateimonisigerihtäbern, welcher bei dem Depofls 
torium feines Patrimonialgerihrd das Amt des Rend DE oder eines Ew 
sarord Sbernimmt, if wit dem Dienfleide zu belegen 


A, 


Anfrage des ObersLandesgerichts darüber: ob der Ges 
richtsherr, welcher bei dem Depofltorium feines Patris 
monialgerichts das Amt des Rendanten oder eines Eus 
rators übernimmt, mit den Dienfteide zu belegen fei? 


Das Patrimonialgericht zu &., bei dem der Richter das Amt 
des zweiten Curators verwaltet, und als folcher nicht befonders 
zu vereiden ift, weil er den Nichtereid geleifter hat, war von uns 
angewiefen morden, bei der jegigen Neuanftellung fowohl den 
Rendanten, als auch den erfien Eurator, in Eidespflicht zu neh⸗ 
men. 


= 


Da jedoch der Gerichtsherr nunmehr fich entfchloffen hat, das 
Amt des erften Eurators felbft zu verwalten: fo har das Patti: 
monialgericht bei uns angefragt, 
ob auch deſſen Vereidigung erforderlich fei? 

Für die Werneinung dieſer Frage kann zwar angeführt werden, 
daß die Depofital : Ordnung im Tit. 3, $. 27. dem Befinden des 
Inhabers der Patrimonial» Zurisdierion es überläßt, welchen 
Perfonen er den Beſchluß feines Depoſiti und die Nechnungsfühs 
tung dabei anvertrauen will, und daß er für die Verwaltung bei 
feinem Depofitorium einftehen muß, wie auch das Nefeript vom 
16. November 1829 (Jahrbuͤcher Sb. 34. &. 486.) annimmt, 
und deshaib dem Gerichtsherrn allein es überläßt, ob er von dem 
von ihm beftellten DepofitalsRendanten Caution fordern will. 
Diefe Vorfchriften haben uns zwar. beflimmt, anzunehmen, daß 
es. dem Gerichtsherrn zu ©. freiftehe, die Nendantur bei dem Des 
pofitorium daſelbſt feinem Bruder (wie er gerhan hat) zu Äbertras 
gen, während er ſelbſt dabei die erfte Euratel übernimmt. In 
Srziehung auf Wereibigung tönnte aber aus jenen Vorſchriften 
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eben fo gut gefolgert werden, daß ber Nendant und die Euratoren 
bei einem Patrimonialgerichts = Depofitorium überhaupt nicht mie 
dem Dienfteide zu belegen feien, was wir jedoch um deshalb für 
noͤthig halten, weil. fie ein Öffentliches Amt bekleiden. Der Fall, 
in welchem der Gerichteherr felbft die Euratel oder die Rendantur 
übernimmt, fcheintrung keinen Unterfchied zu begründen, da nach 
dem AL. R. 11.17. 6. 74. dee Gerichtsherr, welcher die ihm 
verliehene Patrimmonialgerichtsbarkeit in eigener Perfon ausüben 
wil, dem Staare dazu befonters verpflichtet, alfo gleichfalls ver, 
eider werden muß. - 2. Ä . 
Wir würden daher, die Frage, | | ' 
ob der Gerichteherr als Curator oder als. Nendant bein Des 
pofitorium feines Patrimonialgerichts mit dem Dienfteide zu 
belegen ſei? f 
bejahend, das Patrimoniafgericht zu &. angemwiefen haben, den 
Gerichtsherrn als erften Turator zu veteidigen, wenn es nicht der 
erfte Fall diefer Art wäre, der bei und zur Entſcheidung kommt, 
und wofür es an der ausdrüdlichen Gefegesvorfchrift fehk. 
Ew. Excellenz bitten wir daher ganz gehorfamft, ung Hochs 
geneigteſt zu belehren, | 
ob unfere bejahende Meinung richtig ift, 
Stettin, den 1. April 1833. 
| Das Ober » Landesgericht, 
Boͤtticher x. 


B. 


Auf die Anfrage des Könige. Ober -Landesgerichts in den 
Berichte vom 1. d. M., Ä 
ob der Gerichtöherr, welcher bei dem Depofitorium feines 
Patrimonialgerichts das Amt des Kendanten oder eines Cu⸗ 
rators uͤbernimmt, mit dem Dienfteide zu belegen fei? 
wird dem Collegium Hiermit eröffnet, daß der Juſtizminiſter diefe 
befondere Vereidigung des Serichtsheren für den Fall der Ueber: 
nahme und Verwaltung der Depoſital / Euratel bei feinem Patri⸗ 
monialgerichte, mit Ruͤckſicht auf die generelle Worfchrift des $. 74. 
Tit. 17. Th. U. des A. L. R., für nothwendig hätt. 
Berlin, den 16. April 1833. (v. K. J. Bo.41. S. 429.) 


II. 17. S. 76 folg. ndigungsrecht der Barrimonial« Gerichtäherr- 
ſchaft gegen einen vor Einführung der Prenfifhen Gefehgebung auf Küns 
digung angeftchten Gerichtöhalter. 


Das Juſtiz-Miniſterium kann die im Bericht des König. 
Dber : Landesgerichts vom 15. April e., : —F 
| betreffend die Befchwerde der Herzoglich Anhaltſchen Rent: 

kammer zu Deffau, . 


’ 
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aufgeftellte Anficht nicht theilen. Iſt der Vertrag über die Ans 
nahme des Patrimonialrichters X. als Zuftitiarius zu N. N. un 
ser der Herrihaft der Saͤchſiſchen Geſetze geſchloſſen, ſo muß er 
auch nach dieſen beurtheilt, und daher die vorbehaltene Kündt- 
gung deffelben für zutäffig erklärt werden. Hoͤchſtens hätte das 
Koͤnigl. Ober: Landesgericht verlangen können, daß mit Einfühs 
rung der Preußiſchen Geſetze ein Zufitiarius ohne Kündigung 
angefiellt werde, und wenn es hierauf auch noch jetzt hätt, fo folgt 
daraus nur, daß die Rentkammer einen Juſtitiarius befteflen, 
nit aber, daß fie den auf Kündigung angeftellten beibehalten 
und fo das ihr gegen diefen vertragsmäßig zuftehende Recht der 
Kündigung verlieren müffe. Wenn daher jegt die Rentkammer 
dem Zuftitiarius U. gekündigt hat, fo kann das Königl. Ober: 
Landesgericht nur darauf halten, daß ihm ein anderer Zuftitiarius 
präfentirt werde, es kann aber lediglich dem A. überlafjen, dieje: 
nigen Rechte, welche er auf feine fernere Beibehaltung zu haben 
glaubt, im Wege des Procefjes geltend zu machen. Hiernach iſt 
der Rentkammer Überlaffen worden, für die Beftellung eines ans. 
dern Gerichtehalters nach abgelaufener Kündigungsfrift zu forgen, 
Berlin, den 10. Juni 1831. (v. K. J.Bd.37. S. 333.) 


II. 17. $. 7 f olg. Entlaſſung der Yetuarien und Schreiber der Pa⸗ 
trimonialgerichte. 

Da nad dem Werichte des Königl. Hofgerichts vom 17. Aus 
guft c. und den damit eingereichten, hierneben zuruͤck erfolgenden- 
Acten, die Unfähigkeit des bei dem Freiherrlich von Fürftenbergis 
ſchen Parrimonialgerichte Oberkirchen bisher angefiellten Gerichts⸗ 
fchreibers N. N. feſtgeſtellt ift, überdies aber auch Actuarien und 


Schreiber der Parrimonialgerichte überall nicht zu den unauffänds 


- baren Beamten gehören, und daher auch, wenn fie vom Patri⸗ 


* 


monial⸗Gerichtsherrn entlaſſen, oder zur Verwaltung des Actua- 


riats unfaͤhig find, weder auf Entſchaͤdigung, noch auf Penſion 
irgend einen Anfpruc haben: fo har es fein Bedenken, daß die 
Entfernung des N. N. von feinem bisherigen Poften nad dem 
Antrage des Gerichtöheren Statt finden muß, und dem erſtern 


nur überlafjen werden kann, feine angeblichen befondern Penfions 


anfpräche gegen. den Gerichtsherren im Wege Rechtens auszus 
führen, 

Was die in dem oben. gedachten Berichte in Antrag gebrachte 
Uebertragung der Geſchaͤfte an den Amtefchreiber N. zu Frede⸗ 
burg betrifft, fo wird die Verfügung dem Königlichen Hofgerichte 
Aberlaſſen; da jedoch das Patrimonialgericht, nach Ausweis der 
Biftrarions» Verhandlung vom 14. Auguſt pr., blos concurrense 
Surisdiction mir dem Jufisamte hat, fo hat das Collegium zu 


prüfen, ob es überhaupt zuläjfig if, die Verwaltung des Gerichts 


- 
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dem Juſtizamts /Perſonal zu Fredeburg anzuvertrauen, indem bie 
OSportel: Caffe des gedachten Amts dabei gefährdet zu fein fcheint. 

Die Viſitationskoſten des Patrimonialgerichts zu Oberkirchen 
koͤnnen nicht aus Königl. Caſſen beftritten werden, fondern muͤſſen 
entweder den betheiligten Beamten, die dazu nach Maafgabe ihe 
rer Dienftvernadläffigung verhafter, oder dem Gerichteherrn zur 
Laft fallen. | 

Berlin, den 4. October 1830. (v. K. J. Bo. 36. &. 144.) 


II. 17. 8. 79. dakei a 
en a ST BREITE 
Der Herrr Fürft von Lichnowsky-Werdenberg ift benachrich⸗ 
tigt worden, daß dem Affeffor F. zu Ratibor die nachgefuhte Ges 
nehmigung zur Uebernahme des Gerichtsamts von Zabrzeh nicht 
ercheilt werden könne, welches dem Königl. Ober » Landesgericht 
auf den Bericht vom 9. d. M. mit dem Bemerken befannt ges 
macht wird, daß der Juſtizminiſter es nicht billigen kann, daß dem 
Affeffor 5. geftattet worden ift, neben feinem Amte als Affeffor 
fo bedeutende Parrimoniglgerichte zu übernehmen. Denn es uns 
terliegt keinem Zweifel, daß dabei entweder das Hauptamt oder 
die vorfchriftsmäßige und prompte AZuftiz Verwaltung bei den Pas 
trimonialgerichten vernachläffige werden muß. ‘Das Königl. Ober⸗ 
Landesgericht hat daher künftig mit aller Strenge darauf zu hal 
ten, daß ſich fein richterlicher Beamte durch Uebernahme von Par 
trimonialgerichten mit Geſchaͤften uͤberlade. Synsbefondere muß 
bei Königl. Zuftizbeamten: Ä 


a) bei der Annahme des erften Patrimonialgerichts genau feſt⸗ 
geſtellt werden, ob das Königl. Amt bieher vorfchriftsmäßig 
verwaltet worden ift, und ob überhaupt die Annahme von 
Nebenaͤmtern geftatter; .. | 
b) feinem Königl. Juſtizbeamten darf die Verwaltung: eines 
neuen Patrimonialgerichts ohne vorgängige Szuftiz: Vifitas 
tion der von ihm bisher verwalteten, und 
ce) überhaupt niemals geflattet werden, wenn er außer feinem 
KHauptamte die Privat; Jurisdiction über 2500 Gerichtseins 
geſeſſene verwaltet. 
Was den Affeffor $. betrifft, fo fcheint feine Stelle Hei dem Lande 
und Stadtgerichte zu Naribor nicht nothwendig zu fein, da er 
derfelben faum den dritten Theil feiner Zeit widmer, und wird das 
her auf die Werfegung deſſelben und die Einziehung der Stelle 
Bedacht zu nehmen fein. 
Berlin, den 23. April 1833, (v. 8. J. ©d, 41. ©. 433.) 
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II. Lie S. 80. Beförderung der Einrichtung von Kreis s Patrimonialger 

> Der Suftizminifter findet bei der unter Zuſtimmung der Ges 
richteheren und Gerichtseingefefienen getroffenen Einrichtung eis 
nes Patrimonial » Kreisgerichts in ®., worüber die mittelft Bes 
richts vom 8. d. M. eingereichten, "anbei zurück erfolgenden Acten 
das Mähere ergeben, im Wefentlihen nichts zu erinnern, und 
wünfht, daß diefes Beiſpiel auch an andern Drten Nadahmung 
finde. 


Die Vereinigung mehrerer Patrimonialgerichte unter einem 
Sufitiar ift in jeder Hinſicht wuͤnſchenswerth, und des Königs - 
Majeſtaͤt Haben diefelbe in dem Landtagsabfchtede für die Preußis 
fhen Provinzialftände vom 17. März 1828, fo wie in dem Pas 
tente wegen Wiedereinführung des A. L. R. und der A. G. O. in 
die wiedervereinigten Provinzen vom 9. September 1814, $. 20. 
aller Begünftigung würdig gefunden. 

Das Königl. Ober » Landesgericht hat daher dieſe Vereini⸗ 
gung auch in ſeinem Bezirke zu erleichtern und zu befoͤrdern. 

Es iſt hierbei nur darauf zu achten, daß kein Ort zu weit, 
insbeſondere nie uͤber 3 Meilen von dem Sitze eines ſolchen Ge⸗ 
richts entfernt liegt; auch muß in Zukunft vor der vollſtaͤndigen 
Drganifation der Plan dazu ftets dem Juſtizminiſter zur Genehs 
migung eingereicht werden, 

Der Name „„Kreisgeriht” und „Kreidrichter” iſt nicht ans 
gemeffen, und daher fowohl im vorliegenden, als in -künftigen 
Fällen für ein fo vereinigtes Gericht die Bezeichnung: „Patrinios 
nials Landgericht” zu wählen, dem Gerichtshalter aber den Titel 
„Landrichter” Heizulegen. _ 

Die eingetrerene Veränderung muß übrigens durch das Amts, 
blatt befannt gemacht werden. 


Berlin, den 27. November 1832. ® K. J. B. . 8.417) 


Il. IT. 102. 
Ba 
a Dem Königl. Ober Landesgericht wird auf die Anfrage vom 
v. M., 
wegen der bei Patrimonialgerichten anzuſtellenden Boten 
und Executoren, 
eroͤffnet, daß es fuͤglich nicht ſo beſonders ſchwierig ſein kann, ſich 
der Schulzen und Dorfgerichte, auf welche die Gefege, und nas 
mentlich A. L. R. Ih. II. Tit. 7. $$. 53 und 86, desgleichen A. 
G. O. Th. J. Tit. 7. $. 25. ausdruͤcklich in diefer Beziehung vers 
weifen, zu Erecutionen und Inſinuationen zu, bedienen. Da fie 
im Stande find, in polizeilicher und Übriger adminiftrativer Hins 
fihe die Weifungen der Iandrärhlichen Behörden zu vollführen, 
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folche den Dorfbewohnern befannt zumachen, und daß dies ges 
(heben, gehörig feftzuftellen, auch den landräthlihen Behoͤrden 
Berichte zu erflatten und Anzeigen zu machen; fo muß angenom⸗ 
men werden, daß ein Gleiches auch in Hinſicht auf gerichilihe 
Berfügungen und in Bezug auf den Öerichtsverwefer, fehr fügs 
lich Start finden ann, wenn dabei nur auf das MWefentlihe und 
nicht auf überfiüffige, ohnehin bei Parrimonialgericpten zu vers 
meidende Förmlichkeiten gejehen wird. ‘Den Patrimonialgerichtss 
herren it daher die Anftelung befonderer Boten und Executoren 
feinesweges angemuchet worden, fondern es iſt ihren Gerichts⸗ 
haltern zu überlaffen, dazu der Schulzen und Dorfgerichte fich zu 
bedienen. Wenn dies nach örtlichen Verhältniffen ganz ausführe 
bar fein follte; fo it ven Parrimonialgeridyrsherren zu überlaffen, 
diejerhalb die gehörige Vorkehr zu treffen, damit die Inſinuatio— 
nen und Executionen erfolgen. Es kann im Allgemeinen nicht 
angenommen werden, daß der Gerichtsherr das Botenlohn tras 
gen muͤſſe; es ift vielmehr in jedem fpeciellen Falle aus dem Ju— 
ftitiariarscontract zu beurcheilen, ob und inwiefern der Gerichts: 
halter oder das Dominium für die Befhaffung des Boten und 
Ereeutore zu forgen hat, und wenn lekteres eintritt, von dem 
Dominium zu begehren, daß es eine angemeffene Anordnung jur 
Erledigung desfallügen Bedürfniffes treffe, und wenn es zoͤgert, 
eine ſoiche auf deifen Koften zu veranlaffen. Es Bann jedoch in 
diefer Beziehung keinesweges vorweg genehmigt werden, für jeder 
einzelnen Fall die Meitengebühren auf Rechnung des Domini 
anzufegen, wenn legteres nicht felbft damit einverftanden ift, viel 
mehr ift in Erwägung zu ziehen, ob nicht in Betracht der mehr 
fach im Jahre vorfommenden Fälle für geringere Koften die nör - 
thig werdende Einrichtung getroffen werden fann. . 

Der eingereichte Bericht des Stadtrihters N. zu N. vom 
23. Aug. c. erfolgt zur weitern Beſcheidung deffelben anbei zuruͤck. 

Berlin, den 8. Octbr. 1831. (0.8. 3.30.38. &. 339.) 


| / 

als . N 03. erimifti ; RER 
an eo. Pen@jntne Meinst, yon Beriaesaieriäncn 
Ritiars und Vezug der Sporteln. * 
Wenn gleich allerdings, wie das Koͤnigl. Ober-Landesgericht 

‚in dem, über die wıeder beigefügte Beſchwerde des Landratho N. N. 
aufN,N. vom 17. Mai d. 5, andermweit erjlasteten Berichte 
vom 19. Auguſt d. J. anfuͤhrt, Bisher Hin und wieder bei erfolgs 
ter inerimiftifcher Verwaltung eined Patrimonialgerichts durch 
ein Königl. Land⸗ und Stadtgericht, der Surisdistionarius auge 
‚halten worden ift, nicht nur die gefammte Sportel-Einnahme fei- 
nes Gerichts dem Königl. Gerichte zu uͤberlaſſen, fondern außer 
dem auch an daſſelbe noch das bis dahin feinem Juſtitiarius ge: 
währe Gehalt zu zahlen: fo iſt doch dies Verfahren weder. den 
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Geſetzen, noch der Billigkeit angemeſſen, und ift daher Get nähe, 
rer Erwägung befunden, daß nur eine diefer beiden Leiftungen 
von dem Juriedictionarius gefordert werden könne, es fei denn, 
daß derfelbe feinem Suftitiar bis tahin, vermoͤge des beftätigten 
Suftitiartats » Contraets, aufer dem ihm gezahlten Honorar, 
auch noch die Eportein überlaffen habe, in welchem Kalle er ſich 
darüber nicht beflagen kann, wenn auch diefe zur Caſſe tes in— 
terimiftifch verwaltenden Königl, Gerichts eingezogen werden. 

Da nun aus den, mittelſt Berichts vom 14. v. M. einge 
reichten Vertraͤgen zwifchen dem N. DR. und deſſen Juſtitiarien 
hervorgeht, daß legtere für ihre Verwaltung des PDatrinionialges 
richt N. N. ſtets nur eih fired Honorar bezogen haben, fo ift der 
Anfpruc des N. M. auf die Erftattung der, während der inters 
imiftifchen Verwaltung feinee Patrimonialgerichts durch das Land» 
und Stadtgericht zu R., zur Caſſe des legıern eingezogenen Spor⸗ 
teln allerdings begründet, und wird das Collegium daher anges 
wiefen, die Berehnung und Ruͤckzahlung diefer Sporteln an den 
M. N. zu veranlaffen, auch in Zukunft, bei Einleitung ähnlicher 
interimiftifcher Verwaltungen von Patrimonialgerichten, nad 
den oben beftimmten Grundfägen zu verfahren. 

Dagegen foll abgewartet wercen, ob andere in aleicher Lane, 
wie der R. N., fich befindende Jurisdittidnarien mit ähnlichen Re; - 
clamationen aufıreten werden, und will der Juſtizminiſter in fol 
chen Fällen dem Bericht des Collegii entgegenfehen. 

Berlin, den 20. Novbr. 1830. (v. K. 3. ©d. 36. S. 303.) 


4. 17. g. 103 fofa. ‚Beremung mit dem Gerichtsberen wegen der 
— ara ehe Uaiaıe 
Da es nad dem Berichte des König. Ober: Landergerichtg 
vom 10 v. M. mit zu großen Schwierigkeiten verbunden fein wuͤr⸗ 
de, bei interimiftifhen Verwaltungen ter Parrimonialgerichte 
durch die König. Gerichte von den Salariencaſſen der. legteren ab: 
gefonderre Rechnungen über die bei jenen Parrimonialgerichten 
auftommenden Eporteln zu Lem Zwed führen zu leffen, um den 
urisdicrionarien, wenn von ihnen das bisherige Ausiitiariate:. ' 
Gehalt zur Salariencaffe des König. Gerichts eingezogen wird, 
dagegen den Betrag der Sportein auszuantworten: fo finder dag 
Juſtiz⸗Miniſterium fi veranlaßt, zur nähern Sriäuterung und 
Ergaͤnzung der an das Collegium unter dem 20. Novbr. v. J. er; 
laffenen und im 36. Bande der Jahrbuͤcher S. 303, abgedruckten 
Verfügung hiermit zu beftimmen: 
„dog in Zukunft fowohl in.den Fällen, wo die interimiftifche 
Verwaltung eines Patrimonialgerichts wegen Saͤumigkeit 
des urisdictionarius in Erfüllung der ihm, als ſolchem, ob» 
liegenden Pflichten eine Königt, Gerichte übertragen wird, 
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als auch ba, mo die Uebernahme diefer Werwaltung freimil, 
lig auf den Grund eines mit dem Gerichtsheren abzufchlier 
Benden Vertrages erfolgt, der Jurisdictionarius ſtets von 
der Zahlung des Juſtitiariats⸗Gehaltes an die Salariencaffe 
bes Königl. Gerichts entbunden, und der letztern dagegen 
jederzeit nur die Sportel» Einnahme des Patrimonialgerichts, 
welche dann einer abgefonderten Verrechnung nicht bedarf, 
überwiefen werden fol.” 


" Dagegen muß es für vergangene Fälle nicht nur bei den Beſtim⸗ 
mungen ber mit einzelnen Gerichtsherren bereits abgefchloffenen 
Jurisdictiond « Verträge, fondern auch bei der Anordnung in der 
Verfügung vom 20. November v. 5. verbleiben, daß, wenn Ge 
richtöherren, denen bei unfreiwilliger Verwaltung ihrer Patrimos 
nialgerichte Durch Königl. Gerichte bisher neben den von ihnen ges 
zahlten Juſtitiariats-Gehalten auch die Sporteln entzogen find, 
mit Reclamationen der legteren auftreten, das Königl. Ober: Fans 
besgericht dem Juſtiz ⸗ Minifterio Behufs der Prüfung Bericht 
erftatte, ob es angemefjener ift, dem Neclamanıen das gezahlte 
Zuftitiariats» Gehalt, oder die zur Caſſe des Königl. Series 
gefloffenen Sporteln des Patrimonialgerichts zuruͤckzuzahlen. 
Berlin, den 15. Zuli 1831. 
Meinifter der Juſtiz. 
Sad. 


(v. 8.3. 80. 38. &, 94) 


II. 17. S. 113 folg. . Natur ded Authenzinfes in der Stadt — 


Dem Koͤnigl. Kammergericht wird auf den, wegen des ſoge⸗ 
nannten Ruthenzinſes in Cremmen, anderweit erſtatteten Bericht 
vom 22, d. M. eröffnet, daß der gedachte Ruthenzins eine offen⸗ 
bar an die Guts- und Grundherrfhaft in Beziehung entweder 
auf den übermiefenen Grund und Boden, oder auf die Erlaubnif 
. zu Bauen, zu erlegende Abgabe ift, die mit der Rechtspflege in 
gar feiner Verbindung fteht. Sie fteht der Grundherrfchaft zu 
und war von diefer dem Richter zu deſſen befferer Subſiſtenz übers 
wiefen; allein fie ift überall nicht unter den Gerichtsgebühren be: 
griffen, welche legtere dem Richter noch außerdem befonders von 
der Gerichtsherrſchaft Überwiefen worden. Es iſt dies daher eine 
Abgabe, auf welche weder der zeitige Richter in Cremmen, noch 
die Juftiz: Caffen Anfpräche machen können, da der Richter ein 
Fixum erhält, eine Abgabe für die Rechtspflege, wenn der Rus 
thenzing dies wäre, aber nach dem Geſetz wegen der Abgaben vom 
30. Mai 1820, $. 10. sub c., von den Stadtgemeinden nicht 
mehr gefordert werden kann. 


Sollten die Regierung und die andern Grundherren der Stadt 
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die Fortzahlung des Ruthenzinſes fordern, fo iſt es seo Sage, 
fie von den Bürgern einzufordern, 
Berlin, den 10. Ostober 1831. (0.8.3. 50.40. ©. 197.) 


11. 17. S. 161 folg. Werabfoigung | der Erbichaften ind Königreich 
Sachſen ohne Anfrage. 

Dem Königl. Ober  Landesgerichte wird mit Bezug auf den 
Bericht vom 29. November v. 5. und 7. Maid. J. und in Vers 
folg der vorläufigen Benachrichtigung vom 11. Mai c. hierneben 
das Schreiben der Königl. Minifterien des Innern, der ausmärs 
tigen Angelegenheiten und der Finanzen vom 29. v. M., die Ents 

ſcheidung der Frage betreffend: - 
i ob Seitens des Collegii, Behufs der abfchoßfreien Verab⸗ 
folgung einer Erbfhaft nah dem Königreihe Sachſen, bei 
der Regierung Anfrage zu-halten ſei, 
anſtatt Befcheides, zur Nachricht und Achtung in — zuge⸗ 
fertigt (Anl. A.) | 
Berlin, den 27. Zuli 1829. 
A. ° 

Euer Excellenz beehren wir uns, den, mittelft gefälligen 
Margival-Voti, mir, dem mitunterzeichneten Minifter des Syns 
nern, zur Yeußerung zugeftellten Bericht des Ober » Landedgerichts 
zu Coͤslin vom 29. Novbr. v. J., in weichem daffelbe auf Beſchei⸗ 
dung daruͤber: 

ob Seitens des Ober⸗Landesgerichts, Behufs der abſchoß—⸗ 

freien Verabfolgung einer Erbſchaft nach dem Koͤnigreiche 

Sachſen, bei der Regierung Anfrage zu halten ſei? 
anträgt, hierneben mit dem ganz ergebenften Bemerken zuruͤck⸗ 
zufenden, daß es und weder ausdrüdlich vorgefchrieben, noch er» 
forderlich zu fein fcheint, daß die Ober» Landesgerichte bei Explo—⸗ 
rationd» Fällen, des Abfchoffes wegen, auch dann communiciren, 
wenn die Abfchoßfreiheit aus den in der Gefesfammlung enthals 
tenen Staatsverträgen klar hervorgeht. Nur in den Fällen, in 
weichen es zweifelhaft, oder welche fich durch feinen in der Geſetz⸗ 
fammlung publicirten Staatsvertrag erledigen, dürfte die Com⸗ 
munication ferner Statt finden muͤſſen. 

Berlin „ den 29, Juni 1829. 


Minifter des Innern Minift. der auswärt, Angeles. 
Köhler. v. Schönberg ' — 
Finanz  Minifterium. | 
- Generals Verwaltung für das Eaffenwefen. 


- An Villaume. 
des Koͤnigl. Wirkl. Geheimen Staatsminiſters, 


Ken. Grafen v. Dentelmenn Exc. 
(v. K. Bd. 34, &, 113.) 
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II. 18. S. 8. Bevormundung der Adoptiv : Kinder We De Zode des 
Adoptiv» Baterd, audy wenn der natärliche Warer no lebt. 


Auf den von dem Königl. Dber » Bormundfchaftsgericht in der 
Mahlaßs Sache des verfiorbenen Landraths N. zu M. unterm 18. 
Augafi.c. erſtatteten Bericht, wird dem Collegium hierdurch ers 
öffnet, daß die Einleitung der Vormundſchaft Über die Adoptiv⸗ 
Tochter des Verftorbenen, wenn gleich ihr natuͤrlicher Water noch 
‚am Leben ift, allerdings noͤthig erſcheint. 

Denn feldft über das Vermoͤgen, welches das adoptirte Kind 
zur Zeit der Adoption befaß, verliere der natuͤrliche Vater mit der 
gefhehenen Aufhebung feiner väterlichen Gewalt den ihm fonft 
zuftehenden Nießbrauch. (A.L.R. Th. 11. Tir.2.$.697 uud 716.) 
Daſſelbe wird alfo na $. 147. 1. c. ein freies Vermögen, 
und es gebührt dem Water nur die vormundfchaftliche Verwaltung 
($. 159. 1. c.). 

Möchten Hiergegen aber auch um deshalb Zweifel erhoben 
werden, weil $. 696.1. c. feſtſetzt: 

daß, wenn das angenommene Kind minderjährig iſt, deffen 

eigenchämliches Vermögen unter der bisherigen värerlicher 

, oder vormundſchaftlichen Verwaltung bleibt; 
fo kann doch dem narürlichen Water die unbefhränkte Verwal: 
tung des von den Adoptiv. Eltern ererbten Vermögens überhaupe 
nicht und im vorliegenden Falle um fo weniger beigelegt werden, 
als die Adoptiv : Deutrer noch lebt. 

Sollte daher der natürliche Vater zum Vormund beftelle wer; 
den, fo treten hinfichtlich feiner Verpflichtungen die $. 990. Tit. 
18. Th. I. des A. L. R. enthaltenen Vorſchriften ein. 

Berlin, den 10. Der. 1831. (0.8.5. ©d.38. ©.292.) 


IT. 18. 8. 56 folg. —— 
Ja 5.581 g Gompeten; der Gerichtsaͤmter in Führung ber 


Dem Königl. Ober : Landesgericht und Pupillen : Collegium 
wird auf den unterm 29, Novbr. v. J. gemeinſchaftlich erſtatte⸗ 
ten Bericht, 

die Competenz der Gerichtsämter in Vormundfchaftsfachen 

betreffend, 
hiermit eröffnet, daß nach den Grundfägen, von welchen die In⸗ 
firuetion zur Sinrihtung der Juflizbehörden vom 4 März 1820 
ausgegangen, anzunehmen ift, daß den Gerichtsämtern nur dit 
Depofttal  Wertvaltung des Vermögens des unter Vormundſchaft 
ftehenden Euranden hat entzogen werden follen. In diefem Sinne 
ift bei Organifation der Gerichte im Naumburger Departement 
in der Inſtruction vom 12. März 1821. 9. 4. (Amtsblatt dere: 
gierung zu Merfeburg vom 19. März 1821. S. 119.) beſtimmt, 
daß die Vormundſchaften, bei denen gerichtliche Depoſita vorkom⸗ 
men, an die Landgerichte übergehen follen, 
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Als die Stände der Provinz Sahfen über Befchwerben bei 
der vormundfchaftlihen Verwaltung geklagt, ift zu deren Abhülie 
durch die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 13. Zuli 1827 (Ges 
ſetz Sammlung de 1827. &. 101.) feftgefegt worden, daß die 
Verwaltung der Gerichtsaͤmter erweitert, und ihnen die DVors 
mundfchaften, bei welchen ein Vermögen von 200 Rihlr. zu vers 
walten fei, verbleiben follen. Diefe Königl. Beſtimmung hatte 
die Deutung veranlaßt, daß die vormundichaftliche Werwaltung 
bei den Gerichtsaͤmtern nur infofern eintrete, als nur eine Vers _ 
mögensmafje von nicht mehr ald 200 Rihlrn. zu verwalten ſei. 
Die Stände der Provinz Sachſen haben ſich hierdurch befchwere 
gefunden, und auf die beim Landtage angebrachte Petition ift im 
Landtags » Abfchiede vom 24. October 1828. von des Königs Mas 
jeſtaͤt beſtimmt worden: 


„daß die gerichtliche Leitung der Vormundſchaften uͤber nicht 
eximirte Pflegebefohlene, inſofern damit keine Vermoͤgens⸗ 
Verwaltung verbunden iſt, ohne Ruͤckſicht auf die Summe 
des Vermögens, in Gemaͤßheit der Inſtruction vom 4. Mai 
1820, $. 10. A, 3. den Gerichtsämtern überlaffen werden 
folle, indem es nicht die Abſicht geweſen fei, durch die Cabis 
nets: Drdre vom 13. Juli 1827, weldye Lediglich die Erwei⸗ 
terung der Competenz der Gerichteäniter zum Zwecke gehabt, 
ſolche in dieſer Hinficht zu befchränten,” 

Hierdurch ift der Juſtizminiſter veranlaft worden, die Beſtim⸗ 

mungen zu treffen, welche das Reſcript vom 20. Novbr, 182 
dem Collegio bekannt gemacht hat. . 

Hiernach ift anzunehmen, daß die Gerichteämter in affen 
Sachen competent find, bei weldyen, ohne Ruͤckſicht auf die Höhe 
Des Vermögens der Euratel, nur ein Vermdaens Object von 200 
Rthlrn. wirklich zu verwalten if. Unter Verwaltung ift aber 
nicht zu verfiehen, wenn das Gericht nur die Oberaufficht auf die 
Erhaltung der Subftanz führt; vielmehr fest eine Verwaltung 
eine Befchäftigung mit der Benugung eines Grundſtuͤcks oder 
Verwendung der Revenuͤen und Zinfen eines Grundſtuͤcks oder 
Sapitals voraus. | 

In diefem Sinne ift das Landgericht zu Eroffen auf die Ans 
frage in dem Berichte vom 4. November v. J. zu befcheiden, auch 
fonft in allen ähnlichen Fällen vem Collegio darnach zu verfahren. 

Berlin, den 12. März 1831. (v. K. J. Bo.309. S. 141.) 


11.18. 8. 282. oma. 


ſtatt Einleitung iſt zu lefen: „Ih. 1. Tit. 3.” 
6. 295. Druckfehler : 
ftatt fünften iſt zu leſen: „vierten ” 
VL 


11 
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$. 444. Drucfehler: 
ſtatt minorenn ift zu leſen: „majorenn”. Reſcr. v. 17. Juni 


1831. zu Th. 1. Tit. 11. 5. 84. 


Il. 18. S. 454. Dad Wermdaen der Pflegebefoblnen fol nicht in and 
(ändifhen Papieren angelegt werden. 

Auf die im Berichte vom 14. d. M. gemachte Anfrage wird 
das Koͤnigl. Pupillen » Collegium angewieſen, den Verkauf der in 
’ dem dortigen Pupillen » Depofltorium befindlichen Warſchauer 
Pfandbriefe fofort zu bewirken, und bei eigner Werantwortung 
nicht zu geftatten, daß das Vermögen der ‘Pflegebefohlnen in auss 
ländifchen Papieren, von welcher Art fie fein mögen, angelegt 
werde. 

Sollten dergleichen Papiere in einem Nachlaſſe vorgefunden 
werden, fo find fie jederzeit Sofort zu verkaufen. 

Berlin, den 24. April 1833. (v.8.53.%0.41.©.435.) 


11. 18. S. 472 folg. 328 fofg. ——— > den * 8 
ie Dec Kurs uud Sermmärtiigen Ccbte nen on 
Auf die in dem Berichte vom 2. v. M. enthaltene Anfrage: 
| unter welchen Umftänden das Königi. Landgericht das Auss 
fcheiden aus der Feuer; Societät der Kurs und Neumärkis 
fhen Städte in Anfehung folder Grundſtuͤcke, welche ent« 
weder bevormundeten Perſonen eigenthuͤmlich gehören, oder 
ihnen zur Hypothek beftelle find, bewilligen könne, 
wird dem Koͤnigl. Landgericht hiermit Folgendes eröffnet: 

Der Landtagsabſchied für die Mark Brandenburg und die 
Nieder» Laufig vom 27. April d. J. hat zwar die Zwangsverbind⸗ 
lichkeit der Grundſtuͤcksbeſitzer der Kurs und Neumark zum Bei⸗ 
tritt der Feuer» Societät der Kurs und Neumark, welche das Feuer: 
"Socieräts Reglement vom 30. Mai 1800, $. 2. begründet, auf 
gehoben; allein nur mit Vorbehalt der Rechte der eingetragenen 
- Shypothefen » Forderungen. Hieraus folgt, daß die vormundſchaft⸗ 
lichen Behörden nicht allgemein autorifire werden können, das 
Ausfcheiden der ihren Curanden zugehörigen oder durch Hypothe⸗ 
ken verpflichteten. ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcke zu geftatten, fobald die 
anderweite Verfiherung bei einer Werficherungs » Anftalt nachges 
wiefen wird, oder bewirkt werden fol, vielmehr in jedem einzel 
nen Falle erwogen werden muß, 05 zureichende Stände zu einer 
ſolchen Bewilligung vorhanden find. 

Daß die ausländifhen und Privat, Feuer s Verfiherungs: 
Anftalten nicht die Sicherheit gewähren, wie die Kurmaͤrkiſche 
Seuer »Verfiherungs: Anftalt, ift fhon deshalb als unzweifelhaft 
zu betrachten, weil fie nicht, wie die Kurs und Meumärkifche 
Geuer » Verſicherungs⸗Societaͤt, unter Auffiche des Staats ſtehen 
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und leßtere ihr Beftehen nicht von Zufälligkeiten zu erwarten hat, 
fondern jeden Schaden durch Beiträge deckt, die nach der Socle: 
tärs » Regel aufgebracht werden. 

iernach ift der Austritt aus der Feuer⸗Societaͤt eine Maaß ⸗ 
regel, welche vormundjchaftliche Behörden in Anfehung der Grund⸗ 
ſtuͤcke ihrer Curanden nicht ohne reiflihe Erwägung genehmigen 
dürfen, da die Erfparung des geringen Beitrags nur in feltenen 
Fällen den Verluſt der größern Sicherheit aufwiegen wird. Aus 
Ferdem werden fie in jedem einzelnen Galle zu erwägen haben, 06 
nicht die Modification des Neglements vom 30. Mai 1800, wels 
che bei B. 1. 2. des gedachten Landtags ı Abfchieds eintritt und die 
Beiträge zum Erfage des Schadens, nad) der Bauart der Haͤu⸗ 
fer regulirt, den Curanden Vortheile erwarten läßt, die den Auss 
sritt an ſich Überflüffig machen. Sollten Vormünder, wegen der 
Srundfiüde ihrer Euranden, aus der Kurs und Neumärtifchen 
Geuer : Societät ausfcheiden wollen, fo werden auch die Statuten 
der Verficherungs» Anftalt, welche zur anderweiten Verfiherung 
zu wählen ift, jedenfalls vorher einer genauen Prüfung zu unters 
werfen fein. 

Ob die Freilafjung eines Grundſtuͤcks, worauf Curanden 
hypothekariſche Forderungen zuftehen, zuläffig fei, hängt von eben 
diefen Verhaͤltniſſen ab. 

Iſt das verhaftete Grundftäd ein Haus, wozu ländliche 
Beſitzungen gehören, welche allein ſchon der Hypothek faft zureis 
chende Sicherheit gewähren, oder treten befondere Umftände ein, 
welche das perfönlihe Vertrauen zum Schuldner motiviren, und 
iſt die hypothekariſche Forderung unbedeutend, fo mird eine vor: 
mundſchaftliche Behörde den Antrag des Vormundes und die 
Wünfche der verpflichteten Schuldner , befonders wenn es Mütter 
oder Väter der Euranden find, wohl berückfichtigen koͤnnen. 

Betrifft aber die Hypothek ein Darlehn aus dem General: 
Depoſitorium, fo wird in einem jeden Falle eine viel firengere 
Prüfung eintreten müffen, und nur bei vollftändiger Sicherung 
des Depofitoriums der Eonfens ertheilt werden können. Auch 
muß über die Zuläffigkeit eines folhen Verfahrens immer die Pius 
fung der Vollftändigkeit der Sicherheit, wie fle die Depoſital Ord⸗ 
nung Tit. 1. $. 47. vorfchreibt, vorangehen. 

Berlin, den 12. Novbr. 1832. (v. K. J. Bo.S. 414.) 


IL is. 5.550 = 578. Tdeilung eined gemeinſchaftlichen Eigenthume 


Dem Koͤnigl. Pupillen⸗Collegio wird auf den Bericht vom 
28. v. M., deffen Anlage zuruͤckerfolgt, eröffner, daß die Vor 
fchriften, wegen Veräußerung von Grundſtuͤcken der Minorens 
nen, nicht auf Theilung eines gemeinfhaftlicden Eigenchums zu 
beziehen find, und daher die Genehmigung der in m. fichenden. 


164 Ag. Land» Recht. II. 18. 5. 717. 


Theilung des gemeinfchaftlihen Eigenthums lediglich der Vor⸗ 
mundſchaftsbehoͤrde der betheiligten Minorennen uͤberlaſſen blei⸗ 


ben muß. | 
Berlin, den 24, Juni 1830. (v.8.%.%d.35. &.270.) 


II. 18. S. 717. ne einer im väterlichen Teflamente verordneten Mas 
jorennitätdertiärung finder die Einlettung einer Wormundfchaft nicht Grart. 
Der von dem Königl, Stadtgericht wegen Auslegung des. 
. 717. Tit. 18. TH. II. A. L. R. unter dem 4. v. M. erſtattete 
Bericht iſt dem Kurmaͤrkiſchen Pupillen-Collegium zur Erklärung. 
mitgerheilt worden. — Nach Eingang derfeiben erhält daſſelbe 
nunmehr zum Befcheide: 
daß ein er Dane a deſſen Großjährigkeits : Erklärung 
von feinem Vater in einer legtwilligen Verordnung in An: 
trag gebracht wird, nicht erft unter Wormundfchaft geftelle 
werden darf, um den Vormund defielben über die Zuläffig= 
keit der Großjährigkeits : Erklärung zu vernehmen, wenn der 
Minderjährige 
a) zur Zeit der Errichtung der legtwilligen Verordnung das 
20ite Lebens jahr bereits zurückgelegt hatte, und Ä 
b) wenn er von diefer vÄrerlichen Beftimmung Gebraud; mas 
chen will, 
Der $ 717. Tie. 18. Th. II. A.L. R. betrifft einen andern Fall. 
Er lautet: 
Hat der verftorbene Vater der Pflegebefohinen die Abkärzung 
des Termin zur Volljährigkeit gewollt, fo bedarf es feiner 
Unterfuahung, infofern nicht der Vormund erhebliche Grün: 
de anführt, welche die Fortſetzung der Wormundfchaft zum 
eigenen Beſten der Pflegebefohlenen rathſam machen. 
Hier wird vorausgefeßt, daß urſpruͤnglich eine Bormundfhaft- 
eingeleitet gemwefen, und daß fpäter erft der Zeitpunkt eingetreten 
iſt, da von der Aufhebung der Vormundſchaft die Rede fein konn: 
te. Darum befindet ſich auch jene Geſetzſtelle in dem 18. Titel 
des IT, Theile des A. 2. R. im der Lehre von der Wormundfchaft 
und in dem Abſchnitt von der Aufhebung derfelben. 


Anders verhält es fih, wenn noch feine Vormundfchaft ein: 
es it und der Diinderjährige das 20ſte Jahr bereits zuruͤckge⸗ 
legt hat. | 

Der Vater Hatte alsdann die Wahl, entweder den Sohn 

fofort aus ber väterlichen Gewalt zu entlaffen, mit aller 

Wirkung der Volljährigkeit (6. 214 und 216. Tit. 2. Th.U, 

A. L. R.), oder den Eintritt der Bolljährigkeits Erklärung 

auf den Zeitpunkt feines Todes hinauszufchieben. 

Sein Wille ift in beiden Fällen entfheidend. Das Geſetz ehrt 
die Rechte des Vaters in der Vorausſetzung, doß Niemand fo 
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gut im Stande if, über die Fähigkeiten und den Charakter eines 
Menſchen zu urtheilen, als der eigene Vater, und daß Niemand 
einen ſo lebendigen Antheil an feinem Wohle nehmen wird, als 
Her. Es verſtattet felbft in dem Falle keine nähere Unterfucgung 
darüber, | 
ob die Aufhebung der Bormundfchaft den wahren und dau⸗ 
ernden Vortheil des Pflegebefohlenen mehr, als deren Forts 
feßung befördern werde, 
wenn der Sohn noch nicht 20 Jahr alt war und der Water ver 
ordnet hatte, daß derſelbe mit dem 20. Jahre für volljährig er; 
Närt werden folle. Es bewilligt in diefem Falle dem Vormunde 
nur ein Widerfpruchsrecht „ wenn er erhebliche Gründe anzufühs 
ven vermag. Es folgt hierans unläugbar, daß eine folche Unter 
ſuchung auch nicht eintreten darf, wenn die Werhältniffe von der 
Art waren, daß der Water feinen Sohn ganz einſach aus der vaͤ⸗ 
terlichen Gewalt entlaffen durfte. . 


Wenn aber das Geſetz bei der Wiederaufhebung einer Bereits 
fhwebenden Wormundfchaft den Vormund gehört wiffen will, 06 
er erhebliche Gründe zum Widerfpruch habe, fo folge daraus fris 
neeweges, daß auch dann, wenn es ſich noch darum handelt; ob 
eine Bormundfcaft erft einzuführen fei, ein Vormund zu dem 
Zweck beftelle werden müffe, um fich eben darüber zu erklären, ob 
es eines Vormundes bedürfe, 

Es wird fih in diefem Falle vielmehr die Mitwirkung ber 
obervormundfchaftlichen Behörde nur darauf beſchraͤnken müffen, 
was ihr bei der Entlaſſung aus der väterlichen Gewalt das Geſetz 
zur Pflicht macht, auf 

a) die Verlautbarung des väterlichen Willens und Einholung 
der — des Sohnes ($. 216, Tit. 2, Th. 11. Allg. 

ER), u 

b) die — eines beglaubten Zeugniſſes daruͤber (9. 217.) 
damit ſich der großjährig erklärte Sohn als ſolcher im buͤrgerli⸗ 
hen Verkehr zu legirimiren im Stande fe, 

Berlin, den 22. Zuli 1833. (v.8.5.1833.%0.42, ©. 122.) 


II, 780 fol 
Sure ger Al een Sur, ke e LE 
geſetzl l . 
Der Juſtizminiſter fann die im Berichte des Koͤnigl. Ober 
Landesgerichts Vom 8. v. M. ausgefprochene Meinung: | 
daß die Vorfchriften der $$. 780 u. f. Tir. 18. Th. II. des 
A. L. R., die Ausfegung der Guͤtergemeinſchaft bei der Hei⸗ 
rath minderjähriger Pflegebefohlenen Herreffend, auf die Gi; 
tergemeinfchaft, wie fie nach dem dortigen Provinzialrechte 
beſteht, keine Anwendung fänden, 
nit für begründet erachten. 
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Die Beftinmungen in den $$. 780 u. f., wonach bei Ehen, 
welche Pflegebefohlene während der Vormundſchaft fchließen, die 
Guͤtergemeinſchaft bis nad) erfolgter Aufhebung der Wormunds 
ſchaft ausgeſetzt bleibt, Bilden ein Sperialgefeg für folhe Min⸗ 
berjährige, welche an Orten leben, wo die Guͤtergemeinſchaft nach 
PDrovinzialgefegen eingeführt if. Auf das, was diefe provinzials 
rechtlichen Beftimmungen über den Anfang der Gütergemeinfchaft 
feftfegen, kann es eben deshalb nicht ankommen. 

Jene $$. find nicht, wie die Worfchriften über die Guͤterge⸗ 
meinſchaft im Allgemeinen, in den $$. 360 u. f. Tit. 1. Th. H. 
des A. L. R., in ihrer Anwendung davon abhängig gemacht, daß 
in den Provinzialgefegen nicht ein Anderes angeordnet fei, d. h. 
fie find nicht fuhfldiarifcher Natur, fondern fie befiimmen ohne 
Beſchraͤnkung und abfolut, in welchem Wermögensverhäftnifie 
Pflegebefohlene an Orten leben follen, wo provinzielle oder ftatus 
tariſche Guͤtergemeinſchaft gilt. 

Dieſe Vorſchriften mußten gegeben werden, weil die Preu⸗ 
ßiſche Geſetzgebung das Rechtsmittel der Wiedereinſetzung in dem 
vorigen Stand, welches nach Gemeinem Rechte die Minderjähs 
rigen gegen Nachtheil geſichert haben wuͤrde, nicht zuläßt. Eben 
deshalb ift auch in den beftätigten Befchläffen der Geſetz⸗Commiſ⸗ 
fion vom 27. October 1801 und 5. Febr. 1802 (Edictenſamm⸗ 
lung von 1800. No. 75. S. 3164, Neues Archiv Bd. 1II. Hft. 
3. S. 345.) angenommen, daß fie auch an Orten, wo die eheli: 
che SGütergemeinfchaft nach Lübifhem echte hergebracht ift, oder 
welche mir Magdeburgifchem Rechte verliehen find, neben dem 
felben im ganzen Umfange beftehen koͤnne und durchgehend befolgt 
werden müffe, obgleich auch nach diefen Rechten die Gütergemein: 
ſchaft fofore mit der Ehe eintritt und keine Ausnahme in Betreff 
der Heirath minderjähriger Pflegebefohlenen begründer ift. 

Mas die allgemeine Vormundſchafts⸗Ordnung feftfegt, kann 
auch durch die Beflimmungen von provinziellen Verordnungen 
nicht abgeändert werden. Rn 

Das Königl. Ober Landesgericht hat fich daher hiernach als 
vormundfhafrlihe Behörde zu achten und auch die Untergerichte 
feines Bezirks mit Anweifung zu verfehen. Ä 

Berlin, den 1. März 1833, (v. 8.53. Bdo. 41. S. 215.) 


11. 18. g. 780 folg. Yusfegung der Gätergemelufhaft heirathendet 
flegebefohlenen ohne Ruͤckſicht auf den Inhalt von Provinzial Gefegen, 
atuten und Gewohnheiten. 

Der Widerfpruc der Ober: Landesgerihte zu Hamm und 
Münfter wider die Anwendung der Beftimmungen des Vormund— 
Schaft: Rechts $$. 780 u. f. Tir. 18. TH. 11.2. R. auf ihre Ge 
richtsſprengel ift nicht begründet. Denn wenn auch nachzuweiſen 
wäre, daß nad) dortigen Provinzialgefegen. oder Statuten oder 
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Gewohnheiten bie Guͤtergemeinſchaft unmittelbar mie Abfchlies 
hung der Ehe, ohne Ausnahme für Minderjährige, eingetreten 
fei, fo mußte folches doch mit Einführung des Landrechts aufhoͤ⸗ 
een, und die unter den Beſtimmungen des Vormundſchafte⸗Rechts 
im oͤffentlichen Intereſſe aufgenommene Ausnahme für die Mins 
derjährigen, von den vormundſchaftlichen Behörden bei eigener 
Vertretung berückfichtige werden, weil die den Provinzialgeiegen 
und Statuten einftweilen vorbehaltene Rechtsguͤltigkeit in Bezie⸗ 
hung auf das vorliegende Verhältnig durch den $. 782. 1. c. aus⸗ 
drücdlich ſuspendirt iſt. Nur mit dieſer Beſchraͤnkung iſt die ehe⸗ 
liche Guͤtergemeinſchaft, mie fie vor der Einführung des Franzds 
fiihen Rechts in den weitphälifchen Provinzen und im Herzogthum 
Cebe Statt gefunden hat, durch die Werordnung vom 8. Sanuar 
1816 wieder hergeftellt worden. Ich kann daher Ihre an die 
Oder : Landetgerichte zu Hamm und Münfter erlaffene Verfügung 
vom 1. März d. J nur beftätigen, und autorifire Sie auf Ihren 
Bericht vom 10, v. M., diefelben unter Belehrung über ihre Bes 
denken zur Befolgung der gefeglichen Vorfchriften $$. 780 u. f. 
Te. 18. TH. II. 2. R. anzumeifen. | 


Teplig, den 5. Auguft 1833. | 
Friedrich Wilhelm. 


t 


An 
den Staats; und Zuftizminifter 
Muͤhler. 


Abſchrift der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ Ordre iſt durch die Jahr⸗ 
buͤcher mit Ruͤckſicht auf das zur Aufnahme ſchon beſtimmte Re⸗ 
Rripe vom 1. März d. J. bekannt zu machen. | 

Berlin, den 12. Aug. 1833. (v. K. J. 1833. Bd. 42. S. 124) 


IL. 18. S. 816. Berfahten bei Aufhebung der Wenormundung eines 

Bahn- oder Wiodfinnigen. Go 

Das Zuftiz: Minifterium pflichtet in Beziehung auf die Vor⸗ 

fhriften der A. G. O. Tit. 38. $. 37. unddes A.L. R. Theil ll. . 
Tie. 18, $. 815. der motivirten Anficht des Koͤnigl. Ober » Landes» 
gerichts in dem Berichte vom 20.8. M., daß es zum Behuf der 
Aufhebung der Bevormundung eines rechtöträftig dafür erklaͤrten 
Wahn ⸗ oder Bloͤdſinnigen der Abfaſſung eines foͤrmlichen Erkennt⸗ 
niſſes nicht beduͤrfe, bei. 

Berlin, den 31. Octbr. 1831. (x. K. J. Bd. 38, &.303.) 


IL Tit. 19. Oherauſſicht des Staats Aber juͤdiſche Stiftungen. 

Das Koͤnigl. Hofgericht wird auf den Bericht vom 19. Ja⸗ 
nuar d. J. autoriſirt, von fernerer Ausübung der, den Gerichts⸗ 
behörden übertragenen Oberaufſicht über Stiftungen, in foweit 
legtere Stiftungen der Jeraeliten find, ohne Unterſchied des Zwecks 
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derſelben, zu abftrahiren, und ſolche den dazu berechtigten Famii⸗ 
liengliedern und resp. den Rabbinern zu überlaffen; in Ruͤckſicht 
der nihtjädifhen Stiftungen muß es dagegen, bei dem Referipte 
vom 15. Decbr. 1826 lediglich fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 4. März 1831, (v. K. J. Bd. 37. ©. 76.) 


I. Tit. 19. Requlatlv 


‚ betreffend. die Einrichtung der Landatmen-VVer - 
mwaltung in Alt» Pommern, 


$. 1. 
Die geſammte Verwältung der Gefchäfte, welche die für 
Bettler und Landſtreicher ndchigen Vorſichtsmaaßregeln, Fürforge 
und Anftalten betreffen, und in der Regel unter dem Namen des 
„Landarmen : Wefens ” 
zufammengefaßt werden, verbleibt ſowohl Hinfichtlich der Landes 
Polizei, als der Dieciplinars und Deconomie: Angelegenheiten, 
und der Adminiftration der Anftalten zu Uckermuͤnde und Meuftets 
tin, der Provinzial: Regierung unter nachfolgenden Modalitäten. 


5. 2. 


Die Stände führen die Controlle dieſer Geſchaͤfts-Verwal⸗ 
tung, und zwar hinfichtlich der Koften fowohl, ald der aufzubrins 
genden Gelder, und der Verwendung derfeiben, mit entfcheis 
dender Stimme, hinſichtlich der übrigen Gegenftände aber mit 
berathendem Einfluß. | 

Die ftändifhen Befugniſſe werden durch ben Communal⸗ 
Landtag Alt: Pommerns ausgeübt, theilmeife, und für denfelben 
jedoch durch die ftändiiche Landarmen » Ditection wahrgenommen, 
nach näherer Beftimmung der $$. 12. 16. 17. 

F $. 3. 

Ein Haupt-Einnahme- und Ausgabe -Etat wird der Ver—⸗ 
waltung und der Controlle, bezuͤglich der allgemeinen und beſon⸗ 
dern Oeconomie, ſowohl fuͤr die geſammte Verwaltung, als auch 
beſonders für die betreffenden Landarmen-Anſtalten zur Baſis die 
nen, und beim Einiritt der neuen Gefchäfts » Inftruction auf die 
Vorſchlaͤge der Provinzial: Negierungen durch den Kommunal» 
Landtag feftgeftelle und höhern Orts genehmigt werden. 


$. 4. 

Die Provinzial» Regierungen ordnen innerhalb der Grenzen 
des Landarmen : Neglements vom 6. April 1799 mit Ruͤckſicht auf 
dag gegenwärtige Negulativ, nnd den von den Ständen geneh⸗ 
migten Stat, die Maafregeln an, um die Zwecke der Landarı 
men: Anftalten zu erreichen; fie werden über alle wichtigen Ge⸗ 
genftände, Hei welchen nicht Gefahr im Verzuge obwaltet, Die 
Anſicht der Stände hören, und die Vorfchläge derſelben erwägen: 


—* 
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9 . | 
Die Zeitumftände haben eine Reviſion des Landarmen Die: 

glements nörhig gemacht, der ganze Betrieb des Landarmen Wer 
ſens foll jedoch bis dahin, daß die beabfichtigte Reviſion deſſelben 
im gefeglihen Wege, nad Berarhung mit den ®tänden, erfolgt 
fein wird, nach dem Reglement vom 6. April 1799 und, wo das 
gegenwärtige Regulariv davon abweicht, nach biefem geführt 
werden. | 

9.6. 


Sin den Grenzen und mit Zugrundelegung ber, im vorftehen: 
den $. 5. erwähnten gefeglichen Beſtimmungen, bleibt es den Pros 
vinzials Regierungen vorbehalten, das Verfahren und die Bedins 
gungen anzuordnen, unter welchen eine Detention von Bettlern 
und Landftreihern Statt finden fol, und welhe Dauer derfels 
ben zu geben ift. | 

$. 7. 


Die Anftelung aller Beamten der Landarmen Verwaltung, 
die Einrichtung der Anftalten, und die Disciplin und Beſchaͤfti— 
gung in denſelben, wird von den Provinzial; Negierungen bes 
ſtimmt, welche die deshalb zu erlafienden Inſtructionen mit den 
Ständen zu berachen haben. 


$. 8. 


Die Etats, fowohl die allgemeinen für die gefammte Wer 
waltung,, als die Special» Etats für die Anftalten zu Uckermuͤnde 
und Meuftertin, werden jährlich auf den Grund des Haupt-Etats 
regulire. Die Provinzial» Regierungen laffen diefelben ausarbei— 
ten, und den Ständen auf dem gemeinfchaftlihden Communals 
Sandtage zur Bewilligung und Feftfegung vorlegen. 

Da fih mande Koften, wie 3. B. die der Verpflegung und 
Heizung der Anftalten, nicht immer in voraus überfehen laffen, 
fo wird in jedem Etat zu dergleichen und andern unerwarteten 
Ausgaben ein Diepofitions ⸗Quantum ausgefegt werden, auf 
welches die fiändifche Landarmen  Direstion Ausgaben bewilligen 
kann, welche der Etat nicht vorhergefehen har. 

B §. 9. 

Zu jeder Ueberfchreitung des Etats und zu jeder Abweichung 
von demfelben bedarf es der Genehmigung des Communal » Land» 
tags, eben fo zu jeder Gehalts Erhöhung oder Fundirung einer 
neuen Beamten » Stelle. - 

$. 10.- 

Bei Bauten, Reparaturen, und überhaupt bei Werändes 

rungen in den Anftalten, haben die Stände, infofern die Etats 
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durch ſolche nicht Äderfchritten, und die gewöhnlichen etatsmaͤßi⸗ 
gen, wirthfchaftlic nörhigen Bleineren Reparaturen deshalb nicht 
vernachläffige werden, nur eine berathende, entgegengefeßten 
Falls eine entſcheidende Stimme. 


N 11. 


Die Stände find befugt, von der ganzen Verwaltung, auch 
eückfichtlich derjenigen Gegenftände, über welche fle nur eine bes 
sarhende Stimme haben, Kenntniß zu nehmen, zu dem Ende 
von den Provinzial: Regierungen die ihnen noͤthig fcheinenden 
Ueberfichten zu erbitten, und denfelben ihre Anträge und Wuͤnſche 
vorzulegen. Dies finder namentlich) in Hinſicht der Anftellung 
der Beamten bei den Landarmen » Anftalten Statt, 


$. 12. 


Es liegt den Ständen. ob, die Landarmen » Anftalten fo oft, 
als es angemeſſen erfcheint, wenigſtens aber jährlich einmal durch 
die von der Landarmen : Dirertion zu beauftragenden Mitglieder 
bergeftalt revidiren zu laffen, daß diefe fih aus den ihnen vorzus 
fegenden Acten, Special» Etats, Caſſen-Abſchluͤſſen sc. über die 
Derfonalitäten, und daß Beine andern Perfonen, als die nach dem 
Landarmen : Reglement in die Anſtalt gehörigen, detinirt werden, 
überhaupt von der ganzen innern Werwaltung, ohne Ausnahme, 
Ueberzeugung verfchaffen kann. 

| 6. 13, 


| Die bisherigen Special⸗ Directionen hören auf, vorbehalt; 
lich der etwanigen Anſpruͤche der jegigen Mitglieder derſelben. 


5. 14. 


Die Stände prüfen und dechargiren jährlich auf dem ges 
meinfchaftlihen Communal » Landtage fowohl die General; als die 
Specials Rechnungen über das gefammte Landarmen ⸗ Wefen, uns 
ter Zugrundelegung der Etatd und der etiwanigen befondern Bes 
willigungen. 

Es ſteht ihnen zu, jede Ausgabe, welche nicht durch den 
Etat oder eine befondere Bewilligung des Communals Landtages, 
oder innerhalb der Dispofitions» Summe, dur Bewilligung der ° 
ſtaͤndiſchen Landarmen: Direction juftificirt ift, zu defectiren. 


$. 15. 


Der gemeinfchaftlihe Communal»Landtag beflimme mit ent 
feheidender Stimme das Total der in jedem Jahre auf den Grund 
des Haupt: Etats, des jährlichen befondern Etats, und der fons 
ftigen ſtaͤndiſchen Bewilligungen zu erhebenden Beiträge, und 
fegen den Maaßſtab feft, nach welchem diefe Beitrags, Summe 
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erhoben werden ſoll. Die Repartition und Erheöung, nach dem 
von dem gemeinfchaftlihen Communal / Landtag feftgefegten Maaß: 
ſtab, ordnen die Provinzial» Regierungen an. 


4. 16. 


Von den vorftehend näher bezeichneten ſtaͤndiſchen Befugnif 
m der gemeinſchaftliche Communal:Landtag folgende felbft 
wahr; | 

1) die Prüfung und Sefifegung der Etate. 
2) Beſchlußnahme über die Größe und die Aufbringungsart 
der Geldmittel, Ä | 
3) Prüfung und Decharge der Rechnungen, und 
4) Beſchlußnahme über die Veränderungen im Reglement. 
Außerdem läßt derfelbe die fändifchen Nechte durch die ftändifche 
Sandarmen » Direstion nach feinem Ermeſſen wahrnehmen. . 


$. 17. 


Die ftändifhe Landarmen: Direction befteht aus ſechs Mit⸗ 
gliedern, und zwar: | 
a) aus dreien aus dem Stande der Nitterfchaft, wovon eines 
aus Vorpommern, das zweite wenigftens aus dem Regie— 
rungs : Departement Coͤslin fein muß; | 
b) aus zweien des Städte: Standes; das eine aus dem Re 
gierungs = Departement Cöslin, das andere aus dem Negies 
rungs: Departement Stettin; 


c) aus einem des Landgemeinen Standes des einen oder an⸗ 
dern Regierung» Departements, | 


$. 18. 


Die ftändifche Landarmen: Direction wird von dem gemein, 
ſchaftlichen Communal : Landrage gewählt, die Mirglieder bekom— 
men kein Gehalt, oder fonft fired Einkommen; nur bei Neifen 
und Reviflonen der Anftalten, oder während der Dauer fonftiger 
nachzuweiſender Geſchaͤfte, erhalten die Meirglieder derfelben Diaͤ⸗ 
ten und Fuhrkoſten, wie folde den Landtags» Abgeordneten für 
den Tag und die Entfernung zulommen, und zwar aus dem 
Landarmenhaus, Fonds. 


5. 19. 


Die ftändifhe Landarmen» Direction wählt ihren Vorſitzen⸗ 
den aus ihrer Mitte, und zwar aus dem Stande der Ritterſchaft; 
dieſelbe zieht bei ihren Geſchaͤften den Land» Syndicus zu, wel: 
her verpflichtet iſt, die Correfpondenz für die Direction hieſelbſt 
unter Anziehung des Secretariats und der Eanzlei bei der Land: 
fube, welche auch die Regiſtraturgeſchaͤfte übernehmen muͤſſen 
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zu beforgen, und bei der Verſammlung der Direction das Protos 
col aufzunehmen. 
$. 20. 


Der Sig ber fländifchen Landarmen,Direction bleibt im 
Stettin. —* 
. 21. 


Da bie ſtaͤndiſche Landarmen-Direction keine fortlaufende 
Verwaltung zu führen hat, fo ift es nicht nöchig, die Meitglieder 
binfichtlich ihres Aufenshaltsorts irgend zu befhränfen. Die Lands 
armen» Direction muß ſich aber jederzeit auf Verlangen der Pros 
vinzials Regierungen nach einer Frift von 4 Wochen nad) gefchehe: 
ner Aufforderung in Stettin verſammeln; es bleibt derfelben auch 
überlaffen, außerdem in Stettin fih zu verfammeln, wenn der 
Vorfigende dazu erheblihe Veranlaſſung finden dürfte, in web 
chem Falle derfelbe die Mitglieder dergeftalt einlader, mie zuvor 
Seitens der Staatsbehörde geichehen fol, und wenn diefe Frift 
zu weit ausfehend für den Gegenftand der Berathung erfheinen 
ſollte, die Ladungen doch dergeftalt einrichten muß, daß die Mit 
glieder felbige wenigftens Tage vor dem Termin (nad dem Pos 
ftenlauf) erhalten, und diefes nachgewiefen werde, die Verſamm⸗ 
“Jungen gefchehen auf dem Landhaufe, woſelbſt auch die Regiftra= 
tur aufbewahrt wird, 


$. 22. 


Zur Befchlußfähigkeit der Werfammlung gehören wenigſtens 
drei gegenwärtige Mitglieder, - 


| $. 23. . 

Der ftändifhen Landarmen » Direction bleibt es überlaffen, 
bie ihr nöchig fcheinende Gefchäfts» Snftruction für ihren Ges 
ſchaͤftsgang zu entwerfen. Sie hat aber diefelbe dem Communals 
Landtage zur Genehmigung vorzulegen, | 

Berlin, den 26. März 1831. (v. K. J. Bd. 37. S. 70.) 


Il. 20. 5 59. il d fi S eſchli 
————— 


A 


Dem Königl. ıc. wird hierneben eine beglaubte Abfchrife der 
Allerhoͤchſten Eabinets: Ordre (B.) vom 9. d. M. zugefertigt, 
nad) welcher des Königs Meajeftär zu befehlen geruher haben, 
daß gegen einen Angefhuldigten, der, noch ehe er der That 
überführt ift, freiwillig gefteht, keine Schärfung der 
fonft verwirften Strafe, alfo feine koͤrperliche Zuͤch— 
tigung und immer nur der geringſte Grad der, nad 
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Lage der Sache durch die That an fi, und unter den obs 
waltenden Umftänden verwirkten ordentlihen Strafe 
erfannt werden foll. 
Das Königl. ꝛc. hat fih hiernach zu achten, und diefen Koͤnigl. 
Befehl den Untergerichten des Departements zur Nachachtung mits 
zutheilen, aud für Aufnahme deſſelben in die Amteblätter der 
Provinz zu forgen. 
Berlin, den 21. October 1833. 


B. 


Ich will auf Ihren Bericht vom 30, v. M. dem Schiffer, 
knecht Remus ip der Strafanftalt zu Rawicz, deffen Bittfchrift 
zurückerfolgt, den Weberreft der. gegen ihn erkannten Zuchthaus: 
firafe erlaffen; auch finde ch nach der bei Gelegenheit diefes Fal⸗ 
fes von Shnen gemachten Bemerkung, daß in der Werurtheilung 
allerdings zwifchen dem Verbrecher, welcher fih dur Bekennt⸗ 
niß der Wahrheit zumender, und dem Uebelthäter, welcher durch 
Leugnen feine Schuld vergrößert, ein Unterſchied Statt finden 
muß. Ich will daher, daß gegen einen Angefchuldigten, der, 
noch ehe er der That Überführe ift, freimillig geſteht, keine Schärs 
fung der fonft verwirkten gejeglichen Strafe, aljo keine körperliche 
Zuͤchtigung, und immer nur der geringfle Grad der, nach Page 
der Sache durch die That an fi, und unter den obmwalıenden 
Umftänden verwirkten ordentlihen Strafe erfannt werden foll, 
und veranlaffe Sie, die Gerichtsbehörden auf die pflihtmäßige 
Beachtung der Vorfchriften des $. 59. Tit. 20. Th. II. des Allg. 
2, R. beſonders aufmerkſam zu machen. 

Berlin, den 9. Octbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42. e.A6) 


II. 20. g. 8 -90. Berluſt der Kriegsdenkmuͤnze vormaliger Milis 
tair⸗Perſonen. 
Ueber die in dem Berichte des Criminal-Senats des Koͤnigl. 
Ober: Landesgerichts vom 14. Febr. d. J. enthaltene Anfrage: 
ob die Allerhoͤchſten Cabinets Drdres vom 24 Dechr, 1814 
und 25. Septbr. 1817, betreffend den gegen vormalige Mir 
litair » Perfonen zu erfennenden Verluft der Kriegsdenfmün: 
je, nur in den darin ausdrüclich erwähnten Fällen ange 
. wendet werden dürfen, oder ob wegen aller Vergehen, wels 
che den Verluſt der National: Kokarde nach fid ziehen, auch 
auf den Verluſt der Kriegsdenkmuͤnze zu erkennen? 
iſt der gutachtliche Bericht des Criminal⸗Senats des Kammerge⸗ 
richts erfordert worden. Nach deſſen Eingang findet das Juſtiz⸗ 
Miniſterium nunmehr kein Bedenken, die aufgeſtellte Frage da⸗ 
hin zu beantworten: 
daß der Verluſt der National-Kokarde jederzeit auch ben 
Verluſt der SINN nach ſich zieht, 
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Denn | | 

1) würde eine Inconſequenz und ein Widerfprudy darin liegen, 
das allgemeine Ehrenzeichen eines Preußifchen Unterthanen, 
die National Kokarde, zu tragen, das Tragen eines ſpe⸗ 
ciellen Ehrenzeihens zu geftatten; a. 

. 2) geht aus den beftehenden gefeglihen Worfchriften deutlich 
hervor, daß es die Abſicht gewefen, den Verluſt der Krieges 
denfmünze mit dem Verluſte der National: Kofarde gleichen 
Schritt gehen, und letztern niche ohne erftern eintreien zu 
laſſen; 

3) iſt es in Abſicht der beurlaubten Landwehrmaͤnner und der 
zur Kriegsreſerve gehoͤrigen Soldaten ſchon geſetzlich entſchie⸗ 
den, daß in allen Faͤllen, in welchen auf den Verluſt der 
Kriegsdenkmuͤnze ausgeſprochen werden muß, und es fehlt 
gaͤnzlich an Gruͤnden, bei den aus dem Militair geſchiede⸗ 
nen Individuen von dieſem Grundſatze abzugehen, zumal 
derſelbe nach der Allerhoͤchſten Cabinets- Ordre vom 18 Juni 
1825. (Jahrb. Bd. 26. S. 188., in dieſem Werke Bd. J. 
S. 229.) auch auf die Dienſtauszeichnung, welche von ehe 
maligen Militair⸗Perſonen im Civilſtande getragen wird, . 
anzuwenden ift. no 

Berlin, den 29. April 1831. 


A. 


Dem Criminal: Senat des Koͤnigl. Kammergerichts wird 
mit Bezug auf defien Bericht vom 7.0. M., die Frage betreffend, 
in welchen Fällen der Verluſt der Kriegedentmänze gegen 
Perſonen vom Eivilftande zu erkennen fei? . 
hierneben abfchriftlicy die an den Criminal, Genat bes Ober »Lans 
desgerichts zu Breslau am heutigen Tage erlafjene Verfügung zus 
efertigt. - Ä | 
a Das Juſtiz-Miniſterium fann fi nicht veranlaßt finden, 
wegen diefes Gegenftandes, ingleichen wegen der übrigen, in dem 
Berichte des Collegii aufgeftellten Zweifel und Bedenken, auf ges 
fegliche Beflimmungen anzutragen. 
Was insbefondere die Frage betrifft: 
05 wider einen Beamten, der wegen eines entehrenden Ver⸗ 
‚ brechens, weshalb wegen Mangel des Beweifes nur eine 
. außerordentliche Strafe Statt findet, nach der Allerhöchften 
Cabinets⸗ Drdre vom 28, März 1816, des Rechts, die Nas 
tionals Kokarde zu tragen, verluftig erkläre worden, auf 
Caffation zu erfennen? | 1 
fo läßt fi erwarten, daß in ben meiften Fällen diefe Frage werde 
bejahet werden, da die Caffation eines wegen eines entehrenden 
Verbrechens zum Verluſte der National» Kokarde verurtheilten 
Beamten, follte auch die erfannte Strafe nur als eine außeror⸗ 
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dentfiche anzufehen fein, ſich — wo nicht durch den Buchſtaben — 

doch durch den Geift der geſetzlichen Vorſchriften volltommen rechts 

fertige, und es deshalb keiner ausdrüdlichen Beſtimmung bedarf. 
Berlin, den 29. April 1831. (v. K. J. ®d.37. ©. 404.) 


IL 20. . 86. J R 
=. Gef — der Eorperliden Zuͤchtigung gegen Perfonen 
Ich will Ihnen auf Ihren Bericht vom 19. d. M. die Zu 
ruͤckweiſung des wieder beigefügten Begnadigungsgefuchs der Ehes 
frau des Tagelöhners H. überlaffen. 
Mit Ihren Bemerkungen über die Pörperlihe Zuͤchtigung 
bin Ich einverftanden und beflimme, daß fie gegen Perfonen weib⸗ 
lihen Geſchlechts, welche das zehnte Jahr zurückgelegt haben, 
nicht mehr verhängt und ftatt derfelben auf verhälmißmäßige 
Freiheits ſrafe erfannt, in den Fällen aber, wo fie blos discipli— 
narifch erfcheint, ein anderes zuläffiges Mittel angewandt werden 
fol, Statt der Publication durch die Gefegfammlung ift diefe 
Beftimmung nur den betreffenden Juſtiz⸗ und Werwaltungsbehöre 
den mitzurheilen. 
Berlin, den 29. März 1833, u 
An Friedrich Wilhelm. 
den Staats: und Yuftizminifter | 
Muͤhler. 


Sämmtlihe Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden werden angewieſen, 
ſich nach vorſtehender Allerhoͤchſten Ordre gebuͤhrend zu achten. 
Berlin, den 30, Mär; 1833. (v. K. J. Bo. 41. S. 276.) 


II. 20. S. 88. I. Unter dem Ausdruck: achttägige Gefängnißftrafe wird 
eine fiebentägige verfianden. 
II, Berhältniß der Gefangnißſtrafe zur Geldſtrafe überhaupt. 


A. 


In dem in diefem Jahre vom Geheimen Finanz» Secretatr 
Schimmelpfennig erfchienenen Werke, unter dem Titel: Die Preus. 
hiſchen directen Steuern; oder Sammlung der Gefege und Verord⸗ 
nungen wegen Klaffens und Gewerbe ®teuern, befindet fi im 2, 
Th. S. 346. ein Extract des Reſcripts eines Hochverehrlichen Zus 
ſtiz Deiniftertums vom-20. Auguft 1827 an den Appellations: 
Gerichtshof zu Coͤln, nach deffen Inhalt einer Geldftrafe von fünf 

Thalern nicht achttaͤgiges, fondern nur fiebentägiges Gefaͤngniß 
im Unvermögensfall fubftituirt werden fol, weil der gemeine 
Sprachgebrauch, nah melden der Ausdrud von acht Tagen 
gleichbedeutend mit einer Woche angenommen wird, in die Preu: 
Biihen Strafgefege übergegangen fei, mie ſolches auch daraus ers 
ſichtlich wäre, daß im A. L. R. Th. il. Tir. 20. $. 608. die Ver; 
doppelung des achttägigen Arreſts nicht in ſechzehn / fondern nur 
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vierzehntägigem beftehen folle. Da dieſe Erklärung dur ihre 
Milde bei den fo häufigen in der Wertheidigungs » Snftanz bei uns 
ſerm Collegium vorliegenden Defraudationsfällen aller Art ſich 
befonders empfiehlt, fo würden wir kein Bedenken tragen, fels 
bige gegen die bisherige Praris unfers Collegit, welche übrigens 
bei den Untergerichten nicht gleichartig ift, in Anwendung zu brins 
. gen, wenn biefes Reſcript in den Jahrbuͤchern für die Preußifche 
Geſetzgebung ꝛc. hekannt gemacht wäre. 

Ew. Excellenz und ein Koͤnigl. Hohes Juſtiz⸗Miniſterium 
bitten wir daher ehrerbietigſt: 

- die Anwendung diefes Reſcripts hochgeneigt uns zu bes 

cheiden. 

Koͤnigsberg, den 14. Mai 1831. | | 
Dos Tribunal zu Königsberg. 


DB. - 


! Dem Königl. Ober» Landesgericht wird auf den, von dem 
dortigen Tribunal am 14. v. Me. erftatteten Bericht: " 
betreffend die Anwendung des Nefcripts des Juſtiz⸗Miniſte⸗ 

rii an deh Äppellationshof zu Coͤln vom 20. Auguft 1827, 
wonach einer Geldftrafe von fünf Thalern nicht achttägiges, 

fondern nur fiebentägiges Gefängnig im Unvermögensfalle 

zu fubftituiren, | | 
integrale Abſchrift des Schreibens des Königl. Finanz» Minifterii 
vom 9. Juli 1827, und des gedachten, dadurch veranlaften Re 
feripts vom 20. Auguft 1827 mitgerheilt, und find die in diefem 

Refcripte ausgeſprochenen Grundfäge auch von dem Collegium 

zur Anwendung zu bringen. | 

Bei Umwandlung größerer Geldftrafen in Gefängnißftrafe ' 
hat indefien das Königl. Ober + Landesgericht zugleich das in der 
abfchriftlich beifolgenden Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre v. 5. April 

d. J. und in dem danach an das Ober »Landergericht zu Raribor 

erlaffenen, ebenfalls abfchriftlich anliegenden Reſcripts vom 8, ejd. 

ausgefprochene Princip zu befolgen. | 
Berlin, den 20. Zuni 1831. 
| Für den Juſtizminiſter. 


Vermoͤge Allerhoͤchſten Auftrags. 
An v. Rampe. 
das Königl. Ober: Landesgericht 
zu Koͤnigsberg. 
Be C. | 
Die Beſtimmung im $. 31. des Regulativs vom 28, April 
1824, daß bei Verwandlung der Geldbußen für. Haufir Contra: 


ventionen in Gefängnißftrafe, 5 Rihlr. einem achttägigen Gefäng: 
niß gleichgeachtet werden ſollen, mird von mehreren Gerichtsbe⸗ 
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hörden deigeftalt wirklich angewendet, daß fie genau jeden fünf 
Thalern acht volle Tage fubftituiren. 

So ift jegt eine Entfcheidung des Juſtiz / Senats zu Eoblenz 
zu meiner Kenntniß gefommen, wo einer Geldbuße von 48 Rthl. 
eine 77taͤgige Gefängnißftrafe ſubſtituirt worden ift. ' 

Nah meiner Meinung iſt die Abficht des Geſetzes, fo wie 
der $$. 88 und 89, Tir, 20. Th. IL des A. L. R., daß unter acht 
Tagen eine Woche verftanden werden folle, und es wird, fo viel 
mir bekannt ift, in diefer Art auch von den Gerichten in den AL, 
teren Provinzen das Gefeß angewendet. Die dadurch in der Aus: 
führung des Geſetzes entftehende MWerfchiedenheit beträgt auf die 
bei Haufir »Contraventionen in der Regel eintretende Strafe von 
48 Kıhirn. faft 14 Tage, da, während, wie bemerkt, von einis 
gen Gerichten 77 Tage, alfo 11 Wochen, fubftituire werden, ans 
dere nur eine Iwöchentlihe, allenfalls zur Ausgleihung der drei 
Thaler auch noch einige Tage darüber, fubftituiren. 

Ew. Excellenz will ich lediglich ganz ergebenft überlaffen, wel⸗ 
de Berechnungsmweife die der Abſicht des Geſetzes entfpredhende 
fei, und ftelle daher anheim, ob Em. Excellenz nicht deshalb eine 
allgemeing Anweiſung an die Gerichte zu erlaffen belieben wollen, 
wovon ich mir demnächft eine geneigte Nachricht erbitte. 

Berlin, den 9. juli 1827. 


Sin Abweſenh. des Hrn. Finanzminifters, 
An Kuhlmeyer. 
den Koͤnigl. Wirklichen Geheimen Staats; 
und Finanzminifter, , 
Hrn. Grafen v. Dantelmann Eye. 


D. 


Der oftrheinifhe Senat des Königl. Appehations Gerichts, 
hofes erhält hierneben Abſchrift des Schreibens des Königl. Fir 
nanz⸗Miniſterii vom 9. v. M., in deffen Weranlaffung dem Col: 
legio Folgendes zu erfennen gegeben wird, Der Zuftiz, Senat 
zu Koblenz hat einer Geldbuße von 48 Rthlrn. eine 77tägige 
Gefängnißftrafe fubftiruirt, weil derfelbe bei Anwendung der Bes 
fimmung im $. 31. des Regulativs vom 28, April 1824 gemäß, 
es bei den Geldbußen für Hauſir-Contraventionen jeden fünf 
Thalern genau acht volle Tage fubftituirt. Diefer Auslegung 
liegt eine irrıhämliche Auslegung zum Grunde. Nach dem 9% 
meinen Sprachgebrauch wird der Ausdrud von acht Tagen als 
gleichbedeutend mit einer Woche geachtet, und diefer Sprachge—⸗ 
brauch ift auch in die Preußiſchen Strafgefege übergegangen, wie 
auch ſchon daraus erfichtlich ift, daß, wie z. B. im $. 608. Tit. 
20. Th. 11. des A. 2. R., die Verdoppelung des achttägigen Ars 
nn nicht in 16, fondern nur in 14 Tagen ne. Der Kb 
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nigl. oftrheinifche Senat hat hiernach die weitere Mittheilung an 
den uftiz: Senat zu machen. 

Berlin, den 20. Yuguft 1827. 
Der Zuftizminifter 

Graf v. Dankelmann. 


E. 


Einverſtanden mit den in dem Berichte des Juſtiz⸗-Miniſte 
rii vom 29. v. M. enthaltenen Bemerkungen über die Beſtim⸗ 
mung der Freiheitsftrafen in abnehmendem Verhaͤltniß gegen gro; 
ßere Geldbußen, will Ich dem K. zu 3., deffen Begnadigungss 
gefuch zuruͤck erfolgt, fo wie dem B. den Ueberreſt der gegen fie er⸗ 
fannten Gefängnißitrafe erlaffen. 

Berlin, den 5. April 1831. / 
| Friedrih Wilhelm. 


An 
das Juſtiz-Miniſterium. 
j F. 


Das Yufiz: Minifterium hat fih durd das Immediat / Ges 
ſuch des Deftillateurs K. zu 3. vom 20. Sjanuar d. J, über wels 
ches der erſte Senat des Königl. Ober » Landesgericht unter dem 
4. v. M. Bericht erftattet hat, veranlaßt gefunden, bei des Kö: 
nigs Majeftät auf Erlafjung des noch nicht abgebüßten Ueberre⸗ 
ftes, der flatt einer Geldbuße von 224 Rihlrn. ſowohl gegen den 
Birefteller, als gegen den B. erkannten Gefängnißftrafe von 51 
Wochen und 1 Tag anzutragen, da die in den Erfenntniffen ge 
gen die Verurtheilten gefchehene firenge Anwendung der Vorſchrift 
des $. 88. Tir. 20. Th. 11.9.2. R., wonad 5 Thaler einer Ge 
fängnißftrafe von acht Tagen in der Negel gleichgeachtet werden 
ſollen, fidy der Natur der Sache nach nur bei Umwandlung Hei 
nerer Geldbußen in Gefängnißitrafe rechtfertigen läßt, indem bei 
Verwandlung größerer Geldbußen nach jenem ſich ſtets gleichbleis 
benden Verhältniß, das Uebel, welches der Verbrecher durch die 
Verlängerung der Freiheitsftrafe, fowohl in Ruͤckſicht auf die Ent 
behrung der Freiheit, als auf feinen Nahrungszuftand triffe, fich 


‚ungleich ſchneller fleigert, als dasjenige, welches ihm durch die 


Erhöhung der Geldbuße zugefügt wird. Diefe Anficht liege auch 
deutlich der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 24. Februar 1812 
zum Grunde, melde den nachtheiligen Folgen der Anwendung 
jenes Principe des $. 88.1. c. wenigftens dahin Grenzen gefegt 
hat, daß niemals die, einer auch noch fo großen Geldbuße zu ſub⸗ 
ſtituirende Freiheitsftrafe die Dauer von zehn Jahren üÜberfteigen 
fole, auch geftattet der $. 88.1. c. felbft, indem er jenes Verhaͤlt⸗ 
niß von 5 Rıhlen. zu 8 Tagen nur in der Regel beobachtet wiffen 
will, die Anwendung des mildern Grundfages, daß bei zuneh 
mender Größe der Geldbuße die ihr zu fubftituirende Gefängniß- 


\ 
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firafe nicht nach einem ſich gleichbleibenden, fondern nad) einem 
allmaͤhlig abnehmenden Verhältniß zu beftimmen fei, 

De. Koͤnigl. Majeftär Haben mit diefen von dem Juſtig ⸗Mi⸗ 
niſterium Ihnen vorgetragenen Bemerkungen in der abſchriftlich 
anliegenden Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 5 d. M. Sich ein. 
verftanden zu erklären, und hiernach zugleich dem K., fo wie dem 
B. den Weberreft der gegen fie erfannten Gefängnißftrafe zu er- 
laffen geruhet. Demgemäß ift daher heute die abſchriftlich Hier 
beifolgende Verfügung an das Stadtgericht zu 3. erlaffen worden. 
Zugleidy wird aber auch dem Königl. Ober » Landesgericht hierdurch 
anempfohlen, bei Abfaffung der Straferfenneniffe künftig auf den 
oben entwidelten Grundſatz zu achten. 

Die mit dem Berichte des Eollegii eingereichten Unterfus 
hungs = Acten erfolgen hierbei zuruͤck. 

Berlin, den 8. Apr. 1831. (v. K. J. Bdo. 37. S. 396 u. * 


II. 20. 8. 85 — 90. 
fängnißfirafe ift nach dem — —— Mn Wonaten bertkmmten = 
A. 


Dem Criminal: Senat des Konigl. Ober: : Landesgerichts 
wird der von dem dortigen Inquiſitoriate am 3. d. M. erſtattete 
Bericht (B.), 

betreffend die zwiſchen dem Collegium und dem genannten 

Sinquifitoriate Statt findende Werfchiedenheit der Anficht 

über die Dauer der nah Monaten beſtimmten Gefaͤngniß⸗ 

firafen, 
hiebei in Abſchrift, mit dem Eröffnen zugefertigt, daß der Juſtiz⸗ 
miniſter der Anſicht des Inquiſitoriats beitreten muß, wonach die 
Dauer der Monate nach dem Kalender zu berechnen iſt. 

Die entgegengeſetzte Anſicht würde nicht nur in dem beiſpiels⸗ 
weiſe angeführten Falle, fondern auch Bei einer Strafe von 13 
Monaten, 

welche mit der Dauer eines jahres und eines Monats; 
von 18 Weonaten, | 

welche mit der Dauer eines und eines halben Jahres; 
von 6 Monaten, 

welche mit der Dauer eines halben Jahres für gleichbedeu- 

tend zu erachten find, 
zu einer Berechnung führen, die dem Sprachgebrauche eben ſo 
ſehr, als der Abſicht der geſetzlichen Beſtimmungen bei einer nach 
Monaten beftimmten Dauer entgegen wäre. 

Daß aber bei den firafrechtlichen Zeitbeftimmungen des Allg. 
L. R. der gemöhnlihe Sprachgebrauch in der Regel entfcheider, 
er fi) namentlih aus dem Ausdrucke: 8 Tage für eine 

e. 
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Hiernach hat ſich daher der Criminal» Senat des Königl. 
Ober : Landesgerichts zu achten und das Inquiſitoriat zu befcheiden. 
Berlin, den 17. December 1833. 


B. 


Ew. Ereellenz erlauben, daß wir eine zwifchen unferm Col⸗ 
(egium und dem hiefigen Königl. Criminal: Senat Statt findende 
Verfchiedenheit der Anficht über die Dauer der nad Monaten be: 
flimmten Gefängnißftrafen zur hochgeneigten Prüfung und Vor; 
befcheidung ganz gehorfamft vorzutragen uns unterfangen. 

Bei Vollſtreckung von Gefängnißftrafen, deren Dauer nad 
Monaten beftimmt ift, haben ‚wir -ftets die Dauer eines Kalen- 
dermonats zum Grunde gelegt, und ohne darauf Nückficht zu neh⸗ 
men, ob ein Monat 30 oder 31 Tage hat, den Verhafteten an 
demjenigen Monatstage wieder entlaffen, an melchem er vor einem 
oder mehreren Monaten feine Strafe angetreten hatte. 


Der Königlihe Criminal» Senat hat aber in mehreren ſich 
kürzlich ereigneren Fällen von den liquidirten Haftskoſten fo viel 
Tage geftrichen, als unter den verbüßten Strafmonaten welche 
von 31 Tagen gemefen, indem er anführt, ein Strafmonat fei 
ftets nur auf die Dauer von 30 Tagen zu vollſtrecken, und ein 
Verhafteter habe nur je fo viel 30 Tage Haft zu erdulden, als er 
zu Monaten Strafe verurtheilt worden iſt. ‘Der Königl, Erimi; 
nal: Senat iſt fogar in der Unterfuchungsfache wider die W'ſchen 
Eheleute, in weicher wir nach Kalendermonaten Gefängnißftrafe 
vollftredt haben, des Dafürhaltens, daß die Denunciaten ihre 
Anfprüche wegen der angeblichen Weberfchreitung des erkannten 
Otrafmaaßes gegen uns auszuführen berechtigt fein würde, 


Wir find jedoh, dies ehrerbietigft vorausgefchickt, der un: 
vorgreiflichen Meinung, daß unfere Berechnungsart eines Straf—⸗ 
monats die richtige fei, weil nicht nur auf allen Feftungen und 
in den Arbeitshäufern eben fo, wie bei und gerechnet wird, ſon⸗ 
dern auch bei einer langen Haftsdauer augenjcheinlih Inconſe⸗ 
quenzen entftehen, indem derjenige, bei weichem einjährige Haft 
erfannt worden, 365 Tage detinirt würde, während, wenn diefe, 
Strafe auf 12 Monate ausgedrüädt ift, nur 360 Tage vollfiredt 
werden dürften. Es erfcheint uns namentlich der von dem Königl. 
Criminal» Senat zur Begründung feiner Meinung angeführte 
$. 550. Tit, 9, TH. I. des A. L. R. keinesweges paffend. 


Diefer enthält die Berechnungsart der Dauer eines Monats 
bei monatlichen Verjährungsfriften; ihn aber auf Straf» Sriften 
analog anzuwenden, dürfte durch nichts unterftüge werden. 


" Wenn nun aber für diefe eine gefegliche Beftimmung fehlt; 
fo bitten Ew. Excellenz wir hierdurch unterehängft: 


b 
Allg. Band Net. H. 20, 5. 151 — 156. 181 


guädigft geruhen zu wollen, uns über Die Dauer eines Straf: 
monats für künftige Fälle Höchftgeneigteft vorzubefcheiden. 
Breslau, den 3. Decbr. 1833. (v. K. J. Bo. 42. ©.447,) 


II. 20. g. 151 — 156. Verbot der Einfährun und Des Verkaufs 
aller außerhalb der deutfhen Bundesftaaten in deutſcher Sprache gedrum. 
sen Schriften obne *5 ——— der Ober⸗Cenſurbehorde, in 

u 


‘ Gemäßbeit ded Bundestags. v es vom S. Jull 1832 und der Werord; 
nung vom 18. Dctober 1819. 
Es iſt hin und wieder die Anſicht geäußert, daß durch die, 
mittelſt Allerhöchften Patents vom 25. September v. J. erfolgte 
Bekanntmachung des Bundesbeſchluſſes vom 5. Juli v. J. und 
insbefondere durd die dafelbft ad No. I. feftgefegte Beftimmung, 
die: beftehende Gefeggebung wegen der außerhalb der deutfchen 
Bundesftaaten in deutſcher Sprache erfchienenen Schriften für 
einen großen Theil der Monarchie abgeändert worden fei, 
und die Vorſchrift der Allerhoͤchſten Werordnung vom 18. Octbr. 
1819 ad No. XI. für die zum deutfchen Bunde gehörigen Pro: 
vinzen alle Gültigkeit verloren habe, und ift darüber vom Königl, 
Ober : Eenjurcollegium an die betreffenden Minifterien Bericht er: 
ftattet. Wei näherer Erwägung der, der Publication vom 25. 
September dv. J. voraufgegangenen und übrigen Verhandlungen 
bat ſich ergeben, daß die obgedachte Anfiht keinesweges gegrün: 
det ift. 


— die Faſſung des Allerhoͤchſten Publications; Patents 
vom 25. September v. J. bei dem klar am Tage liegenden Zwecke 
der dadurch bewirkten Bekanntmachung zeigt deutlich, daß eine 
Abänderung der feſtſtehenden Geſetzgebung nicht beabfichtige wor: 
den ift. 

Obwohl durch den Bundesbeſchluß vom 20. Septbr. 1819 
veranlaßt und denfelben mit in fich begreifend, ift die Verordnung 
vom 18. Octbr. 1819 keinesweges eine nur für die zum deutſchen 
Bunde gehörigen Provinzen, fondern vielmehr eine für die ge: 
fammte Monarchie gültige neue allgemeine Eenfur : Bor: 
ſchrift, indem fie das frühere Cenſur⸗Edict vom 19. December 
1788, fo wie alle fi darauf bezichende oder daffelbe erfiärende 
Edicte und Neferipte, auch eben fo in Den neuen und wieder er; 
worbenen Provinzen bie, das Cenſurweſen betreffenden, früheren 
Verordnungen ausdruͤcklich aufhebt. 

Zugleich behalten Se. Koͤnigl. Majeftät Sich ausdrädlich 
darin vor, nad Ablauf von 5 Jahren dasjenige weiter zu be; 
Kimmen, was die Umftände erfordern werden. 

Die Aufhebung und Abänderung der Verordnung vom 18. 
October 1819 ift aber bei dem Publicationspatent vom 25, Sep⸗ 
tember v. J. weder für die gefammte Monarchie, noch für irgend 
einen Theil derſelben irgend beabſichtigt noch ausgefprochen wors 
den, und infonderheit gilt dies von dem, im Eingange jener 
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Verordnung ausgefprochenen, über die Worfchriften des 
Bundesbefhluffes vom 20. September 1819 hin— 
ausgehenden, Srundfage, wonad alle, aud, mehr ale 
20 Bogen ftarfe Drudfchriften, fo lange diefe Verord— 
nung in Kraft bleibt, der Cenſur, wie bisher, unterworfen 
bleiben follen. 

Ein fo wefentlicher und wichtiger Srundfag, von welchem 
nit abgemwichen werden kann, würde, wie von felbft vorliegt, 
nur durch eine ausdräd lie Beftimmung des Allerhoͤchſten 
Sefeggebers, die aber nirgends vorliegt, außer Kraft gefegt wer 
den können. In Uebereinftiimmung mit diefem Grundfage, defr 
fen unverändert fortdauernde Gültigkeit überall nicht bezweifelt 
werden fann, fegt der Art. XL, der mehrgedachten Werordnung 
insbefondere feſt: 

daß keine außerhalb der Staaten des bdeutfchen Bundes 

in deurfher Sprache gedruckte Schrift ohne ausdrüädliche 

Erlaubniß der Ober ; Cenfurbehörde in den Königl. Staaten 

verkauft werden darf. 

Diefe Vorfchrift involvire bei ihrer Allgemeinheit fchon die weni⸗ 
ger umfaſſende Beſtimmung: 

Keine in einem nicht zum deutſchen Bunde gehoͤrigen Staa⸗ 

te in deutſcher Sprache im Drucke erſcheinende Zeit, oder 

nicht über 20 Bogen betragende fonftige Druckſchrift politis 
fhen Inhalts darf in einem Bundesftaate, ohne vorgängige 

Genehmigung der Regierung deffelben, zugelaffen und auss 

gegeben werden. 
indem nun die deutfhe Bundesverfammlung diefe legtere 
Beſtimmung, unter Mitwirkung des diesfeitigen Königl. Buns 
destags / Geſandten, in ihrem Beſchluß vom 5. Juli v. %: aufs 
nahm, und dadurd dasjenige, was feit 1819 in der Preußiſchen 
Monarchie gefeglich feftfteht, zur gefeglihen Norm für ſaͤmmtliche 
deurfche Bundesftaaten machte, ändert fi hierbei für Preus 
gen gar nichts, als der Umfang feiner Bundesvertragsmäßis 
gen Berehtigung im Verhältniffe zu den übrigen Bundes 
flaaten.. Nachdem die diesfeitige Regierung in Veziehung auf - 
die Behandlung der außerhalb des deutſchen Bundes erfcheinenden 
Druckſchriften bieher gar feine vertragemäßigen Anſpruͤche an die 
übrigen deurfhen Bundes Regierungen zu machen gehabt hatte, 
weil das proviforifche Bundespreßgefeg vom 20. September 1819 
feine diesfälige Vorfchrift enthält, gewann fie durch den Bundes⸗ 
befhluß vom 5. Zuli v. 5. zuerft die Befugniß, von jedem ans 
dern Bundesſtaate zu verlangen, daß in demfelben eben fo, wie 
es in der Preußifhen Monardie bisher fchon der Fall war, „kei⸗ 
ne in einem nicht zum deutfchen Bunde gehörigen Staate in deut 
fcher Sprache zum Drucke erfcheinende Zeit= oder nicht über 20 
Bogen betragende fonftige Druckſchrift politifchen Inhalts ohne . 


Allg Sand» Redt. II. 20. $.151— 156. 183 


vorgängige Genehmigung der betheiligten Regierung zugelaffen 
oder ausgegeben werde.” Was bisher nur für die gefammte Preus 
Bifhe Monardie landesgefeglihe Norm war, ift alfo 
eine für fämmtlihe Bundesftaaten bundesgefeglihe Norm 
geworden, und foll hinfüro auch in diefer zmweiten.und neuen 
Eigenſchaft für die, zum deurfhen Bunde gehörigen Preußifchen 
Provinzen gelten. | 
Diefes nicht ſowohl vor den Königlichen Behörden und Un: 
terthanen in den eben genannten Provinzen, als vor den übrigen 
Bundes: Regierungen und vor ganz Dentfchland in gefeglicher 
Form auszufprehen, war der einzige Zweck des Allerhöcften 
Patents vom 25. Septbr. v. J., wie au am Schluffe deffeiben 
ausdruͤcklich geſagt wird, indem es dafelbft heißt: 
Wiewohl die beflagenswerthen Erfcheinungen, wider welche 
die Bundesgewalt gefeßgebend einzufchreiten ſich genoͤthigt 
gefehen hat, Alnferen Staaten überall fremd geblieben find; 
fo haben Wir doch in Unſerer Eigenfhaft als Bun— 
desfürft feinen Anftand genommen, die vorftehenden Ber 
fchlüffe der Bundesverfammlung als gefegliche, Unfere 
fämmetlihen Unterthanen in den Bundesſtaa— 
ten verpflihtende Verfügungen hierdurch oͤf— 
fentlich befannt zu maden. | 
Es ergiebt fi hieraus von felbft, daß des Königs Majeſtaͤt bei 
Publication des Patents vom 25. Septbr. v. 5. überall weder 
beabfichtigen fonnten, noch beabfichtigt haben, dadurch irgend eine 
Beſtimmung der Verordnung vom 18, October 1819 abzuändern, 
oder aufzuheben, infonderheit aber, daß es nicht in Allerhoͤchſt— 
dero Willensmeinung gelegen haben kann, zu geftatten, daß man 
hinfüro wider die MWorfchrift des Art. XL jener Verordnung aus 
ßerhalb der Staaten des deutfhen Bundes in deutfcher Sprache 
gedruckte Schriften, wenn fie nur über 20 Pogen ftark find, in - 
die zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen der Monarchie, 
auch ohne die ausdrädlihe Erlaubniß der Ober » Cenfurbehörde, 
zulaffe und debitire, während der Verkauf folder Schriften in den 
nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Provinzen, ohne ausdruͤck⸗ 
‚liche Erlaubniß der Ober» Cenfurbehörde, nach wie vor verboten 
bleiben folle. 
| Abgeſehen von der durch nichts begründeten Willkuͤhrlichkeit 
einer folchen Berfchiedenheit in der Behandlung der zum deutichen 
Bunde gehörigen Provinzen der Monarchie, unter, welchen in der 
Verordnung vom 18. Dctober 1819 gar fein Unterfchied gemacht 
worden ift, — wäre e8 auch unerklärlih, warum in einem Mo: 
mente, 100 der deutfche Bund fi durch die freche Zügellofigfeit 
der Preffe, und befonders durch die derfelben im Auslande zu Theil 
werdende Besünftigung bewogen fand, gegen die Zulaſſung der 
außerhalb Deutſchlands in deutſcher Sprache erſcheinenden Schrif 
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ten neue Präftige und nachdruͤckliche Maaßregeln zu ergreifen, ges 
rade Unfer Gouvernement fich hätte bewogen finden können, bei 
dbiefer Gelegenheit und ausfchließlich für feine zum 
Bunde gehörigen Provinzen von der Strenge nadyzulaflen, wor 
mit daffelbe Diefen Gegenftand auf den Grund beftehender Geſetze 
bisher behandelt. 

Daß deſſen ungeachtet die Meinung auflommen oder Raum 
gewinnen könnte, als ob nad dem Allerhöchften Publications s 
Matente von 25, Septbr. v. J. die außerhalb-der deutfchen Buns 
desftaaten in deutfcher Sprache erfcheinenden Drudichriften, wels 
che über 20 Bogen ftarf find, der gefeglich angeordneten befonde, 
ren Erlaubniß zu ihrem Debit in der Preußifhen Monarchie für 
die Zukunft nicht mehr bedürften, hat das König. Staats: Minis 
fterium, als es den Erlaß jenes Patents bei des Königs Majeftät 
in Anwendung brachte, in Erwägung der oben dargeftellten und 
Far am Tage liegenden Umftände, fo wie im Vertrauen auf das 
gefunde Urtheil der betheiligten Behörden und der Unterthanen, 
nicht annehmen zu dürfen geglaubt und deshalb auch bei Abfaffung 
feines diesfälligen Berichts für uͤberfluͤſſig erachtet, die Hinzufüs 
gung einer ausdrädlichen Erklärung, wegen Fortdauer der aflges 
meinen - Beftimmung ad Art. XI. der Verordnung vom 18. Dctos 
ber 1819 in Vorſchlag zu bringen. Unter ähnlichen Verhältnifi 
fen hat ed auch die Kaiferlidy Defterreichfche Regierung nicht für 
nöthig erachtet, bei Publication des Bundesbefchluffes vom 5. 
Juli v, J. die Kortdauer fämmtlicher Beftimmungen der Defter, 
reichifchen Cenfur : Gefeggebung ausdruͤcklich zu bevorworten. 

Die betreffenden Königl. Miniſterien haben das Königliche 
Dber : Eenfur: Collegium, auf deffen Anfrage hiernach bereits uns 
term 11. Februar d, J. befchieden, und veranlaffe ih Em. Hoch⸗ 
wohlgeboren zu verfügen, daß diefe Beftimmung zur Kenntniß 
und Nachachtung der Gerichtshoͤfe und des Sffentlichen Miniftes 
riums gebracht werde. 

Berlin, den 10. Octbr. 1833. (v. 8.9. ©d.42.©.452,) 


IL 20. g. 166. Beruͤckſichtigung des Betragens des Executors bei deſ⸗ 
fen Denuneiationen wegen Beleidigungen im Amte, 


Aus mehreren zur Kenntniß des Suftizminifters gefommes 
nen Fällen hat ſich ergeben, daß eine Menge von Unterfuchungen 
wegen Widerfeglichkeit gegen Erecutoren dadurch veranlaßt wers 
den, daß legtere ohne ſchriftliche Executions Ordre, und ohne durch 
dieſelbe fich zu legitimiren, zum Zweck der Executionsvollſtreckung 
zu den Erequenden gekommen find, 

Saͤmmtliche Gerichtsbehörden haben darauf, daß bie Eres 
eutoren die Erecution niemals anders, als nach. vorgängiger Les 
gitimation durch Vorzeigung der fchriftlicden Executions⸗Ordre 
zum Zwed der Executions⸗Vollſtreckung zu Erequenden kommen, 
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firenge zu halten, und Erecutoren, die dies unterlaffen, nach⸗ 
drüdlich zu beftrafen, fo wie bei Einleitung ber mweitern Wer: 
fügungen auf deren Denunciation wegen Widerſetzlichkeit oder 
Beleidigung diefen Punkt zu beruͤckſichtigen, und vor Eräff: 
nung der Unterfuchung feftzuftellen. Eben fo hat fich ergeben, 
dag Widerfeglichkeiten. und Beleidigungen jener Art nur zu häu: 
fig von Beleidigungen der. Erecutoren felbft, und dur ihre 
unndthige Härte, Grobheit und Unanftändigkeit, fo wie durch 
ihre Meigung zum Trunk und übriges, mit der ihnen, als ges 
richtliche Unterbeamten fchuldigen Achtung unvereinbarliches Be; 
tragen in und außer der Amteführung, herbeigeführt und vers 
anlaßt werden. Die Königl. Gerichte haben daher auch in’ 
diefer Beziehung auf die ‚Erecutoren unausgefegt ein befonde 
res Augenmerk zu richten, und die Exceſſe, welche fie ſowohl 
hiegegen, als in Ausübung ihres Amts begehen, auf das ſtreng⸗ 
fie zu beftrafen. 
Berlin, den 22, Febr. 1831. (0.8.9. 8d. 37. &. 109.) 


II. 20. . 191 — 194. 
nicht * auf Transport — en auf Dereniee sub 

Die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 13. Mai 1819 (Jahr 
büder Bd. 13, ©. 319.), 


betreffend den ftatt der erkannten Detention eines Aus: 
länders bis zum Nachweis der Beſſerung ober des ehr, 
lihen Ermwerbes, nachgelaffenen Transport über die Grenze, 


hat, wie dem Königl. Ober: Landesgerichte auf den Bericht 
vom 11.v. M. eröffnet wird, in den Strafbeftimmungen nichts 
verändert, mie ſchon daraus folgt, daß folche nicht durch die 
Sefegfammlung bekannt gemacht worden if. Es kann daher 
nad tie vor gegen Ausländer, infofern folche nicht zu den 
fremden Landftreihern zu zählen und deshalb zur Wegſchaffung 
über die Grenze zu verurtheilen find, in den dazu gefeglich bes 
ftimmten Fällen nur auf die Detention bis zur Befferung oder 
bis zum Machweife eines ehrlichen Ermerbes erkannt werden. 
Auf eine in der Unterſuchung felbft abzugebende Erklärung des 
Angefhuldigten darüber, ob er diefer Detention den Transport 
über die Grenze vorziehe, kommt es nicht an. Erſt wenn die 
fonft erfannte Strafe vollſtreckt worden, fteht ed dem zur Des 
tention verurtheilten Ausländer frei, auf feine Fortſchaffung 
über die Grenze anzutragen. Die Allerhöchfte Cabinets⸗Ordre 
enthält mithin nur eine den WVorftehern der Strafanftalten er, 
—* Anweiſung und keine Vorſchrift fuͤr den erkennenden 
ichter. 


Berlin, den 13, Mat 1831. (v. K. J.Bd.37.S. 408.) 
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11. 20. S. 199. 200. j 
treffenden $$. 199, und 206 läurerung der dad Majetäts s Werbredyeu be 


Der Suftizminifter hat ſich bewogen gefunden, das mittelft 
Berichts des Eriminal: Senats des Königl. Ober : Landesgerichts 
vom 23. Juli d. J. eingereichte, nebft der Relation und den Unter; 
fuhungs: Acten anbei zuruͤck erfolgende Erkenntniß wider den 
Mufitus H. et Conſ. zu L., mit den Acten bei dem Eriminals 
Senate des Dber: Landesgerichts zu Stettin, zur Abgabe eines 
Gutachtens, in fo weit foldes den zuerfi genannten Inculpaten 
betraf, vorlegen zu laffen. 

Diefes in Form eines Erkenntniffes abgegebene Gutachten, 
welches der Zuftizminifter Hierdurch beftätigt, wird dem Collegium 
anliegend zugefertigt, um die Publication deffelben zu verfügen, 
und nad befchrittener Rechtskraft Behufs der einzuholenden Jm; 
mediat » Beftätigung weitere Anzeige zu machen. 

Aus dem, von dem Eriminals Senat bes Königl. Ober; 
Landesgerichts in vorliegender Sache eingereichten Erkenntniffe, 
fo wie bei andern Beranlaffungen, ift übrigens erfehen worden, 
daß bei einigen Gerichtshoͤſen über die Auslegung der 65. 199 und 
200. Tit. 20. Th. II. d. A.L. R. eine Verſchiedenheit der Anfichten 
obmalter, welche eine nähere Erwägung rechtfertigt. 

Eine nicht blos die Worte diefer Gefegftellen, fondern auch 
deren innern Zufammenhang gehörig beachtende Sinterpretation, 
führe zur richtigen Deutung derfelben. 

Die Majeftärs - Beleidigung, oder — wie $. 196. des L. R. 
a. a. D. fih ausdruͤckt — die perfönliche- Beleidigung des Staats; 
oberhauptes in feiner Würde, — fann, foweit fie durch Worte, 
Schriften oder finnliche Darftellung bewirkt wird, auf eine doppelte 
Weiſe gefhehen; einmal naͤmlich: 

„durch folhe Schmähungen, melde, auch wenn fie gegen 

einen Unterthan oder eine Privatperfon gerichtet wären, 

als Injurien ftrafbar fein würden; ” 


dweitens aber auch: 


„durch andere ungebuͤhrliche Aeußerungen, die zwar für 

Privat⸗Injurien noch nicht erachtet werden fönnen, allein, 

gegen den Landesheren gerichtet, diejenige hoͤchſte Ehrfurgt 

verlegen, welche demfelben ausfchließlich gebührt.” 
Diefer Unterfchied bilder die Grundlage der beiden in Rede ftehen; 
den Paragraphen des Landrechts. 

Der $. 199. bezeichnet jene fchwereren, zugleich die Natur 
der Privat» Injurien an fi tragenden Majeftäts : Beleidigungen 
mit den Worten: 

„Wer fih des Verbrechens der beleidigten Majeftät durch 

ehrenrührige Schmähungen ꝛc. ſchuldig macht 20.” 
und bedroht diefelben mit einer 2 bis Kjährigen s oder 
Seftungsftrafe. 
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Der $. 200. aber ſpricht von der zweiten geringern Art von 
Ehrverletzungen, welche als ſolche nur, weil fie gegen das Staats⸗ 
oberhaupt gerichter find, für ftrafbar erkläre werden, indem er 
mit den Worten beginnt: 

„Auch ſchon andere dergleichen boshafte, die Ehrfurcht gegen 

den Landesherrn verletzende Aeußerungen ꝛc.“ 

Der Einwand, welchen man dieſer Auslegung entgegenſetzen 
koͤnnte, daß ja der $. 200. durch die Worte „andere dergleichen 
boshafte — — Aeußerungen,” zu erkennen gebe, es fer auch 
hier nur wieder von einer Art der fchon im $. 199. erwähnten 
„ehrenrührigen Schmähungen”, mithin von wirklihen Injurien 
die Rede, — bewährt ſich bei näherer Betrachtung nit. Er 
wird zunächft ſchon durch die. ftarfe Betonung widerlegt, welche 
ſichtlich auf den beiden erften Worten des.$.200 „Auch ſchon 
andere ıc.” und befonders auf dem Worte „fchon” ruhet, welches 
gerade zu erkennen giebt, daß hier nicht mehr von „dergleihen” 
Schmähungen, fondern von „andern” geringeren, und wie der 
$. 200. fie auch fogleich milder bezeichnet, nur von „Aeußerungen” 
gefprochen werden folle, welche die Ehrfurcht gegen den Landes; 
herrn verlegen. Hieraus folgt zugleih, daß auf das von dem 
Geſetz hier gebrauchte Beiwort „boshafte” Aeußerungen Fein 
befonderes Sewicht zu legen ift, und daß daffelbe nur fo viel als 
„böstich” oder „abſichtlich“ bedeuten fann. 


Auf das Entfcheidendfte wird diefe, von den meiften Gerichts: 
böfen als richtig anerfannte Auslegung noch durch die Vergleihung 
des $. 200. mit dem $. 205. des Landrechts a. a. D. unterftüßt. 
Lesterer verordnet nämlich, daß wörtliche Injurien, wenn fie 
gegen die Meirglieter der Familie des Landesheren verübt find, ° 
mit eins bis zweijähriger Zucthauss oder Feftungsftrafe, mithin 
doppelt fo ftreng, als die im $. 200. nur mit 6 Monat bis J1 Jahr 
Sefängniß sc. bedrohten „ehrfurdtsmwidrigen Aeußerungen” über 
die Derfon ꝛc. des Landes herrn beftraft werden follen. Denn hier: 
aus folgt ganz augenfcheinlih, daß der Geſetzgeber mit dieſen 
legteren Aeußerungen nicht wirkliche Sinjurien gemeint haben fann, 
da er fie, und noch dazu fo bedeutend, geringer geftraft wiſſen 
will, als die geringften gegen die Familie des Landesheren ver, 
übten Injurien. 

Bei der Reviſion der Strafgefege wird zwar im Iegislativen 
Wege auf die Befeitigung der Zweifel über die Deutung jener 
beiden Paragraphen des Landrechts durch Berichtigung ihrer Faffung 
Bedacht genommen werden; indefjen glaubte der Juſtizminiſter 
ſchon jegt dem Königl. Ober Landesgerichte die obige Anficht dars 
über zur Erwägung und Beachtung bei Abfaffung der Erfenntniffe 
empfehlen zu müffen. 


Berlin, den 19. Novbr. 1832, (v. K. J. Bo. 40.S. 501.) 
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— 3,231 Fol. eertren bei Gontraventionen gegen das 


- Da über das bei Eontraventionen gegen das Bergwerks und . 


Hütten Megal zu beobachtende Verfahren fi) unter den Königl. 
Bergämtern und Gerichten eine wefentlihe Werfchiedenheit der 
Anfichten geäußert hat; fo find das Zuftiz: Minifterium und Die 
Dber : Berghauptmannfcaft veranlaßt worden, den Gegenftand 
gemeinfchaftlih in Erwägung zu nehmen. — Diefelben haben 
ſich hierbei überzeugt, daß es zur VBefeitigung der obmwaltenden 
Zweifel keiner neuen legislativen Anordnung bedarf, fondern 
es nur auf eine richtige Auffaffung und Anwendung der beftehen: 
den Gefege anfommt. Bei Anmaßung von Nutzungen des Berg» 
werks, und Hütten: Regals ift nah Vorſchrift des A. L. R. 
Th. II. Tie. 20. $. 230 — 232, und $.236. und 237. zu ums 
terfcheiden, ob folde aus Irrthum und Mißverftändnig, oder 
wiffentlich zur Ungebühr gefchehen fei. — Im erftern Falle follen 
dem Anmaßenden, neben der Verurtheilung und dem Schadens; 
erfag, fernere Eingriffe bei einer im Wiederholungsfalle jedesmal 
zu verdoppelnden fisfalifchen Geld; oder verhaͤlinißmaͤßigen Ges 
fängniß» Strafe unterfagt; im legtern Falle foll aber derfelbe mit 
dem doppelten Erfage des verurfachten Schadens und mit einer 
fistalifchen Geldbuße von 50 bis 1000 Rihlr. oder verhättniß- 
mäßiger Leibesftrafe belegt werden. — Die für den erftern Fall 
gegebenen Worfchriften koͤnnen, da fie blos einen Irrthum und 
Mißverſtaͤndniß, mithin kein Werbrechen vorausfegen, nur einen 
civilrechtlichen Charakter Haben, und die nad $. 231 und 232 
loco eit. mit dem Inhibitorium zu verbindenden Strafen, wenn 
fie auch fisfalifche genannt werden, doch nur als Erecutiv: Maß; 
regeln betrachtet werden, ähnlich denjenigen, welche, nach $. 151. 
Tit. 7. Th. 1. des A. 2. R., zum Schutze wider Beſitzſtoͤrun⸗ 
en und nach $. 54. Tit. 24. Th. L der 4. G. O. zur Vollzie⸗ 
E von Erfkenntniffen, welche etwas zu unterlajlen verords 
nen, Statt finden; die für den zweiten Fall ertheilten Be: 
flimmungen find dagegen frafrechtliher Natur. Aus diefem 
Unterfchiede ergiebt fi), daß wegen Anmaßung einer zum Berg» 
Regal gehörigen Nugung, je nachdem den Contravenienten der 
Verdacht eines dolus trifft oder nicht, im Wege der Unterfuhung 
oder des Eivil; Proceffes verfahren werden müffe. — Findet dems 
nach die Berg; Behörde bei den Ermittelungen, die. fie wegen 
eines Eingriffes in das Berg Regal veranftaltet, daß der Coms 
travenient eines dolus verdächtig fei: fo muß fie die Sache zur 
Einleitung der fiskaliſchen Unterfuchung an die ordentlihen Ge 
richte abgeben; inmittelft kann fie, kraft der ihr als Aufſichts⸗ 
Behörde über das Berg: Megal zuftehenden Snitiative dem Des 
nunciaten alle fernere Eingriffe inhibiren und der Inhibition durch 
die geeigneten Erecutiv  Maßregeln Wirkſamkeit verfchaffen, 
Wenn das Gericht den Antrag auf fiskaliſche Unterfuhung 


4 


\ 
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begründet hält, fo muß es, indem es die Eröffnung derfelßen ver: 
fügt, zugleich die Inhibition erneuern und für deren Aufrechts 
haltung bis zur ausgemachten Sache forgen, da die Fortfegung 
eines Unternehmens nicht geduldet werden kann, das bereits in 
fo weit für unerlaubt erkannt worden ift, daß man deshalb den 
Urheber zur Unterfuhung gezogen hat. — Diefe Unterfuchung 
kann fih nur damit befchäftigen, ob der Denunciat dolose ge 
Handelt Habe, wird ein dolus nidyt ermittelt, fo muß der Des 
nunciat freigefprohen und die Erörterung darüber, ob ihm das 
angemafte Recht zuflehe oder nicht, zum Eivils Verfahren ver, 
mwiefen werden. — Ergiebt fi) bei den Ermittelungen der Berg 
Behörde, daß der Anmaßung einer zum Berg: Negale gehörigen 
Nutzung blos ein Irrthum oder Mißverftändniß zum Grunde ' 
liege: fo erläßt die genannte Behörde kraft ihres Rechts der Ini⸗ 
tiative ein Ipnhibitorium mit Straf: Androhung ; dem Betheilig⸗ 
ten fteht dagegen die Provocation auf rechtliches Gehoͤr im Civil» 
verfahren mit voller Wirkung zu, bdergeftalt, daß bis zur auge 
gemachten Sache Alles in der bisherigen Lage verbleibt, und der 
Strafandrchung und Straffeftfeßung weiter keine Folge gegeben 
wird. — Diefe Provocation ift nicht blos im Petitorien- fondern 
auch im Poffefforien : Proceffe zuläffig, da das Geſetz bei niederen 
Regalien zu Gunften eines Dritten einen wirkſamen Beſitz auch 
ohne Tirel anerkennt (A. ER. TH. IL. Tit. 14, $. 35. und Th.1. 
ir. 9, $. 630.) und hieraus die Anwendbarkeit der poffefforifchen 
Rechtsmittel von felbft folge, inſofern ſolche nicht fpeciell ausge 
ſchloſſen fein follten. | j 

Dies ift nirgend geſchehen; infonderheit treffen die in der 
Verordnung vom 26. Debr. 1808, $. 42. gemachten Ausnahmen 
bier ſaͤmmtlich nicht zu. — Iſt aber der Poſſeſſorien⸗Proceß 
ftatthaft: fo kann es feinem Bedenken unterliegen, daß, wenn 
der, Provocant einen ruhigen Befig nachweiſet, das von der Berg: 
Behörde erlaffene Sinhibitorium, fo mie die von derfelben etwa 
ſchon feftgefegte Strafe, durch das Poffefforien » Erfenntniß wieder 
aufgehoben werden muß. Der Provocant bleibt alsdann in der 


Ausübung des ftreitigen Rechts, bis im Petitoriens Proceffe der 


Anfpruch für unbegründet erklärt worden; in dem desfallfigen Er⸗ 
kenntniſſe ift zugleich mit dem Inhibitorio die Strafe zu beflim: 
men, welche im Uebertretungsfalle eintreten fol, — 

Das Koͤnigl. Ober» Bergamt hat nach. vorftehenden Grund: 
fägen ſich nicht allein ſelbſt zu achten, fondern auch die ihm unter, 
geordneten Behörden zu infteruiren. 

Berlin, den 4. Nov. 1831. (v. K. J. 80.38, &.427.) 

Für den Suftizminifter. Dber » Berghauptmannfchaft. . 
Vermoͤge Allerhoͤchſten Auftrags. Gerhard. 
— v. Kamptz. 

An das Koͤnigl. Ober⸗Bergamt hieſelbſt, 
in Brieg, Halle, Dortmund und Bonn. 


= 
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— Erläuterung des Tit. 20, $. 238 
des Miöbrauds der vom Graate verliehenen —8 — — 


Nach Durchſicht der von dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht 
unferm 4. v.M. eingereichten, beigehend zurück erfolgenden Acten 
in der Unterfuhungsjache wider die Fährpächter ©. und Br. zu H. 
kann der Juſtizminiſter nicht umbin, feine Bedenken dem Eollegio 
gegen das von demfelben in der Sache abgefaßte Erfenntniß und 
namentlich gegen die darin ausgefprochene Anficht zu eröffnen, daß 
der $. 238, Tit. 20, Th. 1. des A. 2. R. auf den vorliegenden 
Fall nicht anwendbar geweſen ſei. Das Collegium hat legteres 
zuvoͤrderſt um deshalb angenommen, weil nicht dargethan worden, 
daß die den Denunciaten verpachtete Fährgerechtigkeit zu H. dem 
Verpäcter v. E. oder deſſen Vorfahren, melde diefelbe feit uns 
denklicher Zeit befefien hätten, vom Staate verliehen worden fei. 
Abgeſehen aber davon, daß ein folcher angeblich unvordenklicher 
Beſitz hier gar nicht Statt gefunden hat, da die Acten ergeben, 
daß die qu. Fähre erft im Jahre 1808. an die Stelle einer von 
den Fluthen fortgeriffenen Brücke angelegt worden ift; fo fteht es 
jedenfalls feft, daß den Befigern der Fähre im Jahre 1821 ein 
beftimmter Tarif zur Erhebung des Fährgeldes non der betreffenden 
obrigkeirlichen Behörde vorgefchrieben worden iſt; hierdurch aber 
hat das Recht felbft nach $.88.90.94. Tir, 15. Th. II. des A.L. R. 
die Natur eines verliehenen angenommen, und der Berechtigte, 
der den ihm als Norm vorgefchriebenen Tarif, dem Werbotsgefeg 
$. 98. a. a. D. zumider, vorſaͤtzlich üÜberfchreiter, verfällt, un 
zmeifelhaft der im $. 238. Tier. 20, Th. II. des A. L. R. auf den 
Mißbrauch folcher verliehenen Rechte angeordneten Strafe. 

Den zweiten Entfcheidungsgrund des Eollegii, daß nämlich 
die oben gedachte Vorſchrift, wenn aud auf den Inhaber eines 
folhen Rechts, doch nicht auf den Pächter defjelben anwendbar 
fei, kann der Juſtizminiſter eben fo wenig für richtig halten, da 
der Pächter in völlig gleicher Art, wie der Inhaber felbft, an den 
Tarif gebunden ift, und ſich nicht einfehen läßt, weshalb vorſaͤtz⸗ 
liche, gefegwidrige Handlungen, deren er fi bei Ausübung des 
erpachteten Rechts [huldig macht, nicht ebenfalls der gefeglichen 
Strafe unterliegen follen. 

Der Zuftizminifter empfehle dem Koͤnigl. Ober » Landesge 
richte, diefe Bemerkungen bei der Entſcheidung ähnlicher Faͤlle 
gehörig in Erwägung zu ziehen. 

Berlin, den 19. April 1833. (v. K. J. Bd. 41. &.565.) 


II. 20. S. 252 folg. Betreffend das Publicandum vom 20. September 
1806, wegen des Falſchmuͤnens. 


Das Publicandum vom 20. Sptbr. 1806, über deffen An⸗ 
wendbarkeit das Königl. Ober Landesgeriht im Bericht vom 
14. d. M. anfrage, ift nicht gehörig publicirt, und nur aus Ber 
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fehen in die Edicten: Sammlung de 1806 aufgenommen worden. 
Daffelbe har daher feine gefeglihe Kraft, wie fehon nach der 
richtigen Bemerkung des Collegii daraus folgt, daß daffelbe in der 
im $. 3. des Gefeges in Betreff einiger Muͤnzverbrechen vom 
8. April 1823. enthaltenen Allegation der auf das Vergehen der 
Anfertigung falfcher Münzen ſich beziehenden jegt geltenden Straf: 
gefege, jenes Publicandum aufgenommen worden, 


Berlin, den 31. Mai 1831. (v.8. 3. 0.37. ©.412.) 


II. 20. S. 315 folo. aͤltigkeit de | — 
an vom 24 — N — — re 
im Rauenburg s Bütow’fchen reife, 


Reſcr. v. 14. Decbr. 1833. (f. zu Th. 1. Tit. 8, $. 83.) 


IL 20. S. 463. Gegen Bombardiere und Biee » Bombardiere kann ohne 
Degradarion nicht auf Einftelung in eine Strafiection erkannt werden. 


Da die Bombardiere bei der Artillerie zu den wirklichen Un: 
terofficieren gehören, den Vice: Bombardieren aber durch Aller; 
hoͤchſte Beftimmungen dte Prärogariven der wirklihen Bombars 
diere beigelegt worden find, fo kann gegen Andividuen der Land— 
wehr, welche während ihres Dienftes in der Artillerie des ftehen: 
den Heeres zu Bombardieren und Vice» Bombardieren avancirt 
worden, auf@inftellung in eine Straffection nicht erfannt werden, 
ohne zugleich nach der Verordnung vom 22. Febr. 1823, 6.4, die 
Degradation auszufprechen. = 

Saͤmmiliche Königl. Gerichte Haben dieſe Verhaͤltniſſe in 
vorkommenden Fällen zu beobachten, | 


. Berlin, den 5. März 1829. (0.8.3. Bdo. 33. S. 135.) 


IT. 20. S. 463 folg. Strafe der unterlaffenen Meldung der Kriegs, 
reſerve und Landwehrmaunſchaften bei Aufenthalts s Veränderungen. 


Des Königs Majeftär Haben durch die Allerhoͤchſte Eabinets ; 

Drdre vom 21. Decbr. 1825. feftzufegen geruhet: Ä 
daß die unterlaffene Meldung der Krieasreferves und Land⸗ 
wehrmannfcaften bei Aufenthalts: Weränderunger , auf die 
Anzeige der betreffenden Landwehr. Bataillons Con nandeure, 
mit einer durch die Civil: Behörde feftzufegenden und fofore 
zu vollziehenden Dieciplinarfirafe von zwei Thalern, oder im 
Unvermögensfall von dreitägigem in der Heimath zu erleidens 
dem Gefaͤngniß geahnder, diefe nur bei ganz befonderen 
Milderungsgründen gemildert, von dem Vollzug der Strafe 
die Militair» Behörde in Kenntniß gefegt werden , und diefe 
Strafe ſowohl auf die unterlaffene Meldung bei der Ankunft 
in die Heimath nach erfolgter Entlaffung vom ftehenden 
Heere, als auch bei jedem folgenden Aufenihaltswechfel Ans 
wendung finden folle, ohne Unterfchied, ob der Compagnie; 
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Bezirk verlaffen werde oder nicht, daß bie Meldung aber 
ſowohl mündlich als fchriftlich gefchehen koͤnne. 

Mittelſt Allerhoͤchſter Cabinets « Drdre vom 12, Auguft d. 3. 

haben demnaͤchſt Se. Königl. Majeftät diefe Strafbeftimmunge 

näher dahin zu declariren geruher: 
daß unter dem darin gebrauchten allgemeinen Ausdruck: 
——— ſowohl die Ab » als Anmeldung zu ver 

ehen ſei. 
Nach diefen Allerhoͤchſten Beſtimmungen haben fi daher ſaͤmmt⸗ 
liche Gerichtsbehörden zu achten. 
Berlin, den 2. Septbr. 1831. (v. K. J.Bd.38. S. 1309.) 


II. 20. 8. 463 folg. görpertihe Zachtigung der beurfaubten Band 
wehrmänner. 


Das Königl. Ober Landesgericht erhält die mittelſt Berichts 
vom 18. Auguft d. J. eingereichten Acten in der Sinjurien » Sache 
des Wirchfchafts : Infpectors N.N. zu M. wider den Pflugmeier: 
—— und Landwehrmann N. N. mit folgenden Bemerkungen 
zuruͤck. | 
Menn wider den N. wegen der dem N. zugefügten woͤrt⸗ 
fihen und thaͤtlichen Beleidigungen auf körperliche Züchtigung, 
und da diefe nicht anders, als nach vorgärigiger Werfegung des 
Werurtheilten in die zweite Klaffe des Soldatenftandes, vollſtreckt 
werden kann, auch auf diefe Verſetzung erfannt, dann nachtraͤg⸗ 
lich noch der Verluſt des Rechts, die Mationalı Kokarde, das 
National s Milisair » Abzeichen oder Landwehrkreuz zu tragen 
feftgefegt worden; fo läßt ſich diefe Entfcheidung nicht rechtfertigen. 
Mach der vermittelft der Gitcular : Verfügung vom 6. Mai 1817. 
sub No. 6, (3. Bd. 9. S. 243.) den Gerichten bekannt gemach—⸗ 
ten, nirgends aufgehobenen Vorſchrift der Allerhöchften Inftruction 
für die Snfpecteure und Commandeure der Landwehr vom 10. Dechr. 
1816 findet gegen beurlaubte Landwehrmänner Pörperliche Züchtis 
gung nur in den durch die Kriegsartifel beſtimmten Fällen Statt. 
Ein folder Fall war hier nicht vorhanden. Die Unzuläffigkeit 
der Pörperlichen Züchtigung bei beurlaubten Landwehrmännern in 
Fällen, in welchen fie nicht durch die Kriegsartikel vorgefchrieben 
ift, folgt aber auch fchon daraus, daß nach der entgegengefegten 
Anficht die Militair » Strafgefege mit den Civil» Strafgefegen in 
der Anwendung beider auf beurlaubte Landwehrmänner in Wider: 
fpruch treten würden. Ä 

Zufolge der erftern muß der körperlichen Züchtigung die Wer: 
fegung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes vorangehen, diefe 
aber. ziehe jederzeit den Werluft des National» Militair Ab⸗ 
zeichens und resp. des Landwehrkreuges nach fi, von welchem 
dann wieder der Verluſt der National⸗Kokarde eine nothwendige 
Folge iſt. Mac den Eivil» Strafgefegen tritt Dagegen der Verluſt 
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der National Kofarde wegen ſolcher Wergehungen ein, die einen 
Mangel parriotifher oder ehrliebender Gefinnungen anzeigen, 
Diefer Widerfprud kann nur durch die Annahme geloͤſet werden, 
daß diejenigen geießlichen Worfchriften, durch weiche eine dr 
perlihe Zuͤchtigung auch megen folcher Wergehungen beftimmt 
worden, weshalb die Kriegsartikel diefe Strafare nicht zulaſſen, 
in Adſicht der beurlaubten Landwehrmaͤnner und zur Kriegsreferne 
gehörigen Soldaten nicht ferner zur Anwendung kommen koöͤnnen, 
vielmehr auch hierin, ſo wie in Bezug auf die Strafarten zwiſchen 
dieſen Individuen und den zum effectiven Stande gehörigen Sol— 
baten, kein Unterichied der Behandlung Statt finder, 


Berlin, den 14. Ocibr. 1831. (9.8. J. ©. 38. &.425.) 


11. 20. $. 463 folg. Aufhebung der Bartenfirafe, 

Ach finde mich bewogen, ın Betreff des rünmlichen Zufßandes 
der Disciplin, den Ich feit längerer Zeit und insbeiondere dei den 
neuerdings Nattyefundenen Zuſammenzie hungen Der Truppen, mit . 
Zufriedenheit wahrgenommen habe, in der Wohfiredung der 
Strafe des ſtrengen Arrefles, verſuchsweiſe eine Muderung dahin 
eintreten zu laflen, Daß der firenge Arcen künftig, mir Wegiall 
der Latten, im Uebrigen aber in der bisherigen Art zu vollziehen 
it. Sch hege das Vertrauen, daß die Truppen im diefem Aner⸗ 
kennniſſe ihres i:tliven Zuflandes, die Aufforderung finden werden, 
fich defjeiben auch ferner würdig zu aeigen und mich nicht nur der 
Mochwendigkeit zu uͤberheben, diefe Maaßregel wieder aufzuheben, 
fondern durch treue Pflichterfuͤllang der Aus uͤhrung meines Wu 
ſches, dieſelbe dauernd zu befchließen, entgegen kommen werden, 

In Anfehung der Otrafabtheilungen kann Ich mich zu einer 
gleihen Beruͤckſichtigung jedoch noch nicht enıfaließen, und für 
diefe ſoll es noch bei den Vorfchrifien wegen der Strafe des firen, 
gen Arreftes verbleiben. 

Sc beauftrage das Kriegs: Diinifterium mit der Bekannt 
machung und weirern Ausführung Diefes Beſchluſſes. 

Berlin, den 1. Novbr. 1832. (9. 8. 5.80.40, &. 501.) 


An Friedrich Wilhelm. 
das Kriege: Minifterium. | 


11. 20. 8. 792. 1002. : Ä 
=. Cine be se u Be ET 
A. 

Des Könige Majeſtaͤt haben die Frage wegen des Umfanges 
der amslidhen Verpflichtungen der Kreis: Phufiter, über welche 
feit längerer Zeit Verhandlungen zwifchen den unterzeichneten Mi⸗ 
nitterien Statt gefunden haben, auf den Vortrag des Koͤnigl. 
a mittelſt Allerhoͤchſter EI vom 
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14. April d. J. dahin zu entfcheiden geruhet, daß von den Kreis: 
Phyfitern, als ſolchen, keine unentgeldliche Leiftung begehrt wers 
den darf, die ihnen nicht ald Organen der Medizinal; und Sanis 
täts» Polizei obliegt, daß fie. dagegen in ihrer Eigenſchaft als 
praktiſche Aerzte, auch in Beziehung auf die Armen- Euren dens 


felben Verbindlichkeiten unterworfen find, die jeder Arzt nach dem 


bei feiner Promotion und Approbation zu leiftenden Eide mit feis 
nem Berufe übernimmt. 

Dem gemäß find die Phyſiker als ſolche zu allen ihnen uͤber⸗ 
tragenen, zum Gebiete der Medizinal⸗ und Sanitaͤts⸗Polizei ger 


hͤrenden Gefchäften von Amts wegen verpflichtet und haben daher 


ſolche ohne Ausnahme an ihrem Wohnorte unentgeldlich, bei das 


- mit verknuͤpften Neifen aber gegen die ihnen dafuͤr bemwilligte 


reglementsmäßige Vergätigung zu verrihten. Was dagegen die 
eurative Behandlung armer Kranken betrifft, fo find die Kreis» 
Phyſiker in diefer Beziehung, den obengedachten Allerhoͤchſten Bes 


ſtimmungen gemäß, allen übrigen praktiſchen Aerzten ganz gleich 


. 


geftellt, daher durch ihre Stellung als Phyſiker von der allen 
praktiſchen Aerzten gemeinfam hierunter obliegenden Verpflichtung 
nicht entbunden, eben fo wenig aber auch zur unentgeldlichen Be⸗ 
handlung armer Kranken von Amts wegen verpflichtet. 
Es finden vielmehr die in Bezug hierauf durch die gemein- 


ſchaftliche Eircular» Verfügung der Königlihen Deinifterien der 


Geiſtlichen ıc. Angelegenheiten und des Innern und der Polizet 


‚vom 10, April 1821 erlaffenen Beftimmungen auf die Kreiss 


Phyſiker, fo wie auf alle übrige praktifche Aerzte, eine gleiche 
Anwendung. Diefer Grundfag ift allgemein gültig und erftrecke 
fih mithin auch auf die curative Behandlung einzelner Kranken 
bei anftecdenden Krankheiten, fo wie auf die Eur der in gefängs 
ticher Haft befindlichen Perfonen. 

In Betreff der den Kreis: Phyfifern zu Übertragenden gericht 
(ih medizinischen Merrichtungen verbleibt. e8 übrigens bis auf 
weitere deshalb zu erlaffende Feftfegungen ſowohl für den Fall, 
daß diefe Geſchaͤfte von den Kreis: Phyſikern an ihren Wohnorten 
ausgeführt werden, als für den Fall einer dadurch erforderlichen 
Reiſe, bei den Beflimmungen des Geſetzes und der Taxe vom 
21. Juni 1815. 

Der Koͤnigl. Regierung werden dieſe Beſtimmungen zur 
Nachachtung und mit dem Auftrage bekannt gemacht, ſolche durch 
das Amtsblatt zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 30, Juni 1832, 


Min, d. Geiftl.,, Unterr.» u. Minifterium des Innern u. 
Mebdiz.-Angelegenheiten. der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Brenn. 
Juſtiz⸗Miniſterium. 


v. Kamptz. Muͤhler. 
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B. 


Cireufare der Rönigf, Minifterien der Geiſtlichen · Unterrichts. und Dedizinal + Ans 
. gelegenheiten und. des Innern und der Polizei, an fämmtlidye Königl, Re: 
gierungen, die Eur und Verpflegung erkrankter Armen betreffend, 


Ueber die von der Koͤnigl. Regierung darüber erbetene Be⸗ 
flimmung: 
in welchen Fällen die Aerzte die Cur armer Kranken unents 
geldlich verrichten, und in welchen andern Fällen die Gemei⸗ 
nen ihnen dafuͤr Verguͤtung leiſten muͤſſen, 

haben die unterzeichneten Miniſterien ſich dahin geeiniget: 
1) an ſolchen Orten, wo befoldete Armenärzte von ber Com⸗ 
mune angeſtellt worden, iſt jeder andere Arzt die zur unent⸗ 
geldlichen Behandlung bei ihm ſich meldenden Kranken dieſer 

Commune in der Regel an den befolderen Armenarzt au vers 
weiſen befugt, mithin auch, wenn er ſich freiwillig den 
Anforderungen der Menfchlichfeit gemäß, der Eur eines 
Armen unterzogen hat, zu einem Anfpruche an die Commune 
nicht berechtiget. —* 

2) Hiervon iſt jedoch der Fall dringender Gefahr und der Noth⸗ 
wendigkeit ſchleuniger Huͤlſe ausgenommen. In dieſem 
Falle, ſo wie —— 

3) uͤberall, wo ein beſoldeter Armenarzt nicht exiſtirt, liegt es 
in dem Berufe, ſo wie in dem Doctor: Eide des Arztes, 
dem Kranken, der feine Huͤlfe anruft, dieſelbe ohne An- 
ſtand zu gewaͤhren; wenn er aber demnaͤchſt wegen feiner 
Remuneration Anſpruch an die Commun⸗ machen will, fo 
muß er 

4) dieſer ſofort von dem Falle Anzeige machen, und ihr uͤber⸗ 

laſſen, ob und welche andere Vorkehrungen fie zur Heilung 

des ihrer Sorge anheimfallender Armen treffen will, und 
nur in dem Falle, wenn die Gemeine bon dem Arzte die 
Fortfegung der Eur verlangt, oder in gefährlicen Fällen 
feine anderweitige Anftalten dazu trifft und den Arzt alfo in 
die Nothwendigkeit fegt, mit feinen Huͤlfsleiſtungen zur 
Rettung des Lebens und der Geſundheit des armen Kranfen 
fortzufahren, iſt derfelbe von der betreffenden Gemeine die” 
Bezahlung feines tarmäßigen Honorars zu fordern befugt. 

5) Die Verpflichtung der befoldeten Armenärzte gegen die 
Kommunen, fo wie überall, fo insbefondere auch Ruͤckſichts 
der Frage, in wiefern ſie zur Behandlung ſolcher kranken 

Armen verpflichtet find, die einer andern ale derjenigen Orts; 
Gemeine angehören, von welcher fie als Armenärzte anges 
nommen worden, find zunächft und hauptſaͤchlich nad dem, 
Seitens der Communen mit ihnen — Vertrage, 
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oder der deſſen Stelle vertretenden Inſtruction zu beur- 
theilen. nn x | 

6) Wo aber diefe nicht entfcheiden, ift der befoldete Armenarzr 
verbunden, die ärztliche Behandlung auch derjenigen Kran- 
ken unentgeldli zu übernehmen, welcher fi) anzunehmen 
die befoldende Gemeine gefeglich verpflichtet iſt, obgleich fie 
zu ihr nicht gehören und deshalb die befoldende Gemeine Er: 
fag ihrer Auslagen von einer andern Behörde zu fordern bes 
rechtigt iſt. 

Berlin, den 10. April 1821. 


Miniſt. d. Geiſtl.⸗, Unterr.⸗ Miniſterium des Innern 
und Mediz.⸗Angelegenh. und der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 


Abſchrift vorſtehender Verfügung jur Nachricht und Adtung 
an fammtliche Äbrige Koͤnigl. Regierungen. 
Berlin, den 10. April 1821. (v. K. J. Bo.40.S. 278.) 


Minift. d. Geiftl.,, Unterr. » Minifterium des Innern 
und Mediz. Angelegend. und dee Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 


II. 20. S. 1141. Verfahren In Unterfacungen der Diebfäble am 


Sa melde nicht unter genauer Aufſicht gehalten werden konnen, und , 


# 


an ge ütem Holge unter 5 Kıhlr. an Wert 
Dem Eriminal» Senat des Königl. Ober : Landesgerichts wird - 
auf den Bericht vom 23. v. M. eröffnet, daß 
1) das Verfahren in Unterfuchungen ver Diebftähle an Sachen, 
weiche nicht unter genauer Aufſicht und Verwahrung gehalten 
werden koͤnnen, infofern der Werth des Entwendeten nur 
5 Rthlr. oder weniger beträgt, kein anderes als dasjenige fein 
kann, welches im 1124, Tit. 20. Th, IL des A.L. N. 
vorgefchrieben iſt. | B 
2) daß dieſes Werfahren aud dann Statt findet, wenn gefälltee 
Holz, weiches 5 Rthlr. oder weniger werth ift, geſtohlen 


Berlin, den 19. Mär, 1829, (v. K. J. Bdo. 33. S. 133.) 


Ta 2 0 Br vom 1. Dan J¶ 
Der Königl, Zuftizs Senar erhaͤlt hierneben Abfchrift des 
Berichts der dortigen — — * d. 3 = Voti 
bes Koͤnigl. Finanz ⸗Miniſterii vom 27. März c. mit der Anwei. 
ung, bei Entwendung der Ginfter das Verfahren eintreten zu 
fien, welches das Gefeg vom 7. Juni 1821. vorſchreibt, und 


Afg. Land Rede. Il.20 $. 1141 folg. II4a1 — 1441. 197° 


in —* Art auch das ſtandesherrliche Juſtiz Amt Ochoͤnſtein am 
uwe en, ; 
s Berlin, den 29, April 1831. (v. K. J. Vd. 37. ©.411.) 


Ki Hotzdiebftahls nach ai Ss —— en * 


Auf den Bericht des Koͤnigl. Kammergerichts vom 18. April 


betreffend die Auslegung der 66. 31 und 33. des Geſetzes 
vom 7. Juni, 1821 wegen Veftrafung des Holzdiebftahle, 
hat das Juſtiz ⸗Miniſterium, da auch die zu biefem Zweck befons 
ders eingefehenen Acten des Königl. Staatsraths feine nähere 
Auskunft darüber geben, welche Anfiche bei Abfaffung jener Para⸗ 
graphen vorgewalter hat, die gutachtliche Aeußerung einiger an⸗ 
deren Lundes⸗Juſtiz ⸗Collegien erforder. Mach ben erftatteten 
Berichten ift nun, wenn aud in judicando die mildere Meis 
nung den Vorzug erhalten, dieſe dennoch Peinesweges ale unzweis 
felhaft betrachtet worden. Das Juſtiz⸗Miniſterium fließt ſich 
indeß der von dem Koͤnigl. Kammergerichte felbft früher für die 
richtigere anerkannten mildern Anficht: 
daß naͤmlich der Holzdiebftahl, des bdenfelben begleitenden 
Verbrechens ungeachtet, nur nady dem Gefege vom 7. Juni 
1821 mit einer Geldbuße zu ahnden fei, 
ſchon um deswillen an, weil die Holzentwendung an ftehenden 
Bäumen im Walde einmal eine bejonders aufgezeichnere milder 
gu beurtheilende Art von Verbrechen ift, welche durch die Eon, 
currenz eines andern Verbrechens nicht aufhört, zu dieſer Kate, 
gorie zu gehören. _ 5 . 
Was die Behörde anbelangt, die in der Sache zu entſcheiden 
bat, und das einzuleitende Verfahren insbefondere, fo ift es un 
zweifelhaft, daß hierüber die Natur des den Holadiebſtahl beglei⸗ 
tenden Verbrechens entfcheidet, und daß in dem Haupturtheil, in 
weichem die Strafe des den Holzdiebitahl begleitenden Verbrechens 
feftgefetgt wird, über die Strafe des Holzdiebſtahls zugleich mit 
zu erkennen iſt. | 
Berlin, den 11. Novbr. 1831. (v. K. J. Bdo. 38. &©.429.) 


II. 2*8 —* = — Strafe des Diedſtahls aus Kartoffel⸗ 


Dem Königi Ober: Landesgerichte wird auf die Anfrage in 

dem Berichte vom 29. v. M., über die Anwendbarkeit des $. 1141, 

Tit. 20. CH. IL. des A. 2. R. auf Diebitähle aus Kartoffeigruben, 
welche auf freien Felde angelegt find, hiermit eröffnet, 

daß der Juſtizminiſter der Anſicht derjenigen Mitglieder des _ 

Collegiums beitritt,, weiche einen folden Diebitahl als einen 

Diebſtahl unser erfhwerenden LUmjtänden anfehen, und die 


® 
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Strafbeffimmung des $. 1141. resp. der Declaration vom 


22 Juli 1832 (Gefegfammt. $. 195.) darauf anwenden . _ 


woſſen. 
Die Richtigkeit dieſer Anſicht ergiebt ih: 

1) aus dem Zwecke der Strafbeftimmung des $. 1141. Dies 
fer ift fein anderer, als folhen Sachen, die, weil fie nicht unter 
genauer Aufjicht gehalten werden können, der Entwendung mehr 
als andere ausgeſetzt find, einen größern Sffentlihen Schug zu ger 
währen. Kartoffeln, welche auf offenem Felde in bedeckten Gru⸗ 
ben aufbewahrt werden, find in der Regel eben fo leicht, und oft 

nod) leichter zu entwenden, als ſolche, dienod gar nicht ausge⸗ 
graben find, und die, nad) den im $. 1143 a. a. D. aufgeftellten 
DBeifpielen, unbedenklich zu den Sachen zu zählen fiud, an web 
chen ein Diebftahl unter erfchwerenden Umftänden verübt wird. 

2) Nicht die Unmöglichkeit, dergleihen Sachen überhaupt 
au brauffichtigen und zu verwahren, bedingt die Anwendung des 
$. 1141, wie der eine Theil des Colegiums annimmt, fondern 
die Unmöglichkeit, dies ohne befondere Anftalten zu bemerkitelli- 
sen, alfo die Schwierigkeit einer genauen Aufficht und Werwahs 
‚rung. Dies zeigen alle in $$. 1142 — 1144 a. a.D. gebrauchten 
Deifpiele, wie der Diebſtahl an Ackergeraͤthſchaften auf dem Felde, 
an Thieren auf der Weide; eine abfolute Unmöglichkeit iſt in feis 
nem diefer Fälle vorhanden. Die Schwierigkeit einer genauen 
Auffiche über Kartoffelgruben in offenem Felde liegt aber zu Tage, 
3) Bei der Frage über die Zweckmaͤßigkeit einer ſolchen 
Declaration der Strafbeſtimmung in den $$. 1141 — 1144 a. 
a.D.: wie fie die Allerhoͤchſte Cabinets DOrdre vom 22. Yuli 1832 
enthält, kam auch gerade der hier vorliegende Kall zur Sprache. 
Zur Motivirung derfelben gegen die Anficht, daß die 99. 1141 — 
1144. noch einen Unterfchied zwifchen großen und kleinen Dieb: 
ſtaͤhlen, wie bei Hausdiebftählen machten, wurde nämlich ber 
merkt: _ 
Miicht felten komme der Fall vor, daß Diebflähle an den nicht 
unter genauer Aufficht und Werwahrung gehaltenen Gegen: 
ftänden an ſich underrächtlich feien, dadurch jedoch bedeutens 
der Schaden verurfacht werde. Dahin gehörten z. B. die 
Fälle, wenn die in bedeckten Haufen auf offenem Felde aufs 
bewahrten Kartoffeln und andere Wurzelgewächfe geftohlen 
würden. Die theilweife Wegnahme der Bedeckung von den 
befiohlenen Haufen geftatte nun dem Frofte und anderen uns 
guͤnſtigen Witterungs  Ereigniffen das Eindringen in die= 
jelben, und das Werderben des ganzen, viele Wispel ents 
haltenden Haufens fei alfo nur zu oft Folge eines an ſich 
unbedeutenden Diebftahle. Das Strafmaaf des gemeinen 
Diebſtahls und deffen Verfchärfung um die Hälfte gewähre 
gegen dergleichen Uebel feinen genügenden Schuß. 


Allg. Landrecht. 11.20, $. 1167. 199 


Auf diefes Motiv ift auch bei den Verhandlungen ein befonderes 
Gewicht gelegt worden, und des Königs Majeſtaͤt Haben die dar; 
auf gefiügten Anträge, gebilligt. . 

4) Wenn diejenigen, welche die entgegengefekte Meinung 
vertheidige haben, ſich darauf berufen, daß im $. 1143 a.a. O. 
das Sefe bei Aufzählung der einzelnen erfhwerenden Fälle aut: 
druͤcklich zwar die Feldfrüchte, aber nur die noch nicht gefammel- 
ten erwähne, folglich alle gefammelte auefchließe, fo ift Dagegen 
nur zu bemerfen, daß das Geſetz Überhaupt nur Beiſpiele aufs 
zählt, andere Fälle alfo nicht ausfhließt. Mach jenem Veifpiel 
it Diebflahl an noch nicht gefammelten Feld; und Gartenfruͤchten 
jedesmal ein erſchwerender, ohne daß ed auf nähere Ermägung 
der IImftände ankommt. Bei gefammelten Feldfrüchten muß aber 
erft näher beurtheilt werden, ob fie in dem vorliegenden Falle zu 
ben im $. 1141. bezeichneten Sachen gerechnet werden können. 

Berlin, den 12. Suli 1833, (v. K. J. Bd. 42. S. 188.) 


IL, 20. S. 1167. Strafe des eriten gewaltſamen Diebftabls. 


Die in dem Berichte vom 25. Juni vorgetragene Anſicht des 
Königl. Land: und Stadtgerichts: daß auch noch jetzt bei Be: 
firafung des erften, gewaltfamen Diebftahld nach $. 1167. Tit. 20, 
Th. Il. des A. L. R. auf Gmonatlihe Zuchthausſtrafe erfannt 
werden könne, und der $. 16. der Kircular: Verordnung von 
26. Febr. 1799 hierin nichts geändert habe, iſt unrichtig. — 
Ganz unzweideutig verordnet dag obenangeführte neuere Gefeg, 
daß derjenige, weichet zum erfienmal eines gewaliſamen Dieb» 
ſtahls fih ſchuldig macht, auf ein oder mehrere beftimmte jahre, 
aljo mindeftens auf Ein Bahr in eine ſtrenge Beſſerungs-Anſtalt 
eingeiperrt werden fol, und wenn das Eollgium diefe Worte fo 
deutet, daß unter diefer Einjperrung in eine Befferungs +» Anftalt 
bier nicht die eigentliche Strafe, fondern vielmehr die erft nad 
der Landrechtlichen Zuchthausitrafe Aber den Verbrecher noch zu 
verhängende polizeiliche Derention bis zum Nachweis des red: 
lien Erwerbes gemeint jei, fo geht die Unrichtigkeit diefer Deus 
tung aus den fernern Worten des gedachten $. der Eiroular » Ber 
ordnung von felbft hervor, nad welchem die Detention bis zum 
Nachweis des ehrlihen Ermwerbes, jener Einfperrung des Der; 
brecherd auf eine befiimmte Anzahl von Jahren erjt nach deren 
Ablauf noch Hinzutreten und alfo ein Zufag zu jener beftimmten 
Einfperrung fein foll, welche letztere hienach alfo etwas Anderes 
als eine Derention fein muß, und daher denkdarer Weiſe nur Die . 
eigentliche Strafe des Diebſtahls felbft fein kann, 

Mit diefer Auslegung des fraglichen $. der Circular-Verord · 
nung fteht es auch nicht im Widerfpruch, daß darin nicht von dem 
Zuchthauſe, fondern von einer Befferungs: Anftalt gefprochen wird, 


/ 


200 Als. Land» eg. 11.20. 57 1249. 1269, 


da befanntlich dergleichen VBefferungs » Anfalten, wie fle die Ein 
eular » Verordnung überhaupt dorauegeiegt har, zur Zeitiinod 
nicht angelegt find. 

Eden fo wenig widerfprechen die von dem Königl. Land» und 
Stadtgerichte angeführten Minifterial Refcripte vom 18. Aprit 
1810, 29, Auguft 1815, 16. Auguit 1817, und 20, Juni 1823 
jener Interpretation, da fle alle nur Vorfchriften üver die zuläts 
fige Dauer der, der ordentlichen Strafe hinzutretenden polizei 
lien Detention bis zum Nachweiſe des ehrlichen Erwerbes, fo 
wie der nur bei andern Arten von Diebflählen, $. 12.18 u. f. der 
Eircular- Verordnung, zur Sprache tommenden Detentionen bis zur » 
Beſſerung und bis zur Begnadigung enthalten, 

Der Juftizminifter fann daher die von dem Criminal Senat 
bed Ober : Landesgerichts zu Königöberg in der Unterfuhungefache 
wider den Hausknecht N. PR. unter dem 2. April c. an das Colle⸗ 
gium erlaffene Verfügung, inſoweit fie eine Belehrung über jene 
obige, irrige Auslegung des Geſetzes enthaͤlt, nit mißnilligen, 

Berlin, den 20, Zul 1832, (9.8.3.0. 40. ©. 249.) 


11. 20. 8. 1249. | 
ae. Im $. 1240, if ſtatt Hausſchl aſſel — — * 


Auf die in der fisfalifchen Unterfuchungsfache wider den ıc. B. 
gemachte Anftage vom 4. d. M. wird dem zweiten Senat des 
Koͤnigl. Ober/Landesgerichts sum Veſcheide ertheilt: daß es, wie 
die Vergleihung mit den Materialien des AE.R. ergiebt, auf 
einem Druckfehler beruht, wenn in den neuern Auflagen des Al. 
ER, der $. 1249. Tie, 20. TH. II. den Scloſſern verbieter, ohne 
Einwilligung des Hauswirths, einen 

„Kausfchlüffel”, 
anzufertigen; das Verbot bezieht ſich vielmehr, wie aud in den 
ölteren Auflagen richtig abgedruct ift, auf die Anfertigung eines 
„Hauptſchluͤſſels.“ 
Berlin, den 21. Septbr. 1832. (d. K. J. Bo. 40. S. 251.) 


A. — 1 269. Du Perumtragen der Lorterieloofe Durch die Eol- 


A, 


Auf die beiliegende Bittſchrift des Lotterie, Untereinnehmers 
M. — will Ich die vom Haufirhandel des Supplifanten mit Lot⸗ 
terieloofen erfannte Nachzahlung ber Gewerbefteuer von 12 Rthlrn. 
und die Geldbuße von 48 Rihlrn. um fo mehr niedergeſchlagen, 
als das Herumtragen von Lotterielooſen, Behufs ihres Abſatzes, 
oder das Anbieten derſelben bei Gelegenheit einer Reife, wenn 
es von £orterie : Einnehmern gefchieht, nicht als Hauſirhandel, 
ſondern nur als Beſtreben die Looſe zum Vortheil der General 
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Lotterie ⸗ Direction unterzubringen, angefehen werden kann. Ich 

- überlaffe- Ihnen, hiernah das Weitere zu verfügen und den 
Bittſteller zu befcheiden. 
Teplig, = 5. Auguft 1829. 
i An 


Friedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter 


©r. dv. Dandelman und v. Mo. 

B. 

Dem Criminal: Senat ded Königl, Ober» Landesgerichts 
wird hierbei in Abſchrift die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 
5. huj. zugefertigt, nach welcher des Königs Majeſtaͤt die ges 
gen den Lotterie» Untereinnehmer N. erfannte Nachzahlung ber 
Ghewerbefteuer von 12 Rthirn. und die Geldbuße von 48 Rthl. 
niederzufchlagen geruht haben. Der Eriminals Benat hat dem 
gemäß das Weitere zu veranlaffen, und fih nad ber Aller, 
böchften Beſtimmung, daß das Kerumtragen von Lotterieloo⸗ 
fen, Behufs ihres Abfages, von Seiten der Lotterie: Einneh: 
mer nie als Hauſirhandel angefehen werden könne, in. künfs 

eigen ähnlichen Fällen zu achten. 

- Berlin, den 10. Ag. 1829. (0.8.3. ©b. 34. ©.112.) 


II. 20. 5.1328. gar der Seldſtraſe des auslifeirten Vetrugs. 


Obgleich die Beantwortung der in dem Bericht des Erimis 
minal, Senats des Königl. Ober sLandesgerichts vom 3. v. Mis, 
aufgeftellten Frage: 

ob die im $. 1328. Tit. 2 TH. IT. des A. 2. R. auf den 

qualificirten Betrug angedrohere Geldbuße, die Natur einer 

fistaliſchen, oder einer Eriminalftrafe habe, und daher un 
bedingt dem Fiecus, nder dem Inhaber der Criminal⸗ Ger 
rrichtsbarkeit anheim falle? 
nicht unzweifelhaft iſt; fo finder das Juſtiz ⸗Miniſterium ſich doch 
nicht veranlaßt, von der in der allgemeinen Verfügung vom 29, 
Suli 1825 ausgeſprochenen Anſicht, für welche fih auch die Mas 
jorität des Collegiums erklärt hat, wieder abzugeben. Es ift dar 
her derſelben gemäß in vorfommenden Fällen zu verfahren, und 
bleibt die gefegliche Erledigung des entftandenen Zweifels der Re⸗ 
vifion des A. L. R. vorbehalten. 
Berlin, den 6. Jan. 1832, (9.8.53.80.39.&.206,) 


. : . 1380. it ei k Ä 
0 
Das Juſtiz⸗Miniſterium tritt der, zufolge des Berichts des 
Criminal» Senats des Königl. Ober» Landesgerichts vom 12. v. 

M. von dem dortigen Tribunal angenommenen Meinung : 
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daß die Unrichtigkeit einer in einer Urkunde enthaltenen An: 


gabe, wenn auch der Ausgfteller der Urkunde von diefer Un: 
tichrigkeit überzeugt gemefen, die Urkunde feibft nicht zu ei— 
ner falſchen oder verfälfchten im Sinne des $. 1380. Tir. 20, 
TH. IL. des A. L. R. made, | 
lediglich bei. Schon die in diefem $. gebrauchten Austrüde: 
n— falſche ſchriftliche Urkunden verfertigt oder richtige vers 
ash” — u ® 


noch mehr aber die folgenden fpeciellen Beſtimmungen, zeigen Deuts 
lich, daß unter der Verfälfchung der Urkunden nur ſolche Fälle 
haben begriffen werden follen, in denen, abgefehen von der Rich⸗ 
tigkeit oder Unrichtigkeit des Inhalts, das Falsum entweder in 
der Werfertigung der Urkunde felbft, oder in der Veränderung eis 
ner ähten Urkunde befieht. Iſt dagegen die Urkunde an und für 
ſich Ahr und richtig, und darin nur ein unwahres Factum wif: 


ſentlich bezeugt, fo fann weder der Ausiteller, noch derjenige, wels | 


her von einer ſolchen Urkunde in berrügerifcher Abſicht Gebrauch 
gemacht har, mit der Strafe der Berfälfhung der Urkun— 
den belegt werden. Wielmehr kommen bie Worfchreften von der 
Beſtrafung des qualificirren Berruges und beziehungsweife der 
Amtsvergehen zur Anwendung. 


Obgleich die aufgeworfene Frage auch bei den fernern Bera⸗ 


thungen über das neu redigirte Strafrecht zur Erwägung fommen 
wird, fo hat das Juſtiz-Miniſterium doc feine Anficht über die 
Auslegung des jeßt beftehenden: Geſetzes dem Criminal: Senate 
des Könizl. Ober: Landesgerich®& nicht vorenthalten mögen, in 
der Erwartung, daß derſelbe ſich von der Nichtigkeit derfelben bei 
der Beuriheilung künftig vortommender Fälle überzeugen und durch 
die danad) abzufaffenden Erkenntniffe den abändernden Entfchei: 
dungen des auf bie weitere Wercheidigung erkennenden Gerichtss 
hofes vorbeugen werde, 


Betlin, den 3. Juni 1831. (9.8.3. Bd. 37. ©. 407.) 


IL 20. 8. 1517. ia, | 
— Beſtrafung der Drandſtiftuugen nad) dem Werthe 
Ich will auf Ihren Bericht vom 6. d. M. die gegen den Oeko— 
nomen Wienecke erkannte Todesſtrafe in lebenswierige Zuchthaus— 
ſtrafe verwandeln, und das hiernach auszufertigende Reſcript zu Mei— 
ner Vollziehung erwarten. Was aber das Geſetz betrifft, nach wel, 
chem ein durdy nächtliche Brandftiftung angerichteter Schaden von 
‚500 Rthlrn. die Todesſtraſe nad) ſich zieht, fo muß daifelbe in 
dem von neuem zu tedigirenden Straf: Coder nothwendig abge: 
ändert werden, da das Leben des Werbrechers von einer in Gelde 
beftimmten Summe des Schadens, den feine Frevelthat angerich, 


Be 
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tet. hat, nicht abhängig gemacht werben Fann, Vorläufig find die 
Gerichtsbehoͤrden anzuweifen, auch in diefen Fällen, wenn feine 
erſchwerende Umftände eintreten, auf lebenswierige Feflungs: . 
oder Zuchthausſtrafe zu erkennen. 

Berlin, den 13. Mär; 1830. (v. K. J. Bd 35. &. 137.) 


Friedrich Wilhelm, 
An 


den Staats» und Juſtizminiſter 
Grafen v. Danckelman. 


Meferipte zur Erläuterung der allgemeinen 
Gerichtsordnung. 





Einfeitung $. 1. qustctiegung des Recröverfabrens über das Beftdti- 
A des Conſiſtorii bei Vocationen der von einem Patron 9 aͤdlien 


Reſcr. vom 20. Juli 1830. Zum Landr. IL. 11 9.386.568, 


Einfeitung S. 1. Einziehung rädftändiger Mbgaben an Kirche and Geiſt⸗ 


Reſcr. vom 5. Juli 1833. BSR IL 14. $. 78. 


Einl. $.1. gingiepung rücfändiger Mdgaben an Kirde und Geiſtllchteit. 
Reſcr. vom 5. Juli 1833. Zum Landr. II. 14. 9. 78. 


Einleitung 1 3 1. Weg und Andſchtietung des Rectövers | 
8* Auslages en Bertitung von ka Die afeintun en oder ermäfigter Diären · 


Seine Majeftät der König haben burch die an das Staats: 
Miniſterium gerichtere Allerhoͤchſte Cabinets⸗ Ordre vom 7. Juli 
c. zur Erledigung der Über die Frage: 

ob und in welchem Falle ein Staatsbeamter, wegen ihm vers 

meintlich entzogener Pr feinen Anfpruch in ge: 

richtlichem Wege verfolgen könne? 
entftandenen Bedenken, nachftehende Vorſchriften zu ertheilen ge⸗ 
ruhet. 

Wenn ein Civilbeamter meint, daß ihm an feinen Dienfts 
einfünften, es feien etatsmaͤßige Gehalte, oder an — 
Emolumenten und Gebuͤhren unrechtmaͤßig etwas entzogen, oder 
daß ihm an Diäten und Auslagen, die er in einer Amtsverrich⸗ 
tung liquidire hat, ein unbegründerer Abzug gemacht werde, fo 
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hat er im reſſortmaͤßigen Wege der Beſchwerde zuvoͤrderſt die Res 
medur des vorgefegten Minifteriums nachzufuchen. Beflaͤtigt dafs 
ſelbe die Feſtſetzung der unsern Behörde, oder ift die Verfügung 
von dem Miniſterium oder einer andern höhern Verwaltung felbft 
ausgegangen, fo bleibt dem Beamten überlaffen, feinen Anſpruch 
der unmittelbaren Allerhöchften Beftimmung Seiner König. Mas 
jeftäe zu unterwerfen, oder bei der betreffenden hoͤhern Behörde 
anzutragen, daß feine Beſchwerde durch das Staats-Miniſte⸗ 
rium unterfucht und entfchieden werde. In diefem Falle, jo wie 
wenn Seine Majeftär Selbſt die an Allerhoͤchſtdieſelben gerichtete 
Beſchwerde dem Staats: Minifterium zuzufertigen Sich verans 
laßt fehen, foll dafjelbe fidy von den, der Reclamarion zum Grun⸗ 
de liegenden factifchen und rechtlichen Verhältniffen vergewiſſern, 
demnächft aber das Verfahren nady der Analogie desjenigen, wels 
ches für die unfreiwilligen Dienftentlaffungen in der Auethoͤchſten 
Eadiners: Drdre vom 21. Februar 1823 No, 5. vorgeichrieben 
it, Start finden und der Anfpruc tes Beamten durch den abzu⸗ 
faffenden , nebft den Entſcheidungsgruͤnden ihm mitzurheilenden 
Beſchluß in jedem Falle definitiv erledige werden. 

Diefer Allerhoͤchſten Beſtimmung gemäß wird das Koͤnigl. ıc. 
angemwiefen, die Klagen, weldhe wegen Verkürzung von Dienft 
einfünften,, oder ermäßigter Diätens»-und Auslage: Yıquidationen 
angeftelle worden, oder angebracht werden, fofort aurüd, und 
den klagenden Beamten in den oben verzeichneten Weg zu betr 
weiſen. 

n Zum Gebrauche im Collegio erfolgen Eremplare diejer Ver⸗ 
gung. 
Berlin, den 12, Novbr. 1830. (9.8.3. Bd. 36. & 294.) 


Einleitung $. 1. queratiehung der serihtlihen Eognition in Fällen, 
‚ wo «6 auf eine Expropriatlon, des Gemeinwohls wegen, antommt. 
Des Königs Majeftär haben bei Gelegenheit der zu Aller, 
hoͤhſt Ihrer Kenntniß gekommenen Entſcheidung in Sachen der 
Wittwe ©. wider die Gräfin v. H. auf den Bericht des Königl, 
Staats : Minifteriums auszuſprechen geruht, daß nach Vorſchrift 
des $. 36. der Verordnung vom 26. December 1808 in din Faͤl⸗ 
in, wo «6, wie in dem vorliegenden, auf eine Erpropiiotion, 
bes Gemeinwohls wegen, ankommt, den Gerichten eine Cogni⸗ 
tion nicht zuflehe, | 
Auf Allerhoͤchſten Befehl wird das Konigl Geheime Über» 
Tribunal und fämmtliche Ober » Landesgerichte hiervon in Kennt: 
niß geſetzt. 
Berlin, den 12, Novbr. 1832, (v,8.5.%00.40.8.401.) 
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Einleitung $. J. Unäfhlie ng ded Rechtsverfabrend bei Anſprüchen der 
in feindliche Kriegsgefangenf: at — Militairperſonen auf Gehalt 
waͤhrend der Kriegsgefangenſchaft. 


A. 


Auf die Anfrage Über die Competenz in feindliche Krieges 
gefangenfchaft gerathener Militairperfonen, gebe Ich dem Krieges 
Minifterium zu erkennen, daß im Allgemeinen ein Anſpruch auf 
Gehalt während der Kriegsgefangenfchaft nicht anzuerkennen und 
im Voraus darüber gefeglich zu —— iſt; jedoch will Ich 
Mir vorbehalten, den vorwurfsfrei befundenen kriegsgefangenen 
Officieren und Militairbeamten ein, nach den Umſtaͤnden zu be— 
ſtimmendes, Ingctivitaͤtsgehalt zu bewilligen, woraus erforderli⸗ 
chen Falls der Unterhalt ihrer zuruͤckgebliebenen Angehoͤrigen zu 
beſtreiten und bei erfolgter Ruͤckkehr nur dasjenige von dem ver⸗ 
bliebenen Ueberreſt in Abzug zu bringen iſt, was die Gefangenen 
vom Feinde gezahlt erhalten haben. Zum etatsmaͤßigen Anſatz in 
dem Mobilmahungsplan ift eine Competenz diefer Art nicht ges 
eignet, und eben fo wenig fann der Anfpruc darauf, in Gemäß 
heit Meiner Beftimmung vom 7. Juli 1830, zum — 
richterlicher Entſcheidung gemacht werden. 

Berlin, den 4. Maͤrz 1833. 
| An Friedrich Wilhelm. 
das Kriegs; Minifterium. 


B. 


J Sn Verfolg des in den Jahrbuͤchern Bd. 36. S. 294, abge: 
druckten Circular-Neſcripts vom 12, November 1830, 

berreffend das Verfahren bei Anfprüchen der Staatsbeam: 
ten, wegen vermeintlich ihnen enrzogener Dienfteinkänfte, 

. werden (ämmtliche Königl, Gerihtsbehörden davon in Kenntniß 
geſetzt, daß des Könige Majeftär mittelft der anliegenden Aller 
hoͤchſten Kabiners »Drdre vom 4. März d. J. zu beflimmen geruht 
haben: daß den in feindliche Kriegsgefangenfchaft gerathenen Mis 
litaitperfonen zwar nach Umftänden ein Inactivitaͤtsgehalt bewil⸗ 
lige, ein folder Aniprach aber niemals zum Gegenſtande richter⸗ 
licher Entſcheidung gemocht werden ſoll. 

Berlin, den 13. April 1833. (v. K * Bd. 41. * * 


Einleitung $. 1. Die Entſcheidung über ——— segen Zwangs · 
und Bannrechte ſteht den Gerichten au. 


A. F 
Auf Veranlaſſung — Beſchwerde der Muͤhlenbeſitzer P. 
und S. har über die bereits im Jahre 1825 zur Sprache gekom⸗ 


mene Frage: inwiefern die Kognition über Contraventionen gegen 
Zwangs : und Bannrechte den Gerichten oder den Polizeibehörden 
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zuſtehe, neuerlich eine Correſpondenz mit dem Miniſterium des 
Innern fuͤr Handel und Gewerbe Statt gefunden, in Folge deren 
der Juſtizminiſter in Uebereinſtimmung mit demſelben der Anſicht 
beitritt: 

daß die Competenz der Gerichte in ſolchen Fällen begrüns 

der ift. 
Denn die Erclufiorechte find für den, welcher fie befigt, ein Ges 
genftand des Privareigenthums, und es ift lediglih Sache der 
Sintereffenten,, die Maafregeln in Antrag zu bringen, um in dies 
fen Befugniffen gefhägt zu werden. — Durch eine Störung 
derfelben kommt die ‚Öffentlihe Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
nicht in Gefahr, und muß mithin nah $$.10.11. Tit. 17. TH.1. 
des A. L. R. die Einwirkung der Polizeibehörde ausgefchloffen 
bleiben. Die Ausichliegung des geridhtlihen Verfahrens kann 
auch aus den 66. 229 u. f. Tit. 8. Th. II: des A. L. R. nicht ges 
folgert werden, da diefe Vorſchriften vom Zunftzwange handeln, 
und auf Zwangss und Bannrechte um fo weniger ausgedehnt mers 
den können, als der Grund, weshalb bei jenen ein anderes Wer; 
fahren vorgefchrieben ift, darin liegt, daß bei Enıfheidung der 
Worfrage: od eine Störung vorhanden ift, das Technifche der 
einzelnen Gewerbe berüdfichtigt werden muß, und dies ein Ge⸗ 
fchäft der Gewerbe: Polizei ift; ein Motiv, welches bei Berins 
träcdhtigung der Zwangs : und Bannrechte nicht einıreten kann. 

Das Königl. Ober » Landesgericht hat daher für die Zufunft 
hiernach ſelbſt zu verfahren, und die Gerichte feines Departe: 
- ments mit der nöıhigen Anmeifung dieferhalb zu verfehen. 
Berlin, den 12. Yuguft 1833. 

Der Juſtizminiſter 


An Muͤhler. 
das Koͤnigl. Ober : Landesgericht 
zu Glogau. 


B. 


Die Deputirten der Brau,Commune zu Meiße haben fich 
gegen das, von dem Königl. Ober ;Landesgericht abgefaßte, am 
19. Juni d. J. publicirte Appellations-Erkenntniß, in Sachen 
der Brau-Commune wider die verwittwete Kreifchmer J. geborne 
T., in der nebft Anlagen in Urſchrift beigefügten Vorſtellung vom 
13. d. M. befchwert. 

Wiewohl es nun bei der rechtöfräftigen Entfcheidung fein- 
Bewenden behalten muß, fo wird doch dem Kollegium für fünf: 
tige Fälle Folgendes hierdurch eräffner: i 

Die in den Gründen des Erfenneniffes ausgeſprochene Ans 
fiht, daß bei Entfcheidungen Über die Getränke: Eontraventien 
der Civil-Proceß ausgeſchloſſen bleiben müffe, wird zwar durch 
die allegirten Werordnungen der Kinigl, Regierungen zu Breslau 


’ 
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und Oppeln vom 24. Jull 1813 und 26. Novbr. 1816 beftärtgr, 
und fie ift auch früher von dem Juſtiz⸗ Minifterium als richtig ans 
erfannt worden. In Folge einer neuen Correfpondenz mit des 
Staatsminifters von Schumann reellen; ift aber, in 
Uebereinftimmung mit demfelben, die Competenz der Gerichte in 
ſolchen Fällen aus folgenden Gründen für zuläffig angenommen 


worden: 

Die Erclufivrechte find für diejenigen, welche fie befigen, ein 
Gegenſtand des Privareigenthums, und es iſt daher lediglih Sa⸗ 
he der Intereſſenten, die erforderlichen Maafregein in Antrag - 
zu bringen, um in diefen Befugniſſen geſchuͤtzt zu werden. Die 
öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung komme durch eine ſol⸗ 
de Störung nicht in Gefahr, und es muß mithin die Einwir⸗ 
ung der Polizeibehörden nad 66. 10 und 11. Tit. 17. Th. ul. 
des A. 2. NR. ausgeſchloſſen bleiben. Die Ausſchließung des ges 
richtlichen Verfahrens kann auch aus dem $. 229 u. fgg. Tit. 8, 
Th. Il. dafelbft, nicht gefolgert werben, weil diefe Vorfchriften 
vom Zunftzwange‘ handeln und auf Zwangsrechte anderer Ars 
nicht ausgedehnt werden koͤnnen. | 

Berlin, den 26. Aug. 1833. (v. K. J. Vd. 42.©.127.) 


5 ; nbang $. 12. | ’ 
I 2 5 a. nbang 5 1 Gericyssftand der unter värerlihes er» 

Es kann, wie dem Königl. Ober : Landesgericht auf ben Ber 
richt vom 7. d. M. eröffnet wird, feinem Bedenken unterliegen, 
daß Dfficiere, welche noch unter värerlicher Gewalt ſtehen, fie 
mögen großjährig oder minderjahrig fein, in Civil⸗Sachen als 
Erimirte der Surisdicrion ‚desjenigen Obergerichts unterworten 
find, in defien Bezirk fie ſich in Garnifon befinden. Dies folge 


" nicht blos aus der Beſtimmung des $. 12. des Anh. zur A. G. O., 


welcher zwifchen Officieren, die noch unter vaͤterlicher Gewalt fie 
hen, und ſolchen, die aus derfelben herausgegangen find, feinen 
Unterfchied macht, fondern aud aus allgemeinen Grundfägen, 
indem dadurch, daß jemand mit Einwilligung feines Vaters, uns 


‚ ter deffen Gewalt er noch fleht, an einem andern Orte ein Amt‘ 
- oder Officium übernimmt, aud fein Gerichte ſtand verändert wird. 


Berlin, den 29. April 1831. (v. K. J. Vd. 37. 0. 339.) 
L.2. 5.48. Anhang $. 12 fola. oeregation der Gerichtsdatkelt 


über die benrlaudten Landwehrs Dffieiere an die Untergerichte. 

Dem Königl. Kammergerichte wird auf die Anfrage vom 
10.0. M. wegen Ausführung des Reſcripts vom 27. Decdt. pr. 
die Delegation der Gerichtsbarkeit Über die beurlaubten Landwehr, 
Dificere betreffend, hiermit eröffnet, daß die von demfelben ans 
geführten Umftände dem Suftizminifter vor Erlaffung der Verſuͤ⸗ 
gung vom 27. Decbr. v. J. nicht unbekannt gewefen find, nichts 
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deſtoweniger aber bie erfolgte allgemeine Delegation der Gerichts 
barkeit über die Landwehr, Dfficiere an die Untergerichte ſich nicht 
rechtfertigen läßt, da es an einer Höhern Autorifation dazu mans 
gel. Wenn jedoch in einzelnen Fällen von Seiten des Beklagten 
die Delegation gewuͤnſcht wird, fo fleht diefem Antrage nichts 
entgegen. Die Bekanntmachung durch die Amtsblaͤtter kann für 
jest noch unterbleiben, da die gegenwärtige Verfügung durch die 
Jahrbuͤcher befannt gemacht werden wird. | 
Berlin, den 21. Januar 1833, (v. K. J. Bb.41.S. 219.) 


1. 2. $. 48. Anhang $. 18. oepenttiser perfänti 
der minderjährigen oder nantt abeerticher re —— eher ige 
dem Gericht der Saruifonfladt. 


Mir Bezug auf das Reſcript vom 11. Maid. J., 

betreffend die, von dem Premier : Lieutenant S. zu C. nach⸗ 

gefuchte Beftimmung des Gerichtäftandes des auf der Fe 
ſtung Neiße befindlichen minorennen Militair, Sträflings B. 
wird dem Königl. Ober» Landesgerichte Hierbei in Abſchrift (A. 
die, an dem unterzeichneten Syuftizminifter und an das Königl. 
Kriegs» Meinifterium ergangene Allerhöchfte Cabinets-Ordre vom 
2. d. M. zugefertigt, um daraus zu erfehen, daß die Beftimmung 
im $. 13. des Anhangs zur U. ©. O. aud auf minderjährige, 
oder unter väterlicher Gewalt ftehende Soldaten anzuwenden ift, 
und daß diefelben hiernach bei dem Gerichte der Garnifonftadt in 
allen Angelegenheiten der bürgerlichen Gerichtsbarkeit ihren or⸗ 
dentlichen perfönlichen Gerichtsſtand haben. 

Die nöthige Belehrung wird das König. Ober  Landesges 
richt in dem abjchriftlih anliegenden (B.), hierüber an Se. Kbs 
nigl. Majeftät erftatteten Berichte finden. 

Berlin, den 7. November 1833, 


A. | 
Auf Ihren Bericht vom 31. Pare d. J. erklaͤre Ich Mich 
mit Ih rer Meinung einverſtanden, daß die Beſtimmung im $.13, 


des Anhangs zur U. G. O. auch auf minderjährige oder unter 
värerlicher Gewalt ftehende Soldaten anzumenden ift, und daß 
dieſelben hiernach bei dem Gerichte der Garnifonftadt in allen Ans 
gelegenheiten der bürgerlichen Gerichtsbarkeit ihren ordentlichen 
perfönlichen Gerichtsftand haben. Sch beauftrage Sie, den Jur 
ſtizminiſier Muͤhler, die über die Auslegung des Geſetzes zweifel 
haften Gerichtöhöfe diefem gemäß zu belehren, 
Berlin, den 2, November 1833. | 
J gez. Friedrich Wilhelm. 


B. 
Durch eine Beſchwerde in einer Proceßſache iſt die Frage 
ee gebracht worden: 7 
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06 auch minorenne, oder unter väterlicher Gewalt ftehende 
Soldaten, in Eivilfachen ihren ordentlichen perfänlichen Ges 
richtöftand nach $. 13. des Anhangs zur A. G. O. Th. I. 
Tit. 2, bei dem Gerichte der Garniſonſtadt, 
oder 
nad $. 17 u. f. der A. G. O. Ch. I. Tit. 2. Hei dem Ge; 
richte des Ortes haben, wo ihre Väter wohnen, 
oder wo fie bevormunder find? 
Es kommt darauf an, die hierüber entftandenen Zweifel zu befeis 
tigen, und die Behörden zur Vermeidung künftiger Jurisdictions⸗ 
ſtreitigkeiten mit einer Anweifung zu verfehen, weshalb wir uns 
fere Anfiche hierüber Ew. Koͤnigl. Majeftär zur Allerhöchften Ges 
nehmigung ehrfurchteuoll vorzutragen, uns erlauben. R 
Der $. 13. des Anhangs zur A. G. O., welcher fi auf die 
Allerhoͤchſte Cabinets⸗ DOrdre vom 19. Zuli 1809 wegen Aufhe⸗ 
bung des bisherigen Militairgerichtsftandes gründet, lautet wört: 
lich: 


„Feldwebel, Wachtmeiſter, Feuerwerker, Porte⸗ epee / Faͤhn⸗ 
riche, Unterofficiere und Gemeine, Compagnie; Chirurgen, 
Stallmeifter, Käfter, Fahnenſchmiede u. f. w. find, infos 
fern fie nicht wegen ihres Standes einen andern Gerichtsr 
fiand Haben, der Gerichtsbarkeit der Unterges 
‚richte der Garnifonftadt untergeordnet. 
Eine gleiche Bewandtniß hat es mit den in der Garnifon: 
ſtadt fi aufhaltenden Frauen und Familien folder Mili⸗ 
tairperfonen. 
Wohnen die Frauen und Familien aber an einem andern 
Orte, fo bleiben fie nach Vorſchrift des A. L. R. Th. IL 
Tit. 10. $. 43. unter der Gerichtsbarkeit ihres Wohnortes.” - 
Die Zweifel, 06 auch minorenne und unter väterlicher Gewalt 
ftehende Soldaten hierunter begriffen find, werden daraus herges 
nommen: | Ä 
a) weil durch die 66. 17 u. f. Tit. 2. der Proceßorhnung, 
wovon $. 17. mit den Worten beginnt: | 
„So lange bis jemand einen eigenen Wohnfig genommen 
bat, bleibe er unter dem Gerichtsſtande feiner Eltern” (fo— 
rum originis), | 
der allgemeine Grundfag feſtgeſetzt worden fel: 
daß minorenne und unter vwäterlicher Gewalt ftehende Per⸗ 
fonen überhaupt ihren ordentlichen Gerichtefland am Wohns 
orte des Waters haben, oder da, wo biefer bei Lebzeiten ſei⸗ 
nen perfönlichen Gerichtsftand hatte, wo fie alfo in der Res 
gel bevormundet find, und | 
b) weil eine Ausnahme von der Regel durch den $. 7. des 
Anhangs zur A. G. O. Th. I. Tit. 2. $. 18. nur ruͤckſichtlich min- 
derjähriger Auscultatoren und Meferendarien angeordnet fei- 
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Diefe Zweifel find jedoch offenbar unerheblich und ſtehen mit 
der Rectetheorie im Widerſpruch, wie fih aus der nachfiehenden 
Darfellung ergiebt: - x | 

Der ordentlihe perfönlihe Gerichtsſtand eines Meenfchen 
wird nah $. 3. der A. G. O. Th. I. Tit. 2, : 

entweder durd den Ort, wo jemand wohnt, oder durch 

gewiſſe perſoͤnliche Eigenſchaften 
beſtimmt. | 
Der erfiere hänge von. der Auffchlagung eines eigenen 
beftändigen Wohnſitzes ab, und ihm ftehe für Alle, die einen 
ſolchen noch nicht gewählt haben, oder nicht haben wählen koͤn⸗ 
nen, das forum originis ergänzend zur Seite ($.9, $. 17 
u. f. ibid.) 

Der andere, dur gewiſſe perſoͤnliche Eigenfchaften bes 
gründet ($. 30. ibid.), ift vom foro domicilii und ĩoro ori- 
ginis ganz unabhängig. Er ſchließt die beiden letzteren jeder, 
zeit aus. Die perfönlihe Eigenfchaft enıfcheider allein: 06 er 
eintritt und wie lange er dauert; nicht das Alter, nicht die 
Fähigkeit, einen fetten Wohnort zu wählen. 

Durch ſolche perfönlihe Eigenfchaften wird insbefondere 

der Gerichtsſtand der Kivilbeamten,. der Geiftlichen, ber 

Studenten beftimmt. 

Hierher gehört auch der Gerichtsftand der Militairperfonen, 

Früher, und nad den Beftimmungen der A. G. O., hat 
ten fie denfelben unter den Regimentsgerichten. Es beftand danach 
eine befondere Militair: Jurisdiction. Diefer Militairgerichtse 
ftand ift für Eivilfachen durch die Allerhoͤchſte Ordre, woraus die 
$$. 12 und 13. des Anhangs zur U. ©. D. entnommen find, 
beftimmt, und wird unter No. 5, wörtlich Folgendes angeführt: 

„Der Militairgerichtsftand der Dfficiere ıc., fo weit derfelbe 

aufgehoben ift, geht auf die Landes; Zuftiz: Gollegien der 

Provinz über.” 

„Feldwebel, Unterofficiere und Gemeine ꝛc. werden, ins 
fofern fie nicht wegen ihres Standes einen andern 
Gerichteftand haben, der Gerichtsbarkeit der Unter 
gerichte der Garnifonftadt untergeordnet.” 

Daß es die Abſicht gemefen, den Gerichtsftand des’ Wohnorts 
hiervon zu unterfheiden, bemeifen die obigen Beſtimmungen, 
wegen der Frauen und Familien — $. 13. des Anhang — 
und eben fo die, wegen der auf Urlaub fich befindenden Sol 
daten — $. 14. des Anhangs. — a 

Die auf den Gerichtsſtand des Wohnorts fich beziehende 
Vorſchrift über das forum der Minderjährigen kann alfo. auf 
den auch jet noch beftehenden befondern Gerichtöftand der Mi: 
litairperfonen keine Anwendung finden. Alle Soldaten, ohne 
Unterſchied, 06 majorenn oder minorenn, ob der DES Se 

. * 
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walt unterworfen oder nicht, haben vielmehr, fofern nickt eine 
Ausnahme wegen des Standes oder Ranges eintritt, ſtatt des 
frühern Militairgerichtsſtandes unter den Regimenisgerichten, 
jest ihren perfönlichen, durch ihre Eigenſchaft ats Militairper- 
fonen gefeglid begründeten Gerichteſtand unter dem Civilgerichte 
der Sarnifonftade. | 
Die Berlimmungen des Anhangs $. 7. über den Gerichts, 
ſtand minorenner und unter vaͤterlicher Gewalt fiehender Aus— 
cultatoren und Neferendarten ftehen mit diefer Ansjührung in 
keinem Widerfpruch, vielmehr .mit der von uns aufgeftellten 
Nechreanficht in einem folgerichtigen Zufammenhange. 
Der $. 7. lauter wörtlich: 
„aAuscultatoren und Referendarien flehen, wenn fie auch 
noch minderjährig oder der vaͤterlichen Gewalt unterwors 
fen find, unter der Gerichtäbarkeit desjenigen Gerichts, 
vor dem die Meitgtieder der Behörde, bei weicher fie ars 
beiten, Recht zu nehmen haben. Die Väter und Vormuͤn⸗ 
der müffen fi daher bei dieſem Gerichte auf die aus 
Handlungen ihrer Söhne und Pflegebefohlenen wider fie 
aufgeftellten Klagen einlaffen. In der Leitung der Vor 
mundfhaft wird Hierin nichts geändert. Gehören ſolche 
Auscultatoren und Neferendarien wegen ihrer Geburt 
oder aus andern Gründen zu den Eximirten, fo haben 
ſte in allen Fällen ihren Gerichrsftand bei demjenigen Ober: 
gerichte, im deffen Bezirk fie angeftelle find.” 
Es folgt daraus blos, was wir vorauegeſchickt haben, daß das 
forum originis im $. 18, im Allgemeinen durch den Gerichts⸗ 
Fand, welche gewiſſe perfönliche Eigenſchaften begründen, auss 
gefhloffen wird. Wenn auch die Materialien über die Nedac: 
tion des Anhangs zur A. G. DO. keinen volitändigen Auffhluß 
über die Gründe ertheilen, weshalb jener $. 7. aufgenommen 
worden ift, fo ergeben fie doch, daß demfelben ein Reſcript vom 
24. Juli 1797 (Rabe, Samml. Vd. 4. ©. 218.) zum Gruns 
be gelegen har. | | 
Diefes Reſcript bezeichnet aber die Enlſcheidung, welche 
es giebt, nicht als eine Ausnahme von der Regel des 
8.17 u. f. Tit. 2, der Proceßoronung, fondern als einen cons 
fequenten Folgefag der Lehre vom Gerichtöftande überhaupr. 
Als Grund dafür, daß die Minorennität in dem Ger 
richtsſtande der Ausrultatoren und Referendarien nichts ändere, 
ift in jenem Reſcripte insbeſondere angeführt: 
daß der Auscultator und Meferendartus doch, nicht ohne 
Vormwiffen und Eonfens feined Vaters und Wormundes 
ein ſolches Amt übernehme, und wohl nicht beziveifelt wer, 
den koͤnne, daß auch ein Meinorenner unter folder Ein 
willigung fein forum zu ändern fähig und berechtigt fei, 


\ J 
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und diefes Argument paßt eben fo richtig auf minsrenne Mi⸗ 
litairperfonen, bei welden, wenn fie in den Dienft eintreten, 
die Genehmigung des, Waters oder Vormundes entweder ſtill⸗ 
ſchweigend vorauszufegen ift, oder durch das Geſetz (conf. Als 
lechödfte DOrdre vom 10. Februat 1825. — Geiegfammlung 
S. 15. —) ergänzt wird, 
Beabſichtigt ift endlich durch die Allerhoͤchſte Beſtimmung 
vom 19. Juli 1809 über den Militairgerichtsſtand, gewiß 
nit, minorenne und unter väterliher Gewalt flehende 
gemeine Soldaten von der Gerichtsbarkeit auszunehmen. 
Da fie von dem Orte ihrer Herkupft oft fehr weit entfernt 
ftehen, fo würden ihre Rechtsangelegenheiten ſehr erfchwert 
werden, wenn fie in der Regel an die Gerichte ihrer Her» 
kunft verwiejen werden follten. 
Da nad diefer Ausführung der Fall nicht vorliegt, eine wird 
ih dunkle gefeglihe Beftimmung durch ein förmlihes Geſetz 
zu declariren, fo birten Ew. Königl. Majeftät wir aflerunter: 
shänigft, es Allerhoͤchſt zu genehmigen: 
daß die Vorfchrift des $. 13. des Anhangs zur A. G. O. 
ferner der Deutung gemäß, wie fie ihr, unſerer Meinung 
nach, gegeben werden muß, zur Anwendung gebracht wer; 
de, und daß der ehrfurchtsvoll unterzeichnete Juſtizminiſter 
demnach die Gerichtsbehoͤrden mit Anweiſung verfehe. 
Berlin, den 31. Aug. 1833. (v.8.5. 80.42.&.299.) 


1.2. S- 33. 74. Serichtebarkeit der Schlefifhen Mediat Regierungen 
über Fuftizbeamte und Aerite. 


Nach eingeforderren Berichten der Ober: Landesgerichte zu 
Breslau und Glogau nimme der Juſtizminiſter feinen Anftand, auf 
die Anfrage des Königl. Obers Landesgerichts im Berichte vom 
2. juli c. zu beftiimmen, daß dem Faͤrſtl. v. Lichtenfteinfchen Fürs 
ſtenthumsgericht zu Leobfhäg die praͤtendirte Jurisdiction über 
die, in deffen Szurisdiction wohnenden, nie Koͤnigl. Juſtizbe⸗ 
‚amten und die dortigen Aerzte, infofern folhe nicht entweder 
von dem Landesherrn mit einem Charakter bekleidet find, oder 
zugleich eine Königl. Civilbedienung betleiden, nicht ſtreitig ges 
madt werden fann, und daß die Competenz des Gerichts auch 
auf die Suftitiarien, welche auf den Gütern des Herrn Fürs 
ften angeftelle find, insbefondere auf die Mitglieder des Fuͤrſt⸗ 
Lichtenſteinſchen Stadtgerichts zu Leobſchuͤtz fih ausbehne. 

. Sn Rüdjihe der Aerzte wird das Koͤnigl. Ober » Landesge, 
richt befonders auf das Reſcript vom 28. April 1800 an bie 
damalige Dberamis Regierung zu Brieg in Hinſicht des Fuͤrſten⸗ 
thums Neiße und Grottkau verwiefen, wodurd fchon beftimme 
if, daß allen Mediars Regierungen in Schlefien die Jurisdiction 
über die Doctores medicinae zuftehe. 

Berlin, den 29. Octbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36.©,308.) 


\ 
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1.2. F. 53. Gerichtsſtand der Krelss Zhierärzte, 


In dem bei dem Landgerichte zu N. N. ſchwebenden Procefie 
des N. N. wider den dortigen Kreis: Thterarpt N. N. Has der Letz⸗ 
sere gegen die Verfügung des Königl. Ober Landesgerichts vom 
15. Zuli c. deshalb Befchwerde geführt, weil in derfelben dem 
©upplicanten in feiner Eigenfchaft als Kreis » Thierarzt das eris 


mirte Forum abgefprochen worden ifl. 


Machdem über die amtliche Stellung ber Kreis s Ihierärzte 
mit dem Könige. Minifterium der Geiftlichen, — und 
Medicinal⸗Angelegenheiten und des Innern für Kandel und Ges 
werbe communicirt worden iſt, fo wird in Uebereinftimmung mit 
der Anſicht beider Minifterien dem Königl. Ober ı Landesgerichte 
eröffner, daß die Beſchwerde des N. N. begründet ift, und den 
Kreis» Thierärzten, gleich den Kreis; Chirurgen, das erimirte os 


rum zufteht. 


* 


Hiernach hat ſich das Collegium in dieſem, wie in allen aͤhn⸗ 
lichen Faͤllen zu achten. 


Berlin, den 12. Decht. 1831. (6. K. J. Bd. 38. S. 312) 


1.2. 8.58. 


Gerichtsſtand und Verkummerung des Einkommens der Re⸗ 
pietungs/ Condueteure. 


Das Juſtiz-Miniſterium hat über die Anfrage des Königl. 
Ober ı Landesgerichts in dem Berichte vom 13. Mai v. IJ., 


„ob Regierungs » Conducteure die Exemtion genießen, und ob 
zwiſchen Regierungs- und Bau-Conducteuren hinſichtlich 
des eximirten-Gerichtsſtandes und der ſonſtigen Praͤroga⸗ 
tive ein Unterſchied, und welcher, Statt finde?” 


mit dem Königl. Miniſterium des Innern für Handel: und Ge 
werbe: Angelegenheiten communicirt, und wird dem Collegium 
nunmehr unter abfcpriftliher Mittheilung der von dem vorgedach⸗ 
ten Miniſterium unter dem 30. October v. %. abgegebenen Erkiäs 
tung eröffnet, daß den Conducteuren, welche bei Den Regieruns 
gen förmlich verpflichtet find, der erimirte Gerichtsſtand nicht abs 
geſprochen werden kann. Hinſichtlich der im Wege der Execution 
oder des Arreſtſchlages zu regulirenden Verkuͤmmerung ihres Ein⸗ 


kommens koͤnnen ſie jedoch nach den in der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ 


Ordre vom 10. October 1830 enthaltenen Beſtimmungen auf die 
Praͤrogative der Beamten, ſoweit es ſich von ihren Deſerviten, 
Diäten und Gebühren handelt, keinen Anfprudy machen. 


Berlin, den 10. Januar 1832. | 
(v. 8. J. Bb. 39. S. 148.) 
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I. 2. 5.48. Delegation der @erihtöbarkeit über niebere Voſtbeamten. 
" A, 


Dem Königl, Hofgeriht wird auf den Bericht vom 22. April c., 
die Delegation der Gerichtsbarkeit uͤber die niedern Poftbes 
amten betreffend, » 

bierneden das Schreiben des Koͤnigl. Generals Poftmeiftes Herrn 

v. Nagler, vom 24, v. M. nebft Anlagen abfchriftlich mit dem 

Eröffnen zugefertigt, daß das Collegium autorifirt wird, die Ge 

richtsbarkeit über die darin benannten Poftbeamten den Koͤnigl. 

Untergerichten, nicht aber den Patrimonialgerichten, zu delegiren. 


Berlin, den 18. Zuli 1831. 
B. 


Vorſtehende Werfügung, nebft Anlagen, wird fammtlichen 
Landes s Szuftizs Eollegien befannt gemacht, um ſich danach zu ach 
ten, und ebenmäßig wegen Webertragung der Gerichtsbarkeit über 
die bezeichneten niedern Poftbeamten in allen, ihren Dienft nicht 
betreffenden Rectsangelegenheiten an die Königl. Untergerichte 
Verfügung zu treffen. 

Berlin, den 18, Suli 1831, 


C. 


Ueber den Gerichtöftand der niederen Poftbeamten, den Ge 
senftand des fehr geehrten Schreibens vom 9. d; M., hat theil, 
weife fchon früher zwifchen Einem Koͤnigl. Hochloͤblichen Juſtiz⸗ 
Minifterio und dem Pofte Departement ein Schriftwechfel Statt 
gefunden. indem ich auf das Schreiben des damaligen Herrn 
Suftizs Deinifters vom 15. Maͤrz 1817, und auf meine Zufchrift 
vom 23. April 1827 ganz ergebenft Bezug nehme, und von beis 
den Mittheilungen, der ſchnellern Ueberſicht wegen, Abfchrift beis 
füge, beehre ih mich, in Hinficht der, von dem Koͤnigl. Hofges 
Ficht zu Arnsberg in Antrag gebrachten Delegation ber Gerichts, 
barfeie über untere Poftbeamte, Folgendes ganz ergebenft zu bes 
merken: 

Es kommen zuvoͤrderſt hier nicht in Betracht die Poftmeifter, 
Poftverwalter (Worfteher bedeutender Poft: Erpeditionen, welche 
directe Chartenfchläffe mit Poftämtern unterhalten und mit praßs 
tiſchen Poftbeamten beſetzt find) und die Königl. Poflfecretaire, 
indern diefen unbedingt ein erimirter Gerichtöftand vorbehalten 
bleiben muß. Die niederen Poftbeamten dagegen theilen ſich in 
folhe, denen ihre Anftellung im Poftdienft nur eine Nebenbeſchaͤf⸗ 
tigung gewährt, während fie noch ein anderes dienftliches Verhält- 
niß haben, oder ein bürgerliches Gewerbe betreiben; und in fol 
he, die ausſchließlich mit dem Poftdienft befchäftigt find. 
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Die zur erften Elafie gehörigen Beamten: Poft; Erpeditenrs 
(feäher Poftwärter), Brieffammler, Pofthalter, fo wie auch Bes 
förderer von Fußbotens Poften, haben, als ſolche, zumal fie ge= 
genmwärtig nar auf Kändigung angenommen werden, oder in Zeits 
Contracten ſtehen, ſowohl in den Angelegenheiten, die aus ihren 
perſoͤnlichen Verhältniffen, als in denen, die aus dem Betriebe 
ihres Gewerbes entſpringen, feinen Anfpruch auf ein erimirtes 
forum, daher es Hinſichts ihrer einer Delegation nicht bedürfen 
wird. Nur in rein dienftlichen Angelegenheiten, namentlich im 
Unterfuhungs: Sachen, die aus ihrer Verwaltung der Poftges 

ſchaͤfte entfpringen, haben fie den Gerichtsſtand Königl. Beamten, 

Die zweite Elaffe dagegen, welche bieher ſtets eines erimirs 
ten Forum fich zu erfreuen gehabt hat, begreift in fi: die Pofls 
Landreiter und Lohnfuhr, Eontrolleurs, die Schirrmeiſter, Brief⸗ 
traͤger, Pad; und Wagenmeifter, Büreau» Diener, Padboren 
und ähnliche niedere Officianten. Won biefen handelt es fich eis 
gentlih haupiſaͤchlich, und in Hinficht ihrer bin ich mir Einem 
Hochloͤblichen Juſtiz-Miniſterio dahin ganz einverftanden, daB 
es fehr zweckmäßig fein würde, nicht blos im Departement des 
gedachten Königl. Hofgerichts, fondern in. den Bezirken ſaͤmmt⸗ 
licher Königl. Ober» Landesgerichte die AJurisdiction über dieſe 
Unterbeamten, im Fall fle nicht durch ihre Geburt zu den Eximir⸗ 
ten gehören, in Eivils und Criminal: Sachen den Königl. Unter 
gerichten zu delegiren, wie dies im $. 58. Tit. 2. Th. I. der Allg. 
G. D. bei den Poftillionen fhon beſtimmt, auch beiden, in aͤhn⸗ 
licher Kategorie ftehenden Zoll⸗ und Steuer » Beamten, ingleihen 
bei den niederen Berg» und Hütten -Dfficianten eingeführt iſt. 
(Sjahrbächer Bd. XV. &. 16. VII. S. 15.) 
Aud kann diefe Delegation für die oben gedachte erfte Claſſe in 
den Fällen eintreten, wo die dazu gehörigen Beamten ihrer Dienſt⸗ 
ſtellung wegen bis jetzt ald Erimirte zu betrachten waren, Es 
ſcheint mir jedoch angemefien, daß, wie es in ähnlicher Weife Hin 
fihts der Steuer:Dfficianten Statt finder, nur Königl. Unterge⸗ 
richte eintreten, Patrimonialgerichte aber ausgefchloffen werden, 
indem bei legteren, nad) der Stellung der Sjurisdictionarien, und 
ſelbſt der Gerichtshalter, manche Inconvenienzen zu befürcheen 
fein därften. | 

Dabei muß ich mir noch vorbehalten, bei gerichtlichen Un⸗ 
eerfuchungen wegen Dienftvergehen , die ohnehin mur auf den An: 
trag des General; Poftamts eröffnet werden können, in einzelnen 
Fällen die Führung der Unterfuchungen bei dem competenten Ober: 
gericht zu ertrahiren, oder wenigftens darauf anzutragen, daß 
bei diefem erfannt werde. . 

Außer den oben gedachten Beamten eriftict noch eine fehr bes 
beutende Anzahl im Poftweien beſchaͤftigter fubalterner Perfonen, 
nämlich die Poftfchreiber. Es find diejes Eleven, die fich erſt zum 
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Poſtdienſt vorbereiten, und in der Regel auf den Antrag der Poſt⸗ 
vorſtaͤnde angenommen werden, Hinſichts ihrer Subſiſten; aber 
lediglich an diefe verwiefen find, und nur bei längerer Dienftzeit 
zumweilen Diäten aus Königl. Eaffe erhalten. Ihre Zulaflung 
erfolgt auf Probe, und fie koͤnnen jederzeit ohne Weiteres wieder 
vom Dienft entfernt werden. Zwar finder eine Vereidigung bei 
ihnen Statt, da Miemand ohne folhe zum Poftdienft zugelaffen 
werden kann, auch haben fie Caution beitellr, die zwar eigentlich 
nur zur Sicherheit des Poftmeifters dient, der fie angenommen 
hat, aber der beffern Ordnung und des häufigen Wechſels folcher 
Bubjecte wegen von dem General» Poftamte geprüft, und wenn 
Papiere au porteur eingefegt find, bei der General; ‘Poftcaffe 
affervirt wird. Deſſen ungeachter können diefe Poft: Schreiber 
immer nur als im PDrivatdienft der Poftamtss VBorfteher ſtehend, 
Beinesweges aber ald Königl. Diener betrachtet, und daher in feis 
ner Weife zu den Eximirten gerechner werden, wenn fie es anders 
nicht durch den Stand ihrer Wäter find. Hinfi ichts ihrer bedarf 
es daher einer Delegation ebenfalls nicht, und nur bei Dienftvers 
gehen würde ich mir gleichfalls vorbehalten muͤſſen, die Einwir⸗ 
kung der Obergerichte in oben erwaͤhnter Art in Anſpruch zu neh⸗ 
men. 


Einem Hochloͤblichen Juſtiz⸗Miniſterium ſtelle ich ganz er: 
gebenſt anheim, hiernach das Erforderliche verfuͤgen, und von 
dem Geſchehenen mich gefälliaft in Kenntniß ſetzen zu wollen, 

* den 24. Juni 1831. 


din Königt. Hochloͤbl. Juſtiz ⸗Miniſterium. 


Abſchrift. 


Ew. Excellenz benachrichtige ich auf das geehrte Schreiben 
vom 7. d. M. ganz ergebenſt, daß ich, mit dem darin enthalte⸗ 
nen Sentiment einverfianden, das Ober » Landesgericht zu Coͤslin 
dahin befchieden habe, daß Poftwärter, welche bürgerliche Nah⸗ 
rung als ihr Hauptgewerbe treiben, in allen den Poftdienft nicht 
betreffenden ee der Gerichtsbarkeit des Untergerichts 
unterworfen ſind 

Berlin, den is. Maͤrz 1817. 

An 


des Koͤnigl. General; Poftmeifters 
Ken. v. Seegebarth wre. 


Abfarift, 


Em. reellen, beehre ich mich, auf das RR Schreiben 
vom 2.d. M., in Betreff der dienſtlichen Verhaͤltniſſe der Port. 
Erpediteure im Allgemeinen, und befonders wegen des Poſt Er: 
pediteurs N. zu N., Nachfiehendes ganz ergebenit mitzutheilen. 


v. Nagler. 


v. Kircheiſen. 
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Poſt⸗Expediteure — früherhin Poftwärter, find Vorſteher 
von Mediats» Poftämtern, Poft: Expeditionen genannt... Jede 
Poſt⸗ Erpedition ift einem in der Nähe gelegenen Poltamte dienſt⸗ 
li untergeordnet. Da die geringfügige Befoldung der Poſt⸗Ex⸗ 
pediteure ihnen ihren Unterhalt nicht gewährt und die Verwaltung 
der Poſt / Expeditionen, wegen des geringen Umfangs der bei letz⸗ 
teren vorfommenden Gefchäfte, keine befonderen technifchen Kennt⸗ 
niffe des Poftdienftes erfordert; fo werden in der Kegel Perfonen, 
welche ſchon in Staats⸗ oder Eommunals Aemtern fiehen, und 
auch andere achtbare, in den Gefchäften des bürgerlichen Lebens 
erfahrne, cautionsfähige Orts: Einwohner zu Poft : Erpediteuren 
erwaͤhlt. Seit einiger Zeit werden diefelben auf Kündigung ans 
genommen. Inſofern diefes aber bei den Älteren nicht gefchehen 
it, hat das General: Poftamt auf Grund der Poflordnung vom 
26. Novbr. 1782. Abſchn. XV. 6.1.3 u. 6. und der G. Ordn. 
Th. I. Tit. 2. 9. 78. Hinſichts derjenigen Pot: Erpediteure, die 
nicht fon aus andern Gründen ein forum exemtum haben, 
ſtets dafür gehalten, daß fie in allen Geſchaͤften, mit Ausfchluß 
derjenigen, welche auf ihr Bürgerliches Gewerbe Bezug haben, - 
von dem gewähnlihen Gerichtsftande ausgefchloffen fein. Der . 
ſchon feit dem Jahre 1820 als Poft:Erpediteur dienende Bürs 
germeifter N. zu N. gehört zu den auf Lebenszeit und unwiderrufs 
lid) angeftellten Beamten, und wird daher zu den erimirten Pers 
fonen gerechnet werden müffen. us 


Berlin, den 23. April 1827. (v. K. J.Bd.38.S. 110.) 
An v. Nagler. 
des Könige. Wirkt. Geheimen Staats: 
und Suftizminifters 
Hm. Gr v. Dandelmann Exc. 


J. 3 hin 60. Gerichtsſtand der Poftbeamten Im Herzogthum Anhalt» 
Dem Königl. Kammergerichte wird beiliegender Extract aus 
dem mit dem Herzogl. Anhalt: Cöthenfchen Gouvernement über 
die Ausübung des Poftregals in den Herzogl. Landen am 11. Mai 
d. 5. gefchloffenen Poftvertrage, j 
bie Beftimmung wegen des Gerichtöftandes der Poftbeamten 
im Herzogthum Coͤthen und deren Angehörigen betreffend, 


zur Nachricht und Achtung mitgerheilt. 
Berlin, den 17. Auguft 1830. 
4 


| n 
das Königl. Kammergericht, das Koͤnigl. 
Ober⸗ Landesgericht zu Magdeburg, 
Halberſtadt und Naumburg. 
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A 


Extraet and dem Yoftvertrage zwiſchen Predgen und Anhalt ⸗Cothen A, A. Ber» 
iin, den 11. Mai 1830, | 
$. 7. 


@ ämmtliche Poftbeamte find in allen Geſchaͤften, welche auf 
das Königl. Poftwefen Bezug haben, dem Königl. General : Pofts 
Amte untergeordnet. Wegen Dienftvergehen werden fie entweder 
von diefem, nad Inhalt der ihnen ertheilten Beftallungen und 
Amts: Snftructionen, dieciplinarifch beftraft, oder wenn diefelben 
mit härteren ald mit Ordnungsftrafen gefeglich verpänt find, auf 
Requifition des Königl. General: Poftamts, von dem Königl, 
Kammergerichte oder von den fonftigen competenten Königl. Bes 
hörden zu Berlin, nad) den in der Preußifchen Dienftverfaffung 
begründeten Formen, zur Unterfuchung und Beftrafung gezogen. 
In allen übrigen Angelegenheiten, welche mit ihrem Amte in eis 
ner Verbindung ftehen, find fie, gleich andern Einibohnern des 
Landes, deffen verfchiedenen Behörden unterworfen. Ä 

Wenn irgend ein Poftbeamter oder einer feiner Angehörigen 
aber ein Verbrechen begeht, welches den Poftdienft betrifft, oder 
mit demfelben in Verbindung fteht, und welches nach den Königl, _ 
Preußiſchen Gefegen durch eine förmliche Criminal; Unterfuhung 
erörtert werden muß; fo fol, ohne Ruͤckſicht auf das Geburtss 
oder Unterthans-Verhaͤltniß deffelben, die Auslieferung an. die 

Königl. Preußische Eriminalı Zuftizbehörde erfolgen. Die Aus 

" Lieferung an diefe Behörde foll auch gefchehen, wenn, ein Pofts 

beamter, welcher Preußifcher Unterthan tft, oder einer feiner Ans - 
gehörigen ein MWerbrechen begeht, welches den Poftdienft nicht, 
betriffe, oder mit demfelben nicht in Berührung fteht, wogegen 

der Herzogl. Coͤthenſchen Landesbehoͤrde die gefegliche Unterfuchung 

und DBeftrafung eines, von einem auf Vorſchlag des Herzogl. 

Coͤthenſchen SGouvernements ernannten Poftmeifter begangenen 

Verbrechens legtermähnter Art in dem Falle gebührt, daß gedach⸗ 

ter Poftmeifter vor feiner Ernennung kein Preuß. Unterthan ges 

- wefen ift. Vergehungen, welche Herzogl. Coͤthenſche Unterthanen 

fremder Staaten gegen Preuß. Poftbeamte oder deren Angehörige 

verüben, werden den Herzogl. Coͤthenſchen Criminal ⸗Juſtiz⸗Be⸗ 

hoͤrden zur Unterſuchung und Beſtrafung uͤberlaſſen, vorausgeſetzt, 

daß ſolche Verbrechen den Poſtdienſt nicht angehen. 


6. 8. 


Die Poſtmeiſter, Poſt⸗ Secretaire und Unterbeamten, wel⸗ 
che vor ihrer Anſtellung im Herzogthume Coͤthen Preuß. Unter⸗ 
thanen waren, ſo wie ihre Ehegenoſſinnen und Kinder, ohne Un⸗ 
terſchied, in welchem Lande fie geboren worden, auch die Kinder 
ohne Unterfchied ihres Gefchlechts, Alters und ihres Aufenihalts: 
orte, bleiben auch nach dem Tode ihrer Ehemänner und Vaͤter 


/ 
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Preußifchelinterthanen, und behalten die Rechte und Verpflichtungen 
Preuß. Unterthanen. Dagegen bat ein Poftmeifter zu Coͤthen, 
welcher von dem König. Preuß. General: Poftamte auf Vorſchlag 
des Herzogl. Gouvernements entweder aus den dortigen Landes s 
Einwohnern oder aus andern nicht Preuß. Unterthanen zum Pofts 
meifter ernannt worden ift, durch feine Anftelung in Beziehung 
auf den Königl. Preuß. Staat nur diejenigen Berechtigungen und 
Pflichten, welche in feiner Dienſt⸗Inſtruction ausgedrädt find. 
In feinen übrigen Öffentlichen Werhältniffen tritt derfelbe nicht im 
die Rechte Preuß. Staatebdiener. 
Wenn dergleichen Poftmeifter, fei ed aus welchem Grunde 
es wolle, ihr Amt freiwillig niederlegen, oder daffelbe unfreiwillig 
verlieren, fo treten fie mit ihren Familien wieder in diejenigen 
bürgerlichen Verhältniffe zuruͤck, in welchen fie vor ihrer Ernen⸗ 
nung als Poftmeifter fanden, Sie haben keine Anſpruͤche auf 
Penfionen, weiche den Fivildienern des Preuß. Staats zuſtehen. 
Preuß. Poftbeamte, weiche von Geburt Cörhenfche Unterthanen 
waren, werden durch den Eintritt in den Preuß. Poftdierft als 
Poſt⸗ Secretaire wirkliche Poftbeamte und Preuß, Unterthanen. 


$. 16, 


Diefe Convention ift auf 10 Jahre vom 1, Juli 1830 bis 
ult. Juni 1840 abgeſchloſſen worden. Sie muß Ein Jahr vor 
dem Ablauf gekündigt werden. Verſteeicht dieſer Termin unbe 
nugt, fo iſt fie auf andere 10 Jahre ſtillſchweigend verlängert, 
und fofort von 10 zu 10 Jahren. Sollte im Laufe der Pot: Eon: 
vention die zwifhen Preußen und Coͤthen befiehende Steuer ; Con: 
vention aufgehoben werden, fo flieht es beiden Theilen frei, als— 
dann wegen der eintretenden Aenderung der Werhältnifie im ges 
genfeitigen Verkehr, auch die Poſt ⸗ Convention, jedoch mit Auf 
rechthaltung obiger Kündigungsfrift, zu kündigen, oder mit ger 
genjeitiger Zuftimmung einzelne Beflimmungen, den veränderten 
Werhältniffen angemefien, abzuändern. 

Berlin, den 3. Auguft 1830, 

(L. 5.) Pro vera copia 
Sraffe, 
Geheimer Kanzlei Director. 

(v.8.3.80.36.&.159.) 


1. 2. S. 83. 8). Forum exemtum eines durch Graatd s Minifterial s 
Beſchluß enslaffenen Beamten. 


Der von dem Königlichen Kammergericht im Berichte vom 
27. Decbr. pr., 

betreffend die in Amtag gebrachte Einleitung einer fidlas 

liſchen Unterfutung wider den ehemaligen Regierungs 

Wege » Bausontunteur N. 
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aukgeſprochenen Anſicht, 

daß nach den beſtehenden Geſetzen ein, zufolge eines Be: 

ſchluſſes des Königl. Staars: Mintfteriums, entlaffener Beam⸗ 

ser den erimirten Getichtsſtand verloren habe, | 
kann das Juſtiz-Miniſterium nicht beitreten. Der $. 83. Tit. 2. 
Th. 1. der A. ©. DO. bezeichnet nur einige Fälle, in welchen die 
Exemtion eines Beamten aufgehoben wird, ohne andere Fälle aus 
druͤcklich auszufgließen, oder für dieſe das Gegentheil zu be 
flimmen. 

Zu diefen andern Fällen, in welchen bie Eremtion nicht aufs | 
gehoben wird, muß nun aud) der Fall einer im adminiftrativen 
Wege erfolgten Dienftentlaffang um fo mehr gerechnet werden, als 
der $. 85. loc, cit, den Verluſt der Eremtion in dem Falle der 
Caſſation vorſchteibt, und wenn es die Abſicht geweſen wäre, die 
unfreimillige Dienftentlaffung in diefer Beziehung der Eaffation 
gleich zu fegen, hier der Ort geweſen fein würde, ſolches zu bes 
ftimmen. 

Das Koͤnigl. Kammergericht wird daher angewieſen, die 
Unterfuhung wider den N., falls dabei materiell fein Bedenken 
iſt, zu eröffnen. 

Berlin, den 6. Sanuar 1832, (v. K. J. 8.39. &.147.) 


1,2. 8.98. sei 
— Gase, an ae fe 
Dem Königl. Kammergericht wird in der abfchriftlichen Ans 
lage (A.) der Bericht des Stadtgerichts vom 30. Auguft d 3. 
zugefertigt, aus weldem erhellt, daß das Kollegium den Grund, 
fatz, daß das forum exemtum der Kinder Erimirter nicht ads 
lihen Standes mit Aufhebung der väterlichen Gewalt aufhöre, 
angenommen habe. Das Zuftiz: Minifterium kann diefe Anfiche 
nur volltommen theilen und eröffnee dem Colegium darüber Nach⸗ 
fiehendes. 
Das Juſtiz-Miniſterium erforderte auf die Anfrage des 
Kurmaͤrk. Pupillen: Collegiums vom 24. Ocibr. 1821 den gui⸗ 
achtlichen Bericht des Collegii über die Frage: 
„ob und in wie weit das Collegium bei Anwendung des 
$. 98. Tit. 2. Th. I. der A. G. O. die bei demfelben zur 
Sprache getommenen Fälle angenommen, daß der eigene 
MWohnfig der Kinder der Erimirten bürgerlihen Standes 
das Uebergehen in einen andern Gerichtsſtand bewirke, und 
was das Collegium zum eignen Wohnfg erfordere.” 
Sjnöbefondere wurde damals die Frage in Beziehung auf bie 
Töchter zur Sprache gebracht und in Betrachtung gezogen; das 
Collegium entwickelte in dem Berichte vom 3. Dechr, deffelben Jafs 
res die Gründe für Heide Meinungen 
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1) für diejenige, daß die Tochter eines nicht adlichen Erimirten 
durch Auffchlagung eines eignen Wohnfiges nach dem Tode 
des Vaters das forum exemtum verliere; 

2) für die entgegengefegte Anficht, daß die bloße Aufſſchlagung 
eines Wohnfiges den Werluft des erimirten fori nicht bes 
wirke, fofern fle daffelbe bis zum Tode ihres Vaters gehabt 
habe, und daß ein folcher Werluft nur durch Verheirathung 
mit- einem Nichterimirten, durch Betreibung eines buͤrger⸗ 

. lichen Gewerbes zc. Durch Uebernahme eines den Frauen zus 
gaͤnglichen Sffentlihen Amts, mit welchem ein nicht erimirs 
tes forum verbunden ift, durch Ankauf eines bürgerlicher 
Grundſtuͤcks und endlich durch Antretung einer eignen Pads 
tung bewirkt werde: — | 

Die Majoritaͤt des Collegii entfchied fih damals für die zweite 
Meinung, und eben derfelden ift auch der Yuftizminifter in ben 
Werfügungen vom 24. Dechr. ejd. an das Kurmärk, Pupillens 
Eollegium und an das Collegium beigerreten. Nach diefem Grund» 
fag ift zwar auch in der Folge in verfchiedenen Fällen verfahren 
worden. Der Eingangs gedachte Bericht des Königl. Stadtges 
richte hierfelbft Hat aber das Juſtiz ⸗Miniſterium zu einer wieder 
holten reiflihen Erwägung diefes Gegenftandes veranlaft, in 
deren Folge das Minifterium die erfigedachte Meinung als die in 
den Gefegen begründete anerkannt und angenommen hat, fo wie 
auch vom Königl. Kammergericht eben diefer Grundfag in dem 
an das Stattgericht unterm 11. Auguft d. J. erlaffenen Referipe 
angenommen worden; denn, 

1) gehört nah A. L. R. Th. II, Tit. 9. $. 34, der erimirte Ges 
richtsſtand zu den Vorrechten des Adels, welche, nad $. 32. 
eben diefes Titels, auch dem Perfonal: Adel zuftehen, allein 
nach der ausdrücklichen Beftimmung des $. 33. des obge 
dachten Titel werden diefe Votrechte durch die Geburt nicht 
fortgepflanzt, und würden aufhören, Perfonalrechte zu fein, 
wenn fie, die mit einem Amte verbunden find, ohne legteres 
auf die Kinder übergingen. 


2) So lange die Kinder unter der väterlichen Gewalt ftehen, 
nehmen fie allerdings an defien höherem Stande und infons 
derheit an feinem erimirten Gerichtsſtande Theil, allein dies 
ift nur auf die Dauer diefer vaͤterlichen Gewalt befchräntt, 
weit fie mit deren Aufhebung aus dem natürlichen unter eis 
nen eignen Gerichtöftand treten. Dies folgt aus der Natur 
der Verhältniffe und ift durch die ausdrückliche Vorfchrift des 
A. L. R. IH. 11. Tit. 8. $. 70. anerkannt und begründet, 

Eben fo beftimmt ift died’ 

3) auch durch die Worfcpriften des A.L.R. Ih. IL. Tit. 2. 

$, 60, und der A. ©. O. Th. J. Tit. 2, $. 98, vorgefchrieben 


Adg. Ser. Ordn. 12598. 223 


und dadurch die Richtigkeit der nunmehr angenommenen Mei⸗ 
nung beftätigt. 
Denn die Ausdrücke 
„oder fonft” 
im $. 98, l. c. und s 
„geſetzmaͤßige Art, den Gerichtöftand zu verändern” 

im $. 60. 1.-c. beziehen fid offenbar auch auf die Gewin⸗ 

nung eines eignen Wohnfiges, indem diefe eine gefegliche 

Are ift, den ordentlichen perfönlichen Gerichteftand zu bes 

gründen. | 0 
(8.8.0. Th.L Tit.2. $.8. 9.); und weil auch bei den ehelichen 
Kindern die Erimirten $.95 ibid. auf die Vorſchriften des $.18 sq. 
verwiefen ift, der $. 20 1. c. aber ausdrücklich beſtimmt: 

„Iſt der Water bereits verftorben,, fo verbleibt der Gerichts, 

ftand, unter welchem derfelbe zur Zeit feines Ablebens ins 

nerhalb Landes feinen Wohnflg Hatte, der 'ordentliche Ges 

richtsſtand des Kindes, fo lange daffelbe noch keinen eignen 

MWohnfig genommen hat. \ 
Es läßt fi) dagegen nicht behaupten, daß der Grundfag des $. 60. 
Tier. 2, Th. Il. des A. L. R. bei diefer interpretation außer Ans 
‚ wendung bleibe, da er dennod fo lange zur Richtſchnur dienen 
wird, als die Kinder minorenn find und noch feinen eignen Wohn, 
fig auffchlagen können. Wenn aber der $.60. Tit. 2. Th. II. 
des A. 2. R. auch noch irgend ein Bedenken zuließe, fo würde letz⸗ 
teres doch unerheblich fein, da der eigentliche Sig der Materie, 
der zweite Titel des erften Theils der A. G. O., welcher vom Ges 
richtsftand handelt, und die allgemeine Faflung des $. 60. den 
fo beftimmten anderweitigen Borfchriften nicht entgegengefegt mer, 
den kann. Es ift auch ſchwerlich anzunehmen, daß der Geſetz⸗ 
geber einen fo anomalen, den Rechtsgang fo erfchwerenden, und 
die Gerichtsſtaͤnde felbft fo verwirrenden Grundfag angenommen 
habe. Denn wenn der privilegirte Gerichtsſtand auf die Descens 
denten auch nach deren Austritt aus der väterlichen Gewalt übers 
ginge; fo würde die Ermittelung des fori, unter welchem ber 
Vater peftanden, und die Befcheinigung, daß dies ein erimirteg 
geweſen, zur Anftellung einer jeden Klage vorgängig nothwendig 
fein; died würde fich nicht auf die Descendenten des erften, fons 
dern auch auf die der fpätern Grade befchränfen, weil auch diefe 
wiederum der Gerichtäftand ihres Waters in Anſpruch nehmen 
würde; ed würde auch den unehelihen Kindern der Töchter exi⸗ 
mirter Beamten gegen die Vorfchrift des A. L. R. Th. II. Tit. 18, 
$. 61. zuftehen, und im Werlauf einiger Zeit eine unzählbare 
Menge von Erimirten entftehen. | 

Die Anſicht, daß die Kinder der Erimirten nicht adlichen 
Standes auch nach aufgehobener väterlicher Gewalt dos forum 
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exemtum ihres Waters behalten, iſt daher mit den Gefegen 
nicht zu vereinbaren, und vielmehr denfelben gemäß, daß diefer 
Gerichts ſtand mit Aufldfung der väterlichen Gewalt aufhört. _ 

Das Zuftiz: Minifterium ift demnach hierüber mit dem Koͤ⸗ 
nigl. Kammergericht völlig einverftanden, und hat hiernach for 
wohl das hiefige Otadtgericht befchieden, und zugleich angemiefen, 
das Teftamene der unverehelichten NR. N. anzunehmen, als audy 
das Kurmärk. Pupillen Collegium und das Ober Landesgericht 
zu Stettin, welchen die frühere Anfiht des Meinifterium mirger 
theile war, hiervon in Kenntniß gefeßt. 


Derlin, den 29, Det. 1831, 


A. 


‚ Die unverehelihte N. M., eine Tochter des Kanzleis Direcs 
ford N. bei der vormaligen Kurmärfifhen Kriegss-und Domats 


nen» Kammer, hat am 4. Juni d. 3. bei dem Königl. Hausvoigs 


gericht ihr Teftament deponirt, welches am 17. ejd. publicirt und 
demnaͤchſt dem Königl. Kammergericht zur mweitern Verfuͤgung 
überfendet if. Das letztere theilte uns hierauf das Teftament 
brevi manu mit: 


da die Teftatrir Leinen erimirten Gerichtsſtand mehr ger 
habt habe. 


Da uns jedoch diefe Anſicht nicht richtig zu fein fchien, fo remit⸗ 
tiren wir dad Teftament mit dem gehorfamft abjchriftlich beigefuͤg⸗ 
ten Bericht vom 8. v. M., erhielten es indefjen mittelit Reſcripte 
vom 11. d. M., welches wir eben fo beifügen, zurüd. 


Wir müffen Ay bei unferer Anficht verbleiben, da bie 6$. 
20 und 98. Tier, 2. Th. I. der Allgem. Gerichts⸗Ordnung das 
für ſprechen und das Koͤnigl. Kammergericht diefe geſetzlichen 
Vorſchriften nicht widerlegt hat, der angefuͤhrte Umſtand aber, 
daß die Teſtatrix bei dem Tode ihres Vaters bereits laͤngſt mas 
jorenn gewefen fei, nad unferm Dafürhalten in den gefeglichen 
Vorfchriften nichts Ändern, und daraus nicht Yefolgert werden 
fann, daß fie ihren erimirten Gerichtsſtand verloren habe, wel 
ches bei einer unverheirather gebliebenen Tochter eines Eiimirten 
wohl noch weniger zweifelhaft fein kann, als der bei einem Sohne. 


Ew. Excellenz ‚bitten wir ganz gehorfamft, ung hochgefaͤl⸗ 
ligſt zu belehren, 

05 unfere Meinung die richtige, und uns demgemäß mit ei⸗ 

ner hochgeneigten Befcheidung zu verfehen, ob wir das in 

Rede ftehende Teftament annehmen, oder dem Königl. Kam⸗ 

mergericht remittiren follen. 


Verlin, dem 30, Ang. 1831. (9.8.5: 88.38. ©, 307.) 
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I. 2. F. 103. Wediatſtaͤdte haben auch jen kein forum ezemtum, 


Dem Königl. Dber» Landesgericht wird auf den wegen des 
Gerichtsſtandes der Mediatſtaͤdte unter dem 25. April c. erflattes 
ten Bericht eröffnet, daß das AYuftiz» Minifterium unter Bezug⸗ 
nahme auf das in den Jahrbuͤchern abgedruckte Reſcript an dag 
Kammergeriht vom 26. Januar 1827 (Bd. 35. ©, 257.) der 
Meinung derjenigen Mitglieder des Collegiums beipflichter, mel, 
che dafür halten, daß in dem Gerichtsitande der Medinrftäre ıc, 
durch die Verordnung vom 26. December und die Städteordnung 
vom 29. Novbr. 1808 nichts geänderr if, vielmehr folhe Städte 
vor wie nad auf das forum exemtum feinen Anfpruch machen 
können. 

Hiernach hat fi das Koͤnigl. Ober» Landesgericht zu achten 
und an-die betreffenden Gerichte feines Departements dag Weitere 
demgemäß zu verfügen, auch den Magiſtrat zu Wangerin auf 
deſſen Anfrage vom 31. März c. davon in Kenntniß zu fegen, 

Berlin, den 4. Juni 1831. (v. 8.3. ©d.37.©.338 ) 


1. 2. S. 108. Gerichtöbarkeit 
geiſtliche Güter. | 
Der Juftigminifter erwiedert dem Koͤnigl. Ober Landesger 
richt auf den Bericht vom 24. September d. J., daß. nah Sqie— 
ſiſcher Verfaffung, dem Vorgang des übrigen Theile von Schle⸗ 
ſien und nach den vorgetragenen Gründen, wie auch dem unzweis 
felhafıen Beſitzſtande, dem ſtandecherrlichen Gericht zu Beuthen 
die Jurisdiction über die, in der Standeshettſchaft Beuthen -ges: 
legenen geiftlichen Guͤter überall nicht ſtreitig gemacht werden kann, 
und hat das Königl. Ober: Landesgericht ſich hiernach zu achten 
und das Weitere zu veranlafien. 
Berlin, den 2. November 1830. (0.8.3. Bd. 36. S. 309.) 


der Schleſiſchen Mediar- Regierungen über 


I. 2. » 108. N s n 
nn ———— a über die in Erbpacht gegebe⸗ 

Der Kammerherr Freiherr von N. auf S. hat ſich bei dem 
Juſtiz-Miniſterio über die Verfügung vom 28. März. beſchwert, 
nach welcher das Koͤnigl. Kammergericht beabſichtigt, die Duris⸗ 
diction uͤber ein im Dorfe S. belegenes, an den Schneidermeiſter 
M. in Erbpacht gegebenes Grundſtuͤck, in Gemaͤßheit der Mini 
ſterial / Verfuͤgung vom 10, Juli 1828, dem Juſtizamte Spanu⸗ 
dau zu delegiren. 

Des Königs Majeſtaͤt Haben bereits auf anderweitige Ver, 
anlaffung das Zuftiz: Minifterium angemielen, die Verfügung - 
vom 30. November 1827 (Jahrbücher Bd, 30. &. 381.) in Ber 
treff der Jurisdiction über veräußerte Nirtergutsparcelen aufzus 
— und das Koͤnigl. Kammergericht wird — 

VI. 


⸗ 


’ 
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* die von dem v. N. in Erbpacht gegebenen Parcelen, nachdem fols ' 


che von dem Folio von S. abgefhrieben worden, in die Jurie- 
dietion des Patrimonial / Gerichts von S. übergehen zu laſſen, 
hiernach auch in allen vorfommenden Fällen zu verfahren. 


Berlin, den 13. Mai 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©. 331.) 


J. 2. 108. i 
gut un a a doc Das Parrimonial-Geridt, 

Auf die Befchwerde des Majors A. zu N. haben Be. Königl. 
Majeſtaͤt durch die Allerhöchfte Cabiners;Drdre vom 2. Febr. c. 
zu beſtimmen geruht, daß das Hypothekenbuch Über die zu einem 
Rittergut gehörenden Rufticalgrundftüce, fie mögen vom Beſitzer 
eigenthämlich oder in Erbpacht oder Erbzins befefjen werden, 
dem Patrimonialgericht zu überlaffen fei. Die Verfügung vom 
30. Novbr. 1827. (Jahrb. Bd. 30. &. 381.) fo weit felbige Die 
im Gerichtsbezirk des Patrimonial-Gerichts verbleibenden Rufticals 
grundſtuͤcke berrifft, fol daher aufgehoben wetden, und wird dems 
nad) das Königl. Ober-Landesgericht auf den Bericht vom 28. v. M. 
hiermit angewiefen, die Befchwerde des 2c. A. durch Zurüdgabe 
der Hypothekenbuch⸗Fuͤhrung über die von ihm verpachteten bäuers 
lichen Beſitzungen an das Patrimonial: Gericht von B. zu ers 
ledigen. Mac gleihem Grundfag hat das Collegium fi in 
tünftigen vorkommenden Fälen zu achten. 


Berlin, den 19. Mai 1831. (v. K. J. Bdo.37. &. 332.) 


2 | 
1. 2 5.100. — burgerlichen Rittergutsbeſihere vor Mes 
Dem Koͤnigl. Ober-Landesgericht wird in der abſchriftlichen 
"Anlage die Vorftellung des Patrimonial: Gerichts zu Poganig 
vom 1.d.M., 
den Gerichtsftand des Gutsbeſitzers Stahlberg betreffend, 
mit dem Eröffnen zugefertigt, daß, da der $. 109. Tit. 2. Th. T. 
der A. G. O. zu Begründung des Fori exemti eines bürgerlichen 
Rittergutsbeſitzers nur deffen Eigenthum an dem Gute und den 
Mohnfig auf demfelben vorausgefegt, ohne zu verlangen, daß 
das Eigenthum in das Hypothekenbuch eingetragen fei, das forum 
des Königl. Ober» Landesgerichts ohne alle Ruͤckſicht auf die er; 
folgte oder nicht erfolgte Eintragung in das Hypothekenbuch ein, 
treten muß, wenn jenes Eigenthum nicht zu bezweifeln ift und 
der Wohnfig des Stahlberg auf dem Gute hinzukommt. 


Hiernach Hat das Collegium das Erforderliche zu verfügen. 
Berlin, den 10. Septbr. 1830, (v. K. J. Bo. 36. S. 158.) 
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L 2. 8. 126. Berichtäfland der Landfhafts«- Direeti b 
und Schneidemühl, je Stellvertreter F ———— AH 


A. 


Das Königl. Ober Appellationsgericht erhält hierbei eine Ab⸗ 
ſchrift ded Schreibens der Provinzial: Landfhafts : Direction iu 
Schneidemähl vom 18. d. M., den Proceß wider ben Landrath 
v. K. betreffend, mit dem Eroͤffnen, daß das Juſtiz⸗Miniſterium 
bereits unterm 10. März 1828 das Ober Landesgericht zu Mas 
rienwerder ald forum ordinarium in allen Sachen, wo bie 
Landigafts»Directionen zu Bromberg und Schneidemühl als 
Stellvertreter der Landfchaft von Weftpreugen in Anfpruch ges 
nommen werden, ernannt hat. 


| Wenn daher der genannte Rechtsftreit zu denjenigen gehört, 
in welchem das forum des Ober» Landesgerichts zu Marienwer⸗ 
ber eintritt, fo Hat das Königl. Ober; Appellationsgericht dem 
Landgerichte zu Schneidemühl den Befehl zu ertheilen, die Acten 
mit Bezugnahme auf jene Verfügung an das Ober : Landesgericht 
in Dearienwerder zu überfenden. | | 
Die Landgerichte in Bromberg und Schneidemähl find aber 
von den Beftimmungen des Referipts vom 10. März 1828, wel 
ches in Abfchrift (B.) Hier; beigefügt wird, in Kenntniß zu fegen, 
und außerdem ift defien Bekanntmachung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung im Bromberg zu verfügen. 
Berlin, den 28. Octbr. 1833. Ä 


B. 


Dem Königl. Ober» Landesgerichte wird bekannt gemacht, 
daß daſſelbe nach dem Antrage des engern Ausfchuffes der Wefts 
preußifshen Landſchaft in allen Fällen, in welchen die Landfchafte ; 
Directionen zu Bromberg und. Schneidemähl als Stellvertreter 
der Landſchaft in rechtlichen Anfpruch genommen werden koͤnnten, 
zum foro beſtimmt worden iſt. 


Berlin, den 10. März 1828, (v. K. J. Vd. 42. S. 298.) 


1. 2. S. 145. | ’ | ie 2 
$. 4 auf —æe — Bad a a 
Dem Königl. Ober : Landesgerichte wird auf den Bericht vom 
12.9. M. in der fisfalifhen Unterfuhungs: Sache wider dem. 
Schnallenmager N. N., bei Ruͤckſendung der eingereichten Acten, 
hierdurch eröffnet, daß die Vorfchrift der Gerichts, Ordnung Th. J. 
Tit. 2, 6. 145. auch in fisfalifhen Unterfuhungs: Sahen Ans 
wendung findet. Im vorliegenden Falle hat daher das Collegium 
bie gefchloffenen Acten, auf den Grund und unter abfchriftlicher 
Beifügung des gegenwärtigen Nefcripts, an das nn » Landesge= 
— 1 
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richt in Münfer zur Abfaffung des Erfenntniffes zu ſchicken und 
den Denunciaten davon in Kenntniß zu fegen, 2 
Berlin, den 6. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 320.) 


J. 2. 167 fol . ; = 
2. 5. Sam —— Verfahren bei Entlaſſung der in Greußen ange 


Nachdem die Angelegenheit wegen des bei Entlaſſung der in 
Preußen angeftellten Schiedsmänner zu beobachtenden Verfahrens 
in dem Königl. Staats: Minifterium zur Berathung gefommen 
und darüber ein Befchluß gefaßt worden, wird in Gemaͤßheit dies 
ſes Beſchluſſes zur Ergänzung der Verordnung vom 27. Septbr. 
1827 Folgendes beftimmt. 

u i 


Dem Königl. Ober » Landesgericht bleibt jederzeit unbenom⸗ 
men, einen Schiedsmann wegen der in ſeinem Amte begangenen 
Pflichtwidrigkeiten zur gerichtlichen Unterſuchung ziehen zu laſſen. 


2. 


Kommt es blos auf die Entfernung vom Amte an, und wird 
ſolche ohne vorausgegangene, förmlihe Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung für zuläffig gehalten; fo find die Über die Erörterung der 
gegen den Angefhuldigten zur Sprache gekommenen Pflichtver⸗ 
nachläffigungen oder Pflichtwidrigkeiten aufgenommenen Verhand⸗ 
lungen dem Landrath des Kreiſes zu dem Zweck mitzutheilen, das 
mit ſie der Kreisverſammlung vorgelegt werden, und dieſe ſich uͤber 
die Beibehaltung oder Entlaſſung des Schiedsmanns erklaͤre. 


3 


Stimmt die Kreisverſammlung für die Entlaſſung, fo erfolgt 
ſolche durch eine Reſolution des Königl. Dber » Landeögerichtd, wo⸗ 
gegen dem Schiedsmann kein Rechtsmittel zufteht. 


4 


Erklaͤrt fih dagegen die Kreisverfanmlung, fo kann die ers 
ftere durch eine bloße Reſolution nicht erfolgen. Es bleibt jedoch 
dem Königi. Ober = Landesgericht in dieſem Falle unbenommen, bie 
gerichtliche Unterfuchung wider den Schiedsmann zu eröffnen, 
infofern die Sache dazu angethan befunden wird. 

Das Königl. Ober» Landesgericht hat ſich hiernach in vor⸗ 
fommenden Fäden zu achten. Den Kreisverfammlungen wird 
durch das König, Oberpraͤſidium dieſerhalb das Noͤthige eroͤffnet 


werden. 
Berlin, den 26. März 1831. (v.8.3.80.37.8.340.) _ 


Das Minifterium des Fir den Juſtizminiſter. 
Innern und der Polizei. Vermoͤge Allerhoͤchſten Auftrages, 
v. Brenn. v. Kampiz. 


⸗ 
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167 fofa. 
* an — — hr 

Dem Konigl. Ober» Landesgericht wird in der Originals An- 
lage * Vorſtellung der Herzoglich Ratiborſchen Kammer vom 
18. v M., 

betreffend die Nechtefache des Paͤchters N. N., jest deſſen 

Erben, wider die Gutsherrſchaft zu Schloß Ratibor, 
mit folgendem Beſcheide zugefertiget. 

Der Juſtizminiſter findet nichts dagegen zu erinnern, daß, 
wenn Parteien im Laufe eines Proceſſes dem ordentlichen Pro⸗ 
ceßrichter Compromiß vorlegen, worin ſie 

a) auf Repoſition der Proceß Acten antragen, 

b) die Ausantwortung der letztern an die erwählten Schieds⸗ 

richter verlangen, 
and wenn 

gegen das Compromiß in formeller Hinſicht — $. 101. Tit. 13. 

Th. J. A. L. R. — nichts zu erinnern iſt, 
die Acten reponirt und den Schiedsrichtern, welche als eine vom 
Staate anerkannte und an die Stelle der gewöhnlichen Gerichte 
tretende richterlich. Behörde zu betrachten find, mit der Verpflichs 
tung ausgeantwortet werden, ſolche nach gemachtem Gebrauche 
wieder zuruͤckzugeben. 

Sollte wegen Zahlung der gerichtlichen, bisher erwachſenen 
KRoften im Compromiß nichts beftimme fein, fo mäffen ſolche, wie 
bei der eingetrerenen Compenfation, von den Extrahenten, die 
gemeinfchaftlihen aber von jedem a zur Hälfte getragen 
werden. ($. 4. Tit. 23. Th. J. A. ©. 2.) 

Das Königl. Ober » Landesgericht hat hiernach auf die weis . 
tern Anträge der Parteien zu verfahren, 


Berlin, den 27. Juli 1832, 


B. 
gr Ratiborſche Kammer erhält auf die Worftellung vom 
v. M., 

den Rechtsſtreit zwiſchen dem Pächter N. N., jetzt deſſen 

Erben, und dem Dominio Schloß Ratibor betreffend, 
bierneben abſchrifilich, die an das Koͤnigl. Ober: Landesgericht zu 
Ratibor heute ergangene Verfügung. Der Herzogl. Rariborfchen 
Kammer bleibt überlaffen, nach derfelben weitere, fubftantiirte 
Anträge bei dem Landes; Collegio zu machen. 


Hinſichts der Belohnungen der Schiedsrichter genehmiget 
der Yuftizminifter auf den Grund der Befiimmungen des A. L. R. 
Th. J. Tit. 13. $. 74. 78. 79, , daß denfolben, wenn folche rich, 
terliche Aemter bekleiden und in dem Compromiß über ihre Beloh⸗ 


— 
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nung nichts beſtimmt iſt, für ihr Laudum die fonft für die richters 
liche Entſcheidung zuläffig gemefenen tarmäßigen Urtelögebühren, 
und wenn eine weitere Inſtruction nothwendig geweſen, auch die 
geſetzlich zuläffigen Inſtructions⸗Gebuͤhren fordern können. 


Berlin, den 27. Zuli 1832, (9.8.3. 80.40,©. 166.) 


J. 3. ⸗ 14 ol [1 ; ' : j 
Bu u a Pr ı —— Berscien ine 
Der Juftizminifter eröffner Ihnen auf Ihre Vorftellung vom 
13. d. M., daß, wenn das Ober Landesgericht zu Frankfurt 
Ihnen das Aſſiſtiren der Parteien in Terminen unterſagt, dem⸗ 
ſelben die Vorſchriften der A. G. O. Th. I. Tit. 3. $. 14 u. f. zur 
Seite ſtehen. Nechtsbeiftände muͤſſen aus der Zahl der Juſtiz⸗ 
Commiffarien gewählt, oder vom Richter ausdrücklich beigeordnet 
werden. Außer diefen Perfonen ift niemand als Rechtsbeiſtand 
zuzulaffen. Die $. 21. des gedachten Titels der A. G. O. ers 
wähnten Beiftände können nur aus Sachs oder Kunftverftändigen 
oder ſolchen Perfonen gewählt werden, denen eine befondere Kennts 
niß von den Thatſachen des ftreitigen Gegenftandes beimohnt. 
Wenn Sie nicht zu diefen Perfonen gehören, fo muͤſſen Sie 
fih der Einmifhung in Proceßs und andern Nechtsfachen ents 
halten. Treten Sie auf den Grund einer geſetzlich vermutheten 
Vollmacht auf, fo: wird Ihnen das Ober : Landesgericht den Zur 
tritt nicht verweigern. Wenn Sie aber General» Bevollmächtigr 
ter find, fo muͤſſen Sie zu Proceß Verhandlungen bei Gericht eis 
nen Juſtizcommiſſarius fubftituiren. Auch verbietet das Ober s 
Landesgericht mie Recht die Zulaffung von Rechtsſchriften, weiche 
Sie verfertiget Haben. In Proceß> und andern Rechtefachen 
muͤſſen fi die Parteien der Juſtiz⸗Commiſſarien zur Abfaffung 
ihrer Rechtsfchriften bedienen. | 
Nur Befchwerden, welche bei des Könige Majeſtaͤt anzu 
bringen find, koͤnnen Ste für Andere, unter Beobachtung der 
gefeglichen Worfchriften anfertigen. | 
Auf dergleichen Immediat⸗Geſuche beſchraͤnkt fih die Bes 
fimmung des $. 440, des Anhangs zur A. G. O. und das Refcript 
vom 11. April v. 5. 


Berlin, den 19, Mär; 1832. (9.8. 3.80.39.©.150,) 
1.2. 8. 25. 


N} a 
Dre Ye ee eianten Tonnen ald Mevokmächtigte ihres Dienks 


Der Zuftizminifter findet in Ihrer Worftelung vom 21. v. M. 
feine Veranlaſſung, die zurück erfolgende Verfügung des Ober⸗ 
Landesgerichts zu Marienwerder, nach welcher der B. ald Hause 
officiant des Grafen v. ©. zu deffen Vertretung vor Gericht in 
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den Procefien deſſelben zugulaffen ift, einer Abänderung zu unter 
werfen. Dem Grafen v. D. fteht die Befugniß zu, einem fein 
KHausofficianten die Betreibung feiner Nechtsangelegenheiten aufs 
zutragen. In dieſer Eigenfchaft muß der Iegtere nach $. 25. 
Tit. 3. Th. J. der A. G. O. als Bevollmaͤchtigter feines Dienft- 
herrn bei allen Gerichten zugelaſſen werden, indem fein perjdns, 
liches Verhättniß zu dem Grafen v. B. eine Ausnahme von der 
Megel begründet, daß nur Suftiz » Commiffarien die Vertretung der 
Parteien vor Gericht übernehmen dürfen: Deshalb komme es 
aud auf das Nefeript vom 2. Febr.. 1818, gar nicht an, indem 
ein Generalmandatar noch feinesweges in einem perfönlicyen 
Dienftverhältnig zu dem Machtgeber fteht, wie dies zwiſchen Haus⸗ 
officianten und Dienſtherren der Fall iſt. 


Berlin, den 6. Novbr. 1831. (v. K. J. Bd. 40.©.425.) 


1. 3. 8. 33 — 36. 
F = Se: a a ee zu Soeietaͤten geboren und 

Sin Veranlaffung einer Befchwerde der fchlefifchen Provinzials 
Meffource zu Breslau, die Proceßangelegenheir derfelben mit dem 
General, Grafen v. L. betreffend, wird dem Königl. Ober» Lan⸗ 
desgericht eröffnet: daß das AYuftiz: Minifterium mit den Grün: 
den der Verfügung vom 21. April d. J., welche die Acten Re 
pofition zur Folge gehabt hat, nicht einverftanden ift, und viel: 
mehr dafür Hält, daß es auf eine von fämmtlichen Reffourcen = 
Mitgliedern auszuftellende Vollmacht zur Begründung der Legitis 
mation der Kläger nicht anlommen wird. Nach dem $. 6. der 
gedruckten Geſetze diefer Geſellſchaft ſcheint das Recht der Repräs 
fentanten zur Einklagung der ruͤckſtaͤndigen Beiträge nicht bes 
zweifelt werden zu koͤnnen. Iſt nun auch diefe Gefellfchaft nicht 
als Corporation anzufehen, fo hat dies doch nur auf die Aufern 
echte, nicht aber auf die innern Einfluß, da fie zu den erlaubten 
gehört. Nah. 13 u. 14. Tit. 6. Th. IL des A.L,R., und au 
nad $. 210. Tit. 17. Ih. 1. ibid. hat es keinen Zweifel, daß eis. 
nem der Sefellfchafter, mithin aud mehreren, der Berrieb aller 
oder einer gewiſſen Art der Societäts : Gefchäfte Übertragen wer; 
den fann, und daß darin na ein unbefchränkter Vollmachts⸗ 
Auftrag liegt. 

Es wird daher im — Falle nur darauf ankommen, 
ſich durch Einſicht der Documente und Beſchluͤſſe der Geſellſchaft 
die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die jetzt klagende Direction 
die Repraͤſentanten der Geſeuſchaft ſeien, um der Klage weitern 
Fortgang zu ſchaffen, und ſollte hierbei noch ein Zweifel entftehen, 
fo ift diefer dem Erkenntniffe vorzubehalten. 


Berlin, den 6. Juni 1831. (0.8. 5.0.37. ©. 324.) 


Pr 
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J. 3. g. m. 48 eines Mandatarius, Manualageten vorzulegen, tu 
welchen feine Mandanten ſich beleidigende Reußerungen erlaubt haben. 


Der uͤber Ihre Beſchwerde vom 26. Auguſt c. vom Ober⸗ 
Landesgericht zu N. M. erforderte Bericht vom 30. v. M. wird 
Ihnen hierneben in der abſchriftlichen Anlage mit dem Eroͤffnen 
zugefertiget, daß Sie aus dem ebenfalls in Abſchrift beiliegenden 
Reſcript vom 4. Juli c. erſehen werden, wie das Ober-Landesge⸗ 
richt angewieſen worden iſt, Ihre Manualacten in der Proceß⸗ 
ſache N. N. wider N. N. einzufordern, um,‘ falls ſich hieraus 
ergeben ſollte, daß der beleidigende Ausdruck, weshalb der Letz⸗ 
tere beſtraft worden, in einer lediglich fuͤr ſeinen Mandatar ber 
ſtimmt gewefenen fchriftlichen Information enchalten gewefen, Dies 
fen wegen feiner Unvorſichtigkeit zu rectificiren, indem Sie in dier 
fen Falle allerdings ohne hinreichende Ueberlegung und unrecht ger 
handelt Haben. Aus dem Berichte des Ober » Landesgerichts wers 
den Sie nun entnehmen, daß Ihr Verfahren nicht gerechtferrige 
it, und Sie, indem Sie die Ihnen von Ihrem Mandanten ers 
sheilte Information ohne nähere Prüfung des Inhalts derielben- 
und der daraus für Ihren Drandanıen zu beforgenden Nachtheile 
originaliter zu den Acten übergeben, ohne Anwendung der Ihrem 
Mandanten fhuldigen Aufmerkſamkeit, und ohne die Ihnen ob» 
liegende Umficht gehandelt, und die Pflichten, weldhe Ihnen als 
rechtöverfiändiger Beiftand Ihres Mandanten odgelegen, keines 
meges erfüllt haben. Der vom Königl. Ober» Landesgerichte zu 
M. Ihnen über diefe Sorgloſigkeit ersheilte Wermeis ift daher nicht 
alein vollkommen gegründet, fondern auch eine fo hoͤchſt gelinde 
Ahndung Ihres Verfehens, daß das Juſtiz-Miniſterium auch feis. 
ner Seits Ihnen ſowohl über jene Unüberlegung, als über bie 
wegen des wohlbegründeren Verweiſes erhobene Beichwerde, fein 
befonderes Mißfallen hiermit zu erkennen giebt, und Sie ernftlichft 
auffordert, künftig in Vermeidung der Nachtheile für Ihre Dars 
seien ſorgſamer zu fein. Sie werden fi von felbft befcheiden, 
daß Sie die, durch die an Sie erlaffenen Verfügungen erwachfenen 
Koiten tragen müjfen. Ä 


Berlin, den 21. Octbr. 1831. (v.R 3.00.38. ©.314.) 


1.5.5.4 | 
es 5° #- Begitimati Einkl 
J e⸗ 


Reſcr. v. 20. Sepibr. 1833, ©. zum Landr. I. 17. $.151. 


1.6— 15. Inſtruetion für die Berichte, zur Musfährung der Werord- 
nung über den Mandatde, den fummarifhen und den Bagatell⸗Proceß 
vom 1. Juni 1833, 


Die Verordnung vom 1. Juni d. J. über den Mandats⸗, 
den ſummariſchen und den Bagatell⸗Proceß hat zum Zweck, bei 
der Verſolgung von Rechtsanſpruͤchen, 
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welche auf Urkunden beruhen, und deshalb die Vermuthung 
ihrer, Richtigkeit für ſich haben, 
und von folhen Anſpruͤchen, welche ihrer Befchaffenheit oder 
ihrer Geringfügigkeit wegen als Gegenftände des gewoͤhn⸗ 
lihen Verkehrs eine befondere Befdyleunigung verdienen, 
ein Verfahren vorzufchreiben, wodurd der förmliche Proceß, mo 
es möglich ift, vermieden, und wenn dieſer Fall nicht eintreten 
kann, doch auf feine wefentlihen Grundlagen zurücdgeführe wer, 
den fol. 

Die Erlaffung des Mandats hat nur dann einen Proceß zur 
Folge, wenn der Werklagte gegründete Einwendungen zu machen 
hat und eine Entſcheidung darüber verlangt, der fummarifche und 
DBagatell: Proceß aber foll den Parteien eine perfönliche Theils 
nahme an den Verhandlungen bis zur richrerlihen Entſcheidung, 
eine Beauflihtigung ihrer Anwalte bei den wichtigſten ihrer 
VBerufsarbeiten verftatten und dur einen beſtimmt vorgezeichs 
neten Gang jede Zögerung von Seiten einzelner unter den ber 
theiligten Perſonen fo wie des Gerichts verhindern. Das 
ſchriftliche Verfahren, wobei der Kläger und der Verklagte voll 
ſtaͤndig gehört werden und die darauf folgende muͤndliche Verhand⸗ 
lung fol den ertennenden Richter von allen Cinzeinheiten des 
Rechtsfalles durch den Vortrag eines richterlihen Beamten und 
den eigenen Vortrag der Parteien oder ihrer Stiellvertreter unters 
richten, und auf diefe Weife bei der Behandlung diefer Proceſſe 
deren Beſchleunigung, unbeſchadet der Gründlichkeit und Voll 
ftändigkeir der Erörterung, erreicht werden. 

Sammiliche Gerichte, denen die Verordnung zur Richtſchnur 
vorgefchrieben it, haben dafür zu forgen, daß dieſelbe in allen 
ihren Beftimmungen zur Ausführung gebracht werde, und wer⸗ 
den zu diefem Zweck mit ber nachſtehenden Anweiſung verfehen. 


$. 1. 
Einleitung. In den Nefforts Werhäftniffen.der Gerichte hat die 
Merordnung nichts geändert. 
Jede Klage ift daher bei dem Gericht anzubringen, welches 
nach der beitehenden Verfaffung dazu competent if. 
Dieſes unterzieht fi) der Prüfung derfelden nach Worfchrift 
der PDroceß » Ordnung. 


52, 
Wird die glage zulaͤſſig gefunden und eignet fie ſich nach $.1. 
- der Verordnung zum Mandatsverfahren, fo muß. diefes legtere 
eingeleitet werden... Eignet fie fich nicht dazu, fo finder bei Gegen 
ftänden von 50 Rthlrn. und darunter der Bagatell: Proc — 
fonft, nach $. 6 und 7. der Berordnung, der fummarifche oder er 
wöhnliche Proceß Start ($. 75 
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58. 


Den Parteien ſteht nicht frei, eine andere als die vorges 
ſchriebene Proceß ⸗ Form zu wählen. | 


5.4. 


Wird der Mandatsproceh abgefchlagen, fo ſteht dem Kläger 

der Necurs gegen die abweichende Verfügung an die zunaͤchſt vor⸗ 

geſetzte Behoͤrde zu. Eben fo, wenn der Bagatell = Droceß nicht 

eingeleitet wird, wo es härte gefchehen follen. Ob der fummas 

rifche oder gewöhnliche Proceß einzuleiten ift, hängt von der Beur⸗ 
theilung des Richters ab. 

Ä Die Landes: Zuftizbehörden Haben jedoch vermoͤge des ihnen 
 zuftehenden Rechts ver Oberaufſicht darauf zu achten, daß bie ih» 
nen untergeordneten Gerichte hierbei nicht willtührlidy verfahren, 

auch in den Proceftabellen die Mandats:, fummarifhen und Bas 
gatell ⸗Proceſſe von den gewöhnlichen gehörig trennen. | 


$. 5. 


Mandats⸗Procez Der Mandatss Proceh wird in den Fällen des 

sum $. 8. $. 1. eingeleitet. Gehört die Urkunde zu den 

No. 1 und 2. angeführten, fo kann die Mandatsklage auch nod) 

vor der Verfallzeit nach $. 4. No. 1. und $. 6. und Tit. 28. der 
Proceßordnung angeftelle werden. 


5. 6. 


Jeder Mandatsflage muß die Urkunde, worauf fie fi 
gründet, in der Original: Ausfertigung beigelegt werden. 
| Werden aber ruͤckſtaͤndige Zinfen oder rüditändige Termine 
gewiſſer jährlicher aus dem Hypothekenbuche erfichtlichen Leiftungen 
von demjenigen eingeflagt, deſſen Recht hierzu eingetragen iſt, 
und führt zugleich der Nichter das Hypothekenbuch, fo begnuͤgt die 
Bezugnahme auf den Inhalt der Letzteren, ohne Production des 
Hypotheken/- Inſtruments. 


9.7. 


Mird die Klage aus einem Judicat bei dem Richter des Vor: 
proceffes angeftellt, fo reicht die Bezugnahme auf die früher be; 
handelten Acten hin. Gruͤndet ſich aber der Anſpruch auf bie 
Urkunde, die eine Webertragung defielben auf einen Dritten zuläßt, 
und iſt die Urkunde nicht mehr bei den Acten, fo muß fle erft wie: 
der eingereicht werden, ehe das Mandat erlaffen werden kann. 


$. 8. 


Juſtiz / Commiffarien, Notare, Feldmeſſer und Conducteure, 
desgleichen Rendanten der Gerichts-Gebuͤhrencaſſen, find berech⸗ 
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tigt, die Erlaffung, einer Zahlungsverfügung" Hei den Acten in 
Antrag zu bringen, in welcher die Seftfegung ihrer Gebühren und 
Auslagen erfolge ‚iftz wird die Zahlung aber nicht geleiftet, fo 
find fie nur befugt, eine förmlihe Mandatsklage anzus 
ftellen und diefelunter Belfügung einer Ausfertigung der 
Koftenrehnung und des Feflfegungs:Decrers, ent 
weder bei dem Richter), vor welchem die Kedhtsangelegenheit] ges 


ſchwebt hat, oder im perfönligen Gerichtsſtande des Schuldners 
einzureichen. 


$. 9, 


Sum 5.2. Bei der Abfaffung des Mandats und bei der Bes 
flimmung der Frift zu feiner Befolgung ift die Vorfchrift des $. 2. 


genau zu beachten. Die Friſt wird, durch den Decernengen bes 
ſtimmt. 


= $. 10, 


Was die Snfinuation des Mandate betrifft, fo baden die 
Gerichtsboten darüber, — fo wie über eine jede andere ihnen ob: 
liegende Zuftellung einer gerichtlichen Verfügung, wovon irgend 
ein Rechtsnachtheil abhängig it, — einen vollftändigen Bericht 
zu erftatten, der zu ben Acten gebracht werden muß. Der 
Bericht fol enthalten 


1) in einer Seiten: Rubrit. 
die Aufichrift „Wericht des Boten N. N.“ | 
die genaue Bezeichnung der Rechtsangelegenheit ald Mandat 
(fummarifcher oder Bagatell⸗) Proceß, mit Anführung der 


Namen, des Gewerbes, Charakters und des Wohnorts der 
Parteien; 


und das Actenzeichen. 


2) Im Eontert 

das Datum der Verfügung, 

den Inhalt des Auftrags, 

und wie er ausgerichtet worden, namentlich ob fich der Bote 
in Perfon an Ort und Stelle begeben, mit Angabe des Tas 
ges und der Stunde, wenn er dort angelommen ift; 

ob er den in der Adreſſe Bezeichneten anwefend gefunden, oder 
nicht, ob er ihm die Verfügung felbft eingehändige, und ob 
derfelbe den Empfang eigenhändig beſcheinigt, oder durch 
wen? habe befcheinigen laffen; wenn er ihn nicht perſoͤnlich 
angetroffen, an wen er die Inſinuation bewirkt habe ? und 
in welchem Verhaͤltniß der Letztere zu dem in der Ädreſſe Be⸗ 
zeichneten ſtehe? 

endlich, wenn er niemanden angetroffen hat, an den er die 
Inſinuation hätte bewirken Lönnen, oder wenn die Annahıne 
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verweigert werden — wie er durch Anheften der Verfuͤgung 
an die Thär der Wohnung dem Auftrage genügt babe? ’ 


Es ift darauf zu halten, daß die Gerichtsboten diefe Anweiſun⸗ 
gen ſtets vollftändig und genau befolgen. Wenn in einem einzel: 
nen alle ein Zweifel obwaltet: ob die Sinfinuation an die bes 
flimmte Perſon wirklich gefegmäßig erfolge fei; fo haben die Ge: 
richte die Inſinuation fofort auf Koften des Boten zuruͤckholen 


| uu laſſen. 


$. 11. 


Bum 5,3. Da zur Aufnahme ber Einwendungen gegen 
ein erlaffenes Mandat fein Termin anberaumt werden foll, fo 
hat ein jedes Gericht folhe Einrichtungen zu treffen, daß eine 
Partei ihre Einwendungen bei einem dazu ernannten Beamten 
oder Wochen » Deputirten täylich anbringen fann. 

An wen fid der Schuldner in dieſem Falle wenden koͤnne, 
ift in dem Mandat ausdrädlich zu bemerken. 


$. 12. 


Es iſt dafür zu forgen, daß die zum Protokoll erklärten, oder 
fchriftlich eingereichten Einwendungen dem Decernenten fofort zus 
geftelle werden. _ | 


$. 13. 


Die gegen ein Mandat erhobenen Einwendungen werden, 
je nachdem der Gegenftand derfelben 50 Rthlr. überfteige oder 
nicht, im ſummariſchen oder Bagarell» Proceffe erörtert. Das 
Verfahren darüber bleibt zwar bei dem Gericht, welches das 
Mandat erlaffen hat, weil die Sache einmal rechtsanhängig ges 
worden ift, es wird daffelbe jedoch von dem Commiffarius oder 
der Deputation eingeleitet, welchen die Verhandlung im Baga⸗ 
tell» oder im ſummariſchen Proceß gebührt. ($. 22, diefer In⸗ 
ſtruetion.) — Ei | 


$. 14. 


In dem über die Einwendungen zu erlaffenden Erfenntniffe 
kann nur | 

auf Zurücdnahme des Mandate, 

oder auf Vollſtreckung der Execution 
. erfannt werden. 

In beiden Fällen wird das Erkenntniß zur Ausführung ges 
bracht. Die dagegen erhobene Appellation hat nur Devoiutiv ⸗Ef⸗ 

fect. Außerdem bleibt der unterliegenden Partei, nach ber Ana⸗ 

logie der $. 13. Tit. 28. und §. 52 u. f. Tit. 27, die Verfolgung 
ihres vermeinslichen Rechts zum befondern Proceß vorbehalten. 
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$. 15. 


Zum 6.4. Diefe Vorſchrift bezieht fih nur auf ſolche Eins 
reden, welche innerhalb der im Mandat beflimmten Friſt haben 
angebracht werden koͤnnen. Dind die bei der Executions⸗Voll⸗ 
ſtreckung nad) $. 36. Tit. 24. der Proceß / Ordnung noch zulaͤſſi⸗ 
gen Einreden erſt nach Ablauf jener Friſt entſtanden, oder 
eingetreten, fo muͤſſen dieſelben noch zugelaſſen und nach $. 3. der 
Verordnung behandelt werden. 

$. 16. 
Summatiſchet Proc. IM diefen SS. find die Proceß⸗Gegenſtaͤnde 
Bu g.vund?. ‘enthalten, melde fih zum fummarifchen Ders 
fahren eignen. ine ängftlihe Prüfung derſelben ift nicht 
nothwendig, da im $. 7. dem Ermeſſen des Richters überlaffen 
worden ift, welche andere Gegenjlände er noch zu diefer Proceß⸗ 
form vermweifen zu dürfen glaubt. Zur Erledigung eines bereits 
jur Oprache gebrachten Bedenkens wird jedoch beſtimmt: 
Zu $.6. No. 4. 
daß der fummarifche Proceß auch wegen Lohnforderungen 
der Fabrifarbeiter und Handwerkigefellen einzuleiten iſt. 
Zu $. 6. No, 5. aber wird hiermit verordnet, 
daß die Injurien-Sachen an allen Orten, wo diefelben bis—⸗ 
ber einzelnen richterlichen Beamten zur Spnftruction und Ent⸗ 
fheidung übertragen waren, oder noch Übertragen merden, 
insbefondere bei allen Untergerichten, nach dem 2ten Abſchn. 
des Zien Titels zu behandeln, und daß in allen Fällen mes 
gen der, gegen das Erkenntniß einzumendenden Rechtsmit⸗ 
tel die Vorfchriften der $$. 217— 237, des Anhangs zur 
4. G. O. zu beobachten find. _ 


$. 17. 


Zum ergen Bei Gerichten, welche ein Collegium bilden, foll 
bihnirt. mac $. 73. in erſter Inſtanz eine Deputation von 
3 Mitgliedern genügen. | ’ 
Ueber die Bildung diefer Deputation wird Folgen, 
des beftimmt: | 

Bei den Obergerichten hat der Präfident, und mo mehrere 
Senate angeordnet find, der betreffende Senats» Präfident, bet 
den Untergerichten der Dirigent derfelben, für die Bilduny der 
Deputationen zu forgen, F 

Sie ernennen die Mitglieder derſelben fuͤr ſechs Monate, 
und wählen dazu vorzugsmweife folhe Mitglieder des Gerichts, 

"weiche fie einerfeits micht mit Bearbeitung wichtiger Decers 

nate befchäftigen muͤſſen, und welche andererfeits ſich dur 
eine größere Leichtigkeit im Auffaffen von mündlichen Borträgen _ 
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Die erfte Ernennung erfolgt für die 8 Monate vom 1. Os, 
tober dieſes Jahres bis zum 1. Juni künftigen Jahres. 

Es ſteht dem Präfidenten oder Dirigenten frei, fo oft er will, 
ſelbſt den Vorfig zu übernehmen. - 
Der Juſtizminiſter behält fi noͤthigenfalls die Ernennung. 

der Mitglieder diefer Deputationen felbft vor. Er 


618. 


Die Vorfigenden der Deputationen, weiche Uebung und Ger 
ſchick in diefer Are der Amtsthaͤtigkeit erlangt haben, find nad 
Ablauf der Friſt in der Regel wieder zu wählen; es if aber auch 
nicht außer Acht zu laffen, daß es nothwendig ift, keinem, zus 
mal der jüngeren Deitglieder, diefe Gelegenheit zu feiner Ausbil: 
dung und künftigen Beförderung ganz zu entziehen: 


$. 19, 


An großen Orten oder bei dem Zufammenfluß vieler Geſchaͤf⸗ 
te müflen mehrere Deputationen gebildet werden, und zur 
Verhütung widerſprechender Erkenntniſſe die Rechtsfachen nach 
Gattungen unter fie vertheilt werben. | 


$. 20, 


Jede Deputation muß mindeftens zweimal in jeder Woche 
Sitzung halten. 

Die Mitglieder derſelben können als Deputirte und Refe⸗ 
reriten in diefen fummarifchen Proceffen, außerdem aber auch als 
Commiffarien in Injurien Saden, nach dem 2ten Abſchnitt dies 
ſes Titels oder in Bagatell: Sachen nad dem Zten Abfchnitt Ges 
ſchaͤftigt werden, fonft find fie mit andern Arheiten möglichft zu 
verſchonen. 


5. 21. 


got. Das Local für die Sitzungen dieſer Deputationen 
it fo einzurichten, daß der Seſſions⸗Tiſch, an welchem die Rich⸗ 
ter und der Referent ihre Sitze einnehmen, von den Sigen der 
‚ übrigen Gerichtsbeamten und der der Parteien durch Schranken 
gefondert wird, und ber dadurch abgefchloffene Theil des Sitzungs⸗ 
Saales eine erhöhte Lage erhält. Den Parteien und ihren Bes 
en find die erſten Pläge zunaͤchſt den Schranten ein, 
zuraͤumen. | 


$. 22. 


Dem Vorſitzenden der Deputation wird, wenn der fummas 
riſche Proceß verfüge worden, die Klage, und wenn ein Mandat 
vorausgegangen, die Erceptionsſchrift des Verklagten zugeftelle. 
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Ihm gebührt. ausfhließlich 

1) die Ernennung des Deputirten, und die Friſtbeſtimmung 
für den Termin zur Klagebeantwortung, mit Rüdficht auf 
$. 9. der Verordnung; 

2) die Verfügung auf das Geſuch um Werlegung des anftehen, 
den und die Beftimmung des neuen Terming; 

3) die Verfügung wegen des mündlichen Verfahrens und die 
Anberaumung des Termins; | 

4) die Leitung der mündlichen Verhandlung’ ſelbſt, die Hands 
habung der öffentlichen Ordnung und die Publication der 
Entfcheidungen. 


$. 23, 


Die Vorladung der Parteien zum KlagebeantwortungsTers 
mire muß in nachftehender Art abgefaßt werden. 
A. Vorladung des Verklagten. 
Sie muß enthalten 
I) in einer Seiten:Rubrif 

die Aufſchrift: „Worladung des Verklagten zur Klagebeants 
wortung”, “ . 

die genaue Bezeichnung des Procefies mit Anführung des Nas 
mens, des Gewerbes, Charakters und Wohnorts der Par 
teien, des Streitgegenftandes und des Actenzeichens; 

2) im Eontert: | 

a) die Mittheilung der Klage und die Beftimmung des zur : 
Klagebeantwortung anberaumten Termnis ; 

b) die Aufforderung, in Perfon zu erfcheinen, oder durch 
einen Bevollmächtigten aus der Zahl der Juſtiz / Commiſſa⸗ 
rien, die Klage vollftändig zu beantworten, die Beweis 
mittel beſtimmt anzugeben, die Urkunden im Original oder 
in Abfchrift einzureichen, die etwa erforderlichen Editions » 
Geſuche anzubringen, mit dem Bemerken, daß fpäter auf 
neue Einreden, welche auf Thatfachen beruhen, im Laufe 
der Inſtanz keine weitere Rückfiche genommen werden würde; 

e) die Bedeutung, daß der Stellvertreter den erhaltenen Auf: 
trag im Termin felbft nachzuweiſen habe, weil der Gegens 
theil nicht fchuldig iſt, ſich mit einem unlegitimirten Stell 
vertreter einzulafien ($. 2. No. 5, Tit. 16. Proceß : Drdn,), 
auf den Antrag des Gegners alfo angenommen werden würs 
de, als ob niemand für ihn erfchienen fei, und daß er die 
Klagebeantwortung fchriftlich in zwei Exemplaren zu übers 
reichen habe ($. 70. der Verordnung); 

d) die Androhung, 
daß, wenn er nicht erfcheine, oder fich nicht volftändig auf 
bie Klage erkläre, wenn der Stellvertreter den Auftrag nicht 
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nachzuweiſen vermag, oder die Klagebeantwortung nicht 
ſchriftlich uͤberreicht, in contumaciam werde verfahren, Die 
In der Klage angeführten Thatſachen und die Urkunden, 
morüber er fich nicht erflärı hat, für zugeftanden und aner; 
fannt werden geadhter, und was den Rechten nah daraus 
folgt, im Erfenntniß gegen ihn ausgefprochen werden folle. 
Endlich ift 
e) ausdrädtich zu bemerken, daß eine Werlegung des Termins 
ohne Zuftimmung des Gegners nur einmal und auch in Dies 
fem Falle nur dann State finde, wenn bie ——— 
ſachen beſcheinigt ſind. 
B. Die Vorladung des Klägers muß enthalten: 
1) in einer Seiten:Rubrif : 
die Auffchrift » Worladung des Klägers zum Klagebeantwor: 


tungstermine; außerdem 
alles, was bei der Vorladung des Verklagten bemerkt ift; 


2) im Context: 

a) die Beftimmung des Termins, 

b) die Aufforderung des Klägers, darin In Perſon zu erſchei⸗ 
nen, oder durch einen mit Vollmacht zu verſehenden Stell 
verrreter aus der Zahl der Juſtiz⸗Commiſſarien die Beant⸗ 
mortung oder den Verſuch der Sühne zu gewärtigen, 

c) fich demnaͤchſt zu erklären, ob die Acten ohne Weiteres zum 
Spruch vorgelegt werden Können, ı oder die fernere Verhand⸗ 
lung eingeleitet werden folle, — 

und d) die Androhung, daß, wenn Klaͤger nicht erſcheine, 

oder fein Stellvertreter ſich nicht legitimiren koͤnne, die Ac— 

ten auf feine Koſten werden renonirt werden, wofern nicht 
der Verklagte die Forderung einräumen follte ($. 13. der 
Verordnung). 


6. 24. | | 

Zu Deputirten find Mitglieder der Deputation oder wirk⸗ 
liche Referendarien zu ernennen; Auscultatoren nur Buster Auf⸗ 
ſicht eines der erſteren. | 

| . 26. 

Jeder Deputirte muß einen Protokollfuͤhrer zuziehen, wozu 
hauptſaͤchlich die — * Gericht angeſtellten Auscultatoren zu 
gebrauchen find ($. 7 

Wird der ie — von einem Auscultator als Deputir⸗ 


ter unter der Aufſicht eines Mitgliedes des Gerichts abgehalten, 
fo genuͤgt es, wenn das Mitglied das Protokoll mie unterzeichnet, 
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und im Fall beide Parteien, oder auch nur eine, erfchienen find, 
pflicptmäßig aiteſtiri, | 

daß es bei der Vernehmung derfelben , bei der Worlefung des 
Protokolls und feiner Wollziehung zugegen gewefen fei. 


.$ 26, 


Was der Deputirte im Termin zu beforgen hat, ergeben die 
$$. 12 bis 15, 17 und 20. der Verordnung. | 


Bleibt der Verklagte aus, oder erkennt er bie Forderung an, 
fo nimmt der Deputirte eine Verhandlung darüber auf, trägt 
die Sache in der nädhften Sitzung der Deputation vor, und übers 
reicht den zur Vollziehung bereits entworfenen Eontumacial ; oder 
Agnitions⸗ Befcheid. 


$, 27. a 


Kein Deputirter ift berechtigt, auf einen Prorogationg Ans 
trag ſelbſt zu verfügen, er hat vielmehr das darauf gerichtete Pros 
tokoll oder ſchriftliche Geſuch dem Dirigenten der Deputation 

vorzulegen, 


Der Dirigent prüft den Antrag, giebt die nörhige Verfüs 
gung an, und laͤßt diefelbe nicht nur dem Mandatar ‚der Par— 
teien infinuiren, fondern auch diefen felbft abſchriftlich mittheilen, 
um ihren Stellvertreter zu controlliren. 


$. 28.’ 


Erfcheint der Werklagte und beftreitet den Anſpruch, fo hat 
der Deputirte für die Aufnahme einer volftändigen Klagebeant⸗ 
. wortung zu forgen. 


$. 29. 


Durch die Klage und Klagebeantwortung werden die Gren⸗ 
zen beftimmt, innerhalb deren fi der Rechtsſtreit bewegen folk, 
Es hat daher der Kläger alles, was er vom Verklagten verlangt, 
in feiner Klage, und der Verklagte alles, was er gegen den Ans 
ſpruch einzumenden hat, bei der Beantwortung derſelben anzus 
bringen, Später findet im Laufe deffelben Procefies feine neue 
Forderung und keine neue Gegenforderung Statt Der Kiäger 
darf fein Klagefundamene nicht Ändern, der MWerflagte in diejer 
Inſtanz keine neue, auf Thatſachen deruhende Einrede vorbrins 
gen. Mur infoweit die Kiagebeantwortung dem Kläger Veran: 
laſſung zur Anführung neuer Iharfachen, und biefe dem Ders 
klagten Beranlaffung zu deren Widerlegung giebt, bleibt die Ers 
orterung derfelben im Fortgange des Proceſſes, d.h. bei der muͤnd⸗ 
lichen Verhandlung, noch zuläffig. 

VI. | 16 
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$. 30. 


Iſt eine Widerflage angebracht, fo gilt von derfelben und 
deren Beantwortung eben das, was bei der Klage und deren Be 
antwortung Stat finder ($.59.). Ä 


$. 31. 


Nach gefchloffener Klagebeantwortung befragt der Deputirte 
den Kläger: ob er auf die mündliche Verhandlung Verzicht feiften 
wolle ($. 20. der Verordnung). 

®ind beide Theile damit einverftanden, fo führt der Depus 
tirte die Inſtruction zum Schluß, und verfucht nochmals die 
Suͤhne. x 
. Kommt fie nicht zu Stande, fo reicht er die Acten zum 
Spruch ein. | 

Iſt aber eine Beweisaufnahme erforderlich, oder kann bie 
Inſtruction nicht in demfelben Termine beendigt werden, fo 
ift die Sache zur mündlichen Verhandlung geeigner und dahin zu 
verweifen, 


$. 32, 


Sol das mündliche Verfahren eintreten, fo hat der De: 
putirte mad Abhaltung des Termines aus der Klage und Klage: 
beantwortung Binnen drei Tagen eine vollftändige Geſchichts⸗ 
Erzählung und, Darftellung des Rechtsſtreites in gedrängter Kürze 
zu entwerfen, und mit den Acten dem Dirigenten der Deputas 
tion vorzulegen. , 

Diefes Referat wird zu den Acten genommen. Der Diris 
gent prüft und berichtigt daffelbe, fegt den Termin zum mündlis 
chen Verfahren an, und beftimmt, ob der bisherige Deputirte 
oder ein anderer den Vortrag darin übernehmen fol. 

Das Referat wird dem mündlichen Vortrage zum Grunde 
gelegt, auch bei der Ausarbeitung des Erkenntniffes ale Geſchichts⸗ 
Erzählung benugt, mit den Berichtigungen, welche daffelbe bei 
der mündlichen Verhandlung erfährt. | 
N 6. 33. 

Die Vorladungen der Parteien zum mündlichen Verfahren 
muͤſſen 

1) in der Seiten-Rubrik: 

die Aufſchrift „Vorladung zum muͤndlichen Verfahren” und 

außerdem alles enthalten, was bei den Vorladungen zur 

Klagebeantwortung bemerkt worden ift; / 

2) im Eontert: 


b) bie Beflimmungen des Tages und der Stunde ($. 31.) des 
Termins; — | 
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b) die Aufforderung, darin in Perfon oder durch einen Ge 
vollmächtigten zu erfcheinen, die in Bezug genommenen 
oder nur im Abfchrift beigebrachten Urkunden urfchriftlich 
zur Stelle zu bringen, und bie fernere Verhandlung zu 
gewärtigen; 

ce) die Androhung, daß, wenn beide Parteien zur beſtimm— 
ten Stunde nicht erfcheinen, die Acten auf Koften des 
Klägers zurückgelegt werden follen; wenn nur eine Par 
tei nicht erfcheint, oder fi nicht auf die Sache einläßt, 
die andere auf Nepofltion der Acten, oder auf Contumas 
cial; Verhandlung anzutragen befugt fei. 


$. 34. 


3u 9.19. Die Verlegung des anftehenden, und die Be 
flimmung des neuen Termins hängt von dem Ermeffen des Dis 
rigenten der Abtheilung ab. 


$. 35. 


In dem Termine zur mündlichen Verhandlung erfolgt der 
Vortrag in nachftehender Ordnung: 
Die Deputation koͤmmt eine oder zwei Stunden vor dem 
Beginn der mündlihen Verhandlung zufammen, 
Es werden zunäcft 
. 2) die Contumacial- und Agnitionsbefcheide nah $. 12 und 
13. der Verordnung und $. 26. diefer Inſtruction, und 
die Referate in den Sachen, welche na $. 20. der Vers 
ordnung und $. 31. diefer Inſtruction zum Spruch vors 
gelegt worden find, vorgetragen, 

2) Mit dem Eintritt der zum mündlihen Verfahren bes 
flimmten Stunde wird der Vortrag der Neferate unters 
brochen, die zu 1. erwähnten Beſcheide und Erkenntniffe 
den antefenden Juſtiz ⸗Commiſſarien durch Vorleſen pus 
blicire, und fodann | 

3) zur Verhandlung der auf dem Werzeichniffe $. 21. der 
Verordnung enthaltenen Sachen gefchritten. | 

Sollte der Vortrag der Referate zu 1. nicht beendigt worden 
fein, fo muß er am Nachmittag deſſelben Tages fortgeſetzt wers 
den, damit nichts unerledige bleibt, 


5. 36. 


Der Vorfigende der Deputation hat für die Aufrechthal⸗ 
tung der Ordnung bei der mündlichen Verhandlung zu forgen. 
Sollte fih eine Partei, ein Stellvertreter derſelben, 
oder ein Gerichtsbeamter eine Störung zu Schulden kommen 
lofien, fo hat der Worfiger das Rede und F Pflicht, den 
16 * 
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Ruheſtoͤrer zur Ordnung zu verweiſen; wenn die Ermahnung 
fruchtlos iſt, ihm die Entfernung aus dem Gerichtsſaal anzu⸗ 
drohen, und dieſe Drohung, werin fie ohne Erfolg bleibt, zur 
Ausführung zu bringen. Wenn fi Semand aber zu Belei— 
digungen feines Gegners oder gegen das Gericht hinreißen läßt, 
fo flieht dem Worfigenden bie Befugniß zu, nad vorgängiger 
Berathung mit den übrigen Deitgliedern der Deputation und 
nah dem Beihluß dee Meajoricät, eine Ordnungsftrafe von 1 
bis 5 Rthlr. oder von 6, bis 24ftändiger Gefängnißitrafe ge: 
gen benfelben feftzufegen und fogleich vollftreden zu lafien, uns 
ter Vorbehalt der härteren Strafen, welche dabei noch verwirkt 


fein follen. \ 
$. 37, 


Verlangt eine Partei, daß fih alle bei der Sache nicht 
betheiligte Perfonen entfernen, oder findet die-Deputation dies 
angemeffen ($. 22. der Verordnung), fo entläßt der Vorfigende 
alle Anmefende, mit alleiniger Ausnahme der Mitglieder der 
Deputation, des Referenten und der Parteien oder deren Stell 
vertreter und Beſtaͤnde. 


$. 38. 


Iſt eine muͤndlich vorgetragene Sache, zur Abfaffung des 
Beweis .Nefolurs oder des Definitiv »Erfenntniffes reif, und das 
im $. 36. der Verordnung vorgefchriebene Protokoll vom Res 
ferenten aufgenommen, fo treten entweder die Mitglieder der 
Deputation und der Referent zur Berathung des Urteld ab, 
oder es fordert der MWorfigende die anmejenden Parteien und 
deren Stellvertreter und Beiftände, und die fonft anwefenden 
Juſtiz-Commiſſarien auf, ſich zuruͤckzuziehen. 

Der Referent nimmt den Vortrag wieder auf, und legt 
einen Entwurf zum Reſolut oder Urtel vor, woruͤber die Rich— 
ter ſofort einen Beſchluß faſſen und den Entſchluß des Refe⸗ 
tenten annehmen, oder berichtigen. 

Die Deputation kehrt hierauf in den Sitzungéſaal zus 
ruͤck, oder laͤßt die abgetretenen Perſonen wieder hereinrufen, 
und es publicirt hierauf der Vorſitzende das Reſolut oder das 
Urtel durch Vorleſung ſeines Inhalts. 

Es iſt nicht nothwendig, daß die Gründe gleich mit vors 
geleſen werden, es genuͤgt, daß der Vorſitzende ſie kurz anfuͤhrt. 

Finder die Majoritaͤt es angemeſſen, daß ein vollſtaͤndiges 
ſchriftliches Referat ausgearbeitet werde, ſo muß der Referent 
ein. ſolches binnen den naͤchſten acht Tagen abfaſſen; die Ent 
fheidung wird bis dahin ausgefegt, und dies den Parteien 


eröffnet. 1 
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Iſt eine Sache fo einfach, daß deren Entfcheidung nach der 
Meinung des Referenten Feine Diecuffion veranlaffen dürfte, fo 
ſteht ihm frei, unmittelbar nad beendigtem Vortrage feinen Urs 
teldentwurf dem Worfigenden zuzuftellen, welcher ihn durchfieht, 
und wenn er damit einverftanden ift, den Übrigen Mitgliedern 
fogleidy vorlegt. Traͤgt keins derfelben auf die Eröffnung einer 
zn an, fo publicirt der Worfigende das Erkenntniß ohne 

eiteres 


$. 39, 


Es iſt niche zuläffig, mehrere Sachen hinter einander vor⸗ 
tragen zu laſſen und dann erſt die Erkenntniſſe abzufaſſen. 


$. 40. 


Wird na 6. 30. der Verordnung ein Beweis-Reſolut abs 
gefaßt, und darin auf Ableiftung eines Eides erfannt, fo muß 
daffelbe die Eidesnorm vorfchreiben. Der Eid wird fowohl im 
Fall des $. 31. als in dem des $. 32. in der Gerichtsſitzung, ins 
nerhalb der Gerichtsſchranken abgenommen, mit Beobachtung 
aller der Feierlichkeiten, welche die Wichtigkeit der Sache erfors 
dert. Dur beiden Eiden der Juden, fofern fie in der Synagoge 
abgeleifter werden müffen, finder eine Ausnahme Statt. 

Die Fidesableiftung erfolgt in Gegenwart des Gegners, feis 
nes Anmaltes oder eines ihm beizuordnenden Schwur Zeugen. 

Die Verhandlung, welche über die Abnahme des Eides aufs 
genommen wird, muß entweder die Worte des geleifteren Eides, 
oder doch die Bemerkung enthalten, daß der Eid wörtlich fo ads 
geleifter ift, wie er normirt worden. 


5. 4. 


Bu 9. 39. Das Protokoll über die mündliche Verhandlung 
nimms der Referent auf, er bemerkt darin die Zugeftändniffe der 
MDarteien, deren Aufjeihnung der Gegner verlangt, fo wie der 
Erklärungen, deren Aufnahme das Gericht für erheblich Hält, 
lieft diefelben, den Parteien vor und berichtige die Faffung , wenn 
fie dabei etwas zu erinnern finden. Wenn dies gefchehen und der 
Rechtsſpruch erfolge iſt, trägt er den Inhalt des letzteren in das 
Protokoll nad, legt daffelbe am Schluß der Sitzung den Rich: 
tern zur Unterfchrife vor, und arbeiter hierauf bis zur nächften 
Sitzung das Erkenntniß mit feinen Entfcheidungsgränden aus, 
wobei er das Referat, das Protokoll über die mündliche Verhand⸗ 
* und den publicirten Urzels⸗Endſpruch zum Grunde zu legen 

at, 
| $. 42, 

Zu $. 37. Die Ausfertigung der Erfenntniffe, worauf die 

Velehrung wegen der Rechtsmittel enthalten ſein muß, werden 


* 
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den Parteien unmittelbar infinuirt, und wenn fie nit am Orte 
des Gerichts oder der naͤchſten Umgegend ſich aufhalten, mit der 
Moft uͤberſendet. 

Sim legtern Falle ift ein Poſt-Inſi nuationd; Document zu 
beforgen, welches das Gericht entwirft, und darin den 

Inhalt des Schreibens „Urteld » Ausfertigung in Saden 

des N. M. wider den N. N. zu NR” 
zu bezeichnen hat. 

Diefes Infinuations» Document ift mit dem Ueberſendungs⸗ 
fhreiben dem Poftamte zuzuftellen und daffelbe zu erfuchen, die 
Sinfinuation durch einen vereideten Poſtboten bewirken zu laſſen, 
das Sinfinuations » Document aber mit der Befcheinigung, welche 
der Empfänger, und dem Atteſt über die an ihn perfönlich oder 
feine Angehörigen erfolgte Inſinuation, welches der Poftbote dar⸗ 
auf zu bemerken hat, zu remittiren, und die Koften der Inſinua⸗ 
tion nebft den Schreibgebühren für das Atteſt des Pofiboren, in 
Anfa& zu bringen. 

Koͤmmt das Ueberfendungafchreiben uneröffnet zuruͤck, fo 
wird es dem Anwalt der Partei zugeftellt, die Appellationsfrift 
aber von dem Tage an gerechnet, wo die Partei die Annahme 
verweigert hat. 

Seht das Weberfendungsfhreiben in das Ausland, fo ges 
nügt es, daffelbe auf die gewöhnliche Weife zu tecommandiren. 
Findet die nach einem gewiffen Orte hin nicht Statt, fo genügt 
der Empfangſchein des colligirenden Poftamtes. 

Die Bevollmächtigten der Parteien erhalten in allen Fällen 

Abſchrift der Erkenntniffe. 


* 


$. 43. 
Zum $. 40 Bisher betrug die Appellationsfumme 
und 65. 50 Rthlr., wenn ein Obergericht, 


und 20 Rıhir., wenn ein Untergericht 

erfannt hatte. 

Durch die Verordnung vom 1. Juni ift eine Aenderung dies 
fer Beitimmungen eingetreten, es koͤmmt nicht mehr auf den Un—⸗ 
terſchied, ob ein Ober/ oder ein Untergericht, fondern darauf an, 
ob ein Gericht erkannt hat, welches ein Collegium bilder oder 
nicht. 

Sft von einem Collegium, oder von einer Deputation von 
mindeftens 3 Perfonen erkannt worden, fo findet die Appellarion 
nur Statt, wenn der Gegenftand der Befhwerde 50 Rthlr., aus 
fer diefem Falle, wenn der Gegenftand der Beſchwerde 20 Kehle, 
überfieigt. 

Die Appellationdfrift läuft vom Tage der Inſinuation des 
Erkenntniſſes. So lange die jegt beftehende Frift von 10 Tagen 
nicht verlängert wird, was bezweckt wird, müfien diefe 10 Tage 
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dem Appellanten frei bleiben, fo daß ein auswärtiger Appellant 
nod am 10ten Tage des Empfangs des Urtels feine Erklärung zur 
Dort geben kann. 


$. 44. 


zug. Es iſt nothwendig, daß der Anpellant beſtimmt 
und 42. angiebt, worüber er ſich befchwert, und was er in 
zweiter Sinftanz erkannt haben will. 

Der Appellationg: Bericht und die Verhandlung über 
die Appellations: Rechtfertigung mäffen fo vollftändig abgefaßt 
fein, als 06 von einer neuen Klage die Rede wäre. 

Suftiz:Commiffarien find dur Ordnungeſtrafen anzuhal: 
ten, ihre Anträge in diefer Weife aufzuftellen. Es ift nicht zu 
dulden, daß fie fich auf frühere Anträge in der erften Inſtanz bes 
ziehen, damit fie jeden Sag in ihrem Antrage rechtfertigen und 
weder der Gegner, noch der Appellationsrichter darüber im Zweis 
fei bleiben, was der Gegenftand des Rechtstitels und des Erkennt: 
niffes eigentlich fein ſoll. 

Gegen die Parteien felbft ift nach $. 42, der MWerordnung 
zu verfahren. 


$. 45. 


Die Appellation muß bei dem Richter erfter Inſtanz anges 
melder, gerechtfertigt und vom Appellanten beantwortet werden. 
Ueber die Anberaumung des Termind zur Beantwortung 
der Appellationgfchrift und was in dem Termine zu beobachten ift, 
enthalten die $$. 43 bis 46, der Werordnung die nörhigen Be: 
flimmungen. | 
Durch die Appellations » Anmeldung und Rechtfertigung, fo 
wie die Beantwortung der Appellation werden, wie in erfter In— 
ftanz, durch die Klage und Klagebeantwortung Die Grenzen bes 
ſtimmt, innerhalb deren ſich der Rechtsſtreit in der zweiten In⸗ 
ftanz bewegen foll. Neue Beichwerdepunfte dürfen nad Ablauf 
der Friſt zur Apvellationds Anmeldung und des Appellationg: 
Rechtfertigungs⸗Termins, wenn ein folcher nothwendig ift,. nicht 
mehr aufgeftelt, neue Thatſachen zur Begründung der Appellas 
tion nach Einreichung der Appellationsjchrift, oder nach erfolgter 
Appellariong = Rechtfertigung, nicht mehr angeführt, und eben 
fo wenig von Seiten des Appellaten zu deren Widerlegung nach 
Ablauf des Appellations »Beantwortungs: Termins vorgebracht 
werden. Mur wenn in der Appellariond; Beantwortung eine neue 
factifhe Behauptung vorgebracht worden iſt, ſteht dern Appellan⸗ 
ten die Befugniß zu, im Termin zum mündlichen Verfahren audy 
feinerfeits wieder neue Umſtaͤnde oder Beweismittel zu deren is 
deriegung anzuführen, und deren Aufnahme zu verlangen. 


248 Aug. Ger. Otdn. I. 6- 16. 


$. 46. 


Die Vorladung bes Appellanten zur Rechtfertigung der um 
vollſtaͤndig befundenen Appellation muß enthalten 


1) in einer Beiten⸗Rubrik: 
* Be „Vorladung des Appellanten zur Rechtferti⸗ 


font Alles wie bei der Vorladung zur Klagebeantwortung; 3 
| 2) im Eontert: 

a) die Beftimmung des Termins, 

b) die Aufforderung, felbft zu erfcheinen, alles, was er zun 
Rechtfertigung feiner Appellation anzuführen habe, vorzus 
tragen und über die ihm vorzuhaltenden Gegenftände fich bes 
ſtimmt zu erfiären, weil er fpäter mit feiner neuen Beſchwer⸗ 
de und keiner neuen Thatfache zur Unterſtuͤtzung ad Aps 
pellation weiter werde gehoͤrt werden, 

und die Androhung. 
Bei dieſer Letzteren ſind zwei Faͤlle zu unterſcheiden: 

A) wenn die Appellations-Beſchwerde in der Appellations⸗ 
Anmeldung beftimme angegeben worden find, 

B) ober nicht. 

In dem Falle zu B. ift die Androhung fo zu faflen: 

daß, wenn er in dem Termin nicht erfcheinen follte, ange 
nommen werden würde, daß er auf die Appellation verzichte. 
Sn dem Falle zu A. ift die Androhung dahin zu faflen: 
daß, wenn er in dem Termin nicht erfcheinen follte, ange 
nommen werden würde, daß er fich lediglich auf die Ver⸗ 
* Handlungen der erften Inſtanz beziehe. 
Es find daher zwei verfchiedene Formulare zu diefer Vorladung 
zu entwerfen. 

$. 47. 

Die Vorladungen 
des Appellaten zur Beantwortung der Appellation, und des 
Appellanten zu eben dieſem Termine 

ſind im Weſentlichen — mit den ſich von ſelbſt ergebenden Abaͤn⸗ 

derungen — wie zum Klagebeantwortungs-Termine abzufaſſen. 
In die Vorladung des Appellaten ſind die Beſtimmungen 

bes F. 44 und 45, in die des Appellanten die Verwarnung des 

9. 46. aufzunehmen, 


$. 48, 
Zum 5.48, Wird der Nechtöftreit im Termine zur Beantwor⸗ 


tung der Appellation nicht verglichen, und tragen auch nicht beide 
Theile darauf an, daß die Acten ohne Weiteres zum fchriftlichen 
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Vortrag bistrißnirt werden, fo erfolgt die ferriere Erörterung ‚der 
Sache vor dem Appellationd» Richter im Wege des mündlichen 
Verfahrens. . | 5 
Es wird hierzu eine Deputation von mindeftens fünf Mit⸗ 
gliedern gebildet, und es gilt hiervon alles das, was in biefer 
Inſtruction in Beziehung auf die Deputation in erfter Inſtanz 
vorgefchrieben worden if. . 


4. 4. 


Bei ben Vorladungen zum mündlichen Verfahren find die 
Vorſchriften des $. 49. der Verordnung zu beobachten. 


$. 50. 


zum 5.55 bis 57. Iſt die Adcitation und Litisdenunciation 
in erfter Inſtanz vor der Abhaltung des Termins zur Klage 
beantwortung, | 
und in zweiter Inſtanz vor der Abhaltung des Termins zur 
Beantwortung des Appellationsgefuhs angebracht worden, 
fo iſt der Adcitat oder Litiedenunciat noch zu diefen Termis 
nen, fonft nur zu dem mündlichen Verfahren mit vorzuladen. 


5° 


Zum zweiten Der weſentliche Unterfchied zwiſchen dem Verfah⸗ 
abrhuirt. ren bei Gerichten, welche ein Collegium, und wel, 
che fein Collegium bilden, iſt der, | 
daß bei den Iegteren feine befondern Termine zur Klagedes 
antwortung und zur mündlichen Verhandlung Statt finden, 
der auf die Klage anzuberaumende Termin vielmehr beide 
Geſchaͤfte bezwedt, \ 
daß das aufzunehmende Protokoll den ganzen Hergang, jedoch 
nur im Refultate fo darzuftellen hat, daß diefe Verhandlung 
den hiftorifchen Theil des abzufaffenden Erfenntniffes bildet, 
und, daß die Termine von dem Richter felbft, oder doch unter 
feiner unmittelbaren Auffiht abzuhalten find, wobei er das 
Protokoll zu unterzeichnen und das $. 25. diefer Inſtruction 
vorgefchriebene Atteſt darauf zu vermerken hat. | 


$. 52, 


Die zu erlaffenden Worladungen find in der $. 23. diefer ns 
firuction bezeichneten Form abzufaflen, mit folgenden Abaͤnde⸗ 
rungen: - 

) die Auffchrift erhält den Zufag 
zur Klagebeantwortung und zum weitern Verfahren ; 

2) die Urkunden mäffen im Driginal, nicht in Abſchrift, eins 
gereicht werden, die Worte „‚oder in Abfchrift” falen daher 
weg; 
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bei der Vorlaͤdung des Klägers ift außerdem 
3) die unter c. beigefügte Aufforderung ganz wegzulaſſen, 
und 4) die zu d. bezeichnete Androhung dahin abzuändern, 
„daß, wenn er nicht zu der beftimmten Stunde erfcheine, 
oder 26.” Ä — 
$. 53. 


Dagatell s Droceh Bagatelfachen find diejenigen Sachen, be 
zu 9.6669. ren Gegenftand nach Gelde zu fchägen ift, und 
den Werth von 50 Rthlr. nicht überfteigt. 


$. 54. 


Die Vorladung der Parteien ift eben fo abzufaflen, wie im 

fummarifchen Proceß bei Gerichten, welche kein Collegium bilden. 
Nur der Worladung des Verklagten ift noch folgende Andro⸗ 

hung beizufügen: | j 
daß, wenn der Verklagte nicht erfcheine, er für ſchuldig wer⸗ 
de erachtet werden, dem Kläger die eingeflagte Summe ron 
3c. binnen 14 Tagen zu bezahlen, und daß biefelbe von ihm 
auf Andringen des legtern execurivifch beigerrieben werden 
würde. En | 

6,55. 

Iſt das mit der Borladung verbundene Mandat wegen Nicht: 
erſcheinens des Verklagten in die Kraft eines Contumacial: Er: 
tenntniffes übergegangen, fo find dagegen nur die $. 69. benann⸗ 
ten Rechtsmittel zuläffig, d. h. bei Gegenftänden von 20 Rthlr. 
und darunter nur das Nechtsmittel der Neftitution, bei Gegen: 
ftänden zwifchen 20 und 50 Rthlr. die Rechtsmittel der Reſtitu⸗ 
tion und der Appellation. Ä 

Iſt der Verklagte aber erfchienen, und daher ein förmliches 
Erkenntniß abgefaßt worden, fo finder in Beziehung auf die 
dagegen zuläffigen Rechtsmittel folgender Unterfchied. Statt : 

a) bei Gegenftänden bis zu 20 Rthlr. einſchließ— 

li 


ift nur 2 Necurs nah $. 18. Tit. 26. Procefordnung und Ca⸗ 
binets / Ordre vom 8, Auguft 1832 zuläffig, wenn ein Unterge⸗ 
richt erkannt hatte; 

b) bei Gegenftänden zwifchen 20 und 50 Rthlr. 
ift die Appellation zuläfftg, fobald der Gegenftand der Beſchwerde 
20 Rthlr. uͤberſteigt, wie dies im $. 43. diefer Inſtruction be⸗ 
merkt worden, | 

$. 56. 


Zu 9.72. Alle Vorladungen im fummarifhen und Baga— 
tell; Proveffe find zu lithographiren, die Ausfülung derfelben, 
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die Einruͤckung der Termine und die Unterfchrift. beforgt der Beamte, 

dem die Erpeditionsgefchäfte bei diefer Gattung der Proceßſachen 

übertragen find. 
Berlin, den 24. Zuli 1833. (0.8.3. ©d.41.©. 437.) 


L 6— 15. v . Y 
Mandats;, — = en roch, — 

Dem Koͤnigl. Kammergerichte wird auf den am 29. v. M. 
erſtatteten Bericht, betreffend die von der Juſtiz-Kammer zu 
Schwedt, bei Ausführung der Verordnung vom 1. Juni d. J. 
über den Mandats⸗ den fummarifchen und Bagatell» Procek vors 
getragenen Bedenken, eröffnet, daß die Inſtruction zur Ausfühs 
rung diefer Verordnung bereit8 am 24.0. M. abgefaßt worden 
ift, und dem Eollegio in diefen Tagen zugehen wird. Erſt bei 
der Ausführung derfelben wird fich bei den aus 3 Mitgliedern bes 
ftehenden Gerichten, nah Maaßgabe der Individualitaͤt der Richter 
und des Umfangs der Geſchaͤfte überhaupt, die Nothwendigkeit 
einer Verftärkung des Perfonals oder der Aufhebung ihrer Colle⸗ 
gial:Verfaffung ergeben, worauf das Königl. Kammergericht 
zu feiner Zeit anzutragen haben wird. 

Im legtern Falle wird Einem einzelnen Mitgliede die Bears 
Beitung der fummarifchen und Bagatell» Proceffe ausſchließlich 
zu übertragen fein. 

Was dte von der Juſtiz-Kammer dem eingereichten Exem⸗ 
plare des Geſetzes beigefügten einzelnen Anmerkungen betrifft, fo 
- gereicht darauf Folgendes zum Beſcheide: 

Zu $. 3, 

Zeugen, deren unverzüglicher Abhörung kein Hinderniß im 
Wege fieht, find ſolche: 

die in dem, zur mündlichen Verhandlung anzufegenden Ters 

mine zur Stelle gebradyt werden können. Dazu muß fich 

alfo der Verklagte bei der Aufitellung feiner Einwendungen 
erboten haben. 
Die Beſtimmung ift aus $. 26. Tit. 27. der Procefordnung und 
$. 917 u. f. Tir. 8. Th. 1. des A. ER. entnommen. 

Der $. 3 verordner, daß die Zeugen zu dem Termine vorge 
faden werden follen, worin das mündliche Verfahren erfolgt. 

Die Abhoͤrung derfelben im Mandats-Proceſſe, und zwar 
in dem Termine zur mündlichen Verhandlung felbft, ift eine Nach⸗ 
bildung des $. 27. Tit. 27. der Proceß: Ordnung. Die Abhörung 
erfolgt durch denjenigen, welcher die mündliche Verhandlung diri— 
Hirt, oder wenn er ein viertes Mitglied oder einen Referendarius 
zu feiner Dispofltion hat, dadurch, daß er Diefen in der Sitzung 
mändlih zum Commiſſarius Behufs der Abhoͤrung ernennt, wel: 
cher die fegtern fodann in einem Nebenzimmer beforge, und bei ı 
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feiner Ruͤckkehr in die Sigung, fobald er von dem Dirigenten 
dazu aufgefordert wird, die Zeugenausfagen verlief. Es wird 
alsdann weiter in der Hauptfache.verfahren, gefragt: ob die Pars 
teien noch etwas anzuführen haben, und endlich erfannt. 


Zug 4 

Das Mandat erlangt die Wirkungen eines Judicats, wenn 
in der beſtimmten Frift keine Einwendungen angebradht worden 
find, und muß dann wie jedes andere Urtel erequirt werden. 
Werden fpäter noch Einwendungen aufgeftellt, welche binnen der 
beftimmten Frift Hätten angebrachte werden follen: fo find fie zum 
Separat-Procceß zu verweilen. . | 

Der urfpränglih Verklagte muß nun als Kläger auftreten 
und auf Erftartung des bereits Gezahlten Magen, oder auf Bes 
freiung von der ihm auferlegten Werbindlichkeit, wenn er noch 
nicht gezahlt hat. Es verſteht fih von felbft, daß dadurch die 
Vollftrekung des Mandats nicht aufgehalten wird. Dind 
Gruͤnde zu einem Arrefifhlage vorhanden, fo ift in einem folchen 
Falle die Depofition zu geftarten, 


Zu 9.6. No. 4. 


Die meiften diefer Sachen find einfach und werden fih, eins 
zein genommen, im Durchſchnitt in einer Biertelftunde erledigen 
laſſen. Darum find fie ald Regel zum fummarifchen Verfahren 
verwiefen. | 


’ 


Zu $. 9. 

Die dem Verflagten zu geftattende Frift wird fo wenig wie 
jett in der Vorladung bezeichnet, der Tag des Termins wird darin 
beftimmt. Der $. 9. dient dem Dirigenten zur Norm, um dars 
nach den Termin zu ermeffen. Eine Nullitaͤt und eine Reſtitution 
ift dabei nicht verordnet. 


Zu $. 11. 


Es iſt zwar nicht als eine gefeglihe Kinderungsurfache ans 
zufehen, wenn bei der Inſinuation der Worladung nicht die volle 
in derfelben benannte Frift beobachtet if. Der Dirigent würde 
fi aber einem gegründeten Tadel ausfegen, wenn er Dabei nicht 
aufmerkſam verfahren follte, und es bleibe jedenfalls dem vers 
nünftigen Ermeſſen des Letztern überlaffen, das Verfehen durch 
Anberaumung eines neuen Termins wieder gut zu machen. 


Zu $. 14. 


Der Zwed ift: 
den Kläger in feiner Klage, 
den Verklagten in feiner Klagebeantwortung, 
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vollftändig zu hören, und alles Übrige zur mündlichen Verhand⸗ 
fung zu verweifen. Inſtruirt darf nur-werden, wenn der Kläger 
im Beantwortungstermine auf das mündliche Verfahren Verzicht 
leifter, und die Inſtruction in demfelben Termine beendigt wer, 
den fann. 


Zu $. 18, 


Der Kläger foll alfo im Beantwortungstermine nicht gehört 
werden, wenn eine mündliche Verhandlung noch erfolgen muß, 
Seine Anwefenheit ift aber norhwendig : 

um ſich nach. $. 20. zu erklären, | 

“um die Inſtruction zu fchließen, wenn fein mündliches Wer, 
fahren Statt finden foll; N | 
und um die Bühne zu verfuchen. | 

Kommt es nur auf eine Beweisaufnahme ans fo wird die 
Sache im Termine zum mündlichen Verfahren ganz kurz abge 
macht werden fönnen. Der Deputirte und Referent wird das 
Deweis:Refolut vortragen und zur Unterzeichnung vorlegen, 

Die Verweifung zum mündlichen Verfahren ift aber darum 
nothwendig: 

um dem Procefverfahren eine fefte Haltung zu geben, 
und N ‚den Parteien Gelegenheit zu bieten, ſich noch zu ers 

klären. 


nr 


Zu $. 21. 


Diefer $. fol verhindern, daß die um 9 Uhr vorgeladenen 
Parteien nicht um 11 Ubr erfcheinen, 
Es werden 10 bis 20 Sachen in der Zeit von 9 bis 12 Uhr 
zu verhandeln fein; darum müffen die Parteien 5. B. 
in 4 Saden zu 9 Uhr 
sä — 10 : 
24 — :1s 
sa — :212 » 
vorgeladen werden. 0 
Wer zur Stunde nicht da iſt, wenn die Sache aufgernfen 
- wird, wird contumacirt. | 
Zu $. 22, 


Unter denen nicht betheiligten Perfonen find ale zu verftehen, 
die niche als Richter, als Referent, als Parteien und deren 
‚Stellvertreter bei der betreffenden Sache, die verhandelt wird, 
betheilige find. Won einem Publicum ift in der ganzen Werords 
nung nicht die Rede, eine Zulaffung deſſelben finder alfo nicht 
Statt. | Ä 

wird auf die Inſtruction vom 24. Zuli d. 3. verwieſen. 


* 
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Zu $. 28, 
Der nochmalige Verſuch der Sühne iſt Sache des Diris 
‚genten. 
Zu $: 29. 
wird auf bie Inſtruction vom 24, Juli verwiefen. 
Zu $. 31. 


Ueber bie Frift zur Abnahme eines auferlegten Eides enthält 
das Geſetz eine durchaus klare Beſtimmung. Sie iſt abfihrlich 
auf 8 Tage hinausgeſchoben, um dem, der ſchwoͤren ſoll, Zeit 
zur Weberlegung zu laſſen. 


* 


Zu $. 33, 


Der Commiffarius erläßt die erforderlichen Verfuͤgungen und 
Vorladungen felbftftändig unter feiner Unterſchrift. Es kann dazu 
unbedenklich der Deputirte ernannt werden, 

| Zu $. 34 

So wie die Beweisverhandlung gefchloffen ift, ift die Sache 
zur Aburtelung reif, und darum muß der Vortrag in der Gerichts⸗ 
figung erfolgen, 

Auf den Vortrag des Neferenten und die mündlichen Erklä⸗ 
rungen der Parteien foll in der Regel erkannt werden; von einem 
5108 fchriftlichen Referate fan daher nur ausnahmsweife die 
Rede fein, 


Zu $.. 36, 
Der Referent nimmt das Protokoll auf, wie dies die In⸗ 
firuction vom 24. Zuli d. J. ausführlich angiebt. - \ 
Zu $$. 37, 41. 42 u. 44. 


wird auf diefe Inſtruction verwiefen. 
Zu 66. 47 u.48, 


Da auf den mändlihen Vortrag das Erfenntniß abgefaßt 
werden foll; fo muß auch in appellatorio, mie fid von felbft er⸗ 
giebt, die mündliche Verhandlung vor dem Appellationsrichter ers 


(gen, 

> Es verfteht fih, daß, wenn es auf die Aufnahme eines Bes 
weiſes ankommt, der Appellationsrichter dad Beweis: Refolut abe 
faffen, und daß er darin das Nöthige wegen der Aufnahme des 
Beweiſes felbft verordnen muß. 

Er kann den Auftrag dazu dem Richter erfter Inſtanz oder 
einem andern richterlihen Beamten ertheilen, wie er es am ans 
gemeffenften erachtet. 
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Zu $. 5l. 


Die Publication. bes Appellationd, Erkenntniffes erfolge in 
der Serichtsfigung des Gerichts, welches in appellatorio erfannt 
hat. Nur die Inſinuation der Erkenntniſſe hat der Richter erfter 
Inſtanz zu beforgen. ’ 


Zu $. 54, 


Die Reviflionsfrift wird. eben fo berechnet, wie die Appellas 
tiongfrift, worüber die Inftruction das Noͤthige enthaͤlt. 


Zu $. 55. 


Die Frage wegen der Adcitation des Litisdenuncigten erledige 
fi durch die Sinftruction vom 24. Zulid. J. 


Was die | 
zum zweiten Abfchnitt 
aufgeftellten Fragen berrifft; fo wird in Fiddichow und Wierraden 
in den dort abzuhaltenden Gerichtstagen der Commiſſarius: 

1) alle Proceffe bis 50 Rihlr incl,, als allein ſtehender Rich⸗ 
ter nad) dem dritten Abſchnitt der Verordnung zu behandeln 
haben ; | 

2) in Procefien, wo dad fummarifche Verfahren eintritt, ſich 
an den zweiten Abfchnitt des Tir. 2. der Verordnung halten. 

Nur wenn wenigftens ein Theil das Erkenntniß von der Yuftiz- 
fammer gefällt wiffen will, wird die Sache nad) Abhaltung des 
Klagebeantwortungs» Termins zum mündlichen Verfahren dahin 
zu vermeifen fein. Der Commiffarius hat daher im Klagebeants 
wortungs s Termine die Parteien darüber ausdrücklich zu befragen. 


Zu $. 71. 


Es iſt ganz gleichgültig, ob der Schriftfag wirklich von der 
Partei herrühre oder nicht. Jede Schrift, die die Partei eins 
‚ reiche, ift als von ihr abgefage zu behandeln. on 


Zu $. 73. 


Zur Aufnahme der Klage und zur Aufnahme der Einwen⸗ 
dungen im Mandatsprocefie bedarf es feines Protokollfuͤhrers, 
wenn die Partei ſelbſt lefen und fchreiben kann, oder einen Unter 
ſchriftszeugen mitbringt, mohl aber zur Abhaltung des Kiages 
beantwortungs: Termins, weil darin eine Verhandlung mit beis 
den Theilen erfolge, eben jo in dem Termin zur Beweisaufnahme. 


Die Protokolle bei der mÄndlihen Verhandlung nimmt der 
Referent auf und fie werden von den Nichtern, welche anmwefend 
waren, unterſchrieben; die Zugiehung eines Protokollfuͤhrers uns 
terbleibe in dieſem Falle. | 
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Nur wenn ein einzeln ftehender Richter das Protokoll auf: 
nehmen foll, muß ein Prototolführer zugezogen werden. 
| Meicht das Perfonal der Auscultatoren und Subalternen 
nicht zu, die Functionen der Prorofolführer allein zu uͤberneh⸗ 
men; fo muß das Gericht ſich an das vorgefegte Ober  Landesges 
richt wenden, welches, wo ed Noth thut, die Annahme eines 
Protokollfuͤhrers bewilligen wird. 

Uebrigens wird auf die Sinftruction vom 24, Juli d. J. ver 
wiefen. Der Dirigent der Juſtiztammer zu Schwedt hat übri: 
gens fammtliche, zum fummarifchen und Bagatellproceß gehörigen 
Termine Einem Mitgliede zur Abhaltung zu Übertragen. 

Eine Sitzung des ganzen Gerichts wöchentlich wird zur Abs 
mwartung des mündlichen Verfahrens in den fummarifchen Sachen, 
und ein befonderer Gerichtstag wöchentlich für die Bagatellſachen 
ausreichen. 

Berlin, den 3. Auguft 1833. (v. K. J. Bo. 41.S. 459.) 


J. 6 — 15. Allerhoͤchſte —— der Miniſterial⸗Inſtruetlon wegen 
des Mandats⸗, ſummariſchen und des Bagatell⸗Proceſſes, und Declara⸗ 
tionen des Geſetzes vom 1. Juni 1833, 


Aus Ihrem Bericht vom 16. v. M. und der mit demſelben 
Mir vorgelegten Inſtruction fuͤr die Gerichte zur Ausfuͤhrung der 
Verordnung vom 1. Juni di J. habe Sc ſowohl die Anweiſungen, 
welche Sie zur Erleichterung des Verfahrens für die Gerichte ers 
förderlich und angemeffen gefunden, als au die Erläuterungen 
erfehen, durch welche Sie etwanigen Mißverftändniffen in der 
prattifchen Anmendung des Geſetzes vorzubeugen beabfichtigen. 
Ich genehmige die von Ihnen vollzogene Inſtruction vom 24. Juli 
1833, und da diejenigen Vorfchriften, welche nicht blos zur Bes 
lehrung der Gerichte, fondern aud zur Norm für die Parteien 
beftimmt find, einer gefeglichen Bekanntmachung bedürfen, fo 
ſetze Ich mit Ruͤckſicht auf Ihre befondern Anträge Folgendes feſt: 

1) Durch die Verweifung der unter No. 1. 2, $. 1. der Verord⸗ 
nung enthaltenen Forderungen zum Mandarsproceß hat die 

Vorſchrift $. 4. Tit. 28. der Proceßordnung, nach welcher 

wegen folcher Forderungen die erecutiviiche Klage auch vor 

der Verfallzeit Statt finder, nicht abgeändert werden follen, 
die Mandatsklage fann daher auch vor der Werfullzeit ange 
ftellt werden, und es ift dad Mandat dahin zu erlaffen, daß 
der Schuldner den Kläger mit dem Eintritt der Verfallzeit 
befriedige und die etwanigen Einwendungen binnen 14 Tagen 
anbringe, midrigenfalld nach Ablauf der Verfallzeit ohne 

Weiteres die Execution erfolge. 

2) Die Beftimmung unter No. 4. $. 1. der Verordnung über 
die Anwendung des Mandatsprocefies auf die Forderungen 
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der Gerichte für ihre Gebühren und Auslagen fol, da die 
sum Grunde liegende Reform der Verwaltung des gericht 
lichen Sportelweſens in Betracht der umfaflenden Vorar⸗ 
beiten nicht gleichzeitig zur Ausfuͤhrung gebracht werden 
kann, fo lange ſuspendirt und das bisherige Verfahren der 
feftgefegten gerichtlichen Koften fo lange beibehalten werden, 
bis die anderweitige Einrichtung der gerichtlichen Sportelvers 
waltung zu Stande gefommen fein wird. | 

3) Zu $. 6. No. 4. verfteht es ſich von felbft, daß unter den 
Forderungen der Handwerker gegenfeitige Forderungen der _ 
Meifter, Gefellen und Lehrlinge begriffen find. . 

4) Zu $.8u. f.e Den Vorladungen an die Parteien ift die 
Verwarnung hinzuzufügen, daß der im Termin für fie ers 
fcheinende Stellvertreter durch Vollmecht oder Schreiben les 
gitimirt fein muͤſſe, widrigenfalls angenommen werde, daß 
Niemand für fie erfchienen fei. 

5) Die Seftfegung im $. 69. erkläre Ich dahin, daß gegen ein 
Eontumacial s Erkenntniß die Reftitution auch dann zuläffig ' 
ift, wenn der Gegenftand des Procefies zwifchen 20 bis 
50 Rthlr. beträgt. 

Ich beauftrage Sie, diefe Beftimmungen durh Aufnahme Mei 
nes Befehls in die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu 
bringen, und überlafie Ihnen zugleich, die Gerichte auf die ans 
dermeitigen Erinnerungen über einzelne Anmweifungen der Sins 
firuction zu belehren und zu befcheiden. | 

Berlin, den 17. Octbr. 1833. (v. K. J. Bo.41l.S. 607.) 


Friedrich Wilhelm. 
Ä An | 
den Staats: u. Juſtizminiſter 
Muͤhler. 


1.7. S. I. gorfit der Berichtshhfe beis@rthellung adliher Drädisare. 


Die Beilegung des adlichen Prädicars in Öffentlichen Auss 
fertigungen und amtlichen Beſcheiden iſt verfchiedentlich dazu bes 
nugt worden, an fih-nicht begründete Anſpruͤche auf;den Adel 
ftand zu unterftägen. Des Königs Majeſtaͤt haben daher mittelſt 
Allerhchoͤſter Cabinets/ Ordre vom 12. Septbr. d. J. zu befehlen 
geruhet, daß bei Ertheilung des adlichen Prädicars mit Vorſicht 
verfahren, und in Faͤllen, wo der Adel nicht notoriſch iſt, die 
Anſpruͤche auf denſelben, vor der Beilegung des Praͤdicats in den 
Ausfertigungen forgfältig geprüft werden ſollen. 

Hierzu werden daher fämmtliche Könige. Gerichtebehörden 
angemwiefen. | 

Berlin, den 20, Desdr, 1830. (v. K. J.Bo.36. &.293.) 

VI. 17 


a 
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I. 7. S. 1. Worladung der Musländer- zu gerihtliden Zerminen. 


Saͤmmtliche Königl. Gerichtsbehoͤrden werden angemwiefen, 

1) die Termine in den Vorladungen oder fonftigen Verfuͤgungen 
an Ausländer mit gehöriger Beruͤckſichtigung der Entfernung 
des Beſtimmungsortes und der zur Weförderung folder 
Sagen durch gefandefhaftlihe Wermittelung erforderlichen 
längeren Zeit, geräumig genug anzuberaumen ; 

2) zur Vermeidung der Portoausgaben dergleichen Borfabungen 
und Verfügungen nebft ihren Anlagen, fo weit es thunlid, 
auf Briefpapier und mit möglichfter Raumerfparung fchreis 
ben zu laffen. 

Berlin, den 31. Decbr. 1831, (0.8.5. ©. 36.&.310,) 


I. J — 4—11. "Requifitiond«Werfahren mit den Niederländifchen Be» 


In Beranlaffung einer desfallfigen Benachrichtigung des 
Konigl. Minifterii der auswärtigen Angelegenheiten, wird ſaͤmmt⸗ 
lichen Königl. Gerichtsbehoͤrden Hiermit zur Nachricht und Ach⸗ 
tung befannt gemacht, daß die Koͤnigl. Miederländifchen Gerichte 
von Seiten ihrer Regierung angemwiefen worden find, den Requi⸗ 
ſitionen auswärtiger Behörden nur dann Folge zu leiften, wenn 
diefelben nicht unmittelbar, fondern auf diplomatifhem Wege 
an fie gelangen. | 
“ Berlin, den 8. Febr. 1830, (0.8.5.%8d.35.©. 127.) 


17. $. 4—11. Vereinbarung mit der Großherzogl. Mecklenburg⸗Eire · 
un Dr En eo eng In "en 
Nachdem die Könige. Preußifche Regierung mit der Groß 
erzogl. Mecklenburg: Strelitzſchen Regierung dahin. übereinger 
mmen iſt, die gegenfeitige Koftenvergütung in Eriminals, Civil, 
und Vormundſchaftsſachen ruͤckſichtlich der dabei betheiligren un: 
vermögenden ‘Derfonen aufzuheben, erklärt das König, Preuf. 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes. 


1. 


In allen. Unterfuchungss, Civil; und infonderheit Vormund⸗ 
ſchaftsfaͤllen, wo Requifitionen von einer Königl, Preuß. Ge 
richts/ oder vormundfhaftlihen Behörde an eine Sroßherzogl. 
Mecklenburg ⸗Strelitzſche derartige Behörde, oder von diefer an 
jene erlafien worden, fo wie wenn Delinguenten von einem Ge: 
richte an das andere ausgeliefert worden, find nicht allein alle 
baaren Auslagen, fondern aud die fämmtlichen, nad) der, bei - 
dem requirirten Gerichte üblichen Tare, zu liquidirenden Gebuͤh⸗ 
ren dem letztern aus dem Vermoͤgen der betreffenden Perfon, 
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wenn folches hinreicht, zu entrichten. Hat felbige aber Bein Hinz 
länglihes Vermögen, fo fallen die Gebühren für die Arbeiten der 
requirirten Behörde, mithin auch alle Wergütung, oder Tare für 
Zeugenvernehmungen und für Abhaltung der Termine, für den 
Erlaß, oder die Erpedition der Verfügungen, desgleichen die In⸗ 
finuations ; und fogenannten Siegelgebuͤhren durchgehends weg, 
und das requirirende Gericht bezahlt alsdann dem erfteren nür die 
unvermeidlichen baaren Auslagen für Agung, Transport, Porto, 
Eopialien, Reife und Zehrungskoften der Richter und Zeugen, nach 
den bei den requirirten Gerichten üblichen Tarfägen. 
2 

Zur Entfheidung der Frage: ob der Delinquent oder die be⸗ 
theiligte Perfon binlänglihes Vermögen zur Berichtigung der 
Gerichts» Gebühren befige oder nicht? fol in den beiderfeitigen 
Landen nichts weiter, als das Zeugniß derjenigen. obrigkeitlichen 
Stelle erfordert werden, unter welcher die betheiligten Perſonen 
ihre wefentlihe Wohnung haben. Sollte ein Delinquent folche 
in einem dritten Lande gehabt haben, ‚und die Einziehung der 
Koften dort mit Schwierigkeit verknupft "fein, fo wird angenoms 
men, daß er kein binlängliches Vermoͤgen befige. 


3. 


Den, in allen Unterſuchungs⸗, Civil⸗ und Vormundſchafts⸗ 
ſachen zu fiftirenden Zeugen, und jeder abzuhoͤrenden Perfon über: 
- Haupt, follen die Reife: und Zehrungsfoften nebft der, wegen ihrer 

Berfäumniß ihnen gebührenden Verguͤtigung, nach deren, vom 
requirirten Gerichte gefhehenen Verzeihnung, bei erfolgter wird 
licher Siftirung, fei ed von dem requirirten, ober, von dem requi⸗ 
rirenden Gerichte, unverzüglich verabreicht werden. Inſofern fie 
dazu eines Vorſchuſſes bedürfen, wird das requirirte Gericht zwar 
Die erforderliche Auslage übernehmen; es foll felbige jedoch vom 
Fequirirenden Gerichte auf die erhaltene Benachrichtigung dem 
requirirten Gericht wieder erftattet werden. = 


4. 


Gegenwärtige Erklärung foll, nachdem fie gegen eine übers 
einftimmende Erklärung des Großherzogl. Mecienburg: Streligs 
fhen Staats» Minifterii ausgewechfele worden, Kraft und Wirk 


ſamkeit in den beiderfeitigen Landen haben und öffentlich: bekannt 
gemacht werden, 


Berlin, den 10. Febr. 1830. | 
(und Berlin, den 18. Mai 1830.) | 
: . Koͤnigl. Preußiſches Minifterium der 
Zi auswärtigen Angelegenheiten 
v Schön : J 12 
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Erklaͤrung 

wegen des zwiſchen der Koͤnigl. Preußiſchen und der Großherzogl · 

Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung getroffenen Uebereinkommen, 

ruͤcſſichtlich der gegenwärtigen koſtenfreien Genuͤgung gerichtlicher 

Requiſitionen in Armen ⸗Sachen. Mit dem Original gleich⸗ 

lautend. 

Berlin, den 19. Mai 1830. 

(L. S.) de Boisdeslandes, 

Hofrath und Geh. Kanzleidirector Im 
Minift. der auswärtigen Angelegend. 


Bon dem getroffenen Abkommen wird ſoͤmmtlichen Gerichts 
behörden zur Nachachtung hierdurch Kenntniß gegeben. 


Berlin, den 12. März 1830. 
(und Berlin, den 18. Juni 1830.) 
| | Der Suftizminifter 
Gr. v. Dandelman. 
(v. K. J. Bdo. 35. S. 277. u.8d.35.©.131.) 


[unter dieſen verſchiednenen Datis doppelt abgedruckt.] 


1.7. S. 4—1l. Berfahren bei Inſinnatlon an auslaͤndiſche Behoͤrdenen. 


Bei der durch die Verſuͤgung vom 16. Dechr. 1825 angeord⸗ 
neten unmittelbaren Communication der Gerichtsbehörden mit 
dem Königl. Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten, zur 
Bewirtung von Inſinuationen und Befdrderung von Schreiben 
an ausländifhe Behörden, wird von den Gerichten darin ein 
verfchiedenes Verfahren beobachtet, daf einige die zu befördernden 
Verfügungen und Anichreiben offen, andere diefelben zwar vers 
fchloffen, aber unter Beifügung einer Abfchrift,. noch andere aber 
verfchloffen ohne Beifuͤgung der Abjchrift, dem gedachten Königl. 
Meinifterio einreichen. Da e6 indeffen erforderlich ift, daß Letz⸗ 
teres, bevor es feine Mitwirkung in jedem einzelnen Falle eins 
treten läßt, von der Angelegenheit,. in welcher diefelbe verlange 
wird, Kenntniß erhält, fo wird das Koͤnigl. Ober Landesgericht 
angemiefen, die Schreiben und Verfügungen, um deren Befoͤr⸗ 
derung das Collegium das Königl. Minifterium der auswärtigen - 
Angelegenheiten erfucht, entweder offen, (in welchem Falle das 
Siegel des Gerichts der Unterichrift beizufügen), oder zwar vers 
ſchloſſen, jedoch mit einer vollftändigen Abfchrift des Inhalts des 
verfchloffenen Schreibens, dem gedachten Koͤnigl. Meinifterio eins 

ureihen. Hiernach find aud die Unterbehärden des Collegii mit 
mvelfung zu verfehen. 


Berlin, ten 10. Sepibr. 1830, (0. 8.3.80. 36,©.150.) 


— 
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1.7. 8. 4- 11. — | 
in * Rhein⸗ und er — Rn den Dee 
Dur die Verfügung des Juſtizminiſters v. Kircheifen vom 
4. Juni 1824 (Jahrb. Bd. 23. &. 191.) ift beſtimmt worden, 
da 


3) alle von den diesfeltigen Juſtizſtellen an die Juſtizbehoͤrden 
der auf dem linken Rheinufer belegenen Landestheile, fo wie 
derjenigen auf dem rechten Niheinufer belegenen, die zum 
Regierunge bezirk Düffeldorf gehören, wo das A. L. R. und 
die A. G. DO. noch nicht gelten, zu erlaffenden Requiſitionen 
und zu machenden Mitheilungen, fei es in cfficiellen oder 
auch in Partei» Angelegenheiten, an die bei den Rheinifchen 
Landgerichten angeftellten Oberprocuratoren zu Coͤln, Düfs 
feldorf, Cleve, Eoblenz, Trier und Aachen, oder auch bei 
Angelegenheiten, weiche ſaͤmmtliche Rheiniſche Landgerichte 
betreffen, an den General: Procurator des Rheiniſchen Ap⸗ 
pellarionsgerichtshofes zu Coͤln, und zwar eh 

b) frankirt oder unter porsofreier Rubrik erlaffen werden follen. 

Gegen diefe Beftimmungen iſt jedoch oft gefehlt worden. 

Es finder ſich daher der Zuftizminifter veranlaßt, die ſaͤmmt⸗ 
lichen diesſeitigen Juftizbehörden auf jene Beſtimmungen aufı 
merfjam zu machen, und deren genaue Befolgung zu empfehlen, 

Entſtehen durch Nichtbeachtung diefer Beftimmungen, und 
insbefondere durch Ruͤckſendung unfrankirter Requifitionsfchreis 
ben Portoauslagen bei den diesfeitigen Gerihisbehdiden, fo fal- 
fen ſolche denjenigen Beamten zur Laft, welche das Verſehen bes 
gangen haben. - 

Die Landes ı Zuftizs Collegien Haben derngemäß die Unterges 
richte ihres Departements von diefer Verfügung durch deren Ab; 
druck in den Amtsblaͤttern in Kenntniß zu fegen. ‚ 

Berlin, den 31. Octbr. 1832, (0.8.3: ©d.40,©.424.) 


I.J. S. 4—11l. nftruetion Aber die Kofteneinziehungen in Reauifls 
—tions- und Anfttagsſachen. 
EGEs tritt öfter der Fall ein, daß bei Proceß/ und andern 
Nechtsangelegenheiten, in melden bie erwachſenen Gerichtäfoften 
wegen Armuih der koſtenpflichtigen Partei oder aus andern Grüns 
den niedergefchlagen werden muͤſſen, eine Wiedererſtattung der 
von andern Gerichtsbehörden oder einzelnen Beamten für die in 
Folge ergangener Requifitionen oder Aufträge vorgefommenen Ges 
ſchaͤfte liquidirten und von dem requirirenden oder auftragenden 
Gericht bereits vorſchußweiſe bezahlten Gerichtskoſten nörhig wird, 
Da hierbei nicht überall nach gleichen Grundfägen verfah⸗ 
ren wird, fo finder fi der Juſtizminiſter veranlaßt, folgende Ber 
flimmungen zu treffen : 


2620 Ag. Ger. Ordn. 1.7.54—1l. 


I. Bei allen Aufträgen und Requifltionen an andere Ges 
richte ift in dem betreffenden Schreiben beftimmt anzugeben: s 
1) 06 für das Geſchaͤft überhaupt Serichtögebühren liquidirt 
werden koͤnnen; 
2) nach welcher Tolonne der Gebahrentaxe die zulaͤſſſgen Se 
bühren anzufegen find, und 
3) ob ſolche 6108 zu liquidiren, oder von einer Partei unmits 
telbar einzuziehen, oder von dem requirirenden Gericht mit⸗ 
reift Poftvorfhuß zu erheben find, 
damit das beauftragte oder requirirte Gericht fi hiernach ach⸗ 
ten kann. 

Daſſelbe gilt bei Requiſitionen oder Auftraͤgen an einzelne 
auswärtige Juſtizbeamte. 

Zugleich muß bei eoſtenfreien Sachen von der auftragenden 
oder requitirenden Behoͤrde eine portofreie Rubrik gebraucht wer⸗ 
den, damit keine unnoͤthigen Portoauslagen erwachſen und das 
Nücfchreiben unter derfelben Rubrik erfolge. 


1I. Zur Erleichterung und Vereinfachung des Dienſtes wird 
es befonders führen, wenn die Obergerichte die kei. ihres 
Departements im Allgemeinen anweifen: 

1) bei den ihnen aufgetragenen Snfinuationen i Sa⸗ 
chen, wo an ſich Koſten liquidirt werden Ciumen, die erwach⸗ 
fenen Koften, — welche jedody nur 

in Kopialien, 

in Gebühren für die Sinfinuation felbft, 
in Meilengeldern, 

in Eaffenquote — wo dieſe zuläffig ift — 

beftehen können, — zu fpecificiren und bei Ruͤckſendung des 

Behaͤndigungsſcheins durch Poſtvorſchuß zu erheben; 

2) bei andern Auftraͤgen aber die Koſten in den zulaͤſſigen Faͤl⸗ 
len blos zu liquidiren, und abzuwarten, ob ſolche bezahle 

“ werden fönnen. | 


Ill, Das Einziehen der Koften durch Poftvorfchuß iſt einem 
requirirten Gericht nur dann, wenn in der Requifition wegen 
Einziekung der Koften feine anderweite Beftimmung enthalten ift, 
und überhaupt nur bei geringen Koftenberrägen, welche die Sum: 
me von Fünf Thalern nicht Überfteigen, geftattet, damit durch 
das Einziehen höherer Beträge den Parteien Leine mehrere Aus; 
gaben erwachſen, als wenn die Koften von der requirirenden Be 
hörde durch die Poft wirklich überfendet worden wären. 


IV. Sind die Parteien zur Zahlung der Koften an ſich vers 
pflichtet und fähig, fo kann das beauftragte oder requirirte Ges 
richt die Bezahlung der bei ihm erwachſenen Koften von der auf:“ 
tragenden Behoͤrde, inſofern dieſe angemefiene Vorſchuͤſſe einge 
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sogen hat, ober doch eine Einziehung der Koften von der zu Ihrem 
Vorſchuß verpflichteten Partei verlahgen, und hat nicht noͤthig, 
damit bis‘ zur Abfaffung des Erkenntniſſes oder Anlegung der 
Schlußrechnung zu warten, 
Refer. vom 17. Mai 1832. (Jahrb. Bd. 39, ©. 443.) 

Iſt aber die Einziehung der Koften nicht ſofort zu bewirken, fo 
fann das beauftragte Gericht von dem aufıragenden oder requis 
tirenden nur die vorſchußweiſe Zahlung der wirklichen baas 
ten Auslagen verlangen und muß mit den übrigen Koften fo 
lange warten, ‚bis ſich die Einziehung derſelben von Be verpflich⸗ 
teten Partei beiwirfen laͤßt. 


V. Iſt aus der Caſſe des auftragenden oder requirirenden 
Gerichts mehr als die wirklichen baaren Auslagen vorſchußweiſe 
gezahlt worden, und findet ſich ſpaͤter, daß die Gerichtskoſten 
uͤberhaupt oder doch bis auf die baaren Auslagen niedergeſchlagen 
werden muͤſſen; ſo iſt jede Gerichtsbehoͤrde und jeder Juſtizbeamte 
verpflichtet, diejenigen erhobenen Koſten, welche nicht zu den 
wirklichen baaren Auslagen gehören, an die zahlende Caſſe auf 
Erfordern fofort zu erftatten. 

Dahin gehören unbedenklich: 

1) alle Gerichtsgebuͤhren und Taxen nebſt Siegelgeldern; 

2) alle Commiffionsgebühren für Geſchaͤfte am Drte des Se 
richte; 

3) die Eaſſenquote; 

#). ebenfo die Schreibgebuͤhren, Meilengelder, Inſinuations⸗ 
Executions⸗, Abtrags⸗ und Aufwarte Gebahren, Calcula⸗ 
tur⸗, Megiftraturs, Dolmetſcher⸗ und andere bei der ges. 
richtlichen Gefhäftsverwaltung vorfommende Gebühren, Em; 
ballagekoften u. f. w., infofern der Auftrag oder die Requi⸗ 
fition an ein Gericht ergangen ifl. Denn jeder Gerichtss 
herr ift verpflichter,, für die Werwaltung”feiner Gerichtöbars 
keit folche Einrihtungen zu treffen, daß alle dabei vorkom⸗ 
mende Gefchäfte, und zwar auch dann, wenn die Koften 
von den Parteien nicht erhoben werden können, beſorgt wer⸗ 
den. Es made daher feinen Unterſchied, 06 einzelne Bes 
amte des beauftragten Gerichts auf den Genuß von Gebühr 
ten angemwiefen worden find, indem diefer Genuß ſich eines, 
Theils nur auf diejenigen Gebühren erſtrecken kann, welche 
die Parreien zahlen, mithin die Beamten, wenn dies nicht 
der Fall ift, die vorfommenden Gefchäfte unentgeldlich vers 
richten müffen, anderntheils aber aus dieſem zwifchen dem 
Gerichtsherrn und feinen Beamten getroffenen Abkommen 
keine Verpflichtung für andere Behörden erwädft, die Kos 
fien der Gerichtöverwaltung flatt des Gerichtsheren zu tra⸗ 
gen. Wenn dagegen der Auftrag oder die Requiſition an 

\ F 
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einen einzelnen Juſtizbeamten erfolgt iſt, dieſem Leine zur 
unentgeldlichen Bearbeitung dergleichen Aufırage verpflich⸗ 
tete Subalternenbeamte zugeordnet find, und berfelbe ſich 
daher der Hülfe anderer Beamten bedient hat, fo kann er 
die zuläffigen Meitengelder, Schreib’, Calculatur⸗ Dols 
metſcher⸗ und Erecutionsgebühren, fo wie Embollagetoften, 

‘als haare Auslagen liquidiren und bei der Erſtattung der 

übrigen Koften in Abzug bringen. 

Hat aber der Zuftizbeamte die Subalternengefchäfte, wo⸗ 

für diefe Auslagen liquidire werden, felbft beforge, z. B. 

die Reinfhrift der Verfügungen, die Calculaturgefcäfte zc., 

fo fann er dafür keine Koften anfegen, da der Vesriff der 
baaren Auslagen völlig wegfällt. 
| Dagegen find 
5) die SReifetoften und Diäten der Commiffarien bei Ausrich⸗ 
tung des Geſchaͤfts nad den Beftimmungen des Regulativs 
vom 28. Juni 1825, ferner die Reife: und Zehrungstoften 
der Sachverſtaͤndigen, die Gebühren der Schwur Zeugen, 
und andere bei der gerichtlichen Gefhäftsverwaltung vorkom⸗ 
mende unvermeidliche Ausgaben ſtets zu den wirklichen baa⸗ 
ren Auslagen zu rechnen; eben fo 
6) die Portoauslagem, infofern nicht beide Gerichte aus Staats» 
fonds unterhalten werden, indem in diefem Falle die wechs 
felfeitige Erftattung der Portoauslagen nach der Verfügung 
vom 14. Januar 1830 wegfällt; 
7) die verbrauchten Stempel endlich innen nur beiden einzel⸗ 
nen Juſtizbeamten als baare Auslage angefehen werden. 
Wenn dagegen bei einem beauftragten oder requirirten Gericht 
bei Ausrichtung des Geſchaͤfts Stempel verbraucht worden find, 
‚deren Niederfchlagung mit den übrigen Koften fpäter erfolgt, fo 
hat dies Gericht die Wiedererftatrung des Stempelberrages bei 
der Steuerbehörde zu betreiben, den vom requirirenden Gericht 
‚aber vorgefchoffenen Betrag demfelben zu erftatten. 
VI. Die wirklichen baaren Auslagen fallen, infofern fle 
nicht wieder eingezogen werden können, der Sporteltare des aufs 
tragenden oder requirirenden Gerichts zur Lafl. 

Das Koͤnigl. Ober: Landesgericht hat diefe Beſtimmungen 
nicht nur ſelbſt zu befolgen, ſondern auch den ſaͤmmtlichen Unter⸗ 
gerichten ſeines Departements zur Nachachtung bekannt zu ma⸗ 
chen, und darauf zu halten, daß ſolche genau befolgt werden. 

Berlin, den 27. März 1833. (v.8.53.80.41.©.242.) 


I. * folg. Bekanntwmachung —*— Erlaffe durch die Wiener 


Es ift zur Kenntniß des Yuftizminifters gelangt, daß von 
biesjeitigen Behörden die Redaction des Deftteichifchen Beobach⸗ 
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ters zu Wien um Sinfertion gerichtlicher Bekanutmachungen und 

Edictalcitationen in diefe Zeitung requirirt worden, daß aber nicht 
diefe Zeitung, fondern nur das Amtsblait der Wiener Zeitung 
zur Aufnahme folder Vorladungen beſtimmt fei. 

Saͤmmtliche Koͤnigl. SGerichtebehörden werden daher hier 
durch angemiefen ſich künftig in folden Fällen an die Redaction 
ber privilegirten Wiener Zeitung zu wenden. 

Berlin, den 10. Dechr. 1832. (v. K. J. Bo.40.S. 424.) 


I. J —— Anhang S. 56. Befcheinigung der Juflnuationen durch 
A. 


Zwiſchen dem Herrn General: Poftmeifter und dem Juſtiz⸗ 
minifter ift über die Art der Befcheinigung der Sinfinuationen ges 
richtlicher Verfügungen durch die Königl. Poſtanſtalien diejenige 
MWereinigung gerroffen worden, melde in der nachfolgenden Ans 
weifung an fämmtlidhe Poftbehörden enthalten iſt. 

Die Gerichtsbehoͤrden werden hiervon mit der Anmeifung 
in Kenntniß gefegt, ſich hiernach bei Beurtheilung der Zuläng: 
lichkeit der Inſinuations-Beſcheinigungen zu achten. 

Berlin, den 14, Sjanuar 1830, 


RB, - — 


Um ſede Conteſtation zwiſchen den Gerichten und den von 
ihnen, wegen Inſinuationen und Vorladungen ꝛc. requirirten 
Poſtanſtalten zu vermeiden, und um ein gleichmaͤßiges, mit den 
nefeglihen Verordnungen übereinftimmendes Verfaͤhren zu bewir⸗ 
fen, haben des Herrn Yuftizminifters Excellenz, auf meinen Ans 
srag, die bei diefen Inſinuationen und den darüber auszuftellens 
den Beſcheinigungen zu beobachtenden Formen auf das Genauere 
beftimmt. 

Den Poftanftalten wird zu diefem Ende Folgendes zur ſtreng— 
ſten Beobachtung befannt gemacht: 

Der infinuirende Briefträger oder Poftbore muß die ihm jes 
desmal mitzugebende Abfchrift der Werfügung oder den Behaͤndi⸗ 
gungsfchein demjenigen, an melden die Worladung gerichtet ift, 
vorlegen und von ihm durch feine Namensunterfchrift den Ems» 
Pfang der Verfügung anerkennen laffen. Wird der Adreffat von 
dem infinuirenden Voten nicht angetroffen, fo muß die Verf, 
gung einem feiner Angehörigen, entweder einem großjährigen 
Mitgliede feiner Familie, oder einem feiner Dienftboren zugeftelle 
und. diefem die richtige Abgabe empfohlen werden. In beiden 

Fällen har der Bote unser dem Behändigungefchein durch die 


orte: 
infinuirt den (Datum). 
* N. N. Oriefträger,” 


— 
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und in legterm Falle durch Benennung der Perfon, an welche. 
bie Infinuation geſchehen, diefelbe zu befcheinigen und die Pofts 

anftalt durch Hinzufügung der Worte: „zur Beglaubigung”, und 

ihrer Unterfchrift das Atteft des Voten zu legaliſiren. Weigert 

berjenige, an welchen die Verfügung gerichter ift, die Annahme . 
oder Befcheinigung ded Empfanges, fo ift 2 von dem Briefs 
träger oder Boten gleichfalls auf dem Behändigängsfcein zu vermers 

ten und die Verfügung mit die,em, oder refp. der erfiern allein, 

mit dem vorermwähnten Atteſt verfehen, dem Gericht zurüdzufens 

den, welches legtere dann beurtheilen wird, ob und in wiefern es 

einer Wiederholung bedarf und ob die Inſinuation durch einen 

Eresutor, oder auf welche andere Weife, zu bewirken ift. - 

Es verſteht ſich übrigens von felbft, daß, wenn die Vorla⸗ 
dung weder dem Adreffaten, hoch feinen Angehörigen eingehaͤm⸗ 
dige werden kann, folhes unter dem Sinfinuationg s Documente - 
von-dem Boten ebenmäßtg befcheinige und dieſes Atteft von der 
Poftanftalt beglaubt werden muß; fo wie es auch in Hinſicht der, 
‚bon der colligirenden Poſtanſtalt auszuftellenden Befcheinigungen 
über die geſchehene Aufgabe gerichtlicher Werfügungen zur Poſt, 
fo wie in Hinſicht der zu berechnenden Gebühren , bei den bishe, 
rigen Beftimmungen fein Bewenden behält, 


Berlin, den 2. Sanuar 1830. Ä 

| | Ä Der General⸗Poſtmeiſter 
| v. Nagler. 
(v.8.5.%0.35. ©.128.) 


1.7. 5. 26. Anhang $. 56. und 1.8. $. II. gngugtion * 


richtlicher Verfügungen, und inſonderhelt der Contumacialbẽſcheide durd 
die Poſtbehorden. 
Was die Aeußerung des Koͤnigl. Kammergerichts im Be⸗ 
richte vom 8. d. M., wegen der Inſinuationen gerichtlicher Ver⸗ 
fuͤgungen durch die Poſtbehoͤrden, betrifft, ſo iſt dieſe Art der In— 
ſinuation allerdings in der Regel nur bei den Verfuͤgungen, wel⸗ 
che an Einwohner von Orten gerichtet ſind, in denen ſich Poſtan⸗ 
ſtalten befinden, und wo daher die Beſtellung durch vereidete 
Brieftraͤger erfolgt, zu wählen, Was aber den Antrag des Eols 
legii betrifft:' | 
die in der Verfügung vom 10. Januar c. in Sachen N. wis 
der v.R. ercheilte Anweiſung ceffiren zu laflen, | 
fo beruft diefe Anweifung auf der ausdrädlichen Worfchrift der 
A. G. O. Th. I. Tit. 8. $. Il, und Anhang $. 56., und es muß 
um fo mehr das Atieft des volligirenden Poftamts Über die Abs 
gabe des Contumacialbeſcheides zur Poft, für genügend angefehen 
werden, als ja auch bei allen andern Erkenntniſſen, die an Sach⸗ 
walter ausmärtiger Parteien publicirt werden, es hinlaͤnglich iſt, 
wenn die Sadhmalter anzeigen, daß fie das Erkenntniß an die 
Partei abgefandt haben, ohne daß der Nachweis, daß die Partei 
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es erhalten habe, verlangt wird. Allerdings koͤnnte die Anzeige 
des Gerichtsboten, daß die Verfügung mit. dem Contumacialbes 
fcheide zur Poſt befördert fei, genügen; es ift aber einmal das 
Atteſt des Poftamts gefeglich vorgefchrieben, und muß es hierbei 
bis zur-Revifion der A. ©. D. fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 23. Novbr. 1830. (9.8... 36. S. 310.) 


1. 10. S. 90. Yufdewahrung der Original: Documente bei dem Aeten, 


Aus den gelegentlich erforderten Proceßs Acten des Koͤnigl. 
SRammergerichts har der Juſtizminiſter erfehen, daß bei demfelben 
die, von den ‘Parteien in »Procefien vorgelegten Documente in der 
Regel abgeſondert von den Acten aufbewahrt, und jederzeit bes 
glaubte Abfchriften derfelben, ohne weiteren Antrag der Parteien, 
zu den Acten gebracht werden. Diefe Einrichtung vermehrt bie 
Schreiberei und die Koften, und diefer Nachtheil fteher in feinem 
Verhaͤltniß mit dem möglichen Vortheil, den diefelbe in dem Falle, 
daß die Acten verloren gehen, gewährt, ein Fall, der, da dieſel⸗ 
ben immer verpflichteten Händen anvertraut find, doc zu den 
Seltenheiten gehört. Es find daher fünftig die Original» Docus 
mente in der Regel bei den Acten aufzubewahren und hiervon nur 
auf den ausdrädlichen Antrag der Parteien eine Ausnahme zu. 
machen, dazegen aber, beiftepofition der Acten, ex oflicio dafür: 
zu forgen, daß die Zuruͤckgabe der Documente verffigt werde, wo⸗ 
bei es der Zuruͤckbehaltung einer Abſchrift derfelben nicht bedarf. 


Berlin, den 21. Decbr. 1829. (9.8.3.0. 34. S. 468.) 


1. 10. 8. 92. Inwiefern Könige. Eabingtö» Dröres als in Proceffen 


® 


zu edirende Documente angefehen werden konnen 

Der Suftiz: Commifjarius N.N. u N.N., hat als Anwalt 
des Fiecus in dem Procefie deffelben wider den Colon N. N. zu 
NM. N. darüber Befchwerde geführr, daß bei der Inſtruction dies 
fes. Proceffes die Regierung zu Düffeldorf auf den Antrag des 
Verklagten angehalten werden folge, die Königl. Cabinets⸗Ordre 
vom 27. Mai 1830. zu ediren, auf deren Inhalt der Verklagte 
provocirt, um die Befreiung von der Verbindlichkeit zur Eintrichs 
tung der geforderten Procentgelder pro consensu alienandi dar; 
zuthun. Es ift hierüber mis dem Königl. Finanz» Minifterium 
communicirt, von demfelben aber die Mittheilung der in Frage 
ftehenden Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre abgelehnt, weil diefelbe 
keinesmweges ein Document ift, wodurch in gegenwärtigem Fall 
ein Recht und eine Verbindlichkeit begründet werden kann, und, 
wenn vom Editionsfucher etwa davon ausgegangen werden follie, 
daß die Allerhoͤchſte Ordre eine allgemeine gefegliche Beſtimmung 
enthalte, auch bei diefer Worausfegung der Antrag auf Edition 
nicht begründer fein werde, indem, wenn jene richtig wäre, vie - 
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Allerhoͤchſte Cabinets DOrdre auch in vorſchriftsmaͤßigem Wege be⸗ 
kannt gemacht fein wuͤrde. Das Juſtiz⸗Miniſterium kann dieſe 
Anſicht nur um fo mehr theilen, als die Alerhöhften Cabinets⸗ 
Drdres, infofern fie nicht publtcirt worden, nur Anweifungen für 
‚ bie Verwaltungs» Chefs, und daher zur Mittheilung an Andere 
nicht geeignet find, und noch weniger Gegenftände gerichtlicher 
Editionsgeſuche fein können. Das Königl.. Ober: Landesgericht 
wird daher aus diefen Gründen hierdurch angewiefen, von Dem 
Eoitionsverfahren zu abftrahiren, und hiernach das Weitere zu 
verfügen. 
Berlin, den 4. März 1831. (v. K. J. Bd. 83.) 


& 


1. 10. S. 123 fofg. 
und der auswärtigen An — de —4 3J —— — ee 
tifarion von Urkunden, die ınd Ausland geben Rn ie tommen. 


ö Da in Betreff des Legalifationsverfahrens bei folhen Ur⸗ 
unden, 
. welde von Öffentlichen Behörden des Auslandes aufgenom⸗ 
. men, bei den dieffeitigen Behoͤrden producirt werden, 
oder welche von dieffeitigen Behörden aufgenommen, zur Vor⸗ 
legung bei den Behörden des Auslandes beſtimmt find, 
nicht immer die in Anwendung zu bringenden Grundfäge beachtet 
werden, und mehrere, das Verhälmiß zu einzelnen auswärtigen 
Staaten betreffende Beftimmungen ıheils ohne zureichenden Grund 
generalifire, theils aber auch im Laufe der Zeit vereinfacht worden 
‘ find: fo finden fih die unterzeichneten Miniſterien veranlaße, 
folgende Erläuterungen hierüber zur Kenntniß ber Gerichte au 
bringen. Zuvärderft iſt die Krage: 

ob eine Urkunde in Beziehung auf ihren Inhalt und ihre 

Sorm, nad) den Gefegen des Orts, woſelbſt fie aufgenom⸗ 

men worden, rechtsguͤltig fei? 
eine bloße Rechtsfrage, bei deren Beantwortung die Beftimmuns 
gen der auswärtigen Geſetzgebung, falls folche der dieffeitigen Bes 
börde, auf deren Entfcheidung es ankommt, nicht völlig unzwei⸗ 
felhaft bekannt find, einen Gegenftand des von den ‘Parteien beis 
zubringenden Beweiſes bilden, und zwar eines Beweiſes, der, 

wie bei jeder andern Behauptung in jure, nicht fuͤglich durch ein 
biplomatifches Atteſt geführt werden kann. 
Das Legalifations : Verfahren hat e8 dagegen nur 
mit der Aechtheit einer Urkunde, oder mit dem Nachweis der 
Richtigkeit ihrer Signatur und Vollziehung 
zu thun. 

Diefer Beweis , wie der einer jeden andern Thatfache, kann 
eben deshalb zum Gegenſtand des Atteftes einer oͤffentlichen Ber 
hörde, welche zur Ausftellung ſolches Zeugniffes verfaffungsmäßig 
berechtigt ift, gemacht werden, 


Ang. Ser. Ordn. 1.10. 6.128 fol. 260 


Der Zwei des Legalifations Verfahrens ift, gleich dem 
Zwecke eines jeden Urkunden Beweifes, dem Richter, auf deflen 
Prüuͤfung und Entfheidung es anfommt, die Weberzeugung von 
der Aechtheit der Urkunden zu verfchaffen. 

Wo alfo in Folge der Vermuthung, welche im Allgemeinen 
für die Aechtheit jedes oͤffentlichen Siegels und jeder amtlichen 
Unterfchrift fireiter, jene Weberzeugung von der Aechtheit einer 
Urkunde fchon ohne ein befonderes Beglaubigungs » Verfahren dem 
Michter auf Grund der obmwaltenden Umftände beimohnt, und 
feine befondere Beranlaffung zu Verdacht in diefer Beziehung vors 
handen ift, da erfcheint auch ein jedes anderweitige Legalifations » 
Werfahren überflüffig, und als eine nuglofe Erfhwerung des Vers 
tehrs. Es können daher allgemein Durchgreifende Worfchrifien 
über die Fälle, wo und wie ein Legaliſations « Verfahren zu vers 
anlaffen, nicht füglich gegeben werden, und muß vielmehr die In⸗ 
dividualirät jeden fpeciellen Falles mit Ruͤckſicht auf das Verhaͤlt⸗ 
niß der Behörde des auswärtigen Staates, von welcher die Aus⸗ 
fertigung der Urkunde ausgegangen ift, zu der dieffeitigen, welche 
die Prürung vorzunehmen hat, den Richter bei feiner Enıfcheidung 
darüber leiten, ob ein Legatijations » Verfahren zu veranlaffen, 
und welches, ob ein mehr oder minder meitläuftiget. Der Rich 
ter hat hierbei nur die Anſicht feftzuhalten, daß, mährend das 
Legalifations» Verfahren auf der einen Seite dazu dienen foll, . 
Scdhutz zu gewähren gegen die Vertretung möglicher Verfehen bei 
der Prüfung der Aechtheit einer Urkunde, daſſelbe doc auf der 
andern Seite nicht die Richtung nehmen darf, den Verkehr der 
Dieffeitigen Unterthanen und Behörden mie dem Autlande ohne 
Moth zu hemmen und zu erfchweren. 

Sofern nun aber eine Gerichts behoͤrde bei Prüfung der Aecht⸗ 
Heit ihr vorgelegter Urkunden, gleichviel, bei welchem ausländifchen 
©taate diefelben aufgenommen worden, nicht ſchon durch deren 
gewöhnliche Ausfertigung und ®ignatur ihre etwanigen Zweifel 
befeitigt, . vielmehr aus befondern Ruͤckſichten dafür hält, eine 
nähere Beglaubigung verlangen zu müffen, hat diefelbe den Grund⸗ 
fag feftzuhalten, | 
daß nach der Natur der Sache die Legalifation als ſolche eine 

diplomarifche fein muß, jedes Verfahren hierbei aud übers 

haupt für beendigt zu erachten ift, fobald das mitunters 
zeichnete Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten, als 
die legte diplomatifche Legalifations » Inftanz, die Frage über 
die Aechtheit einer auslaͤndiſchen Urfunde durch fein desfallfiges 

Atteſt entichieden hat, Ä 
Die Individualität des Falles entfcheider wieder darüber, theils, 
ob die minifterielle Schlußbeglaubigung noch erforderlich, theils 
ob es zweckmaͤßiger und leichter ausführbar fei, entweder durch 
den, bei dem berreffenden Staate des Auslandes ascredisirten 
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preußifchen Gefandten, oder aber durch den am preußifchen Hofe 
accredirirten Geſandten des betreffenden auswärtigen Staates die 
Richtigkeit der Signatur auf der fraglichen Urkunde beglaubigen 
äu laſſen. 
Wenn auch der, eine Rechtsfrage betreffende Beweis 

über die Competenz des Ausftellers einer Urkunde zu deren 

Ausfertigung 
zum Gegenftand des diplomatifchen Legalifations = Atteftes, wie 
erwähnt, nicht gemacht werden kann, fo wird doch mit Ruͤckſicht 
darauf, daß oͤfters Behufs der endlichen diplomarifchen Legalifas 
tion die Concurrenz beglaubigter Zwifchenbehörden eintritt, ſolche 
Zwiſchenbehoͤrde füglich ihr diesfalfiges Legitimationds Arteft zur 
gleich auf jene Frage der Competenz des Ausftellers gültig mit ause 
dehnen, fofern diefer Behörde die Entfcheidung hierüber an ſich 
amtlich zufteht. Hierdurch würde nicht nur ein doppelter Vor⸗ 
theil durch Ein Verfahren erreicht, indem anderweitigen Ruͤck⸗ 
fragen wegen der Rechtsgältigkeit der Urkunde in gedachter Bezie⸗ 
hung vorgebeugt wird, fondern es kann auch nach Umſtaͤnden die 
eigentliche Diplomatifche Legalifation felbft eben dadurch entbehrlich 
werden, daß fich das Arteft einer Oberbehoͤrde, Behufs der zu bes 
fcheinigenden Competenz, auf derfelben befindet, indem diejenige 
Vermuthung, welche im Zweifel für die Aechtheit einer mit öffent 
Jihem Siegel und amtlidyer Unterfchrift verfehene Urkunde ftreitet, 
durch die Anzahl der ſolchergeſtalt beglaubigenden öffentlichen Be⸗ 
hörden verftärkt wird, | 

Sinfonderheit fcheint es daher angemeffen, wenn die obere 
provinzielle Gerichtsbehoͤrde jede von einer Unterbehörde ausge 
ſtellte Urkunde zuvörderft mit ihrer Unterfchrift und ihrem Siegel 
beglaubigte, und, falls es fi von einer Notariats : Urkunde hans 
delt, annod das Atteſt hinzufuͤgt: 

„daß der Ausfteller als öffentlicher Notar zur Ausftellung der 

von ihm ausgefertigten Urkunde berechtigt fei.” 
Die diefleitigen Gerichtsbehörden werden ſich mit Recht oft bei 
ſolchem Verfahren um fo mehr begnügen können, als die Beſchei⸗ 
nigung der Competenz des Ausftellers einer ausländischen Urkuns 
de nur verlangt werden fann, wenn die Gefege felbft eine folde 
Beſcheinigung, wie dies bei den Kirchenatteften geichehen, vers 
langen. 
Da, wo andertueitige Begalifationsformen durch fpecielle Vers 
ordnungen feftgefeßt worden find, mie dies in Betreff der in Frank⸗ 
seich aufgenommenen Urkunden der Fall it — welche aber nicht 
ausdehnend zur Anwendung kommen dürfen — bleibt es zwar 
- Bis zur Aufhebung der beftehenden Beſtimmungen bei dem vors 
gefchriebenen Verfahren, doch gilt auch für diefe Fälle der allge 
meine Grundfag, daß eine diplomatifch Deglanbigte | Urkunde * 
gehoͤrig legaliſirt zu erachten iſ. 


m 
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Was endlich die inländifchen zur Production bei ausländis 
(hen Behörden beftimmsen Urkunden betrifft, fo wird aud für 
diefe, fofern eine Beglaubigung derfelben überhaupt verlangt wer, 
den follte, die Beglaubigung Seitens der Landes-Juſtiz-Colle⸗ 
gien in der oben angegebenen Art in der Regel genügen; wenn 
aber anno eine fernere Beglaubigung der Urkunden der Unter 
behörden; oder der von Provinzialbehörden felbit aufgenommenen 
Urkunden verlangt würde, fo ift diefelbe, wie.erwähnt, auf diplos 
matifhem Wege zu bewirken. . | 

Berlin, den 22. Mär; 1833. 
Die Minifterten der Juſtiz und der 
‚auswärtigen Angelegenheiten. 
9 Rampe. Muͤhler. Ancillon. 
F (v. K. J. ©. 41. &. 220.) 


IL. IO. S. 187 und 324. Die Eidesabnahme - Geblibren der Rabbiner 
und — gehören zu den aus der Salariencaſſe dorzuſchieben- 


den 

Dem Königl. Ober »Landesgerichte wird auf den Bericht 
som 23. v. M. zum Beſcheide ertheilt: daß die Nabbiner und 
Suden: Beglaubte, welche nach den beftehenten Gefegen bei Ar 
nahme eines Juden-Eides zugezogen werden muͤſſen, als Be 
amte einer blos gedulderen Religionsgeſellſchaft, 

$.20. Tit. II. TH. 1. des A. L. R., 

nicht zu den Staatsbeamten gehoͤren. Sie haben daher auch in 
dieſer Beziehung keine Verpflichtung, den Aufforderungen der 
Gerichte zu genügen, wenn ihnen nicht die, in der Sporteltare 
ausgeſetzte Entſchaͤdigung für die ihnen durch Abnahme eines 
Zuden » Eides’allemal ensftehende Werfäumniß gewähre wird. 
| Der Zuftizminifter hat daher fhon bei anderer Gelegenheit 
nachgegeben, daß diefe Verfäumnißkoften in unvermögenden Uns 
terfuchungsfachen, gleich andern baaren Auslagen, aus dem Cri⸗ 
minalfonds entnommen werden dürfen. 

Aud) in Armen Procepfachen gehören die Gebühren des Rab: 
binerd und des Juden» Beglaubten- bei Abnahme eines Juden⸗ 
Eides zu den baaren Auslagen, welche gleich der, den Zeugen zu 
gewährenden Entfchädigung, aus der Salariencaffe des betreffen: 
den Gerichts entnommen werden müffen, Dr 

Da jedoch in einem ſolchen Falle nur die niedrigften Säge 
‚der Allgemeinen Gebührentare bewilligt werden koͤnnen, und es 
"überhaupt nicht angemeffen ift, dergleichen Gebühren, welche 
principaliter von den Parteien eingezogen werden muͤſſen, aus 
‚der Salariencaffe vorzufchießen, fo koͤnnen ſolche überhaupt nur 
dann bezahlt werden, 

a) wenn fie von den Parteien zus Salariencaffe eingezogen, 
‚oder durch Koſtenvorſchuß gebecht werden, oder 
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er dad Unvermögen ber Parteien, folche zu zahlen, feft- 
ehr. | 
Berlin, ven 6. Mai 1833. (0.8.53.20.41.8.426) 


B 10. 8. 370 

a . Modiflcseion der in den Fürftli Wied» Meumi 

teen N d ed edfehen 
Ge aan 96. * — geltenden Verorduung megen der 


Wir Sriedrih Wilhelm von Gottes Gnaden 
| König von Preußen ic. ıc. 
thun fund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir auf den Ans 
trag ber betreffenden Behörden es für ndıhig erachtet haben, die 
in den urfprünglih Wied: Neuwiedfchen Aemtern Neuwied und 
Hedderedorf, megen der Eidesleiftungen noch beftehende Fürftlich 
Wiedſche Verordnung vom 26. Mär) 1805, in einigen einer Ab; 
änderung vorzüglich bedäürfenden Punkten zu modificiren. Wir 
verordnen daher wie folgt: 


| 1 
Die darin No. VI, Litt. C. wegen, vorgängiger kirchlicher 
Bekanntmachungen des zu leiftenden Eides enthaltene Vorfchrife 
fol gänzlich weofallen. 
5 2 


Auch die unbedingt vorgefchriebene Vorbereitung des Schwoͤ⸗ 
renden durch den Seelſorger No. VI A. — die Mittheilung eines 
Acten⸗Auezugs an denfelben Litt. B. ibid. — und deffen Ger ' 
genwart bei der Fidesleiftung ibid. Litt, D. 6, ſoll in der Regel 
ebenfalls unterbleiben; die Anwendung diefer Foͤrmlichkeiten jes 
doch in einzelnen Fällen von dem Ermeffen der Gerichte abhängen, 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift 
und Beidrudung Unferes Königlichen Inſlegels. | 
Gegeben Berlin, den 8. October 1829. 

Friedrih Wilhelm. 
v. Altenftein. Gr. v. Dankelman. 
(v. 8. 5. Bd. 34. ©. 130.) 


1. 10. 8. 370. F | 
10. 3 ——— * Eide in den zum muͤndlichen Verfahren ge⸗ 
Dem Koͤnigl. Ober⸗Appellationsgerichte wird auf den Bes 
ticht des erften Senats des Eollegii vom 28. Dechr. pr., 
die Abnahme der Eide von Parteien in den zum mündlichen 
Ä Verfahren gesigneten Proceffen betreffend, 
eröffnet, daß auf die in der öffentlichen Audienz abzufeiftenden 
Eide die Verfügung vom 26. Novbr. pr. keine Anwendung fin, 
det; vielmehr es hier bei der Vorſchrift des $. +1. der Verordnung 
vom 9. Febr. 1817 lediglich verbleibt, indem jene Verfügung nur 
beabſichtigt hat, jede Stoͤrung der ‚Lidesleiftung durch andere 
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Geſchaͤfte zu vermeiden, diefe aber bei den in öffentlicher Audienz 
zu leitenden Eiden nicht zu bejorgen ift, diefe Handlung dadurch 
vielmehr nur nody feierlicher wird. Es verſteht ſich jedoch von 
ſelbſt, daß während derfeiben in der oͤffentlichen Audienz eine ans 
derweitige Gefhäfte vorgenommen, nod Störungen geduldet 
werden dürfen. | 

. Berlin, den 7. Gebr. 1831. (v. 8. 3. ©d. 37, &,81.) 


I. 10. S. 370. Anhang g. 92. Eidesabnahme durch die, die Stelle | 


eines Gerichtsmitgliedes vertretenden Rererendarien. 


Mach Ihrem Antrage in dem Berichte vom 12. d. M. kann 
der, bei dem dortigen Land» und Stadtgerichte als Mitglied def; 
feiben fungirende Referendarius N. von Abnahme der Eide nice 
ausgeſchloſſen werden, da auf Meferendarien, welche, wie der ıc, 
M., die Stelle eines Mitgliedes des Gerichts vertreten, das Res 
feript vom 26. Novbr. v. J. in Betreff der Eidesleiftungen, niche 
Anwendung finder, 


Berlin, den 25. Mär; 1831. (v. K. J. Bd. 37. S. 82.) 
1.10. 8. 372. Anhang S. 92. 93. Verfahren bei der Abnahme 


gerichtlicher Eide, 

Bereits unterm 2. Octbr. 1810 find die Gerichte, bei Gele— 
genheit der Empfehlung der Meifterfchen Schrift über den Eid, 
zur forgfältigen Beobachtung der über die Eidesabnahmen beſte— 
henden gejeglihen Vorſchriften angewiefen worden. Der Juſtiz— 
minifter nimme von der Wichtigkeit dieſes Gegenftandes Veran— 
laffung, die gedachten Vorfchriften dem Königlichen Ober: Landes: 
gerichte in Erinnerung zu bringen. Bei Eiden, die vor verfams 
meltem Gericht gefhworen werden, muß jede Störung vermies 
den, und die Aufmerkſamkeit aller Anweſenden lediglicy auf die 
vorfeiende feierliche Handlung gerichter fein, und infonderheir 
während derfelben jedes Aus, oder Eingehen aus dem Beffiongs 
zimmer oder in daffelbe unterbleiben. Give, welche in Proceſſen 
abgeleifter werden, mäffen nur in Gegenwart der Gerichteperfos 
nen, der betreffenden Parteien und ihrer Aſſiſtenten oder Anwaite 
abgeleiftet werden; es find daher, gemäß $ 93. des Anhangs zur 
A. G. O., alle fonft no anmwefenden Perfonen während der Eis 
desleiftung aus dem Gerichtszimmer zu entfernen, oder es muß 
diefe Handlung, wo es die Eocalitär gertattet, in einem befondern 
Zimmer, und aud hier nur in Gegenwart der obgedachten Pers 


fonen, vorgenommen werden. Endlich fann der Juſtizminiſter 


es nur mißbilligen, wenn hin und wieder Eide von Referendarien 
abgenommen werden, und fegt derfetbe daher mit Beziehung auf 
$. 92, des Anhangs zur U. ©. D. hierdurch feft, daß alle Eides⸗ 
abnahmen, infofern fie, was allerdings die Regel fein muß und 
VI. 18 


1 


- 


276 Allg. Ger. Ordn. 1.10. 5.372. 1.11.$. 13, 


inmn erheblichen Fällen nie zu verfäumen iſt, nicht ſelbſt einem Mit⸗ 
gliede ded Gerichts aufgetragen werden, doch nur in Gegenwart 
eines ſolchen erfolgen follen, und hiervon nur in befonvders drin, 
genden und bei Gefchäften außerhalb der Gerichtsftelle eintreten: 
den Fällen, in welchen aber au nur Beamten, melche mit den 
Erfordernifien des $. 92. des Anhangs zur U. G. D. verfehen, 
der Auftrag zu ertheilen ift, eine Ausnahme gemacht werden darf. 
Das Königl. Ober : Landesgericht Hat fich hiernach nicht nur felbit 
zu achten, fondern auch die Gerichte feines Bezirks, unter Ne 
publication der Verfügung vom 2, Dctbr. 1810, mit Anweiſung 
zu verfehen. - | 
Berlin, den 26. Novbr. 1830. (v. 8. 3.80.36, ©. 312.) 


I, . “ 372. Un andg.N. 92. 93. “ . 
19. 5, — „Andat 9 $ Abnahme der Eide in Maga 

Dem Koͤnigl. Ober » Landesgericht wird der Bericht des Land: 
und Stadtgerichts zu H. vom 15. d. M., worin daffelbe anfräge: 

ob die Actuarien in Weftpreußen von Abnahme der Eide in 

Bagatellſachen ausgefchloffen find ? u 
originaliter zugefertigt. 

- Wenn es aud im Allgemeinen bei der in dem Reſeripte vom 
26. November 1830 (Jahrb. Bd. 36. ©. 312.) ausgefprochenen : 
Beſtimmung verbleiben muß, nad weicher alle Eidesabnahmen 
in der Regel einem Meitgliede des Gerichts aufzutragen, oder, doc 
in Gegenwart eines folhen erfolgen follen: — fo findet dennoch 
der Juſtizminiſter kein Bedenken, denjenigen Untergerichts: Ac- 
tuarien, welche nach ihrer Qualification und Anftelung mit Fuͤh⸗ 
rung der-Snftructionen in Bagatellfachen beicyäftige werden, und 
melde bereits über 24 Jahre alt find, die Abnahme der in den 
von ihnen infteuirten Bagatellſachen von den Parteien abzulei- 
ftenden Eide zu geftatten, wenn nicht ihre Perfönlichkeis eine Aus 
nahme hiervon nothwendig macht. 

Dem Königl. Ober s Landesgericht bleibt uͤberlaſſen, hiernach 
das Land» und Stadrgericht zu H. andermweit zu befcheiden und 
die übrigen Untergerichte feines Departements mit Anmweifungen 
zu verfehen. | 

Berlin, den 29. März 1833. (0. 8.%. 80.41, ©. 224.) 


J. 11. 13. 
if wen a SER er , Pfisen Im Oenute e 

Dem Königl. Ober Landesgericht wird die Vorftellung des 
Gutsbeſitzers N. in feiner Procekjache mit dem M. hierbei origi- 
naliter nebſt Anlagen mit dem Eröffnen zugefertigt, daß das 
Juſtiz⸗-Miniſterium die darin angebrachte Beſchwerde begründer 
findet. 
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Aus einem im Laufe des Proceſſes geſchloſſenen Veraleiche 
kann nad $. 13. Tit. 11. Th. 1. der A G. O., wie die Worte 
und der Zufammenhang diefer Geſetzſtelle ergeben und zeither vom 
Yuftiz: Minifterium als Grundfag angenommen morden iſt, nur 
dann die Erecution verfüge werden, wenn der Abfchluß vor dem 
Richter, der die Proceß-Inſtruction führe, erfolgt ift; ein fons 
fliger gerichtlicher Abſchluß ift- dazu nicht Hinreihend. Da nun 
der Vergleich zwiſchen dem VBeichmwerdeführer und dem. N. nicht 
bei dem Königl. Ober; Landesgerichte, fondern vor dem Juſtiz⸗ 
rath M. zu Breslau aufgenommen worden, fo üft die verfügte 
Execution nicht gerechtfertigt; das Collegium hat daher diefelbe 
wieder aufzuheben und den N. zur Klage zu vermweifen. Sollten 
indeß aus der Vorftellung und deren Anlagen nicht zu entnehmen: 
de Bedenken entgegenfiehen, fo will das Juſtiz-Miniſterium den 
Bericht des Ober : Landesgerichts erwarten. 

Berlin, den 6. Zunt 1831. (0.8.3. ®d. 37. ©. 342.) 


I, 13. $. 46. Vorladung ausmärtiger Jufig » Commiffarien sur Urtels⸗ 
Publication. 


Die bei vielen Gerichten beſtehende Praxis, daß zu den Ur⸗ 
tels/Publicationen auch die nicht am Orte des Gerichts wohnen: 
den Mandatarien mit der Bedeutung vorgeladen werden, daß bei 
ihrem Ausbleiben das Urtel in vim publicationis ihnen zugefer, 
tigt werden folle, hat — wie dem Juſtiz-Miniſterio befannt ge; 
worden — hin und wieder die Veranlaffung gegeben, daß Juſtiz⸗ 
Commiffarien lediglich zu folhen Publications» Terminen oft meis 
lenweite Reifen unternommen haben, die im Intereſſe ihrer Clien— 
ten ganz überflüffig find, und denfelben nur unndthigerweife Ko: 
ſten verurfadhen, deren Erſtattung vom Gegentheil unter allen 
Umfländen nicht verlangt werden darf. Um diefem Mißbrauche 
zu begegnen, wird hierdurch feitgefekt: daß dergleichen durch Ab⸗ 
halten der Publications » Termine erwachfenen Reifekoften niemals 
paffiren dürfen, daß es überhaupt der Worladung des ausmwärti; 
gen Mandatars zum Publications: Termine nicht. bedarf, dem 
legtern vielmehr zum Act der Publication entweder einer der am 
Drie wohnenden Zuftiz : Commiffarien ex officio fubftituirr, oder, 
wenn es deren nicht giebt, das Urtel fofore, ohne vorgängige Vor: 
ladung, in vim publicationis zugefertigt werden muß. 

Berlin, den 30. Mai 1831. (v. 8. J. ©d.37. S. 343.) 


1.14. 8.3. No. 2. 
Erkenntniſſe. 
Se. Mojeſtaͤt der König Haben nachſtehende Allerhoͤchſte Dr: 
dre an den Juſtizminiſter zu erlaffen geruht: . 
Um fo lange, bis die allgemeine Reviflon der Gerichtsord⸗ 
nung über die Beibehaltung der Tit. 14. Th. I. derfelben, 


18* 


Recurs wegen des Kofenpuntts im Appellations⸗ 
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$ 3. No. 3. am Schluſſe enthaltenen Beſtimmung entfchiee 
den haben wird, in dem Verfahren der Gerichte bei der Zur 
faffung des Necurfes im Wege der Beſchwerde, mo wegen 
der Koften feine förmlihe Appellation zulaͤſſig iſt, Gleiche 
förmigkeit zu bewirfen, beftimme Jh, Jhrem Anırage vom 
3.8. M. gemäß, daß diefer Recurs auch gegen Erkenntniſſe 
zweiter Inſtanz geftartet werden folle. 
Berlin, den 12. November 1830. 
Griedrih Wilhelm, 


Nach dieſer Allerhoͤchſten Beftimmung haben ſich ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden zu achten. 


Berlin, den 18. Novbr. 1830. (v. K. J. Bo.36. ©. 313.) 


1.14. S. 3 folg. Butätfigteit der Kechtämittel in Schwängernmadfachen, 
und Rand bei dem verfihiedenen Seuaten des Koͤnigl. Kammers 
derichts. = 


A. 


Das Rammergericht berichtet in Sachen des Arbeits: 
manns W., Verklagten und Apvellanten, wider die uns 
verehelihte E. und deren Vormund, den Schneidermeifter 
S., Kläger und Appellaten. 


Der Arbeitemann MW. ift in Folge der von der unverehelich- 
ten E., im Beiltande ihres Vormundes gegen ihn angebrachten 
Klage, von dem hiefigen Koͤnigl. Stadrgericht durch das Erkennt; 
niß de publicato den 23. Septbr. v. J für den Vater des von 
der E. am 11. Octbr. 1829 gebornen und am 20. Dctbr. 1830 
wieder verftorbenen außerehelihen Kindes erklärt und für ſchuldig 
erachtet worden, der E. für diefes unehelihe Kind monatlidy 
3 Rihlr. Alimente, und zwar für den Zeitraum vom 11. Ocibr. 
1829 bis 20. Ocrbr. 1830, zu entrichten, und ihr eine perfönliche 

"Abfindung von 10 Rthlr. zu zahlen: 

Dir W. ergriff gegen diefes Erkenntniß das Rechtsmittel der 
Uppellation, weil er für den Water des unehelichen Kindes erklärt 
und zur Zahlung von monatlichen Alimenten & 3 Rıhlr. und einer 
perfönlichen Abfindung von 10 Rthlr. verurtheilt worden war. 
Nach gefchloffener Initruction des Appellarorit wurden die Acten, 
welche wir hier beifügen, bei dem Inſtructionsſenate zum Spruch 
in zweiter Inſtanz vorgelegt, von demſelben aber, den in dem 
Berichte vom 26. Auguft 1730. entwickelten und von Einem hohen 
Juſtiz-Miniſterio in dem Reſcripte vom 19. Januar v. J. ges 
nehmigten Grundfägen gemäß, beichleffen, daß, da die Alimente 
für die Lebensdauer des unehelichen Kindes a 3 Rthlr. monatlich 
nur 43 Rehlr. betrügen, und da fih mithin das ganze Object der 
Appellation nach Kinzurechnung der perfänlihen Abfindung per 
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10 Rıkfr nur auf 53 Rthlr. belaufe, die Sache zur Entfcheldung 
in zweiter Inſtanz an den Dber : Appellationefenat abgegeben wer; 
den folle. Der legtere hat ung jedoch die Acten mit dem Kol. 17. 
befindlichen Reſultate remitrirt, in welchem ausgeführt wird, daß, 
da der Verklagte auch gegen die ihm auferlegte Vaterſchaft appel: 
lirt habe, allerdings Reviſion zuläffig und der Inſtructionsſenat 
zur Entfcheidung in zweiter Inſtanz comperent fei. 


Die Nichtigkeit diefer Anſicht will und nicht einleuchten. — 
Das uneheliche Kind iſt, wie fhon erwähnt, verſtorben; die Bas 
serfchaft deffelben Bann daher möglichermweife eine weitere Verpflich— 
tungen nach fich ziehen, als daß Verklagter angehalten wird, für 
Die Dauer der Lebenszeit deffelben Alimente zu zahlen und deſſen 
Begraͤbnißkoſten zu erftatten. Die legteren find nicht mit einges 
klagt. Waͤre dies aber auch geſchehen, fo läßt fih doh mir Ges 
wißheit annehmen, daß fie nicht Yo viel berragen, als erforderlich 
wäre, um das jegige objsctum litis von 53 Rihlr. bis zur sum- 
na revisibilis zu fleigern. Die Revifion würde mithin felbft 
dann nicht zuläffig fein, wenn man auf die Tauf-, Enıbindungs » 
und Wochenkoſten von 10 Rıhir., zu deren Depoſition der Vers 
klagte in einer befondern Agnitoria für fchuldig erachtet worden 
iſt, Rüdfiht nehmen wollte, 


Wir tragen daher, mit Bezug auf unfern ebengedachten Be⸗ 
richt, gehorfamft darauf an: 
dem Ober: Appellationsfenate die Abfaffung des Erkenntniffes 
zweiter Inſtanz in diefer Sache aufzugeben. 
Berlin, den 20. Sepibr. 1832. 
Das Kammergericht 
(Unterfchriften.) 


B. 


Dem Dbers Appellationsfenat des Koͤnigl. Kammergerichts 
wird der von dem Inſtructionsſenate des Collegii 

in Sachen des Arbeitsmann W. wider die unverehelichte ©. 

und deren Vormund den Schneidermeifter O. 
unterm 20 v. DM. erftattete Bericht hierbei abſchriftlich, nebſt den 
darin allegirten Acten, mitgetheilt. 

In dem, dem Ober⸗Appellationsſenate abſchriftlich commu⸗ 
nicirten Bericht vom 26, Auguft 1830 hat der Inſtructionsſenat 
folgende Grundfäge zur Regulirung der Kompetenz der verfchiedes 
nen Senate des Könige. Kammergerichts, in Beziehung auf 
Schmwängerungsfachen, vorgefchlagen : 

a) wenn die Kevifion auläffig iſt, chne Unterfhied, ob blos 

das Quantum der Alimente oder auch die Paternürdt ftreitig 
iſt, erkennt ſteis der Inſtructionsſenat in zweiter Inſtanz; 


i 
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b) mwenn blos die Höhe der Alimente fireitig ift, „fo erfennt Der 
Dber: Appellationsfenat bei einem Dbjecte zwifhen 50 und 
200 Rthlr. und die Civil» Deputation bei einem Objecte von 
50 Rthlr. oder weniger, in zweiter Inſtanz. 

Der Ober: Appellationsfenat hat in Dem Berichte vom 20, Novbr. 
1830 fi dahin geäußert: 

„auch ad 2, treten wir, nach diefen Anſichten, der von dem 

Kammergerichte geäußerten Meinung lediglich bei. und dies 

um fo mehr, als bei Lintergerichtsfachen diefer Art die Abs 

findung der Gefchmängerten, und die Alimente der Kinder, 
die Summe von 500 Rıhir. felten überfteig. Iſt Die 

Paternität nicht mehr in lits, — wie ed auch 

in dem Falle gilt, da das Kind verfiorben ift, 

fei e8 vor Anitellung der Klage, oder vor fin» 
legung des Rechtsmitrels, dann kann allein ber 

Betrag der fireitigen Summe, wie auch indem mitgerheilten 

Berichte unterfchieden ift, in Betracht gezogen werden, ” 

Dieſer Anfiche ift der Juſtizminiſter beigetreten, wie dem Collegto 
ſchon mittelſt Referipts vom 1. Ocibr. 1830 vorläufig eröffnee 
worden. ” 

Der Ober: „Appellationdfenat des Königl. Kammergerichts 
wird daher angewiefen, nach diefen Grundfägen fowohl im vors 
lieaenden Falle, als für die Folge ftets zu verfahren und zwar um 
fo mehr, da diefe Grundfäge offenbar die richrigen find. — 

Wenn das uneheliche Kind, fuͤr welches Alimente gezahlt 
werden ſollen, bereits verſtorben iſt, ſo kann die Paternität 
des als Schwängerer und Water des Kindes in Anſpruch genom⸗ 

‚menen Verlagen zwar noh als Entjheidungsgrund, 
als Grund der Alimentenzahlungs » Verbindlichkeit zur Erörterung 
fommen, immer aber nur ale Enıfheidungsgrund, nicht ale Ges 
gen and der Entfcheidung ſelbſt. Die unehelihe Mutter und 
der gewefene Turator des bereits verfiorbenen Kindes können niche 
mehr darauf antragen, daß der Schwängerer als Water diefes 
Kindes erachtet, und, daß im tenor sententiae dieſe feine 
Qualität fefigeftelle werde; denn weder die eine noch die 
andere haben hierbei ein Sjntereffe, und wenn fie dennoch diefen 
gehaliloſen Antrag machen, fo würde doch der Richter nicht dar» 
auf erkennen dürfen. Deshalb hat eigentlih das Stadtgericht 
eine leere Beſtimmung getroffen, wenn es im tenor ded am 
23. Septbr. 1831 publicirten Urteld vom 13, ej. m. den Ber 
Hagten als den Bater des damals längft verfiorbenen 
Kindes eracter hat, und ed würde gonz angemeffen fein, daß 
der Appellar das in Beriehung auf die Paternitaͤt angebrachte 
Gravamen, weil der Gegenfland nit mehr vorhanı 
den it, für nicht devolvirt erachtet. 

Berlin, den 19. Ocibr. 1832, (v. K. 8 40.&.420.) 


— 
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I. 14. 8. 17 fola. gspellarionsfriht für dis mit einem Bevolmätig 
ten verfebenen am Drte des Serichts wohnenden Parteien. 


Der Anſicht des Koͤnigl. Kammergerichts in dem auf Veran» 
laflung einer Beſchwerde des Kammergerichts : Referendar ©. in 
Sachen der Eph'ſchen Erben wider die Geſchwiſter M., 

die Berechnung der Appellatiodisfrift bei hier wohnenden, 

mit Mandatarien verfehenen Parteien betreffend, 
unterm 3, d. M. erflatseren Berichte kann der Zuftigminifter nicht 
heipflichten. 

Der 6. 87. der Einleitung zur A. G. O. ſpricht lediglich den 
allgemeinen Grundſatz aus, welcher den Geſetzgeber bei den ſpe⸗ 
ciellen Vorſchriften geleiter hat, der $. 17. Tit. 14. der Proceß⸗ 
Ordnung enıhält keine Beftimmung über die Berechnung des fa- 
tale für den Fall, wenn die mir einem Bevollmächtigten verfehene 
Partei am Orte, wo das Gericht feinen Sig hat, ſich aufhäk, 
fondern verordnet nur, daß der von der Partei zugezogene Juſtiz⸗ 
. Commiffar oder der vom Richter derfelben zugeordnete Aſſiſtent, 

fobald ihm die Publication des Urrels gefhehen ift, die Par⸗ 

tei fofore vetnehmen ſoll, ob fie fid bei dem Urtel beruhige. 
Es läßt vielmehr der allegirte $. 17. Tie. 14. der Proceß Ordnung, 
in Verbindung mit den Vorfchriften der $$. 21 bis 25. und $$. 30 
und 31. 1. c. feinen Zweifel darüber, 

daß in den Fällen, da die mit einem Sachwalter verfehene 

Partei am Orte des Gerichts felbft wohnt, das fatale von 

dem Tage der an den Sachwalter erfolgten Publicarion des 

Urtels zu berechnen ift. j 
Hierbei wird jedoch vorausgefegt, daß dem Sachwalter nad Bor 
fchrift des $. 48. Tit. 13. der Proceß Ordnung die Kanzlei» Abs 
fchrift des Urtels im Publicationstermine oder fpäteftens vor Abs 
lauf des dritten Tages nach diefem zugeftelle wird. Da indeflen 
bei dem Königl. Rammergericht die Kanzlei» Abfchrifien in ber 
Regel erft mit der Ausfertigung der Urtheile ($. 50 a. a. O) oder 
doch fpäter ald den dritten Tag nach der Publication zugeftelle 
werden, fo findet. der Juftigminifter nichts dagegeh zu erinnern, 
daß das fatale von dem Tage der Zuftellung der Kanzlei» Abfchrift 
des Urtels berechnet wird. Auf den Zeitpunkt aber, mann ber 
Sadhmalter das Urtel feinem am Orte, wo das Gericht feinen 
Sitz hat, ſich aufhaltenden Machtgeber mir der in den $$. 17 und 
18, Tit. 14. der Proceß « Ordnung vorgefchriebenen Welehrung zu 
gefertigt hat, kann überall nichts ankommen. 

Wenn der Sachwalter diefe Urtelszuftellung und Belehrung‘ 
verzögert hat, und deshalb das fatale unbenugt abgelaufen iſt, 
fo wird dadurch eben fo wenig, wie in dem Falle, wenn derfelbe, 
der ihm ertheilten Anweifung ungeachtet, das Rechtemittel nicht 
eingelegt hat, die Rechtskraft verhindert, und es bleibt feiner Parı 
tei nur der Regreß gegen ihn offen. 
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. (Refer. v. 6. Sept. 1803. N. A. Bd. III. 8.108, Mat⸗ 
this &. 393. 394.) 
Wenn ferner auch, der Ordnung wegen, den Mandatarien zur 
Pflicht gemacht worden, in allen Fällen Über die erfolgte Com⸗ 
munication der Urtel zu berichten, 
Reſcr. v. 30. April 1806. N. A. ©. IV. S. 300. 30% 
Reſcr. v. 11. Nov. 1823. Jahrb. Bd. 23. ©. 61. 
Reſcr. v. 20, Febr. 1824. Jahrb. Bd. 23. ©. 62. 
fo kann hieraus nichts über die Berechnung des falale gefolgert 
werden. 
Hiernach hat das Königl, Kammergeriht in Zukunft zu 
verfahren. - 
Berlin, den 24. Yan, 1833. (v. K I Bd. 41. S. 226.) 


ie14. S. 67. gieberung der Entfheidungsgrände in jedem Appella⸗ 
tions⸗ Erkenntni 


Die dortige Handlung N. N. hat ſich in ihrer Proceßſache 
gegen den Fuhrmann N. N. daruͤber beſchwert, daß der zweite 
Senat des Koͤnigl. Ober-Landesgerichts in ſeinem Erkenntniſſe 
vom 2 Sepibr. pr., wodurch das erſte Erkenntniß beſtaͤtigt wor⸗ 
den, keine Gruͤnde angegeben, ſondern die in dem erſten Erkennt⸗ 
niſſe angegebenen Gruͤnde fuͤr nicht widerlegt erklaͤrt, obgleich ſie 
zur Widerlegung der Gruͤnde des erſten Richters mehrere neue 
rechtliche Anſichten aufgeſtellt habe. Dies hat Veranlaſſung ge⸗ 
geben, die Relationen Ater Inſtanz, welche anbei zuruͤck erfolgen, 
einzufordern. Aus denfelben ift nun zwar nicht deutlich zu ent 
nehmen, ob die Handlung N. N. in Zter Inſtanz neue, in erfter 
Inſtanz nicht vorgefommene, rechtliche Ausführungen beigebracht 
- bat. Sollte dies aber, wie es den Anfchein hat, der Fall ge 
weſen fein, fo hätte der zweire Senat ſich nicht darauf befchränten 
dürfen, in feinem Erkenniniffe zu fugen, das erfte Erkenntniß 
werde beflätige, „aus den angeführten Gründen, melde mit 
nichts widerlegt worden.” Derfelbe hätte vielmehr in den Ents 
fheidungsgründen eine umftändliche Wiverlegung der Gründe der 
appellirenden Partei entwickeln müffen. 

Es bleibt Regel, daß die Erlenntniſſe erfter und zweiter In⸗ 
ſtanz, ſelbſt wenn eine dritte Inſtanz nicht mehr zuläffig ift, die 
Gründe der Entfcheidung ausführlich enthalten mäffen, und von 
diefer Regel ift nur alsdann eine Ausnahme zuläffig, wenn von 
den Appellanten gar feine neue factiſche oder rechtliche Ausführuns 
gen beigebracht werden, als in welchem Falle es allerdings genügt, 
wenn das zweite beftätigende Ertenntniß ganz kurz auf.die Grüns 
de des erften Erkenntniſſes, allenfalls mit den Worten, wie fie 
von dem dortigen zweiten Senate in der fraglichen Sage ge⸗ 
braucht worden ſind, verweiſet. 

Berlin, den 6. Febr. 1832.. (v. K J. Vd. 39 o. 154.) 
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I. 15. S. 2. — der bis zur — — in dritter ns 
ſtanz anflaufenden Zinfen des eingeflaaten Capırald bei Berechnung des 
Objeecti litis und Bellimmung der Competenz. 


Auf die Anfrage im Berichte vom 17.9. M. wird dem Konigl. 
Tribunal eröffnet, daß der Juſtizminiſter dem Princip gemäß, 
welches in dem in die Zahrb. Bd. 18. ©. 285 u. f. aufgenommes 
nen Be icht des S.heimen Ober: Tribunale vom 31. Ocibr. 1821 
aufeinandergefeßt und ver.heidigt, und in dem dafelbft abgedruck⸗ 
ten Reſcript vom 5. Novbr. d fielben J. gebillige worden, der von 
dem Collegium aufgeiellten zweiten Altern ıtive, nach welcher die 
Zinſen eines eingeklagten Gapitals bei Berechnung des objecti li- 

tis und Beftimmung der Competen; bis zum Tage der Spruch» 
voriegung in dritter Inſtanz bhinzugerechnes werden müflen, 
beipflidhte. 


Berlin, den 6. Sjanuar 1832, (v. K. J. Bd. 39. &.154.) 


1. 15. $.2 Zuläffigkeie der Reviſion bei Eorreals Berechtigten und duis 
conſorten, deren Anſpruch nur zufammen genommen 200 Rtihlr beträgt: 
Das DbersEandesgeriht von Pommern berichtet gehors 
ſamſt ad rescript. vom 16. Septbr. c. in Sachen des 
Karfmanns A. et Cons. wider das Oberſtaͤdtiſche Bau⸗ 
amt zu B. 


Euer Excellenz und Einem Koͤnigl. hohen Juſtiz ‚Minifterio 
verfehlen wir niht, ad rescriptum vom 16, September und 
$1. October c. unfere Rechtfertigung Über Zurüdweifung der Res 
vifion folgendermaßen gehorfamft zu liefern. 


Der A. B. C. und D. behaupteten, daß auf Weranlaffung 
des Bauamis ihre Kartoffeln ausgehüter worden, und daß jedem 
ein Viertheil davon zuitehe. Das Ganze besrug demnach 255 Rihlr., 
ein Viertheil jedes Einzeinen nur 63 °/, Rthlr., wie die beiliegen: 
ven Acitenſtuͤcke (Fl. 8. 56. act. J“ae inslantiae) ergeben. 
Mad diefem Magaßitabe haben, wir summam revisibilem vers 
neint, und es fcheint hierin auch durch $. 36. Tit. J. u. 9. 14 a. 
Zir. 14. der U. ©. D. nichıs geändert werden zu können, weil 
hier weder von Correals Berechtigungen noch Verpflichtungen die 
Mede, fondern nur der Anfpruch von vier einzelnen Klägern, zur 
Erleichterung der Koften und Arbeit, in Einem Proceffe inftruire 
und abgeurteit ift. 


Beim zweiten Senate unfers Collegii iſt in revisorio auch 
ſtets dieſer Anſicht gefolgt und das reinedium als nicht devolrirt 
erachtet worden, wenn der erſichtliche Antheil eines Litisconſorten 
fi nicht auf 200 Rthlr. darftellt, und um fo mehr haben wir ung 
seranlaßt gefunden, die Zurücdmeifung per Mecretum | vom 
4. Auguſt c. zu Tannen 


\ 
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Die Original» Befhwerde des Juſtigcommiſſatius N. bei- 
liegend, fehen wir der Ruͤckſendung der Proceß⸗Acten und der hoben 
Beſcheidung gehorfamit entgegen. 

Stettin, den 27. October 1831. 
Das Ober Landesgericht von Pommern. 


Euer Excellenz beehren wir uns, anliegend den uns unterm 
2.0. M. in dem Proceß des Kaufmanns A, et Cons, wider das 
Bauamt in B. zugefertigten Original» Bericht des Ober Landes: 
gerichts in Stettin vom 27. Detbr. pr. und deffen Anlagen zuruͤck⸗ 
zufenden, und bemerken zugleich gehorfamft, daß Vedenken der 


Art, wie fie fi) in vorgedachter Sache wegen Zulaͤſſigkeit der Mer 


vifion ergeben haben, in der Regel bei Einleitung des Rechtsmit⸗ 
tels, von den inftruirenden Gerichten zur Zufriedenheit der Inter⸗ 
effenten befeiriget werden; fie fommen alfo Außer; felten bei uns 
zur Discuffion und wir fehen ung außer Stande, einen oder den 
andern fpeciellen Fall anzufähren, in welchem der fragliche Grund⸗ 
ſatz entſchieden iſt. 
Indeſſen haben wir lets das Princip beobachtet, daß wir 
bei erheblihem Zweifel über die Zuläffigkeit der Revifion das 


Rechtsmittel für zuläffig erfannt haben, und ſehr aweifelhafe 


dürfte der fraglihe Gegenſtand auch wohl mit KHinficht auf die 
Worfchriften der Procefordnung Tit. J. $. 36 u.f. Tit. 14. $.14 a. 
und Tir. 15. $. 1. — in der obigen Sache fein. 

Für die Richtigkeie der Annahıne jenes unfers Princips fpriche 
übrigens die Analogie der Werordnung vom 26. — 1825, Ge⸗ 


ſetzſammlung ©. 223. 


Berlin, den 11. Sanuar 1832, ° 
. Geheimes Ober» Tribunal. 


Der t von dem Königl. Ober: Landesgerichte in der Proceß⸗ 
fache des Kaufmanns A. et Cons, wider dad Bauamt in B. un: 
term 27.9. 5. erftattete Bericht ift dem Geh. Ober / Tribunal 
unterm 2. Decbr. v. J. zur gutachtlichen Aeußerung über das von 
dieſem Gerichtshofe in dergleichen Fällen beobachtete Princip zus 
gefertigt worden. 

Aus dem in Abfchrift beiliegenden Berichte des Geheimen 
Ober » Tribunal vom 11. d. M. wird nun das Collegium die Ans 
ſicht deſſelben entnehmen. 

Dieſer Anſicht tritt auch das Juſtiz-Miniſterium bei, und 
iſt daher nicht blos im vorliegenden Falle dem Rechtsmittel der 
Revifion zu deferiren, fondern auch in allen ähnlichen Fällen hier: 
nad) zu verfahren. 

Die dem Berichte vom 27. Octbt. pr. beigelegenen Acten er; 
folgen hierneben zurück, 

Berlin, den 20, Januar 1832, (v. K. J Bd. 39. ©, 156.) 
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I. 15. 8. 2. | 6: bei jährlichen Pei 
und ee ee —— —— A ng 


Auf die für den Zeller T. in deffen Rechtsſache wider die fürft, 
lich S'ſche Rentkammer unterm 30, v. M. eingereichte Vorſtellung 
wird Ihnen folgendes hiermit eröffnet : 

Der Streitgegenitand, zu deffen Entrihtung Ihr Macht⸗ 
geber verurtheilt worden ift, befteht dem Appellations » Eikennt: 
niffe nad, | 

1) in jährlichen Präftationen, - 
dem Hundegelde mit 3 gGr. 6 pf. jährllih, und dem Des 
venter fFuhrgelde mir 1 Rthlr. 18 gGr. jährlich, 
zufammen mit 1 Rehir. 21 gr. 6 pf. oder 
1 Rthir. 26 Sgr. MO! / pf. jährlich; 
2) in den Rüdftänden dieſer Leiftungen im Betrage von 
30 Rthlr. 6 gr. 12 deut. 

Der Eapitalswerth der jährlihen Präftationen iſt nach 130. , 

des Anhangs zur Gerichts» Ordnung und $. 2. Tir. 16, Th. J. 

mis 4 vom Hundert zu Capital zu rechnen und 

besräge mithin noch nicht 47 Rıhir. 15 Sgr. 
Hierzu der Ruͤckſtand mit 36 — 8 — 9Ipf. 


gerechnet, ergiebt die Summe von 83 Rthlr. 23 Sgr. 9 pf. 


Sie erwähnen zwar in Ihrer Eingabe noch eines Vorbehats meh: 
rerer Präftationen, allein theild enthalten die Überreichten Urs . 
theile im Tenor keinen ſolchen Vorbehalt; wenn er aber auch dars 
in enthalten wäre, fo fann gegen die Beltimmung eines Urcheils, 
welche dem Kläger eine Forderung zum befondern Proceffe vorbes 
hält, von dem Bellagten nie ein Rechtsmittel eingelegt werden. 
Die Streitfumme beträgt mithin blos 83 Rıhir. 23 Ser. 
. YO pf. und diefe bilder feinen reviſiblen Gegenftand ($. 129. des An; 
hangs zur 4. G. O.). Das Refeript vom 6. Juni 1800, wel 
het Rabe Bd. VI. $. 138. und Stengel ®b.X1IL ©. 347. 
anführen, har keine Gefegesfraft. Weberdies liegt, wie das Königl. 
Dber : Landesgericht mit Recht bemerkr, im vorliegenden Falle ein 
verfhiedenes Sacverhältniß vor. Das Referipe vom 10, Juni 
1829 har vorauggefegt, daß die Summe des Streitgegenftandes, 
falls die Negatorienklage der Verklagten als Reconventen zuge 
laffen worden wäre, ein revifibles Object bilde. Das Refcript 
vom 25. Febr. 1822 (Jahrb Bd. 19. ©. 173.) handelt nur von 
dem Falle, wenn es zweifelhaft ift, ob sumına revisibilis ına- 
jor oder minor vorhanden ill. Hier iſt der Gegenſtand unzweis, 
felhaft nicht revifible. Den Inhalt der Allerhöcften Cabineis⸗ 
Drdre vom 22, Juni (nicht 27. Juni) 1829, Gefegfammi. S. 51. 
haben Sie nicht richtig angegeben. Diefelbe beftimmt blos: 
daß alie Proceſſe über die Rechtsverhaͤltniſſe des ländlichen 
Srundbefiges ın denjenigen Landestheilen, für welche die 
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\ gr 
+ Sefege vom 21. April 1825 gegeben, und die nach biefen 
Geſetzen zu enıfcheiden find, fie mögen bei den Generals 
Commiſſionen oder vor den Gerichten anhängig fein, in 
dritter Inſtanz zur Eniſcheidung des Geheimen Ober :Tris 
bunals gelangen ſollen. | 
Die Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre verweift alfo dergleihen Pros 
‚ceffe nur für den Fall, da eine driste Inſtanz in Beziehung auf 
den Streitgegenftand zuläffiig ift, an das Geheime Ober: Tribus 
nal. Die von Ihnen in Bezug genommene Alterhöchite Cabinete⸗ 
Drdre vom 28. März 1832 enthält keine Beftimmung über das 
Rechtsmittel der Reviſion und ift daher für den vorliegenden Fall 
nicht anwendbar. Die Allerhöchfte Cabinets-Ordre vom 26. Aus 
guft 1825 ſetzt zwar feft: | 
„daß bei dem Verfahren über gutsherrliche und bäuerliche 
Negulirungen die Berechnung des Streitgegenftandes nach 
dem Sefammeberrage aller Leiftungen der mehreren Theil 
nehmer, welche den Gegenftand der Appellations- oder Res 
vifionsbefhwerden ausmachen, zugelegt werden foll.# 
Diefe Allerhoͤchſte Beſtimmung kann jedoch aus jenem Grunde 
Ihrem Mandanten nicht zu Starten fommen, zuvoͤrderſt deshalb 
nicht, weil hier nicht eine gursherrliche oder bäuerliche Reguli⸗ 
rung vorliegt, und demnächft, auch aus dem Grunde nicht, weil 
hier mehrere Theilnehmer nit vorhanden find, fondern allein 
‚die Verbindlichkeit des Zellers T. zur Leiftung der beiden Praͤſta⸗ 
tionen in lite war, 
. Das überreichte Heft Beilagen erfolgt zurück. 
Berlin, den 19 April 1833. (v.8.53.80.41. &.472.) 


I. a S. 22. 23. Aufzeichnung der Grände der Reviſtons-Erkennt⸗ 
EGEs iſt mehrmals nöthig geworden, die Gründe der Entfcheis 
dung in einzelnen Sachen aud) daun zu kennen, wenn der Fall, 
daß duae confurınes abgeändert worden, nicht vorhanden war, 
und aljo diefe Gründe den Parteien nicht mitgerheilt wurden. In 
ſolchen Fällen, befonders wenn erft längere Zeit nad) Abfaſſung 
des Erkenntniffes diefe Nothwendigkeit eintritt, kann e8 ungewiß 
werden, ob die von dem Referenten aufgeftellien Gründe, oder 
welche unter denfelben, oder welche andere vielleiht aus den Res 
Iationen nicht. hervorgehende Gründe, die Entfheidung haupıs 
fächlidy morivirt haben. Diefe Ungewißheie ift mit beteurenden 
Machtheilen verbunden und erſchwert jedenfalls die Ausarbeitung 
der Entſcheidungsgruͤnde, wenn fie gefordert werden. Damit 
nun dieſe Schwierigkeit für die Folge beſeitigt wird und jederzeit 
erjehen werden kann, welche Momente die Entfcheidung des Col 
legii hauptſaͤchlich herbeigeführt haben, find von jegt an in allen 
Fällen, wo bie Entſcheidungsgruͤnde nicht fofort den Parteien 


Als. Ger. Ordn. 15.6.2. 285 


mitgetheilt werden, entweder in der unter den Melationen; in 
denen fie angeführt werden, oder fonft durch kurze Angaben ders 
feiben, zu vermerken, oder jene Entſcheidungegruͤnde von einem 
der Referenten, wenn auch nur ihrem. wefentlichen Inhalte nach, 
Befonders abzufaffen und zu den Nevifionsacten zu legen. 

N den 24, Mai 1831, ’ 


das — Geheime Ober⸗Tribunal. 


Anliegend erhält das König. ꝛc. Abſchrift der Verfügung 
vom heutigen Tage, um fich bei Abfaffung der Ertenntniſſe drit⸗ 
ter Inſtanz gleichfalls danach zu achten. 


Berlin, den 24, Mai 1831. (v. K. J. Bd. 37. & 344.) 


1. 15. S. 23. Ubfaffung der Cuttartdungögtiud: bes Beheimen Ober: 
Tribunals. 
Das Koͤnigl. Geheime Ober» Tribunal kann auf den Bericht 
vom 26. Auguft c. von Befolgung der erıheilten Anmeifungen zur 
Feſtſtellung der Eniſcheidungsgruͤnde in allen Reviſions⸗Spruch— 
Sachen, nicht entbunden werden. Denn da das Collegium ſelbſt 
in. dem gedachten Berichte die Müßlichkeie der Anordnung aner— 
kennt; fo muß es diefelbe auch durchführen, und wird dies auch 
ſehr leicht moͤglich ſein, wenn das Collegium fi hierbei auf An: 
deutungen beſchraͤnkt, welche nur für künftige Nachfragen einen 
Leitfaden geben. In den meiften Fällen wird der einfache Vers 
mert, daß die Gründe des Ne» oder Eorreferenten adoptirt wor: 
den, genügend fein. Wo aber wichtige Zweifel über die Rechte⸗ 
gründe der Enıfcheidung obwelten, ift es für die Sache felbft und 
für kuͤnftige Fälle von der größten Wichtigkeit, daß der Gerichte 
hof fich ſelbſt vSllig über die Gründe auftläre, aus melchen eine 
Entſcheidung in letzter Inſtanz ergeht. Auch erfordert das, eigene 
Anfehen und die Würde des Collegiums, daß Fällen, wie fie 
fhon vorhanden waren und in welchen die Gründe des-Urıheils 
nicht ermittelt werden konnten, und die Mes und Correlationen 
als nicht zuverläffige Quellen diefer Ermittelung vom ‚Collegium 
felbft bezeichnet wurden, vorgebeugt werde. Das Zufliz; Minis 
fterium hat aber, feibft wenn diefe Arbeit zuweilen zeitraubend 
fein follte, zu den rähmlichft befannten Sefinnungen und zu der 
Dienfianhänglichkeit und dem Dienfteifer ſaͤmmtlicher Herren Ge 
beimen Ober / Tribunalräthe das feite Vertrauen, daß fie einer 
foihen Mühe zum Beften der Nechtepflege ſich gern unterziehen 
werden. 

Dem Königl. Geheimen Ober : Tribunal wird es hierbei noch 
ganz befonders zur Pflicht gemacht, in den Sachen, wo Es cons 
forme Erkenntniſſe abändere, und den Parteien Gründe geben 
muß, auf die Ausarbeisung derfeiben, fobald es Zweifel über 
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Mechteprincipien entſcheidet, die größte Aufmerkſamkeit zu vers 
wenden. 
.. Denn, wenngleih Präjudicien Beine bindende Norm für die 
Gerichte find, fo erfordert es dod das Wohl der Unterthanen, 
daß beim hoͤchſten Gerichte feine Schwankungen über die Anwen» 
dung der Gefege in zweifelhaften Fällen eintreten, und die Mürs 
de und Ehre des Gerichtshofes felbit erheifcht es, daß Er wichtige 
zweifelhafte Nechtsgrundfäge mir der größten Sorgfalt unterfuche 
und abfaffe, und durch die folchergeftalt abgefaßıen Gründe und 
die darin entwickelten Grundfäge den Ihm nachgeordneten Se; 
richten und den Parteien Belehrung und Ueberzeugung gewähre, 
und zugleich auch zur Beförderung der Rechtswiſſenſchaft und der 
Sefeggebung beitrage. Alles dieſes befchränke fi keinesweges 
auf Erkenntniffe, woburd der hoͤchſte Gerichtshof die überein- 
ſtimmenden Erkenntniffe-der vorigen Inſtanzen abändert, fondern 
triet auch bei beftätigenden Tribunals » Ureheilen ein, und ift bei 
diefen oft noch norhwendiger. ‘Denn das Königl. Geheime Ober; 
Tribunal fann füglih aus ganz andern Gründen, wie die fruͤ— 
hern Inſtanzen, beftätigen und felbit die Gründe der legtern vers 
werfen und dennoch beftätigen, und dadurch zu der Meinung vers 
anlaffen, daß der oberfte Gerichtshof diefe von ihm vermorfenen 
Gründe angenommen und gebilligt habe, und dadurd denfelben 
das Anfehen und den Werth von Gränden beilegen, — die vom 
Tribunal ſelbſt und in der hoͤchſten Inſtanz angenommen worden. 
Dies würde um fo nachrheiliger fein, als die Präjudicien des Kös 
nigl. Geh. Ober » Tribunals, — was fehr wichtig und nüglic und 
möglichft zu befördern ift — durch Rechtsſchriften befannt gemacht 
werden, und die Gerichte angemwiefen find, in den Fällen, wo 
das Königl. Geh. Ober s Tribunal conforme Erkenntniffe abändert, 
Abſchrift derfelden zum Juſtiz⸗Miniſterium einzufenden und das 
von bei der Reviſion der Geſetze Gebrauch zu machen. 

Es wird daher dem Königl. Geheimen Ober : Tribunal anı 
heim gegeben, noch außerdem bei fih ein Präjudictenbuch anzu: 
legen, um durch daffelbe die fo noͤthige Einheit in den Entſchei⸗ 
dungen zu erhalten. | 

Das Zuftiz, Minifterium hat zu dem oberften Gerichtehofe 
der Monarchie und zu jedem feiner Mitglieder das Vertrauen, 
daß e6 denfelben fammt und fonders erfreulich und angelegen fein 
wird, ohne Ruͤckſicht auf die daraus vielleicht enıftehende, vers 
haͤltnißmaͤßig immer nur geringe Wehrarbeit, den obgedachten 
auf das Intereſſe der Gefeggebung, der Nechtepflege, der Nechts: 
wiffenfhaft und der Parteien ſich gründenden Anforderungen mit 
gewohnter Sorgfalt und Gründlihkeit zu genügen. 

Berlin, den 30. Novbr. 1831, (v. K. J Dd.38. S. 331.) 
F 


An 
das Königl. Geheime Ober: Tribunal. 
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I. 16. S. 1. Richrerliche Erkenneniffe fonen nicht durch Minifteriale Res 
feripte, fondern im Wege der ordentlichen Mechrömittel oder Nullitära 
tags abgeändert, und Diejenigen, weiche Dabei geſehlt haben, geflraft 
werden. . 


Mein lieber Großkanzler von Goldbeck. 

Bei den aus Eurem Bericht vom 15. d, M. über die Beſchwerde 
des Grafen v. Cettner, ald Erbe der Fuͤrſtin Sulkowska, in Sa: 
hen wider die Fürftlih Anton v. Sulkowskyſche Tutel erfehenen 
Umftänden, finde Sch es ganz recht, daß das wider die deutliche 
Vorſchrift der Proceßordnung von der Regierung zu Deren abge: 
faßte Präclufions » Urtel wieder aufgehoben worden, und habe darı 
nach auch den Bupplicanten mit feiner Beſchwerde abgemwiefen. 
Da es indeffen immer zu einer bedenklihen Willkuͤhr, die in Ju— 
ſtizſachen fchlechterdings nicht Start finden muß, führen Kann, 
wenn Erkenntniſſe durch bloße Reſcripte für unkräftig erklärt wer- 
ben koͤnnen; fo muß diefes hinfüro ganz wegfallen, und dafür“ 
geforgt werden, daß in Fällen, wo ein Gerichtshof, wie in dies 
ſem Falle gefchehen ift, gegen die deutliche Worfchrift der G. O. 
und mit Beifeitfegung des verordneten Verfahrens ein Erkenntniß 
abgefaßt hat, der dadurch gefränkten Partei entweder durch Ver: 
ftattung zur Appellation und Revifion, oder wo diefe Rechtsmit⸗ 
tel unzuläffig find, durch Zulaffung der Nullitaͤtsklage, Remedur 
verfchafft werde. Es ift aud nicht genug, daß das geſetzwidrige 
Verfahren caffirt worden, fondern es muß auch gegen den; oder 
diejenigen geahndet werden, die ſolches verfchuldet Haben, und 
den Parteien muͤſſen alle dadurch verurfachten Schäden und Ro: 
ſten von dem Schuldigen erflatiet werden. Da She nun diefen 
Punkt in Eurem Berichte nicht berührt, fo made Ich es Euch 

jur Pflicht, hierunter das Erforderliche nach der firengfin Ge > 
rechtigkeit zu verfügen. 
Sch verbleibe Euer wohlaffectionirter König 
Charlottenburg, den 11. Juni 1804. 


An Griedrih Wilhelm. 
den Gioßtanzler v. Goldbeck. (v.8. 3.0.40. S. 432) 


1.18. 8. 3 fola — — 
* -S on6s Proceffe Berechnung bed Streitobjeetes in Fnterventiond » und 
Das Kammergeriht berichtet über die Berechnung des 


Streitobjestes in Interventions » und Netentions Pro, 
ceſſen. 


Em. Excellenz ſehen wir uns veranlaßt, eine bei Gelegen⸗ 
heit des Rechräftreites des Branntmweinbrenners X. wider den Ka uf 
mann B. zwiihen dem Inſtructions- und dem Ober; Appellas 
tions» Senate des Kammergerichts entftandene Differenz in Be: 
tteff der Berechnung des Streitobjectes bei Anterventionds und 
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Retentions⸗Proceſſen zur hochgeneigten Entſcheidung gehorſamſt 
vorzutragen. * 

Der Inſtructions⸗-Senat unterſcheidet, wenn Sachen im 
Wege der Erecution in Befhlag genommen find und ein Drücter 
Eigenthumsrechte an demjelben behauptet, oder wenn Jemand 
wegen einer angeblichen Forderung Sachen retinirt und der Eigen: 
thuͤmer die Herausgabe derfeiben verlangt, zwei Fälle: | 

1) wenn der Werth) der abgepfändesen oder retinitten Gegen; 

ftände mehr beträgt, als die Forderung, wegen welcher die 

Execution vollſtreckt it, oder das Retentionsrecht ausgeübt 

wird, was namentlich fich häufig ereignet, fobald nur eine 

Sache Gegenſtand der Execution oder des Retentionsrech— 

tes iſt; — 

2) wenn der Werth der Sachen die Forderung nicht erreicht. 
Im erſtern Falle iſt der Inſtructions-Senat der Meinung, daß 
als Gegennand des Rechteſtreites nicht der Werth der Sachen, 
ſondern die Höhe, der Summe, weshalb die Beſchlagnahme ers 
folge ift, angefehen werden muß; denn das Intereſſe des Der: 
klagten ift offenbar nur der Berrag feiner Forderung, und andrers 
feits kann auch der Kläger durch Tilgung derfelben die Sachen 
auslöfen, und die Kreigebung erlangen, fo daß fein Intereſſe 
gleichfalls nur auf Höhe der vom Verklagten aufgeftellten Forde⸗ 
rung berechnet- werden kann. 

Bei den Retentions: Proceffen kommt noch der Umſtand bins 
zu, daß es fich in denfelben gar nicht um das Eigenthum der zus 
ruͤckgehaltenen Sachen, fontern nur um die Frage handele, ob 
der Verflagte die lefteren wegen einer Forderung zurücdzuhulten 
befugt ift. Gegenſtand des Proceffes ift alfo nicht der Werth der 
Sachen, fondern der Werth des Netentionsrechts, und dieſes 
kann wegen feiner accefforiihen Natur niemals höher fein, als 
der Betrag der Forderung, zu deren Deckung es ausgeübe wird. 

Sim zweiten Falle dagegen, wenn der Werth der in Beſchlag 
genommenen oder retinirten Sachen die Höhe der Forderung nicht 
erreicht, hat der Verkiagte nur auf Höhe des Werths der Eifer 
ten eine Ausfiht zur VBefriedigung, und andrerjeits kann der 
Kiäger, mie von felbft einleuchrer, rirmals auf ein Wehreres, 
als den Werth der Effecten, Anfprucd machen. Hier beftimmt 
fi) alfo der Gegenftand des Rechrsftreites nach dem Werthe der 
in Befchlag genommenen oder zurädgehaltenen Sachen. 

Der Ober » Appellations» Senat hingegen verwirft eine ſolche 
Unterfcheidung beider Fälle. Derfeibe berechnet vielmehr fters den 
Streitgegenſtand nach dem Werthe der Sachen, indem er am 
nimmt, daß dos Intereſſe des Klägers, da er die unbedingte Her⸗ 
ausgabe derfelben verlange, fid) auf den vollen Werth der Sa— 
chen belaufe, diefer mithin aud das objectum litis fei. Insbe— 
fondere laſſe fi) das Metentionsrecht, das ſaͤmmtliche zurückgehal 
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Weiſe ırennen. 

Diefe Anſicht Hat allerdings den Umftand für fi, daß, für 
Hald der Kläger mit feinem Anſpruch auf Freigebung der Sachen 
zuräcdgemwiefen wird, und zur Ausläfung berfelben nicht vermoͤ⸗ 
gend genug ift, für ihn ein gänzlicher Verluſt der Sachen eintritt. 
Es if jedoch zu erwägen, daß bei einem demnächftigen Verkaufe 
der Sachen der Ueberf(uß der Auctionsloͤſung über die Forderung 
des Verklagten unbeftritten dem Kiäger gebührt, fein Sinterefie 
in dem Proceffe alfo in der That nicht dem vollen Werthe der Efs 
fecten, fondern nur ber vom Gegner behaupteten Forderung gleich 
zu fegen ift. 

Eine Vereinigung über das zu beobachtende Princip, wel⸗ 
ches bei der Feftfiellung der Competenz' des Inſtructions⸗ und des 
Dber : Appellations » Senats, insbefondere aber-audy bei der Zu⸗ 
läffigkeit der Rechtsmittel und der Berechnung der Koften von 
Einflug ift, hat zwifchen den beiden Senaten des Kammergerichts 
nicht erreicht werden können ,. und indem wir daher die Entfcheis 
dung der ftreitigen Frage Ew. Excellenz erleuchtetem Ermeſſen 


ganz gehorfamft anheim ftellen, bitten wir ehrerbietigft, diefe . 


Eniſcheidung hochgeneigreft befchleunigen zu wollen, indem von 
derfelben die Spruchvorlegung der inzwifchen eingegangenen auf 
diefe Frage Bezug habenden Sachen abhängt. 

Zugleich fügen wir zur vollftändigen Ueberficht der Sache bie 
Acten in Sachen des Kaufmanns B. wider den Branntweinbrens 
ner A., welche zu diefer Differenz Veranlaffung gegeben haben, 
nebft den von beiden Senaten erlafjenen Berfügungen gehorfamft 
bei. Berlin, den 21. Juni 1832. = 


Bei der von dem Königl. Kammergericht im Bericht vom 
21, uni c. dem Juſtizminiſter vorgelegte Frage: 
ob in einem Vindications-Proceſſe, wenn der Beklagte, 
ohne den Eigenthumsantrag des Klaͤgers zu beſtreiten, die 
Herausgabe der Sache wegen einer, den Werth derſelben 
nicht erreichenden Geldforderung verweigert, der Werth der 
Sache ſelbſt, oder der Betrag der Geldforderung den Maaß—⸗ 
ſtab fuͤr das Streitobject abgebe? 
kann der Juſtizminiſter nur der Anſicht des Inſtructions⸗Senats 
beipflichten, daß es lediglich auf den Werth der Forderung an 
kommen fann.. Deren Zahlung oder Nichtzahlung ift allein dass 
jenige, worüber geftritten wird. Nicht das Object der Klage, 
fondern das Dbject des Streites ift feftzuftellen, welches immer 
nur dutch die Art der Einlaffung des Beklagten beflimmt wird. 
So wie bei Klagen auf Geldfummen der Berrag des eingeräums 
ten Theil derfeiben außer Berechnung bleibt, fo fcheider au - 
hier die Frage über das nn oder den Werth der geforders 
VI. 19 
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ten Sache aus, und mern der Kläger in einem ſolchen Kalle un: 


terliegt, fo gefchieht es — wie dies eine forgfälrige Redaction der 
Urtelsformel auch ausdrücken müßte — immer nur bedingt, in: 
dem die Herausgabe der Sache lediglich von der Zahlung der vom 
Beklagten geforderten Summe abhängig gemacht wird, welche 
fomit das ganze Intereſſe des Klägers in Gelde darftellt. 

Berlin, den 6, Juli 1832, (9.8. J. Bo. 39. S. 385.) 


L,18.8.4. 
18.5 a 2. —— Richter des Interventionsproceſſes iſt der 

Dem Königl. Stadtgerichte wird auf die in dem Berichte 
vom 18. v. M. geftellte Anfrage: 

ob in der Interventions-Proceßſache der verehelichten ©. 

zu PD. wider ihren Ehemann und den Bauer R. zu ©. der 

Interventionsſtreit von dem Königl. Stadtgerichte oder dem 

Land» und Stadtgerichte zu Jacobshagen eingeleitet werden 

muͤſſe, 
zum Beſcheide ertheilt, wie kein Bedenken daruͤber obwalten kann, 
daß der Richter der Hauptſache auch der competente Richter des 
Interventionsproceſſes ſei. 

Dies ergiebt ſich aus den Vorſchriften der $$. 1. 4 und 6. 
Tit. 18. der Proceßordnung, auf welde zurückgegangen werden 
muß, da der $. 16. Tit. 24, wegen des Verfahrens bei den in der 
Executions⸗Inſtanz erhobenen Eigenthumsanſpruͤchen auf die Bes 
fimmungen über die Hauptintervention verweift. Mac dem 
nämlichen Grundſatze ift auch bereits durch das Nefeript vom 5. 
März 1823 (Zahıb. Bd. XXI S. 276.) das Forum der In— 
terventionsprocefie feftgeftellt worden. 

Hiernah muß es bei der Verfügung des Königl. Ober : Lans 
desgerichts zu Stettin vom 19, September d. J. fein Bewenden 
behalten. 

Berlin, den 1. Novbr. 1833. (v. K. J. Bo.42. S. 313.) 


J. 19. S. 16. Das Forum reconventionis ift nicht Begränder, wenn 
der Wiederfläger den anfänglich erhobenen Keconventionsanfprudh nicht 
verfolgt bar, und denfelben nach abgeurtelter Convention wieder aufnimmt. 


Der Schmiedemeifter G. zu Poſen befchwert ſich in einer 
unter dem 2, d. M. eingereichten Worftellung darüber, 
daß das Land; und Stadtgericht zu Thorn eine von dem 
Gutsbeſitzer H. gegen ihn angeftellte Klage im Einverftänds 
niffe mit dem Königl. Ober » Landesgerichte zu feiner Cogni⸗ 
tion gezogen, und nicht vielmehr dem Friedensgerichte zu Por 
fen, als dem ordentlichen perfönlihen Gerichtsftande des 
Verklagten, uͤberwieſen hat. 
Nach Inhalt der gleichzeitig aͤbergebenen Beſcheidung des Koͤnigl. 
Ober/Landesgerichts vom 17. v. M. wird der Grund zu jenem 
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Verfahren darin gefest, daß der von dem H. ventilirte Anfpruch 
bereits früherhin bei Gelegenheit eines. zwifchen beiden Theilen vor 
dem Land; und Stadtgerichte zu Thorn obgeſchwebten Procefies 
per modum reconvenlionis angebracht und dadurch das forum 
begründet fei. Wenn gleich diefer angeführte Grund durch die 
Vorfchrift der A. G. O. Th. J. Tir. 19, $. 16. als Regel gerecht: 
fertige erſcheint, fo tritt doch, nach der ſich mehrfach ausſprechen⸗ 
den Abficht des Gefeges, eine Ausnahme ein, wenn der Wieder 
klaͤger den angemeldeten Reconventions anſpruch im Fortlaufe der 
Convention nicht verfolgt hat, vielmehr das in conventione ers 
gangene Erkenntniß längft rechtskräftig geworden und zur Voll 
ziehung gebracht ift. Jene Abficht geht unverkennbar dahin, nicht 
nur die Vervielfältigung der Proceffe, fo wie den damit verfnüpfs 
ten Zeit» und Kojtenaufwand (cf. $$. 9 und 22. der Einleitung) 
möglichft zu vermeiden, fondern auch ein fchnelleres Befriedi⸗ 
gungs- und Ausgleihungsmirtel für die Parteien, fo wie eine 
vollftändigere Ueberficht ihrer fireitigen Werhältniffe fuͤr den ins 
firuirenden und erfennenden Richter, herbeizuführen. In dieſem 
Sinne fhreibt denn auch die A. G. D. vor: 
daß meder die Convention durch die Reconvention, noch die 
letztere durch die erſtere aufgehalten werden ſoll (<it, 19. 
$. 13.), daß eine nach Ablauf des in conventione ange 
ftandenen Sjnfiructionstermins gerägte Reconvention ledig: 
lih an des Wiederflägers ordentliche Obrigkeit zu vermeifen 
($. 16. ibid.); | 
daß die Fortfegung eines angefangenen, aber demnächft 
liegen gelaffenen Rechtsſtreits mitteift Neaffumtion des Pros 
ceſſes nicht zu geſtatten, fondern als ein neuer Proceß anzu: 
fehen und zu behandeln ift (Tier, 20, $. 20 in fine), 
Bon vorftehendem Geſichtspunkte ausgegangen, fehlte e8 im vor, 
liegenden Falle an einem zulänglihen Grunde, die Cognition der 
von dem H. gegen den G. angeftellten neuen Klage dem ordent: 
lichen Richter des Verklagten zu entziehen, und fie zu dem früs 
bern Serichtöftande der Condention zurücd zu weifen. Denn das 
der Befchwerde des G. beigefügte, in conventione ergangene 
Erkenntniß hat bereits feit länger denn anderthalb Jahren die 
Rechtskraft befchritten, und — fo wenig eine aus einem und dem: 
feiben Gefchäfte entfprungene und von dem Verklagten zwar 
senpeftiv angezeigte, demnächft nicht weiter profequirte Gegenfor⸗ 
derung (cf. Tit. 19. $$. 1 und 5.) nach bereits abgeurtelter Sache 
bei dem foro der Hauptfache würde reaffumirt werden fönnen, 
eben fo wenig darf die Reaffumirung einer liegen gelafjenen eigent; 
lihen Reconvention (cf. $. 9. ibid.) in dem frühern Gerichts; 
ftande blos aus dem Grunde der vormaligen Nechtshängigkeit ge 
fkartet werden. Dies fcheint auch der ꝛc. H. felbft eingefehen au 
haben, indem ı er den jegt formirten Anſpruch mittelft einer förm: 
| 19 * 
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lichen neuen Klage angebracht, und das forum des Landı und 
Stadtgerichts zu Thorn nur durch das Anführen: 

daß der Werklagte dafelbft Bürger und Eigenthuͤmer fei, 
zu begründen gefucht hat. 

Wenn nun gleich der von dem G. geführten Befchwerde, 
um beshalb weil bereits ein Erfenntniß in der Sache ergangen 
ift, nicht durch ein bloßes Meinifterial: Refsript hat abgeholfen 
werden können, und bderfelbe daher lediglich auf die gefeglichen 
Rechtsmittel in der Inſtanz verwiefen worden, fo hat doch der 
Suftizminifter nicht Umgang nehmen mögen, dem Königl. Ober: 
Landesgerichte zu feiner künftigen Direction vorftehende Eröffnung 
zu machen. Ä 

Berlin, den 26. Nov. 1833. (v.8.5.8.42. &.314 — 316.) 


1. 21. S. 2 folg. 
a Sr REDEN U um Armmehr unleke, Derfs 

Dem Königl. Ober : Landesgerichte wird die von dem Juſtiz⸗ 
Sommiffarius, Landgerichtsrath A. dafeldft, Namens des Kaufe 
manns ®., in der Sache des ehemaligen Juſtiz-Commiſſarius 
€. wider benfelben, unterm 30, v. M. bier eingereichte Beſchwer⸗ 
de in Abfchrife (Anl. A.) mit dem Eröffnen zugefertigt, daß der 
Suftizminifter ſolche nad der Entwidelung des Supplikanten 
allerdings begründet findet. - 

Das Armenvecht begänftigt den dazu Werftatteten wegen der 
Koſten nur in Beziehung auf das Gericht, nicht auf den Gegner. 
So wenig die Motorietär der Armuth einer Partei einen Grund 
abgeben kann, die Erecution gegen diefelbe wegen der Koftenfors 
derungen des Gegners nach $. 39. Tier. 23, der Proceßordnung 
zu verweigern, eben fo wenig kann diefe Qualität des Klägers 
denfelben von der $- 1 u. f. Tit. 21. der Procefordnung vorge 
ſchriebenen Eautionsleiftung entbinden, zumal das Gefeg $. 2. 
L c. die Perſonen, welche davon befreit find, ausdruͤcklich auf 
‚zahlt, ohne der Armen zu erwähnen, vielmehr den Fall des Un- 
se... nad $. 11. als Bedingung des Cautions⸗Eides aufs 


t. 

Das Collegium hat daher, wenn nicht andere Bedenken ent⸗ 
gegenſtehen, ohne Ruͤckſicht auf die im Reſcript vom II. Novem⸗ 
ber 1817 aufgeftellte abweichende Anſicht, den Cautions⸗Antrag 
des Beklagten lediglich nach den Vorſchriften des Tit. 21. der Pro⸗ 
ceßordnung zu behandeln. 

Berlin, den 13. April 1832, 


A. 
(Tit.) 
Der ehemalige Zuftiz», Commiffarius €. hat gegen den Kaufs 
mann B. wegen angeblicher Beleidigungen geklagt und das com⸗ 
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petente Untergericht perhorrefeirt, dadurch aber das Koͤnigl. Ober: 
Landesgericht hierſelbſt veranlaßt, die Inſtruction und Entſchei⸗ 
dung der Sache ſchon in erfter Inſtanz vor ſich zu ziehen. De 
Verklagte ift deshalb gendthige gewefen, hier einen Mandatar zu 
beftellen, und verlangt nun zur Dedung feiner außergerichtlichen 
Koften vom Kiäger die Beftelung einer angemeffenen Eaution 
eventualiter Abteiftung des Cautions⸗Eides, und, wenn er fi) 
dazu nicht verftehen will, Repofltion der Acten. Das Königl, 
Ober = Landesgericht.hat ihn jedoch, nad) Ausweis der in Abfchrift 
beiliegenden Berfügungen vom 28. v. und 20. d. M., mwiederhos 
lentlich damit zuruͤckgewieſen, weil Kläger notorifh arm fei, und 
ein Armer nach dem Refcripte vom 11. Movbr. 1817 (v. Kamp 
Jahrb. Bd. 10. ©. 245.) nicht einmal den Cautions-Eid zu leis 
fien brauche. Das Generalifiren von Meinungen, welche in Vers 
anlaffung eines fveciellen Falles gelegentlich geäußert worden, iſt 
indeß, meines befheidenen Dafürhaltens, immer bedenklich, bes 
fonders dann, wenn ihnen, wie dem allegirten Referipte, augens 
ſcheinlich mehr Billigkeit als ſtrenge Rechteprincipien zum Grun⸗ 
de liegen. Schon der Umftand, daß darin gleichzeitig auf die 
Faffung des Armeneides im $. 34. Tit. 23. Ih 1. der A. ©. D. 
und auf $. 39. dafelbft, welche doc einen Gegenfag bilden, zur 
Unterſtuͤtzung einer und derfelben Anficht Bezug. genommen wird, 
muß gegen die Nichtigkeit der legtern Zweifel erregen. Denn nad) 
$. 39. hat das erlangte Armenrecht auf die Verpflichtung zur Er: 
ftattung der außergerichtlichen Koften des Gegners gar feinen Ein: 
fiuß, der Armeneid bezieht ſich alfo blos auf die fonfligen Proceßs 
koſten, und diejenige Partei, die durch den $. 39. gegen eine zu 
weite Ausdehnung des Armenrechts geſchuͤtzt werden foll, kann 
unmöglich gleichzeitig in dem legtern felbft und namentlich in der 
Morm des Armeneides einen Schuß für ihr Necht finden. Webers 
dies hat der Kautions» Eid hauptfaͤchlich den Zweck, Gewißheit 
zu eriangen, daß der ihn Leiſtende, alles angewandten Fleißes 
ungrachtet, die verlangte Caution durch Buͤrgen oder Pfaͤnder 
nicht beſtellen koͤnne ($. 11. Tit. 21. Th. J. A. ©. O.), und da⸗ 
von ſteht in der Norm des Armeneides kein Wort. 

Dazu kommt noch im vorliegenden Falle, daß C., meines 
Wiſſens, den Armeneid bis jetzt nicht geleiſtet hat, und wenn er 
ihn geleiſtet hätte, auch $. 11. alleg (der wohl nur auf Perſo⸗ 
nen Anwendung leider, die fih zum Armenrecht qualificiren) durch 
das Reſcript vom 11. Noobr. 1817 für. gänzlicdy aufgehoben ge: 
achtet werden könnte, er dennoch wenigſtens aufgefordert werden 
mußte, eine angemeffene Caution dur Buͤrgen oder Pfünder 
($. 183 u.f, Tit. 14. Ih. 1. A. L. R.) zu beſtellen, weil auch) 
einem Armen es nicht unbedingt unmöalich iſt, Buͤrgen zu flellen 
oder Pfänder zu ſchaffen ($. 72. Tir. 20. CH. J. ML. R.) Das 
Königl, Ober Landesgericht will indeß auf nichts eingehen, hält 


# 


294 Allg. Ger. Ordn. 1.23. 9.3.4. 


vielmehr den ganzen Ziften Tit. des I. Th. der A. G. O. für un= 
anwendbar auf Arme, und geht aljo nod weiter, als die von ihm 
angeführten Gründe reichen, 
Em. Excellenz bitte ich daher ald Mandatar des Kaufmanns 
B. allergehorfamft: 
dem Königl. Ober: - Landesgericht hierſelbſt geneigteft aufgeben 
zu wollen, daß es dem Antrage meines Mandanten beferire 
und —* nach $. 5. 8. 10— 12. Tir. 21, 9.1.9.6. O. 
verfahre, 
In tieffter Ehrfurcht 
1 Ew. Ereellenz 
unterthänigfter Diener 


| 1 
Marienwerder, den 30. Maͤrz 1832, (v.8.5%.%.39.&.390.) 


1. 23: S- 3. No. 2. Reeurs wegen des Koſtenpunktes gegen Appella⸗ 
tlons⸗Erkenntniſſe. 

Dem Koͤnigl. Ober-Landesgerichte wird die, mittelſt Ger 
richts vom 30. uni c,, zurückgereichte Befchtwerde des Unterfoͤr⸗ 
ſters N. zu N. in feiner Proceßſache mit der unverehelichten N. 
Hierneben remittirt, Daß der Mecurs wegen des Koftenpunfts 
auch gegen Appellationserkenntniſſe Statt firide, iſt bereits in der 
Verfügung vom 19. Mai 1828 (Jahrb. Bd. 31. ©. 275.) ans 
genommen, und hiernach auch für die Folge zu verfahren. Daß 
dabei der Betrag der Koften nicht die Nevifionsfumme zu erreichen 
braucht, verfteht fih von ſelbſt, da fonft nicht blos der Recurs, 
fondern felbft das Rechtsmittel der Neviflon zuläffig fein wuͤrde. 
Wenn $. 6. Tir. 23. Th. J. A. ©. O. die Compenfation der Kor 
ften bei einer Abänderung des eriten Erkenntnifjes verordnet, fo 
fest dies doch voraus, daß die definitive Entſcheidung fetöft 
eine Abänderung erleide; dies ift aber hier, wenn der Eid abge: 
leistet wird, nicht der Fall, da es alsdann lediglich bei dem Er; 
kenntniß erfter Inſtanz verbleibt. Dffenbar hat hier, wie die 
Gründe der Entfcheidung ergeben, der Appellationsrichter den Eid 
als einen deferirten angefehen. Daß nun diefer Eid nicht ſchon 
im Laufe der Inſtruction abgenommen, fondern zum Erkenntniß 
geftellt worden, daraus kann nicht die Folge hergeleitet werden, 
daß die Koften compenfirt werden müflen. Es muß daher bei der 
Verfügung vom 17. Mai c. lediglich fein Bewenden behalten. 


Berlin, den 3. Auguft 1830, (v.8.3.%d.36.&.151.) 


J. 23. N. 4. Die Roten der — gehoͤren gu denen der Ins 
firwetion. 


Dem Königl. Ober : Landesgerichte wird die Befchwerde des 
Dber ; Landesgerichterach T. vom 29. v. M., 
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wegen der in feiner Rechtsſache wider die Lientenants v. R. 

und v. W. von ihm erforderten Koften, 
originaliter mit dem Eroͤffnen zugeferrigt, daß der Juſtizmini⸗ 
fter diefelbe begründet finder. Zu den Koften der Inſtruction eines 
Proceſſes gehören auch die der Beweisaufnahme, und wenn auch 
Diejenige Partei, welche diefe Beweisaufnahme in Antrag bringt, 
angehalten werden fann, zur Beftreitung der Koften derfelben 
einen Vorſchuß zu beſtellen, fo folgt doch daraus noch nicht, daß 
fie im Fall erkannter Compenfation der Koften audy als Extrahent 
zur alleinigen Tragung der Koften diefer Beweisaufnahme ange 
fehen werden muß. Diefe Koften, wohin aud die Gebühren 
und Auslagen der Zeugen und Sacverftändigen gehören, find 
vielmehr eben fo, mie alle übrigen Koften, im Fall der Compens 
fation von beiden TIheilen zur Hälfte einzufordern, und im Fall 
eine Partei fie bereits vorſchußweiſe berichtige hat, dem Antrage 
auf Erftattung der Hälfte von der Gegenpartei Statt zu geben 
und wegen Einziehung derfelben das Erforderliche zu verfügen. 

Berlin, den 5. Octbr. 1830. (v. 8. 3. Bo. 36. &. 317.) 


EN 2 

1.23. S. 25. No. 9. Berechtigung der Untergerichts⸗-Juſtiz⸗Eommiſſa⸗ 
rien, Reiſekoſten für die in zweiter Inſtanz bei dem Obergerichte abgehal⸗ 
tenen Infeuctionds Termine von ihren Mandanten zu fordern. = 


Die von dem Juſtiz / Commiffarius R. zu 3. in der zc. Pros. 
ceßſache erhobene Beſchwerde, 

uͤber verweigerte Feſtſetzung ſeiner Reiſekoſten zu dem in 

zweiter Inſtanz hier in Berlin abgehaltenen Termine, 
findet der Juſtizminiſter nicht unbegruͤndet. 

Wenn es auch richtig iſt, daß die Parteien, deren Proceſſe 
in erſter Inſtanz vor Untergerichten verhandelt wurden, zur In⸗ 
ſtruction des Appellatorii bei dem Obergerichte — wenn ſich fols 
ches nicht an demſelben Orte befindet, — ihre Aſſiſtenten nur aus 
der Zahl der beim Obergerichte ſelbſt zur Proceß⸗Praxis berech⸗ 
tigten Juſtiz⸗Commiſſarien erwaͤhlen ſollen 

(A. G. O. Th. I. Tit. 3. $. 14. Tit. 25, $. 27. 28.)3 
fo liegt der Grund diefer Beftimmung, wie aus der Ausnahme 
in der legtern Gefegftelle im Wergleih mit den Beftimmungen 
des $. 25. No. 9. lit. b. Tit. 23. Th. I. der A. ©. O. deutli 
hervorgeht, doch nur darin, weil der Gegner verpflichter iſt, der 
obfiegenden Partei die erweislich nothwendig geweſenen außerges 
Proceßkoſten zu erflatten. ($. 27. Tit. 23. TH. I. der 

.G. 9.) 

Wenn daher der Juſtiz⸗Commiſſarius R. die Feftfegung 
feiner Reijekoften, Behufs deren Einziehung von der Gegenpar; 
tei, verlangte, fo würde das Königl. Kammergericht allerdings 
berechtigt und verpflichtet geweſen fein, die Feftfegung und’ Eins 
ziehung diefer Koften, auf den Grund der Beflimmungen unter 
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No. 9. lit. b. $. 25. Tit. 23. Th. I, der A. ©. O., zurückzumeis 
fen. Kat aber, wie bier der Hal ift, eine auswärtige Partei 
ihren Sachwalter in erfter Inſtanz, auch zu ihrem Affittenten in 
zweiter Inſtanz erwählt, und iſt diefer vom Obergerichte zur Afs 
fiften; der Partei zugelaffen worden, fo fann auch das Oberges 
richt den ſich auf ein Vertragsverhaͤltniß gründenden Anfpruch 
des Alfiftenten auf Erftattung feiner Reifekoften von Seiten feis 
nes eignen Mandanten, dem er affiftirt hat, nicht verwerfen und 
die Seftfegung der Reiſekoſten nicht verweigern. 

Hiernach hat das Königl. Kammergericht die früher zurück 
gewiefenen Anträge des Zuftiz -Commiffarius R. nochmals zu 
prüfen und denfelben zu befcheiden. | 

Berlin, den 28. Aug. 1832. (v. K. J. Bo.40.S. 214.) 


I, 23. . 22. Un an \ 5 137. i 
a. auf u 2% von —— ee 
Ihre Anfrage vom 16. Auguft c. wegen der, einem Juſtiz⸗ 
Commiſſar aus dem Vermögen von Pflegebefohlenen für Betrei⸗ 
bung ihrer Proceſſe zu bewilligenden Gebühren ift zu allgemein 


geftellt. 

Ein Zuftiz: Commiffar kann bei den von Vormundſchaften 
‚geführten Procefien auf verfchiedene Weiſe berheilige fein; hier, 
nad find aud feine Anfprüche auf Gebühren für feine Bemuͤ⸗ 
Hungen und Arbeiten bei Führung der Proceffe verfchieden. 

L Sf der Zuftizs Commiffar dem Gegner einer Bormunds 
Schaft bedient, fo fteht ihm das Recht zu, alle zuläffigen Gebuͤh⸗ 
sen und Auslagen 

entweder von feinem Mandanten, oder, wenn die Vor⸗ 

mundfchaft zur Koftentragung verurtheilt worden und feine 

gefeglihen Einwendungen entgegenftehen (Anmerf. 2, zum 

1. Abſchn. der Allg. Gebühren: Tare für Juſtiz⸗Commiſſa⸗ 

rien), auf den Grund feiner Proceß⸗ Vollmacht 

$. 31. Tit, 3. der Proc. »Drbn., und 
$. 105. Tit. 13. Th. J. des A. L. R., 

von der Vormundſchaft unmittelbar einzuziehen, ohne Um 

terfchied, ob fie zu den vermögenden oder unvermögenden Ju 

zählen ift, wenn fih nur überhaupt ein Gegenftand vorfin⸗ 
det, woraus er feine Befriedigung erhalten fann. 

I. Sf der Juſtiz⸗Commiſſar einer armen Partei ald Man 
batar von Amts wegen zugeordnet worden, und die zur Zahlung 
der Koften verurcheilte Wormundfchaft völlig vermoͤgenslos, ſo 
erhält er feine baaren Auslagen — wohin jedoch Eopialien nicht 
zu rechnen ſind — aus der Salariencaffe des Gerichts, von wel 
chem er zugeordnet worden ift. | 

141. des Anh. zur Allg. ©, ©. 


# 
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Mefer. vom 19. December 1796. ' 
(Rabe’s Samml. Bd. 3, S. 646.) 

Reſcript vom 29. Mat 1829, 
(Jahrb. Bd. 33. &. 361.) 

Reſcript vom 23. December 1830. 
(Sahrb. Bd. 36, &. 329.) 

III. Wenn dagegen ein ZYuftiz: Commiffar die Gerechtfame 
einer Wormundfchaft in deren Procefien wahrnimmt, fo koͤmmt 
es hinfichts feiner Gebühren eines Theils auf fein Verhaͤltniß zur 
Bormundfhaft, andern Theils darauf an, ob er die Gebühren 
von der Vormundſchaft oder von dem Gegentheil uns 

1) Iſt der Juſtiz⸗Commiſſarius ſelbſt wirklicher Vormund 
der Pflegebefohlnen, fo kann er fo wenig als eine andere 
Partei von dem unterliegenden Gegner informations und 
Inſtructions / Gebühren, fondern nur Verſaͤumnißkoſten und 
außerdem die baaren Auslagen nebft dem Honorar für fchrifts 
liche Auffäge und Ausarbeitungen fordern. 

6.137. des Anhangs zur A.G.D. - 
Reſcript vom 13. Mär, 1797, 
(Rabe’s Samml. Bd. 4. S. 40.) 
Refeript vom 17. September 1813. 
(Zahrb. Bd, 3. ©. 26.) 
Daſſelbe kann er aus dem Vermögen der Mündel fordern, 
Reſcript vom 25. März 1831. 
(Jahrb. Bd. 47. S. 69.) 
jeboh nur dann, wenn die Vormundſchaft nah Maaßgabe 
der Beſtimmungen bes $. 2. unter No. 14, der Einleitung zur 
Allg. Geb.» Tare vom 23. Aug. 1815 zu den vermögenden gehört. 

Außerdem hat er nur Anſpruch auf Erftattung der wirklichen 
baaren Yuslagen aus dem Vermögen der Pflegebefohlnen. 

2) Beſorgt der Juſtiz⸗Commiſſarius nicht als wirklicher Vor⸗ 
mund, fondern als Litiscurator einer Vormundſchaft deren 
Rechtsangelegenheiten, fo kann derfelbe bei Proceffen : 

a) aus dem Vermögen ber Pflegebefohlnen — wenn die Vor: 
mundfchaft zu den vermögenden gehört — alle fonft zus 
läffigen Gebühren eines Juſtiz-Commiſſarius verlangen, 
da bei Litiscuratoren die bei Wormündern dur ben 
6. 137. des And. zur A. ©. O. angeordnete Beſchraͤnkung 
der Beftimmungen des $.262,. Tir. 18. Th. II. des Allg. 
L. R. nicht eintritt, mithin diefe legtern Beftimmungen 
zue Anwendung kommen. 

Iſt die Vormundſchaft unvermögend, fo fann auch der Li— 
tiscurator nur wirklihe baare Auslagen aus dem Vermögen der 
Pflegebefohlnen verlangen. j 
 — b) ®on dem unterliegenden Gegner kann dagegen der Lirie: 

euraror feine vollen Gebühren fordern, inſoweit nicht die 


, \ 
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in der zweiten Anmerkung zum I. Abfchn. der Allg. Geb. ; 
Tare enthaltenen Beftimmungen eine Aenderung begrün« 
den. Denn es koͤmmt zunächft darauf an: 
ob die Zuordnung eines Zuftiz: Commiffarius als Litis⸗ 
curator nöthig geweſen ift; 
wenn 3. B. der Proceß an einem andern entfernten Orte, 
als wo ber Vormund wohnt, geführt wird. Außer bie 
ſem Falle muß der Vormund feldft den Proceß führen, 
und kann als Partei bei Objecten der erften drei Colonnen 
feine Srftattung für die an den Litiscurator gezahlten 
Gebühren vom Gegentheil fordern. 


3) Hat der Zuftiz: Commiffarius ald Vormund oder Litiscuras 


tor nicht nur das Sintereffe der Pflegebefohlnen, fondern auch 
zugleich anderer Theilnehmer, 3. B. überlebender Ehegatten 
und überhaupt majorenner Miterben, bei den Proceffen als 


Mandatar wahrgenommen, fo find diefe in allen Fällen ver: 


pflihtet, den Juſtiz ⸗Commiſſar hinſichts feiner Gebühren 


‚und Auslagen auf ihren Antheil zu befriedigen. 


6$. 74. 234. 235. 238 — 241. 247. 257 — 259, Tit. 13. 
TH J. des A. L. R. 


4) Iſt ein Fuſti, Commiſſarius einer Vormundſchaft vom Ge⸗ 


richt, bei welchem der Proceß ſchwebt, als Mandatar von 
Amts wegen zugeordnet worden, ſo kann er 


a) vom Gegentheil, wenn dieſer unterliegt und an ſich zur 


Erſtattung der Mandatarien-Gebuͤhren verpflichtet iſt 
(III. 2. litt, b.), feine a und Auslagen vollſtaͤn⸗ 
dig fordern, 


b) von der Vormundſchaft aber nur dann, wenn folche zu 


‚den vermögenden gehört. Bei armen Vormundſchaften 


find dem Juſtiz-Commiſſar eben fo, ald wenn er auf 
Grund des $. 44. Tit. 7. Th. Ill. der A. ©. O. einer un: 
vermögenden Partei zugeordnet worden ift, die baaren 
Auslagen — mit Ausnahme der Copialien — aus der 
Sulariencaffe des Gerichts, von welchem er zugeordnet 
worden ift, zu bezahlen. (11) 


5) Hat endlich ein Juſtiz-Commiſſar den Proceß einer Wors 


mundfchaft als deren mwirkliher Mandatar geführt, fo tre—⸗ 
ten die allgemeinen gefeglihen Beſtimmungen wegen Zahr 
lung und Eritattung der Mandatarien » Gebühren ein. 


Iſt die Vormundſchaft, von welcher der Juſtiz-Commiſſarius ein 
Mandat freiwillig übernommen hat, fo unvermögend, daß er nicht 
einmal die baaren Auslagen aus dem Vermögen der Pflegehefohl; 
nen oder vom Gegentheil erhalten fann, fo.ift dennoch für die 
Salariencaffen der Gerichte feine Verpflichtung vorhanden, ihm 
die baaren Auslagen zu bezahlen. 


(Heer. v.29 Mai 1820. Jahrb. &b. 33. &. 361.) 


Berlin, den 30. Septbr. 1833, (v. 8. J. Bd. 42. S. 166.) 


\ 
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1. ER $. 13%: Gebäßren eines Wormundes in 


Der $. 137. des Anh. zur A. ©. D., defien Anwendung der 
Bericht des König. Ober» Landesgerichts vom 4. v. M. zum Ge; 
genftande hat, muß als eine cheilweife Abänderung des $. 262, 
Tier. 18. IH. II. des A. L. R. angefehen werden und als das 
ipätere Geſetz überall zur Anwendung kommen, ſowohl, was vie 
vom Gegner zu erflattenden Koften, als die, welche der Mündel 
den Vormunde, der zugleich Juſtiz-Commiſſarius ift, zu erftarten 
hat, betrifft. Der Juſtiz ⸗Commiſſarius fann demnach auch ge 
gen den Muͤndel nicht Koſten liquidiren, welche er nicht vom Geg⸗ 
ner erftattet verlangen kann. ’ 


Berlin, den 25. März 1831. (v. 8.3.%0.37.©.69,) 


l, 23. . 25. Anhang s. 137. Sebähren eines Jufiz-Commiffartus 
als Bormund im Proceffen und andern Geſchaͤften. 

Die Beftimmung des $. 262. Tit. 18. Th. Hr des A. L. R. 
wird durch den $. 137. Anh. zur A. G. O. in fo meit mobdificirr, 
daß auch ein Juſtiz⸗ Commiſſarius, der ald Vormund Proceffe führe, 
nur eben die Gebühren liquidiren fann, welche er, wenn von 
Betreibung feiner eigenen Angelegenheiten die Rede ift, zur Er—⸗ 
fattung vom Gegner würde haben liquidiren können. Ein Med: 
reres kann er auch feinem Euranden nicht in Rechnung ftellen, 
da anzunehmen ift, daß man eben bei feiner Wahl zum Vormunde 
auf fein Verhältniß als Juſtiz Commiſſarius Rädfiche genommen 
und danach das ihm fonft zugubilligende Honorar beſtimmt haben 
wird, Dies Honorar dient aber jedenfalls als Vergeltung für 
alle übrigen nicht proceffualifchen Arbeiten des Wormundes, und 
es it daher ganz unzuläffig, ihm außer den baaren Auslagen noch 
für einzelne Berichte u. f. w. befondere Gebühren zu bewilligen. 


Mit Ruͤckſicht auf diefe Grundfäge und die in der anliegend 
jurüd erfolgenden Eingabe des N. N., fo wie in dem Berichte des 
Koͤnigl. Pupillen : Collegii vom 22 Maͤrz c. angeführren Umitän: 
de, ‚würde das Juſtiz⸗-Miniſterium ein Honorar von 300 Rthlr. 
jährlich neben den Gebühren, wie fie $. 437. Anh. zur A. ©. 9, 
einem Zuftiz: Commiffarius als Wormund zubilligt, und den vors 
fommenden baaren Auslagen an Schreibgebühren, Diäten, Reis 
fetoften u. f. w. für angemeffen halten, und wird das Collegium 
autoriſirt, dem x. MN. N., als Rechtsvormund der ıc. B— fchen 
Minsrennen, ein folhes mit Vorbehalt einer anderweitigen Re 


Yulirung feiner Remuneration nach Ablauf von fünf Jahren, zu 
bewilligen. 


Berlin, den 31. Maͤrz 1831. (v. K. J. Bo. 37. ©.334.) 
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1. 23. 8. 25. Anhang $. 138. : | ne 
M — no u mat un BEER. OR 


Auf Ihre Eingabe vom 18,9. M. in Ihrer Rechtsſache 
wider den Hauptmann v. d. N. N., wird Ihnen eröffnet, - daß 
der Juſtizminiſter die Anficht des Ober » Landesgerichts zu Mas 
rienwerder theilt, daß, wenn eine Partei in zuläffigen Fällen durch 
le Bevollmächtigten, der nicht Juſtiz⸗Commiſſarius ift, die Zus 

ruction eines Procefies abwarten läßt, die nad $. 138. Anh. 
zur A. G D. von einem ſolchen Bevollmächtigten zu liquidirenden 
Reiſe- und Zehrungstoften nicht nad den Standesverhältniffen 
der Partei, fondern nach denen des Bevollmächtigten zu liquidiren 
find, wobei jedody das Maaß der einem Zuftiz-Commiffarius zuges 
billigten Säge nicht Überfchritten werden darf. Es folgt diesmal 
dem leitenden Grundſatze, daß Reife: und Zehrungstoften nur 
Erfag wirklich gemachter Verwendungen fein, nicht aber Geles 
genheit zu einem dadurch etwa zu erlangenden Vortheil abgeben 
foden. | 
‚ Der $.138, Anh. zur A. G. O. ſteht diefem Grundfage: 
nicht entgegen, da er nur beſtimmt, welche Arten von Koften li: 
quidirt werden können, die Höhe der Saͤtze aber nicht feftftellt. 
Berlin, ge 13. Juli 1830. (v. K. J. Bo.36.S. 190.) 


n 
den Herrn Kreis⸗Juſtizrath Schullbzz 
zu Neuenburg ın Weftpreußen. 


I, 23. 8. 25. Anhang $. 138. Ein Stadt +» Syndieus darf keine 


Mandatariengebühren zur Erftattung vom Gegner liquidiren. 

Dem Magiftrat zu Hirfchberg wird auf die Anfrage vom 
26,0. M. zum Beſcheide ertheilt, daß der Juſtizminiſter dem 
Magiftrate feinesweges die Befugniß zugeftehen kann, bei Pro: 
cefjen der Stadtcommune, in welchen deren Gegner zur Koſten⸗ 
tragung und refp. Eritattung verurtheilt worden ift, für die Ge 
ſchaͤfte des Syndicus die Mandatariatsgebühren und Copialien 
nach der Sporteltage für Zuftiz» Commiffarien zur Erftattung von 
dem Gegner zu liquidiren. Der Magiftrat und deffen Syndicus 
ſteht zu der Stadtcommune, für welche er die Proceffe führe, nicht 
in dem Verhältniß eines Zuftiz: Commiffarius zu feinen Machtge⸗ 
ber, fondern er ift der gefegliche Stellvertreter der Stadtcommune; 
er vertritt fie als deren Beamter. Daraug folgt, daß die Stade 
commune für die Arbeiten ihres Syndicus eben fo wenig als eine 
andere Partei für die eigne Führung ihrer Proceffe Gebühren liqui⸗ 
diren darf. Der $.138. des Anh. zur A. G. O. rechtfertigt die Ans 
ficht des Magiſtrats zu Hirfchberg nicht; wenn wenn man aud den ” 
Syndicus zu den andern Rechtsverftändigen rechnen könnte, wovon. 
jenes Geſetz ſpricht, fo kann er doch nicht mehr Koften liquidiren, 
als die Paitei felbft, die ev vertritt, wenn fie perſoͤnlich erſchiene. 
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Nah $. 27. Tit. 23. TH. I. der A. ©. O. können von den 
außergerichtlichen Koften einer Partei nur diejenigen zur Erſtat⸗ 


tung liquidirt werden, welche wirklich verwendet morden und deren 


Aufmendung zum Betriebe der Sache nothwendig oder nüßlich ges 
weſen find. ö 

Es laͤßt ſich aber hinſichts der fir den Syndicus zu liquidis 
renden Mandatariarsgebühren nicht behaupten, daß fie au dere 
Hleihen, zur Erftattung geeigneten außergerichtlidhen Koften ge 
Hören; denn bezieht folhe die Stadtcomune felbft, jo fällt der 
Begriff einer Auslage weg. Sollen aber die Gebühren dem Syn: 


-dicus überlaffen werden, ohne daf foldhe von der Stadtcommune 
bezahlt werden, fo ift nicht nur feine Nothmwendigkeit der Verwen - 
dung, fondern auch die Verwendung felbft nicht vorhanden. Dars 


aus, daf der Magiſtrat und ins beſondere deffen Syndicus, von 
der Stadtcommune unterhalten wird, folgt noch feine Berechti⸗ 
gung der letztern, in ihren Proceſſen von den Gegnern einen Beis 
srag zu diefen Unterhaltungefoften zu fordern, denn die etwa vors 
handenen befondern Werabredungen über die Stellung der Stadt, 
commune zu dem Magiftrate und deſſen Mitgliedern können 
das rechtliche Werhältniß der legtern zu dritten Perfonen eben 
» wenig als die allgemeinen Grundfäge über Koftenerftartung 
ndern. 


Die Berechtigung des Fiscus, von dem Gegner die Erſtat⸗ 


tung der Mandatariengebuͤhren auf den Grund des Reſcripks vom 


5. Sebr. 1823 (Jahrb., Bd. 21. &. 289.) zu fordern, koͤmmt 
allerdings auch den Stadtcommunen zu Statıen. Es folgt dars 
aus aber nur, daß, wenn die Stadtcommune oder der Magiftrat, 

als verwaltende Behörde, einem Juſtiz⸗Commiſſarius die Führung 
eines Proceffes hat auftragen müffen, der Magiftrat auch die 
Erftattung der Mandatariatsgebühren destegtern von dem fuccums 


“ birenden Gegner zu fordern befugt ift. 


« 


. 


&o wenig dagegen eine Regierung für die bei ihr ſelbſt oder 
ihrem Juſtitiarius nothwendig geweſenen Arbeiten und Schreibe⸗ 
reien eine Vergeltung zu fordern berechtigt iſt, eben ſo wenig iſt 
dies hinſichtlich der bei dem Magiſtrat oder deſſen Syndicus noth⸗ 
wendig geweſenen Arbeiten und Schreibereien der Fall. Die in 
Bezug auf den Koͤnigl. Fiecus durch den $. 16. Tit. 6. Th. 3, der 
A. G. O. hinſichtlich der Fiskaͤle, und den 8. 241. des Anh. zur 
A. G. O. hinſichtlich gewiſſer Eopiauen hierin gemachte Auẽenahme, 
kann auf andere Perſonen und Parteien nicht ausgedehnt werden. 


— 


Nach dieſen Grundſaͤtzen, welche übrigens den Beſtimmungen 


der Reſcripte vom 13. Octbr. und 12. Novbr. 1794 — Nabe’s 
Sammlung Bd. 2. ©. 721 — - entfprechen, hat fih der Mur 
giftrar zu achten. 

Berlin, den 6. Novbr. 1832. (v. K. J. Bo.40. S. 538.) 
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| 1. 23. $. 2). Anhang }. 138. Gebühren , Reifes und ‚Qebrunge: 


toften der Affitenten und Bevollmächtigten in Proceffen, welche nit 
Juſtiz ⸗ Sommiffarien find. 

Auf Ihre in den Proceßſachen des Schulen K. wider ben 
Kahnſchiffer H. und des Steindruders L. wider den Kirchenpaͤchter 
©. in den Vorftellungen vom 18.d, M. über das Juſtizamt 
Uckermuͤnde geführten Befhwerden, eroͤffnet Ihnen der Juſiiz⸗ 
miniſter Hiermit, daß keine derſelben für begründet erachtet wer, 
den fann. | 

Denn was: | 

A. die Liquidirung Ihrer Reife und Zehrunskoſten in den 
‚Fällen betrifft, wenn Sie als Affiftent der Parteien in ihren Pro: 
ceffen Reifen unternehmen, fo können Sie feinesweges die für 
wirkliche Zuftiz « Commiffarien in Abfchn. I. No. 4. der Gebühren; 
tare für diefelben zuläifigen Säge fordern, fondern nur, wie das 
Auftizamt Udermünde und das Ober» Landesgericht zu Stettin bes 
flimmt haben, die Abſchnitt IV. No. 26, der Gebührentare für 
fämmtliche Untergerichte bewilligten Säge liquidiren. 

- Das Refer. vom 29. Mai 1820. (Jahrb. Sp. 16. &. 18. 
geſtattet zwar, daß den Affiftenten, weiche abwefenden Parteien 
in Proceffen vom Gericht zugewiefen worden, die Gebühren eines 
Suftiz: Commiffar ganz und refp. zur Hälfte zugebillige werden 
tönnen; daraus folgt aber noch feinesweges, daß dieſe Affiftenten 
auch die nach dem Stande und den gefammten amtlihen Verhaͤlt⸗ 
niffen der Juſtizcommiſſarien abgemeffenen Säge an Reife, und 
Zehrungskoſten für auswärtige Geſchaͤfte verlangen können. Sie 
find vielmehr nur befugt, von ihren Mandanten diejenigen Säge 
an Reiſe- und Zehrungskoften zu fordern, welche diefe von dem 
zur Erftattung der Koften verpflichteten Gegner wieder verlangen 
können. Nach $. 138. des And. zur A. ©. D. kann eine Partei 
fuͤr andere Nechtebeiftände. melde nicht Juſtiz -Commiſſarien find, 
nur diejenigen Koften liquidiren, welche die den Proceß perſoͤnlich 
betreibende Partei zu verlangen berechtigt ift. 
Wenn gleich diefer Anhangs » Paragraph aus dem Reſcript 
vom 20, Dctbr. 1801 entnommen, und dies in Webereinftimmung 
mit der Anmerkung 3. zu Abfchn. I, der Gebührentare für Juſtiz⸗ 
Eommiffarien nur von folhen Bevollmächtigten fpricht, welche auf 
den Grund einer vermurheten Vollmacht na Th. I. Tit. 3. $. 25. 
der X. G. O. und Th. J. Tir. 13. $. 119 u. f. des A. L. R. in den 
Proceffen zuzulaffen find, fo iſt demnach der $. 138 des Anhang 
nach feiner ganz allgemeinen Faffung nicht nur auf dieſe, fondern 
auf alle andern Bevollmächtigten und Affiftenten, welche nicht 
Suftiz» Commilffarien find, anzuwenden, infofern nicht durch bes 
— Verfügungen Ausnahmen feſtgeſtellt find, wie dies ber 
onders: 


Allg. Ser. Ordn. 1. 23. $.27. And. 5.137. 303 


a) Hinfichts der Gebühren für die, abwefenden Parteien zuge: 
wiefenen, pre Affiftenten durd) das Reſcript 
vom 29. Mai 1820 und 

b) hinſichts der ig den Megierungen beftellten Mandatarien 
nad Th. III. Tit. 6. $. 16. der A. G. DO. und nad dem Re 
feript vom 5. Febr. 1823 (Jahrb. Bd. 21. ©. 289.) 

der Fall iſt. 
Ä So wie aber die Partei felbft vom Gegner ihre nothwendigen 

Reiſe- und Zehrungstoften erſtattet Tann, fo darf fie 

aud nad) No, 7. $. 25. Tit. 22. Th. L. der A. ©, D. die Reife: 
und Zehrungskoften der zuläffigen Bevollmächtigten, welche feine 
Suftiz» Commiffarien find, liquidiren, Ä 

Die Höhe diefer Keife und Zehrungskoften fowohl für bie 
Partei, als für die Bevollmächtigten, welche keine Juſtiz⸗Com⸗ 
miſſarien find, beſtimmt nur die allgemeine Gebührentare für 
ſaͤmmtliche Untergerichte in Abſchnitt IV. unter No. 26. Daß 
aber bei der Höhe diefer für den Bevollmächtigten. verwendeten 
Reiſe- und Zehrungstoften nur auf den Stand des Mactgebers 
Ruͤckſicht zu nehmen fei, und daß dabei das Maaß der einem 
Juſtiz Commiſſar zu bewilligenden Säge nicht überfchritten werden 
dürfe, iſt bereiss in dem Reſcripte vom 13. Juli 1830 ausge: 
fproden worden. (Jahrb. Bd. 36. S. 190.) 

B. Fuͤr Befchleunigungsgefuche eines Affiftenten oder Juſtiz⸗ 
Commiſſar in der Executions⸗Inſtanz Pönnen eben fo wenig, als 
für dergleichen Geſuche im Laufe der Inſtruction, außer den Copias 
lien, aud noch Gebühren liquidirt werden. Die allgemeine Ge: 
buͤhrentaxe für Juſtiz-Commiſſarien vermeifer bei No. 20. Ab: 
fchnitt I. auf No. 8. deffelben Abſchnitts, und daraus folge unbe, 
denklich, daß nicht für jede Anzeige und Worftellung in der Erecus 
tions: Sinftanz, fondern nur für folche, welche nothmwendig find, und 

wirkliche Materialien enthalten, die unter No. 8. beftimmten Ge 

bührenfäge liquidire werden können. 

Der Inſtizminiſter findet daher das Verfahren der Gerichts: 
behoͤrden bei Feftfegung und Ermäßigung der liquidirten Gebah⸗ 
ren den geſetzlichen Vorſchriften voͤllig angemeſſen. 

Berlin, den 28. Decbr. 1832. (v. K. J. Dd. 40. S. 542.) 


1. 23. 8. 27. Anhang 8. 137. —— stberedrigumg der Jus 


Riss Sonmiffarten ald Wormänder in vermögenden Guratelen und ihren eis 
genen Proceffen. 


Bei abfchriftliher Mittheilung der Beſchwerde des Juſtiz⸗ 
Eommiffarius ©. zu J. vom 26 Octbr. c. in der B’ihen Vor⸗ 
mundfchaftsfache, wird dem Königl. Obers Landesgerichte eröffnet, 
daß der Juſtizminiſter den in der Verfügung vom 2. Auguft d. 5. 
entwickelten Anfichten des Collegiums nicht beitreten kann, Er 
ift zwar damit einverftanden, Daß ein Jufiz »Commiffarius ale 
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Vormund in einer, von dem Gericht als unvermoͤgend bes 
Handelten Vormundſchaftsſache, weder für die vormundfchafte 
liche , noch für andere Correſpondenz, namentlich auch nicht für 
die in Pioceffen feines Curanden geführte Correſpondenz, Schreibs 
gebühren als baare Auslagen aus dem Vermögen der Curanden 
verlangen- ann, inden: die Führung dieſer Correfpondenzen zu 
den Pflichten des Wormundes gehört, und jeder Wormund, der 
ſelbſt ſchreiben ann, diefe Correfpondenz auch feldft führen kann, 
hierzu aber namentlich jeder Juſtiz » Commiffarius verpflichtet iſt. 


Dagegen ift es billig, bei vermögenden Euratelen 
nad) andern Grundfägen zu verfahren. Das Honorar, welches 
ein Zuftiz: Commiffarius als Wormund- erhält, ift nur flatt der 
Gebühren für feine Bemühungen beftimmt, mein nicht bei deffen 
Bewilligung befonders ausgeſprochen worden ift, daß ed auch ale 
Entſchaͤdigung "für alle baare Auslagen des Wormundes gelten 
folle. Fehlt diefe Beſtimmung, fo behält der Wormund einen 
Anfpruch auf Erftattung der baaren Auslagen, und zu biefen 
ſind bei einem Suftizs Commiffarius aud die Copialien für bie 

jenige Correfpondenz zu rechnen, welche er in der Reinſchrift nicht 
ſelbſt, fondern durch einen Abſchreiber hat beforgen laffen. Nach 
diefen Grundſaͤtzen ift das Reſcript vom 31. März 1831 (Jahrb. 
Bd. 37. &. 334.) erlaffen worden. | 

Hiernach hat das Königl. Dber » Landesgericht den zc. S. in 
der B'ſchen Vormundſchaftsſache anderweit zu beſcheiden. 

So wenig aber in Proceſſen eine Partei von dem Gegner 
die Erſtattung der Copialien als baare Auslagen zu fordern im 
Allgemeinen berechtigt iſt, da die Erſtattung der außergerichtli⸗ 
chen Koſten nach $. 27. ir. 23. TH. 1. A. G. O. nur dann 96 
fhehen muß, wenn deren Aufwendung nothwendig ober nüß 
Lich geweſen iſt, — eben ſo wenig können einem Juftiz Commiſ⸗ 
ſarius in ſeinen eigenen Proceſſen Copialien bewilligt 
und deren Erſtattung dem Gegner auferlegt werben. 

Berlin, den 14. Novbr. 1833. (0.8.5. 0.42. ©. 427.) 


1.23. 8. 31. — | 
en I ee 
Da des Königs Majeſtaͤt geruht haben, Allerhoͤchſtihren 
Willen, daß Niemand durch Entrichtung von Gerichts: und Un- 
terſuchungskoſten außer Nahrungsftand gefegt werden foll, wies 
derholentlich auszufprehen; fo wird diefe Allerhoͤchſte Beſtim⸗ 
mung ſoaͤmmtlichen Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden bekannt gemacht. 
Diefe haben auch ihre Unterbehörden anzuweiſen, nach diefer Al 
lerhoͤchſten Beftimmung fid auf das genauefle zu achten. 
Berlin, den 20, Octbr. 1830, (v. K. J. DD. 36. 8.316.) 


\ 
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Ei Dauarien d die & 
Eopialien aus ” lariencaffe rd ‚ Können die rfastung det 


Einige bei den Gerichten des Großherzogthums Pofen ange 
ſtellte Zuftizs Commiffarien haben in neuerer Zeit, wenn fie ars 
men Parteien zu Nechtebeiftänden zugeordnet worden, unter die, 
ihnen nach $. 141. des Anh. zur A. G. O. aus den Salariens 
caffen zu erſtattenden baaren Auslagen aud die Eopialien aufges 
nommen, und fie find ihnen zum Theil auch angemwiefen worden. 
Doc find Hierbei Bedenken darüber entftanden, ob die Schreib» 
gebühren der Juſtiz ⸗/ Commiſſarien wirklich zu den baaren Auslas 
gen zu rechnen find, auf deren Erftattung fie nach der aflegirten 
Geſetzſtelle Anfpruc haben. 

Da es, ſo viel uns bekannt iſt, hieruͤber noch an einer Be⸗ 
ſtimmung gebricht, ſo bitten wir Ew. Excellenz ehrerbietigſt, um 
bei allen Gerichten ein uͤbereinſtimmendes Verfahren zu erhalten, 

dieſe Beſtimmung zu erlaſſen. 

Wir ſind der Meinung, daß die Frage zu verneinen ſei. Zwar 
laͤßt ſich für die bejahende Anſicht anführen, daß im $. 3. der Eins 
leitung zur Alg. Gebühren: Tare für Suftiz» Commiffarien auch 
ber Copialien als baarer Auslagen, im Gegenfage zu den Ges 
bühren, gedacht wird, und daß im $. 141. des Anh. zur G. O. 
die baaren Auslagen ganz im Allgemeinen erwähnt find; allein 
wenn aud Schreibgebühren der Gerichte und der Juſitj / Coms 
miſſarien in zahlungsfaͤhigen Sachen den baaren Auslagen bei⸗ 
gezählt werden, wie dies beiſpielsweiſe aus Ew. Excellen; Erlaß 
an das Ober : Landesgericht zu Marienwerder vom 14. Mai 
pr. A. 3536. | 

v. Kamptz Jahrb., Heft 66. S. 365. (hier Bd. 5. ©. 130.) : 
hervorgeht, nad welchem bei nur theilweife einziehbaren Gerichts 
often die Stempel erft nach Berichtigung der baaren Auslagen 
an Porto, Eopialien und Snfinuarions » Gebühren beigebracht 
werden ‚follen,. fo geſtaltet fi, die Anſicht doch fehr verſchieden, 
wenn von Armenfachen die Rede if. Das Reſcript des — 
NT vom 1. Mai 1820. 

Jahrb. Hft. 30, &. 306. (hier Bd. 2. ©. 342.) 
enthält in diefer Ruͤckſicht au, daß in fisfalifchen Unterfuchuns 
gen die Gebühren, wozu auch Eopialien gerechnet werden, beim 
Unvermögen des Denunciaten niedergefchlagen werden, und wie 
in Armenfachen fortfallen follen, und daß es mit den andern Kos 
ften (baaren Auslagen) eben fo, wie im Eivilproceffe zu halten 
fei, die nach $. 36. No. 6. Tit. 33. Th. I. der G. D. aus ber 
Salariencaſſe des Gerichts vorgefchoffen werden müffen. 

Diefe Gefegftelle, auf welche ſich der $. 141. des Anhanges 
bezieht, ſcheint aud fon mit. fih zu bringen, daß die Juſtiz— 
Commiſſarien anf Erſtattung ihrer Copialien aus * la a 

vi, 


* 
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Salariencaſſen keinen Anſpruch haben. Denn ſie beſtimmt zu 
No. Lu. fi, daß die Gerichte da, wo eine arme Partei Extra⸗ 
bentin ift, gar feine Koften anfegen follen, Die Schreibgebuͤh⸗ 
ren find davon nicht ausgenommen. Zu 6. aber heißt es, wenn 
andere unvermeidliche baare Auslagen 3. B. Portogebühren aus⸗ 
ländifcher Gerichte sc. vorfommen, fo follen fie — allenfalls aus 
der Salariencaffe des Gerichts vorgefchoffen werden. Hieran 
ſchließt fih unmittelbar die Zeftfegung im Anhange: „gleicherges 
ftalt wird es mit ben baaren Auslagen der Zuftiz: Commiffarien 
in Armenfaden gehalten.” Die Stellung beider Beſtimmungen 
läßt daher entnehmen, daß die Yuftiz: Commiffarien nur diejenis 
gen baaren Auslagen aus den Salariencaffen erftatter erhalten 


. follen, die die Gerichte felbft daraus entnehmen dürfen, 


Noch minder zweifelhaft dürfte die Frage nach dem Inhalte 
des Reſcripts des Königl. Juſtiz-Miniſterii an das Kammerge⸗ 
richt vom 19. December 1796 — Rabe's Sammlung Bd. 3. 
©. 646. — bleiben, aus. welchem die Beftimmung im Anhange 
entnommen ift. Nach demfelben fol den Juſtiz· Commiſſarien nicht 
zugemuther werden, in Armenſachen, wo fie den Parteien mon 
Amts wegen zugeordnet worden, die baaren Auslagen zu tragen. 
Dergleihen — heißt e8 weiter — wirklich baare Auslagen, die 
doch nicht leicht in etwas anderm als adhihirtem Stempelpapier 
und verlegtem Poftporto beitehen koͤnnen, müffen entweder von 
der Stempeltammer wieder eingezogen, ‚oder aus der Salariens 
caffe vergätige werden. Wäre es die Abficht gewefen, den Juſtiz⸗ 
Eommiffarien auch die Erftattung der Copialien, als Auslagen, 
zuzugeftehen, fo wäre ihrer gewiß Erwaͤhnung gefchehen, da 
Schreibgebuͤhren der Rechtsanwalte in jedem Proceffe vorfommen, 
es mithin nahe lag, ihrer zu gedenken. Aber auch in dem Er⸗ 
laſſe Euer Excellenz an einen nicht benannten Suftiz : Commiffar 
rius vom 29. Mai v. J., der ald Erläuterung’ zu dem mehrges 
dachten $. des Anhangs in den 

Jahrbuͤchern Heft 66. S. 361. 
abgedruckt iſt, ift nur der aus der Salariencafje zu erfiattenden 
nothiwendigen baaren Auslagen der, armen Parteien zugeordne⸗ 
ten Juſtiz / Commiffarien, gedacht, und wir können nach diefem 
Alen nur annehmen, daß unter diefen Auslagen blos foldhe ge⸗ 
meint find, die auch nah dem gewoͤhnlichen Spradgebraudye 
darunter verftanden werden, nämlich wirkliche baare Zahlungen, 
nicht aber Schreibgebühren,, die nur bei Berechnung von gericht 
lichen und von Koften der Juſtiz-Commiſſarien, zum Unterfchiede 
von eigentlihen Taren und Gebühren, den Auslagen beigerech⸗ 
net zu werden pflegen. Als wirklich baare Auslagen Pönnen die 
Eopialien der Yuftiz: Commiffarien auch in der That nice anges 


ſehen werben, man müßte denn die fo geringfügigen Koften für’ 


Papier dazu rechnen wollen, die jedoch mit dem Satze von 
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28er. 6 Pf. fürden Bogen, der an Schreibgebühren paffirt , in 
gar keinem Verhäftniffe ftehen würden, Den Auftiz:Commiffarien 
ift im $. 44. Tir, 7. Th. III. der ©. D. zur Pflicht gemacht, auh 
armen Parteien zu dienen, weil ihnen die volljtändige Proceß— 
praxis eingeräumt iſt. Hierin liege ihre Entſchaͤdigung dafür, 
daß fie in Armenſachen nichts gewinnen, fie haben in diefen auf 
keinerlei Gewinn und nur auf Erftattung wirklicher Ausgaben 
Anſpruch, die denn der Staat aud) übernommen hat. 

Wir glauben endlih, daß wir fowohl die Praris der Ge 

richte anderer Provinzen, als felbft die Anficht der Mehrzahl der 
Saftiz: Commiffarien für uns haben, da den Mitgliedern unferg 
Eolegii aus ihren frühern Dienftverhältniffen vom Gegentheile 
nichts erinnerlich und auch bei den hiefigen Gerichten der Fall erſt 
neuerlich zur Sprache gekommen iſt. 
Mod) erlauben wir ung zur bemerken, daß es zur großen Bes 
läftigung der Salariencaffen gereichen toürde, wenn den Juſtiz⸗ 
Eommiffarien bei den häufigen Zudrdnungen in Armenfadyen die 
Eopialgebühren gezahlt werden follten, 

Ew. Ercellenz bitten wir 

“um hochgeneigte baldige Worbefcheidung, 
um die Gerichte der Provinz mit Anmweifung verfehen zu koͤnnen. 

Poſen, am 23. November 1830. 
Das Dder : Appellarionggericht. 
(Unterfchriften.) 


B. 


Die in dem Bericht vom 23. v. Ds zur Entſcheidung ges 
flellte Frage: 

ob Juſtiz ⸗ Commiffarien, welche armen Parteien als Man⸗ 

datarien zugeordnet worden, die Copialien mit den andern 

baaren Auslagen aus ben Salariencaffen erflartet verlangen 
tönnen? 
muß nad der Ausführung des Königl. Ober » Appellationegerichte 
verneinend beantwortet werden. 

Zu den Gründen, welche das Kollegium für diefe Meinung 
angeführe har, koͤmmt no, daß der $. 141, des Anhangs zur 
&.D., aus dem die entgegengefegte Meinung vertheidige wird, 
mie fon im Reſcripte vom 29. Mai 1829 (Jahrb. Bo. 33. 
S. 361.) angeführt ift, aus dem Reſcripte vom 19. Dec. 1796 
entfpringt, und in diefem fo wenig, als in dem daſſelbe veranlafs 
fenden Gefuche, der Coptalien Erwähnung gefchieht, fie atfo nicht 
unter den $. 141. gedachten baaren Auslagen begriffen find. 
Ueberdies begahlen die Juſtiz ⸗Commiſſarien nur in fehr felte: 
nen Fällen die Abfchriften, welche fie für ihre Parteien beforgen, 
--einzeln, und es erhält der zur Beforgung der Schreibarbiit ange 
ftellie Syreiber nicht mehr, wenn er Abſchrifien in Armienfagen 
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beſorgt, als wenn diefe nicht eintreten. Es iſt daher der Eopia, 
lienbetrag nicht als eine baare Auslage zu betrachten. 
Berlin, den 23, Der. 1830, (v. 8. J. 3d.36.©. 325.) 


An - 
das Königl. Ober « Appellationsgericht zu Pofen. 


1:23. 8. 39. h ' i 
— iſt wegen Mandatarlen / Gebühren der Au⸗ 

Auf Ihre in der Proceßſache der verehelichten N. wider den 
Dienſtknecht N. eingereichte Vorſtellung vom 2. d. M., worin 
Sie ſich darüber beſchweren, daß gegen den N. die Perſonal⸗ 
Execution wegen Ihrer Gebuͤhren und Auslagen nicht vollſtreckt 
worden iſt, wird Ihnen zuvoͤrderſt eröffnet, daß Sie als Juſtiz⸗ 
Commiffarius die Beſtimmung des $. 14. Tit. 1. Th. III. der 
A &: D. nice hätten unbeachtet laffen, und die Verfügungen 
des Land und Stadtgerichts dafelbft und des Ober » Landesgerichis 
zu M., gegen welche Sie Beſchwerde führen, in Urfcprift oder 
Abſchrift beibringen folen. Es bedarf jedoch in dem vorliegenden 
alle der Beibringung diefer Werfügungen nicht, da Ihre obige 
Beichwerde nach Ihrem eigenen Vortrage unbegründet if. Wenn 
es auch gegenwärtig, in Gemaͤßheit des Mefcripts vom 17. Fe⸗ 
bruar pr. a., nachgegeben worden iſt, daß die Gebühren eines 
Mandatarii binnen SJahresfrift von dem zur Erftattung verur 
theilten Gegner feines Mandanten beigetrieben werden können; 
wenn auch ferner für den Fall, da die Partei felbft die Erſtat⸗ 
tung von dem hierzu verurtheilten Gegner verlangt, in Gemäß 
heit des Mefcripts vom 18. Mai 1816 (Jahrb. Bo. 8. ©. 34.) 
und des Refcripts vom 26. April 1830 alle Grade der Erecution 
zuläffig find; fo ift doch ein Anderes anzunehmen, wenn der Mans 
datarius im Folge des Reſcripts vom 17. Gebr. pr. a. die Ein, 
ziehung unmittelbar von dem Gegner feines Clienten verlangt. 
In dem legtern Falle hat die Forderung noch immer unmittelbar 
die Qualität als Mandatarien : Koften, und es fireiter, wie, fchon 
im Refeript vom 9. Octbr. 1816 (Yahrb. Bd. 8. ©. 264.) ans 
geführt ift, ganz gegen die Preußiſche Gerichts: Verfaffung,, zur 
Deitreibung von Mandatarien: Koften den ‘Perfonalarreft als 
Erecutionss Meittel zuzulaffen. Zar iff in diefem Referipte nur 
von dem Falle die Rede, da die Gebühren von dem Mandanten 
felbft beigetrieben werden follen; ein Gleiches ift aber aus Gruͤn⸗ 
den der Sittlichfeit und des Anftandes auch für den Fall anzu: 
nehmen, da die Einziehung unmittelbar vom Gegner auf Ans 
trag des Juſtiz⸗Commiſſarius erfolgt. 


Berlin, den 27. Januar 1832, 
(v. 8. J. Bo. 39, &. 165.) 
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“ —— ‚inwiefern bie rmentechta zubelaſe nen berlonen dem 
Defer. vom 13. April 1832. (Zu Tit. 21, $. 2.) 


1. 23. g. 42. Svoortelfteiheit der Militairverſonen. 


Es iſt daruͤber Beſchwerde gefuͤhrt worden, daß dem Corps⸗ 
Gendarmen N. M. zu N. N. für die Aufnahme eines Teſtaments 
Gerichts, und Stempelgebähren abgefordert worden find, Die 
Aufhebung der Mititair » Gerichtsbarkeit in Civilſa hat in 
der, den Unterofficieren und Gemeinen zuftehenden Sportelfrei⸗ 
heit, in jo weit ihnen diefelbe früher zugeftanden hat, nichts ges 
Ändert. Da nun in der, der Verordnung vom 11. Dechr. 1802 
(nov. corp. Const, Tom. XI. ©. 1233.) beigeffigten Gebuͤh⸗ 
ren⸗Taxe, Abfchn. VI. a. Anmerkung, ausdruͤcklich beſtimmt ift, 
daß für die Srrihtung von Teftamenten von Militairperfonen, 
weichen gefeglich die Sportelfreiheit zuftehe, an Gebühren nichts 
genommen werden darf, fo ift au der N. N. dergleichen zu ent, 
richten nicht ſchuldig, und das dortige Stadtgericht von Seiten 
des Koͤnigl. Ober: Landesgerichts anzumweifen , die von ihm gefor, 
derten Koften niederzufchlagen. 

Berlin, den 14. Jan. 1831. (v. 8.3.%0,37. S. 100.) 


1. 23. S. 46. Fiscus eräge auch keine Subhaſtationstoſten. 

Auf den von dem Königl. Ober » Landesgericht unterm 26. 
v. M. in der Subhaſtationsſache des Erbpachtvorwerks MN. ers 
ſtatteten Bericht, wird dem Eollegio eröffnet, daß die Subha⸗ 
ſtationskoſten zwar, wie in Concurs⸗ und Liquidations ; Pro: 
ceffen, in Folge des A. L. R. Th. I. Tit. 20. $. 509. in der Re: 
gel aus der Maſſe berichtigte werden muͤſſen. Diefe Regel leider 
aber da eine Ausnahme, mo der Fiscus die Koften zu tragen hat, 
indem diefer die gänzliche Sportel : und ®tempelfreiheit genießt, 
fo daß ihn alfo au keine Subhaſtations koſten treffen koͤnnen. 
Man mag daher bei Auferlegung der Subhaftationskoften von 
einem Grundſatze ausgehen, von welchem man will, fo ergiebt 
doch immer das Refultat, daß, fobald hiernach Koften auf den 
Fiscus fallen, diefe, bis auf die baaren Auslagen, niederge 
ſchlagen werden müffen. 
| Hiernach har denn auch das Eollegium im vorliegenden Falle 


zu verfügen, 
Berlin, den 21. Octbr. 1831. (v. K. J. Bd. 38. S. 356.) 


I. 2. 3 46. Anh. F. 145. No. S. Umfang der Spotielfteihelt der 
Der Juſtizminiſter kann Ihre Beſchwerde vom 24. v.M. 


gegen die Verfuͤgung des Königl. Ober-Landesgerichts zu N. vom 


- 
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15. Mai c. in der Subhaſtationsſache des N'ſchen Geundtna 
nicht für begruͤndet erachten. 

Unvermögende Kirchen genießen nach dem Reſcript vom 29. 
Sjanuar 1827 (v. Kampk Jahrb. Bd. 39, &. 96.) hinfichts der 
Sportelfreiheit nur diejenigen Begünftigungen,, welche die Allg. 
G. O. den zum Armenrecht 'verftatteten Parteien berdilligt. Es 
muͤſſen daher auch die Beſchraͤnkungen dieſer Beguͤnſtigung ein⸗ 
treten, welche der $. 35. Tit. 23. Th. J. der A. G. O. vorſchreibt, 
muhin koͤnnen die ſchon bezahlten Koſten auch von Kirchen nicht 
zuruͤckverlaugt werden. | 

Mur dann, wenn ben Kirchen eine unbedingte gefegliche 
Sportelfreiheit zuftände, würden fie die bereits gezahlten Koften 
als ein indebitum zurädverlangen fännen; eine ſolche gefegliche 
Sportelfreiheit fteht aber den Kirchen nicht zu. Die Anlagen der 
Beſchwerde erfolgen hierbei zuruͤck. 


Berlin, den 22. Juni 1832. (0.8.3.0. 39. ©.450.) 
1, 23. $. 46. Anhang $. 143. No. 8. Gportelfreipeid der Ars 


menanftalten und milden Stiftungen. | 

Der Zuftizminifter tritt der von dem Konigl. Kammergericht 
in dem Berichte vom 14. v. M. aufgeſtellten Anſicht bei, nach 
welcher weder den Armenanſtalten und milden Stiftungen über: 
haupt, nod auch ſpeciell dem hiefigen Schindlerfchen Waifens 
hauſe eine Sportelfreiheit bei Handlungen der freiwilligen Ges 
richtsbarkeit bewilligt werden fann. 

- - Den Armenanftalten und milden Stiftungen ift eine Spor⸗ 
telfreiheit in allen ihren Nechtsangelegenheiten nirgends zugefichert 
worden; einzelne Anftalten diefer Art ausgenommen, wie z. B. 
in dem $. 79. des Landarmen- und Invaliden-Reglements für 
die Kurmark vom 16. Juni 1791. Vielmehr beſchraͤnkt fich die 
den Armenanftalten zugeficherte Sporteifreipeit nur auf die Pros 
ceſſe diefer Anftalten. 

Refeript vom 26 März 1810. > 
$. 145. No. 8, des And. zur A. ©. D. 
6. 8. No, 5. der Einleit. zur Allg. Gebuͤhrentaxe. 

Auch die Iegtere Beflimmung fann wegen des dabei erwaͤhn⸗ 
ten Reſcripts vom 26. März 1810, aus welchem der $. 145. des 
Anh. der A. G. D. gleichfalls entftanden ift, nur auf die Spors 
telfreiheit in Proceffen bezogen werden. _ 

In dem Falle, welcher zur Anfrage des Königl. Kammerges 
richts Veranlaſſung gegeben hat, unterliegt es überdies feinem 
Bedenken, daß, da die Intereſſenten, die Witwe des Geheimen 
Hofraths N. und das Schindlerfhe Waifenhaus, bei der Ceſſion 
über die Tragung der Koften nichts verabredet haben, die Eeden: 
tin nady$. 518. Tit. 20. Th. I. des A. L. R. und den Reſcripten 
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vom 22. Aug. 1812 und. 19. April 1817 (v. Kampg. Jahrb. 
Dd. 1. ©. 250. und Bd. 9. ©. 230.) die Hälfte der erwachfen, 
den Koften tragen muß. — 

Berlin, den 22. Juni 1832. (v. K. J. Bdo. 39. S. 451.) 


1. 23. 6 46. Den gerichtlichen Depoſitorien ſteht am ſich die Eyortelfrei« 
heit nicht zu. 
Dem Koͤnigl. Ober-Landesgerichte wird auf den in der Pros 

ceßſache des Fiscus als Vertreter der Depofltorien der Juſtizaͤm⸗ 

ter Q. u. ſ. w. wider die Gutsherrſchaft ©. unterm 11. v. Mis. 
erftasteten Bericht hiermit eröffnet, daß der Juſtizminiſter der 

"Meinung des Collegiums darin beitritt, daß den gerichtlichen Des 

pofitorien an ſich feine Sportelfreiheic zufteht. Es können daher 

aud den Klagen und Liquidationen, welche ein Koͤnigl. Gericht 
für fein Depofltorium, oder ein dem legtern beftellter fiskaliſcher 

Anwalt gegen einen :Depofital: Rendanten oder andere Königliche 

Beamten, in deflen Hände, vermöge feines Amtes, zum Depo—⸗ 

fitorium beftimmte Gelder gelangt find, oder resp. gegen deren 

Concursmaſſe wegen Defecte anftrengen, oder welche, zur Dedung 

folder Defecre, von dem Gericht oder dem fistalifhen Anwalt 

gegen einen Schuldner ded ungerreuen Beamten angeftrengt wer⸗ 
den — eine allgemeine Befreiung von Proceß» und resp. Liquis 

Dationg = und Communfoften nicht zugeftanden werden. ne 

Dies ift zwar bisweilen angenommen worden, well 
a) das Refcript vom 30. Octbr. 1809 (in Marhis Monats⸗ 
ſchrift ®d. 10. &. 114.) beftimmt, | Su. 
daß den gerichtlichen Depofltorien die Nechte öffentlicher, . 
mit fiskaliſchen Rechten verfehener Caffen nicht abgefpros 
chen werden fönnten, 
und weil | 
b) die $$. 398. und 429. Tit. 50, der Proc. »DOrbn. die Depo: 
fitaldefecte bei Koͤnigl. Gerichten unter den Forderungen des 
Fiscus aufführen. 

Allein eines Theils betrifft das Reſcript vom 30, Octbr. 1809 

nur die Anwendung bes $. 171. Tit. 51. der Proceß :DOrdn. auf _ 

die Vorladung der unbefannten Depofital; Sintereffenten; anderns 
theils kann der für die Anwendbarkeit jener, Sefegftelle in dem Re⸗ 
feript ausgefprochene Grund nicht als richtig anerkannt werden. 

Denn es läßt fidy durdy fein Geſetz nahmeifen, daß den gericht» 

lichen Depofltaicaffen im Allgemeinen fiekaliſche Mechte beigelegt 

ſeien. Auch ift in dem 6. 392. des Anh. zur A. G. DO. blos die 

Dispofition des Referipts vom 30. Octbr. 1809, nicht aber der 

irrige Grund aufgenommen worden. 

Daraus, daß den Depofitaldefecten Koͤnigl. Gerichte gleiche 

Vorzugsrechte im Eoncurfe mit den eigentlichen Askalifchen Ans 
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forädhen in den 55. 398 und 429, Tit. 50. ber Proceß : Orbn. beĩ⸗ 
gelegt worden find, kann noch nicht gefolgers werden, daß diefesz 
Defecten überhaupt undim Allgemeinen die Vorrechte des Fiscus 
und namentlich veffen Sportelfreiheit zufiehe. Die Forderungenz 
eines Depofitoriums an den Gemeinfchuldner bleiben aud bei 
Koͤnigl. Gerichten Eigenthum der einzelnen Depoſital ⸗Intereſſen ⸗ 
sen, und gehören nur dann zu den eigentlichen fiskaliſchen Anfprüs 
hen, wenn fie Depofitalgebühren, Zinsüberfchüffe und andere 
zu den Königl. Eaffen fließende Depofitalbeftände betreffen. 

Der ‚Umftand, daß die Forderungen des Depofitoriums im 
Allgemeinen von dem Koͤnigl. Gericht, oder von einem fiskalifchers - 
Anmalt deffen Depofitoriums, eingeklagt und resp. im Concurſe 
liquidirt werden, ift mie Ruͤckſicht auf $ 46. Tit. 23, der Proceßs 
Drdn. von keinem Eufluß auf die Sportelfreiheit der Depofltals 
forderungen, da dieje in der Regel zum Eigenthum einer Privat⸗ 
' partei gehören, | 

Aus diefem Grunde, und da nur der Fiscus hinfichts der zu 
feinen Eaffen fliegenden Hebungen von den Beiträgen zu den Comes 
munfoften befreit bleiben foll, kann auch der $. 531 Tie. 50. der 
Proceß : Drdn, auf Depofitaldefecte, welche für Privarperfonen lis 
quidire werden , keine Anwendung leiden. Vielmehr muͤſſen fich 
diefe nach $. 535. a. a. D. die Abzüge zur Berichtigung der Com⸗ 
muhloften, gleich jerem andern Gläubiger, gefallen laffen. 

Was dagegen die durch die Klagen und Liquidationen der ges 
richtlichen Depoſitorien erwachſenen gewöhnlichen Gerichtskoſten 
betrifft, ſo muͤſſen ſolche in der Regel bis zur Concursmaſſe ge⸗ 
ſtundet und hiernaͤchſt von dem Percipiendum des Depoſitoriums 
im Allgemeinen in Abzug gebracht, oder von dem Schuldner de} 
Depofitoriums, wenn diefer zur Tragung derfelben verurtheilt 
worden ift, eingezogen werden. Wenn aber die Depofitorien mit 
ihren Forderungen abgemiefeu werden, oder nicht zur Perceprion 
gelangen, fo muß bei Finforderung und Einziehung der erwachfes 
nen Gerichtskoſten nach moͤglichſt milden Srundfägen verfahren, 
und dabei auf die Vorfchriften der $$. 29 und 38. Tir. 23. der 
Proc. »Drdn. und des Reſcripts vom 10. Zuli 1816 (Jahrbuͤcher 
Bd. 8. ©. 37.) Rädfihe genommen werden, damit unnöthige 
Weitläuftigkeiten und Beſchwerden über zu große Strenge bei 
Einziehung der Gerichtstoften vermieden werden. 

Berlin, den 2. Mai 1833. (0.8.3. 80. 41.©. 247.) 


wa ube ır. 

Das Stadtgeriht zu Breslau befchwert fi in der origi- 
naliter hier beigefügten Vorſtellung vom 24. v. M. darüber, daß 
demjelben tie Vollſtreckung der gegen den Bierfhänter N. M. in 
deſſen Proceßſache wider feine gejchiedene Ehefrau erfaunten, bei 


1. 23. $. 49, &uceumbenzkrafen find nicht im Sefaͤngnißſtrafen zu ders 
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Unvermögen in eine breiftündige Gefängnißftrafe umgewan⸗ 

deiten Succumbenzflrafe von 1 Rıhir. Übertragen worden ſei. 
Bei diefer Gelegenheit macht der Juſtizminiſter das Königl. 
Ober Landesgericht darauf aufmerffam, daß es nicht rathſam ers 
fdyeint, den Succumbenzgeldern beim Unvermögen der Parteien 
. eine Gefängnißftrafe zu fubftituiren. Die Succumbenzgelder find 
in der Regel nur als eine Erhöhung der Urtelsgebühren zu betrach⸗ 
ten und von den eigentlichen Strafen für den Mißbrauch der ge 
feglihen Rechtsmittel verfchieden. Für diefen Mißbrauch hat die 
G. O. Th. 1. Ti. 23. $. 50. die Strafen fanctionirt und reichen 
legtere hin, um den Chikanen vorzubeugen. Aber nicht jedes 
Rechtsmittel ift als aus Chikane angebracht zu betrachten, wenn 
auch das frühere Erkenntniß beftätige wird, obgleich aud) in einem 
foihen Falle immer Suceumbenzgelder feftgefegt werden. Das 
Eollegium hat daher in den einzelnen Fällen wohl zu unterfcheiden, 
ob eine Gefängnißftrafe beim Unvermögen zur Zahlung der Suc⸗ 

tumbenzgelder auszuſprechen rathſam fri. 

Daß die Vollſtreckung einer der Succumbenzgeldftrafe zu 
fubftitwirenden Gefängnißftrafe nur Statt finden kann, wenn fle 
ſchon im Erkenntniß, welches die Succumbenzgelder auferlegt, 
'eventualiter feftgefegt worden, ift dem Königl. Dber : Landes, 


> bereits in dem Refcripte vom 25. Aug. 1828 in Sachen 
6 


Bauers N. N. wider den Bauer N. N. eröffnet worden, und 
hierbei muß es verbleiben. 


Berlin, den 21. Febr. 1832. (0.8. 3.0.39. ©. 158.) 


1. 23. 8. 49. bengefber Finden, auch S ber di 
ur —— Sultan — ——— ee Erfennenife —X 


A. 


(Bericht des Königl. Ober /Landesgerichts zu Halberſtade 
vom 23. April 1833.) 


Bei Abfaffung der Reviſlonserkenntniſſe · kommt haͤufig der 
Kal vor, daß der Revident in zweiter Inſtanz eine guͤnſtigere 
Entſcheidung, als in der erften erlangt hatte, und daß in die Re⸗ 


vifionsinftang nur derjenige Theil des Streitgegenftandes gelangt, | 


in Anfehung deffen die beiden erften Erkenneniffe, ihrer übrigen 
Ungteichförmigkeit ungeachtet, gleihlautend find. Der Appella 
tionsrichter, weicher theilweife beſtaͤtigte, theilweiſe abänderte, 
durfte nicht auf die Succumbenzſtrafe erkennen; wir find jedoch 
im Falle der Beftätigungides Appellationserkenntnifjes feit langer 
Zeit verfhiedener Meinurig darüber geweien, ob wir Succum⸗ 
benzgelder auferlegen muͤſſen. in Theil der Mitglieder unſers 
Collegii verneint dieſe Frage, indem er fich auf die Worte der Ge 
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bezieht, ; 

wonach in dritter Inſtanz 20 Rthlr. Suceumbensgelder pafs 

firen, wenn zwei Urtel beftätige werden. - : 

Die Vertheidiger diefer Anficht behaupten, daß der Reviſionstich⸗ 
ger nur aledann zwei Urtheile beftärige, wenn diefelden in allen 
Punktien gleichlautend wären, da er fonft nur die Beftätigung des 
" Appellationserfenntniffes auszufprechen habe, und daß der Revi⸗ 
fionsrichter überall mar alddann Succumbenzgelder nehmen dürfe, 
wenn darauf ſchon in zweiter Inſtanz erkannt fei und der Nevis 
dent fich durch diefe Strafe nicht Habe abhalten lafjen, feine ums 
gegründeten Beſchwerden weiter zu verfolgen. 

Andere Mitglieder des Collegii find dagegen der Anficht, daß 
der Nevifionsrichter die rechteträftig gewordenen Beſtimmungen 
der frähern Erkenntniſſe durchaus nicht zu beachten habe, daß er 
beide Erfenntniffe beftätige, wenn fie in den Punkten uͤbereinſtim⸗ 
men, welche in die dritte Inſtanz gediehen find, und daß daher 
gerade nach den Worten der Sporteltare in einem ſolchen Galle 
» Succumbenzgelder genommen werden müßten; auch fei nicht ans 
zunehmen, daß eine Beflerung der Beſchwerde führenden Partei 
durch die vom Appellationsrichter zu erfennende Succumbenzſtraft 
beabfichtigt werde. on 

Um bei unfern fünftigen Entfcheidungen einen feften Anhalt 
zu gewinnen, bitten Em. Ercellenz wir ehrerbietigft, diefe Streits 
frage vermöge der Hochdenſelben im Publications Patente zur 
Aug. Gebührentare vom 23. Aug. 1815 verliehenen Befugniß 
zu entfcheiden. . 

Halberſtadt, den 23. April 1833. E 
Das Ober: Landesgericht. - 
(Unterfchriften.) 

B. | 

Dutch das in den Jahrbuͤchern Bd. 29. S. 99. (in der 
Sammlung der Verordnungen Bd. 5. S. 41.) abgedrudte Res 
feript vom 26. Febr. 1827 iit beſtimmt worden: 

daß die Suceumbenzgelder in dritter Inſtanz, und bei Bes 

ftätigung zweier gleichlautenden Erfenneniffe, und zwar dann 

mit 20 Rihlr. ohne Unterfdied des Gegenftandes genommen 

werden fönnen. 
Hinſichts diefer Beſtimmung find nicht nur diejenigen Erkenntniſſe 
erſter und zweiter Inſtanz als gleichlautend anzuſehen, welche 
in allen und jeden Punkten der Entſcheidung uͤbereinſtimmen, ſon⸗ 
dern auch diejenigen, welche nur hinſichts der zur dritten Inſtanz 
gelangten Punkte und Proceßgegenftände übereinftimmen.- Es 
konnen daher auch bei Beftätigung folcher gleichlautenden Etkennt⸗ 
niffe dit Succumbenzgelder mit 20 Rıhlr, in Anfag kommen... 
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Worftehendes wird dem Rönigl. Ober :Landesgerichte auf die 
Anfrage im Berichte vom 23. v. Mes. hierdur zur Nachricht 


eröffner. | 
Berlin, den 13. Mai 1833. (v. K. J. Bd. 41. S. 475.) 


J. 24. $. 3. Berjährungöfrift der Executionsbefugniß bei ertheilter Nach» 


Die von dem Gerichtsamte Plohmühle und Baͤrzdorf in 
dem Berichte vom 29. v. M. geäußerte Meinung über die Aus 
legung des $.3, Tit. 24. Th. L. der A. G. O. und des $. 148. 
Anhang zu derfelben iſt nicht richtig. . 

Der erwähnte $. 3. beſtimmt ausdruͤcklich, 
daß, wenn aus den Acıen erhellet, oder von dem Extrahen⸗ 
ten bei Anbringung des Executionsgeſuchs befcheinigt wird, 
daß er dem Schuldner auf fein Verlangen, es ſei gerichtlich 
oder außergerichtlich, auf eine gewiſſe beſtimmte Zeit zur Bes 
folgung des Urteld Nachſicht verftartet habe, die Werjähs 
rungsfriſt von dem Tage, an dem diefe Nachſicht zu Ende 
gelaufen ift, angerechnet wird. 
Unter dem Worte: Nerjährungsfrift, kann nicht die gewöhnliche 
30jaͤhrige Verjährungsfrift, durch Nichtgebrauch des $. 546. Tit. 
9, Sp. 1. des A.2.R., fondern muß die einjährige Verjährungss 
frift, welche der vorgedachte $ 3. Tit. 24. der Proceß? Ordn. für 
die Vollſtreckbarkeit eines Judicats feſtgeſetzt har, verftanden 
werden. = 

Nun aber ift die in der H’fchen Euratel dem Bauer H. ger 
flattete Nachſicht ausdrücklich bis zum 1. Januar 1831 ertheilt 
worden, mithin ift am 2. Febr. 1832, da das neue Executions⸗ 
gefuch bei der Procepbehörde eingegangen, die einjährige Verjaͤh— 
rungsfrift fhon um länger als vier Wochen abgelaufen und die 
Verfügung der Execution aus dem Judicate nit mehr zulaͤſſig 
gewefen, 

Die Bezugnahme des Gerihtsamtes auf $ 908, Tir. 8. 
Th. 18. des A. L. R. ift unpaffend, weil diefe Beftimmung des 
Wechſelrechts nicht auf die, für die Execution der Judicate vors 
gefchriebene Verjährung anwendbar if. Die $$. 504 556, Tit. 9. 
Tg. J. des A. 2. R. beftimmen blos, daß, wenn die Verjährung 
durch Klage unterbrochen ift, und der Kläger den Proceß nicht 
verfolge, oder, falls er, dur ein Decret abgewiefen, von dem 
Recurſe gegen daffelbe binnen 30 Tagen keinen Gebrauch gemacht 
hat, von dem Tage, da er die Sache hätte forıfegen koͤnnen, oder 
von Ablauf der 30taͤgigen Frift an, eine neue Verjährung ans 
- fange. den allegirten $$. ift allerdings von dem Anfange der 
neuen 3Ojährigen Werjährungsfrift die. Rede, weil ſich jene Vor; 
ſchriften überhaupt auf die 3Ojährige Frift durh Nichtgebrauch 
beziehen; allein auf diefe $$. kann fchon deshalb nicht recurritt 


J 
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werdew, weil fie von ber Unterbrechung duch Anftellung einer 
Klage Handeln. Mehr anwendbar fcheinen an fi auf den vor 
liegenden Fall die $$. 562, 563 a. a. D., welche von ber Unter⸗ 
brechung durch Anerkenntniß fprechen; immer aber fieht dem, aus 
diefen $$. und dem $. 554 und 556 entnommenen Gedenken ent, 
gegen, baß fie allgemeine Beftimmungen über die Berjährung ent 
halten, melde deshalb nicht ‘Pla greifen, weil ber $.3. Tit. 24, 
der Proceßordnung für den vorliegenden Zall eine fpecielle jeden 
Zweifel niche auoſchließende Vorſchrift ertheilt. FE 

Deshalb muß es bei den Werfügungen des Gerichtsamtes 
Louisdorf vom 12. März und 27. Mai d. J. und der hierneben 
zuruͤck erfolgenden Beſcheidung des Königl. Ober » Landesgericht 
zu Breslau vom 17. Juli c. verbleiben. 


Berlin, den 17, Septbr. 1832, (0.8. 3.00.40.©. 168.) 


1.24. $.4. 4 | 
nen ee as var en — r im Groceffe geſchloſſe · 
Refer. v. 6. Juni 1831. (S. zu Tit. 11. $. 13.) 


1.24. 8.17— 19. gsecution gegen Erden. 
Der Yuftizminifter kann fi mit den Grundfägen, melde 
das Koͤnigl. Ober Landesgericht in dem, über die Beſchwerde der 
verehelichten Friederike M., geb. V. zu ©t., unterm 15. v. M. 
eg Berichte ausgeſprochen bat, nicht einverftanden er 
* | 


el der Execution gegen Erben find folgende Fälle zu unters 
ſcheiden: 
J. Iſt bereits der Erblaſſer rechtskraͤftig verurtheilt, und der 
Erbe erklaͤrt ſich 
8) ohne Vorbehalt als Erbe, fo wird die Execution, dem $.17. 
it. 24. der Proceß: Ordnung gemäß, nach dem ganzen 
Inhalt des Urtels vollfiredt ; 
b) ausdrädlich oder ſtillſchweigend, unter ber Wohlthat des 
Inventars, Erbe fein zu wollen, fo muß der Erecutions 
— die Regulirung der Verlaſſenſchaft abwarten, 5.18. _ 
dafelbf. | 
TI. Iſt der Erbe noch vor der rechtskraͤftigen Entſcheidung des 
‚peoceffes zur Erbſchaft gelangt, fo muß erden Einwand, 
daß er Wenebficialerbe fei, zur Sprache bringen, $. 19. 
Thut er dies, fo muß der Erecutionsjucher, wie zu J. b. 
die Regulirung der Verlaſſenſchaft abwarten. | 
Thut er dies nicht, fo kann er demnächft durch die bloße 
Angabe „daß er nur Beneficialerbe ſei“ die Erecution nicht 
aufhalten. Er muß vielmehr, um fi vor der Erecusion 
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zu ſchtzen, auf Eröffnung des erdfchaftlichen Liquidations⸗ 

procefies antragen. | 
Der $. 61. Tit. 51. der Procefordnung verordnet nämlich ohne 
alle Einfhräntung: an 

„daß, fobald der Erbe auf Eröffnung des Liquidationd, 

proceſſes anträgt, er vor Austrag der Sache zu irgend eini⸗ 

ger Zahlung an die Erbfhaftsgläubiger nicht angehalten, 

vielmeniger Execution wider ihn oder wider den Nachlaß vers 

fügt werden fänne. ® = 
Im vorliegenden Falle hat die Befchwerdeführerin den erbſchaft⸗ 
lichen Liquidationsproceß ertrahirt, es muß daber die Erecurion 
wider diefelbe fiftirt, und es müffen die Erbſchaftsglaͤubiger lehig⸗ 
lich zum Liquidationsproceß verwiefen werden. 

Berlin, den 12. Aug. 1833. (v. K. J. ©0.42.&.129.) 


L 24. $.26. Anhang $. 149. Manaatum ag parendo bei Erw 
eutionen gegen Milirair s Yerfonen. 
Dem Königl. Kammergerichte wird bei Ruͤckſendung der mit 
dem Berichte vom 21. v. M., über die beim Hauptmann v. N. N. 
veranlaßte Erecution, eingereichten Acten, 
a) betreffend die Unterfuchung wider den 2. v. N. M. 
b) betreffend die Jmploration des hiefigen Stadtgerichts, 
das Antwortfchreiben an bas Königl. General: Commando bes 
3. Armeecorps und die an das Hausvoigteigericht ergangene Vers 
fügung vom heutigen Dato abſchriftlich mitgetheilt. 
Aus der legtern wird das Collegium erfehen, aus welchen 
Gründen das Verfahren des KHausvoigteigerihts gemißbillige 
worden. Die darin enthaltene allgemeine Anmweifung, 
‚wegen genauerer Ausmittelung des Verhaͤltniſſes der Mili⸗ 
tairperfonen in Bezug auf die wider fie zu verfügenden Exe⸗ 
eutionen, _ | 
wird fih aud das König. Kammergericht zur Richtſchnur dienen 
laſſen, damit Ähnlichen unangenehmen Worfällen und Conteſta⸗ 
tionen vorgebeugt werde. Zu deſto ficherer Erreichung diefes 
Zwedes wird e6 auch führen, wenn in allen Fällen einer wider 
einen DOfficier zu verfügenden Erecution, in welder an den Exe⸗ 
quendus das Mandatum de parendo erlaffen und deſſen Gin 
Händigung conftatire worden, diefes in dem, dem Executor zu ers 
theilenden Befehle ausdräcdlich bemerkt, und diefer dadurch in 
den Stand gefegt wird, die etwanige Behauprung des Gegen: 
sheils von Seiten des Erequendi fofort zu entkraͤften. 
Hiernach hat das Königl. Kammergericht das Erforderliche 
zu verfügen, auch das Hausvoigteigericht mit Anmweifung zu vers 


n. 
Berlin, den 2. Decbr. 1831. (u, 8.3.8. 38. S. 333.) 


* 
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J. 24. g. 45. Vorzeigung der ſchriftlichen Exeeutlons⸗Ordre durch die 
Exeeutoren. 


> Wefer. v. 22. Febr, 1831. (©. zum Landr. II. 20. $. 166.) 


1.24. 8.45. Anhang 9.153. a a 
aaa 5.13 Die Juden» Gemeinden haben auf 
Der Inhalt des, von dem König, Ober: Appellationsgericht 
über die Beſchwerde der Sudengefelfchaft zu &. in deren Procefs 
fadje gegen die v. ©. Concursmaſſe, unterm 20. März c. erftats 
teten Berichts, iſt einer forgfältigen Erwögung unterworfen 
mworben. ; 
Wenn man aud aus den von dem Collegium angeführten 
Gründen darüber hinmweggeht, daß , 

1) das Erkenntniß vom 29. März 1819 die Solidar » Zah 
(ungsverpflihtung in tenore nicht ausfpricht ; 

2) es zweifelhaft eriheint, ob der in dem MWergleihe mit der 
v. ©. Eoncursmaffe vom 28. DOcıbr. 1822 gebrauchte Aus⸗ 

druck „folidariih” nur auf das Object» der Verpflichtung, 
oder auch auf die fubjective Zahlungsverbindlichkeit, der De: - 
benten fich bezieht, und daher nur einen Unterſchied zwifchen 
den Leiftungen der Einzelnen und den Leiftungen der Syna⸗ 
goge, als Gefellihaft Hat machen follen; diefer Ausdrud 
überdies nur erzählend gebraudt wird, ohne eine Verpflich— 
tung und deren Uebernahme beſtimmt auszuſprechen; 

3) der gedachte Vergleich zwar a chilich, aber nicht im Laufe 
eines über die Abgabe der 8000 Polnifhen Gulden obſchwe⸗ 
benden förmlichen Proceffes gefchloffen ift, und daher zur 
Execution ohne vorgängiges rechtliches Gehör und Erkennt 

niß nicht geeignet erfcheint: 
fo läßt fich doc) in feinem Kalle in Abrede ftellen, 
daß die Juden⸗Gemeinen zwar nicht die Rechte der öffentlich 
| aufgenommenen Kirchengefellfhaften, wohl aber bie Befug⸗ 
niffe der geduldeten Gefellfchaften haben (Th. II. Tit XI. 
$. 20. Th. I. Ti. VL$.11.u f. A. L. R.); daß fie daher 
auch auf. diejenigen Erecutions, Modalitäten Anfprud mar 
chen können, welche das A.L. R. Th. IL. Tit. 6. $. 97. 
und der Anh. zur A. ©. O. $. 153, vorfchreibt, und dies 
um fo mehr, als ſich die legtere Geſetzſtelle auch auf ſolche 
Inſtitute bezieht, welche nicht unter der fpeciellen Aufſicht 
der Regierung ſtehen. 3* 
Das Königl. Ober-Apoellationsgericht wird daher angewieſen, 
das eingeleitete Erecutions «Verfahren hiernach zu modificiren, 
das Landgericht zu Frauftadt mir den-nöchigen Verhaltungsmaaß⸗ 
regeln zu verfehen und die Supplikanten, bei Retradition der 
Anlagen ihrer Worftellung, davon-in Kenniniß zu fegen. 


Es 
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° Sene. Anlagen erfolgen mit den eingereichten 2 Vol. Arten 
hierbei zuräd. - 
Berlin, den 22. Ari 1833. (v.8.3.86.41. 6.467.) 


I. 24. $. 54.143 folg Bei m ‚Yerfonal» »Xrrefte muß der — 


bent einrn Alimentations⸗Vorſchuß le 

Dem Königl. — wird anbei die Vorſtellung 
des Landraths A. zu P. vom 21. v. M. in Sachen der verehelich⸗ 
ten B. wider €, mit ihren Anlagen unter Vorbehalt der Ruͤckſen⸗ 
dung zugefersiget und dem Kollegio dabei Folgendes eröffnet : 

Wenn gleich die Vorſchrift, daß bei dem im Wege der Fre 
eution zu verhängenden Perfonalarrefte der Extrahent die Ali- 
mente vorfchießen muß, ſich nur bei der Gattung von Frecutio: 
nen, welche auf Zahlung einer Geldſumme gerichtet find (Proceßs 
ordnung, Tit 24.5. 143, und des Anh. $. 175.), vorfinder, fo 
leidet es doch feinen Zweifel, daß diefelben wegen Gleichheit des 
Grundes, und, meil es fonft ganz an gefeglihen Vorſchriften das 
bei fehlen würde, auch bei dem in andern Fällen als Erecutiongs 
mittel im Civilprocefje auf Antrag der Gegenpartei zu verhängen« 
ben Perfonalarrefte Anwendung finden muß. Namentlich muß 
Dies in dem Falle des $. 5l a. a.D. ($. 29. No.4. $. 31. Tit.22, 
daf., fd wie $. 54 und 146. am Schluſſe) Statt finden, indem 
in allen folgen Fällen, wo blos das Privatintereffe des Ertrahens 
ten zur Sprache kommt, eine Pflicht des Inhabers der Gerichts: 
barfeit zur Aufbringung. der Koſten, mit nichts begründet iſt. 

Das Königl. Ober : Landesgericht wird daher angemwiefen, 
falls nicht andere hierher anzuzeigende Gründe entgegenftehen folls 
sen, mit Aufhebung feiner früheren Verfügungen die Vollſtreckung 
bes im vorliegenden Falle von dem Koſſathen D. nachgefuchten 
Perfonalarreftes von dem, von ihm, nad Anleitung des $. 143, 
Th. 1. Tit. 24. der Proceh: Drdnung, wöchentlich zu leiftenden 
Vorſchuß der nothwendigften Alimente abhängig zu machen, biers 
nad die Angemeffenheit der von dem Parfower Parrimonialges 
richt geforderten Summe von 10 Rihlr. näher zu prüfen und 
demnaͤchſt das Weitere zu veranlafien, auch den Supplikanten 
zu befcheiden. 

Berlin „ den 6. Juli 1832, (v. K. J. Bd. 40. ©. — 


70. Anhang $. 155. 
22 2.10. —— —5— einem „Beten ı wegen Ausmittelung 


| — Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht wird das fernerweite Ge⸗ 
ſuch des Majors v. S—, in der Proceßſache der G— — ſchen 
Vormundſchaft, hiebei originaliter zugefertigt und dem Collegio 
eroͤffnet, daß der Juſtizminiſter das gegen den ıc. v. & — beobach⸗ 
tete Verfahren, wenn es ſich fo, wie — — — 
nicht en finden Ban: Ä 
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&o wenig das Mobiliar eines DOfficters im Dienfl, oder auf 
Spnactivirätsgehale, der Auspfändung unterworfen ift, eben fo 
wenig kann auch eine Execution gegen ihn deßhalb verfüge werden, 


um zu ermitteln, ob er die am Schluſſe des $. 155. Anhang zur 


4. G. O. erwähnten, der Auspfändung unterworfenen, Gegen⸗ 
ftände befige. Er fann vielmehr hieräber nur vernommen werden, 
und muß, wenn der Ertrahent der Execution in feine Angaben 
Zweifel fegt, zum Manifeftationgeide verftatter werden, ohne daß 
der Erecutor berechrige ift, die Offenlegung des ſaͤmmtlichen Mo⸗ 
hiliars u. f. w. zu verlangen, um danach ſich felbft von dem Nicht⸗ 
vorhandenfein der vorbezeichneten Gegenftände Veberzeugung zu 
verfhaffen. | Ä 

Iſt daher der Staats Schuldfchein von der verehelidhten 
v. S — nur offerirt worden, um eine Durdfudhung des Mobi⸗ 
liars abzuwenden, ſo laͤßt fich die Beſchlagnahme diefes Papiers 
nicht billigen, und es kann daher auch die vetehelichte v. © —, 
oder der fonftige Eigenthuͤmer des Staats: Schuldfiyeins, niche 
zue Sinterventionsflage vermiefer werden. Vielmehr ift in dieſem 
Falle der Major v. S. — darüber, ob er Gegenftände der Exe⸗ 
cution, wie fie im $. 155. Anh. zur A. G. O., als zur Abpfäns 
dung geeignet, bezeichnet worden, befige, zu vernehmen, even- 


_ tualiter derfelbe zur Ableiſtung des Danifeftationgeides, auf Ans 


trag des Ertrahenten der Erecution, anzuhalten, nach Ableiftung' 
deffelben aber der Staatsſchuldſchein der verehelichten v. S — 
zuruͤckzugeben. 

Berlin, d. 26. Juni 1830. (v. K. J. Bo.35. S. 272.) 


J. 24. 71. Mitbe der Gerichtskoſten — 
—— & — des ulbners, wegen, einer — — en 


A. 
Die von dem Guröbefiger ©. zu N. M. in der in feinen 


Rechtsſachen wider den Juſtiz⸗Actuarius M.M. zu N. N. als 


Curator des M. N'ſchen Eoncurfes eingereichten, hierneben zurück 
gehenden Vorftellung vom 7. v. WM. über den Werfauf feiner eins- 
zigen Kuh geführte Beſchwerde, erfcheint zwar um deßwillen nicht 
rechtlich. begründet, weil die Abpfändung und Veräußerung nicht 
Behufs der Berichtigung ‚von Gerichtskoſten, fondern auf Inſtanz 
eines Privargläubigers erfolgt, und aus dem Erldſe auch zunächft 
die dem letztern rechtskraͤftig zuetkannte Forderung bezahlt und nur 
das residuum zur Berichtigung der von Exequendo rüdftändis 
gen Gerichtskoſten theils verwendet, theils deſignirt worden iſt. 
Es it dagegen aber ganz unzulaͤſſig und den fo oft erlaffenen Aller⸗ 
hoͤchſten Worfchriften, und infonderheit der in der Allerhoͤchſten 
Drdre vom 30, Novbr. 1825 angedenteten wohlthaͤtigen Abſicht 
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geradezu entgegen, daß der folchergeflalt unabmwendbar geweſene 
Verkauf der qu. Kuh nicht lediglich auf die Verpflichtung des ꝛc. B. 
gegen ſeinen Privtglaͤubiger beſchraͤnkt, alſo aus dem Erloͤſe nur 


der letztere befriedigt und der ganze Ueberſchuß des Kaufgeldes dem 


Exequendo belaſſen, ſondern dieſer Ueberſchuß vielmehr zur Bes 
richtigung von Gerichtskoſten verwendet worden. Dem Bittſteller 
ſollen demgemaͤß nicht nur die mit 2 Rthlr. I1 Sgr. aus dem 
Auctions: Eridfe bereits abgeführten Koften, ſondern auch der für 
Koften der Kreis: Zuftiz:Commiffion zu Lauenburg in Beſchlag 
genommene Ueberfhuß des Kaufgeldes mit 6 Rthlr. 14 Sgr. 9 pf. 
ausgezahlt-und resp. Überlaffen werden. Hiernach hat das Koͤ⸗ 
nigl. Ober : Landesgericht das Weitere zu verfügen. 
Derlin, den 30. Dai 1831. 
(v. K. J. Bo. 37. S. 347.) 


B. 


Dem Koͤnigl. Ober: Landesgericht wird auf die in dem Be⸗ 
richte vom 28, Januar c. gemachte Anfrage eröffnet: daß, wenn 
in dem Reſcripte vom 30. Mai v. J. — Jahrbuͤcher, Bd. 37. 


S. 347. — der Srundfag angenommen worden, daß die von der, 


Execution wegen Serichtstoften befreieten Gegenftände auch dann 


nicht, wenn fie auf den Antrag anderer Gläubiger verfteigert wer, 


- den, als Mittel zur Befriedigung der Salarien-Caſſen betrachtet 
werden dürfen, folcher nur auf die, in der Allerhoͤchſten Cabinets⸗ 
Drdre vom 30. Novbr. 1825 bezeichneten Segenftände zu beziehen 
it, und nit auf Immobilien ausgedehnt werden fann, obwohl 


deren Subhaftation wegen Gerichistoften auf den Antrag der | 


Salarien » Eafien gleichfalls nicht zuläffig ift. 

Dagegen findet der gedachte Grundfag aud in dem Falle 
Anwendung, wenn aus der Befreiung der fraglichen Gegenftände 
von der Erecution wegen Gerichretoften zunächft die fonftigen 
Glaͤubiger ded Schuldners Nutzen ziehen; denn eines Theile iſt 
die Ausihließung jener Gegenftände von der Erecution wegen der 
Serichrekoften ganz unbedingt verordnet, und andern Theils zieht 
der Schuldner bei einer Verfteigerung zum Beſten anderer Glaͤu⸗ 
biger von der Ausſchließung der Salarien  Caffen in fo weit einen 
Vortheil, als er von einer fonftigen Schuld ganz oder theilmeife 
liberirt wird. f 

Unbedenklich ift e8 aber, daß, wenn die gedachten Gegens 
fände, von einem Gläubiger zur Werfteigerung gebracht werden, 
die Auctionskoften von dem Eriöfe in Abzug zu bringen, da jene 
auf diefem ruhen, und ohne Rücficht auf fonflige Verhaͤltniſſe 
jederzeit berichtigt werden müffen. 


Derlin, den 5, März 1832, 


(0.8 3.80.39. ©. 161.) 
v1. 21 
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1.24. 8.71.93. ger | 
Ereention in der Provinz en auf dem Gum im Mege der 
Nah dem Allerhöciten Landtags: Abfchiede für die zum 


zweiten Provinzial: Landtage verfammelt gewefenen Stände von 
Weſtphalen, d. d. Berlin den 31. Dechr. per haben des Königs 
Majeſiaͤt, bei den eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſen der ländlichen 
Grundbefiger in dortiger Provinz, dem Antrage der Stände ges 
mäß, ausnahmsmeife zu geftatten geruhet, 

‘daß der Verkauf der Früchte auf dem Halme im Wege der 

Execution bis auf die Höhe eines Drittels der Erndte des 

Schuldners in allen Getreidearten zugelaffen werde, 
weiches dem Königl. Ober: Landesgerichte zur Nachricht, Achtung 
und weitern Anmweifung fämmtlicher betreffenden Gerichte hiermit 
bekannt gemacht wird. | 

Berlin, den 4, Märy 1830. (0.8.3. Bo. 35. ©. 130.) 
An die Koͤnigl Ober: Landesgerichte zu Münfter, 
erborn und zu Hamm, und an das 
Koͤnigl. Hofgericht zu Arnöberg. 


J. ‚71.93. (1.29. 8. 13. 
Brian a dem = im Dre N Beföräntung, DaB Berta 


Nach dem Antrag des Staats Minifteriums vom 28, v. M. 
beftimme Ich zur Erledigung des wider Meinen Erlaß vom 18. Aus 
guft 1830 erhobenen Bedenkens: daß der Verkauf der Frühte auf 
dem Halme in allen Getreidearten, welcher den ländlichen Grund» 
befigern in der Provinz geſtattet worden, auf zwei Drittel ders 
feiben, fo, daß ein Drittel dem Schuldner verbleibt, im Wege 
- der Erecution zugelaffen werden fol. Ich fee zugleich feſt, daß 
die Befchlagnahme und der Verkauf der Früchte nicht eher als in 
den letsten Sechs Wochen der gemöhnlihen Zeit ihrer Neife Statt 
finden darf. Dieſe Beftimmungen follen nicht blos in der Pros 
vinz Weftphalen, fondern aud in den Landestheilen des Regier 
rungsbezirks Düffeldorf, in welchem das Landrecht verbindliche 
Krafı hat, zur Anwendung kommen, weshalb das Staats: Mi, 
nifterium den gegenwärtigen Befehl durch die Amtsblätter der Re 
gierungen Arnsberg, Minden, Münfter und Düffeldorf bekannt 
zu machen hat. | 

Berlin, den 8. Auguſt 1832. (9.8.3.0. 40.&.170.) 
Friedrich Wilhelm. 


1. 24. S. 80 folg. Zusiehung eines ⸗ bei dem Verkauf der 


im adminiſtrativen Wege abgenfänberen A 
(Reg. Inftr. vom 23. Detbr. 1817. u. 31, Dechr. 1825.) 


Nach einem von dem Koͤnigi. Finanz; Miniıterio dem Juſtiz⸗ 
Minifterio mitgerheilten Berichte der Regierung zu Gumbinnen 
hat das Königl. Ober » Landesgericht zufolge des an die Regierung 
erlaffenen Schreibens vom 29, Novbr. pr. a. angenommen, Daß 
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die Vorſchrift der Beilage zur’ Regierungs + Infiruction vom 
23. Octbr. 1817. $.48. Nr. 5. wegen Zuziehung eines Juſtizbe⸗ 
dienten bei dem Verkauf der im adminiftrariven Wege obgepjän- 
deren Effecten durch die Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 31. Dechr. 
1825 , betreffend eine Abänderung in der bisherigen Organiſation 
der Provinzial: Bermaltungsbehörden, aufgehoben fei. Diefe An- 
ſicht kann nicht für begründer erachtet werden. Wenn die Aller hoͤch⸗ 
ſte Cabinets Ordre vom 31. Decbr. 1825. $.XII. lit. 6. beſtimmt, 
daß bei fiskaliſchen Unterſuchungen die Regierungen die Hilfe der 
Gerichte, als Ausnahme von der Regel, nur dann in Anfpruch 
nehmen follen, wenn es ihnen ſelbſt an eignen Organen zur Execu⸗ 
tions » Vollſtreckung, oder im Kalle der Verhaftung des Erequen: 
di, an einem eignen Locale zur Aufnahme des Verhafteten fehle, 
fo ift Hier von der eigentlichen Executions-Voll ſtreckung, mithin 
in den Faͤllen, in welchen die Execution in dag Mobiliare zu vol: 
freden, von der Abpfändung die Rede. Der $. 48. sub. No.4 
und d. der vorgedachten Beilage zur Regierungs-Inſtrurtion bes 
fımme dagegen, bei welchem Executionsaͤcte die. Regierung, auch 
wenn fie Durch ihre Organe die Erecution vollftreden laͤßt, Juſtiz⸗ 
bediente zuziehen fol. Dieſe, die voͤllige Legalitaͤt des oͤffentlichen 
Verkaufs der in Beſchlag genommenen Grundſtuͤcke und Mobilien 
bezweckende Vorſchrift, iſt keines weges aufgehoben, und muß da: 
ber noch gegenwärtig befolgt werden. Das König. Over: Landes⸗ 
gericht hat hiernach das Fand» und Stadtgericht zu Dartchmen 
mit der nöchigen Anweifuna zu verfehen, | 


Berlin, den 8 Febr, 1823. (v. K. J. Bd. 39. ©, 145.) 


1. 21. S. 86 — 91. Die Uebergabe der gerichtlich verfanften Brenne: 
‚seirBerächichaften und Braupfannen darf eıft nach der Anzeige des Wem 
kaufs bei dem Steueramte des Drra erfolgen. 


Nach den 69. 17 und 28. der Steuerordnung vom 8, Febr. 
1819 muß derjenige, weicher Brennereigeräuhfchäften oder Brau:. 
pfannen verkauft, vor deren Berabfolgung dem Steueramte des 
Orts davon Anzeige machen, und ſich eine Beſcheinigung darüber 
eriheilen Laffen. Da nun zumeilen aud der Verkauf folder 
Brenn: und Braugeraͤthſchaften unmittelbar durch die Gerichte 
im Wege der Auction oder ſonſt geſchieht; ſo werden ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden zur Befoͤrderung der durch jenes Geſetz 
bezweckten Controlle der Steuerbehoͤrden uͤber die Beſitzer ſolcher 
Geraͤchſchaften, dem Verlangen des Herrn Finanzminiſters gemäß, 
hiermit angewieſen, in ſolchen Fällen die Uebergabe der Ger 
taͤthſchaften an den Käufer nicht eher zu veranlaffen , als big der, 
ſelbe jene gefegliche Anzeige bei dem Sreueramte felbit gemacht 
und die von demfelben darüber erhaltene Beſcheinigung zu den 
Acten eingereicht hat. — 

Verlin, ven 22, Maͤrz 1833, (5. K. J. ©». ae. 


— 
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1.2.8. 98. grgns u 
dem Gläubiger an * * in das Dandmwerkägeug, wocauf 


A. 


Das Juſtiz-Miniſterium hat auf die Vorftellungen des 
Schmiedemeifters N. vom 29. März und 12, April d. 9. in 
Baden des Kaufmanns B. wider ihn den Bericht des hiefigen 
Stadtgerichts nebft den Acten eingefordert, und eröffner nunmehr 
dem Supplifanten, daß feine Befchwerde ungegründer befunden 
worden ift. Denn die Vorfchriften der A. G. O. Th. I. Tit. 24. 
6.95., wonach, ſtatt der Abpfändung des Handmwerkezeuges, Terı 
minalzahlungen nad) einer vom Magiftrate vorzunehmenden Er: 
mitrelung eintreten follen, koͤnnen keine Anwendung finden, wenn 
dem Gläubiger ein Pfandrecht auf. das Handwerkszeug zufteht, 
wie foldyes hinfichtlidy der, von dem DBittiteller in die B— [che 
Miethswohnung eingebrachten Gegenflände nad) $. 295. Tit. 21. 
TH. I. des A. 2. R. der Fall iſt. 

Dutch die, gegen den ıc. B. angebrachte ganz illiquide Ent, 
ſchaͤdigungseklage kann die Erecution wegen der rechtskıäftig feſt⸗ 
ftehenden Miethsſchuld nicht aufgehalten und eben fo wenig der 
ıc. B. verpflichtet werden, ſich flatt der baaren Zahlung mit einer 
Caution zu begnügen, der es überdies ganz an den gefeklichen 
Erforderniffen fehle. Es kann demnach der Verkauf des Hand⸗ 
werkezeuges nicht abgewendet werden, fo weit ſich der ꝛc. B. nicht 
in Güte dazu verftehen wıll, dem Bittſteller daffelbe zu belaſſen 
Den Verſuch zu einem folhen gütlihen Arrangement wird 
das Stadtgericht in Folge einer heute an daffelbe ergangenen Wers 
fuͤgung noch machen, bevor mit der Auction verfahren wird, 

Die Anlagen der Vorftellung vom 29, März erfolgen Hier 
neben zuruͤck. 


Berlin, den 19. Mai 1831. (v. 8.5. 26.37. ©, 348,) 
B. 


Das Königl. Stadtgericht wird aus der abfchriftlich anliegen» 
den Verfügung an. den hieſigen Schmiedemeifter N. erfehen, in 
welcher Art derjelbe bejcyieden worden if. Wenn biernady die 
Beſchwerde des. N. aud für unbegründet erflärt worden, fo kann 
das Juſtiz-Miniſterium es niche billigen, daß das Gericht .die 
Beſtimmung des Refcripts vom 28 Auguft 1806 in fine (Rabe 
Sammlung Bd. VIII. &. 660.) außer Acht gelaffen hat, wo: 
nach. e6 fich möglichft bemühen folle, den Vermiether in Güte da; 
hin zu disponiren, daß er dem’ Handwerker fo viel an Handwerks, 
zeug belaffe, als ihm, um feinen Lebentunterhalt zu verdienen, 
unentbehrlich it. Das Eollegium hat daher, bevor es den Wer: 
kauf des N'ſchen Handwerkszeugs verordner, noch einen Termin 
anzufegen und darin den Verſuch zu einem gütlichen Arrangement 
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au machen, übrigens aber die Beobachtung des gedachten Keferipts 
ſich in allen Faͤllen um fo mehr eifrigft angelegen fein zu laffen, 
als die Enıbehrung des Handwerkszeuges für den Handwerker und 
deffen Erhaltung im Nahrungsftande ungleih wichtiger ift, als 
ber Erlös aus dem Verkaufe diefer Gegenfiände dem Gläubiger 
Mugen gewährt, und den Gerichtebehörden obliegt, den fo wohl⸗ 
shärigen Zweck der Beftimmung ſowohl der A. G. O Th. J. 
Tit. 24. 6 95. ale jenes Miniſterial⸗Reſcripts, fo viel nur ims 
iner an ihnen ift, zu befördern. 

Die mir dem Berichte vom 12. v. M. eingereichten Arten 
in Sachen ®. genen N. erfolgen hierneben zuruͤck. 

Berlin, den 19. Mai 1831. (v. 8.3.80. 37.©.349.) 


I, 24. S. 95. — ⸗Modalitaͤten bei den fuͤr einen Fabritinhadet 
arbeitenden Haudwert 


Dem Koͤnigl. are iht wird auf den über die Be 
fchwerde des Magiſtrats zu N. N., 

betreffend den auf den Arbeitsverdienft des Tuhmadermeis 

ters N. N., wegen rüdjtändiger und laufender Alimente, 

anaclrgten Arreft, 

unterm 9. d. M erjtarteten Bericht, unter Ruͤckſendung der Ans 
lagen veffelben und der eingereichten N. N'ſchen Ehefcheidungs s 
Acten, eröffner, daß, da der ꝛc. N. M. ganz unftreitig zu den in 
dem $. 95. Tit. 24. Th. I. der A. G. O. gedachten Profeffioniften 
gehört, auch der gedachte Paragraph bei der gegen ihn verhängten 
Erecution zur Anwendung fommen, und danach eine Ausmittes 
lung der Zahlurigsmodalitäten erfolgen muß. 

Vb der Handmwerfsmeifter eine Profefjion felbftftändig treibt, 
oder bei einem fremden Meiſter arbeitet, darauf kann nichts ans 
kommen, weil das Gefeg will, daß die Handwerker als nügliche 
Bürger im Staate erhalten werden follen, diefer Grund aber 
eben fo gut auf diejenigen Handwerker, welche felbftftändig für ſich 
arbeiten, als weiche für einen fremden Meifter arbeiten, paßt, - 
und weil der allegirte Paragraph namentlich auch diejenigen um: 
faßt, welche nicht ſelbſtſtaͤndig für fih das Handwerk treiben, 
fondern für einen Fabrikinhaber arbeiten und bei ihm in Ars 
beit ſtehen. 

Hiernach hat das Koͤnigl. — das Stadtgericht 
zu N. N. mit Anmeifung zu verfehen, den dortigen Magiftrat 
aber davon in Kenntniß zu feßen. 

Berlin, den 20, Fehr. 1832, (0.8. %.%d.39.&. 163.) 


1. 24. S- 101 — 105. Berfauf von Grundrenten 2. Indy Meiftbie 
tenden im Wege der Eresution, im Departement von Arnsb 


Dem Königl. Hofgerichte wird auf den Bericht 20m 1. d. M. 
eroͤffnet, daß, da mit der Einfuͤhrung der A. G. O. auch die Ver⸗ 
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ordnung vom 4. Juli 1822 im Bezirk des Colleqii ailt, nad die 
sen Gefegen aber der Verkauf von Grundrenten an den Meifl 
bierenden im Wege der Execution nicht geftattet ift, wie dies in 
dem Landtagsabſchiede an die weftphälifhen Stände am 13, Juli 
1827 ausdruͤcklich erflärt worden, der $. 25. der Großherzogl, 
Heſſiſchen Verordnung vom 5. Novbr. 1809 nicht ferner zur Ans 
wendung fommen kann; es find daher die Untergerichte zur Zus 
ruͤckweiſung der auf Verfteigerung von Renten im Wege der Exe⸗ 
eution gerichteten Anträge anzumeifen. 
Berlin, den 28. Juni 1830 (v. K. J. Bb. 35. ©. 273.) 

. An 
das Koͤnigl. Hofgericht zu Arneberg. 


1. 21. S. 101 — 109. Berfahren bei der Ereeution in Naturaltenten 
mittelſt Anmweifung oder Uebereignuug. 


Im Verfolg der vorläufigen Benachrichtigung vom 9. Mai 
d. J. wird dem Koͤnigl. Hofgerichte auf den Bericht vom 26 Dt. 
v. 5. eröffnet, daß das Juſtiz-Miniſterium 

die Execution in Maturalrenten mittelft Subhaftation der: 

ſelben nicht für zuläffig Halten kann. 
Die A. ©. D. verftatrer eine ſolche Subhaftation nicht, da bie 
Vorſchriften Th. 1. Tier. 52. $. 3 u. 65. nur auf ſolche Gerechtig⸗ 
keiten zu beziehen find, welche für fi beſtehen, und fi nad 
$. 14. Tir. 1. der Hyporheten: Ordnung zur Antegung befonderer 
Hypotheken: Folien eignen. Mach diefer VBorausfegung, welcher 
haupefächlich die Nefolution im zweiten. weitnhälifchen Landtages 
‚Abfchiede vom 31. Dechr. 1829. II, No. 28. zum Grunde liest, 
würde die Erecurion in Naturalrenten, ohne die Dazwiſchenkunft 
der Verordnung vom 4. Juli 1822, nur nad den Beitimmungen 
der $$. 101 — 105. Tit. 24. Th. J. A. G. O. haben erfolgen 
koͤnnen. Da nun aber an die Stelle diefer als mangelhaft an 
erkannten Veftimmungen jene der genannten Verordnung geſetzt 
werden: fo kann es keinem Bedenken unterliegen, letztere auch 
auf Naturalrenten anzuwenden. Der Umftand, daß in der ge⸗ 
dachten Verordnung ausdrüädlih nur von Geldforderungen und 
Geldrenten die Rede iſt, kann jener Anwendung um fo weniger 
im Wege ſtehen, als die angeführten $$. LOL — 105, veren 
theilweife Beibehaltung der Abficht des Geſetzgebers ganz zuwider⸗ 

laufen wuͤrde, auch nur von Geld, Activis fprechen. 


Die Schwierigkeiten, welche dabet entfliehen, find auf ker 
nen Fall fo erheblih, als wenn nad den angeführten $$. LOL— 
105 1. c. verfahren wird; auch laſſen fidy diefelben befeirigen, 
ohne daß es neuer gefeglicher Beflimmungen bedarf. - Die Mir 
tel dazu find groͤßtentheils ſchon in dem Werichte des Collegii am 
gedeutet. 
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Bei der Normirung des Verfahrens muß unterfchieden mem 
den, ob der Erecurionefucher eine bloße Anweifung auf die Nas 
turalrenten, oder eine Webereignung derfelben verlange. Im 
erften Falle ift die Anweifung auf unbeflimmte Zeit bis zur 
- Befriedigung des Gläubigers aus den einzelnen Hebungen zu er 
theilen. Die Berechnung der Hebungen auf die Schuld kann den 
Parteien fuͤglich überlaffen, und eine Einſchreitung des Gerichts 
bis auf Anrufen eines der Betheiligten ausgefegt bleiben ; es wird 
jedoch zur Vermeidung künftiger Weiterungen zweckmäßig fein, 
daß in Fällen, wo die Renten nicht in Naturalien, welche einen 
marktgängigen Preis haben, beftehen,. unter den Parteien eine 
Einigung über die Preife, zu welchen die Naturalien berechnet 
werden follen, verfudt wird. Wei Maturalien, welche einen - 
marktgängigen Preis haben, bedarf es der vorgängigen Verneh⸗ 
mung der Parteien nit, da jene Gegmftände zu den Markt⸗ 
preifen am jedesmaligen Verfalltage in Rechnung geftelfe werden 
müffen. Es verfteht fih aber hierbei die Meodification von felbfk, 
daß, wenn der Beſitzer des mit der Rente belafteten Grundſtuͤcks 
nicht in Güte Zahlung leiftet, fondern hierzu durch Frecution ans 
gehalten werden muß, der Gläubiger das zu berechnen har, was 
er durch die Erecution wirklich erlangt. — Durch die Anwel 
fung auf die Maruralrenten erhält der Executionsſucher, wie 
der im Geſetze zwifhen Anmeifung und Uebereignung gemachte 
Unterfchied von felbft ergiebt, kein Eigenthum; ob ihm aber ein 
pignus praetorium zukommt, iſt nicht unzweifelhaft, und muß, 
wenn darüber bei ertwaniger Concurrenz anderer Gläubiger Streit 
entftehr, rechtlich entfchieden werden. Das Juſtiz⸗Miniſterium 
fann darüber feine Anmweifung ertheilen. A 

Zur Ertradirung einer authentifhen Declaration ift Indeffen 
die Frage nicht wichtig genug; die Praris wird ſich hieräber, fo 
wie es bei den Gehalts: Beichlagnahmen gefchehen, bald von 
felbit firiren.. In dem Fall, wo der Erecutionsfucher bie 
Uebereignung der Naturalrenten in Antrag bringt, . 
muß deren Capitalwerth nad den Grundfägen der Abldfungss, 
Ordnung ermittelt werden. Dieſe Ermittelung ſteht den Gerich 
ten zu, da hierbei das Verhaͤltniß des Nentepflichtigen zu dem 
Berechtigten ganz unberührt bleibt. Daß der, von den Gerichten 
abgefchägte Werth, von demjenigen, welchen die General» Coms 
miſſion bei der künftigen Abloͤſung feſtſetzen wird, abweichen kann, 
iſt unerheblih, da Veränderungen im Werthe der Sachen eine 
gewöhntiche Folge der Zeitveränderungen find, und das Riſico 
hier auf beiden Seiten ſich gleich flieht. Sollte aber bei dem Ans 
‚trage des Executionsſuchers auf Uebereignung der Maturalrente 
. Auf deren Abidfung von einem der Betheiligten bereits provocire 
fein, oder vor der Abſchaͤtzung provocire werden, fo wird das Ne, 
fültat der Operation der General» Commifflon abzuwarten und 
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dem Executionsſucher ein vorläufiges Atieſt, auf deffen Grund er 
bei der Abloͤſung interveniren kann, zu ertheilen fein; die Definis 
tive Webereignung wird alsdann nach Beflärigung des Abldfungs: 
receſſes erfolgen muͤſſen. Die einzelnen Leiftungen, welche bis 
dahin fällig werden, können dem Executionsſucher befonders über, 
wiefen werden, und kommen bei der definiriven Uebereiguung mit 
in Anrechnung. Das Collegium hat ſich nach Vorftehendem nicht 
nur felbft zu achten, fondern auch Die Untergerichte feines Depars 
tements darnach zu inftruiren, 
Berlin, den 26. Septbr. 1831. (v. K. 3.0. 38. ©. 105.) 


An 
das Königl. Hofgericht zu Arnsberg. 


I. 21. $. 103 folg. gersanren der Gerichte bei der Ueberweiſung der 
Activa nad) dem Geſetze vom 3. iu 1822, befonderd bei unbeftimmten 
inträgen der Parteien und bei fruchtlofer Realtfarion des Activi, 

- Aus dem Berichte des Königl. Stadtgerichts vom 27. v. M. 

find die über die richtige Auslegung des Geſetzes v. 4. Juli 1822, 

wegen des Verkaufs ausftehender forderungen und Cours 
habender Schulppapiere im Wege der Erecurion, 

‚ vorgetragenen Anfragen erfehen worden. Mas die 

Erfte Frage anlangt, fo ift ganz unbedenklich die Anſicht 
derjenigen Mirglieder des Collegit die richtige, welche annehmen: 
daß, wenn der Executionsſucher ſich nicht beffimmt 
darüber ausgedruͤckt habe, ob er die Ermächtigung zur Eins 
klagung eines Activi feines Schuldners — welche ihm die 
Rechte eines Aſſignatars gebe — oder die Uebereignung 
des Activi, welche die Stelle der Ceſſion verrrete, und durch 
wæelche der Gläubiger das Artivum nah dem Mennmwerch in 
Zahlung annehme, verlange, fondern blos im Allgemeinen 
von ihm erklärt worden: er fuche aus einem gewiſſen Activo 
feines Schuldners Befriedigung; alsdann vor Allem auf 
eine beſtimmte Verfügung zu dringen fei, und 
daß auch dann, wenn Gefahr im Werzuge vorhanden fet, 
dies zwar das Collegium zu einer fhleunigen Verfü: 
gung verpflichte, nicht aber daſſelbe berechtige,, zuvor ohne 
ausdrädlichen Antrag des Gläubigers arreſtatoriſche Verfuͤ⸗ 
“ gungen zu veranlaffen. | 
Auch die Gründe, welche für dieſe Meinung angeführt worden: 

daß nämlich der Richter in der Executions-Inſtanz fi 
fireng an die Anträge der Parteien zu binden habe, \iund am 
wenigften ultra petita Verfügungen erlaffen follte, weiche, 
ie ein Arrefifchlag, hemmend in den Öffentlichen Verkehr 
eingreifen, und daß der Executionsſucher es fich felbft zuzu⸗ 

ſchreiben habe, wenn es unvolfiändige Anträge bilde, 
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find Mar und unwiderleglich. Die Gruͤnde für die entgegenge— 
feste Meinung find nur Scheingrände. Die Anſicht der 
Gegner: 
daß es ganz vorzüglich in der Executions⸗Inſtanz Sache des 
Richters fei, einem Gläubiger gegen den fäumigen oder un: 
gehorfamen Schuldner zu dem Seinigen zu verhelfen, 
iſt zwar richtig; verſteht ſich aber, mit der Einſchraͤnkung: 
daß der Richter innerhalb der Schranken bleibt, welche das 
Geſetz vorzeichnet. 
Diefer Sag beweift alfo zuviel. Mit gleihem Grunde koͤnnte 
man behaupten: daß der Richter von Amts wegen die Execution 
eines Judicats zu verfügen habe, fobald er aus Aeuferungen des 
Glaͤubigers erfahre, daß er noch nicht befriedigt fe. Der $. 21, 
Tit. 24. der A. G. D. verbietet jedoch die Erecution von Amts 
wegen zu erlaffene Auc der Grund: 
daß in einem auf Verwirklichung des Erkenntniſſes abzielen⸗ 
den unvollftändigen Antrage die offenbare Intention des 
Executionsſuchers, fchleunig und fiher zu dem Seinigen zu 
gelangen, möglichft beruͤckſichtigt werden müffe, 
paßt nit auf den vorliegenden Fall, indem ja die Intention des 
‚Erecutionefuchers nicht erhellt, und ein Antrag auf eine arreſta⸗ 
toriſche Verfügung nicht formirt worden. 
Wenn ferner angeführte wird: 
daß an und für fih in dem fraglichen Falle die geſetzlichen 
Requiſite zu einem Arreftfhlage vorhanden feien, indem die 
. Forderung nicht nur befcheinige fei, fondern fogar rechtskraͤf⸗ 
tig fefiftehe, und die Gefahr eines Verluſtes des Befriedi, 
gungs »Dbjectes, wenn felbit der Entäuferungsverfuh des 
- Schuldners nicht befcheinige wäre, ſchon aus defien Saum: 
feligteit und Nichtachtung der erfolgten richterlichen Entſchei⸗ 
dung hervorgehe; 
fo moͤchte es problematiſch fein, ob unter den gegebenen Umſlaͤn⸗ 
den die Requiſite zu einem Arreftfchlage vorhanden find. Wenn 
aber auch diefes angenommen werden könnte, fo muß: der Rich⸗ 
ser — wie es befannt Nechtens ift und worüber nie ein Gericht 
gezweifelt Hat, — vor allem, ehe er einen Arreftfchlag verfügt, 
den Antrag des Släubigers abwarten. : Der Sag: 
daß, wenn der Eintragung einer foldhen Forderung in 
das Hypothekenbuch ein formelles Bedenken entgegenftehe, 
His dem Mangel abgeholfen. worden, ex officio eine Pros 
teftation. zur Sicherheit des Glaͤubigers eingetragen werden 
müffe, 
iſt unter gewiffen Beſchraͤnkungen richtig; derfelbe erweift aber 
für den vorliegenden Fall nichts, da es weder auf Eintragung eis 
ner Hypothek, noch einer Proteftation antommt, und da im 
Verhaͤltniß zu der definitiven Eintragung eines Realrechts die 
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Eintragung einer Proteftation, als eine blos vorläufige Ein 
twagung, das mindere ift, und mithin angenommen werden 
ann, daß in dem Eintragungsgefuche auch der eventuelle, Antrag 
Hiegt, wenigſtens vorläufig eine Proteftarion einzutragen. 


Die Arreftanlegung beruht dagegen auf einem ganz an 
dern Fundamente, als der Erecutionsantrag, und jeden, 
falls ſprechen für die Eintragung der Proteftation in jenem 
Galle fpecielle Gefege; fein einziges Gefeg erlaubt aber dem Rich⸗ 
ter, falls ein unvolliändiges Erecutionsgefuch eingereicht worden, 
und deshalb nicht Erecution verfügt werden kann, menigftens ei» 
nen Aereft zu verfügen, auf welchen nicht angetragen worden. 
Auch die Entfcheidung der Frage: 

welhe dem Erecutionsfuher in dem Geſetz beigelegte Bes 

fugniß, diejenige auf Autorifation zur Einklagung, oder die 

auf Uebereignung anzutragen, die geringere fei? 
kann der Juſtizminiſter nicht für fchwierig, oder auch nur im 
mindeften zweifelhaft erachten, 

Weder die Autorifation zur Einflagung, noch die Uebereig: 
nung fann in abstracto für diejenige Verfügung erachtet werden, 
welche mindere Rechte giebt. Jede von beiden Maafregein hat 
für den Ereeutionsfucher eigene Vortheile und eigene Nach— 
theile. Seine Sache ift es, zu erwägen, was fein Vortheil 
erheifcht, er allein hat dieje Erwägung vorzunehmen, und Die 
Mahl zu treffen, und der Richter verkennt feine Stellung, wenn 
er von Amts wegen unterfuchen will, was dem Gläubiger am zus 
ttäglichften if. — Was die 
Zweite Frage anlangt, fo ift der Executionsſucher, wel 
hen feinem Antrage gemäß ein Activum feines Schuldners an 
Zahlungsftatt übereignet worden ift, nicht bered» 
tigt, das Zuſchlags-Decret zurüczureihen und andere Execu— 
tiongs Dbjecte in Worfchlag zu bringen, wenn ed ihm nicht gelang, - 
ohne Proceß das ihm uͤbereignete Activum zu Gelde zu machen. 
Es kann ihm blos die Befugniß zugeftanden werden, Behufs feis 
ner Befriedigung die uͤbereignete Forderung im Wege des Procef: 
ſes geltend zu machen. Die Anfiht der Majoritär des Cols 
legii: | Ä 
e wonach dergleihen Supplitanten, welche das Zufhlage: Des 
cret zuräcdreichen, und andere Executions⸗-Objecte in Vor⸗ 
fchlag bringen, mit ihren Anträgen zuräd+, und zur Klage 
gegen die Schuldner ihrer Debiroren zu vermweifen, 
ift offenbar die richtige. Durch die Annahme des Activi an Zah⸗ 
lungs ſtatt ift offenbar die Verbindlichkeit des zu Erequirenden bis 
zur Höhe des Activi für erfüllt zu erachten. Die entgegengefeßte 
Anficht anderer Mitglieder des Collegli iſt unrichtig. Ran kann 
es zugeben: 
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daß der ganze Zweck des Geſetzes vom 4. Juli 1822 der fei, 
einem Gläubiger, welcher fih wegen fruchtloſen Verſuches 
- der frädern Executionsgrade gendihigt ſieht, feine Befriedis 
gung aus Activis feines rechtskräftig verurtheilten Schuld⸗ 
ners zu entnehmen, auf beſſere und ſichere Weiſe zu feiner 
— verhelfen, als dies auf dem im $. 103. 
Tit. 24. Th. 1, der 4. ©. O. ——— — zu be⸗ 
wirken ſei. 
Die Folgerung aber: 
daß man deshulb das Geſetz möglichft zum Vortheile des 
Glaͤubigers auslegen, jede der beiden darin angeordneten 
Verſahrungsarten, wenn durch fie dem Glaͤubiger nicht 
- wirklich zu feiner Befriedigung verholfen worden, als einen 
bloßen Befriedigungs verſuch betradten, und jedem 
an ſich zuläifigen Erecutionss Antrag gegen Ruͤckgabe des 
Zuſchlags-Decreis geſtaitenmuͤſſe, 
iſt offenbar ſalſch. Es fehle jede Verbindung mit dem Vorder 
ſatze, aus welchem die Folgerung hergeleitet wird. Wenn die 
Uebereignung als Ceſſion gilt, wie das Geſetz ſagt, fo kann 
ſolche kein bloßer Befriedigungsverſuch ſein. Durch die Ueber— 
eignung, falls der Glaͤubiger ſie waͤhlt, iſt derſelbe abgefunden; 
Das Judicat iſt erfüllt, und von einer Execution aus dieſem 
Judicat kann auf feine Weife mehr dıe Mede fein. Tritt der 
Fall ein, daß ein Intervenient Eigenthumsanſpruͤche auf das abs 
getretene Activum formirt und erfireiter, Oder daß fih die Uns 
richtigkeit der Forderung ergiebt, oder daß folhe wegen Mans 
gels der Zahlungsfähtgkeit des uͤberwieſenen Schuldners nicht. 
realifirt werden fann, und mill der vormalige Executionsſucher 
hieraus Anfprüche gegen feinen gemwefenen Schuldner und Vorbes 
figer der Forderung herleiten, fo kann dies felbftredend micht im 
Wege der Erecution aus dem erfien ZJudicat, welchen bes 
reits volftändig genügt worden, gefchehen, fondern. diefe Anfprüs 
che können nur durch einen neuen Regreß Probeß verfolgt 
und ‚feftgeftelt werden. Hierbei werden dann die Fragen zur 
Sprache kommen, und zu entfcheiden fein: 
06 die Webereignung als eine freiwillige oder north, 
wendige Ceſſion im Sinne des A. L. R. Th. 1. Tit. 11. 
$. 442. zu erachten fei; 
und | 
ob daher der frühere Befiger dem Exequendus für die Rich⸗ 
tigkeit und Sicherheit, oder blos im Falle des Betruges 
nad $. 444 1, c. hufıe, 
ferner 
ob der $. 245. Tit. 16. Th. 1.1. c. anwendbar ſei? 
obgleich nach meiner Meinung von der Anwendbarkeit der letztge⸗ 
dachten SS. nicht die Rede fein kann, da die datio in solutum, 
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von welcher der $. 343. Tir. 16 gilt, eine Sache im engften Sin: 
ne, im Gegenſatze einer Forderung, votausfept. Die Ueber, 
eignung einer Forderung, welche nad $. 6. des Geſetzes 
vom 4, Juli 1822 die Stelle einer Eeffion vertritt, kann nicht 
nad den Vorſchriften des 4 Abfchnitts des 16. Titels, fondern 
nur nad denen des 3. Abſchnitts des 11, Titels beurtheilt werden, 
Die Ausdräde: „in Zahlung annehmen”, „der in Zahlungsftatt 
zu übereignenden Korderung ”, in den 69. 6 und 8, des Gefeges 
vom 4. Juli 1822, koͤnnen die Natur des Gefchäfts als eine Eefs 
fion nicht verändern. Man mag aber über die zuletzt gedachten 
Fragen eine Meinung annehmen, welche es fei, immer wird der 
durch die Uebereignung des Acrivi einmal abgefundene Gläubiger 
nicht mehr zur Execution des Judicats, woraus er Befriedigung 
erhalten, durch eine Berfügung verftatter werden können, fons 
dern ed wird ihm nur der Rechtsweg nachzulaſſen fein. 
Hierdurch find ſaͤmmtliche, am Schluffe des Berichts auf: 
geftellte Fragen hinlaͤnglich beantwortet. 
Berlin, den 14. April 1832. (v. 8.9.80. 39. &. 393.) 


1. 24. $. 105 R — | | 
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Auf die Eingabe vom 9. d M. in Sachen der unverehelich- 
ten H. wider den Kaufmann K. wird Ihnen unter Rücdgabe der 
a Anlage zur Refolution erıheilt, daß das angebrachte 

eſuch: 

zu verfuͤgen, daß es bei dem veranlaͤßten Verkauf der vom 

Verklagten verpfaͤndeten Police der Lebensverſicherungs ⸗ Ges 

ſellſchaft zu Leipzig verbleibe und die oͤffentliche Veraͤußerung 

dieſer Police zur Befriedigung der Klaͤgerin vollzogen werde, _ 
nicht zuläffig if. Der $. 25. Th. 1. Tit. 20, des A. L. R. it 
nicht auf Activ: Docmmente anwendbar; auf diefe bezieht fidy 
A.L. R.a. a. O. 9. 289 u. f., Proceß Ordn. Tir. 24. 5.101 u.f, 
und das Geſetz vom 4 Juli 1822, Geſetzſammlung S. 178. 

Der $.289, geftatter nicht die Veräußerung des verpfändeten 
Activ- Documents‘, fondern blos die Einziehung. Das Gefeg 
vom 4. Juli 1824 laͤßt blos die Veräußerung derjenigen Schuld » 
Documente nad, welche einen marktgängigen Cours haben ($. 12. 
$.18a.0.D.) Deshalb har das Ober» Landesgericht den von 
Ihnen in Antrag gebrachten öffentlichen Verkauf der verpfändes 
sen Police mit Recht für unzulälfig erklärt, 

Berlin, den 17. Septbr. 1832. (0.8.53. 0.40. &.172.) 


1.24. 8.108. Anhang 8. 160. Die bei den Generals Gommi * | 


nen angeflellten Kegierungd-Somductenre find im WBeziebung a * 
ab;äge als angeftelite Deamte nicht zu betrachten. eziebung auf Gehe 


Unterm 9. Januar c. ift dem Königl. Ober: Landesgerichte 
eroͤffnet worden, daß den bei den General⸗Commiſſionen beſchaͤf⸗ 
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tigten Negierungs ⸗ Conducteuren bei Eyecutionen die Rechte der 
Beamten zufländen, und ihnen daher von ihrem Cinfommen' 
400 Rihlr. und die Hälfte des Ucherreftes frei bleiben müßten. 
Seine Majeftät der König haben jedoch durch die Allerhoͤchſte Tas 
binets:Ordre vom 10. d. M. zu erfiären geruhet, daß dergleichen 
Eonducteure zu den angeftellten Beamten nicht gerechnet werden 
Bönnen. Es ift hiernach den Erecutions: Anträgen gegen diefels 
ben nach den allgemeinen gefeglihen Vorſchriften Statt zu geben. 


Berlin, den 15. Ocibr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. 0. 319.) 
I. 24. g. 108. Anhang $. 160. Ezeeution in dad Einkommen der 


Megierungs » Eonducteure. 


Refer. vom 10. Jan. (Siehe zu Tit. 2. 9.53.) 


1. 24. 8. 108. Anhana $. 160. die Heute der Eivilbeamten Bei 


Gpecutions » Woßfrerfungen eben ſaͤmmtlichen Militaire und Medicinaldes 
Auf die, in dem Berichte vom 14. v. M. gemachte Anfrage, 
wegen der gegen Militair Unterftabebeamte zu vollfiredenden 
- Eprecutionen, wird dem Königl. Ober» Landesgericht erdffner, daß 
fämmtlihen Militairdeamten, aljo auch den Medicinalbeamten, 
ungeachter des den legteren beigelegten Dfficier : Ranges, in Bezug 
auf die bei Executionen zu machenden Gehaltsabzuͤge, die Rechte 
der Civilbeamten zuftehen und mithin der $. 160, des Anhangs 
zur A. ©. D. auf fie anzuwenden ift. Ä 


Nach einer Benachrichtigung des Herrn Kriegsminifters iſt 
hiernach auch bisher fhon immer von den Milttairbehörden vers 
fahren und den Militaircaffen die Aumeijung gegeben worden, 


Berlin, den 29. Novbr. 1830. (v. K. 3.80.36. 8.318.) 


1. 24. $. 108. Anhang $. 160 — 174. Anwendung der Vor⸗ 


ſchriften ded Anhaugs $. 160 — 174, auf Königl, und Prinzi. Hofflaats» 
Beamte, 


Es ift feir einiger Zeit daräber Zweifel entftanden, 06 das 
im Anhange zur U. ©. O. $. 160 u. fi bei Errcutionen gegen 
Civilofficianten vorgefchriebene Verfahren, aud auf Königliche 
und bei den Hofſtaaten der Prinzen und Prinzeffinnen des Kö: 
niglichen Hauſes angeftellte Hofbeamte, Livree/ und übrige Hofs 
dienerfchaft Anwendung finde? Obgleich diefer Zweifel ſchon dess 
halb unbegründer erſcheint, weil nad Vorſchrift des Allg. L. R. 
Th. IF. Tir. 10. $. 68. alle Beamte des Staats, welche zum Mis 
litairftande nicht gehören, unter der allgemeinen Benennung von 
Eivilbeamten begriffen find, und diefen aud die A. G. O. Th. I. 
Tit. 2. $. 53 und 100. beitritt, überdies aber bei den Hofſtaats⸗ 
beamten eben der Grund, der für die Civilbeamten im ftrengen 


* 
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Sinne gilt, die Erhaltung für den Koͤnigl. Dienft, eintritt; ſo 
bat das Juſtiz⸗Miniſterium ſich doch bewogen gefunden, darüber 
des Königs Majeſtaͤt Bericht zu erftarten, und Allerhoͤchſtdieſel⸗ 
ben haben durd die Allerhöchſte Cabineis-Orbre vom 11. San. 
d. J. zu beftimmen geruhet, daß es bei dem hergebrachten Werr 
fahren verbleiben, und etwanige Zweifel, aus den eben angeführ: 
ten $$. 53 und 100, Tir. II. der Proceß: Ordn., jegt oder künftig 
durch das Juſtiz-Miniſterium, nach genommener Ruͤckſprache mit 
dem Miniiterium des König. Haufes, befeitigt werden follen. 
Aus der Ermittelung der bisherigen Praris hat ſich ergeben, daß 
die Königlichen und Prinzlichen Hofbeamten gleich den beim Lan⸗ 
desftaat angeftellten Civilbeamten nach den $$. 160 — 174. des 
Anhangs zur A. G. D. behandelt find, und die Minifterien des 
Königlihen Haufes und der Juſtiz find in Gemäßheit der Aller⸗ 
hoͤchſten Autorifation dahin übereingefommen, daß die Begünftis 
gungen, welche in Schuldfahen nad den angeführten Anhange- 
65. der A. ©. O. den Staatsbeamten zu Statten kommen, auch 
auf alle Hofbeamte Sr. Majeftät des Königs und der Prinzen 
und Prinzeffinnen des Allerhoͤchſten Hauſes anwendbar find, in 
fomweit fie nach ihren Functionen und Verhältniffen den im Stuater 
dienfte befindlichen und jener Begünftigung theilhaftigen Perſonen 
gleich zu ſtellen ſind. In Ruͤckſicht der hoͤheren Hofbeamten hat 
hieruͤber nie ein Zweifel Start gefunden, allein auch die Hauf- 
officianten und fAmmtlihe Königlihe und Prinzliche Livree: Dies 
nerjchaft und überhaupt alle diejenigen, welche in wirklichen Dienſt⸗ 
und feften Lohn: Werhältniffen bei dem Königlihen Hofſtaat udd 
den Prinzlihen Hofftaaten ftehen, find hiernach au behandeln. 

Das Königt. Ober: Landesgericht ıc. hat hiernach zu verfah⸗ 
ven, und bei etwa entftchendem Zweifel, ob eine diefer Katego— 
rieen vorhanden fei, darüber vor weiterm Verfahren an das Zu: 
ſtiz-Miniſterium zu berichten. 

Berlin, den 14. Zuli 1831. (v. K. J. Bo.38. S. 101.) 


I. 24. $. 108. Anhang F. 160 u. f. Beſchlagnahme der Ge: 
bahren der Juftizs Commiffarien im Wege der Erecution. Ä 

\ Dem Königl. Ober: Landesgerichte wird die Vorftelung des 
Juſtiz ⸗Commiſſatius N. vom 16. v. M;- originaliter nebit An: 
-Jagen mit dem Eroͤffnen zugefertigt, daß das Yuftiz: Miniftertum 
die darin geführıe Beſchwerde inſoweit gegründet finder, als durch 
die Verfügung vom 10. Mai c. beſtimmt worden, daß die zu 
Ende des Jahres 1829 ausftehenden Gebühren des N. ad 293 
Rthlr. 4 Sgr. 9 Pf. zwifchen ihm und feinen Gläubigen getheilt 
werden follen. — Denn aus den Gebühren eines Juſtiz-Com⸗ 
miſſarii fönnen deſſen Gläubiger erfi dann etwas erhalten, wenn 
die wirkliche Einnahme im Laufe des jahres über 400 Rihlr. ber 
tragen hat. Dies iſt hier nicht der Fall, daher pro 1829 fein 
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zur Befriedigung der Gläubiger disponibler Gegenſtand beim Ge: 
hatreobzugsverfahren vorhanden gewefen. Die am Jahresſchluſſe 
über den Betrag von 400 Rıhir. ausftehenden Gebühren koͤnnen 
für die Glaͤubiger nicht ohne Weiteres eingezogen merden, weil 
ed fonft an einem Fonds fehlt, woraus der Juſtiz-Commiſſarius 
die Competenz von 400 Rihir. im folgenden Jahre beziehen kann; 
es muß vielmehr abgewartet werden, ob in diefem Sjahre Die 
Einnahme aus den Gebühren : Neften und den unverdienten (Ger 
bühren zufammen bie gefegliche Höhe erreicht, und nur infofern, 
als fih hiernach zu Ende des Jahres ein baarer Ueberſchuß vor 
finder, ift eine Zahlung an die Gläubiger zuläjlig. — Wenn die 
Gebühren eines Juſtiz-Commiſſarii, wie gemöhnlih und aud) 
hier der Fall it, nicht ſaͤmmtlich mit Arreft belege, und zum De: 
pofitorio eingezogen merden, fo muß derſelbe am &chluffe eines 
jeden Quartals aufgefordert werden, die Beträge, welche er felbit 
etwa erhoben hat, zu manifefliren, und was alsdann zur Ergaͤn— 
zung der gefeglichen Competenz noch erforderlich ift, ift aus den 
Depofitalbeftänden zu zahlen. | 
Am Ende des Jahres hat das Gericht eine Hauptabrech⸗ 
nung mit dem Suftiz» Commiffarius zu halten, um feftzuftellen, 
ob erwas und wie viel an die Gläubiger gezahle werden Bann. 
Bei diefem Verfahren ift die Subfiftenz des Justiz -Lommiffarius 
und das Sintereffe der Glaͤubiger gleihmäßig geſichert; das Kb: 
nigl. Ober : Landesgericht hat daher ſolches künftig zur Richiſchnur 
zu nehmen. | | 
Berlin, den 1. Aug. 1831. (v.8. 3.0.38. &.118.) 


1. 24. S. 108. Anhang $. 160 fola.- Berechnung des abzugs ⸗ 


faͤhigen Theils des Einkommens eines Oekonomie⸗Tommiffarius. 


A, 


Der Oekonomie-Commiſſarius €. zu J. hat ſich darüber be: 
ſchwert, daß ihn das Königl. Öber Landesgericht mit feinem An 
trage abgemwiefen hat, bei Berehnung des abzugsfähigen Theile 
feines Einkommens darauf Küdficht zu nehmen, daß die ins Wer, 
dienen gebrachten Diäten nicht als reines Dienfteintommen , fon: 
dern zum Theil als baare Auslagen anzufehen feien. | 
Der Zuftizminifter finder, in Webereinffiimmung mit dem 
Kern Minifter des Innern für Handel und Gewerbe, deffen 
Schreiben vom 22. v. M. abſchriftlich beiliege, den Antrag be; 
gründe. Denn ba bei jedem in firirtem Gehalt ftehenden Be: 
amten die von ihm bei auswärtigen Geſchaͤften verdienten Diäten 
bei Berechnung des abzugsfähigen Theils feines Einfommeng uns‘ 
berügffichtigt bleiben, fo muß aud bei den Defonomie »Commiffa; 
rien, welche entweder gegen firirte Diäten, oder blos gegen Diaͤ— 
ten für die fperiellen Aufträge beſchaͤftigt werden, eine billige Rück, 


a 
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fiht auf den Umftand genommen werden, daß die Diäten zum 
Theil eine Entſchaͤdigung für die enıftandenen Auslagen der Dekos 
nomie» Commiffarien find. i 
Der Juſtizminiſter iſt daher mit dem Herrn Minijter von 
Schuckmann einverftanden, daß 0 
a) bei den Dekonomie » Commiffarien, welche firirte Diäten 
beziehen, die ihnen außerdem, in der Negel mit 1 Rthlr. 
täglich bewilligte Entſchaͤdigung bei auswärtigen Geſchaͤften, 
von der Berechnung des abzugsfähigen Theils ihres Eins 
kommens völlig auszufgließen; dagegen 
b) bei denjenigen Detonomie» Commiffarien, melde nur auf 
die Diäten für fpecielle Aufırdge gewieſen find, von ben ver» 
dienten Diäten täglich 1 Rıhir. als bloße Vergütung der mit 
den Dienftreifen verbundenen Mehrausgaben in Abzug, zu 
bringen, und nur der Übrige Betrag der Diäten bei der 
—— des abzugsfaͤhigen Einkommens zu beruͤckſichti⸗ 
gen iſt. 
Hiernach hat das Koͤnigl. Ober : Pandesgericht die Beſchwerde des 
ꝛc. E! zu erledigen und in andern Fällen zu verfahren. 
Berlin, den 6, Mai 1833. 


B. 


Ew. Ercellenz erwiedere ich ganz ergebenft auf das geehrte 
Schreiben vom 29. v. M. (111. 627.), daß "der Antrag des De: 
konomie : Commiffarius €. zu J., bei Berechnung des abzugs⸗ 
fähigen Theil feines Einkommens darauf Ruͤckſicht zu nehmen, 
daß die ins Verdienen gebrachten Diäten nicht als reines Dienfts 
einfommen anzufehen, fondern theilmweife eine bloße Vergütung 
der mit Dienftreifen verbundenen baaren Auslagen find, nach 
meinem Dafürhalten Begründer erfcheint, da bei einem in firies 
som Gehalte fiehenden Beamten die Diäten, welche er für eins 
zeine Dienftreifen erhält, dem abzugefähigen Theil des Gehalts 
nicht zugerechnet werden. . 

Es komme daher hauptfählid nur darauf an, den Maas 
ftab heraus zu finden, um denjenigen Theil der Diäten feftzuftel: 
len, welcher als eine bloße Vergütung der mit Dienftreifen vers 
bundenen Mehrauggaben anzufehen ift. 

In diefer Beziehung ericheint es am zwedmäßigften, das: 
jenige zum Maaßftabe zu nehmen, was die mir firirten Diäten 
angeftellten Oekonomie Commiffarien bei Geſchaͤften außerhalb 
ihres Wohnortes außerdem an temporairen Diäten erhalten, 

Dies befteht in der Regel in einer täglichen Vergütung von 
1 Rthir., indem ein Oekonomie-Commiſſarius, welcher täglıdy 
2 Rihlr. an firirten Diäten erhält, außerdem bei Gefhäften au: 
Berhalb feines Wohnorts noch 1 Rthlr. temporaire Diaͤten bes 
fommt, und eben fo viel an temporairen Diäten in der Regel 


# 


.. 
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aud denjenigen Commiſſarien gegeben wird, welche mis 1} oder 
mit 3 Rıhir. firire find. 
Ew. Excellenz ftelle ich ganz ergebenft anheim, hiernach das 
Königl. Ober : Landesgericht zu Königsberg mit Anweifung zu 
verfehen, und behalte mir vor, auch eine enrfprehende Anweifung 
an die General: Eommiffion zu Marienwerder zu erlaffen. 
Die mir gefäligk. mitgerheilte Vorſtellung des ıc. C. vom 
IO9.v. M. und deren Anlage fende ich hierbei ganz ergebenft zuruͤck. 
Berlin, den 22, April 1833. (v. 8.5. Bd. 41. ©. 468,) 


An | v. Schuckmann. 
den Koͤnigl. Wirklichen Geheimen 
Staats? u. Juſtizminiſter J— 
Herrn Muͤhler, Excellenz. 


1.24. $. 108. Anhana $. 160 folg. wertimmrung nd a. 


söge von den Bebähren Der Dekonomie» Sommißnrien. 
A. 


Bei Zuruͤckreichung der uns zugefertigten Beſchwerde des 
Dekonomie  Commiffarius M. verfehlen wir nicht, Folgendes ganz 
gehorfamft zu berichten: BB 

In der von uns Schulden halber eingeleiteten Subhaſtation 
der Guͤter M. und Groß⸗E. harte unſer Commiſſarius bei Aufs 
nahme der Taxe den M. als Sachverſtaͤndigen hinzugezogen. 
Nach Beendigung der Detaxation und Eingang der Liquidationen 
von den bei dem Verfahren entſtandenen Koſten extrahirte uns 
fere Sälariencaffe auf die Gebührenforderung des Supplikanten 
Arreft, wegen 45 Rıhir. 26 Sgr. 8 Pf. Koften, die derfelbe aus _ 
verfchiedenen Proceffen ihr verfchuldere. Mir haben feinen Anz 
fiand genommen, dem Antrage der Caſſe Statt zu geben, und 
ihre Befriedigung aus dem in Beſchlag genommenen Dbjecte zu 
verfügen, weil wir der Anfiht find, daß die Allerhoͤchſte Cabi⸗ 
net8:Drdre vom 19. Sjanuar d. J. auf vorliegenden Fall feine 
Anwendung findet. ' | 


Das allegirte Gefeg räumt den Oekonomie, Commiffarien, 
auf den Fall einee Schulden halber wider fie zu vollſtreckenden 
Execution, diejenigen Prärogativen ein, welche in gleichem Falle 
den übrigen Beamten des Staats zuſtehen; der er dieſer 
Verguͤnſtigung iſt in dem Geſetze klar ausgeſprochen, und in dem 
einen wie in dem andern Falle der, daß der oͤffentliche Dienſt 
nicht leide. * 

Der Erwerb eines Beamten außerhalb ſeines Dienſtverhaͤlt⸗ 
niſſes iſt daher ohne Einſchraͤnkung der Execution unterworfen, 
und als Erwerb ſolcher Art ſind die von dem M. in der Detaxa— 
tionsſache von M. und GroßE. verdienten Gebühren anzuſehen. 
VI. | 22 
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Denn nicht als Beamter, fondern ald Sachverfländiger wurde er 
bei Aufnahme der Tare hinzugezogen, und nicht vermöge feines 
Amtes, fondern als bloße private Sache, ward ihm das Geſchaͤft 
übertragen. 
Ew. Ercellenz ftellen wir daher gehorfamft anheim: 

den Oekonomie⸗ Commiffarius M. mit feiner Befhwerde als 

unbegründet zuruͤckzuweiſen. Ä 
Das Kammergericht. 

‚ (Unterfchriften.) 


B. 


Es ift über Ihre unterm 16. v. M. wiederholt eingereichte 
Beſchwerde gegen die Befchlagnahme und Verrechnung Ihrer 
Gebührenforderung auf Ihre Koftenrefte, von dem Kammerge 
richte der abſchriftlich beifolgende Bericht erfordert worden. 

Mit der in demfelben enthaltenen, dem Immediatberichte 
des Könige. Staats» Minifteriums vom 31. December v. J. völlig 
entfprechenden Auslegung der Allerhoͤchſten Cabinets Ordre vom 
19. Sanuar d. 5. ift der Juſtizminiſter einverftanden;, es kann 
daher Ihre Beſchwerde nicht für gegruͤndet erachtet werden. 

Berlin, den 28. Mai 1833, 


An | 
den Hrn. Dekonomie - Commiffarius M. zu 3. 


: Abſchrift vorftehender Verfügung wird dem Königt. Kam: 
mergericht nachrichtlich mitgerheilt. | 
Berlin, den 28. Mai 1833. (v. 8.3.%d.41. ©.471.) 


4. $. 108. Anbang S. 164. ) 
ui nn an einen — — a * 

Die Koͤnigl. Miniſterien der geiſtlichen Angelegenheiten, des 
Innern, des Krieges und der Finanzen haben ſich mit dem Ju⸗ 
ftizmininter dahin einverſtanden erklärt, daß Gehaltsabzige kuͤnf⸗ 
tig aus den Königl. Caſſen an einen einzelnen Gläubiger unmits 
telbar geleifter werden koͤnnen, und es find deshalb die in dem 
abfchriftlich anliegenden Eircular vom 11. Mai diefes Sjahres an 
die Königlichen Regierungen enthaltenen" Anweifungen erfolgt. 
(Anl. A.) 

Das Königl. Ober: Landesgericht 2c. hat daher bei fünftigen 
Nequifitionen, wenn ein einzelner Gläubiger die Gehaltsabzige 
empfängt > fei ed, daß er der alleinige ift, oder daß ihm die Prio⸗ 
ritaͤt zuerkannt worden, wegen unmittelbarer Zahlung an den⸗ 
ſelben das Erforderliche zu veranlaſſen, auch die Untergerichte ſei⸗ 
nes Departements zur Beobachtung eines gleichen Verfahrens 
anzumelien. | 

Berlin, den 28, Juni 1830, 
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In Betracht: daß die Beſtimmung im $. 164. der A. G. O. 
wegen Zahlung der Gehaltsabzuͤge für Glaͤudiger an die gerichtlis 
Ken Depofitorien, nur die Abficht har, die Belaͤſtigung der Eafs 
fen, welche mit der directen Zahlung an -die Glaͤubiger in dem 
Galle verbunden ift, wenn mehrere Theilnehmer an den Abzuͤgen 
vorhanden ſind, und eine Distribution derſelben erforderlich wird, 
zu vermeiden, eine ſolche Belaͤſtigung aber nicht Start finder, 
wenn die Zahlung nur an einen einzelnen Gläubiger zu leiften ift, 
in diefem Falle vielmehr durch die Zahlung an die Gerichte nur 
Zeitverluft und unnöthige Koften für die Gläubiger und Schuld: 
ner veranlaßt werden, ift es für unbedenklich befunden worden, 
daß in einem ſolchen Falle die Caffen, auf Requifition der Ges 
richte, die Zahlung aus den Gehaltsabzügen mit einer yon den 
Gerichten beftimmt anzugebenden Summe an einen von denfelben 
zu bezeichnenden einzelnen und fich zur Empfangnahme zu legitis 
mirenden Gläubiger direct, gegen deſſen Quittung, leiften. 

Die König. Regierung hat hiernach die Ihr untergebenen 
Caſſen anzumweifen, fo wie auch Seitens des Herrn Juſtizmini⸗ 
ſters die Gerichtsbehörden danach werden inftruirt werden. 

Berlin, den 11. Mai 1830. (v.8.5%.80.35. ©, 274.) 


Der Minifter Der Deinifter Der Finanz» 
der Geiſtlichen, Unter: des Innern. minifter. 
richts/ u. Medicinal: x 
Angelegenheiten. 


An ſaͤmmtliche Königliche Regierungen, 
1. 24. $S. 108. Anh 


gen der Gehaltsabzuge. 
Die den Königl. Landes » Zuftizcofegien dur die Merfüs 
gung vom 28. Juni pr. mitgetheilte Circular⸗ Verfügung der Ko⸗ 
nigl. Minifterien der geiftlihen Angelegenheiten, des Innern und 
der Finanzen, an die Regierungen vom 11. Mai pr., {ft nicht 
dahin zu verftehen: daß die Gerichte ſich mit ihren Requifitionen 
wegen Gehaltsabzuͤgen unmittelbar an die Koͤnigl. Eaffen wenden 
koͤnnen, da vielmehr in allen Fällen nach wie vor die Eorrefpondenz 
mit der, der betreffenden Eaffe vorgefegten, Königl, Verwaltungs 
behörde zu führen ift. 
Sämmtlihe Gerichte haben ſich hiernach zu achten. | 
Berlin, den 27. Januar 1831. (v. 8.3.82. 37. ©, 85.) 


I. 24. $. 108. Anhana S. 168. —— des $. 168, dee Ans 
bangd nur bei laufenden Allmenten. - 
Der Nachtwaͤchter N. hierſelbſt beſchwert ſich In der abſchrift⸗ 
lich beifolgenden Vorſtellung vom 8, d, M. rn daß zur Bes 


be 


ang §. 164. Cotreſponden; der Gerichte ine» 


340 Ag. Ger. Ordn. 1.24. $. 108. Anh. $. 168, 


richtigung von rüdftändigen Alimenten an bie jegt verehelichte 
M. N. die Hälfte feines, 10 Rthlr. monatlich betragenden Lohne 
in Abzug gebracht worden fei. Wofern die Sache ſich vorgetras 
genermaßen- verhält, und es ſich nicht von der Beitreibung no cd 
gegenwärtig fortlaufender Alimente handelt, hat das 
Könige. Kammergeric;t von der Beſchlagnahme zu abftrahiren, 
indem der $. 168. des Anhangs zur A. ©. O. — feiner eigen 
thuͤmlichen und in der Vorfchrift des Tit. 14. Th. 1. $. 6. No. 1 
‘ und 2, deutlich ausgefprochenen Tendenz nad — fih nur auf je 
nen Fall beſchraͤnkt, mithin da nicht zur Anwendung kommen 
kann, wo der Erecutionsfucher keine laufende Alimente zu ſei⸗ 
nem actuellen Lebensunterhalt mehr zu fordern hat. 
Berlin, den 1A. Febr. 1831. (0.8.5. ©0.37. S. * 


I, 24. $. 108. Anhang §. 168. aa find laufende Alimente? 


Ew. Excellenz ermangele ich nicht, den von dem Herrn Pros 
vinztals Steuerdirector, Geheimen Ober  Finanzrath v. B., über 
die Auslegung des $. 168. des And. zur A. G. O. am 26. Aug. 
d. J. erftarteren Bericht hierneben zurüdzufenden, und auf das 
geehrte Schreiben vom 18, v. M. Folgendes ganz gehorfamft zu 
erwiedern. 

Nach meiner Anfiht müffen bei Anwendung des $. 168 
a. a. D. diejenigen Alimente als laufende angefehen werden, welche 
diefe Eigenfchaft zur Zeit der angemeldeten Klage hatten; hier: 
nad) finder wegen aller feit diefem Tage aufgelauferien Alimente 
> Beſchlagnahme der Hälfte der Beſoidung oder der Penſionen 

tatt. 

Nun iſt zwar in verſchiedenen Reſcripten des Juſtiz-Mini— 
ſteriums, namentlich in demjenigen vom 18. Mär; v. IJ., ange. 
nommen worden: 

daß der $. 168. des Anhangs zur Proceß⸗Ordn. ſich nur auf 

ſolche Alimente beziehe, nr zur Zeit der Executionsver⸗ 

fügung laufende feien; 
allein ich habe diefer Anficht bei wiederholter Prüfung nicht bei⸗ 
pflihten koͤnnen. 

Der bellagte Schuldner würde alsdann ein Intereſſe haben, 
den Proceß lange hinauszuziehen, und wenn es ihm gelänge, fol 
che Weiterungen herbeizuführen, daß der Zeitraum, für welchen 
die Alimente nur gefordert werden dürfen, mit der Publication 
des erften Urtheils abläuft, fo würde, weil eine Executionsver⸗ 
fügung früher nicht zuläffig ift, der ganze eingeflagte Alimenten⸗ 
betrag zur Zeit des Executionsantrages rüdftändig fein, und es 
wäre dann auf denfelben der $. 168. des Anh. zur Proceß⸗Ordn. 
gar nicht anwendbar, fondern blos der geringere Abzug der Hälfte 
des Ueberfchuffes von resp. 00 Rthlr. oder 200 Rehlr. zutäffig; 
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dagegen würde dem Beklagten, welcher der Pflicht gemäß von 
Chikanen abfteht, und ein baldiges Urtheil niche verhindert, die 
Hälfte des Gehalts oder der Penflon wegen des größten Theile 
der eingellagten Alimente mit Beſchlag belegte werden können. 

Von dem Kläger ift blos der Zeitpunkt der Klageanmeldung 
abhängig, der Executionsantrag wird durch ein Urtel bedingt, 
und — dieſes ergehe, haͤngt nicht von dem Willen des Klaͤgers 
allein ab. 

Die Umſtaͤnde aber, welche außer feinem Willen liegen, find 
in Beziehung auf ihn als zufällig zu erachten, und von einem 
ſolchen Zufall kann das ihm im‘ Gejege $. 168. des Anhang 
zur Proceß Ordn. beigelegte Recht nicht abhängig gemacht werden. 
Deshalb muͤſſen, in Abfiht auf die Beftimmung diefes $., alle 
feit dem Tage der angemeldeten Klage aufgelaufenen Alimente 
als laufende angefehen werden. 

Für diefe Abſicht fpricht auch die Analogie der in ber Pro; 
ceß / Ordnung Tit. 14. $. 6. enthaltenen Vorſchrift. 

Auch die im Berichte des Heren Provinzial s Steuerdirectors 
für die entgegengefegte Anficht aufgeführten Gründe können mic 
nicht veranlaffen, die für richtig erachtere Interpretation des 
$. 168. des Anh. zur Proceß : Drdn. aufzugeben. 


I. Wird in jenem Berichte darauf ein Gewicht gelegt, daß 


die Beftimmung des nur erwähnten $. , 

lediglich im Intereſſe des Königl. Dienftes getroffen worden, 

und daher hiernad) zu interpretiren fel. 

Diefes Argument beweiſt theils zu viel, theils iſt es im Abſicht 
der factifchen Vorausſetzung nicht richtig. | 

Allerdings hat der Geſetzgeber bei der Vorfchrift des $: 168, 
des Anh. zur Proceß ⸗ Drdn. das Sintereffe des Königl. Dienites 
mit berücfichtigt, allein diefes Intereſſe ift nicht allein das Mo: 
tiv der gedachten Beflimmung gewefen. ; 

Welche Abzüge Statt finden, wenn lediglich das Intereſſe 
des Koͤnigl. Dienftes beruͤckſichtigt wird, ergiebt der $. 160. des 
Anhangs zur Proceß : Ordnung. 

Es follen dem Beamten 400 Rthlr. feiner Beſoldung und 
die Hälfte des Ueberſchuſſes frei bleiben. Dagegen if, des Sins 
terefies des Königlihen Dienftes ungeachtet, unter Beruͤckſichti⸗ 
gung der Qualität und des Urfprungs der Forderung in den $$. 
168 und 169 a. a. D. eine doppelte Ausnahme von der Regel ger 
macht worden. 

Wegen Alimente foll die volle Hälfte der Befoldung, wegen 
Sorderungen aus unerlaubten Handlungen des Schuldners die 
ganze Befoldung mit Befchlag belegt werden können. Hieraus 
ergiebt ſich unzweifelhaft, daß bei dem 6. 168. nicht lediglich das 
Intereſſe des Königlichen Dienftes, fondern aud) die Qualitaͤt 
‚der Forderung beruͤckſichtigt worden ift. 


/ 
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II. Sf im Bericht des Herrn Provinzial: Steuerdirectors 
angeführt: 

daß nach $. 46. der Einleitung zum A. &. R. der Ausdrud: 

„laufende Alimente” 

nad dem Wortfinne und dem Grunde des Geſetzes zu inter 

pretiren fei. 
Hiermit bin ich volltommen einverftanden, füge jedoch in Gemäßs 
heit des $. 46. noch ergänzend hinzu, 

daß außer den Worten au der Zufammenhang derfelben, 

in Beziehung auf den flreitigen Gegenftand, und der nächfte 

unzmweifelhafte Grund des Geſetzes zu beruͤckſichtigen ift. 
Allein eben diefe Sjnterpretationsregeln fprechen für die von mir 
gebilligte Auslegung des 9. 168. des Anhangs zur Proce +» Ordn. 
Denn, 

1) wenn auf den Wortfinn gefehen wird, fo liefert der gedach⸗ 
te $. 168, zwar nicht unmittelbar die Erklärung, welche Au— 
mente unter dem Ausdrud: 

„laufende Alimente” 
‚zu verftehen find, allein der $. 6. Tit. 14 der Proceß : Ords 
nung beflimmt, wie fhon vorher bemerkt morden, daß, der 
Appellation ungeachtet, 
„die erfannten Alimenre dennoch, und zwar vom Tage 
der angemelderen Klage an, gereicht werden müßten.” 
Unzweifelhaft ift hiermit die Interpretation des Ausdrucks „laus 
fende Alimente“ gegeben, und es fann nicht angenommen wer⸗ 
den, daß der Gefeggeber den Ausdrud: 
„laufende Alimente” 
in einem zwiefachen Sinne verflanden hat, einmal als die, vom 
Tage der angemeldeten Klage an aufgelaufenen, das zweite Mal 
als die, vom Tage der nachgefuchten Erecution an, ruͤckſtaͤndigen. 
Insbeſondere ift zu beruͤckſichtigen, daß der "Anhangs » Pas 
ragraph, fo wie die Gefege, aus welchen derfelbe entnommen ift, 
nämlich die Allerhöchſte Verordnung vom 10. Octbr. 1810, 
Mathis Band 9. ©. nn 
und die Cabinets-Ordre vom 23. Juli 1811, 
Sefeg : Sammlung ©. 
bie fpäteren Geſetze find, daß mithin bei der Faſſung des S. 168. 
des Anhangs zur Proseh, Drdnung vorausgeſetzt worden, daß der 
Ausdrud: 
„laufende Alimente” 
in dem Wortfinne zu verftehen ſet, welchen der $. 6. Tit. 14. der 
Procek » Ordnung mit deutlichen Worten unzweifelhaft damit vers 
bunden habe. 
Jedes Bedenken über den Wortfinn, welchen der $. 168. 
des Anh zur Proceß» Ordnung mit dem Auedruck: 
„laufende Alimente“ 


J 
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verbindet, verſchwindet endlich bei einer Vergleichung der Ma⸗ 
terialien jenes Anhangs. 
Dem $ 168, liegen, wie bereits bemerkt worden, die. Vers 
ordnung vom 10, Ocıbr. 1810 — Mathis Bo. 9. ©. 315. — 
und die in der vorliegenden Ruͤckſicht micht weiter zu beachtende 
Cab. Ordre vom 23, Juli 1811 — — Samml. S. 245. — 
zum Grunde. 
In jener Verordnung wird feſtgeſetzt: 
„daß die fruͤheren Verordnungen, vom 19. — 1799 
No. VIII. $. 2. und vom 3. Mai 1804. 11. Abſchn. 6. 5. 
dahin wieder hergeftellt werden follen, daß zju dem Zweck 
der Zahlung fhuldiger Alimente die Hälfte der gan 
zen Bejoldung eines Eiviloffirianten in Befchlag genommen . 
werden ann.” 
Aud die allegirten beiden Verordnungen von 1799 und 1804 
bedienen ſich 6106 der — jene: 


"fpufdige Alimente”. 
Der Ausdrud: 

„laufende Alimente” 
üft bei der Nedastion des Anhangs zur Procef » Ordnung” 

auf Grund des declaratorifchen Reſcripts des Suftizminifters 

von Kircheifen vom 10. Auguft 1813 

Jahrb. Bd. 2. ©. 46. 47. 

aufgenommen worden. Sin diefem Reſcripte werden Altmente, 

welche zur ch der Klage bereits verzehrt find, 
denen entgegengeftellt, 

welche zur Zeit der Klage noch nicht verzehrt find, 
und es wird in Gemaͤßheit diefer Definition ausgeführt, daß bie 
Verordnung vom 10. Auguft 1810 fih nicht auf Alimentenfors 
derungen ber erften Art, fondern blos auf die der legten Art 
beziehe, 

2) Wenn man aber in Gemäßheit des $. 46. ber Einleitung 
zum A. L. R. auf den naͤchſten unzweifelhaften Grund des 
Geſetzes fieht, fo ergiebt fih aus dem, was im Eingange 
diefes Schreibens gefagt worden, hinlänglih, daß bei dem 

Unterſchiede zwifchen verzehrten und nicht verzehrten Alimens 
ten blos auf den Zeitpunkt der Klageanmeldung, 
nicht auf den der Executionsnachſuchung zu fehen gewefen, 
da jener allein. vom Klaͤger, diefe aber auch von den Weite 
tungen des Beklagten abhängig ift. 

Bleibe ich nun auch nach wiederholter Prüfung bei der gegebenen 
Auslegung des $. 168. des Anhangs zur Proceß - Ordnung ftehen, 
fo bemerkte ich doch noch zur Vermeidung eines Mißverſtaͤndniſſes, 
daß weder diefer $., noch der $. 169 a, a. D. die Regulirung einer 


— 
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Kompetenz nach der Vorſchrift des $. 27. Tit. 49. der Proceß » 
Ordnung ausſchließt. Wenn daher ein im Dienft befindlicher, 
pder ein,penflonirter Beamter behauptet, daß er, falls der Abzug 
: oder die gänzliche Beſchlagnahme des Gehalts oder der Penſion 
in Gemaͤßheit jener Beflimmungen regulirt würden, nicht einmal 
den nothduͤrftigſten Unterhalt behielte, fo darf demfelben die Pro: 
vocation auf den $. 27 u. f. Tit. 49. der Proceß Ordnung nicht 
verſchraͤnkt, allenfalls muß der Srreit hierüber im Wege Rede 
tens entfchieden werden. 

Zur Befeitigung eines etwanigen Bedenkens ift den Schle⸗ 
fifchen Ober » Landesgerichten Abfchrift dieſes Schreibens zur Nach⸗ 
achtung mitgetheilt worden. 

a den 19. October 1832. (9. 8. 3. Bitte. 40. ©. 426.) 
l 


den Koͤnigl. Wirklichen Geheimen 
Staatts- u. Finanzminiſter, 
Herrn Maaßen E—xcellenz. 


I. 24. S. 108. Anhang 8. 169. , Gnmwendung des Anbangd $. 169, 
auf die Unterſuchungskoſten der Beamten 
Auf den Bericht des Staats « Miniſteriums vom 19. v. M. 
und nad dem Antrage deffelben, beftimme Sich hierdurch, daß die 
Worfchrift im $. 169. des Anhangs zur G. O., nad welcher bie 
Schulden eines Staatsbeamten, die aus unerlaubten Handlun 
gen entftanden find, ohne Raͤckſich auf eine Competenz aus > 
nen Dienfteinfünften von ihm beizutreiben find, auch auf die Kos 
ften einer wider den Beamten verfügten Unterfuhung, worin 
derſelbe fchuldig befunden ift, angewendet, jedoch folgende Maaß—⸗ 
gaben dabei beobachtet werden follen. 

1) Einem Beamten, deffen Dienfteintünfte an Befoldung und 
Emolumenten nur bis zur Summe von 300 Rıhir. betras 
gen, darf an denfelben zur Tilgung von Unterf — 
ein Abzug gemacht werden, 

2) Demjenigen Beamten, der bis zu 400 Rtihlr. an Dienfls 
einfünften bezieht, müffen 300 Rthlr. frei bleiben, wogegen 
die Unterfuchunsstoften bis zu 100 Rthlr. in- mäßigen, zwi⸗ 
ſchen dem Gericht und der Dienſtbehoͤrde zu verabredenden 
Abzügen aus dem Dienſteinkommen von ihm eingezogen wer⸗ 
den dürfen. 

Ich überlaffe dem Staats, Minifterium, diefe Beſtimmungen be 
kannt zu machen und Sorge zu tragen, daß hiernach von den 
Behörden verfahren werde. 

ten 11. Juni 1829. (9.8.9. Bd. 34, S. 115.) 


Friedrich Wilhelm. 
das Dtaaıs; Minifterium 
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kann auf Penfionen nicht angemwender werden, 

Dem Criminal» Senat des Königlichen Ober » Landesgerichts 
wird auf den Bericht vom 22, Februar c, 

in der Unterfuchungsfache wider die Steuer -Rendant N'ſchen 

Eheleute zu N. N. | ! 
eröffnet, daß nach den eingefehenen Motiven zu dem Gefes vom 
11. Juni 1829 dafjelbe auf Penftonen nicht zu beziehen ift, wel⸗ 
‚ches ſchon daraus hervorgeht, daß nach dem Gefek immer 300 
Rthlr. frei bleiben ſollen, die nicht abzugsfähige Summe bei 
Penſionen aber Überhaupt nur 200 Rthlr. beträgt. 

In Hinſicht der Penfionen ift daher $. 169. des Anhangs 
zur ©. O. nicht ald abgeÄndert zu betrachten, und findet nur der 
GSrundfag der EriminalsDrdnung Anmendung, daß Niemand 
wegen Unterfuchungskoften außer Nahrungsſtand geſetzt wers 
den fol, 

Berlin, den 24, April 1831. (9.8.3.%8.37.©.371.) 


1. 24. 8. 108. Anhang $. 169. 
— die Pe. ang 5, Kindern EL NON 
Das Königl. Ober » Landesgericht empfängt hierbei abfchrifts 
lich die Eingabe des penfionirten Thoreinnehmers N. zu P. vom 
13. v. M., worin derfelbe über die in Sachen der Marie St, 
- wider ihn erfolgte Befchlagnahme feiner, Penfion ſich beſchwert. 
Obgleich die Vorfchrift des $. 169. des Anhangs zur ©. D. 
nicht 6108 auf flrafbare Handlungen beſchraͤnkt werden darf, fons 
dern au auf unerlaubte Handlungen anwendbar ift, die einem 
eigentlihen Strafgeiege nicht unterliegen, der unchelihe Beis 
ſchlaf als eine vom Geſetzgeber als gefegwidrig anerfannte Hands 
lung (A. L. R. Th. I. Tit. 3. $. 37.) offenbar nicht bios eine uns 
fittliche, fondern auch eine unerlaubte ift, welches auch durch 
6. 83. No. 5. des erften Anhangs zum A. 2. R., durch die Stels 
ung des $. 1027. Tit. 20. Th. LI. des U. 2. R. und $. 673. 
Tit. 1. Th. 1. beftätige wird; fo fteht doch für den vorliegenden 
Fall der Anwendung des $. 169. der Umftand entgegen, daß der 
unehelihe Beiſchlaf zwar ein widerrechtlihes Verhaͤltniß des 
Echmängerers zu der Geſchwoͤchten bilder, indem er der letztern 
einen Enıfhädigungs : Anfpruc gewährt, daß er aber kein wider⸗ 
rechtliches Verhälmiß zwifchen dem natürlichen Vater und dem 
Rinde felbft darftellr. Die Verbindlichkeit des Waters, das Kind 
zu ernähren, entfteht unmittelbar durch das Geſetz. Das Recht 
des Kindes auf die Alimente gehöre zu den Rechten des Status, 
nicht zu dem Obligationen: Hecht. Wenn daher die Mutter def: 
halb die Alimente erftattet verlangt, weil fle dieſelben aus eignen 
Mitteln beſtritten, michin auf Grund des $. 46. Tir. 16. Th. I. 
des A. L. R., fo wird felbft für den Fall, wo der $. 169. des Ans 
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hangs zur A. G. O. auf Alimente eines unehelihen Kindes für 
anwendbar erachtet werden könnte, doch der $.47. a. a. D. zu 
berüdfichtigen fein, wonad die bejondern Vorrechte, welche der 
Forderung nad ihrer befondern Eigenſchaft zuftehen, nur für dem 
Fall einer ausdrüdlichen Eeffion gegen den Dritten ausgeübt were 
den fönnen, Ä 

- Vorausgefegt nun,‘ daß das Sachverhältniß richtig vorge⸗ 
tragen iſt, fo unterliegt die Penfion des x. N. von 10 Rıhir. 
monatlich, wegen der blos ruͤckſtaͤndigen Alimente, feinem Abzuge, 
und es ift der auf diefelbe gelegte Beſchlag aufzuheben, 

Berlin, den 10. Mai 1833, (v. K. J. ©. 41. ©.465.) 


1. 24. $. 124. Beri J — 
queſttirten —— tg Berlin, Communal» Abgaben vom gerichtlich fer 


Der hieſige Magiftrat hat darüber Beſchwerde geführt, daß 
bei den unter gerichtlicher Sequeftration hierfeldft ftehenden Grund» 
ftäden die beftellten Vice» Wirche die Steuerh, welche der Mas 
giftrat zu erheben habe, nicht bezahlten, und deren Erhebung 
von den Adminiftratoren mit großen Befchwerden verbunden fei. 
Das Juſtiz-Miniſterium hat in Beziehung auf die vorwaltenden 
Umftände, welche das Königl. Kammergericht über diefe Angeles 
genheit am 22. Juli 1830 der Regierung zu Potsdam bekannt 
gemacht hat, den Antrag, die Vice: Wirche zur Bezahlung diefer 
Abgaben zu verpflichten, und fie. dazu mit einem Vorſchuß zu vers 
fehen, zurüdgemiefen; auf das wiederholte Geſuch des Magiſtrats 
wird jedoch zur Befeitigung diefer Befchwerde hiermit in Beziehung 
auf die Sequeftrarion hiefiger Grundſtuͤcke beftimmt, daß 
a) der Adminiſtrations-Inſpector von jeder eingeleiteten Ads 
miniftration unter genauer Bezeichnung des Grundſtuͤcks und 
des bejtellten Adminiſtrators, deflen Wohnung genau zu bes 
zeichnen ift, dem hiefigen Magiftirate Nachricht geben fol; 
b) die Adminiftratoren anzuweifen find, fi am 20, des 2ten 
und Iten Monats eines jeden Quartals bei der Haus» und 
Miethsſteuercaſſe einzufinden, um die Berechnung defien, 
was fie für die unter ihrer Verwaltung ftehenden Käufer zu 
zahlen haben, zu empfangen und die Zahlung zu leiten. 
Aus dem in Abfchrift beigefügten Berichte des Magiſtrats vom 
18. v. M. und deffen Anlage wird dad Königl. Kammergeriche 
erjeher;, daß der Magiftrar zur Ausführung diefer Maaßregel die 
noͤthig en Anordnungen getroffen har, und ift 
ter Adminiftrationg » Infpector anzumweifen, dem Magiftrae 
von den jegt unter feiner Auffiche ſtehenden Sequeftrationen 
die vorgefchriebene Nachricht zugeben, und die Adminiftra- 
toren aufzufordern, die wegen Bezahlung der Abgaben ges 
troffenen Anordnungen zu befolgen. 
Berlin, den 30. Mai 1831, (v. K. J. ©. 37.©. 360.) 
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1. 24. d. 136. usiehung und Befriedianna der Rentdtäudiger, melde 
ſich mit ibren n t due Ereeurion febenden Forderungen bei dem 
ge 


Sequeftrationdverfahre 
Durch den Bericht vom 26. Auguft v. J. und die demfels 
ben beigefügten Vota ift die unter den Mitgliedern des Koͤnigl. 
Dber : Eandesgerichts ftattfindende Verſchiedenheit der Anfichten 
über die Frage : | 
* ob nad $. 136. Tit. 24, Th. J. der A. ©. O. bei einer im 
Wege der. Erecurion eingeleiteten Adminiftration oder &es 
queftration diejenigen Nealygläubiger, welche fih auf die 
ihnen davon ertheilte Nachricht gemeldet haben, bei der Ver; 
theilung der Einkünfte berüdfichtigt werden müffen, wenn 
ihre Forderungen auch noch nicht auf Execution ftehen ? 
zur Kenntniß des Juſtiz ⸗Miniſteriums gebradt worden. Dafs 
felbe finder, nachdem über diefe, allerdings nicht ganz unzweifels 
hafte Frage noch zwei andere Gerichtshöfe, auf Erfordern, ſich 
gutachtlich geäußert haben, fein Bedenken, ſich für die bejahende 
Beantwortung der Frage zu erklären. Das Geſetz hat die Bes 
friedigung des Ertrahenten der Adminiftration oder Sequeſtra⸗ 
sion aus den Einkünften des Grundſtuͤcks mit dem Schutze der 
Rechte der hypothekariſchen Gtäubiger verbinden wollen. Zu die 
fem Zwecke verordnet daffelbe, daß der Ertrahent auf die Benach— 
richtigung der gedachten, aus dem Hypothekenſchein zu erfehens 
den Gläubiger vor der verhängten Sequeftration antragen fol. 
enn nad dem $. 136 1. c. der Richter von der Verpflichtung 
freigefprochen worden, für die Befriedigung der Nealgläubiger, 
welche ſich nicht gemeldet haben, von Amts wegen zu forgen; fo 
folgt daraus, daß eine ſolche Sorge in Abſicht derjenigen Gläus 
biger eintreien muß, welcde ſich gemelder haben, und daß der 
Extrahent feine Befriedigung nicht zum Nachtheil der ihm vors 
. gehenden und mit ihren Zinsanſpruͤchen auftretenden hypotheka⸗ 
rifhen Gläubiger verlangen fann. Hätte diefen Gläubigern mehr 
als eine bloße Meldung zur Pflicht gemacht werden follen, um fie 
zur Theilnahme an der Distribution der Einkünfte zu berechtigen, 
fo würde dies ohne Zweifel beftimmt worden fein, 


Sin Ermangelung einer folhen Beftimmung muß angenom= 
men werden, daß in Bezug auf die Befriedigung hypothekariſcher 
Gläubiger wegen ihrer laufenden Zinfen, im Falle einer eingeleis 
teren Sequeftration, von der Regel, nad) welcher nur nach voraus 
gegangenem rechtskräftigen Erkenntniffe, oder einer, mit dems 
felben gleiche Wirkung habenden, richterlichen Verfügung eine eres 
eurivifche Einziehung Statt finden fann, hat abgewichen und ein 
türzeres, den Släubigern wie dem Schuldner gleidy vortheifs 
hafıes Verfahren vorgefchrieben werden follen. Hierbei verftehe 
es fich freitich von felbft, daß der Schuldner ſich über die Nichtig- 


rig melden. 
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keit der angemeldeten Forderungen erflären muß. Diefe Erklä⸗ 
rung ift ihm entweder fofort nach gefchehener Anmeldung, oder 
doch bei Vorlegung des angefertigeen Distributionsplans, jeden 
falls vor der Vertheilung der Einkünfte, abzufordern. Beſtrei⸗ 
ser alddann der Schuldner feine Zahlungsverbindlicgkeit, fo muß 
das beftrittene Quanıum, nad $. 135. Tit. 24. und $. 499. 
Tit. 50. TH. I. der A. G. O. bis zum Austrage der Sache in de— 
posito zuruͤckbehalten bleiben. | 


Nach diefen Grundfägen iſt nicht allein bei der Sequeſtra⸗ 
tion adelicher oder Rittergäter, fondern auch bei der Adminiſtra⸗ 
tion ſtaͤdtiſcher Grundftücke zu verfahren. Die abweichenden Bes 
flimmungen der Synftruction über das Hausadminiftrationgwefen 
vom 17. April 1812 werden hiernach modificirr. 


Berlin, den 15. Aprii 1831. (v. K. J. Bo. 37. &.351.) 


1 zu. > 141. Anhang S. 173. Gerfonsb@resutien gegen Grund⸗ 


Auf Ihre Eingabe vom 29, v. M., das Erecutionsverfahren 
wider den N. N. betreffend, wird Ihnen eröffnet, daß das Juſtiz⸗ 
Minifterium die Verfügung des Ober : Landesgerichts zu Damm 
vom 15. ejd. in. nur billigen kann; Denn die Vorfchrift der 
65. 142 und 143, Tir. 24. Th. J. der A. ©: D. geftatter nur in 
Ermangelung jedes andern Gegenitandes der Erecution, daf der 
Schuldner zum PerfonalArreft gebracht werde, ohne einen Unter 
ſchied zu machen, ob der Schuldner das Immobile, welches er 
jegt beſitzt, erſt nach verfügter Perfonal:Erecution erworben, odee 
ſchon früher befeffen har. Hiernach muß Ihnen uͤberlaſſen bleis 
ben, zuvörderit die Subhaftarion des Immobile in Antrag zu 
bringen und zu erwarten, in wiefern &ie auf diefe Weife befries 
dige werden können. 

Berlin , den 23. Decbr. 1831. (v. K J. Bd. 38. S. 335.) 


1. 24. S. 141. Anhang S 173. Buläffigkeit des Perſonal⸗Atreſtes 
gegen Grundbeſiher. 

Dem Koͤnigl. Ober-Appellationsgerichte wird in der Anlage 
der von dem Landgerichte zu Gneſen, in Sachen des Kaufmanns 
R. wider den Gursbefiger v.3., am 14. v. M. erftartere Bericht 
abfchrifilich zugefertige und zugleich eröffnet, daß der Juſtizmini⸗ 
fter der Auslegung des $. 173. des Anhangs zur Procefordnung, 
von welcher das Königl. Ober : Appellationsgericht ausgeht, nicht 
beipflichten fann. 

Der $. 173. des Anhangs zur Proceßordnung ift aus dem 
Refcripte des Großkanzlers von Goldbeck an die MWeftpreußifche 
Regierung zu Marienwerder vom 12, April 1802 — Neues Ans 
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«iv II. S. 428 — entnommen, Im Eingange bes legtern Re⸗ 
ſcripts ift es als Princip aufgeftellt: | 
daß der Gläubiger ſich zunsrderft an die Grundſtuͤcke feines 
Schuldners halten und deren ordnungsmäßige Subhaftation 
nachfuchen müffe, bevor defien perfönlihe Werhaftung im 
Wege der Erecution zuläffig fei. 
Sodann wird hinzugefügt: 
wenn aber diefe Grundſtuͤcke bereits fo fehr verfchulder find, 
daß der Gläubiger feine Hoffnung hat, daraus feine Befrie⸗ 
digung zu erhalten, und derfelbe daher, ohne den Erfolg der 
Bubhaftation abzuwarten, zu feiner Sicherheit auf die pers 
fönliche Verhaftung des Schuldners anträgt: fo involvirt 
diefes einen Arreſtſchlag. . 
Der $. 173. des Anhangs zur Procefordnung laͤßt keinen Zweifel. 
darüber, daß, fo lange der Schuldner ein Grundſtuͤck befigt, der 
Antrag auf Perfonalarreft nie als Grad der Erecution, fondern 
nur als Arrefifhlag Statt finden fann. Es fegt diefer $. voraus, 
daß die Subhaſtation ſchon eingeleitet ift, oder doch fofort einge; 
Leiter werden fol. Die Bubhaftion ift mithin das eigentliche Eres 
eutiongmittel. Neben diefem Grade der Erecution kann nicht 
zugleich ein zweiter und namentlich nicht der legte Grad der Exe— 
eution zuläffig fein. Der Perfonalarreft foll blos als Sicher, 
heitsmittel nachgefucht werden dürfen, weil der Gläubiger befuͤrch⸗ 
tet, daß das verfchuldere Grundſtuͤck fein Mittel zu feiner Befrie⸗ 
digung’abgeben, die Subhaftation ein ihm genügendes Reſultat 
nicht herbeiführen und mittlerweile der Schuldner der Perfonal: 
Execution fich entziehen könne. 


Das Geſetz fpricht auch diefe Anſicht in dem Eingange deut 
lih aus, in den Worten: 

„fo ift diefer Antrag als Arrefifchlag anzufehen.” | 
Am erfolg verweifet der $. 173, auf die Grundfäge des $. 10. 
Tit. 29., wonad) der Arreftfchlag zu prüfen und zu erörtern if. 
Der $. 10. beftimme die Fälle, in welchen gegen einen mit Sjmmos 
bilien® im Einlande angefeffenen Schuldner die Anlegung eines 
Arreftes zuläffig if. Der erfte und zweite Fall fcheiden hier aus, 
Der dritte handelt davon: 

wenn die Grundſtuͤcke dergeftalt verfchuldet, oder pon fo ge: 

ringem Werthe find, daß fie in Anfehung einer fonft zum 

Arrefte qualificirten Forderung nicht hinlänglicde Sicherheit 

gewähren. 
Offenbar ist hierdurch nicht gefagt, daß, wenn dad Grundſtuͤck 
dergeftalt verfchulder iſt, ſtets causa arresli eintrete, fondern 
nur, daß alsdann das Hinderniß wegfalle, weshalb fonft der Ar: 
reft nicht zuläffig fein foll, daß alfo, wenn fonft die Erforderniſſe 
des Arreftes vorhanden find, derfelbe gegen den Schuldner, ums 
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geachtet er ein Grundſtuͤck befige, verfüge werden muß. Diefe 
Erforderniſſe find nach $. 48.: 

1. die Befcheinigung der Forderung, 

II. der Nachweis einer wahrſcheinlichen Beforgniß, daß dem 
Glaͤubiger das Object der Sicherheit entzogen werden könnte, 
wenigftens im Fall des $ 50, die deutliche beftimmte Angabe 
erheblicher Umftände. 

Vom erften Erforderniß, nicht aber vom zweiten, dispenſirt ber 
$. 173., und da hier die Perfon des Schuldners felbft zur Sicher» 
heit dienen foll, fo müffen Umftände angegeben werden, welche 
es wahrſcheinlich machen, daß der Schuldner fih auf flüchtigen 
Fuß fegen will. | ! 

Der vierte Fall des $. 10. beſteht eigentlich aus zweien: 

a) wenn vie Schuldner in Wermögensverfall gerathen, oder - 

b) zu dem Verdachte Veranlaffung geben, daß fie ihr Vermoͤ⸗ 
gen zu veräußern oder außer Landes zu fchaffen fuchen. 

Bon dem erften gilt daffelbe, was über den dritten Fall des $. 10. 
bemerkt worden. Wenn es auf Perfonalarrefi ankoͤmmt, fo ift 
"die Befcheiniguug des Wermögensverfalls allein nicht genügend, 
fondern es muß die Belorgniß fih auf das Object beziehen, wor⸗ 
auf der Arreſt nachgefucht wird, mithin darauf, daß der Schuld» 
ner feine Perfon dem künftigen Erecutionsantrage des Gläubigers 
entziehen werde. Der unter b. aufgeführte Fall kann nah Maaß⸗ 
gabe der Umſtaͤnde eine folhe Beforgniß begründen. 

Sm vorliegenden Fall bezieht fich jedocd nach Lage der Acten 
die Angabe des Gläubigers blos auf den Wermögensverfall des 
Schuldners. 

Das Reſcript vom 2. Dechr. 1800 (Mathis I. &. 317.), 
worauf das Königl. Dber : Appellationsgericht fi bezieht, hat 
als Minifterialreferipe nicht die Kraft eined Geſetzes und ift jedens 
falls durch den $. 173. des Anhangs zur Procefordnung ab: 
geändert. | 

Dem Königl. Ober’, Appellationsgerichte wird daher aufges 
tragen, den Inhalt des Gegenberichts des Landgerichts zu Gnes 
fen in nähere Erwägung zu ziehen und alsdann das Landgericht 
zu befcheiden. ' 


Berlin, den 10. Decbr. 1832. (v. K. J.Bd.40.S. 434.) 


I. 24. 5. 145. gocat für Schuld - Befangene» 


Es hat dem Juſtizminiſter nicht anders als fehr auffallend 
und mißfällig fein fönnen, daß das Königl. Ober Landesgericht, 
dem über die Befchwerde des N. N., in der Proceßſache des Kauf: 
manns N. wider denfelben erſtatteten Berichte vom 29. v. DR. 
zufolge, die von dem dortigen Land» und Sradtgerichte gegen den 
zꝛc. Nintendirte Vollſtreckungsart der Perſonal⸗Execution für gefeg« 
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Lich gerechtfertigt und es demnach für zuläffig achten will, den ıc. M. 

> zur Erduldung des auf Antrag feines Wechfelgläubigers zu volls 
ſtreckenden Schuldarreftes, nach dem Landarmenhaufe zu N. ads 
führen zu laffen. Der hierbei begangene Mißgriff ift um fo uner; 
Llärlicher, da von dem Königl. Ober  Landesgerichte gefegliche Bors 
ſchriften, wodurch jene Anfiht auch nur fcheinbar gerechtfertigt 
werden könnte, gar nicht angeführt find, und die Dispoſition des 
allegirten $. 175. des Anhangs zur A. G. D. gerade gegen dies 
ſelbe fpriche, indem hierin nur von Gefangenanftalten und von 
Beihäftigung des Schuldners im Gefängniffe die Rede it, und 
von felbft vorliegt, daß eben jo wenig darunter die für geringere 
Verbrecher und Wagabonden befflinmten Landarmenhäufer, als 
unter den Befchäftigungen. der Schuldner in Gefängniffen, Ars 
beiten im Landarmenhaufe verfianden find. 

Wenn aber das Collegium gar anführt, daß es früherhin die 
jegt aufgeftellte Anſicht felber für unrichtig erachtet und dieſelbe 
erſt jet adoptirt habe, feitdem die Regierung dafelbft die Aufs 
nahme von Schuldgefangenen in das Landarmenhaus für zuläffig 
erkiärt hat; fo hat das Collegium überfehen, daß nicht der Regie; 
rung, ſondern nur den Zuftizbehödrden die Beurtheilung und Ent 
fcheidung darüber zufteher, in welcher Art die Perfonal: Erecution 
zur Vollſtreckung gebracht und der Schuldgefangene behandelt wer: 
den könne und müffe, und daß bei diefer Beurtheilung nicht die 
für die Adminiftration des Landarmenhaufes beftehenden Grund: . 
füge, fondern lediglich die in den betreffenden Stellen der Allg. 
G. D. fanctionirten geſetzlichen Vorfchriften zur Richtſchnur dies 
nen koͤnnen. 

Es ift demnach zur Remedur der gegründeten Befchtwerde des 
x. N., welche mit den Anlagen urfchriftlich zurück erfolge, fofort 
das Erforderliche zu verfügen, auch dag dortige Land und Stadt⸗ 
gericht dem gemäß zurechtzumeifen, und darauf zu halten, daß fols 
he Mißgriffe nicht weiter vorfallen. Ob der Bittſteller die Vers 
ftattung zu Terminaljahlungen rechtlich verlangen fünne, muß 
auf dem vorfchriftsmäßigen Wege, mir Rüdficht auf $. 95. Tit. 24, 
TH. I.der A. G. O., erörtert und hiernach das weiter Rechiliche 
verfügt werden. Won der dem Bittſteller anderweit zu ercheilen« 
den Beſcheidung ift Abfchrift einzureichen. 

Berlin, den 10. Aug. 1830. (v. K. J. Bo. 36.S. 162.) 





1.24. $.143. Zeweiskraft der Atteſte der Milltairärzee bei Eranfen 
Schuldnern. 


Das dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht mit dem Reſcripte 
vom 17. Januar c. mitgetheilte Schreiben an das Konigl. Gene⸗ 
ral» Commando des sten Armeecorps , 

„die Vollſtreckung der Perfonal:Erecution gegen den penflonirs 
ten Dbriftlientenane B. betreffennn 
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bat zu einer weitern Erörterung über die den Atteften der Milt, 
tairärzte beimohnende Beweiskraft Anlaß gegeben, und es ift in 
diefer Beziehung von der Militairbehärde die in einer Altern Al 
lerhöchften Eabiners= Drdre vom 24. Dechr. 1726 enıhaltene Bes 
flimmung geltend gemadyt worden, wonad die Atteſte der Regie 
ments: Chirurgen ſowohl von Krankheiten als Befichtigungen in 
Eivilgerichten gültig fein follen. - Da die fortdauernde Anwends 
barkeit diefer, in Abfchrift hier beigefügten Allerhoͤchſten Ordre 
(And. A-).nicht zu bezweifeln fteht, fo wird dem gemäß und zur 
Berichtigung des obgedachten Erlaffes vom 17. Januar c. dem 
Koͤnigl. Ober : Landesgericht bemerflih gemacht, daß die Beweis, 
kraft des, über den Geſundheithzuſtand des ꝛc. B. von dem Gars 
nifon » Srabsarzte N. ausgeftellten Arteftes in formeller Hinſicht 
nicht zu bemängeln fein würde, daffelbe vielmehr allerdings, wenn 
es font dem Zwecke entfprochen hätte, eben fo wie ein Phyſikats⸗ 
atteft für gültig Hätte angenommen werden können. 
Berlin, den 30. Mai 1831. 


A, 


No. XXXV, Drdre an das Ober: Collegium Medicum, 
daß Regiments » Feldfcheerer curiren und Sectiones 
verrichten tönnen. De dato Potsdam, den 24, Der 
cember 1726, 


Sr. Königl. Majeftät in Preußen ꝛc. Unfer Allergnädigfter 
Herr, haben in Gnaden refolvirt, daß denen Regiments : Felds 
fcheerern bei Dero Armee, nicht aber denen Compagnie: Keldfcheer 
rern, erlaubt fein fol, bei Eivilperfonen innerlich und Außerlich 
zu curiren, und in denen Apoıhequen Recepte zu verfchreiben, 
aud daß deren Atteftata ſowohl von Krankheiten ale Befihtiguns 
gen in denen Eivilgerichten follen gültig fein. Dannenhero haben 
Sie Dero Ober : Eollegio » Medico folches ‚hierdurch befannt machen 
wollen, mit allergnäpdigftem Befehl, fih gehorfamft darnach zu 
achten und denen Provinzial» Collegiis Medicis gleihfaus Nach⸗ 
richt davon zu krtheilen. | 
Porsdam, d. 24. Decbr. 1726. (v. K. J. Bo. 37. S. 417.) 


Sriedrig Wilhelm. 


J. 24. 143. i fari n i 
21, 3.148. = De ariencaffen find nicht verpflichtet, Alimente für 


Auf die von dem Königl. Ober» Landesgerichte in dem Ber 
richte vom 13. v. M. nachgeſuchte Vorbefcheidung über die zur 
Eonteftation getommene Frage: 
ob dem Antrage eines notorifh armen Klägers auf Voll: 
ſtreckung der Perfonal,Erecution ohne Zahlung eines Alimen⸗ 
ten⸗Vorſchuſſes zu Deferiren fei? und 
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06 die Salariencaffe zur Leitung diefes Vorſchuſſes eventuell 
- für verpflichtet gehalten werden könne? 
Wird dem Collegium zu feiner Direction Machftehendes eröffnet; 

So wie die Verpflichtung der Gerichte, den Unterrhanen im 
Laufe der Proceffe und ber darauf in den Inſtanzen ergehen, 
den richterlichen Entfheldungen die noͤthige Mechtannlfe zu ge 
währen, lediglich von der, Seitens der Parteien zu befchaffenden, 
gefeglichen Begründung ihrer Anfprüche abhängig bleibt, fo wird 
auch die Verbindlichkeit des Richters, 

dem obliegenden Theile zu demjenigen, was ihm zuerkannt 

tft, durch Executionszwang in der dazu vorgefchriebenen 

Ordnung zu verhelfen, | 
bei dem Antrage auf Perſonal⸗Execution dadurch bedingt, daß der 
Ertrahent, wofern fein Schuldner ſich im Gefängniffe nicht ſelbſt 
zu erhalten vermag, dem Gefangenmwärter die von dem Gerichte 
zu beftimmenden Alimente wöchentlich zum Woraus bezahlt. Die 
4. G. O. drüde ſich Tit. 24. $. 143, gang unzweideutig hierüber 
aus, indem fie fefiftellt: . 

daß, wenn die Zahlung von dem Gläubiger in der beſtimmten 

Zeit nicht geleiftet werde, der Schuldner unverzüglich des 

Arreſtes entlaffen werden fol; 
und der Anhang beftätigt dies, indem er $. 175. verordnet: 

daß es nicht Sache der Gefangenanftalt, fondern des Gläm - 

bigers fei, feinem Schuldner im Gefängniß die Gelegenheit 

und die Mittel zur Arbeit, zu welcher. er fich eignet, zu vers 
ſchaffen, damit derfelbe dadurch feine Alimente fich felbft vers 

dienen könne. Ä 
Eine fubfidiarifhe MWerpflihtung der Gerichte, jene resp. Vor⸗ 
ſchuͤſſe und Alimentationsmirtel zu verfchaffen, gehört weder zu 
dem Inbegriff der ihnen im Allgemeinen obliegenden Rechtshuͤlfe, 
noch fie durch ſpecielle Geſetze begründet, vielmehr wird hierbei 
bie Regel: A 0 
ne unbedingt von dem Extrahenten geleiftet werden 

muͤſſen, 
durch die Ausnahmen beſtaͤrkt, welche wegen der Zeugengebuͤhren 
Tit. 10. 9. 187. der A. G. O., fo wie wegen der baaren Aus- 
lagen in Armenſachen Tit. 23. $. 36. No. 6. loco alleg. gemacht 
worden find. 

Eine weitere Ausdehnung diefer Ausnahmen wuͤrde den Gar 
dariencaffen zur größten Beläftigung gereihen, und fie darf im 
. vorliegenden Falle um fo weniger geftaster werden, als dadurch 
die Lage des profequirten Schuldners erſchwert und das Rechtes 
verhältniß, worin ſowohl er felbft ald auch der Gefangenmwärter 
zu dem Eptrahenten der Perfonalerecution fteht. alterirt werden 
würde, 

‚ den 11. Octbr. 1831. (0.8.93. Bd. 38, — 337.) 

vi. 
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I. 24. g. 143. Entlaffung kranker Schuldgefaugener. 


Da Sie ſelbſt nach Ihrer Eingabe vom 2. Dechr. dv. J. ſich 
zur Befreiung der Curkoften für die Caroline N. N., welche auf 
Ihren Antrag in Perſonalarreſt gebracht worden, erboten haben, 
fo können Sie dem Gerichte feinen Vorwurf daraus machen, daß 
daffelbe die N. N. nicht fofort entlaffen, vielmehr Koften zur Hei⸗ 
fung derfelben verwandt hat. Ihre in der Eingabe vom 12,0. I. 
erneuerte Beſchwerde ergiebt fi deshalb als grundlos. 

, Berlin, den 31, October 1831. 


J | 
die Witwe N. M. Hierfelbft. . 

Abſchrift obiger Beſcheidung erhält das Koͤnigl. Ober : Apel- 
fationsgericht auf den Bericht vom 17. d. M. zur Nachricht, mit 
dem VBeifügen, daß Schuldgefangene, fobald fie frank werden, 
der Haft, auch gegen den Antrag der Gläubiger derſelben, entlafien 
werden müffen,, indem bei einem Kranken der Zweck des Perfonals 
arreftes nicht zu erreichen iſt. 

Berlin, den 31. Octbr. 1831. (9.8.5.9. 38. ©. 336.) 

1. 5. 26. 
EN RE — 


” 


er Die bei ihnen prafkifiren 


Aus der abfchreiftlichen Anlage (A.) wird dem Koͤnigl. Ober: 
Landesgericht zu erfehen gegeben, welche Beſchwerde das Lands 
und Stadtgericht zu Graudenz Über die Verfuͤgung des Collegii 
vom 18. Dctbr. c. in der Sache des Kaufmanns N. N. wider 
den Hufenwirth I. N. unterm 8. v. M. geführt hat. In Bes 
ziehung hierauf bemerkt das Juſtiz-Miniſterium Folgendes : 

1) Das Land: und Stadtgeriche fegt irrthuͤmlich voraus, daß 

das Koͤnigl. Ober, Landesgericht denfelben das Recht beſtrit⸗ 
ten habe, in der Regel die Appellationsberichte in den bei 
ihm in erfter Inſtanz verhandelten Proceffen, deren Object " 

. kein Bagatell» Quantum ift, zu prüfen, alfo zu verlangen, 
dab die Appellarionsberichte bei ihm eingereicht werden. 
Das Collegium hat in der Verfügung vom 18. Octbr. c. bios 
angenommen, daß, weil der zu Marienwerder wohnende 
Juſtiz ⸗ Commiffarius N. Behufs der Anfertigung des Ap: 
pellationdberichts die gerichtlichen Acten einzufehen gewuͤnſcht, 
deshalb ausdrücklich darauf angetragen habe: 
ihm zu diefem Behufe die Acten der erſten Inſtanz vor, 
zulegen, : | 
das Land» und Stadtgericht für biefen Fall zur Beſchleuni⸗ 
gung der Sache die Acten fofort dem Königl. Ober: Landes: 
gericht hätte einreichen und die Prüfung des Appellationk 
berichts diefem uͤberlaſſen foden. Hierin muß auch nach: dem 


= 
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Geiſte det A. G. O. und dem in $. 34. der Einleitung zur 
%. ©. D. ausgefprochenen Princip dem Koͤnigl. Ober» Lan: 
besgericht beigepflichtet werden. Wenn das Land» und 
Stadtgericht gegenwärtig behauptet, daß der x. N den er 
wähnten Grund früher nicht angezeigt habe, fo widerfpricht 
es hierdurch der ausdrücklichen entgegengefegten Behauptung 
des Königl. Ober» Landesgerichts, und es hätte daher ent 
weder die Acten vorlegen follen, wodurch die Wahrheit feis 
ner Behauptung fi ergiebt, oder, mas noch zweckmaͤßiger 
geweien wäre, dem Königl. Ober: Landesgericht diefes no- 
vum zur Erwägung vorftellen follen. Jedenfalls aber hat 
dies auf die Sache feldft keinen Einfluß. 


2) Hat das Königl. Ober: Landesgericht dagegen allerdings in 
feiner Berfügung vom 18. Octbr. d. J. behauptet, daß das 
Land» und Stadtgericht nicht befugt gewefen fei, die dem 
. N. auferlegte Strafe gegen denfeiben feftzufegen. 

Hierin irrt das Collegium jedoch. Die Untergerichte find 
in Beziehung auf alle Juſtiz ⸗/Commiſſarien, welche bei ih⸗ 
nen Recdhtsangelegenheiten hetreiben, befugt, gegen dieſelben 
Drdnungsftvafen feflzufegen und beizutreiben, wie dies noch 
erft im Reſcript vom 8. Juli c. an das Kammergericht auf 
den Grund des $. 55. Tit. 2, Th. I. der A. G. O. ausge⸗ 
fprochen worden ift. en Ä 

Es iſt indeffen für den vorliegenden Fall, aus den ad 1, angegabe; 

nen Öränden, die gegen den ıc. N, feftgefegte Ordnungsſtrafe nies 
berzufchlagen. 

VBerlin, den 16. December 1831. 


A. | 
— Sachen des Kaufmanns N. N. wider den Hufenwirth 
N. 


erlauben wir uns, Einem hohen Juſtiz⸗Miniſterium nach⸗ 
ſtehende gehorſamſte Beſchwerde über das Koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht zu Marienwerder zur hochgeneigten Entſchei⸗ 
| dung vorzutragen. 

Der beim Königl. Ober: Landesgeriht in Marienwerder ange 
ſtellte Juſtiz /Commiſſarius NM. reichte nach Abfaſſung des Ers 
kenntniſſes erſter Inſtanz vom Verklagten Vollmacht ein, mit der 
Bitte, die Acten dem Koͤnigl. Ober-Landesgerichte einzuſenden, 
weil er dort den Appellations bericht einreichen wolle. Er wurde 
angewieſen, den Appellationsbericht hier einzureichen, und wurde, 
da er dieſe Anweiſung in einer in unpaſſenden Ausdruͤcken abge⸗ 
faßten Eingabe für ungeſetzlich erklaͤrte, auf die Mare Vorſchrift 
des $. 181. des Anhangs zu $. 26, Tit. 25. Th. J. der A. G O. 
verwieſen. Aber auch dieſe Belchrung-achtete er — ſondern 
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fie die ihm wiederholt gefegten Friften fruchtlos erftreihen, wies 
wohl Ordnungsftrafen angedroht und feftgefegt wurden. Wir 
baten das Königl. Ober » Landesgericht, die Strafe ——— 
daſſelbe wies uns aber an, die Aeten einzuſenden, und auf uns 
ſere Bitte um nähere Belehrung erhielten wir das anliegende 
(Anlage B.) abſchriftlich beiliegende Refeript vom 18, Detbr. c. 

Der darin erwähnte Grund des Juſtiz · Commiffarius N., 
die, Acten zur information zu infpiciren, war früher nit anges 
zeigt. Derfelbe [heine uns aber auch ungenügend, da fein Dans 
dant in der erften Inſtanz durch einen Juſtiz⸗ Commiſſar vertreten 
war, er alfo aus den Manual: Acten Information einziehen 
konnte. 

Bei der angeführten klaren Vorfchrift des Geſetzes, und da 
wir uns das gefeglich uns zuftehende Recht, den Appellationsbes 
wicht ſelbſt zu prüfen, vom Koͤnigl. Dber » Landesgerichte nicht 


glauben per rescriptum entziehen laffen zu dürfen, bitten Ein . 


Hohes Juſtiz⸗Miniſterium wir unterehänigft: 
das Königl. Ober Landesgericht zu Marienwerder hochge⸗ 
neigteft anzuweifen, es bei der gefeglihen Worfchrift des 
. 181. des Anhangs zu $. 26. Tit. 25, Th.L der A. G. O. 
fernerhin zu belaffen. 


Wenn endlih das Königl. Dber: Landesgericht uns das Recht | 


ftreitig macht, einen bei demjelben angeftellten Szuftiz: Commiffas 
rius in Strafe zu nehmen, fo halten wir auch diefes nicht für ges 
rechtfertigt. Der Richter foll den Juſtiz -Commiffarius im vors 
liegenden Falle durch Strafe zur Erfüllung feiner Pflicht anhal⸗ 
ten; wenn alfo der bei dem DObergerichte angeftellte Juſtiz / Com⸗ 
miffarius in einem ſolchen Falle von feinem Rechte zur Praxis bei 
den Untergerichten des Departements Gebrauch macht, fo muß er 
fih aud wohl den Verfügungen des Untergerichts unterwerfen, 
wenn daſſelbe nicht feine richterlihe Würde verlieren fol. Daß 
der Unterrichter. die Einziehung der Strafe nur durch das Oberge⸗ 
richt bewirken kann, haben wir nicht bezweifelt. 
Ein Hohes Juſtiz /Miniſterium bitten wir hiernach unters 
thaͤnigſt: 
das Koͤnigl. Ober Landesgericht zu Marienwerder hochge⸗ 
neigteft anzumeifen, uns zu geflatten, die bei bemfelben ans 
geftellten Juſtiz / Commiffarien, wenn fle bei uns auftreten, 
in die gefeglichen Strafen zu nehmen, und aud im vorlies 
genden Falle vom Zuftiz: Commiffarius N. bie verwirfte 
Strafe einzuziehen, 


Graudenz, den 8. November 1831. 


Das Land» und Stadtgerict. 
(Umterfifem. ) 


— 


# 
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In der Rechtsſache des Kaufmanns N. M. wider ben Hufen 
wirth N. N. wird dem Königl. Land» und Stadtgericht auf den 
Bericht vom 3. d. M. eröffnet, daß die Finreihung des Appellas 
tionsberichtes deßhalb hier erfolgen fol, weil der Zuftiz: Commiß - 
farius N. ausdrücklich darauf angetragen hat, ihm Behufs Aa⸗ 
fertigung des Appellationsberichtes die Acten erſter Inſtanz vors 
zulegen. Diefer Antrag ift der Sache angemeffen, und das Kb. 
nigl. Land und Stadtgericht Härte folchen daher nicht zuruͤckwei⸗ 
fen follen‘, indem dadurch die Sache unndthig über 6 Monate aufs 
gehalten iſt. Wegen diefer nicht gerechtfertigten Zurückweifung 
kann daher auch die dem ꝛc. N. auferlegte Strafe, zu deren Feſt⸗ 
fegung das Königl. Land, und Stadtgericht übrigens auch nicht 
competent gewefen ift, nicht für angemefien erachtet werden. 


Marienwerder, d. 18 Oct. 1831. (v.R. 3.80.38. ©. 330.) 


Königl. Preußiſches Ober Landesgericht. 
An SE | (Unterfchriften.) 
das Königl. Land » und Stadtgericht 
zu Graudenz. 


1. 23. $. 30. 42. @infendung der bei den Untergerichten in revisorio 
inftenirten Acten zum KRevifiong » Erfennenifle. | 

Der beftehenden Vorfchrift gemäß werden, auch wenn bei 
Untergerichten erfter Klaffe die Inſtruction eines Proceffes in allen 
Inſtanzen bei dem Lintergerichte. felbft geführte worden, und das 
Dbergericht nur auf gefchloffene Acten in zweiter Inſtanz erfannt 
hat, die Acten zur Entſcheidung in dritter Inſtanz dem Oberger 
richte eingereicht, um durch diefes an den Neviflonsrichter beförs 
dert zu werden. Da durd dies Verfahren in den meilten Faͤllen 
den Parteien mehrere Koften erwachfen, und Zeit verloren geht; 
fo Hat der Yuftizminifter beſchloſſen, die Untergerichte erfier Claſſe 
zu ermächtigen, in Fällen, wo bie Sinfteuction zweiter Inſtanz 
bei ihnen gefchwebt, das Obergericht mithin nur auf die ihm’ ein« 
gereichten gefchloffenen Acten erfannt hat, und demgemäß die Pus 
blication diefes Erkenntniffes und die Inſtruction in dritter In⸗ 
ftanz gleichfalls bei dem Untergerichte erfolge iſt, die Acten uns 
mittelbar dem betreffenden Reviſionsrichter einzureichen. Diefer 
wird dann das Reviſionserkenntniß direct dem Untergerichte zur 
Publication zufertigen, und nur dann die Acten mit dem Erfennts 
niß dem vorgefegten Dbergerichte zufenden, wenn er zu befondern 
Ruͤgen in Betreff des Verfahrens Veranlafiung gefunden haben 
follte. Die zur Caſſe des Revifionsrichters fließenden Koften find 
gleichfalls unmittelbar an biefelbe ohne Mitwirkung des Oberge⸗ 
richts von Dem Untergerichte zu überfenden. . 

= 
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Hiernach hat das Königl. Ober Landesgericht die Unterges 
richte erfter Claſſe in feinem Bezirk mit Anweiſung zu verfehen, 
und ihnen die nach MWerfchiedenheit der Fälle eintretenden Nevis 
ſions⸗ Inſtanzen bekannt zu michen, wobei dem Eollegio überlafs 
fen bleibt, wenn dafielbe von etwa ergebenden reformatorifchen 
Erkenntniffen dritter Inſtanz Kenntniß zu erhalten wuͤnſcht, die 
Untergerichte anzuweiſen, in foldhen Fällen dem Cofegio Abſchrift 
derſelben einzureichen. 


Berlin, den 21. Septbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 164) 


1. 25. S. 30. 42. Unwittelbare Einfendung der Aeten von. Seifen der 
Uptergerichre erfter Slaffe an den Revifiondrichter. 


Bei der von dem Koͤnigl. Ober⸗ Landesgericht mittelft Be⸗ 


richts vom 12. v. M. abfchriftlich eingereichten Verfuͤgung an die 


Untergerichte erfter Elaffe, 

betreffend die den Letztern eingeräumte Befugniß jur unmits 

telbaren Finfendung der Acten an den Reviſionsrichter, in 

den Fällen, mo die Inſtruction der zweiten Inſtanz bei ben 
gedachten Untergerichten geführt iſt, 
bat fi Folgendes zu bemerken gefunden: 

Zu 10, In Fällen, wo die Untergerichte die Acten an das 
Koͤnigl. Geheime Ober⸗Tribunal unmittelbar einreichen, bedarf 
es der Einforderung der Retationen des Appellationsrichters Be⸗ 
hufs deren Mitfendung nicht, da der Zweck biefer Einrichtung 
durch die Einfendung der Relationen in allen den Zällen, wo die 
Einreihung der Acten von Seiten der Ober s Landesgerichte erfolgt, 
hintänglich erreicht wird. 

Was die zu LI. erwähnten Succumbenzgelder betrifft, fo iſt 
die Hälfte, — bisher zur Salariencaſſe der Ober⸗-Landesge⸗ 
richte gefloffen, in Fällen, wo Königl. Untergerichte Die Acten dem 
Revifionsrichter einreichen, zur Kaffe diefer Untergerichte zu vers 
rechnen; in Fällen aber, wo von formirten Standeeherrlichen 
und Pasrimonial-Gerichten die Einreichung der Acten erfolgt, find 
die Succumbenzgelder künftig ganz zur Caſſe des Reviſiongrichters 
abzufenden. 

Hiernach hat das Königl. Ober » Bandesgericht bie formirten 
Untergerichte feines Bezirks mit Anweiſung zu verfehen. 

Berlin, den 9. Novbr. 1830. (v. K. 3.00.36. ©. 315.) 


I. 26. $. 18. Der Reeurs in Bagatellſachen iſt am Reine Friſt gebunden. 


A. 


Dem Königl, Kammergericht wird hierneben das, von . dem 
Victualienhaͤndler B. hierfelbft, in der Proceßfache der underehe⸗ 
lichten A. wider ihn eingereichte Geſuch vom 10. d. M. nebſt An, 


Alg. Ser. Ordn. L26. 9.18. 359 


lagen zugefertigt. Wenn das Collegium in der Werfügung vom 
14. Februar c. dad nach $, 18. Tit. 26, Th. I. der A. G. O. zw 
Läffige Recursgefuh lediglich aus dem Grunde für veripä: 
ger erachtet hat, weil es innerhalb vier Wochen nah Publica: 
tion des Urtels hätte angebracht werden müffen; fo kann fi das 
Juſtiz⸗Miniſterium hiermit nicht einverftanden erklären, da we⸗ 
der der $. 18. I, c. noch ein anderes Geſetz für den Recurs in die⸗ 
ſem Falle eine Friſt von vier Wochen beſtimmt hat. 
Das Koͤnigl. Kammergericht wird daher angewieſen, den 
Beſchwerdefuͤhrer auf ſein er anderweitig zu befcheiden. 
Berlin, den 21. April 183 


B. 


Das Koͤnigl. Kammergericht, weichem hierbei — | 


ner Befchwerde des Buͤrgers N. zu Greiffenhagen vom 27. Mai c. 
in Saden feiner wider den Kaufmann N. N. nebft den zu derſel⸗ 
ben gehörigen Anlagen zugefertigt wird, hat durch die Verfügung 
vom 25. April d. 5. den Befchwerdeführer mit feinem Recurss 
anſpruche aus dem Grunde zurüdgewiefen, weil daffelbe in Ge: 
mäßheit des $. 18. Tit. 26. Th. I. der A. ®. 0. zu fpät ange: 
brache worden und die gefeßliche vierwoͤchentliche Frift nicht inne: 
gehalten fei. Da jedoch für den Recurs, von welchem der alle: 
girte S. 18. Handelt, eine vierwächentliche Frift nicht feſtgeſetzt ift, 
fo Hat das Eollegium die Acten des Stadrgerichte zu Angermünde 


in der obengenannten Sache abzufordern und fi der Prüfung 


des von diefem abgefaßten Urtelt in Folge des angebrachten Res 
enrfes zu unterziehen. 

Berlin, den 17. Suni 1831. 
.c nn 
Die Gruͤnde, welche das Königl. Kammergericht in dem zu: 
folge Reſcripts vom 21. April d. J. eingereichten Berichte vom 


F 


26. Mai c. zur Rechtfertigung des in Sachen der unverehelichten 


A. wider den Victualienhaͤndler B. beobachteten Verfahrens ans 
führt, können in der Verfügung vom 21. April nichts ändern. 
Denn zuvörderft koͤnnen da, wo das Geſetz keine Sriften befiimme 
bat, auch nicht präcluflvifche vom Richter ex analogia feſtgeſtellt 
werden. age aber enthalten die Beſtimmungen des $. 18. 
Tit. 26. Th. I. der A. G. O. nichts anderes, als ein abgekuͤrztes 
Nulirätsverfahren in Bagatelfachen, mithin mußte; wenn von 


der Analogie die Rede wäre, die Voxſchrift von der Nullitaͤt, bei 


welcher feine Frift beftimme worden ift, zuc Anwendung kommen, 
Die meiften Recursgefuche der in Rede ſtehenden Art werden aus 
materiellen Gründen verworfen, oder find doch in ganz kurzer 


Friſt nach dem Erkenntniſſe angebracht, fo daß wohl im Allge⸗ 
meinen bie befürchtete a bed Dede. nicht Teiche eintre⸗ 


- 
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von daͤrfte. Endlich aber has der Recurs wegen berorfener Aps 
pellation mit dem, wovon e8 ſich in dem allegirten $. 18, handele, 
gar nichts gemein, un) tft vielmehr ganz anderer Natur, Denn 
ber erſtere fegt in formeller Hinſicht feft, ob das gewöhnliche Re⸗ 
medium Statt finden fol, und feßterer entfcheidet über mate— 
rialia, meshalb es denn auch nicht wohl einleuchtet, warum eine 
Partei, wenn fie im Wege des Recurſes mit der Appellation zu⸗ 
ruͤckgewieſen iſt, von dem im $. 18. quaest. beſprochenen Rechts⸗ 
mittel nicht ſollte Gebrauch machen koͤnnen. | | 
| Hiernach muß es bei dem Mefcripte vom 21. April d. J. fein 
Bewenden behalten, und wird gewaͤrtigt, daß das Königl. Kam 
mergericht in vorkommenden Fällen diefer Art nach den oben aufs 
geftellten Grundſaͤtzen verfahren werde. 

Die mit dem Berichte vom 26. d. J. eingefandten Proceß⸗ 
acten erfolgen hierbei zurück. 


Berlin, den 5. Juli 1831. (v. 8. I. ©b. 37, ©. 354.) 
1.26. 8. 18. geper | 


Zuläffigkeis der Reeuts⸗ Geſuche follen die Barteien 
wicht belehrt werden. ⸗ * 

Der Bericht des Konigl. Ober: Landesgerihts vom 28, v. M., 

betreffend die Auslegung der Allerhöhften Eabinets : Ordre 

vom 8, Auguſt d. J. wegen des Necursverfahrens gegen Er 

kenntniſſe der Untergerichte, 
ift, da der Gegenftand bie laufende Juſtizverwaltung in den nicht 
Rheiniſchen Provinzen anlangt, von des Herrn Juſtizminiſters 
v. Kampg Excellenz an mein Departement abgegeben worden. 
* Koͤnigl. Dbder » Landesgericht wird daher hierauf Folgendes 
eröffnet: 

Durch die Allerhöochſte Cabinets⸗Ordre vom 8 Aug.d. J. 
iſt in dem Wefen des nach $. 18. Tit. 26. der Proceß⸗ Ordnung 
gegen die Erfenntniffe der Untergerichte in Bagatellſachen zuges 
laffenen Recurfes nichts geändert, fondern nur das dabei zu bes 
obachtende Verfahren geregelt worden. Der Recurs it daher nach 
wie vor, feinem urfprünglichen Charakter nad, als ein nur außer 
ordentliches, Die Stelle der Nullitaͤtaklage vertretendes Rechts, 
mittel beibehalten. So wenig nun die Parteien hei Publication 
eines Erkenntniſſes über das in den dazu geeigneten Faͤllen ihnen 
zuftehende Rechtsmittel der Nullitaͤtsklage zu belehren find, eben 
fo wenig darf eine folhe Belehrung in Beziehung auf den, nach 
$. 18. Tit. 26. der Proceß: Ordnung und der Allerhoͤchſten Cabi⸗ 
net: Ordre vom 8. Auguſt d. J. nachgelaſſenen Recurs eintreten. 
Eine ſolche Belehrung würde, wie das Koͤnigl. Ober » Landesges 
richt ganz richtig anführt, ſeibſt unzweckmaͤßig fein, da der Re⸗ 
curs nur für ſolche Fälle eintritt: | 

da weſentliche Mängel bei der Inſtruction vorgelommen, 

oder offenbar erhebliche Thatſachen übergangen ind, oder ger 
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. gen die klare Lage der Sache oder gegen klares Recht gefpros 
den worden iſt. 
Der Unterrichter würde ſich daher ſelbſt compromittiren, wenn er 
bei der Publication feines Erkenntniffes die Parteien über die Zus 
läffigkeis des Recurſes belehren wollte, und würden ferner hier, 
durch die Parteien zu unzuläffigen Recurfen provocirt werden. 


Das Königl. Ober» Landesgericht wird demgemäß autorifirt, 
bie Untergerichte feines Departements, wie es beabfichtige hat, 
nad diefem Grundfage zu belehren. 

Berlin, den 9, Novbr. 1832. (v. K. J. Dd.40.S. 433.) 


1. 28. $. 1. und S. 4. No. 6. ine 
gung $, > keine RETTEN, * — ee ai 
Bei Remifflon der mit der Vorſtellung vom 24. v. M. über 
reiten Manuals Arten werden Sie dahin befchieden, daß die von 
Ihnen Über die von dem Königl. Kammergericht verweigerte Eins 
leitung des Erecutiond, Procefies auf die Klage des Kaufmanns 
N, wider den N. M. geführte Beſchwerde nicht für Begründer er, 
achtet werden kann. Denn der $. 190, des Anh. zur A. ©. O. 
erfordert die Beſcheinigung der Kündigung, die Eidesdelation iſt 
aber als eine Beſcheinigung nicht anzufehen, aud kann Überhaupt 
nach $. 4. No. 6. Tit 28. Th. I. der A. G. D. die Klage im Exe⸗ 
eutivproceß, wie dad Koͤnigl. Kammergericht mit Recht am 
nimmt, nicht durch Eidesdelarion fubftantiirt werden. 
Berlin, den I. Juli 1831, (v. 8. 3. ©0.37. &.350.) 


I. 28. $. 1.2. Ereeutiuproeeß wegen der aus zweileitigen Merträgen 
entipringenden , im Hypothekenbuche eingetragenen Gapitalsforderufgen. 
Auf die Vorftellung vom 22. v. M. wird Ihnen zur Reſo⸗ 

Iution ercheilt, daß die darin geführte erfte Beſchwerde: 

wegen des von dem Königl. Ober Landesgericht zu Natibor 

gegen Sie eingeleiteren Executivproceſſes, die Zuruͤckzah— 

lung der auf dem Dominio N. haftenden, dur Eeffion an 

den N. gelangten Eapitalien betreffend, | 
offenbar nicht begründet ift. 


Es ift ganz unzweifelhaft, daß die Allerhoͤchſte Cabinets⸗ 
Drdre vom 18. Juli 1831 auch wegen der, aus zweifeitigen Wer; . 
trägen entipringenden Eapitalsforderungen, fofern fie im Hypo— 
thetenbuche eingetragen find, den Erecutivproceh zuläßt. Dies 
geht aus den Worten hervor: 

— erfläre Ich zur Berichtigung biefer Beſtimmung nad dem 

Anrrage des Juſtiz⸗Miniſteriums, daß wegen der im $. 1. 

Tit. 28. der Proceß »Drdn. bezeichneten Forderungen, wenn 

fie im Hypothekenbuche eingetragen u. f. w., der Executiv— 

promg Statt finden fol, ohne Unterſchied, ob die Werpflich, 


#. 
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tung des Schuldners aus einem ein« oder aus einem zwei: 
feitigen Vertrage entftanden ſei. | 

- Hier fo wenig, als im $. 1. Tir.28; 1.c. ift zwiſchen Capital und 
Zinfen ausdrädlich ein Unterſchied gemacht, fondern es iſt von 
Forderungen im Allgemeinen die Rede, 

Wegen der ruͤckſtaͤndigen Zinſen eingetragener Forderungen 
bedarf es nicht einmal der Anftellung der Executivklage, fondern 
6 kann fofort ein Mandat deßhalb nach Vorſchrift des $- 15. 
Tit. 28. Th. J. der A. G. O. ertrahirt werden. In diefer Be 
ziehung wird aber in der Allerhöchften Tabinets:Ordre vom 18. 
Juli 1831, nachdem die oben . Stelle im Allgemeinen 
den Executiv⸗Proceß auf eingetragene Forderungen aus zweiſei⸗ 
tigen Verträgen anwendbar erklärt, noch befonders in dem Darauf 
folgenden Sage feftgeftellt:: | 

daß das $. 15. Tit. 28. 1. c. angeordnete Mandatöverfahren 

aud bei Zinfen eingerragener Forderungen aus zweifeitigen 

Werträgen Statt finden fol: Ä 
Hieraus geht um fo mehr hervor, daß die vorhergehende Weftim- 
mung vorzüglich, oder im eigentlichen Sinne allein, die Capitals 
forderungen felbft zum Gegenftande hat. 

Das Königl. Ober »Landesgericht zu Ratibor hat daher das 
allegirte Gefeg richtig angewendet, wenn es die Klage wegen einer 
eingetragenen Capitalsforderung, obgleich folhe aus einem Kauf: 
vertrage entfpringt, im Erecutivproceß eingeleitet. 

Was den zweiten Antrag anlangt: 
„insbeſondere aber Ihnen Schutz zu gewähren, und ben 

Seffionar an die Erkiärungen feines Eedenten zu binden”, 
fo iſt diefer Antrag zu allgemein, und kann derfelbe den Juftiz 
minifter nicht veranlaffen, einzufchreiten, und aud nur Bericht 
des genannten Gerichtshofes: in diefer Beziehung zu erfordern. 
Es mug Ihnen üderlaffen bleiben, Ihre Anträge deshalb allen: 
falls im Wege Nechtens, fei es als Klage oder Einrede, geltend 
zu machen. Wenn Sie .aber auch in diefer Beziehung durch die 
Verfügung des Ober» Landesgerichts ſich beſchwert fühlen, fo muͤſ⸗ 
fen Sie die Befchwerde beſtimmt vortragen, und die Werfügung 
jenes Collegii, wogegen ſolche gerichtet worden, in Urſchrift oder 
Abſchrift beibringen. — 

Berlin, den 13. April 1832. (v. K. J. Bd. 39. ©. 388.) 


I. 28. $. 4. eitiedenunelationen find aud) im Ereeutiopreceffe zulaͤſſig. 
Der Juſtiz / Commiffionsrarh N. N. beſchwert fich in der 
originaliter beifolgenden Vorſtellung vom 13. d. M. darüber, 
daf in Saden des N. M. mider den N. DR. die mit der Klage 
im Exccutivproceß angebrachte Litisdenunciation zuruͤckgewieſen 
worden. Der von dem Königl. Kammergerichte im Dectet vom 
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29. Auguft ec; ausgefprochene Grundfag: daß die Litisdenuncia- 
sion nothwendig die Formen des ordinairen Proceſſes vorausſetze, 
amd daß diefelbe daher im Executivproceſſe nicht Statt: finde, 
kann in diefer Allgemeinheit nicht gebillige werden. Es liegt we; 
der im Weſen der Litisdenunciation, noch in den über legtern fpres 
“ enden Gefegen-irgend ein Grund oder eine Maaßgabe, welche 
fi vom Erecutioproceffe ausſchließt, infofern, wie fich von 
felbft verfieht, die für den legterm geltenden Worfchriften dadurch 
nicht alteri werden. 

Die Litisdenunciation oder Adcitation erfolgt. entweder von 
Seiten des Klägers, oder des Werklagten. Wenn der legtere im 
Erecutivproceffe litem denuncirt, fo muß dies fo zeitig. gefches 
ben, daß hierdurch die Natur des Executivproceſſes nicht alte: 
rirt, und infonderheit weder von Seiten des Lirisdenuncianten, 
noch des Litisdenunciaten eine Terminsprorogation herbeigeführt, 
noch fonft der Schluß der Sache aufgehalten wird, indem aller: 
dings auf ſolche die Sache aufhaltende Lirisdenunriationen der im 
Erecutivpreoceffe verklagten Partei feine Ruͤckſi icht genommen wer: 
den kann. 

Wenn aber, wie im vorliegenden Falle, die Litisdenuncia⸗ 
tion oder Adcitation im Executivproceſſe von Seiten des Klä⸗ 
gers erfolge, fo iſt fie nicht einmal jenen Beſchraͤnkungen unter: 
worfen, da, wie die Anfangsworte des 5. No.4. Tit 28, Th. L, 
der U: ©. D. ergeben, auch im Erecutivprocefie Terminsproros 
gationen von Seiten des Klägers nicht andern Sefgränfungen, 
als im ordinairen Procefje unterworfen find. 

Dieſen allgemeinen Gränden tritt für den vorliegenden Go 
genftand folgender Geſichtspunkt noch hinzu: 

Die Litisdenunciation gefchieht zu dem Zweck, daß der Litis— 
denunciat diejenigen Einwendungen, welche im £ünftigen Regreß⸗ 
proceß aus dem Hauptproceß entnommen werden koͤnnten, ſo⸗ 
fort. im letztern anbringe, widrigenfalls er auch im künftigen 
Megreßproceß damit nicht mehr gehört werden fol. Wenn aber 
nach Verhältniß der Sache diefer Regreßproceh nur die Natur 
“ des ordinairen Proceffes hätte; fo würde in diefem Falle dem Li⸗ 

- tisdenunciaten für feine Einwendungen, falls er nicht gendihigt 
‚würde, fie im Hauptproceffe vorzubringen ‚auch eine dergleichen 
Sinftruction und ein folches Beweisverfahren freiftehen, melde 
den Executivproceß ausſchließt. Allein, da das Recht zur Li, 
denuticiation oder Adritation, wenn es auch im Proceh zur Aus: 
übung kommt, doch aus Verhaͤltniſſen entſteht, welche das Mas 
‚terielle der Kectsgefchäfte betreffen, — wie z B. diejenigen, von 
welchen im vorliegenden Falle die Rede ift, aus dem Bürgfdafte: 
verhältniß, — und die Gefege an keinem Drte, wo fie einem Syn; 
terefjenten das Recht zur Litisdenunciation geben, wie z. B. für 
den vorliegenden Kal im $. 311. Tit. 14., diefes Recht auf eine 
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gewiſſe Form bes Proceffes befchränten; fo muß angenommen 
werden, daß die Litisdenunciation für jede Proceßart, unter den 
vorher bezeichneten Mobdificationen Statt finder. Dies voraus⸗ 
geſetzt aber, verfteht es fich von felhft, Daß der Litisdenunciat, falls 
er im Kauptprocefie feine Einwendungen vorbringen will, und 
mit dem Beklagten gemeinfcaftliche Sache zu machen hat, den» 
felden Beſchraͤnkungen unterliegt, welche die Gattung des Haupts 
proceffes gefeglih für den Hauptbeklagten herbeiführt, und ſich 
daher nicht zu befehweren hat, wenn er nur ſolche Einwendungen 
beibringen darf, melche die vorliegende fummarifche Proceßart 
überhaupt zuläße, und wenn er aud den Befchräntungen wegen 
des Beweisverfahrens unterworfen ift. 

In ſolchen Fällen endlich, da eine Litisdenunckation im ei⸗ 
gentlihen Sinne vorliegt, wenn nämlich der Litisdenunciat nicht, 
wie hier, mit dem Geaner des Lirisdenuncianten, fondern mit 
dem leßtern felbft gemeinichaftlihe Sache zu machen hat, 5. ®. 
wenn ber Eeffionar dem Eedenten litem denuneirt, fo würde, 
falls man, der Form des Proceffes wegen, die Litisdenunclation 
ausschließen wollte, der Litisdenunciant in Gefahr kommen, von 
ſolchen, feinen Anfpruch unterftügenden Rechtsgruͤnden oder Eins 
wendungen, welche dem Cedenten allein befannt find, feinen 
Gebrauch maden zu fönnen, und daher den Proceß gegen den 
Schuldner zu verlieren, obgleich er im künftigen Regreßproceß 
fie noch immer gegen fidy würde gelten laffen müflen. 

Hiernach hat daher das Königl. Rammergericht entweder der 
nen des N. M. abzuhelfen, oder über die Gegengründe zu 

ichten. 
Berlin, den 19. Septbr. 1831. (v. K. J. Bd 38. S. 98.) 


I. 28. $. 4. Ueber die kitisdenunciatlon im Erecutivproceffe. 
A. 


Em. Ercellenz haben in dem hochgeehrten Reſcripte vom 19. 
v. M. das von unferm Eollegio in Saden A. gegen ©. auf C. 
angenommene Princip: | 

daß eine Lirisdenunciation die Formen des ordinairen Pros 

ceſſes vorausfege, und deshalb im Executivproceſſe unzus 

laͤſſig fei, 
nicht für richtig erachtet, und uns aufgegeben, entweder die Pis 
tisdenunciation des Klägers zugulaffen, oder über die Gegengruͤnde 
su berichten. Wir erlauben uns, Ew. Ercellenz die Gründe vors 
utragen, durch welche unfer bereits mehrmals judicando ange 

nommenes Princip gerechtfertigt erfcheint. ° 

Die beiden fummarifhen Proceffe fegen eine beflimmte Form 
des dem erhobenen Anfpruh zum Grunde liegenden Documents 
voraus. Died Document gilt gegen den Beklagıen, welcher dafſelbe 
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ausgeftellt Hat, und diefer muß ſich alles dasjenige gefallen laſſen, 

was aus der rechtlichen Natur der übernommenen Pitisdenunciation 

folgt, alfo auch die Befchränfungen des fummarifchen Procefies. 
Ganz anders verhält es fich mit dem Litisdenunciaten. 

8) Der klagende Liriedenunsiant behauprer gar nicht, daß der 
Litisdenunciat ihm aus dem der Klage zum Grunde liegens 
den Document eben fo wie etwa ber Verklagte verpflichtes 
und diejer Anfpruch feldft in den Formen des fummarifchen, 
namentlih des Executivproceſſes, durchzuführen fei, fons 
dern er will fich feinen eventuellen Regreß fihern. ben 
weil, aber diejer Negreß nur ein eventueller iſt, läßt er fich 
in der Art, wie ihn der Executivklaͤger nehmen zu wollen 
anfündigt, niemals gegen den Litisdenunciaten im Executiv⸗ 
proceſſe durchführen, da jedenfalld der eventus, daß naͤm⸗ 
lich der Proceß, worin die Litisdenunciation erfolgt, nicht 
das von dem Litisdenuncianten gewärtigte Reſultat ergiebr, 
eingetreten fein, und dies außer dem eigentlichen Fundament 
des Anfpruchs nadhgewiefen werden müßte. &o ift es bei 
dem hier fpeciel-vorliegenden Falle, wo aus der Bürgfchafe 
Regreß genommen werden fol; fo würde es bei allen Ahnlis 
chen Fällen fein, bei der Lirisdenunciation eines Eeffionars 
an den Cedenten. Wenn aber gegen den Litisdenunciaten 
fchon der kuͤnftige Regreß im Executivproceß nicht zuläffig 
it, fo ift aus demfelben und noch ftärkerem Grunde der Li⸗ 
tisdenunciat nicht fchuldig, fi in den. gegen einen andern 

. angeftrengten Executivproceß eventualiter einzulaffen, und 
das, was er zur Unterftügung der echte des Litisde⸗ 
nuncianten anzuführen hat, in den befchränften Formen und 
Sriften des fummarifchen Procefies beizubringen. Eben weil - 
er nur eine eventuelle Verpflichtung hat, fo fälle bei ihm je 
des rechtliche Moment fort, wodurd die firenge NWerbindlichs 
keit des Verklagten entfteht; er hat nicht das den Executiv⸗ 
proceß begründende Inſtrument unterfchrieben, und fein 
Rechtsverhaͤltniß zu dem Litisdenuncianten ift nicht von der 
Beichaffenheit, daß er für die Genügung einer gewiſſen Wer: 
pflichtung zur beflimmten Zeit Sorge tragen mußte, viel 
mehr konnte er erwarten, daß der Hauptſchuldner feiner Vers 
bindlichkeit genügte. Hieraus feine mit Evidenz zunfolgen, 
daß der fubfidiarifch Verhaftete in einer gegen ihn nicht bes _ 
gründeten Proceßform fi gegen gar feinen Machtheil zu 
verwahren, folglich fich auf eine ihm in executlivo gefcher 
hene Litisdenunciation nicht auszulaffen braucht, weshalb 
ihn denn natürlich nicht der Verluſt der aus dem MWorproceß 
herzuleitenden Einwendungen treffen kann. 

Eine Ausnahme hiervon würde ſich nur dann allenfalls an: 
nehmen lafien, wenn der Litisdenunciat eben fo verpflichter 
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wäre, mie der Verklagte z. B. durch bie als Selbſtſchuldner 
gefchehene Werbärgung, oder bei andern Correal⸗Verbindlich⸗ 
feiten. Allein dies ift nur fcheinbar eine Ausnahme, da in 
diefem Kalle der Kläger in der Lirisdenunciation ein. ganz un⸗ 


geeignetes Mittel zum Zweck gewählt hat, da er vielmehr .ges 


gen beide Verpflichtete Hagen mußte, wo er fodann nicht nur 


eine eventuelle Verpflichtung des Lirisdenunciaten begründete, 


fondern deffen definicive Mitverurtheilung erreichte. Won ſei⸗ 
nem eignen Gutbefinden hängt es nachher ab, ob er dann Den 
einen oder den andern der Verurtheilten, oder allenfalls beibe 
zugleich mit Erecution verfolgen will. 


b) Gefchieht aber die Litisdenunciation Seitens des Verklag⸗ 


ten, fo erfcheint diefelbe unfers unmaßgeblihen Erachtens 
im Executivproceß eben fo wenig hinſichts des Lirisdenuns 
ciaten, als hinſichts des Klägers zuläffig. Das verehrliche 
Reſcript vom 19. v. M. hält zwar die Litisdenunciation in 
diefem Falle niche für verwerflich, ſchraͤnkt folche jedoch das 
hin ein, daß fie zeitig genug gefchehen mäffe, um die Natur 
des Erecurivproceffes nicht zu alteriren, und weder von 
Seiten des Litiödenuncianten, noch bes Litiddenunciaten eine 
Termingprorogation herbeizuführen, noch endlich fonft den 
Schluß der Sache aufzuhalten. Erwaͤgt man aber, daß 
die Termine in Executivſachen fo kurz angefegt werden 
mäffen, ald es nur irgend mit der billigen Ruͤckſicht auf die 
obwaltenden Verhältniffe des Werklagten vereinbar ift ($. 4. 
No. 2. A. G. O. Th. I. Tit. 28. 12. A. G. 9. Th.1. 
Tit. 27.); fo läßt füch leicht ermefien, daß der Verklagte faft 
niemals im Stande fein wird, bie vor Sjnfinuation der 
Klage. nicht mögliche Litisdenunciation in gejegliher Weiſe 
vor dem Sinftructiongtermine zu bewirken. Es würde alfo 
daraus folgen, daß entweder die Lirisdenunciation ‚factifch 
unmöglich, oder dem Kläger zugemuthet wärde, wegen der 
dem Verklagten nöthig fcheinenden Littsdenunciarion den In⸗ 
fiructionstermin wenigftens Einmal zu prorogiren. Dies 
legtere würde nun wider den Kläger präjudiciren, und ift der 
im verehrlichen Reſcript aufgeftellten Anficht direct zuwider. 
Gelaͤnge es aber auch in einzelnen wenigen Fällen dem Ver⸗ 
Masten, die Litisdenunciation vor dem Synftructionsters 
mine zu bewirken und infinuiren zu laffen, jo kann man, 
unfers unvorgreiflidern Dafürhaltens, niemals. dem Litisdes 
nunciäten des Werklagten die Pflicht aufbürden, ſich in iv; 
gend. einer Weiſe in Erecutivproceh einzulaffen,. da. das 
Verhaͤltniß zwifchen dem Verklagten und Lirisdenunciaten 


ſich überall nicht fo denken laͤßt, daß erfterer feinen Negreß . 


gegen den letztern im Erecutivproceß durchführen könnte. 
Es würde alfo der Liriädenunciat auch hier zur Einlaffung 


* 
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in einen Proceß aufgefordert werben, in welchem er ſelbſt 
- nicht verklagt werden könnte. 
Wenn nun durch das Obige erwiefen ift, daf der Litisdenunciar 
niemals eine Verpflichtung hat, fih im Erecutinproceffe zur Aſ⸗ 
fiftenz des Klägers oder Werklagten zu geftellen,, fo ergiebt fih un: 
mittelbar daraus, daß ihn für den Fall des Ausbleibens die $.19. 
4. ©. D. Th. 1. Tit. 17. angedrohte Folge: 
daß er bei dem an ihn zu nehmenden Negreffe mit feinen 
Gruͤnden, Allegaten oder Sinwendungen, welche auf die 
ftreitig gemefene Hauptſache Beziehung haben, weiter gehört 
.. werden folle, de 
nicht treffen kann. Allein diefe Folge könnte nach ber ganzen Na; 
sur des Executivproceſſes ohnehin nicht eintreten. Denn das 
ganze Verfahren läßt fo wenig, als der Wechſelproceß, die der 
finitive Erörterung des zwifchen den Parteien obwaltenden Rechts⸗ 
verhältniffes zu, fondern beſchraͤnkt ſich auf die Darlegung der 
aus dem Documente ex. quo hervorgehenden Verpflichtung, und 
der gegen dieſen Anfpruch fofort liquide gemachten Einwenduns, 
gen; deshalb entſteht durch das Urtel auch res judicata keines 
weges in demfelben umfaflenden Sinne, wie im ordinairen Pro⸗ 
ceſſe. Vielmehr kann der Kläger den abgemiefenen Anſpruch im 
ordentlichen Proceß wieder begründen, und eben fo braucht der im 
Executivproceß veruccheilte Verklagte nicht unbedingt zu zah⸗ 
len, — er kann in gewiffen Fällen deponiren ($. 9. Allg. G. O. 
Th. I Tit. 28.), und bei angemeldeten, aber nicht fofort liquid 
gemachten Erceptionen kann fogar die Vollſtreckung des Erkennt 
niffes ganz ausgefegt bleiben — ($. 10— 12. ibid.); jedenfalls 
aber bleibt dem Verklagten das Separatum .wegen liquider Eins 
wendungen, Compenſations⸗ oder Reconventionsforderungen uns 
benommen ($.\13. A. &. D. ibid.) | 
Hiernach ftellt fi das Urtheil mehr als vorläufig wie als 
definitiv dar, und bleibt dabei die eigentliche Erörterung des ob⸗ 
waltenden Rechtöverhältnifies noch vorbehalten; fo wie denn auch, 
namentlich in den höheren Inſtanzen, gar feine Entfcheidung über 
Grund oder Ungrund der Forderung, fondern nur über die Zus 
läffigkeit des Executivproceſſes ergeht ($. 5. A. G. O. Th. L 
Tit. 28, in Verbindung mit $. 43. ib. Tit. 27.). 
endet man fi nun zu dem Verhältniß, welches eine Litis: 
denunciation bei diefem fummarifchen Proceß hervorbringen müß: 
te, fo ift zuvoͤrderſt nicht zu bezweifeln, daß von einem Verluſt 
aller Einwendungen aus dem Hauptproceß gar nicht die Rede fein 
kann; es Pönnte nur immer von den Erceptionen fi) handeln, 
welche fofort klar zu machen wären, Diefe Reftriction hebt aber 
das ganze Princip der Litisdenuncigtion auf, da im Regreßpro⸗ 
ceffe, der erfolgten Meitvorladung des Litisdenunciaten ungeachter, 
- Gründe, Allegate und Einwendungen afler Art, welche auf die 
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ſtreitig geweſene Hauptſache Bezug Baden, geltend gemacht wer⸗ 
den dürften. Man wuͤrde nur eine neue Schwierigkeit in der 
. aufzufindenden Grenze zwiſchen folhen Einwendungen fdaffen, 
bie als gleich liquid zu machen vom Litisdenunciaten hätten fups 
peditiet werden muͤſſen, und anderen, bei denen eine ſolche Eigen⸗ 
haft nicht anzunehmen wäre. ine dergleichen Scheidung iſt 

dem vorhandenen Rechte nicht zu finden, und es mangelt felbfh 

einem nur ungefähr leitenden Princip zu ber gedachten Diftins 
tion. Es fcheint uns daher die Lirisdenunciation im Erecutiv⸗ 
procefie überhaupt dem ganzen Wefen des Verfahrens zu wider, 
fprehen, fo wie denn auch die $. 1. des 17. Titels enthaltene Eins 
keitung zur Lehre von Litisdenunciationen, Adcitationen und Nor 
minationen ganz ausdruͤcklich auf diefe Snftitutionen, als auf 
Mebenpunkte des ordentlichen und gemeinen Proceffes, hinmeifk, 
während im Titel vom Eprecutivproceffe mit feinem Worte der 
Litiedenunciation gedacht wird. Auch die Entftehung des Erecus 
tioprocefles aus dem gemeinfhaftliden Mandatsproceh, und die 
in demfelben 28ften Titel abgehandelten Fäle, wo audy nad) der 
G. O. ein Mandatsverfahren Statt findet, zeugen dafür, daß 
bei diefem fummarifchen Verfahren die Litisdenunciation als fremds 
artig vom Geſetzgeber betrachtet ift. | 


Endlich dürfen wir noch anführen, daß, wenn der Kläger, 
wie in der Sache A. gegen ®., mit der Anbringung der Klage 
zugleich eine Sicherung feiner Anfprüdhe an den Litisdenunciaten 
beabfichtet, es ihm völlig unbenommen ift, diefen Zweck durch 
Anftellung des ordentlichen Proceffes zu verfolgen. 


Sin der oben gedachten Sache hat fi der Juſtiz Commiſ⸗ 
ſionsrath N. N. als Sachwalter des Klägers in der Befchwerdes 
fchrift auf . 211. A. L. R. TH. I. Tit. 14. berufen, um die Zus 
läffigkeit der Litisdenunciation zu ermeifen. Diefe Gefegftelle 
fpriche aber nicht von dem Erecutioproceffe, und der Erfolg, 
welcher darin der Adcitation des Bürgen im KHauptproceffe Geis 
gelegt wird: 
daß das gegen den Hauptfchuldner ergangene Urtel auch dem 
Buͤrgen entgegenfiehe, und der’ Bürge alsdann nur über 
foihe Einwendungen, welche die Gültigkeit der Buͤrgſchaft 
Betroffen , rechtlich gehört werden folle, 
ſcheint ganz Mar dafür zu fprechen, daß dem Bürgen durch Er; 
Brterung der Sache in den Formen des gemeinen Proceffes Gele 
genheit gegeben fein fol, feine Einwendungen gegen den Anfpruch 
felbſt anzubringen und nöthigenfalls zu ermweifen. Mir halten 
daher unfere Verfügung für gerechtfertigt und ftellen Ew. Ercel⸗ 
ken; ganz gehorfamft anheim : 
deu Beſchwerdefuͤhrer abſchlaͤglich zu beſcheiden. 
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Die und hochgeneigteſt mitgetheilte Beſchwerdeſchrift vom 13. vor, 
Mis. fügen wir mit ihren Anlagen ehrerbierigft wieder hier bei. 
- Berlin, den 10. Dctbr. 1831. 
: Das Kammergericht. 
(Unterfcpriften.) 
B. 


Obgleich auf den von dem König. Kammergerichte in Sa; 
chen. A. gegen &. auf €. unterm 10. Dctbr. erſtatteten Bericht 
der Gegenftand deffelben einer wiederholten reiflihen Prüfung 
unterworfen worden, fo kann body das Juſtiz⸗Miniſterium die 
darin vorgetragenen Bedenken gegen das Refeript vom 19. Sep: 
tember d. J. nicht als begründet anfehen, und von dem Inhalt 
des legtern abgehen. Denn in dem vom Königl. Kammergericht 

ad a. gedachten Falle, — 

wenn naͤmlich der Kläger litoin denuncirt oder auf Adcitation an- 
traͤgt, fo iſt es gleichgültig, ob der kuͤnftige Regreßproceß eben⸗ 
falls den Executivproceß zulaſſen werde, oder nicht. In dem 
Hauptproceß wird noch nicht directe uͤber den kuͤnftigen Regreß 
entſchieden; nach dem $. 22, Tit. 17. der G. O. iſt es ſogar vers 
boten, den letzten auf irgend eine Weiſe mit dem Hauptproceſſe 
zu vermiſchen. Allerdings hat die Litisdenunciation die Folge, 
daß der Litisdenunciat die Einwendungen, welche ſich auf den 
Hauptiproceß beziehen, alfo auf die Frage: 
ob * Klaͤger das behauptete Recht gegen den Beklagten 
ſtehe? pe 7 
fofort im Hauptprocefie vorbringen muß, oder im künftigen Mes 
greßproceffe nicht mehr mit dergleichen Einwendungen gehört 
wird; allein hieraus kann kein Grund entnommen werben, Dig 
Lirisdenunciation im Erecutivproceffe auszuſchließen. 


Um die verfchiedenen rechtlichen Verhaͤltniſſe vollſtaͤndig zu 
überfehen,, find die beiden Fälle zu unterfcheiden, wenn auf die 
Litisdenunciarion des Kiägers der Litisdenunciar mit dem Kläger 
gegen den Beklagten gemeinſchaftliche Sauce zu machen hat, oder 
wenn er mit dem Beklagten gemeinfchaftlid gegen den Kläger 
auftreten muß. Der erfte Fall tritt z. B. ein, wenn dem Eefflo- 
nar der Einwand der nicht erhaltenen Valuta gemadt wird, und 
der Ceifionar deßhalb dem Cedenten litem denuncitt, weil er für 
den Fall, da er wegen Beweiſes dieſes Einwandes abgewieſen 
würde, den Regreß an den Cedenten zu nehmen beabfitigt. In 
diefem Falle iſt es ganz augenfcheinlih, daß die Form des Pros 

ceſſes, in welchem der Kläger gegen den Verklagten ‚auftritt, die 
Lirisdenunciation nicht ausfchließen fann. Ob Valuta bezahlt 
it, weiß der Cedent allein oder doch vorzäglich; feine Sache if 
es, dem Eeffionar die data zu fuppeditiren, welche den Einwand 
des Verklagten widerlegen. Würde die Lilidenunclation ausge⸗ 
vi. | 24 
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ſchloſſen, fo koͤnnte, falls der Verklagte feinen Einwand: beweiſt, 
der Kläger, welchen die Mittel zum Gegenbeweife fehlen, abs 
gewiefen werden, und in dem folgenden Regreßprocefie würde 
dem Eedenten, welchem diefe Mittel wohl befannt waren, freis 
fiehen, den Einwand der nicht erhaltenen Valuta zu widerlegen, 
und den Beweis zu führen, daß Valuta gezahlt ſei. Unmoͤglich 
kann der Gefeggeber eine folche offenbare Nechtsungleichheit bes 
abfichtigt Haben. Mon der andern Seite hat der Eedent fi niche 
zu beklagen, wenn ihm im Erecutivproceffe lis denuncirt wird, 
Da er mit dem Kläger gemeinfchaftliche Sache macht, und von 
Seiten des Klägers auch im Erecutivproceffe Prorogarion des 
Termins Statt findet, und demfelben Beweismittel keiner Art 
verfchränft find, wie aus den 66. 10. 26. 28. Tit. 27. und dem 
6. 4. Tit. 28, fich ergiebt; fo leider der Cedent durch eine Litisder 
nunciation in processu executivo nicht den mindeften Nachtheil. 
Wenn jedoch auch angenommen würde,’ daß Fälle eintreten koͤn⸗ 
nen, wo auch der Kläger im Executivproceſſe von gewiſſen Be⸗ 
weismitteln keinen Gebrauch machen könnte; fo ift doch zu beruͤck⸗ 
fihtigen, daß der Eedent einen Anſpruch, welchen der Executiv⸗ 
proceß zuläßt, cedirt, und er fih daher nicht zu beflagen hat, 


wenn der Eeffionar von diefem ihm übertragenen Rechte Gebrauch 


macht, und feine Affiftenz im Executivproceſſe verlangt. 

Der zweite Fall ift derjenige, wenn der Litisdenunciat, auf 
die Litisdenunciation des Klägers, nicht mit diefem, fondern mit 
dem Beklagten, gemeinfchaftlihde Sache zu machen hat; bdiefer 
all tritt z. B. ein, wenn der Kläger den Bürgen in Folge des 
6. 311. Tit. 14. mit vorladen läßt. Syn diefem Falle kann aller, 
dings der Bürge, wenn die Litisdenunciation im Executivpro⸗ 
ceſſe gegen den Hauptſchuldner für zuläffig erachtet wird, bei dem 
Beweiſen feiner Einwendungen dur die Form des Executivpro⸗ 
ceſſes befchränkt werden, obgleich vielleicht der künftige‘ Regreß⸗ 
proceß nur den ordinairen Proceß zulaffen wird; allein auch hier 
Bat der Bürge keirien Grund zur Beſchwerde. Die ſubſidiariſche 
Werbindlichkeit ift für eine ſolche Hauptverbindlichkeit uͤbernom- 
men morden, welche den Erecutivproceh geſetzlich zulaͤßt. Es 
ift daher ganz angemeffen, daß, wenn der Bürge von Einwen⸗ 
dungen Gebrauch maden will, welche aus dem Kauptverhältniß 
zwifchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner entnommen find, 
alfo auf den Hauptproceß fich beziehen, — und nur von dieſem 
it nach den $$. 10, 19. 20. 22. des 17. Tit. der A. G. O. und 
nad) den $$. 311. 312, Tit. 14. Th. I, des A. &. R. die Rede — 
fi auch den Formen unterwerfe, welche für den Hauptproceß 
vorgefchrieben find. Jedenfalls aber verbleibe dem Bürgen, als 
Lirisdenunciaten, welcher mit dem Beklagten gemeinfchaftliche 
Sache macht, fo wie diefem legten felbit, wegen der illiguiden 
Einwendungen in dem geeigneten Falle nad $. 13. Tit. 28. 6.52... 
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Tit. 27. das Separatum vorbehalten, welches ihn. gegen alle 
Nachtheile ſchuͤtzt, welche blos durch die befchränkende Proceßform 
entftehen könnten. 

Was ad b. den Fall anlangt, daß Verflagter litem denuns 
cirt; fo üt bier nad dem Sprachgebrauch der U. G. O. (4. B. 
Tit. 17. $. 2.) der Fall der eigentlichen Litisdenunciation vorhan⸗ 
den, die zu dem Zwecke gefchieht, daß der Litisdenunciat mit dem 
Berklagten gemeinfchaftlihe Sache made. 

Alles, was von dem Königl. Kammergerichte in der Bezie 
hung angeführt it, daß die Lirigdenunciation in den meiften Faͤl⸗ 
len ohne die Form des Executivproceſſes zu verlegen, nicht ans 
wendbar fein würde, kann den im Referipte vom 19. Septbr. c. 
aufgeftellten Grundſatz nicht erfchättern, da im gedachten Reſcript 
ausdrüFlih anerkannt und als feftitehend vorausgefegt worden, 
daß durch die Lirisdenunciation die Marur des Erecutivproceffes 
nicht alterirt, und infonderheic weder von Seiten des Litisdenuns 
cianten, noch von der des Litisdenunciaten eine Termineprorogas 
tion herbeigeführt werden dürfe. Es wird dadurch infonderheit 
aud das, vom Koͤnigl. Kammergericht zur Vertheidigung ſeiner 
Anſicht angeführte Argument: 

daß, da der künftige Negreßproceh den Executivproceß aus 

fhließe, auch derjenige, gegen welchen der Regreß einft zu 

erwarten ſtehe, nicht gehalten fein könnte, feine Einwen⸗ 

dungen unter der. befchränkenden Form des KHauptprocefies 

vorzubringen, 
volfommen befeitigt.. Mur in Beziehung auf diejenigen Einwens 
dungen ift die Litiedenunciation präjudicirlich, welche ſich auf den 
Hauptproceß beziehen. Von diejen Einwendungen hat oft der 
Lirisdenunciat haupfſaͤchlich Kenntniß, und es würde für den Ver⸗ 
klagten Hödyft präjudicirlich fein, wenn er aus Nichtkenntniß dies 
fer Einwendungen, oder der dem Litisdenunciaten allein bekann⸗ 
ten Beweismittel, den Hauptproceß verlieren müßte, und hier, 
naͤchſt derjenige, gegen -welchen er berechtige it, feinen Regreß zu 
nehmen, bei dem Proceß über diefen, mit jenen Einwendungen 
und Beweismitteln hervortrete. 

Uebrigens wird der Lirisdenunciat auch hier gegen allen wer 
fentlihen Nacıheil, welcher aus den befchränkenden Formen des 
Erecutivproceffes entfieht, durch das Separatum hinlänglich ges 
fügt. 
Der vom Königl. Kammergericht aus.dem $. 1. Tit. 17. der 
A. G. D. abgeleitete Grund greift nicht durch. Der gedachte 
§. 1. bildet den Uebergang nicht blos zu den Beſtimmungen über 
die Liriedenunciation, Adeitation und Momination, welche tm 
17. Titel, fondern zu den gefammten Vorfchriften über den Inci⸗ 
dentpunkt überhaupt, melde in den Tirefn 17 — 21. enthalten 
find. So wenig aber wie aus dem $. 1. Tit. 1. ein Grund da⸗ 
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gegen entnommen werden kann, daß eine Neconvention im pro- 
cessu execulivo ©tatt finde, eben fo wenig fann hierdurdy die 
Litisdenunciation im processu executivo ausgefchloffen werden. 

Aus diefen Gründen verbleibt es bei dem Refcripte vom 19. 
Septbr., und hat das Königl. Kammergericht der abſchriftlich 
zuruͤck erfolgenden Befchwerde des Juſtiz /Commiſſtonsraths N. N. 
vom 13. Septbr. c. abzuhelfen, auch in der Kolge nach den im 
Neferipte vom 19. September c. und im gegenwärtigen Reſcripte 
entwickelten Grundfägen zu verfahren. | 

Berlin, den 25. Novbr. 1831. (v. 8.3.0. 38. S. 316.) 
4 


n 


n 
das Koͤnigl. Kammergericht. 


1. 28. S. >. Im — einiger finder gegen ein Eoninmacial- Erfeunts 


niß restitutio ın integrum pi 


. 


Dem Königl. Ober » Landesgerichte wird in der Anlage die 
Vorftelung des Gerichts: Commiffar N. N. zu Halberſtadt mic 
dem Eröffnen zugefertigt, daf die restitutio in integrum gegen 
ein Contumacial: Ertenntniß im Executivproceß eben fo ausge: 
ſchloſſen ift, als im Wechſelproceß. Nach 6. 4. Tit. 28, Tp. 1. 
der A. ©. D. wird wegen Aufnahme der Klage und wegen des 
ganzen fernern Verfahrens bei der Inſtruction der Sache auf die 
Vorſchriften wegen des Wechſelverfahrens mit der einzigen Aus: 
nahme verwiefen, welche $. 4. No. 1— 6. und $. 5. ‚enthalten. 
Der $.19. Tier. 27. Th. 1. der A. ©. O. gehöre aber zu dem 
Verfahren bei der Inſtruction, und hätte daher ausdruͤcklich aus 
genommen werden muͤſſen, wenn er im Executivproceß nicht eben: 
falls hätte Anwendung finden follen. "Der $. 5. Tit. 28. Th. I. 
der A. ©. D. erwähnt aud nur noch das Rechtsmittel der Appel; 
lation als zuläffig. Die Gleichheit des Verfahrens zwifchen dem 
Executiv/ und Wechſelproceß rechefertige fchon diefe Anficht, und 
ed fehle an hinreihenden Gründen, anzunehmen, daß der Geſetz⸗ 
gebet einen fo mefentlichen Unterfchied habe Statt finden laffen 
wollen, ohne ihn deutlich auszufprechen. 

Berlin, den 29. April 1831. (0.8.5.0. 37. &.357.) 


1, 28. 8.5. Anhang 186. Unzuläffigteit der Eyecution aus einem 


eutid » Erkenneniffe erfier Inſtan⸗ die rte eines 
rg Re scher Sf erhen Infans wuröctgewieies wir — 


Reſer. vom 7. Juni 1833. (S. zum Landr. IL. 1. $. 257.) 


J. 28 §. 15. Id kei € . : 
Urkunde über RAâ— —— aus einer zweiſeitigen 


A 


Auf den über die Zuläffigkeit eines Mandats wegen Zahlung 
von Zinfen eingetragener hypothekariſcher, jedoch ans zweifeitigen 


.. 
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Vertraͤgen herrährender Forderungen von dem Königl. Ober «Lan: 
desgerichte unterm 20. Sjanuar 1829 erftatteten Bericht, hat ſich 
zwar der verftordene Juftizminifter, Graf von Dankelmann, in 
der Verfügung vom 12. Februar ej. a. mit der Anſicht derjenigen 
Mitglieder des Collegiums einverftanden erklärt, welche ein Zins⸗ 
zahlungs- Mandat in den bezeichneten Fällen nicht für zuläfftg, 
und vielmehr die Einklagung der Zinfen im ordentlichen Proceffe 
für nochwendig halten. Es ift jedoch der Gegenftand einer noch⸗ 
maligen forgfältigen Erwägung unterworfen worden, melde zu 
der Veberzeugung geführt hat, daß, da der $. 189. des Anhangs 
zur A. G. O., welcher aus zweifeitigen Verträgen den Erecutiv: 
proceß nicht geftattet, auf die im $. 15. Tie. 28. Th. I. der Allg. 
G. D. enthaltenen Beſtimmungen wegen des Verfahrens bei Eins 
klagung rüdftändiger Hypothetenzinfen nicht bezogen werden kann, 
die Zutäffigkeis der hier vorbefchriebenen Zahlungsbefehle und des 
im alle dagegen erhobener Einwendungen einzuleitenden erecutis 
vifchen Procefies, keinem Bedenken unterworfen ſei. Diefe Ans 
fit ift auch von des Könige Meajeftät in der an das Juſtiz⸗Mi—⸗ 
niſterium erlaffenen Allerhöchften Eabinets Ordre vom 22. März 
d. 5. für die richtige erflärt worden. Das Königl. Ober: Landes: 
gericht hat nunmehr derfelben gemäß zu. verfahren und auf den 
Antrag der Gräfin N'ſchen Erben, betreffend das gegen das Do: 
minium ©. nachgeſuchte Hypotheken-RZinszahlungs-Mandat, 
über deſſen Zuruͤckweiſung durch die Werfügung vom 4. Februar 
d. 5. bei dem Juſtiz⸗Miniſterio Befchwerde geführt worden, das 
Erforderliche zu veranlaffen. 
Berlin, den 26. April 1831. (v.8. J. ©d. 37.8.358.) 


B. 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird die von dem Ju⸗ 
= ſtiz⸗ Commiffionsrarh N. N. geführte Beſchwerde vom 


14.0. M. in Sachen des Dominii A. wider die Muͤl⸗ 


ler 9 — ſchen Eheleute hierbei originaliter sub lege 
remissionis zugefertigt. 


Der in neueren Zeiten hin und wieder von einigen Gerichts- 
höfen angenommene Grundfag, daß ber $. 15. Tit. 28, Th. 1. 


der U. ©. D. auf die, im Hypothekenbuche eingetragenen Forde⸗ 


rungen nur dann, wenn fie auf ein einfeitiges Inſtrument ſich 
gründen, Anwendung finde, dagegen aber bei den auf einem 
weifeitigen beruhenden Forderungen ausgefchloffen fei, ift vom 

ſtiz-Miniſterio einer vielfachen reiflichen Prüfung unterworfen 
worden. Bei derfelben ift jener Grundſatz für gänzlich unbegrüns 
det und felbft den Geſetzen zumiderlaufend befunden, und hat fich 
vielmehr ergeben, daß das in Frage ftehende bevorzugte Verfahren 
ein dem Hypothekenbuch und der Eigenſchaft einer Hypotheken⸗ 
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buchsſchuld beigelegter Vorzug if, und es dabei auf Die Einſeitig⸗ 
keit oder Zweiſeitigkeit des iostrumenti ex quo uberall gar nicht 
ankommt. Das Juſtiz-Miniſterium hat dieſe Anſicht des Koͤ⸗ 
nigs Majeſtaͤt umſtaͤndlich vorgetragen, und Allerhoͤchſtdieſelben 
haben dieſe Erkiärung des Juſtiz⸗Miniſterii vollkommen gebilligt 
und demſelben befohlen, nach derſelben die Gerichtshoͤfe zu beſchei⸗ 
den und anzuweiſen, damit die Eingangs gedachte irrthuͤmliche 
Anſicht von demfelben weiter nicht befolge werde. Diefe Anweis 
fung würde bereits ergangen fein, wenn nicht des Königs Maje⸗ 
ſtaͤt zugleih die Allerhoͤchſte Abficht geäußert hätten, gleichzeitig 
für dag Verfahren einige nähere, daſſelbe noch mehr erleichternde. 
Beſtimmungen zu erlaffen, darüber jedoch zuvärderft das Gut; 
achten des Juſtiz⸗Miniſterii zu erfordern, welches auch bereits 
erſtattet iſt. 
Der Grundſatz, daß jene Beſtimmungen der Proceßordnung 
auch bei zweiſeitigen instrumentis ex quibus im gleicher Art wie 
bei einfeitigen eintreten, ift aber von Sr. Königlichen Majeftär 
bereits beftätige, und hat daher das Königl. Ober : Landesgericht 
nach demfelben auch in der vorliegenden Sache zu verfahren, 
Berlin, dem 22, Mai 1831. (v. K. J. Bo. 37. S. ai 


I. 29. 8 J 6. Arreſtſchlag gegen Beueſiteial⸗Erben. 


Die von Ihnen, als Mandatar der N'ſchen Erben, unterm 
2. d. M. eingereichte Beſchwerde gegen die beiliegend zuruͤck erfol⸗ 
genden Verfügungen des dortigen Land» und Stadtqerichts vom 
19. Febr., und des Ober: Landesgerichts zu K. vom 26. März c, 
in Sachen wider die T'ſchen Erben iſt unbegründet: 

1) beſtimmt der $. 386, daß der Erbe während der Delibera⸗ 

tionsfriſt fih auf bie Forderungen der Cröfgaftegläudiger 
einzulaffen nicht ſchuldig ift. 

2) Der $. 387, giebt zwar dem Gläubiger das Recht, auf die 
Verfiegelung des Nachlaſſes anzutragen, jedod unter der 
ausdrädlihen Worausfegung, daß ſolche Umftände eintreten, 
unter welchen nach den Geſetzen ein Arreftichlag zuläffig iſt. 
Solche Umftände haben die Kiäger nicht angeführt. Das 

.. gefeglihe Pfandrecht des Wermierhers auf die Invecta und 

Illata iſt, wie das Ober-Landesgericht Ihnen eroͤffnet hat, 
keinesweges an und für ſich allein und unter allen Umftänden 
eine causa arresti, vielmehr muß, wenn (mie es hier der 
Sal in) vor Ablauf der Mierhszeit und vor dem Ausziehen 
des Mierhers ein gerichtlicher Beſchlag auf die Invecta und 
ara Statt finden fol, eine Beforgniß, daß der Mierher 
dieſe heimlich megbringen, oder fonftige dem Pfandrecht des 
Vermiethers nachtheilige Dispofitionen Bu denfelben vor⸗ 
nehmen werde, befcheinigt fein. 
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Aus diefen Gründen. muß Ihre Beſchwerde zuruͤckgewieſen 
werden. 
Berlin, den 26. April 1833. (v. 8.9, Bd. ur &.420.) 


1. 29. $. 10. 51 fol 
2 3,10. Ar 8 Ausfuͤhrung eines Grrefglages gegen einen 

Dem Königl. Ober s Landesgericht wird. auf. die in der Be 
ſchwerdeſache des Buͤdners K. zu K. unterm 2, und 11. v. M. eu 
ſtatteten Berichte eröffnet, daß, da der angelegte Arreft dur 
richterlihes Urtheil rechtskräftig für begränder erachtet worden, 
der Biitſteller auf fein Geſuch um deſſen Wiederaufhebung ab» 
ſchlaͤglich hat befchieden werden muͤſſen. Anlangend aber das im 
Berichte des Königl. Ober: Landesgerichts vom 2, v. M. berührte 
Bedenken: 

ob gegen den Befchwerdeführer als Grundbeſitzer, mit Ruͤck 

ſicht auf die Vorſchrift des $. 10. Tit. 29. Th. J. der A. G.O., 

der angelegte Arreſt zulaͤſſig war? 
ſo unterliegt es zwar keinem Zweifel, daß unter ſolchen Umſtaͤnden, 
welche nach $. 10. Tit. 29. a. a. O. den Arreſt gegen einen Grund⸗ 
beſitzer uͤberhaupt verſtatten, derſelbe auch auf das Grundſtuͤck 
ſelbſt ausgebracht werden kann; ein ſolcher Arreſtſchlag iſt jedoch 
nicht, wie dies vom Patrimonial-Gericht uͤber K. geſchehen zu 
- fein fcheint, in der Art zu bewirken, 

daß dem Beſitzer jede Dispoſition über das Grundſtuͤck unter 

fagt wird; 
es muß vielmehr 

rubrica III. ein Arreft für. den Gläubiger auf Höhe feiner 

Forderung an Kapital und Zinfen im Hypothekenhuche ein: 

getragen werden. 

Dem Schuldner bleibe in diefem Falle die Dispofition über das 
Grundſtuͤck, dem Gläubiger aber wird das Recht gefichert, wenn 
ihm feine Forderung rechtsfräftig zuerkannt worden, biefelbe in 
Gefolge des im Wege der Erecution noch erft zu erlangenden Tis 
sels zum Pfandreht, an demfelben Orte in eine Hypothek um: 
fchreiben zu laffen. 

Das Collegium hat die Acten des vorerwähnten Patrimos 
nials Gerichts einzufordern, und falls fie ergeben follten, daß 
nicht gehörig verfahren worden, daſſelbe nach diefen Grundfägen 
zu belehren. 

: Berlin, den 4. Febr. 1833. (v. K. J. Bo.41. ©. 227.) 


1. 29. F. 20 — 24. Serien der den ehemaligen Mitgliedern und 
Angehörigen der durch die Weſtohaͤliſche Regierung aufgehobenen Stifter 
bewilligten Benfionen und Eomperenzen Kr der Arreflegung. 


Seine Königl. Majeftät Haben mittel Allerhoͤchſter Cabinets⸗ 
Drdre vom 7. d. M. allergnaͤdigſt feſtzuſtellen geruht, daß die von 


J 
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Allerhoͤchſtbenenſelben den ehemaligen Deitgliedern und Angehöri- 
gen der durch die vormalige Weſtphaͤliſche Regierung aufgehobes, 
nen &llftär. bewilligten Penfionen und Eompetenzen nach den 
Grundſaͤtzen des $. 66. des Reichs» Deputationsfchluffes beur: 
ei ‚werden und daher. feiner. Arreitlegung unserworfen fein 
ollen. ::- | 

Saͤmmtliche Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden haben fi in vorkom⸗ 
menden Faͤllen nach dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung zu achten. 


Berlin, den 9. Decbr. 1831. (0.8.5. Vd. 38. ©, 334.) 


1.29. 8. 20. qerefreiteit der — FE 
en Km Reiches ae A rn 1803 — — —22 — > 


- Auf ihre Anfrage vom 23 v. M. eröffne Jh ihnen, daß 
die Vorſchrift im $. 66. des Reichs Deputationsfhluffes von 
1803, nad) welcher feine Arreftanlegungen auf die Penſionen und 
Eompetenzen der fecularifirten Stifter, Abteien und Kloͤſter Start 
finden follen, auch auf das Domſtift Havelberg und überhaupt 
auf alle Stifter in Anwendung zu bringen ift, die, feit der Bes 
kanntmachung ded Reichs» Deputationsfchluffes in den bei der 
Monarchie verbliebenen, oder derſelben wiederum einverleibten 
deurfchen Provinzen, für welche der Reichs: Depurationsichluß 
verbindlihe Kraft ser aufgehoben worden find. Denn, fo wie _ 
die im $. 35. feftgefegte Befugniß, die Stifter in den alten und 
in den neuen Beſitzungen zu fecularifiren, auf einem allgemeinen 
‚ für alle geltenden Grundfage beruhet, fo muͤſſen auch die Beſtim⸗ 
mungen, die hinfichtlich der Penflonen gereoffen find, und am 
Schluſſe des $. 35. in Bezug genommen werden, für fämmtlicye 
‚Stifter gelten, und es ift kein Grund vorhanden, hierin einen 
Unterfchied zu machen. | 
| Wenn daher die Reichs: Deputation im $. 64. von den Mes 
diarftiftern in den zu fecularifirenden Landen fpricht, fo heißt dies 
nichts anders, als von den zu fecularifirenden Meediarftiftern, und 
wenn fie im $. 66. nöıhig gefunden hat, den neuen Landesheren 
ausſchließlich und befonders die Anmeifung der Suftentationsgels 
ber auf ihre naͤchſten Recepturen einzufhärfen, fo kann daraus 
nicht gefolgert werden, daß auch das Werbot der Arreftanlegung 
nur auf die Stifter in den neuen Befigungen zu beziehen fei. 

Ich überlafie Ihnen, die Regierung in Potsdam hiernach zu 
befcheiden und fonft diefem gemäß zu verfügen. 


Berlin, den 17. Juli 1832, | 
| An Friedrich Wilhelm. 
den Staats: und Finanzminijter | 

Maaßen. 


er 
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Abschrift der Allerhoͤchſten Orbre vom 17. Juli d. J. wird 
fämmtlihen Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden zur Nachricht und Achtung 
mitgetheilt. 

Berlin, den 20. Auguſt 1832. (v. K. J. Bb.40.S. 171.) 


1. 29. $. 23. 1) Verkämmerung ded Einkommens der Reglerungs : Coti» 


Refer. vom 10. Januar 1832. (©. zu Tit. 2.9.53.) 


2) BWerkämmerung ded Einkommens der-Delonomie- Eommiffarien. „. 
. Refer. vom 6. u. 28. Mai 1833. (©. zu Tir. 24. $. 108, 
Anhang $. 160.) \ 


1.29. $.48. gipespetarion iR feine Befeinigung. — 


Dem Muͤhlen-Gutsbeſitzer Peter Ramlow wird auf feine 
Vorſtellung vom 26. Juli d. J. der auf Erfordern vom Dbers 
Landesgericht zu Eöslin unterm 25. v. M. erſtattete Bericht abs 
ſchriftlich mit dem Eröffnen zugefertige (Anl. A.), daß, mie auch 
bereits in andern Fällen angenommen worden, die Eidestelation 
als eine Befcheinigung, wie fie der 9.48. Tit. 29. Th. 1. der 

G. O. nge, nicht angeſehen werden kann. Die Beſchwer⸗ 
de ift daher unerheblich. 
Berlin , den 19. September 1831, 
Un | | 
den Mühlen : Gutsbefiger Peter Ramlow 
zu Pfloftermühle in Hinterpommern. 


. A. 


Coͤslin, den 25. Auguft 1831. 
Das Dber : Landesgericht berichtet in der Befchwerdefache 
des Mühlen Gutsbefigers Peter Ramlom in Pflafters 
mähl auf das Drarginals Refcript vom 12, d, M. 


Ew. Excellenz und Einem Hohen Juſtiz⸗Miniſterio verfeh⸗ 
len wir nicht in der ſeitwaͤrts gedachten Sache auf das Hohe Mar; 
ginal: NRefeript vom 12. d. M. unter Ruͤckſendung der Beſchwerde 
im Original Folgendes ganz gehorſamſt zu berichten. 

Ungeachtet die Procefacten gegenwärtig an die Kreis⸗Juſtiz⸗ 
commiffion in Conitz Behufs der Wernehmung der Werklagten, 
M. N'ſchen Eheleute, verfandt find, nehmen wir doch keinen An, 
ftand, uns über den Gegenftand der Beſchwerde felbft auszus - 
ſprechen, ba diefer hauptſaͤchlich darin beſteht, daß wir die Eides⸗ 
belätion nicht für ein folhes Befcheinigungsmittel angenommen 
haben, durch welches dem Erforderniſſe der 6. 48 u. 49. Ti. 29. 
Th. 1. der A. G. O. ad No. L., fo wie des 6. 50 ibid. hei Be: 
griindung eines Arreftfchlages genügt mird. ö 


— 
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Wir können nämlich nicht dafür achten‘, daß durch eine El⸗ 
desdelation allein ein auch nur unvollftändiger Beweis geführt 
wird, wie died unter dem Worte Befcheinigung nach den Geſe⸗ 
gen und der authentifchen Declaration der Miniſterial⸗ Refcripte 
.vom 10. Septbr. und 29. Octbr. 1821 (v. Kamptz Jahrbücher 
' 88.18. S. 25 und 292.) verftanden werden muß, da der Eidess 
antrag als folder, in Beziehung auf die Beweiskraft, mit der 
bloßen Benennung von Zeugen auf einer Linie fieht, indem die 
Wahricheinlichkeit, daß der Deferent feine Verfiherung, ben 
zunücgefhobenen Eid ableiften zu wollen, erfülle, und daß die 
‚vorgefhlagenen Zeugen das behauptete Factum befunden würden, 
auf weiter nichts ald auf der Angabe der Partei beruht. 


Uebrigens hat der Befchwerdeführer zwar.einigen Klagepunften 
auch auf andere Art, namentlic durch Beibringung von Scriptus 
ren, angeblich von der Hand feines Waters, den Beweis angetres 
ten; indeffen find diefe, wie wir ung erinnern, theils unvolltän» 
dig, theils ohne Beweiskraft, aud went fie recognofeirt werden 
folten, fo daß auch in Beziehung auf diefe Punkte ein Arreſt⸗ 
ſchlag nicht für begründet erachtet werden kann. Em. Ercellenz 
und Finem Hohen Zuftiz: Minifterio flellen wir hiernach ganz ger 
horſamſt anheim: - 
| den Beſchwerdefuͤhrer abfchläglich zu befcheiden. 

Wir werden indeffen nah dem Cingange der Acten, an deren 
Einfendung die Kreis-Juſtizcommiſſion in Conitz erinnere ift, die 
Beſchwerde, von welcher wir Abfchrift zurücdhbehalten haben, 
nochmals prüfen, und falls unfer gegenwärtiger Wortrag durch 
den Inhalt der Acten eine Abänderung leiden müßte, weiter zu 
berichten nicht verfehlen. 

Das Dber » Landesgericht 
von Pommern. 


. (88.3.80.38.&.96,) 


1. 30. 5.2. — | 
20. 5 —* —— für. die Zabritens @erichrödeputstionen im Res 


— — 
Reglement. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc, haben befchloffen,, daß zur Beſchleunigung der Pros 
ceſſe, welche die in dem Regierungsbezirke Arnsberg befindlichen 
Zabriten beireffen, beiondere Fabriken » Gerichtsdeputationen ans 
geordnet werden, und Wir wollen hinfichtlicy der Beſetzung, des 
Wirkungskreiſes und Gefchäftsganges diefer Deputationen Fol⸗ 
gendes hierdurch feftftellen, | 


% 
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—Sitz der Fabriken: Gerihtsdeputationen. 


$.1. Die Fabriken s Gerichtsdeputationen erhalten ihren 
Sitz zu Sferlohn, Limburg, Altena, Plettenberg, Lüdenfceid, 
Hagen, Schwelm, Hattingen und Siegen. 

2. Die Competenz der Fabriken Gerichtsbeputation zu 
Iſerlohn wird ſich zugleich über die Juſtizaͤmter Balve und Men 
den im. Herzogthum MWeftphalen, und der zu Siegen über den gan⸗ 
zen Kreis Siegen erſtrecken. 


Beſetzung der Gerichtsdeputationen. 


$. 3. Jede Deputation befteht aus einem Mitgliede des bes 
sreffenden Ortsgerichts, ingleihen aus einem techniihen Mitar 
beiter. Das erftere wird mit diefem Geſchaͤfte bleibend beauf⸗ 
ragt, und demfelben für Werhinderungsfälle ein für allemal ein 
Subſtitut beſtimmt. Zu legterm werden zwei abwechſelnd theil: 
nehmende Fabrifinhaber am Gerichtsorte aus der Klafie der Ge— 
werbetreibenden mit faufmännifhen Rechten durd die Gewerbe: 
ffeuerpflichtigen des Gerichtsbezirks erwählt, melde zwei Sjahre 
unentgeldlich fungiren, dann, durch neue Wahl ergänzt, erft nach 
Verlauf von zehn Jahren zur anderweitigen Hebernahme gendthigt 
werden Pönnen. Für einen Jeden wird gleichzeitig ein Stellvers 
treter erwaͤhlt. 


Functionen des deputirten Richters. 


$. 4. Der deputirte Richter leiter ausſchließlich ſaͤmmtliche 
Geſchaͤfte, erkaͤßt alle Verfügungen unter dem Siegel und Namen 
des Gerichts, uud vollzieht die Ausfertigungen derfelben. : Ein 
untergeordnetes Verhältniß finder aber zwifcher dem Richter und 
dem technifhen Mitgliede nicht Statt. 


Subalternen der Deputation. 


6.5. Die Subaltern : Gefchäfte werden von einem Regiftras 
tor, Erpedienten und Kanzliften in einer Perfon nad den befte- 
henden Vorfchriften beforge, und das Amt des Boten und Eres 
cutors in gleicher Art vereinigt; es find hierzu befondere Subjecte 
aus dem Subaltern:Perfonal des Gerichts auszuwählen, auch die 
Regiſtratur⸗ und Expeditionsgeſchaͤfte abgefondert zu verwalten, 
und die Procegliften den gerichtlichen jährlich beizufügen. 


Auswahl der zu adhidirenden Sachverſtändigen. 


$. 6. Zu den in Streitfällen zuzuziehenden Sachverſtaͤndi⸗ 
gen werden gleichzeitig und in eben der Art, mie die technifchen 
Mitglieder ($. 3.) aus den im Gerichtebezirke vorherrſchenden 
Gewerbszweigen, zwei Individuen auf eine Dauer von zehn Jah, 
ven gewählt, und im Pleno des Gerichts mittelſt Handichlages 
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verpflichtet. — Die bei Streitigkeiten, welche andere Gewerbes: 
zweige beıreffen, erforderlichen Sachverſtaͤndigen beflimme für 
jeden fpeciellen Gall die Fabriken: Gerichtödeputation. 


Umfang der Gerichtsbarkeit. 


$ 7. Alle im Umfange der obengenannten Gerichte beſind⸗ 
lichen Fabriken und Fabrikarbeiter find in Fabriken⸗RNechtsange⸗ 
tegenheiten den Babriten  Gerihtsdenutationen unterworfen, mit 
alleiniger Ausnahme der Huͤttenwerke, welche der Competenz der 
VBerggerichte verbleiben (Eoice vom 21. Febr. 1816. 9. 2., Ges 
ſetzſamml No. 338.). Was unter Fabriken und Sabritanten zu 
.. fei, beftimmen die Sefege (A. 2. R. Th. UI. Tir. VIII. 


$. 40 

A 8. Auch außerhalb der Jurisdiction der Babriten: Ges 
richtödeputationen wohnende Fabrikanten und Arbeiter, welche 
für Fabriken in den Fabriken⸗Gerichtsbezirken arbeiten, muͤſſen 
in Fabrikenangelegenheiten vor der Deputation Recht nehmen. 

$. 9. Perfönliche Befreiung vom Gerichtsſtande des Unter⸗ 
gerichts ändert ebenfalls nichts in diefer Verpflichtung. Diele 
Vorſchrift findet auch auf diejenigen Anwendung, welche nicht 
Fabrikunternehmer oder Arbeiter find, in Fabrikſachen aber, 
fei es als Zeugen oder aus einem andern Grunde, vorgeladen 
werden. 


Gegenftand der Competenz. 


6.10. Zur Eognition der Fabriken; Gerichtsdeputation ge⸗ 
hören alle Streitigkeiten, welche aus dem Fabrifationsverhälts 
niffe herrähren, namentlid): 

a) über fchlechte ind contractwidrige Arbeit, über ihre Verzoͤ⸗ 
gerung und Verfälfchung, über das Verderben der Geraͤth⸗ 
ſchaften und Materialien und über die Entfernung und Abs 
dankung der Arbeiter vor der Zeit; 

b) die ©treitigfeiten der Fabrifunternehmer unter ſich, wegen 
Verfuͤhrung der Arbeiter, Nachſchlagung von Fabrikzeichen 


u. ſ. w. 

c) "die Streitigkeiten aus Lirferungsverträgen über Sabrifen. 
bedürfniffe; 

d) die Unterfuhung der gegen Fabrifgefege von den Unterneh: 
mern und den Arbeitern begangenen Eontraventionen; 

e) in conneren Sachen, wenn die Erfüllung eines zwifchen 
einem Lieferungsberechtigten und Werpflichteten gefchloffenen, 
vor der Kabriten ‚ Gerichtsdeputation ftreitigen Lieferungss 
contracts mit Verbindlichkeiten gufammenhängt, deren Er⸗ 
fülung der Lieferungsverpflichtete gegen die ihm verpflichtes 
ten Arbeiter, Unterlieferanten ıc, vor dem gewöhnlichen Ge⸗ 
richte klagend verfolgt. 
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In Hinſicht der Wiederklagen verbleibt es bei der Beſtim⸗ 
mung der A. ©. O. Th. I. Tit. XIX. $. 17. No. 2, 

, ..$21. Injurien, melde zwifchen Fabrik -Worgefegten und 

den Arbeitern und zwifchen den Arbeitern unter ſich vorfallen, und 

Schuldſachen, fo weit fie aus der Fabrifverbindung entftehen, 

werden, mit Ausnahme der Wechfelfachen, ebenfalls der Compes 
senz der Fabriken » Deputation überwiefen. 
Gefhäftsgang. 

$. 12. Die Deputation verfammele fi im Gefchäftslocale 

des Gerichts an einem beftimmten Tage in der Woche von 8 Uhr 

Morgens an, um .die Parteien zu hören, welche fi uneingeladen 

einfinden, und um die Termine abzuhalten, welche anberaums 

nd. 
$. 13. Das technifche Mitglied muß immer an diefem Tage 
‚gegenwärtig fein. 

$. 14. Im Laufe der Inſtruction oder Lnterfuchung muß 
der Richter jeden andern Tag zur Fortfegung der Sachen benugen, 
in weldyen bei allen Punkten, worüber die Anwälte der Parteien 
nicht informirt find, in contumaciam vetfahren werden foll, for 
bald die Nothwendigkeit einer Information über die vorliegenden 
Thaiſachen, und in welcher Art ſolche erfolgen muͤſſe, erkenn⸗ 
bar war. 

6.15. Wenn die Zuziehung von Sachverftändigen fi vom 
Anfange an als nothmwendig darftellt, fo hat ber Richter die zu 
erlaffende Vorladung fofore mit auf diefelben auszudehnen. 

$. 16. Jedes Mitglied der Deputarion ift fhuldig, Geſu⸗ 
che, welche von den Parteien bei ihm angebracht werden, aufzu⸗ 
nehmen, und eine’ gleiche Verpflichtung hat der dabei angeftellte 
©ubalternofficiant ($. 5). ; 

Es verfteht fi von felbft, daß Parteien ihre Geſuche auch 
in der Anmeldungsftube des Gerichts koͤnnen aufnehmen laffen. 

$. 17. Alle Vorladungen in Procefien, deren Gegenftand 
die Summe von 20 Rthlr. nicht Überfteige, gefchehen durch den 
Boten muͤndlich. Er befcyeinigt die Behändigung unter der Ver⸗ 
fügung, welche die Vorladung anordnet. 

6.18. Bei Gegenftänden über 20 Rthlr. bis zu vollen Hun⸗ 
dert Thalern ergehen die Verfügungen durch Abfchrift derfelben. 
Ein Gleiches gejchieht in allen Unterſuchungen ohne Unterfchied. 

$ 19, Der Richter befolgt bei Leitung der Procefie und 
Unterfuhungen die Vorfchriften der G. O. mit den Ausnahmen, 
die vorftehend angeordnet find, und welche außerdem ein ſchleuni⸗ 
ges Verfahren erfordern. Daher koͤnnen in vorzüglich dringenden 
Fällen die Beftimmungen des 30, Titels $. 9 u. f. zus Anwen 
dung gebracht werden, 
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6.20. Sobald der Richter bei Ausübung feines Amtes Be- 
denken findet, über die er ſelbſt zu entfcheiden Anftand nimmt, fo 
kann er darüber in der Sitzung des Pleni des Ortsgerichts in Ges 
genwart des technifhen Mitgliedes Vortrag halten, _ 


Saͤhneverfuche. 


6.21. Ganz beſonders muß er bemüht fein, die Parteien, 
über ihre Streitigkeiten im Wege der Güte auszugleichen. &or 
bald er von den gegenfeitigen Anfprücden und Einwendungen im 
Allgemeinen unterrichtet ift, muß er, mit Zuziehung des technie 
fhen Mitgliedes oder der Sachverſtaͤndigen, wenn es auf ihre 
Meinung ankommt, Wergleichsvorjchläge entwerfen, und den | 
Sintereffenten zur Erklärung vorlegen. | 


Regulirung des Snterimifticums, 


6.22. Wird auf diefem Wege die Sache nicht beigelege, . 
‚und if fie von der Art, daß die Erhaltung und Fortfegung einer 
Fabrik in Gefahr kommt, wenn die vieleicht nicht fogleich zu bes 
wirfende Enticheidung abgewartet werden foll: fo. muß fchleunig 
ein Interimiſticum nad) den jedeemaligen Umfländen und dem bes 
ften Ermeſſen der Gerichtsdeputation regulirt und zur Wollzie⸗ 
hung gebracht werden. In allen, die Regulirung eines Inter⸗ 
‚imiftici betreffenden Fällen, in welchen eine Vereinigung des des 
putirten Nichrers mit dem techniihen Mitgliede der Fabriken⸗Ge⸗ 
richts , Deputartion nicht zu erreichen flieht, die zu rreffende Ver⸗ 
fügung aber fih als fo dringend darftelle, daß die desfatlfige Ente 
fheidung des Pleni des Ortsgerichts ohne Gefahr im Verſuge 
nicht zuvor eingehole werden fann, fol von dem deputirten Rich⸗ 
ter noch ein Sachverſtaͤndiger zugezogen, und fodann nad der. 
Stimmenmehrheit das Interimiſticum unverzüglich regulire wer⸗ 
den, jedoch der Partei, welche ſich dadurch grapirt finden möchte, 
der Recurs an das Plenum des Ortsgerihts vorbehalten bleiben, 
bei deffen Gefftellung es fodann für die Jnftanz fein Bewenden 
behält. 7 | 
6.23, Wird aber in ſolchem Falle das Erkenntniß ſogleich 
abgefaßt, fo gilt ſolches im Laufe des eiwa eingewandıen Rechts». 
mittels als ein Interimiſticum. 


Verfahren gegen widerfpenftige Arbeiter, 


5.24. Widerſpenſtige Arbeiter muͤſſen während des Pros 
coffes, wenn Gefahr ım Verzuge ift, durch executoriſche Zwmangs« 
mittel, allenfalls durch Arreft, zur einjiweiligen Erfüllung ihrer 
Obliegenheit angehalten werden. Bei Lehrlingen aus der gerin, 
gen Volksklaſſe wird in diefem Kalle eine mäßige koͤrperliche Züchs 
tigung, jedoch nur bei verfchloffenen Thuͤren, geſtaitet. 
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Bagatellſachen. 


6. 25. Die Entſcheidung in Bagatell» und Inſurien⸗Sa⸗ 
chen gebührt dem deputirten Nichte. Das Erkenniniß wird mo 
möglih am Tage des Abfchluffes der Sache abgefaßt und den 
noch anmefenden Parteien eröffnet. Kann dies nicht Hefchehen, 
fo muͤſſen fie für diefen Zweck zum folgenden Tage bejtellt werden. 

$. 26. In allen andern Sachen gebührt dem Pleno des 
Gerichts die Abfaffung der Erkenntniffe. Die Depuration giebt. 
aber ein Gutachten zu den Acten, und die perfönliche Gegenwart 
des technifhen Mitgliedes, welchem ein confultatives Votum bei 
der technifchen Frage beigelegt wird, ift bei dem Wortrage und der 
Discuſſion der Sache jederzeit erforderlich, deshalb das Concept 
des Erkenntniffes von diefem mit zu unterzeichnen, ihm au im 
Falle abweichender Anficht frei zu flellen, fein Votum verfiegelt 
zu den Acten zu geben. Letzteres findet auch bei den im $. 25, 
gedachten Entfcheidungen Anwendung. 

$. 27. Die vorhandenen Fabriken: Ordnungen und befün« 
dern Reglements, in deren Ermangelung die Local : Obfervanzen, 
welche die gegenfeitigen Verhältniffe der Unternehmer und Arbeis 
ger beftimmen, dienen auch fernerhin bei Entſcheidungen zur 
Richtſchnur. | | 

‚ Publication der Urtel. 

6.28. Sobald das Urtheil abgefaße ift, geht es an die Des 
putation zuruͤck, um ausgefertigt und publicirt zu werden; die 
Publication erfolge in der Regel blos durch Sinfinuarion, unter 
Bermerk der Appellationsfrift bei Lefens: und Schreibens : In» 
erfahrnen, und wenn beide Theile am Orie find, jedoch zum 
Protokoll, | 

Snftruction des Appellatorii. a 

; & 29. Die Inſtruction des Appellatorii gefchieht ohne Ruͤck⸗ 

fiht auf den Gegenftand des Streites bei der Deputation. 


Feſtſtellung von Geld» und Gefängnißfftrafen. 

6. 30. Bei Eontraventionen gegen Fabrikgeſetze wird dem’ 
Richter tie Befugniß gegeben, auf den Grund der geführten Uns 
serfuchung eine Geldbuße bis zu Fünf Thalern oder eine Gefäng. 
nißftrafe bis zu acht Tagen incl. durch eine bloße Verfügung fefte 
zufegen, gegen welche kein Rechtemittel Statt findet. - Beftimme 
aber das Gefeg eine höhere Strafe, fo treten die allgemeinen Ges 
feße über die Competenz der Untergerichte und beziehungsweife der 
Dbergerichte ein; die Erfenneniffe werden jedoch der FabrikenGe⸗ 
richtsdeputation zur Publication, fernern Verfügung und Voll 
ziehung der rechtsfräftigen Strafen zugefertigt. 

$. 31. Bei Vollziehung erecusiviiher Maaßregeln ift die 
Depurarion, wenn es in befondern Fällen darauf ankommt, polis 
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zeiliche Halfe nachzuſuchen berechtigt. Die Polizeibehoͤrde wird 
im Allgemeinen angewieſen, ſolche zu leiſten, ſobald der Fabrik⸗ 
richter ſie fordert. 
$. 32. Die Vollſtreckung der Gefaͤngnißſtrafen darf nie 
in demſelben Locale mit Eriminalgefangenen erfolgen. 
Koften. 
$. 33. Koften werden nur genommen: 

a) wenn ein Fabritunternehmer mit dem andern ſtreitet; 

'b) wenn der Proceß zwar zwifchen dem Unternehmer und feis 
nen Arbeitern ſchwebt, der Gegenftand deſſelben aber Ein: 
hundert Tharer und mehr beträgt; jedoch dürfen die gegens 
feitigen Forderungen in einem und demfelben Rechtsſtreite 
nicht zufammengerechnet werden; 

c) der Fabritunternehmer entrichtet in allen Fällen die Koften, 
wo er unterliegender Theil ift; 

d) in Unterfuhungsfaden wird auf die Wermögenheit-der An⸗ 
geſchuldigten Ruͤckſicht genommen ; jedoch fol auch in biefem 
Galle mit Nachſicht verfahren werden. 

5.34. Die Sportelfreiheit hat auf die Stempelverpflich« 
tung keinen Einfluß. 

$. 35. Die Kanzleir, Regiftratur:, Boten: und Execu⸗ 
tions. Gebühren werden den Bubalternen ($.5.) angemwiefen. Die 
Regiſtratur führe darüber, fo wie über alle andere Koften, Eins 
—— und die Einziehung geſchieht durch die Caſſe des 

erichts 

$. 36. Die Mitglieder der Deputation koͤnnen nur bei Ges 
fchäften außer dem Orte Diäten liquidiren; dagegen follen ihnen 
unvermeidliche baare Auslagen, ohne Ruͤckſicht, ob die Bade an 
ſich fportelfähig ift oder nicht, von den Parteien erflattet werden. 


Einziehung und Verrechnung der Geldſtrafen 
und Gerichtskoſten. 

6.37. Die Einziehung, der Geldſtrafen für Contraventio⸗ 
nen gefchieht durch die Deputation. Der Regiftrator nimmt fie 
in Empfang, führt über die feftgefegten und rechtskräftig erfannı= 
ten Strafen eine Lifte, und bemerkt in einer befondern Eolonne . 
den Eingang. Fuͤr feine Bemähung wird ihm der Ate Theil der 
Strafgelder zugebilligt. 

$. 38, Die erkannten Geldftrafen fließen zum Fonds der 
Gewerbsfchulen des Regierungsbezirks; fie follen daher, wenn 
auch befonders, doc nad Anleitung des $. 37. berechnet, * 
nach Abzug des, dem Regiſtrator gebuͤhrenden vierten Theils, da⸗ 
hin gezahlt werden. 

Die Tarı, Snftructions » und Urtels » Gebühren werden zur 
Eaffe des Gerichte berechnet. 
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Mach bdiefer Verordnung haben alle, die es angeht, befons 
ders aber die berreffenden Gerichtsbehoͤrden, ſich zu achten. 
Urkundlich unter unfrer Allerhöchftelgenhändigen Unterfchrift 
und Anhängung unfers größern Königlichen Inſiegels ausgefertige 
und gegeben zu Berlin, den 26. November 1829, | 
(L. S.) gez. Sriedrih Wilhelm. 
gez. Friedrich Wilhelm (Kronpr.). 
(ge4.) v. Altenftein, v. Schuckmann, v. Lottum, 
v. Hake, Gr. v. Danktelmann, v. Mor 


Reglement 
für die Fabriken : Serichtödeputationen 
im Regierungsbezirk Arnsberg. 


Die Uebereinſtimmung dieſer Abſchrift mit dem Original be⸗ 
ſcheinigt hiermit. 


Berlin, den 27. Januar 1830. | s 
Schneider, 
Hofrath und geheimer Kanzleidirector, 


Indem ich das Allerhächfte Reglement für die zu errictens 
ben Fubriken: Gerichtsdeputationen im Regierungsbezirk Arne 
berg zur allgemeinen Kenntniß bringe, bemerkte ich zugleich nad 
Eröffnung der Herren Minifter der Juſtiz und des Innern Excel⸗ 
lenzen vom 12 v. M., 

1) daß die Vollführung diefes Meglements dem Herrn Hofge⸗ 
richte > Director Nettler in Arnsberg Übertragen worden iſt; 

2) daß die Aufnahme defielben in die Gefegfammiung nicht 
norhwendig befunden worden ift, da foldhes hauprfächlich 
nur Bezug auf den Arnsbergſchen Regierungsbezirk hat; 

3) daß wegen der Wahl der technifchen Mitglieder der Fabri— 
ken: Gerichtsdeputationen und deren Stellvertreter ($. 3.), 
fo wie der Sachverftändigen ($. 6.), durch die Königl. Res 
gierung in Arnsberg das Mähere verfügt werden wird, 

Möünfter, den 3. Febr. 1830, 


Königl. Oberpräfidene der Provinz Weftphalen 
Ä v. Binde 


B. 


Inſtruction zur Vollführung des Neglements für 
die FabritensGerihesdeputationen im Regie» 
rungsbezirt Arnsberg. 
zur Vollführung des unterm 26. Novbr. 1829 Allerhoͤchſt 
vollzogenen Reglements für die Fabriten: Gerichtsdeputation im 
Bezirke der Königl, Negierung zu Arnsberg find in den Reſcrip⸗ 
VL | 25 
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ten deö Koͤnigl. Juſtiz ⸗Miniſteriums vom 30.Mai und 5. Sep⸗ 
tember d. 3. die folgenden Beflimmungen ergangen. 

$.1. Bei dem Königl. Land» und Stadrgerichte zu Pier; 
tenberg unterbleibt die Bildung einer Fabriken⸗ Gerichtsdepu⸗ 
tation. | | 
$.2. Die Bildung folher Deputationen für die Bezirke 
der Königl. Lands und Stadtgerichte zu Hattingen, Limburg und 
Schwelm ift vorläufig ausgeſetzt. 

$.3. Es werden daher für jegt nur in den Bezirken der 
Konigl. Land / und Stadtgerichte zu Altena, Hagen und fer: 
lohn mit Einfhluß der Juſtiz⸗Amtsbezirke Balve und Menden, 
ferner für den Gerichtsbezirt Luͤdenſcheid und für den Kreis Sie 
gen, Fabriken: Gerichtsdeputationen beſtehen. j ' 

$.4. Bei den Königl. Land und Siadtgerichten zu Hat⸗ 
tingen, Limburg, Plettenberg und Schwelm werden die Fabris 
fen: Rechtsſachen im Allgemeinen, wie zeither, ‚mit den übrigen 
Geſchaͤften bearbeitet; dabei find jedocd diejenigen Vorſchriften 
des Reglements, welche von dem Beftehen befonderer Depuratios 
nen unabhängig find, zu beobachten. Hierzu gehören insbeſon⸗ 
dere die Beflimmungen Über Zugiehung der technifchen Mitglieder 


‚und deren Stellverrreter. 


$.5. Zu Hattingen, Limburg und Schwelm wird ein Mit⸗ 
gligd jedes Bezirks mit der Inſtruction und Decretur in den Bar 
brifen : Rechtsangelegenheiten ein- für allemal beauftragt. Der 
Abhaltung eigener Gerichtstage in dergleihen Sachen bedarf 
es nicht. e 
- 6.6, Bei dem Königl. Land und Stadtgerichte zu Altena 
hearbeizet die Deputation alle zu ihrem Wirkungstreife gehö:igen 
Rechisſachen mit völliger Selbſtſtaͤndigkeit, ohne ale Meirwirs 
ung des zweiten Richters, und es bleiben fowohl hier als in Pier, 
tenberg die Vorfchriften des Neglements, welche eine Mitwirkung 
des Plenums anordnen, außer Anwendung, 
$. 7. Die Functionen des Plenums find in Siegen den in 
Gemoͤßheit des Reſcripts vom 5. Febr. 1830 zu gewiſſen Gefchäfr 
ten vereinigte Siegen'ſchen Gerichten übertragen worden. 
$.8. Dem Königl. Obers Landesgerichte zu Hamm gebührt 
die Entfcheidung über Recurſe und Appellationen in denjenigen 
Sachen, welche aus den Bezirken der Juſtizaͤmter Balve und 
Menden vor die Fabriken: Gerichtsdeputation zu Iſerlohn gehös 
ven, ingleichen über die Kompetenz ⸗Streitigkeiten, welche zwi⸗ 
ſchen diefer Deputation und jenen Zuftizämtern entſtehen. 
$.9. Es find ernannt: | J 
1) zu Richtern bei der Fabriken⸗Gerichtsdeputation: x. 
2) zu Stelivertretern der Richter: x. 
3) zu Actuarien: x. 
4) zu Boten: 37. 


— 
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Das König. Juſtiz⸗ Miniſterium hat ſich die Aenderung die⸗ 
ſer Ernennungen vorbehalten. 

$. 10. In Zukunft ernennt der Präfident des vorgeſetzten Lan⸗ 
des⸗Juſtizcollegiums die ſtellvertretenden Richter, die Actuarien und 
die Boten der Fabriken: Gerichtsdeputationen. Die Ernennun⸗ 
gen ſind aber, eben ſo wie die gegenwaͤrtigen, widerruflich, und 
der Ernannte kann, nach dem Ermeſſen des Präfidenten zu jeder 
Zeit durch einen andern erfegt werden, ohne wegen des Gebühren 
verluftes Anfpruc auf Entfhädigung zu haben, 

$.11. Die Fabriken » Gerichtsveputationen zu Altena, Has 
gen, Iſerlohn, Lüdenfcheid und Siegen führen befondere Dienft: 
fiegel mit dem Preußiſchen Adler und der Umſchrift: „Fabriken⸗ 
Gerichtsdeputation zu . 

6.12. Die Beftimmung der Gerichtstage bei den fünf Fa⸗ 
Briten, Serichtedeputationen bleibt der Vereinigung des Richters 
und des techniſchen Mitarbeiters Überlaffen; es darf autr im 
Laufe des Jahres feine Aenderung eintreten, und es find die Ger , 
richtstage äffentlidy bekannt zu machen. 

$. 13. Bei den Expeditions⸗, Regiftratur: und Caffenge 
ſchaͤften befolgen die fünf Deputationen die beigefügte Inſtruction. 
Auf ‘die übrigen Gerichtsbehoͤrden finder ſie nicht Anmendung; 
auch beziehen bei denfelben die Subalternen nicht die Kanzlei:, 
Regiſtratur⸗, Boten » und Executionsgebuͤhren in Gemaͤßheit 
$. 35. des Reglements, fondern es bleibt hierin bei der ET ö 
gen Berfügung. 

Arnsberg, den 1. October 1831, * 

Vermoͤge Aufirags des Könige. Minifteriums der Juſtiz und 
des Innern. | 

Der Hofgerichts » Director 

Nettler. 
C. 


Inſtruction zur Verwaltung der Erpeditions«, 

Regiſtratur- und Caſſengeſchäfte bei den Fabri— 

ten Gerichtsdeputationen im Regierungsbezirk 
Arnsberg. 


A. Regiſtraturgeſchäfte und Expeditionswrſen. 
| I. 


. Die Deputationen führen folgende Gefhäftscontrolen und 
Bücher: 
1) einen Tagezettel, nad) dem Schema A.; 
2) einen Termins:- en Kalender, mit einander 
verbunden, nad) dem Schema B 
3) ein Annorarionsbuc) über diejenigen Acten, weiche ohne Ein 


tragung in den Tagezertel, oder in den Termins- und zri— 
25* 


m 
* 
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fien : Kalender aus der Regiſtratur verabfolgt werden, nach 
dem Schema U. ; 
4) ein Repertorium über die Procefasten, nad; dem Sche⸗ 


ma D.; 
5) ein NRepertorium Aber die Unterfuchungsarten, nad dem 
Ochema E,; 
6) ein Repertotium fiber die Seneralasten, nad dem Sche⸗ 
ma F.; 
7) zur Controle der Boten: | 
a) ein Inſinuationsbuch nad dem Schema G. und 
b) eine Erecutionscontrofe nach dem Schema H. 
u 


- Weber die Führung diefer Bücher ift Folgendes zu bemerken: 
1) In das Repertorium der Proceßacten werden die Sachen 
eingetragen, fobald die Mittheilung der Klage verfügt wor⸗ 
den iſt. Einer befondern Lifte der neuen Klagen bedarf es 
nicht, da die Controle über legtere durch den Tagezettel ges - 
nuͤgt. Auch werden befondere Repertorien für die currenten 
und reponirten Acten nicht gehalten, und die Uebertragung 
der current gebliebenen Sachen in neue Repertorien gefchiehe 
nur von fünf zu fünf Jahren, unter Bemerkung der ge 
fchehenen Webertragung bei den einzelnen Sachen in den 
älteren Repertorien, wodurch diefe von ſelbſt in Kepertorien 
der reponirten Proceßfachen übergeben. 

2) Das Repertorium über die zur Competenz der Fabriken s 
Serichtödeputationen gehörenden Unterfuchungsacten ift ebens 
falls nur alle fünf Jahre zu erneuern und dient zugleich ale 
Werzeichniß der currenten und der reponirten Sachen. 

3) Bei Führung der Inſinuationsbuͤcher und Erecutionscon« 
trolen der Boten haben die Actuarien die erforderliche Hülfe 
zu leiſten. Insbeſondere wird den Actuarien die Ausfüllung 
der ſechs erſten Kolonnen der Executionscontrole, fo wie der 
zehnten zur Pflicht gemadt. Die Nummern diefer Con⸗ 
teole find auf die Erecutionsmandate zu fegen, und kein 
dergleichen Mandat ift an die Boten abzugeben, fo lange es 
nicht mit der Nummer der Executionscontrole verfehen ift. 


IH. 

Ein Spruch, Distributionsbuch wird bei den Deputationen 
nicht geführt, da diefe die Erkenntniffe in den zu ihrer Entſchei⸗ 
dung gehörenden Sachen fogleih abfaſſen müflen, und die vor 
das Plenum zu dringenden Spruchſachen in die Distributions⸗ 
bücher der Ortsgerichte mit eingetragen werden. 

Die Einfendung befonderer Spruchtabellen Über die von den 
Deputationen entichiedenen Sachen an das Obergericht faͤllt hier⸗ 
nach von feldft weg. . 


\ 
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UIV. 

An Tabellen ſind einzuſenden: 

a) monatlich die Gefangenen⸗Tabelle, 

b) halbjährlich die tabellarifchen Ueberſichten derjenigen Unter⸗ 
— weiche nicht als bios polizeiliche zu betrachten 

nd 

c) alljährlich die Tabellen der etwaigen Be Cidil⸗ 

BERN: | - 


Die ———— bei welchen die Erpeditionsform Statt 
finder, muß der Richter gleich in dieſer angeben; Expeditionen 
durch den Actuar find nur bei Sormularderfügungen zuläffig; die 
Reviflon der legteren erfolgt zugleich mit Unterzeichnung ber Rein⸗ 
ſchriften. 

B. Caſſengeſchaͤfte. 
= VI. 


Die Deputationen erhalten keine beſondern Stempel; und 
Porto: Fonds. Die Eontrolirung der zu verbrauchenden Stempel 
gefchieht in derfelben Art wie bei den Ortsgerichten. Der Actuar 
läßt fi von dem gerichtlichen Stempeldistributor die erforder 
lihen Stempel geben, worüber diefer eine Lifte hält. In diefer 
quittirt der Actuar über den Empfang; alsdann erfolge die Ein 
tragung in die Sportelcontrole. Der wirklihe Verbrauch der 
Stempel wird ganz in derfelben Art wie bei den Übrigen.Stem- - 
peln controlirt. 

Auch das bei den Deputationen veranlaßte Porto wird, wie 
das bei den Drtsgerichten vorkommende Porto, verrechnet, und 
läuft durch die gewoͤhnlichen Portotechnungen. 


vu. 


Der Führung befonderer Sportelcontrolen für die Deputas 
tionen bedarf ed nicht, und die Eintragung der auflommenden 
Koften gefchieht in die Sportelcontrelen der Gerichte mit einem 
kurzen Vermerke, aus welchem die befondere Eigenſchaft diefer 
Koften herborgehi. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Deputationen ſind in 
die gerichtlichen Einnahme: und Ausgabe: Journale der Gerichte ein⸗ 
zutragen, und gewöähnlihermaßen zu verrechnen; die den Actua, 
rien und Boten der Deputationen zutommenden Gebühren find 
gleich andern durchlaufenden Poften ähnlicher Art zu behandeln. 

Diefe Gebühren find folgende: 

a) Xctuargebühren: 

Die Vidimarions:, Heft: und Auffuchungsgebühren, die - 

Eopialien,' die Protokollgebühren in den zaͤllen, wo die Zuzie⸗ 


— 
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hung eines Protokollfuͤhrers geſetzlich nothwendig oder nachgelaſ⸗ 
fen worden, und die Sporteltaxe beſondere Anſaͤtze dafür enthaͤlt; 
die Gebühren für die den Actuarien zu Übertragenden Sinventuren, 
Auctionen, Calculaturarbeiten und Commiffionsgefchäfte;, ferner 
ein Drittel der Pauſchquanta in Procefjen, welche zwanzig Rthlr. 
und weniger zum Gegenftande haben, und in fiöfalifchen Unier⸗ 
ſuchungsſachen wegen geringfügige Vergehen nad der Allerhoͤch⸗ 
ften Cabinets⸗Ordre vom 19. Desdr. 1830. 
b) Sotengebühren: 

Die taxmaͤßigen Infinuations, und Meilmgelder, die Exe⸗ 
eutionsgebühren, die Aff⸗, Nefirionss und Aufwartungegebühs 
zen und ein Drittel der Pauſchquanta in Proceſſen, weiche jwans 
lig Rihlr. und weniger zum Gegenſtande haben, fo wie in fisfas 
lifhen Unterfuchungsfachen wegen geringfügiger Vergehen, 

Die Eopiakien muͤſſen in den &portelcontrölen und Rech⸗ 
nungen von den Übrigen Actuariarsgebühren getrennt werden, da ' 
fie, falls die ae nur theilweife eingehen, nicht gleiche Here 


genießen. 


: VIII. 


Ueber die fiskaliſchen Geldſtrafen führt der Actuar der Depu⸗ 
sation die Controle (cfr. $$. 37, 38. bes Reglemente), welche 
nad dem allgemein vorgefhriebenen Schema einzurichten, und 
wovon der, den Gewerbfchulenfonds verwaltenden Behörde am 
Scluffe jeden Sjahres eine vom Richter der Deputation als voll 
ftändig und richtig zu atteflirende Ausfertigung mitzutheilen if. 
Die vom Actuar einzuziehenden Strafen find jährlih, nah Abs 
zug des demjelben gebührenden Vierteld, an den genannten Fonds 
abzuliefern. 


Bei den Sportelcaffen der Ortsgerichte werden diefe Strafen 
ganz in derfelben Art wie andere Geldftrafen verrechnet. Die 
Ausgabe wird durch die Quittung des Actuars und des Gewerb: 
fchulen : Fonds juftificirt. 


IX. 


Die Depofition von Geldern, Kofibarkeiten oder Documen⸗ 
ten erfolgt bei dem Depoflto des DOrtsgerichts, und die Eintragung 
gefchieht in die gewöhnlichen Bücher; die Mandate werden jedoch 
von der Deputation erlafien. In diefen, den Protofollen und 


- Manualien, ift ausdruͤcklich zu bemerken, daß. das Depofitum zur 


Babriten > Gericptödeputation gehöre. 
Arnsberg, ben 1. October 1831. 
Vermoͤge Auftrags. 


Der Hofgerichts » Director 
Nettler. 
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C. Annotations⸗Buch über außgegebene Acten. 


— — — — — — — — — — use ee 


1. 2. . 3. 4, 5. 6, 7. 
| Rubrum Name Datum Arie 
eaufende Acten⸗ der des der as Actenſtück zur 
m. | Regiftentur zus Bemerkungen. 
Nummer. zeichen. ; &cten. Empfängers. | Ausgabe. rücgenommen, 
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E. Repertorium ber Unterfuhungd- Acten. 


; 2. 3. 
Namen Graenftand 
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Ag. Ser. Ordn. 1.34 5.11. Anh. 9.222: 217 foig. 305 
1.34. $. 11. Anhang $. 222. an miefern der erſte diichter h 


beurshellen hat, zu welchem Stande eine 3* gebore ? 

Aus dem über die Befchwerde des Wirthſchaftsverwalters —* 
in der Injurienſache des Kreiſchmers B. wider den Supplikanten 
erſtatteten Berichte vom 29. v. M. iſt erſehen worden, daß das 
Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht der Meinung iſt, der erſte Richter 
habe zu beurtheilen, zu welchem Stande eine Partei gehoͤre. 

Unbedingt kann das Juſtiz⸗ Miniſterium dieſer Meinung 
nicht beitreten. 

Der 6. 222. des Anh. zur A. G. O. beſtimmt zwar, daf, 
wenn Zweifel darüber entftehen, zu welcher Elaffe des Bürgers 
flandes der Kläger ‚oder Beklagte gehöre, der Richter erſter ns 
ſtanz nad) der ihm beiwohnenden Kenntniß feiner Gerichtseinges 
feffenen und nad) der allgemeinen Meinung ‚worin dieſes Indivi⸗ 
duum ftehe, pflihemäßig beffimmen müffe, zu welcher Klaſſe des 
Bürgerftandes die Partei gehöre. Diefes ſchließt jedoch das Er, 
meffen des höhern Richters überall nicht aus, fondern dies Urtheil 
ift, fo wie jedes andere Urtheil, dem des höhern Nichters oder der _ 
vorgefegten Behörde unterworfen. Wenn dies nit aus dem 
Schlußſatze des vorerwähnten $. 222. hervorginge, fo würde es 
fhon aus Begriffen folgen und erforderlich fein, um untichrigen 
Anfihten und Verwirrungeh vorzubeugen. Dies lettere beftärige 
der vorliegende Fall felbit, indem es ohne Weiteres vorliege, daß 
ein gewöhnlicher Kreefchmer auf dem Lande zu dem gemeinen Bär; 
gers oder Bauerftande gehöre, und keinesweges mir dem Städt 
gericht zu Loelau zum höhern Vürgerftande gerechnet werden 
kann. Deßhalb und da weder von Seiten des Königl. Ober  Lanr 
desgerichts in Loslau ganz befondere und eigenthuͤmliche Umftände 
angeführt worden, welche diefen Landkretſchmer von andern ges 
wöhnlihen Kretſchmern auf dem Lande unterſcheiden, fo find die 
Koften in der Injurienſache nach der Eolonne für Bagatellſachen 
zu ermäßigen. | 

Berlin, den 23, Dechr. 1831. (v. K. J.Vd. 38. ©. 359.) 


I. 34. $. 11. Anhana ð. 217 fol 
ah im un des — —V — 
Wenn auch aus den, von dem Koͤnigl. Ober-Landesgerichte 
im Berichte vom 8, v. M. angeführten Gründen, der $. 217. des 
And. zur A. ©. D. in dem Injurienproceſſe des Raſchnachers A. 
wider B. anwendbar iſt, fo folgt doch hieraus nur, daß fein or; 
dentlihes Rechtsmittel mehr Statt finder, und daß das Erkennt⸗ 
niß unmittelbar nad feiner Publication hätte vollſtreckt werden 
follen. Dies ift jedoch im vorliegenden Fall noch nicht gefchehen, 
und das Urtheil ſcheint auch gegenwärtig, — den hierbei zurück 
folgenden Acten nah, — nody nicht vollftrecdt zu fein. Bei die: 


\ 
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fer Sachlage tritt aber die Befugniß und die Pflicht des vorgeſetz⸗ 
sen Obergerichts ein, die von dem Untergerichte in judicando bee 
‚ gangenen Verfehen, auf den Recurs ber befchiwerten Partei, in 
—— der Vorſchrift der A. G. O. Th. l. Tit. 26. $. 18. abs 
zuaͤndern. 


Die Gerichtscommiſſion zu Dingelſtedt hat in dem abgefaß⸗ 
ten Erkenntniß zwar den $. 16. der Circular: Verordnung vom 
30. Decbr. 1798. Abſchnitt 4. berückfichtigt, nicht aber den $. 19, 
welcher verordnet: 

„wenn nach richterlihem "Ermeffen eine Geldbuße dem 

Stande, dem Ermwerbe, den Gefundheitsumftänden oder 

fonftigen Verhältniffen des Beklagten angemeffener als Ges 

fängnißftrafe zu achten ift, fo muß das Erkenntniß auf bes 
ſtimmte Gefängniß : oder Geldſtrafe gerichtet und ſolcherge⸗ 
ſtalt dem Beklagten die Wahl gelaffen werden.” 
Das Königl. Ober ; Landesgericht har daher in diefer Beziehung 
auf den Recurs des ıc. A., fi der Prüfung des Urcheils und der 
Acten zu unterziehen, und den 2c. A. auf die originaliter wieder 
beigefügte Befchwerde vom 21. Septbr. c. zu befcheiden. 
Berlin, den 31. Dechr. 1831. (v. K. J. Bo.38. ©. 440.) 


I. 31 $. 16. Anhana $. 227. Burdcnahme der unträge auf Des 


Brofune von sieh 4 —— — Injurten gegen oͤffentliche Beamte 

Da bei einem Koͤnigl. Ober» Landesgericht das in einer In⸗ 
jurienſache abgefaßte Erkenntniß den Parteien an verfchiedenen 
Tagen und zwar dem Kläger zuerft publicire, und von diefem die 
Klage unmittelbar nad) der Publication und ehe legtere auch in 
Anfehung des Beklagten eingetreten, zurädgenommen morden, 
das Königl. Ober: Landesgericht aber die Publication als vollftäns 
dig erfolgt, und daher den $. 227. des Anh. der A. G. D. auf dies 
‚ fen Fall als nicht anwendbar angefehen und dadurch die Appellas 
tions » Inſtanz veranlaßt; fo hat das Zuftiz- Minifterium, da ein 
förmliches Erkenntniß in medio war, diefer Beſchwerde nicht 
mehr mictelft Reſcripts abhelfen koͤnnen, aber fid) dennoch bemos 
gen gefunden, zur Befeitigung ſowohl dee Befchwerde, als eines 
fünftigen ähnlichen Zweifel, des Königs Majeſtaͤt Vortrag zu 
erftatten. Auch über die Anwendbarkeit des obgedachten Ans 
hangs : Paragraphen auf Beleidigungen gegen öffentliche Behoͤr⸗ 
den und Beamte waren hin und wieder Zweifel entflanden, weil 
der beleidigre Beamte, als nicht‘ berechtigt, die Klage zuruͤckzu⸗ 
nehmen angefehen ward, Das Yuftiz: Minifterium hat auch dar⸗ 
über die auchentifhe Beftimmung Sr. Majeftät des Königs nach⸗ 
gefucht, und diefe iſt durch die abfchriftlich anliegende Allerhöchkte 
Cabinets/Ordre erfolgt. 


Alg. Ser. Ordn. 1. 34. 5. 16. 34. Anh. $. 223.237. 397 


Das Königl, Ober Landesgericht hat nach derfelben fich ſelbſt 
zu achıen und fie den Untergerichten feines Departements zu eben 
dieſem Zwed befannt zu machen. 

Berlin, den 21. Juni 1831. 


Sch eröffne dem Suftizminifter auf defien Bericht vom 
9. April, daß der $. 227. des Anh. zur G. O. auch in der, wegen 
Injurien eingeleiteten fisfalifchen Unterfuchung überhaupt, und. 
infonderheit auc bei Beleidigungen gegen Sffentlihe Behörden 
und Beamte, in Anfehung diefer beiden legteren jedoch nur bei 
Hinzugetretener Genehmigung der ihnen vorgefegten Dienfibes 
hörde, allerdings Start findet, mithin, wenn in fistalifchen 
Proceſſen die Anzeige oder der Antrag auf Unterfuhung und Bes 
ftrafung vor der Publication des erften Urtels von dem Beleidig— 
ten, beziehungsweife mit Genehmigung, zuruͤckgenommen wird, 
die Gerichtshoͤfe von der Sache weiter nicht Kenntniß nehmen, 
fondern die Acten reponiren follen. Die in dem Mir angezeigten 
Falle angenommene Meinung, daß wenn im gewöhnlichen Inju⸗ 
rienproceffe das erfte Urtel an verfchiedenen Tagen publicire wor⸗ 
den, der Kläger aber zwifchen den legteren die Klage zuruͤckge⸗ 
nommen hat, der $. 227. des Anhangs der G. D. nicht mehr Ans 
wendung finde, ift ſchon deshalb ungegründer, meil das Geſetz 
eine vollftändige Publication vorausſetzt, diefe aber erft nad) der 
Eröffnung des Erkenninifjes an alle dabei intereffirende Theile ers 
folge ift. 

Das Juſtiz-Miniſtetium hat hiernach die Juſtizbehoͤrden, 
zur Befeitigung der entftandenen Bedenken, anzumeifen und die 
Wider den N. N. zu Unrecht erfannte Gefängniß: oder Geldftrafe 
mit allen feit der Publication des Urtels entflandenen Gerichtss 
koſten niederzufchlagen. 

Berlin, den 14. April 1831. .. 
Ä An Friedrich Wilhelm. 
das Yuftiz: Minifterium. 


Sämmtlihen Gerichten wird die vorfiehende Allerhöchfte 
Cabinets/Ordre vom 14. d. M. mit der Anmeifung hierdurch bes 
kannt gemacht, fich nach derfelben genau zu achten, 

Berlin, den 18, April 1831. (v.8. 5.80.37. S. 364) 


1.34. 8.16. 34. Anhang $. 223. 237. Ä 
| a in N TER 
Da bei einigen Gerichtshoͤfen über die Auslegung der 65.223 
und 237. des Anhangs zur U. ©. DO. unrichtige Anfichten entnan⸗ 
den waren und dadurch der eigentliche Sinn gedachter Geſetzſtellen 
hin und wieder ungewiß geworden und verfannt war; fo har das 
Juſtiz⸗-Miniſterium fich bewogen gefunden, darüber des Könige . 
Majeude Vortrag zu halten. | 
vi 


* 
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Dem Königlichen ıc. wird die darauf an das Fufkiz: Minis 
fterium unterm 6. d. M. ‚erlafiene Allerhoͤchſte Eabiners, DOrdre 
- hierbei abfchriftlih (Anlage A.) zur Nachachtung mit dem Bes 
' merken zugefertige, daß die Publication auch durch die Gefeg 
fammlung erfolgen wird. 
Berlin, den 14, Dctober 1831. 


A. 


Ich habe aus dem Berichte des Juſtiz ⸗Miniſteriums vom 
21. v. Mdie Zweifel erfehen, die über die Auslegung der $$.223 
und 237. des Anhangs zur A. G. D. bei den Gerichtshoͤfen ent 
ftanden find, und fege zu deren Beſeitigung Folgendes feft: 

1) In Injurienſachen fallen die Koften der zweiten Inſtanz, 
außer den Fällen des $. 223, ausfchließend dem Verklagten 
zur Laft, wenn auch die Strafe gemildert oder vorläufige 
Sreifprehung erfolge if. Wird er gänzlich freigefproden, 
fo trägt er zwar jederzeit die Koften der zweiten Inſtanz, in 

\ Bezug auf die Koften der erften Inſtanz aber hat der Richter 
zu beurtheilen, 06 Gründe zu ihrer Niederfchlagung vorhan⸗ 
den find, welche fodann in dem Erkenntniſſe mit auszu: 
fprechen ift. F 

2) Wenn in den Fällen des $. 223. auf das von dem Kläger 
eingetwendete Nechtsmittel das Erfenntniß der erften Inſtanz 
abgeändert wird, fo ‚finden in Anfehung des Koftenpuntts 
die Vorfchriften des $. 6. Tir. 23. der Proceß: Ordnung mit 
der Maafgabe Anwendung, daß die Koften beider Inſtan⸗ 
zen dem Beleidiger aufzuerlegen find, wenn bereits in erſter 
Sinftanz auf Strafe oder nur vorläufige Freifprehung er 
kannt war, und das Urtheil auf das Rechtsmittel des Be⸗ 
leidigten abgeÄndert wird. 

3) Das Rechtsmittel des $. 223. ift auch dann zuläffig, wenn 
in den Fällen des $. 216. eine fisfalifche Unterfuchung wider 
den Beleidiger eingeleitet ift. 

Ich beauftrage das Juſtiz-Miniſterium, dieſe Beſtimmungen 
durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. | 

Charlottenburg, d. 6. Det. 1831. (v. K. J. 6.38. ©. 357.) 

Friedrih Wilhelm. 


J. 34. 32. 
Zu A a in Injurienfadyen der Dfficiere gehören 


Des Königs Majeſtaͤt haben durch die an das Kriegs: Mir 
nifterium erlaffene Allerhöchfte Sabiners: Ordre vom 17. Aprit 
‚1824 zu beftimmen geruhet: daß die, für Unterfuchungefachen wis 
der wirkliche in Königl, Dienften ftehende Officiere, in der Wer 
ordnung vom 11. Dechr. 1802 vorgefchriebene Sportelfreiheit in 
Injurienſachen aufhören, jedoch der Invaliden » Fonds die einzu: 


Alg. Ger. Ordn. 1.34. $.32. 300 


ziehenden Gebuͤhren erhalten ſoll. Es ſind daruͤber Zweifel ent⸗ 
ftanden, ob dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung auch auf diejenigen 
Verhandlungen anzuwenden, welche in Injurienſachen wider Offi⸗ 
ciere von den dazu requirirten Civilgerichten aufgenommen worden. 

Durd die an die Miniſterien des Krieges und der Juſtiz ers 
laffene fernere Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 11. Febr. d. J. 
haben Se. Majeſtaͤt fi dahin zu äußern geruher: 

daß es nicht Ihre Abfiche gemefen fei, durch die Beftimmung 

vom 17. April 3824 die frühere Verfaſſung dahin zu Ändern, 

daß die Koften in Injurienſachen der Dfficiere, infofern bie 

Verhandlungen bei den Givilgerichten erfolgten, den’ Ges 

richtsbehörden zu Gute kommen follten. Vielmehr follen 

nach der Allerhoͤchſten Feftfegung auch in folchen Fällen die 
in Anfag zu bringenden Koften dem Invaliden⸗ Fonds zus 
fließen. 
Das Königl. Kammergericht hat dem gemäß zu verfahren, auch 
die demfeiben untergeordneten Gerichte zu einem gleichen Verfah—⸗ 
ren anzumeifen. ; 

Bei der Sportel» und &tempelfreiheit in andern Unterfus 
chungsſachen wider active Dfficiere behält es Übrigens fein Bewen⸗ 
den, fo wie denn auch in Injurienſachen fernerhin feine Stempel 
angeſetzt werden koͤnnen. 

Berlin, den 17. April 1830. (v. K. J Bd. 35. S. 295,) 


1.34. 8. 32. | 
bei en ntäniteit der Koftens Eompenfation in Injut ien ſach 


Das Koͤnigl. Ober» Landesgericht empfängt hierbei urſchrift⸗ 
lich die von dem uftiz: Commiffarius Weniger zu Neuhaldens⸗ 
leben für den Adminiftraror Wagenknecht, in Bezug auf deffen 
Injurienſache wider den Adermann Krüger, eingereichte Vor⸗ 
ftellung nebft Anlagen. In einem folheh Falle, wie er bier 
vorliegt, wo der Verklagte nämlich in erſter Inſtanz mit Strafe . 
belegt, auf das angebrachte Miederfchlagungs » ode® Milde 
rungsgefuch aber ganz oder vorläufig freigefprochen oder mit eis , 
ner geringern Strafe belegt worden, kann der Suftizminifter die 
erfolgte Koften: Compenfation nicht für zuläffig halten, und 
zwar aus den Gründen, welche in den Reſcripten vom 21. Mat 
1824 und 10. Zuli ejusd. a. (Sjahrb. Bd. 24. S. 158 u. 339.) 
entwickelt find, wie auch dem Collegio fchon früher in Injurien⸗ 
fachen des Brauers Darwehn wider die verehelihte Höfling mits 
telſt Reſcripts vom 11. April 1823 und zulege im Reſcripte vom 
30. März 1827 eröffnet worden ift. Es find daher die auf das 
Eonto des Klägers gefegten Koften der Milderungs⸗Inſtanz nieder, 
zuſchlagen. 

Das Collegium hat zu erwägen, daß in jeder reinen Civil, 
fache dev Appellar die Befugniß hat, den Nachtheil, welcher ihn 

26 * 


!. 
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in Beziehung auf die Koften bei einer etwanigen Reformatoria 
zum Theil trifft, dadurch abzuwenden, daß er den Anfpruch oder, 
die Werbindlichteiten des Gegners in der von dieſem behaupteren 
Art anerkennt, und dadurch alfo die Inſtruction und die Entſchei⸗ 
dung in appellatorio befeitigt. In einer Injurienſache aber hans 
beit es fi, wenn ein Milderungs- oder Niederfcplagungsgefuch 
eingeleitet worden, lediglich davon: 

ob die Strafe, welche gegen den Denunciaten erfannt wor⸗ 

den, ganz oder zum Theil wegfallen foll ?- 
und es kann daher (conf. $. 227. des Anh. zur A. G. D.) ber 
. Eonfens des Klägers, daß die Strafe wegfallen oder niedriger 
beflimme werden folle, das weitere Verfahren und das Urtheil in 
der Milderungs » oder Miederfchlagungs » Sinftanz nicht hindern. 
Schon hieraus ergiebt fih, daß der Fall einer Milderungs: oder 
Niederſchlagungs-Inſtanz in Injurienſachen, mit demjenigen der 
Appellations: Inftanz in einer reinen Civilfache nicht gleich if. Aus 
diefem Grunde kann nad der Anfiht des Juſtizminiſters der 
6. 237. des Anhangs zur A. ©. D. nicht erponirt werden. Der: 
ſelbe beſtimmt: | 

Alles was von den Koften in Proceffen überhaupt und vom 

Armenrechte gilt, findet auch in Injurienproceſſen An} 

wendung. . | 
Hieraus folgt aber nur, daß die Koftenbeflimmungen, welche für 
gewiſſe Fälle in Eivilfachen gefeglich getroffen worden, aud in Sins 
jurienfachen, fofern dafelbft die nämlichen Fälle eintreten, zur 
Anwendung fommen müffen, nicht aber, daß jene Koftenbeftims 
mungen auch in Fällen bei Injurienſachen anzuwenden, in wel 
den die gefeglihen Worautfegungen gar nicht eintreten. Dies 
würde aber gefchehen, wenn man Koftenbeflimmungen, weiche 
im 23. Tit. der A. G. O. für den Fall der Appellation getroffen 
worden, in Injurienſachen anwenden wollte, wo 

nicht eine Appellation, fondern ein wefentlidy davon verſchie⸗ 

denes Milderungs + oder Niederſchlagungsgeſuch interpos 
nirt wird. 

Das Königi. Ober : Landesgericht hat daher diefe Frage noch ein: 
mal in Erwägung zu ziehen, und im Fall es ſich von der Richtig, 
keit der, in den oben allegirten Reſcripten des Juſtizminiſters aus⸗ 
geführten Anficht überzeugt, fi in der Folge darnach zu achten, 
im Fall obwaltender Bedenken aber über diefelben zu berichten. - 


Berlin, den 7. Septbr. 1830. (v.8.3.%d.36. ©.166 ) 


I. 33. 6. 31. Anhang S. 243. Berfahren bei Haufir » Gteuer» 


Sontradentionen, 


Auf die Anfrage vom 25. v. M.: | 
über das Verfahren bei Hauflr -: Steuer; Contrapentionen, 
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wird dem Koͤnigl. Ober »Landedgerichte eröffnet, daß das Szufliz- 
Minifterium der an die Regierungen erlaffenen Verfügung der 
Königl. Minifterien des Sinnern und der Polizei und der Finan- 
zen vom 16. Mai 1828 und der darin enthaltenen Ausführung 
lediglich Beitritt. Es koͤmmt hinzu, daß in den $$. 179 u. 180. 
Tit. 21. Th. I. der A. ©. O. den Regierungen das darin bezeichs 
nete Verfahren nicht ſowohl zur Pflicht gemacht, als vielmehr im 
Intereſſe der Finanzverwaltung nur überlaffen worden, daß alfo, 
wenn die Regierungen von diefem Recht feinen Gebrauch maden 
wollen, die Juſtizbehoͤrden kein Bedenken tragen Binnen, das ge 
wöhnliche gerichtliche. Verfahren einzuleiten. 


Berlin, den 4. Febr. 1831. (v.8.3.8d.37.©.112.) 
1.35. 8. 34. Anhang $. 243. gernsnis der Hauptioß + und 


auprfteuerämter,, die zu ihrer Competenz gedorigen Eomtraventi 
——— ———— abzugeben. eederen SOMSOBENMEREN. IE 


Sämmtlihen Königl. Gerichtöbehörden wird zur Nachricht 
und Achtung bekannt gemacht, daß nach einer Beftimmung des 
Herren Finanzminifters die Hauptzolls und KHauprfteuerämter in 
den Fällen, wo ihnen die fummarifche Unterfuhung und Adfafs 
fung des Straf: Refolurs über Zoll» und Steuervergehen zufteht, 
nicht befugt fein follen, diefem Rechte ohne Zuftimmung ihrer vors 
gefegten Provinzialbehörde zu entfagen, und ohne eine foldhe vors 
herige Genehmigung die zu ihrer Entfcheidung gehörigen Procefie 
zur gerichtlichen Unterfuchung abzugeben. 

Die Koͤnigl. Serichtsbehörden werden fih daher in einem 
ſolchen Falle die erfolgte Zuftimmung durch Meittheilung einer 
einfahen Abfchrift der diesfälligen Werfügung ſtets nachwei⸗ 
fen laſſen. 

Berlin, den 12. April 1832. (0. K. J. Vd.39. S. 468.) 


I. 35. 9. 34. Unhana 8. 247. um j 

Ds durch die — TEEN * 
Zur Beſeitigung einiger über das Verfahren bei Unterſuchung 

der Local: Polizeivergehungen entftandenen Differenzien haben des 
Königs Majeſtaͤt auf den Bericht des Staats: Minifteriums Fol⸗ 
gendes zu beflimmen geruhet : 

4) Die Local» Polizeibehärde Hat überall, auch da, wo feine 
befondere »Polizeigerichte vorhanden find, nicht allein bie 
localpolizeilihen Eontraventionen, fondern auch bie Vers 
gehungen mider Landes» Polizeivorfchriften zu unterſuchen 
und zu beftrafen, fobald die Unterfuchung derfelben auch der 
betreffenden Localpolizei entgegen und nicht mit einem Ver: 
brechen verbunden ift, welches gefeplich eine Criminal: oder 
fiokaliſche Unterſuchung nad ſich zieht. 


Pr) 
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2) Diefe Competenz der Local» Polizeibehörde tritt ohne alle 

VBeſchraͤnkung auf ein gewiffes Maaß der gefeßlich angedroh: 
ten Strafe in Anwendung. 

3) Gegen die Strafbeftimmung der Local: Polizeibehörde ſteht 
dem Beftraften frei 

a) den Recurs an die vorgefegte Regierung einzulegen, wenn 
auf eine mäßige koͤrperliche Zuͤchtigung, auf Gefaͤngniß 

. oder Strafarbeit von vierzehn Tagen, auf eine Geldbuße 
von fünf Thalern und darunter erfannt worden iſt. 

b) Ueberjteige die Strafe diefes Maaß, fo hängt es von der 
Wahl des Beftraften ab, ob er den Recurs ergreifen, 
oder auf rechtliches Gehör antragen will, worüber er 
fi binnen der gefeglihen Frift von zehn Tagen erklaͤ⸗— 
ren muß. | 

c) Hat der Angefchuldigte den Recurs gemählt, fo hat es bei 
der Entfcheidung der obern Behörde fein Verbleiben, und 
die Berufung auf den Rechtsweg kann weiterhin niche 
Statt finden. 

Nach vorftehenden Beftimmungen hat das Koͤnigl. Ober: Landes» 
gericht ſich nicht allein felbft zu achten, fondern auch die demfelben 
Antergeordneren Gerichte durch die. Amtsblaͤtter anzuweiſen. 

Zur Vermeidung eines Mißverftändniffes wird nur noch bes 
merft, daß durch diefe Anordnung in den beftehenden befondern 
geſetzlichen Vorſchriften, wonach für einzelne Polizeibehoͤrden die 
Provocation auf gerichtliches Gehoͤr auf ein hoͤheres Strafmaaß 
beſchraͤnkt iſt, nichts geaͤndert worden. 


Berlin, den 21. Mai 1830. (v. K. J. Bd. 35. S. 284.) 


I. 35. 8. 34. Anhana 8. 252. : 
u 308 = ang 3. 2 ihrer —— gen ———— 


Reſcr. vom 3. Decbr. 1830. (S. zum £. R. U. 17. $. 10. 
1. 35. 8.34. Anhang $. 253. Dienfivergebungen der Gerichts - 


&ubalternen find mehr auf dem Disciplinars Wege ald durch Unterfuchuns 
gen zu beftrafen, 


Das Zuftiz, Minifterium hat in der neuern Zeit mehrmals 
zu bemerken Gelegenheit gehabt, daß-bei geringeren Dienfivers 
gehungen der Gerichts, Bubalternbeamten in den dazu geeignes 
ten Fällen von der disciplinarifchen Strafgewalt, ja felbft nicht 
einmal von dem in dem $. 253, des Anhangs zur A. G. O. den 
Dbergerichten vorgefchriebenen, abgefürzten Strafverfahren Ges 
brauch gemacht, vielmehr ſtatt deſſen fehr Häufig der weitläuftige 
Weg des förmlichen fiskalifchen oder gar des Criminal: Unter 
fuchungsproceffes gewählt, und dadurd nicht nur den, ohnehin 
mit Geſchaͤften überhäuften Gerichten unnöthigerweiſe ein unver: 
hälmißmäßiger Zeit; und Arbeitsaufwand, fondern zugleich der 
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Nachtheil herbeigeführt wird, daß ſolchen Meineren Vergehungen 
die angemeffene Strafe nicht, wie fie es follte, moͤglichſt ſchnell 
auf dem Fuße folgt, und daß häufig fehr brauchbare Beamte, die 
übrigens fi treu und pflihimäßig aufgeführt haben, und durdy 
eine ernfte Disciplinarftrafe auf den rechten Weg zuruͤckgebracht 
werden würden, aus dem Dienft entfernt und ohne alle Noch mir 
ihrer Familie unglüdlich werden. Jenes Verfahren ift den, über 
die Disciplinargewalt der Vorgeſetzten beſtehenden Vorſchriften, 
fo wie der Beitimmung des A. 2, R. Th. Il, Tie. 20, $. 335. ent: 
gegen und dem Koͤnigl. Dienite ſchon deshalb nicht vortheilhaft, 
weil es die Disciplinargewalt begrenzt. Das Minifterium bes 
merkt hierbei, daß des Könige Majeſtaͤt ganz neuerlich zu befeh: 
len geruher haben, daß ein, wegen eines unbedeutenden Dienft: 
vergebens im Wege des Lnterfuchungsproceffes gefprochenes Ur: 
theil unvollftreckt bleiben und jenes Vergehen durch den Vorgeſetz⸗ 
ten der Behörde disciplinarifch gerügt werden fole. 


Saͤmmiliche Königl. Obergerichte werden daher hierdurch an.” 
gewieſen, in.den obgedadıten Fällen ſich mehr als bisher hiernach 
zu achten, und werden infonderheit die Präfidien aufgefordert, 
in jenen Fällen ihre Disciplinargewalt häufiger eintreten zu laffen. 
Sollte legtere nah VBewandtniß des Wergehens nicht ausreichen, 
fo ift keinesweges, wie nur zu häufig gefchieht, ſofort zur fiekali⸗ 
fchen, oder yar zur Criminal-Unterſuchung zu fchreiten, fondern 
es muß vielmehr, foviel immer möglih, das im Anh. der Aug. 
G. O. 9. 253. vorgefchriebene abgekürzte Verfahren eintreten. 

Die Untergerichte haben, fo weit dies auf ihre Verhältniffe. 
anmwendbar iſt, ſich hiernach ebenfalld zu achten, und die Ober; 
gerichte darauf, daß das Hefchehen, zu halten. - 

Berlin, den 9. Mai 1831. (v.8.9.%0.37. &. 374.) 


J. 35. $. 34. 98. Ertlaͤrung der nad Tit. 35. $. 34. No. 3, und 5.98. 
bei fiokaliſchen Unterfachungen competenten Diennbehbdrde. 

Macfiehende Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 10. d. M.: 
Auf Ihren Beriht vom 19. v. M. erkläre Ich in Ueber 
einftimmung mit Ihrem Antrage, daß in fistalifhen Unter 
fuhungen, melde nach No. 3. $. 34: Tit. 35. der Proceß: 
Drdnung bei Widerfeglichkeie gegen Königliche Bediente in 
Ausuͤbung ihrer Dienftpflichten eingeleitet werden, unzwei⸗ 
felhaft eben fo, wie bei den nach No. 5. verfügten fisfalifchen 
Unterfuhungen gegen Staatsdiener wegen Amtövergehun: 
gen, jederzeit die vorgefegte Dienfibehörde ded Beamten, 
gegen welchen die Widerſetzlichkeit verübt worden, diejenige 
im $. 98. benannte fisfalifche Behörde ift, weiche das da: 
ſelbſt geftartere Rechtsmittel wider das nach ihren Ermeſſen 
zu gelinde Erkenntniß einzuwenden hat. Ich autoriſire Sie, 
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ben Zuftizminifter, hiernach ſowohl den zweiten Senat des 
Dber »-Landesgerihts zu Muͤnſter über deſſen irrthuͤmliche 
Auslegung des $. 98. Tit. 35. der Proceß Ordnung im der 
fiskaliſchen Unterfuhung wider R. und B., worin das Ag 
gravationsgefuh dem Provinzialı Steuerdirector gefeglich 
gebührte, zu berichtigen, als auch die Gerichtöbehörden 
überhaupt diefem gemäß mic Anweifung zu verfehen. 
Berlin, den 10. April 1833. - 
Un Sriedrih Wilhelm. 
die Staatsminifter Maafen - 
und Mübler. 


wird ſaͤmmtlichen Gerichtsbehoͤrden in den Landestheilen, in wel: 

Gen die A. G. O. Gefepeötraft hat, hierdurch mit der Anmweifung 

befannt gemacht, ſich nach dem Inhalt derfelben genau zu achten. 
Berlin, den 20. April 1833. (0.8.5. 9d.41, ©. 567.) 


1. 35. $. 35. 
ges — — — 
Auf Veranlaſſung des von dem Criminal⸗Senat des Koͤnigl. 
Ober⸗ Landesgerichts am 2. Novembewv. J. erſtatteten Berichts, 
iſt die Frage: 
\ 05 Untergerichte fiskaliſche Unterſuchungen einzuleiten berech⸗ 
tigt feien ? 
nochmals in forgfältige Erwägung gezogen worden, und hat das 
Juſtiz ·Miniſterium fid) mit Ruͤckſicht auf die bereits in den Res 
feripten vom 13. Dctbr. 1814, 13. Januar und 8, Auguft 1815 
(Jahrb. Bd. 4. &. 217, Bd. 6. ©. 34, Bd. 7. ©. 22.) anges 
nommenen Grundfäge dafür entfchieden, daß Untergerichte, ins 
ſoweit fie die Strafrechtspflege auszuüben befugt find, und infos 
fern nicht wegen einzelner Vergehen ausdrücklich, wie z. B. im 
$. 248. Anh. zur A G. D., ein anderes beftimmt worden iſt, 
auch fiskaliſche Unterfuchungen einleiten und in denfelben unter 
den ihnen in Hinſicht der Abfafjung von Strafertenntniffen ges 
festen Schranken, zu erkennen für befugt erachtet werden müffen. 
Hiernach find die etwa ergangenen entgegenftehenden Werfis 
gungen nicht fernerhin anzuwenden, vielmehr die Untergerichte 
dem gemäß da, mo dergleichen entgegenftehende Verfügungen ers 
laffen worden, mit Anweifung zu verſehen. 
Berlin, den 24. Sjanuar 1831. (v. K. J.Bd.37. 0. 113.) 


1. 35. $ 58. Anhang $. 258. — in Malſchſteuer⸗ 


Deftaudationsfaͤllen. — 
Bei Gelegenheit eines einzelnen Falles Hat der Hr. Finanzmi⸗ 
nifter den Wunſch ausgefprochen : daß die Gerichte in Maiſchſteuer, 


tigung der Untergerichte zu fiskallſchen Unterſuchun · 
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Defraudationsfällen von Amts wegen feine Hausfuhungen, um 
nah Wirthſchaftsrechnungen zu forfhen, vornehmen möchten. 
Sämmtlihe Koͤnigl. Gerichtsbehörden werden angewiefen, 
ſich Hiernach zu adıten. 
Berlin, den 23. Febr. 1830. (v. 8.53. %0.35. S. 138.) 


1. 35. S. 1 folg. Anwendung des 6. 145, Tit. 2. der Proceß ⸗Ord⸗ 
nung auf fiskaliſche Unterſuchungeñ. 


Reſcr. v. 6. Dechr. 1830. (Siehe zu Ti. 2. 9. 1465.) 


1. 35. $. 82 folg. Werfabren und Koften bei Miteheilung der Steuer⸗ 


Defraudationd» Erkenntnifle-an die, Steuerbehorden, und bei Ausferti 
Dee MroDernriond — & | fertigung 


Auf Veranlaffung des, von dem Königl. Kammergericht,, 

über das Verfahren bei Mittheilung der in Steuer : Defraus 

dations » Sachen abgefaßten Erfenniniffe an die Stewerbes 

hörden ꝛc., j 

erſtatteten Bericht vom 22, November pr. ift mit dem Herrn $is 
nanzminifter communicirt worden, und diefer hat ſich mit der An; 
ſicht des Zuftizminifters dahin einverftanden erklärt, daß zu den 
Abſchriften oder Ausfertigungen der Erfenniniffe, welche in fiska⸗ 
liſchen Unterſuchungsſachen den Steuerbehörden mitgerheilt wer; 
den, feine Stempel zu adhibiren feien, daher die Anwendung 
von Stempeln eben fowohl, als der Anfag von Taren für dergleis 
chen Ausfertigungen künftig zu unterlaffen ift, 

Was fodann die Ausfertigung fogenannter Moderationsre; 
folute betrifft, fo ift nicht beabfichtige worden, die Art des Vers 
fahrens bei Feftfegung der Koften in Unterſuchungsſachen zu Ans 
dern; es fcheint aber der Ausfertigung eined Moderationgrefoluts 
bei diefer Feftfegung nicht zu bedürfen, indem alles dasjenige, 
was das Moderationsrefolur enthält, dem Commissarius causae 
oder dem Gericht, welches die Acten eingefande hat, in derjenigen 
Verfügung, mit welcher ihnen die Anweifung zur Einziehung und 
Vertheilung der Koſten ertheilt wird, geſagt werden fann, ohne 
daß es Hierzu einer befondern Ausfertigung bedarf. Das Koͤnigl. 
Kammergericht hat dies in Erwägung zu ziehen und eventuali- 
ter, und wenn nicht befondere Gründe die Beibehaltung des bes 
fondern Moderationsrefoluts erforderlich machen, zur Verminde⸗ 
rung der Schreiberei das Erforderlihe im dieſer Beziehung zu 
verfügen. | 

Berlin, den 4. Febr. 1831. (0.8.5. 88.37. &. 126.) 
1. 35. 8. 82 fofg. ' | 
rer 3 Sat — m der Sebuͤhrentaxe der Griminal: Drd- 


Dem Königl. Ober : Landesgericht wird auf die, im Berichte 
vom 18. v. M. gemachten Anfragen, 
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wegen Anwendung der, der Eriminalordnung angehängten 
Gebuͤhrentaxe auf fistalifche Unterfuchungen, 
eröffnet, daß 
| ad. 


mit Verrehnung des, flatt aller Koften außer ben Neifediäten ber 
Beamten und den Zeugengebühren anzufegenden Pauſchquanti 
es eben fo, wie mit dem Paufchquanto Hei Bagatell : Eivilfachen 
zu halten ift. Inſertionskoſten werden nicht leicht vorkommen, 
tönnen dann aber noch befonders liquidirt werden. 


ad 2. 


- Die Befcheidung wegen des in zweiter Inſtanz Statt findenden 
Pauſchquanti iſt in dem Reſcript vom 23. Decbr, v. J. enthalten. 


ad 3, 


Sin Anfehung des anzumendenden Stempels hat es lediglich 
bei den Vorfchriften des Stempelgefepes fein Bewenden. 


ad 4. 


Die Koften der Strafvollfitrefung können noch außer dem 

Pauſchquanto liquidirt werden. 
ad 5. 

Kann das Pauſchquantum in allen Fällen genommen wer: 
den, wo nur eine Seldftrafe von 50 Rthlir. und darunter in den 
Geſetzen als ordentliche Strafe'angeordnet if. Die Anwendung 
des Koftenfages richtet ſich nach der ordentlichen Strafe des Der: 


gehens. 
ad 6. 


In den wichtigeren Fälen, d. 5. in folden, die mit hohen 
Strafen bedroht find, 3. ©. bedeutenden Zoll, und Steuer: De 
fraudarionen, können die Höheren Säge der Criminal : Gebühren, 
tare,in Anwendung kommen. - | 

Berlin, den 11. Gebr, 1831. (v. K. J. Bo.37. S. 134.) 


J. 35. F. 82. Anhang 8. 261. 262. Welche Koften zur fubfidia- 


schen Erſtattung darch den, Inhaber der, Erimi i . 
rise zus — re er ber, Eriminals®erichräbarteis In fie 


Dem erften und dem Eriminal: Senat des Königl. Ober s 
Landesgerichts wird auf den Bericht vom 24. v. M. eröffnet, daß 
die von der Minorität des Eollegii aufgeftellte Anſicht: 

alle unerläßlihe Koften in fistalifchen "Unterfuhungefachen 

feien eine Laft, die der Criminal» Fonde zu fragen habe, 
ſich Fi be Beſtimmung des $.262. Anh. zur A. ©. D. gar nicht 
rechtfertigt. i - BE 

Die baaren Auslagen, welche Durch das Reſcript vom 1. Mai 
1820 auf die Sportelcaſſen gemiefen find, gehören zu den Koften, 
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« welche auch in Einilprocefien von der Gerichtsobrigkeit bei Armuth 
der Parteien getragen werden müffen, weil fie die Sporteln bes 
ziehen. Diefe Koften find aber von den Koften fehr verfchieden, 
deren fubfidiarifche Erftattung die Inhaber der Criminal» Gerichts: 
barkeit tragen müffen, indem dazu Urtelögebühren und in Schle—⸗ 
fien Inquirenten » Copialien und Defenfions Gebühren und ans 
dere auf den Proceß Beziehung habende Auslagen gehören. Daß 


dadurch den Gerichtsobrigkeiten keine Laften in Unterfuhungs - 


fahen wegen Defraubationen aufgebuͤrdet find, beflimmt $. 261. 
des Anhangs zur A. ©. D. und das Refcript vom 9. Octbr. 1820, 
(Jahrb. Bd. 16. ©. 269.) 

Berlin, den 12. Decbr. 1831. (0.8.5. Bd. 38. ©. 460.) 


1. 35. $. 86 folg. wiktkei 
— — — 
Sdoaͤmmtliche Ober = und Untergerichte werden hierdurch ange⸗ 
wieſen, bei fiskaliſchen Unterſuchungen gegen Perſonen, die ſich 
einer Beleidigung oder Widerſetzlichkeit gegen im Dienſt befind⸗ 
liche Gensd'armen ſchuldig gemacht, die Erkenntniſſe erſter In⸗ 
ſtanz gleich nach deren Publication der vorgeſetzten Militair⸗Dienſt⸗ 
Behörde der beleidigen Gensd’armen mitzutheilen, um fle Dadurch 
in den Stand zu fegen, erforderlichenfalls von dem, den fiskali⸗ 
fhen Behörden nach $. 98. Tit. 35. Th. L A. ©. O. zuſtehenden 
Rechtsmittel Gebraud) zu machen. | | 9* 
Berlin, den 12. Ocibr. 1832. (v. K. J. Bo.40. S. 512) 


* 


I. 35. g. 8 Beurthellung und Inſtruetion des Rechtsmittels durch die 
—A in den auf Requiſition eines Landgerichts geführten fiskali⸗ 
hen Unserfuchungen. 


Der Zuftizininifter theilt die im Berichte vom 29. Maͤrz e. 
vorgetragene Anſicht des Königl. Ober⸗Landesgerichts: 
daß die Inquiſitoriate allgemein zu befähigen feien, in den 
Fällen, wo fie um Führung: der fisfalifhen Unterfugung . 
von einem Landgerichte requirirt werden, die Zuläffigkeit der 
bei ihnen eingemwenderen Rechtsmittel zu beuriheilen, le zu 
inftruiren, und die Acten unmittelbar an das Königl. Ober: 
Landesgericht zur Abfaffung des zweiten Urtels einzufenden, 
jedoch gleichzeitig dem Landgerichte von dem, was fie vers 
fügt, Nachricht geben müflen, | i 
und weifet das Collegium an, hiernad die Landgerichte und In⸗ 
quifitoriare mit Anweifung zu verfehen. 
Berlin, den 14. April 1831. (0.8.3.0. 37. &,413.) 


An 
das Koͤnigl. Ober : Landesgericht 
Ä zu Naumburg. 
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I. 35. 9. 98. i 
Ben Bann BETNEREBEN O8 nes de taragumen 
Der Herr Generals Poftmeifter v. Nagler Hat das von dem 
zweiten Senate des Königl. Ober: Landesgerichts in der fiskali⸗ 
ſchen Unterfuhungsfache wider den Poftmeifter G. u N. M. un 
serm 23. Detbr. v. J. abgefaßte Erkenntniß, wodurch das gegen 
das erite Erkenntniß von dem General» Poftamt eingelegte Aggras 
vationsgefuch für unzuläffig erachtet worden, zur Kenntniß des 
Juſtiz⸗Miniſteriums gebracht, Der, der Entfheidung zum Grun⸗ 
de liegenden Anficht, daß der $. 98. Tit. 35. Th. I. der A.G.D, 
nicht auf Unterfuchungen wider Beamte wegen Dienftvergehuns 
gen Anwendung finde, ſteht nicht allein die ganz allgemeine Bes 
ftimmung des $. 98. 1. c., wonach den fisfalifchen Behörden die 
Befugniß, in fiskaliſchen Unterfuchungen, deren Geaenftand ih⸗ 
ren Geſchaͤftskreis berührt, gegen das zu gelinde Erkenntniß zu 
gravaminiren, ohne Unterſchied beigelegt worden, fondern audh 
das in den Erfenntnißgränden aus der Mathis ſchen DMonatss 
ſchriſt allegirte, aber auch in der Edictenſammlung abgedrudte 
Reſcript vom 23. Mai 1806 entgegen. Es ift daher in kuͤnfti⸗ 
gen vorkommenden Ähnlichen Fällen das remedium aggravatio— 
nis allerdings zuzulaffen und über das Materielle derfeiben zu ers 
kennen; für den vorliegenden Fall ift vorm dem Königl. Generals 
Poſtamt felbft nicht darauf angerragen. j 
Berlin, den 14, Januar 1831. (0.8.3. 8b. 37.©. 127.) 


I. > 25. Verfahren bei Eröffnung eines Eonfidcationöproceffes in 
A. 


Nach‘ Vorſchrift der A. G. O. Tit. 36, TH. J. 4. 25. fol in 
allen Todeserkiärungsfahen das aufgenommene Informations; 
. Protokoll von den Untergerichten an das vorgefeßte Obergericht 
eingeſandt und von dieſem einem fiskaliſchen Bedienten vorgelegt 
werden, welcher hiernaͤchſt entweder bei der Regierung zu Pots⸗ 
dam, oder hinſichts der aus Berlin gebürtigen Perfonen bei dem 
Polizei» Präfidio, darüber Erkundigung einziehen muß: 

ob Gründe zur Eröffnung eines Eonfiscationsproceffes vor: 

handen find, oder nicht, j , 
und diefen Bericht hiernächft wieder an das Dbergericht einfenden 
muß, welches auf Grund defielben dann nur erft dos Untergericht 
beſcheidet. Dieſes Verfahren, welches bisher ſtets hier beobach⸗ 
tet worden, iſt nun aber ſehr weitlaͤufig, macht ſehr viele unnuͤtze 
Schreibereien, und verurfaht dem Fisco viele Koſten, da der 
Maudatarius fisci ſelbſt in den Faͤllen, wo von einer Confisca⸗ 
tion gar feine Rede, doch immer Mandatariengebühren und Aut: 
lagen zu liquidiren berechtigt ift, indem die eigentlichen Fiskäle 
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nicht mehr exiſtiren. Das hieſige Polizei⸗-Praͤſtdium hat ſtatt 
deſſen vorgeſchlagen, es zu genehmigen: 
daß von dem hieſigen Stadigericht die Provocation auf To⸗ 
deserklaͤrung unmittelbar demſelben uͤberſandt werde, um ſich 
daruͤber per Litt. zu erklaͤren, 

wodurch das ganze Verfahren ſehr vereinfacht, und weil die Mit: 
wirfung eines Mandatarii fisci, fobald, mie in den meiſten Fäls 
fen, ein Eonfiscationsproceß nicht angeftellt wird, ganz mweofällt, 
auch bedeutende Koften erfpart werden. Mir halten diefen Vor⸗ 
fchlag gleichfalls fuͤr ſehr zweckmaͤßig, indem, fobald es zum Eons 
fiscationsproceß koͤmmt, doch die betreffende Klage bei uns einges 
reicht werden muß, und infofern unfere Mitwirkung keinesweges 
ganz ausgeſchloſſen wird, es uns vielmehr alsdann noch immer 
Auberlaſſen bleibe, die Klage als unftatıhaft per decretum zuruͤck⸗ 
zumeifen. Da jedenfalls durd diefes Werfahren jedoch von den 
in der X. G. O. gegebenen Vorſchriften abgewichen wird, fo Hals 
ten wir uns hierzu ohne höhere Autorifation nicht ermächtigt, und 

tragen bei Ew. Excellenz daher ganz gehorfamft dahin an: 
es für die Zufunft zu genehmigen, daß alle Informations— 
Protokolle in Todeserflärungsfadhen von dem hiefigen Stadts 
.gerichte unmittelbar an das hiefige Polizei » Präfivium zur 

Wahrnehmung der fiskaliſchen Nechte überfande werden. 

Berlin, den 31. October 1831. 
Das Kammergericht. 


B. 


Das Königl. Kammergericht wird aus den im Berichte vom 

31. v. M. angeführten erheblihen Gründen angetragenermaßen 

hierdurch autorifirt, zu genehmigen, daß von jegt ab alle Infor⸗ 

mations » Protofolle in Todeserfiärungsfachen von dem hiefigen 

Siadtgericht unmittelbar an das Königl. Polizei : Präfivium hie, 

ſelbſt zur Wahrnehmung der fisfalifchen Rechte uͤberſandt werden, 
Berlin, den 14. Novbr. 1831. e 8.5. Bd. 38. ©. 383.) 


I. 36. 8. a folg. — in Gemaͤßheit der Bundes⸗ 
Kartell · Convention. |, 
A. 


Wenn in Veranlaffung des $. 18, der allgemeinen Kartell: 
Convention der deutſchen Bundesverfammiung vom 10. Februar 
v. 5. bei der Könige. Regierung Erklärungen ausgerreiener Per⸗ 
fonen eingegangen fein follten ; fo ift es nothwendig, daß davon 
den competenten Gerichten zu den betrsffenden Eonfiscariong Pro: 
ceßacten, Behufs der Reponirung dieſer letzteren, Nachricht ge⸗ 
geben werde. 

Auf den Antrag des Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterii wird die Koͤ— 
nigl, Regierung hieranf aufmerkſam gemacpt, und zugleich ange 
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wieſen, dieſer Maaßregel, falls ſie Ihrerſeits, wie zu vermuthen, 


Nnoch nicht zur Ausführung gekommen fein möchte, Kae Folge 


zu geben. 
Berlin, den 16. April 1832. . 
— des — und der Polizei. 
v. Brenn. 
B 
Die vorſtehende, von dem Koͤnigl. Miniſterium des — 


| und der Polizei, 


in Bezug auf die allgemeine Kartell» Convention der deutſchen 
Bundesverfammlung vom 10. Februar v. J., 


unter dem 16. April d. J. an fämmtliche Regierungen erlaffene 


Verfügung, wird den Könige. Gerichtsbehörden hierdurch zur . 
Nachricht und Achtung mirgerheilt. 
Berlin, den 6. Juni 1832. (v.8.5.%d.39, S. 467.) 


I. 37. S. 10. Inhalt ded Ignoranz⸗ und Diligenz» Eided bei Todes⸗ 
erflärungen. 


Der Juſtiz⸗Commiſſarius N. N. hat ſich Namens der Ge: 


ſchwiſter N. N. unterm 16, v. DM, darüber befhwert, daß das Kb: 


* 


nigl. Ober: Landesgericht mittelſt Verfügung vom 10. Juni v. J. die 
Provocation auf Todeserklaͤrung der verſchollenen Frau N. N. 
gebornen N. N. um deßhalb zuruͤckgewieſen hat, weil die Provo⸗ 
canten nur den im $. 10. No. 3. Tit. 37. Th. I. der AG. O. 


vorgeſchriebenen Eid dahin: 


„daß fie innerhalb der gefegmäßig beftimmten Zeit und ins 
fonderheit feit der veranlaßten öffentlihen Worladung von 
der Abmefenden, deren Leben und Aufenthalt keine Nach⸗ 
richt erhalten haben ‚” 

und nicht zugleich in Gemaͤßheit des $. 16. Tit. 7. 1. c. einen Dis 

ligenz» Eid dahin: 
„daß fie wegen Ausforfhung des Aufenthalts der Abweſen⸗ 
den fich vergeblich bemüht haben ‚” 

abzuleiften ſich bereit und im Stande erklärt haben. Das Juſtiz 


Miniſterium findet die Beſchwerde begruͤndet. 


Das Collegium ſtuͤtzt ſeine Verfuͤgung hauptſaͤchlich auf den 
$. 6. Tit. 37. 1. c., worin bei der oͤffentlichen Vorladung eines 
Verfhollenen auf die Vorſchriften im Tit. 7. ibid. hingewieſen 
worden. Diefe Hinweifung betrifft aber nur die Form der Edic⸗ 
tal: Eitation und begründer feinen Schluß auf den inhalt des 
abzuleiftenden Eides. Lesterer ift bei Provocarionen auf Todess 
erflärungen durch den $. 10. No. 3. 1. c. fpeciell fefkgefegt worden, 
und kann uber die Beſtimmung deffelben hinaus nicht erweitert 
werden. Zur Ableiftung des Diligenz, Eides int aud) kein Anlaß 
vorhanden, da der Provoration eine mehrjährige Bevormuns 
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dung. des Abmwefenden vorhergeht, wobei wegen befien Lebens 
und Aufenthalts die nörhigen Nachforfhungen bereits vergeblich 
angeftellt fein muͤſſen, bevor die Provocation Start finden kann. 

Außer Zweifel wird die vorliegende Frage Durch den $. 6, der 
Verordnung vom 13. Januar 1817 und den $. 3. des Geſetzes 
vom 2. Auguft 1828 gefegt, worin bei Todeserklärungen von 
Militairperfonen, welde aus den legten Kriegen nicht zurückges 
Lehr: find, der vom Ertrahenten zu leiftende Eid nur dahin, 

daß er von dem Leben und Aufenthalte des Abweſenden keine 

Nachricht erhalten habe, 
vorgefchrieben worden ift, ohne dabei einen Diligenz⸗Eid zu erfors 
dern. Dies ift in der erfigenannten Verordnung $. 6. mit auf: 
Drüdlicher Bezugnahme auf den $. 10. No. 3. Tit. 37. Th. J. der 
A. G. O. gefchehen und dadurch deutlich zu erkennen gegeben wor: 
den, daf der Geſetzgeber die Ableiftung eines Diligenz : Eides über 
Haupt nicht für norhmwendig erachtet hat. Das Königt. Ober: 
Landesgericht wird demnach angemielen, die Provocation zuzu⸗ 
laſſen. 

Berlin, den 6. Febr. 1832. (v. K. J. Bo.39. S. 150.) 


I. 38. 5.2.13 folg. genenung eines fléraliſchen Bedienten bei Pro- 
vocation anf Blodfinnigfeits» oder Prodigalitdtss Erklärung, und Kolten» 
tragung bei feiner Abweiſung. 


Auf den Bericht vom 9. Octbr. c. wird dem Königl. Ober: 
Landesgericht eröffnet, daß die Koften des Yuftiz» Commiffariug, 
welcher an die Stelle eines fisfaliihen Bedienten mit der Provos 
caron auf Blödfinnigkeits Erklärung beauftragt, aber naher 
mit diefer Provocation abgemwiefen wird, aus der Salariencaffe 
des Gerichts des Provocaten getragen werden müffen. 

Uebrigens -fegt die auch zunächft nur bei Prodigalitaͤts⸗Er⸗ 
Elärungen gegebene Worfchrift, daß bei dem Dbergericht die Ber 
auftragung eines Juſtiz⸗Commiſſarii Behufs Anftellung der Pros 
vocation in Antrag gebracht werden müffe, voraus, daß bei den 

Uintergerichten feine Juſtiz-Commiſſarien vorhanden fird. "Mo 
‚ aber dergleichen bei einem Untergerichte angeftellt find, bedarf es 

fo wenig bei Bloͤdſinnigkeits,, als bei Prodigalitaͤts⸗Proceſſen 
der Beauftragung des die Stelle des fiskaliſchen Bedienten vers 
sretenden Juſtiz ⸗Commiſſarius durch das DObergericht, vielmehr 
kann jedes Untergericht die bei ihm fungirenden Juſtiz / Commiſſa⸗ 
rien zu der Anftelung folder Provocationen den Auftrag ertheiten, 


Berlin, den 19. Movbr. 1829, (v. 8.5.0. 34. S. 470.) 


1. 38. F. 6. Qualifleation des Arztes bei Semürhsunterfuchungen, 
Das Zuftiz» Minifterium hat aus dem in Abfchrift Hier beis 
gefügten Schreiben des Koͤnigl. Minifterii_der Geiftlihen,, Un: 


= 


412 Acg. Ger. Ordn. 1.38, $. 6, 


terrichts / und Medicinals Angelegenheiten vom 6. d. M. erfehen, 


daß das Gericht zu Neurode bei Unterfuhung des Gemäthezus 
ftandes der unverehelichten N. aus N. einen Wundarzt erfier 
Klaffe ftatt eines promovirten Doctors der Medicin zugezogen har. 
Nah näherm Inhalt des gedachten Schreibens find jedoch diefe 
Wundärzte nicht geeignet, in ſolchen Fällen die Stelle eines pros 
mopirten Doctoris ımedicinae zu vertreten, und ed würde die 
Zuziehung eines folhen Wundarztes außer den vorfchriftsmäßig 
zuzuziehenden zwei Aerzten nur dann ſtatthaft fein, wo es ermwa 
wegen feiner vermuthlichen befondern Kenntniß der Specialum; 
ftände als Arzt des Provocaten, oder aus fonft befondern Verhaͤlt⸗ 
niffen, dem Richter oder fonft einem Intereſſenten wuͤnſchenswerth 
erfcheint, auch von ihm eine Auskunft in der Sache zu erhalten. 

Hiernach ift daher das Gericht zu Neurode mit Anmweifung 
zu verfehen. 

Berlin, den 18. Mär; 1831. (v. K. J. Bo. 37. S. 115.) 


J. 38. ⸗ 6. B [ de 2) nt x 
en in Bishfinmigfeits re die Unterfuhung des Gemürhs- 


In der urfchriftlich Hier beigefügten Vorftelung vom 14. d, 
Mis. beſchwert ſich der Kreisphyſicus Dr. M. zu €. über die ers 
folgte Ermäßigung feiner Liquidarion für ärztliche Unterfuguns 
gen über den Ghefundheitszuftand resp. des W. und S. zu T. 

Dem Königl. ObersLandesgericht wird eröffnet, daß der 
Suftizminifter mit der Vorbefcheidung, die das Collegium dem M. 
über feine Gebührenforderung erıheilt hat, nicht einverftanden ift. 
Es ift nicht anzunehmen, daß die Qualität des Dr. M., als 
Phyficus des Kreifes, ihm verpflicte, auch in einem andern 
Kreife Unterfuchungen des Gemaͤthszuſtandes angeblich biödfinni: 
ger Perfonen unentgelölih bei den Gerichten zu bewirken. Bei 
gerichtlichen Unterfuchungen eines Menſchen, auf defien Bloͤd⸗ 
finnigkeitserflärung angerragen iſt, concurriren die Phyſiker übers 
haupt nicht als. folche, fondeen nur ald Sachverſtaͤndige. Sie 
tönnen daher die Verguͤtigung für Gefchäfte diefer Arı nach den 
GSrundfägen, weiche die Sporteltare für Sachverftändige auf: 
ftellt, fordern. - 

Die Sporteltare für Untergerichte vermeifer aber wegen 
Remuneration der Sachverfiändigen Abfchn. & No. 29., wenn 
es Königl. Officianten find, auf die für fie beftimmten Taren. 

Hiernach kann der Dr. M. feine Bezahlung nad der Tare 
für die’ gerichtlichen Aerzte vom 21. Juni 1815 fordern, und 
wird das Königl Ober : Landesgericht angewielen, ſich der nähern 
Prüfung der Beſchwerde zu unterziehen, und den Bittſteller hier, 
nach zu befcheiden, infofern nicht befondere Gründe, worüber 
eventualiter zu berichten ift, eine Abweichung motiviren. 

Berlin, den 25. März 1833. (v. K. J. Bd. *l.S. 228.) 


* 
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1.40. $.21. gr Ä | ' 
10. $- * PR für die Ehefcheidungen zwiſchen katholiſchen 

Das dortige Stadtgericht hat mittelft Worftellung vom Iten 
v. M. die Bedenken vorgetragen, welche der durch die Verfügung 
des Koͤnigl. Ober : Landesgerihts vom 10, Mai d. J. angeotdne⸗ 
ten Einleitung der von dem Kutfcher N. N. wider feine Ehefrau 
angemeldeten Eheſcheidungsklage entgegenftehen. Nun ift zwar 
bier allerdings der Fall vorhanden, in welchem nad) der Verfür 
gung des Juſtizminiſters vom 22. Decbr. 1820 (Jahrb. Bo». 16. 
©. 226.) auf den Grund des $. 81. des Anh. zum A. 2. R. der 
Beweis, daß feine Wahrfcheinlichkeit der Wiederausfshnung zwis 
fchen den Eheleuten vorhanden fei, bei dem Civilrichter geführe 
und damit zugleich auf die im $. 734. Tir. 1. Th. II. des Aug. 
2. R. nachgelaffene beftändige Separation mit den dafeihft aus⸗ 
geſprochenen Wirkungen einer gänzlichen Ehefcheidung angerragen 
werden fann. i 

Diefe Verfügung kann jedoch in Schlefien auf Ehen, in 
welchen beide Theile zur katholiſchen Kirche gehören, keine Ans 
wendung finden, da nach der dortigen Verfaffung Ehefcheidungen 
katholiſcher Eheleute lediglich vor die geiftlihen Gerichte gehören, 
und in Abſicht derjelben auch keine Prorogation des fori State 
findet. Der N. muß daher mit feiner bei dem Stadtgericht ans 
geſtellten Eheſcheidungsklage zurückgewiefen werden. 

Berlin, den 2, Juli 1831, (v. 8. 3.0.38. &.93 ) 


An | 
das Königl. Ober » Pandesgericht zu Breslau. 


1. 40. . 56. i N ! i 
in 00 „Das Dberuersgt iR min bafaaı- BR En ——— 
In der sub lege remissionis mitfolgenden Eingabe der 
Ehefrau des N. zu Brandenburg vom 30. März c. beſchwert ſich 
diefelbe darüber, daß das Königl. Kammeryericht auf die Vor⸗ 
ftelung ihres Ehemannes in dem gegen. ihn bei dem Land: und 
Stadtgerichte zu Brandenburg "angeftellten Eheſcheidungsproceſſe 
das durch Reſolut dieſes Gerichts vom 9. Auguſt v. J angeord⸗ 
nere Interimiſticum durch Reſcript vom 23. Januar d. J. wieder 
aufgehoben, und deren Reclamation dagegen am 1. März d. J. 
zurüdgewiefen habe, Der Zuftizminifter kann nach forgfältiger 
Prüfung des Gegenſtandes die Kompetenz des Tollegii zur Abs 
Auderung des Sjnterimiftici, wie fie Start gefunden har, niche 
anertennen. Das Collegium rechtfertigt jene Competenz zwar 
aus dem Charakter eines ſolchen Interimiſtici, als eines bloßen. 
Decrets, welches nad allgemeinen Srundfägen (alfo wohl nach 
$. 13. Tir. 1. Th. II. der A. ©. O.) im Wege der Beſchwerde 
aufyehoben werden koͤnne. Allein diefe allgemeine Megel leider " 


VI. 27 
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in dem vorliegenden Kalle eine Ausnahme. Wenn der $. 56. 
it. 40. der Proceh : Ordnung beſtimmt, daß das Interimiſticum 
durch ein bloßes Decret feftgefegt werden folle, gegen welches alio 
auch keine Appellation Statt finde, fo war es nichts weniger als 
die Abſicht, hierdurch den Meg des Necurfes, im Gegenjag der 
Appellation, den Parteien zu eröffnen, fondern im Gegentheil 
eine Korm (die des Erkenntniffes) zu verbieten, welche die augen: 
blickliche Wirkung der vom perfänlichen Richter nad) der ihm bei: 
wohnenden Sachkenntniß angeordneten vorläufigen Maafregein 
durch Angehen des höhern Richters hemmen, und fo den Zweck 
des Geſetzes vereiteln könnte, und dagegen biefür die Form zu 
‚ fubftituiren, welche eine ſolche Berufung nicht zuläßt. Daß hier: 
bei auf den Ausdruck Appellation nicht der befchränkende Nachs 
druck zu legen fei, zeigt auch die Vergleihung mit $. 22, Tit. 44. 
der Proceß: Ordnung, wo in Anfehung des zu gleihem Zwecke 
angeordneten Interimiſtici in Pachtproceſſen jedes Rechtsmittel 
ausgefchlofien wird. Jeder Zweifel verfhwindet aber durch die 
ausdruͤckliche Dispofltion des aus dem Reſcripte vom 22, Febr. 
1796, Edicten:&. von 1798, Nachtrag No. 22. &. 1895. entnom« 
menen $ 294. des Anhangs zur G. O., nah weldem das In⸗ 
terimifticum, wenn die Ehefcheidung auch Durch das folgende Er» 
kenntniß für unſtatthaft erklaͤrt wird, bis zur rechtsträftigen Ents 
ſcheidung des Proceffes feine Kraft behält. Denn wenn fogar 
in dem Kalle, wo der erfte Richter ſelbſt durch Zuruͤckweiſung der 
Eheſcheidungeklage feine frühere Anſicht Ändert, und wo nun im 
Wege der Appellation die Sache an das Collegium gelangt, dafs 
felbe aud, wenn es mit voller Sachkenntniß und nah Anhös 
rung beider Theile die Berufung für ungegruͤndet finder, folglich 
feinem Urtheile gemäß das Interiſticum aufgehoben werden muß, 
dennoch diefes Urcheil das Fortbeſtehen des legtern nicht hindern 
kann, fo lange der Proceß nicht rechtskräftig entſchieden ift; fo 
märe es der größte Widerſpruch, einer bloßen, auf einfeitiges Ans 
rufen zu erlaffenden Refolution des Oberrichters eine ſolche ſus⸗ 
penfive Wirkung beilegen zu wollen. Diefe Grundfäge hat das 
Suftiz : Deinifterium bereits in dem Mefcripte vom 15. Juli 1829 
(v. Kamptz Jahrb. Bd. 14. ©. 6.) und vom 24, Februar 1824 . 
(ibid. ©d. 23. S. 25.) aufgefprochen, und fie müffen aud in 
dem vorliegenden Falle zur Anwendung fommen. 

Das Koͤnigl. Kammergeriht hat daher unter Wiedereinzie⸗ 
hung feiner Verfügung vom 23. Januar d. J. dem Königl. Land: 
und Stadtgerichte zu Brandenburg die Negulirung des Interimi—⸗ 
ftici in dem vorliegenden Ehefcheidungsproceffe lediglich zu übers 
laffen, und hiernad die Parteien zu befcheiden, Übrigens aber für 
die möglichfte Befchleunigung des Proceſſes zu forgen. 

Berlin, den 6. April 1832. 
(v. 8.3: ®d. 39. &. 152.) 
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tation der Frau und des Nießbtauchs des Mannes. 
Reſcr. vom 2. Septbr. 1833. (Zum Landr. II. 1.$ 760) 


J. 41 S- 66 folg. Allerhoͤchſte EabinerssDrdre „ betreffend das Wer- 
— den rechrsfräftig micht entfchiedenen Unmoglicykertsproceffen im 


Dem Koͤnigl. x. wird die an das Königl. Meinifterium des 
Innern für Handel und Gewerbe und das Juſtiz-Miniſterium 
- ergangene Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre vom 22,0. M., 
betreffend das Verfahren in den rechtskräftig nicht entſchie⸗ 
denen Unmoͤglichkeitsproceſſen in Schlefien, . er 
bierneben abjchriftlich zur Nachricht und Befolgung zugefertigt, 
Berlin, den 8. April 1831. 


Auf den Bericht, melden das Staats: Minifterium über 
die Bedenken wegen des Verfahrens in den rechtskräftig nicht ent: 
fchiedenen Unmoͤglichkeitsproceſſen in Schlefien unterm 28. v. M. 
an Mic erftatter hat, feße Sich nunmehr Folgendes fe: Wenn 
bei den Verhandlungen über eine eingeleitete Dienftablöfung auf 
ein Erkenntniß Bezug genommen wird, welches in dem Zeitraum, 
während deffen die Inſtruction vom 5. November 1799 zur Ans 
wendung gebracht wurde, ergangen, aber bei Erlaß Meiner, die 
Spnfteuction aufhebenden Ordre vom 16. Aprit 1809. noch nicht 
rechtskräftig war, jedoch durch die Verfügung vom 23. Juni 1810 
als Interimiſticum auftecht erhalten ift, ohne daß von der Ges 
genpartei die ihr vorbehaltene neue Klage vor dem ordentlichen 
Richter bis jegt angeftellt worden; fo hat die Auseinanderfegungss 
behörde, deren Reffort durch die Vorſchrift im .$. 9. der Werords 
nung vom 20 juni 1817 begründet wird, über das beftehende 
Dienftverhälmiß ein neues Verfahren zu veranlaffen, und mit 
Befeitigung des Interimiſticums, ohne Ruͤckſicht auf die Inſtruc⸗ 
tion vom 5. November 1799 nach rechtlichen Grundſaͤtzen in erfter 
Sinftanz darüber zu erfennen. Sie haben’ diefe Beftimmung for 
wohl den berheiligten Behoͤrden befonders befannt zu machen, als 
auch die Aufnahme derfelben in die Amtsblaͤtter der ſchleſiſchen 
Regierungen zu verfügen. 

‚Berlin, den 22, März 1831. (v.8.5.%d.37. ©. 366.) 
Friedrich Wilhelm. 





- 


I. 43. . 1. d t d i | H 
13. Su do Bremen der Pefngnige der Mesierungen bei Seguficungen 


Die Vorſchrift Litt. D. sub d. der Allerhoͤchſt vollzogenen 
Geſchaͤfts-Inſtruction vom 31. December 1825, wonach zu den 
Provecationen.des Fiscus bei Regulirungen und SGemeinheirscheis 

lungen höhere Genehmigung in allen Fällen nachgefucht werden 
| 77 — 


- 
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foll, In denen dem Fiscus durch die Provocation die Wahl der 
Entfhäsigungsare verloren geht, iſt, nach der in einem Special, 
falle davon gemachten, zur Kenntniß der unterzeichneten Mini 
fterien gediehenen Anmendung, auf die Beftimmungen $$. 86 

‘ und 94. der Gemeinheitstheilungs Ordnung irrig gedeuter wor: 
den, indem nämlich in Frage geftellt worden, ob diefe höhere Ge 
nehmigung erforderlich fei, wenn Fiscus VBelafterer ift und auf 
Abloͤſung provocire? Kine folhe Deutung entſpricht dem Sinne 
und Zwecke ſener Vorſchrift nicht. 

Dieſer ergiebt ſich aus dem Zuſammenhange derſelben viel, 
mehr dahin: daß die Regierungen zur alleinigen Verhandlung der 
Sache in denjenigen Faͤllen befugt ſind, 

wo die Regulirungen unter volftändiger Anwendung der ges 

feglihen Vorſchriften erfolgen, 
wo es ſich alio weder von einem in die Willkuͤhr der Regierung 

« geftellten Befchluffe handelt, noch dutch deren Provocarionen. die 
Abfindungsart des Fiscus in die Willkuͤhr der Provocaten ge⸗ 
ſtellt wird. 

Sn der Anwendung auf die Beſtimmungen in den $$. 86 
und 94. der Gemeinheitetheilungs Ordnung koͤnnen die Nach— 
theile, welche durch die Beſchraͤnkung der Provorariong s Tefug- 
niffe der Regierungen haben verhütet werden follen, den Fiecus 
nicht treffen, wenn er Belafterer iſt, indem fih in einem 
folgen Falle Alles nah den gefeglihen Beſtimmungen regulirt, 
und dem Berechtigten aus der Provocation'des Fiecus weder Be 

guͤnſtigungen erwachſen, noch Fiscus durch diefelbe in die Gefahr 
kommt, eine andere, als die feinem Intereſſe zufagende Abfins 
dung zu erhalten. Alles dies ift aber der Fall, fobald Fiscus als 
Dienftbarkeitsberechtigter auf Abldjung provorirt, indem er fid 
dadurch der Gefahr ausfest, jede dem Belaſteten beliebige Ent 
fhädigungsart ($. 86 a.a. D.) und auch diefe nur unter der im 
$. 94, cit, beftimmten Mopification annehmen muͤſſen. Es uns 
terliegt Daher keinem Bedenken, daß die Regierungen die in der 
Geſchaͤfts⸗Inſtruction vorbehaltene höhere Genehmigung nur in 
ſolchen Fällen einzuholen haben. 

Auf gleiche Weife ift es in andern Fällen, z. ©. bei den 
Dienftablöfungen nach dem Geſetz vom 1. Juni 1821, zu halten, 
wenn dem Provocaten aus der Provocation des Fiecus die Ber 
fugniß zur Wahl der — — erwaͤchſt. 

Berlin, den 8. Maͤrz 1830. 
Der Minifter des Innern für Kandel Der Finanzminifer 
und Gewerbe. Maaßen. 
v. Schuckmann. 
An 
die Koͤnigl. Regierungen, mit Auenahme der Rheiniſchen, 
und an die Koͤnigl. General» Kommifflonen. 
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Vorſtehende Verfuͤgung der Miniſterien des Innern und der 
Finanzen haben ſaͤmmtliche Gerichtsbehoͤrden in vorkommenden 
Faͤllen zu beachten. 

Perlin, den 18. Mär, 1831. (v. K. J. Bo. 37. ©. 67.) 


I. 3 J. Die Rediſtons⸗Eollegien ſollen den Competenz⸗Puuktt genan 

Es find ſeit Kurzem mehrere Fälle zur Cognition des Juſtiz⸗ 
Miniſterii gekommen, wo Reviſions⸗-Collegien über Gegenſtoͤnde 
erkannt haben, bei welchen nach der Verordnung vom 20. Juni 
1817. $. 173. und dem Gefege wegen Ausführung der Gemein 
heitstheiungs⸗ und Ablöfungs » Ordnungen vom 7. Juni 1821. 
$. 19. nur der Recurs an das Könige. Minifterium des Innern 
für Handel und Gewerbe Statt findet. Dergleichen incompetente 
Erkenntniſſe führen gewöhnlich zu unangenehmen Grörterungen 
und großen Weitläuftigkeiten ; es wird daher dem Königl, Nevis 
fiong = Eoflegio zur Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhaͤltniſſe und für die Gemeinheirsaufhebungen empfohlen und 
zur Pflicht gemacht, bei jeder Entſcheidung den Eompetenz: Punkte 
mit befonderer Sorgfalt in Erwägung zu ziehen, und nicht ohne 
nähere Prüfung der Richtung zu folgen, weiche die General:Coms 
miffioh dem Verfahren in der weitern Inſtanz gegeben hat. Das 
Koͤnigl. Geheime Ober: Tribunal ift heute ebenfalls angewiefen, 
auch feinerfeits hiernady zu verfahren und auf das Verfahren ver 
Revifions = Collegien zu achten. | 


Berlin, den 22, Septbr. 1831. (v. 8. J. Vd. 38.S. 109.) 


* 


I. 43. $. 1. Comvereng ded Königl. Geheimen Dbers Zribunals und der - 
ie Revifions» Eollegien in Streitigkeiten über Planlage und Boniti» 


Auf den Bericht vom 11. Novbr. v. J., 

berreffend die Competenz der Königl. Mevifions ‚ Collegien 

und des Königl. Geheimen Ober: Tribunals in den Streis 

tigkeiten bei Gemeinheitstheilungen ac, , 

iſt das Juſtiz-Miniſterium mit dem Königl. Minifterium- des 
Innern für Handel und Gewerbe in Communication getreten; 
legteres hat ſich mit der Anficht des Collegii, wonach in Streitig⸗ 
keiten über Planlage und Bonitirung auch dann, wenn hierüber 
Anerkenntniſſe oder Wergleihe unter den Intereſſenten erfolge 
find, niemals das Nechtsmittel der Reviſion, fondern nur der 
Recurs an das genannte Minifterium, und nach Unterfchied die 
Appellation Statt finder, einverflanden erklärt. 

Das Zuftiz» Minifterium ſtimmt diefer Anſicht gleihfalls 
bei, und Hberläße dem Koͤnigl. Geheimen Ober »- Tribunal, hiers 
nach die General⸗Commiſſion zu Breslau auf deren. mit den 
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Acten hierneben wieder beigefügten Bericht vom 12, October v. 5. 
zu beſcheiden. 


Berlin, den 16. Januar 1832. (v. K. J. Bd. 39. &. 144.) 


I. 43. §. 7 29. Zuslebung der ‚Kealgläubiger ſequeſtrirter Güter au eins 
“wuieitenden Separationen und Ablojunge 

Sn der Separationsjahe von dem Gute Budomw-ift im 
Jahre 1824. auf den von dem Königl. Ober» Landesgericht unter 
‚ dem 13. Februar ej. a. erflatteten Bericht auch von Seiten des 
Juſtiz⸗Miniſteriums angenommen worden, daß .die Zuziehung 
der Realglaͤubiger nad eingeleiterer Sequeftration eben fo wenig 
erforderlich .fei, als fie es ohne Rüdlihe auf die Sequeſtration 
geweien fein würde. Es ift indeß, nachdem diefe Frage im Wege 
Rechtens zur Sprache gebracht, in zweiter fowohl als in dritter 
Inſtanz angenommen worden, daß der zwiſchen dem Gutsbefiger 
und den Büdnern zu Budow nad eingeleiteter Sequeſtration 
abgefchloffene Wergleich nicht verbindend ſei. Die Frage felbfk, 
wie es bei fequeftrirten Guͤtern wegen Zuziehung der Realgläubis 
ger zu den einzuleitenden Separationen ‚und Abldfungen zu hal: 
sen, wird nun zwar nad) einer Mittheilung des Königl. Mini⸗ 
fterii des Innern für Handel und Gewerbe dur die zu erwars 
tende Gefchäftsordnung für die General: Commiffionen ihre Ers 
ledigung finden. Damit aber bis dahin die Separationen und 
Abldfungen auf fequeitrirten Gaͤtern nicht ganz in Stocken geras 
ıhen, oder Vergleiche aufgenommen werden, welche fpäterhin ans 
gefochten werden können, fo ift das Juſtiz-Miniſterium mit dem 
gedachten Minifterio übereingelommen, daß einftweilen- nach An- 
leitung des $. 133, Tir. 24. Th. I. ver A. G O. die Zuziehung 
ber Gläubiger dur einen von ihnen zu beitellenden Commun »s 
Mandatarius erfolge, dem es dann zu üÜberlaffen fein wird, den 
Beſchluß der Gläubiger und die Genehmigung deffelben von Set 
ten der fequeftrirenden Behoͤrde einzuholen. ben fo wird der 
Eigenthuͤmer des Guts zuzuziehen ſein, da durch die Sequeſtra⸗ 
tion nur die Benutzung, nicht aber die Dispoſition uͤber die Sub⸗ 
ſtanz, ſoweit dieſe unbeſchadet der Rechte der Creditoren erfolgen 
kann, ihm entzogen iſt. 


Hiernach iſt ſowohl in der Separationsſache von Buckow, 
als in aͤhnlichen Faͤllen bei ſequeſtrirten Guͤtern zu verfahren. 
Betlin, den 2. Septbr. 1831. (v. K. J. Bo.38. S. 104.) 


1.43. 8. T. 29. 
nn 4 gr mung der lehntherrlichen Getechtſame bei 


Auf Veranlaffung der Königl. General : Commifflon zu Sten⸗ 
dal iſt das Koͤnigl. Minifterium des Innern für Handel und Ges 
werbe wegen Wahrnehmung der Iehnsherrlichen Gerechtſame bei 
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Auseinanderfegungen auf Lehngätern, die vom Fiscus als Lehns⸗ 
herrn abhangen, anderweitig mit dem Suftizminifter in Comm 
nication getreten. — Es iſt hierauf unter beiden Minifterien 
eine Einigung dahin erfolgt, daß die Sorge fowohl für die Zu 
länglichkeit, als Sicherftellung der vom Lehnsbefiger zu gemähs 
renden Abfindungen, ſoweit dabei der Fiscus als Lehnsherr bes 
theiligt ift, lediglich den General, Commiffionen zu überlaffen fei. 
Denn nach der Berordnung vom 20. Suni 1817. $. 4. No. 2, 
und $. 17. follen die Generals Commiffionen bei den Ausein 
anderfegungen die Stelle der Bchörden, von melden fonft die 
Wahrnehmung der Sinterefien des Fiecus reſſortirt, dergeftakt 
vertreien, daß ihre Genehmigung die naͤmliche Wirkung har, als 
ob fie von jenen Behörden eriheilt worden, und eine Communis 
cation mit legteren nur info fern erforderlich ift, als die Generals 
Commifflonen es zu ihrer eigenen Sjnformation nöthig finden. , 
Diefe Vorſchrift iſt durch die Allerhoͤchſte Cabinets Ordre wegen 
Abänderung in der Organiſation der Provinzial⸗Verwaltungs⸗ 
behörden vom 31. Dechr. 1825. $. 11. und durch die Allerhoͤchſt 
genehmigte Inſtruction vom 30. Suni 1828 (Jahrb. Bd. 32. _ 
©. 82.) nur ruͤckſichtlich der unter der unmittelbaren Verwaltung 
der Regierungen und Provinzial: Schulcöllegien ftehenden Güter _ 
aufgehoben worden; im Webrigen befteht fie, mie der. $. 3. der 
angeführten Inſtruction Mar ergiebt, noch fort, und findet daher . 
auf den hier in Frage fiehenden Fall noch volle Anwendung. Dems 
gemäß hat die General ; Commiffion der dafigen Provinz bei Auss 
'einanderfegungen auf den, dem fistaltihen Obereigenthum unters 
worfenen Lehngütern für das Intereſſe des Fiscus allein Sorge 
zu tragen, und dem Königl. DbersLandesgerichte fteht in diefer 
Beziehung als Lehnscurie feine Mitwirkung zu. | 

Die zeither von dem Collegio ertheilte Genehmigung der 
Receſſe fälle daher künftig eben ſowohl fort, als die Verpflichtung 
der Gerichte, bei Einreihung der Receſſe das Erforderliche zur 
Sicherheit der Rechte des Fiscus im Hypothekenbuche von Amts 
wegen zu vermerken; die Gerichte haben dergleichen Vermerke auf 
den Antrag der General: Commiffion, und außerderh nur als 
dann zu bewirken, wenn die Eintragung im Receſſe felbft feftge, 
ſetzt worden if. — Damit indeß das Königl. Ober: Landesges 
richt ald Lehnscurie von dem Zuftande der betreffenden Lehnguͤter 
immer vollftändig unterrichtet bleibe, fo ift die General» Commif: 
fion angewiefen worden, demfelben nady beendigter Auseinander⸗ 
fegung von der hierdurch entftandenen Veränderung und von der 
- Art, wie hierbei die Nechte des Fiscus, als Lehneheren, wahr, 
genommen werden, Kenntniß zu geben. | 

Das Collegium hat hiernach ſich nicht nur ſelbſt zu achten, 
fondern auch die ihm untergeordneten Gerichte, unter Aufhebung 
Reg in dem Berichte vom 4 October 1830 angeführten Publican, 


J 
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dums nom 14. November 1828, mit der erforderlichen Inftruction 
zu verfehen. 
Berlin, den 7. Mai 1832 (9.8.3.0. 39. ©. 379.) 


1. 43. d. 34. 45. Ueber Die bei Regulirung der gutöberrlidhen und bäuers 
lichen Verhaͤltniſſe in Anfehung der Eapitalaablungen der bäuerlihen Wirs 
nn * Sicherſtellung der eingetragenen Giläubiger zu nehmenden Maas» 


Nefer. vom 10. November und, 24, December 1834. ’(&. 
zum Landrecht I. 20. $. 460 — 465.). 


1.43. $. 45. Devofition der Ubidfungss Capitalien N i Dienſtablẽ 
18. Sa. Bsponim fungs s Sapitalien bei Dienflablöfungen 


Der Königl. General: Commifflon wird auf Shren Beriche 
vom 19. v. Di, zu erkennen gegeben, daß es wegen Ihrer Befug⸗ 
niß, darüber zu urtheilen: 

wiefern bei Capitals Zahlungen causa, depositionis vor⸗ 

- handen fei, ; | 
einer Erweiterung oder Declaration der beftehenden gefeglichen 
MWorfchriften bedarf, indem Sie fhon nach diefen zu der fraglichen 
Beurtheilung für befugt und verpflichtet erachtet werden muß; 
denn es liege Ihr 06, alle Ghegenftände der Auseinanderfegung 
Bis zur Wiederherftellung eines völlig beruhigten Zuftandes der Ins 
gereffenten zu leiten und zu reguliren, und fo namentlich au für 
die vorfchriftmäßige Dispofition über die Abloͤſungs-Capitalien 
zu forgen. 

Val, Art.52 uf. und 70. der Decigration vom 29. Mai 1816; 
desgleichen vom 9. Mai 1818; 60. 109 u. f. der Abloͤſungs⸗ 
Drdnung vom 13. Zuli 1829, Cabinets⸗-Ordre vom 2. Juli 
d. J.; $$. 3. 196 und 198. der Verordnung vom 20. Juni 
1817 | . 


6.5. des Gefeges vom 7. Juni 1821 über die Ausführung der 
Gemeinheitstheilungs: und Ablöfungs Ordnungen. 
Die Königt. General : Commiffion hat daher auch, wenn ein Ins 
sereifent bei Ihr anzeigt, daß er zur Zahlung des Capitals bereit 
fei, und von der gefeglihen Befugniß, fih durch Depofition defs 
felben von aller Vertretung zu befreien, Gebrauch machen wolle, 
das betreffende Gericht um Annahme deffelben zu requiriren, dems 
ſelben aber zugleich befannt zu machen, daß Sie die Anfprüde 


der verfchiedenen Sjntereffenten an das Abfindungs Capital erön, 


tern und erledigen, und dem Gericht zu feiner Zeit _befannt mas 
chen werde, an wen die Auszahlung des deponirten Capitals zu 
vergägen fei, Berlin, ben 14. Decbr. 1831. 
Der Minifter des Innern für Für den Juſtizminiſter. 
Handel und Gewerbe. Vermoͤge Allerhoͤchſten Auftrags. 
v. Shudmann. v. Kamp. 
An die König. General: Commifflon zu Stendal, \ 
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Vorftehende Werfügung an die General » Sommiffion zu 
Stendal vom 15. Dechr. pr. a. wird fämmtlihen Königl. Ge 
richeebehörden zur Nachricht und Achtung hierdurch bekannt ges 


mad. - | 
Berlin, den 16. Januar 1832, (v. K. J. Bo.39.S. 130.) 


. L 43. $. 45. MWerfahren bei der Vertheilung der eingezahlten Abläfunges 
gelder von Bemeinheitstheilungen, Regultrungen und Ablöſungen. 


Aus dem Berichte des Königl. Ober » Landesgerichts vom 6, 

d. M. in. der Dienftablöfungsfahe des Gutes B. hat der Juſtiz⸗ 

minifter Kenntniß von dem Verfahren erhalten, welches das Koͤ— 

nigl. Ober » Landesgericht bei der Vertheilung der eingezahlten Ab; 

Iöfungsgelder beobachtet hat. Bon der Anfiht ausgehend, daß 

die Vertheilung der Gelder möglichft ſchnell bewirkt werden muß, 

Damit der Gutsbefiger nicht in die Lage komme, Hypotheken-Ca⸗ 

pitalien verzinfen zu müffen, welche aus diefen Geldern abgezahlt 

werden können, wird hierdurch Nachftehendes verordnet : 

1) Bei Gemeinheitstheilungen, Auseinanderfegung gutsherr⸗ 
licher und bäuerliher Verhältniffe und Ablöfungen von Dien⸗ 
ften oder Srundgerechtigkeiten erfolgt die Benachrichtigung 
der eingetragenen Gläubiger Über die ihnen zuftehenden Be: 
fugniſſe nach $. 460. Tit. 20. Th. I. des A. L. R. 

$. 150. der Gemeinheitstheilungs Ordnung, und 
$. 39, der Dienſtabloͤſungs Ordnung vom 7. uni 1821 
durch die General: Commifllon oder diejenige Behörde, wel 
che das Geſchaͤft leiter. 
Die Einziehung und Einflagung der in Folge folher Ges 
fhäfte zum Depofitum einzuzahlenden Gelder ift die Sache 
der Intereſſenten. 
. Die Vertheilung der eingegangenen Gelder aber ift von 
dem Gerichte, und zwar von den Örundacten aus, von Amts 
“wegen zu betreiben, 

. 2) Sobald die Einzahlung einer Summe erfolgt ift, fo ift der 
erfte aus dem Hypothekenbuche hervorgehende Gläubiger, 
und wenn die Summe weiter reicht, der zweite, dritte ıc, 
zu einer beftimmeen Erklärung binnen 14 Tagen vom Tage 
des Empfanges an gerechnet, aufjufordern: ob er die Zah⸗ 
lung auf feine Hypothekenforderung annehmen wolle oder 
nicht. | f 

Diefer Aufforderung ift hinzuzufügen: 
auf den erften Fall, wenn er die Zahlung annehmen will, 
werde ihm aufgegeben, mit feiner Erklärung zugleich das 
Driginal s Hypothekeninſtrument und eine vollftändige Ber 
rechnung deſſen einzureichen, was er an Capital, Zinfen und 
Koften (wenn_die Hypothek auch dafür haftet) zu fordern 
habe, damit feine Legitimation geprüft, die Erflärung des 
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Gutsbeſitzers eingefordere und ein Termin zur Auszahlung 
und Aufnahme einer Iöfchungsfähigen Quittung anberaumt 
werden fönne; 

auf den letztern Fall, wenn er die Zahlung nicht annehmen 
will, oder wenn er ſich gar nicht erklaͤrt, werde angenom⸗ 
men werden, daß er ſein Pfandrecht auf die eingezahlte 
Summe aufgebe: ed würden alédann die ſpater eingetrage⸗ 
nen Glaͤubiger zu einer gleichen Erklaͤrung aufgefordert, und 
wenn keiner die Zahlung annehmen will, dieſelben an den 
Gutsbeſitzer geleiſtet (bei Leynen und Fideicommiſſen zur 
Bildung eines Geldſtammes angelegt) werden. 

Wenn der Glaͤubiger die Zahlung annehmen will, und er 
nach Inhalt des Original-Hypothekeninſtruments zum Em— 
pfange derſelben legitimirt iſt, ſo iſt der Zahlungstermin ſo 
kurz als moͤglich anzuſetzen, und hierzu der Glaͤubiger ſowie 
der Gutsbeſitzer vorzuladen. 

Dem Letztern iſt die Berechnung des Glaͤubigers über Car . 
pital, Zinien und Koften mirzutheilen und ihm zugleich zu 
eröffnen, daß, wenn er fi im Termine nicht einfinden oder 
der Zahlung vorher nicht winerfprechen follte, angenommen 
werden würde, daß er fi die Zahlung gefallen laffe. 

%) Die Zahlung kann immer nur fo weit geleifter werden, als 
fie durch den inhalt des Eintragungs» Vermerke im Hypo⸗ 
thekenbuche gerechtfertigt wird, 

5) Bleibe der Giäubiger im Termine aus, fo — die ihm 
gebuͤhrende Summe zu einer Specialmaſſe transferirt, und _ 
es hört von diefem Augenbli an die Verbindlichkeit des 
Schuldners zur fernern Verzinſung auf. 

Das Ober Landesgericht hat aber in diefem Falle einem 
richterliben Beanıten am Wohnort oder in der Nähe des 
Glaͤubigers fofore den Aufırag zu ertheilen, ven Legtern 
von diefer Verfügung zu unterrichten, imgleichen den Loͤ⸗ 
ſchungsconſens, und, wenn er es wuͤnſcht, eine Special 
vollmacht von ihm zur Erhebung der Gelder oder feine Ans 
‚träge wegen deren Ueberfendung aufzunehmen. 

6) Eniſteht im Zahlungstermine über den Betrag der zu leis 
ftenden Zahlung ein Streit, fo iſt die ſtreitige Summe zu 
einer Specialmaffe herüber zu geben. 

7) Die Löfhung der Hypothekenforderung ift von Amts wegen 
zu bewirken, damit die ftehen bleibenden Hypothekenglaͤubi⸗ 
ger fo ſchleunig als möglidy mit ihren Forderungen herauf 
rüden und die Sicherheit erhalten, welche ihnen das Geſetz 
zu gewaͤhren beabſichtigt. 

8) Sind vor der Loͤſchung noch erſt andere Eintragungs, Der; 
merke wegen Uebertragung der Hypotheken ⸗ Juftrumente auf 
den jegigen Inhaber erforderlich, fo ift die Eintragung eben» 
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falls von Amts wegen zu veranlaffen, damit das Hypothe- 
fenblatt des Guts in Ördnung kommt. 
Das Königl. Ober: Landesgericht har fih in dem vorliegenden 
Kalle, fo weit es noch darauf ankommt, jedenfalls aber in allen 
künftigen Fällen diefer Art, nad) diefer Anmweifung pünktlich zu 
achten. 
Berlin, den 26. April 1833. (v. K. J. 80.41. S. 21.) 


1. 43. eteny "de 1. be 
Beibrenen Buch Beneral- Gommilonen i Abloͤſung fchon feflgefegter 


A. 


In dem durch die hiefine Koͤnigl. General: Commiffton zu 
unferer Kenntniß aelaniten Reſcript Eines Hohen König. Minis 
flerii des Innern für Handel und Gewerbe vom 19. April 1828 
ift beſtimmt, daß der General ⸗Commiſſion die Competenz bei Abs 
loͤſung der bereits von ihr feſtgeſetzten Geldrenten durch Capitals⸗ 
zahlungen zuftehe, und es liege derfelben alfo ob, alle in der Ges 
meinbeitstheilungs; Ordnung vom 7. Juni 1821. $ 150. und in 
der Dienſtabloͤſungs » Ordnung von demfelben Dato $. 39. enthuls 
tenen darauf bezuͤglichen Beftimmungen zur Anwendung zu brins 
gen, und dem gemäß die Realgläubiger von der im Capital erfols 
genden Abloͤſung vorfcriftsmäßig in Kenntniß zu jegen. Da— 
durch ift auch für die Landſchaft die Beforgniß entfernt, daß eine 
ſolche Abloͤſung gefchehen könne, ohne daß fie vorher davon unters 
richtet werde, 

Em. Ercellenz unterfangen wir uns jedoch, ganz gehorfamft 
um die Veranlaffung zu bitten, daß das gedachte Hohe Refcript 
durch die Amtgblärter der Negierungen und v. Kamptz Jahrbücher 
oͤffentlich befannt gemacht, und deffen Inhalt auch in die EM 
ſelbſt aufgenommen werde, 

Bretlau, den 30. April 1833, 


Der Schleſiſche landſchaftliche engere Ausfchuß. 
An (Unterfchriften.) 
des Koͤnigl. Wirkl. Geheimen Staats⸗ 
und Miniſters des Innern 
für Handel und Gewerbe ꝛc., 
Herrn v. Schumann Excellenz 
s zu Berlin. 


B. 


Der Königl. General» Commiffton wird auf Ihre Anfrage 
im Berichte vom 5. d. Di. zu erfennen gegeben, daß Ihre Com⸗ 
petenz wegen der Abldfung der von Ihr bereits feftgefegten Geld⸗ 
renten durdy Kapitaljahlungen nicht zweifelhaft ift, da eine folche 
Abloͤſung als ein neues Geſchaͤft zu betrachten ift, welches gleich 
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der Verwandlung der Naturalfeiftungen in Geldrenten zu ben in 
den Gefegen vom 7. Juni 1821 zum Reffort der General: Com, 
miffionen verwiefenen Auseinanderfegungen gehört. 

Berlin, den 19. April 1828, 

Minifterium des Innern. Zweite Abtheilung. 
An Köhler. 
die Koͤnigl. Generals Commifflen 
| ju Breslau. 
| C. 


Nah dem Antrage in den Jahrbuͤchern — 
Berlin, den 24. Mai 1833. 
Muͤhler. 


(v.8.9.©0.42.©.138,) 


I. 44. S. 63. Berechnung des Streitodjeets in Retentionsproceſſen. 
Refer. vom 6. Juli 1832. (Zu Tit. 18. $. 3.) 


I. 44. $. 63. Anhang $. 304. Berechnung ber Reviſtbilltat Im 
Mierhöprocefien. 

Dem Königlihen Kammergericht wird der von dem biefigen 
Stadtgericht in der Frmiffionefache des Kaufmanns N, N. wider 
ben Tabagiften N. MR. unterm 19. October c. erftattere Bericht 
— abſchriftlich mit dem Eroͤffnen zugefertigt, daß nach dem 
im Reſcripte vom 25. Movbr. 1793 angenommenen Grundſatze 
das Rechtsmittel der Revifion in Miethsproceſſen, welche die Ers 
oder Immiſſion des Miethers betreffen, Statt findet, wenn der 
Berrag der Miethe für die Zeit, auf welche der Wertrag nach der 
Behauptung des einen oder des andern Theild noch dauern ſoll, 
oder in Fällen, wo eine folhe Behauptung nicht: aufgeftellt wors 
den, der Berrag der einjährigen Mierhe die revifible Summe ers 
reicht, für die Beſtimmung der Kojtencolonne jedoch jederzeit der 
einjährige Mierhsbetrag, oder, wenn der Proceß einen kürzern 
Zeitraum der Meierhe betrifft, der Miethsbetrag für dieſen den 
Maaßſtab abgeben fol. 

Berlin, den 1. Dechr. 1830, (v. K. J. 32.36. ©. 314.) 


J. 44. $. 63. Anhang $. 304. Reviſion in Rierhöfachen und der 
ven Inftanzenzug in Berlin. 

Dem Königl. Kammergeriht wird auf den Bericht vom 
20. Decbr. v. 3. eröffnet, daß das Rechtsmittel der Revifion in 
Mierhefachen nicht e urd das in Sachen des Kaufmanns N. N. 

idee den Tabagiſten N. N. erlaffene Reſcript vom I. Dechr. 

J bereits durch $ 304. des Anh. zur A. G. O. für zuldifie 
ertiärt if. Was den Inſtanzenzug betrifft: fo ift, da die Eivils 
Deputasion wur in Injurien» und Bagatell⸗Sachen in zweiter 
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Inſtanz erfennt, von diefer auch nur in Mierhsfachen His 50 Rthl. 
das Erkenntniß abzufaffen; über 50 Rthlr. ift der Inſtanzenzug 
derfelbe, wie in allen übrigen Sachen, wie folder durch die Ver⸗ 
fügung vom 16. Mai 1826 regulirt worden ift. au 


Breslau, den 4. Januar 1831. (v. K. J. Bdo. 37. S. 87.) 


4 


1. 47. 8. II. — 
Ar RL Se Moratorien · Seſuchs ruͤckſichtlich eines 
Auf Veranlaſſung der abſchriftlich beifolgenden Vorſtellung 
des Juſtiz⸗ Commiffarius B. vom 11. d. M., worin er ſich über 
die per decretum erfolgte Zuruͤckweiſung des Geſuchs der Mas 
jorin A., um Inſtruction des Special: Moratorü, beſchwert, hat 
fi das Juſtiz ⸗Miniſterium die in dem Proceffe des Ritterguts— 
befigers C. wider die ıc. A., bei dem Königl, Kammergericht vers 
handelten, hierbei zuruͤck erfolgenden Acten vorlegen laffen.. 


Wenn auh die vom Bittſteller angeführten Gründe zur . 
Rechtfertigung feiner Befchwerde nicht genügen, fo iſt diefelbe doch | 
für begründet zu Halten. Denn nach den in der G. D. enıhaltes 
nen und durd das Reſcript dom 20 Auguſt 1819 (Jahrbaͤcher 
Bd. 14. ©. 28.) erläuterten Grundfägen, foll es zur Begrüns 
dung des Moratorien-Geſuchs, in Abficht des eriten Erforders 
niffes ($ 3.) genügen, daß überhaupt ein genuͤgendes Vermögens 
Object nachgewieſen wird; dies ift vorhanden, indem die Forde⸗ 
rung des Klägers mit 76,965 Rihlr. 22 &gr. Courant abfchließt, 
und das Gut den Kaufwerth von 105,000 Rihlr. Courant, und 
den Tarmwerıh von 104,088 Rihlr. 28 gr. I Pf. hat. Die 
Frage, zu welchem Werthe das Gut Sicherheit gemähre, ſoll 
nach $$. 16. 17, in Verbindung mit $$. 11.12. Tit. 17. Th. I. 
der A. G. O., wie dies in jenem Reſcripte auggeführt iſt, zur 
Inſtruction felbft gehören; wobei horausgefegt wird, Laß der 
Nachweis der in den $$. 16 und 17. vorgefchriebenen Sicherheit, 
nicht zur Begründung der Provocation gehört, fondern die Er: 
örterung diefer Erforderniffe, nach erfolgter Einleitung der Ins - 
ſtruction, zu der legtern zu verweifen iſt. " 


Bei diefen Grundſaͤtzen muß es daher verbleiben, und da 
nad) $. 13. Tit. 47. der G. O. wohl anzunehmen ıft, daß der 
Schuldner im vorliegenden Falle feine Behauptung: „daß er nad) 
Ablauf der zu bewilligenden Zuhlungsfrift in dem Stande fein 
würde, Zahlung zu leiften,” einigermaßen befcheinigt hat; fo 
wird das König. Kammergericht angemiefen, die Snftruction. 
des Moratorit, wenn font fein Hinderniß derfelben entgegenſteht, 
. einzuleiten. | | 


Berlin, den 20, Sanuar 1832, ; 
j j (v. K. J. Bd. 39, S. 168.) 


‘ 
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l. 46. 0 97. 4 
18. 3,97 — Gerard often nice —— —— 

Der Juſtizminiſter kann der in dem Berichte vom 21. Sep 
tember c. yeäußersen Meinung des König. Ober: Randeegerichte, 
daß während der Sinftruction und Dauer eines General, Dora: 
toxii Koften, weldye der Gemeinſchuldner an gerichtliche Salarien: 
caffen zu entrichten hat, eingezogen werden können, nicht beitreten, 

Auf dasjenige, was dergleichen Caſſen zu fordern haben, iſt 
die Beftimmung des $. 97. No. 2. Tir. 47. Th. I. der A. &. O. 
nicht auszudehnen, da im $. 97. überhaupt nur von Präftationen 
die Rede it, und da es auch nicht angemeffen fein’würde, dem 
Gemeinſchuldner, deffen Erhaltung der Zwed des Morarorit iſt, 
Koitenzahlungen zuzumuthen. 
Auf die Beantwortung der Frage: 

ob die Sportulcaffe des Fuͤrſtenthumsgerichts zu Dels als 

eine Öffentliche Caſſe anzufehen fei ? 
kommt es hiernach zwar nicht weiter an. Der Juſtizminiſter kann 
indeffen diefe Frage nur bejahend beantworten, da das Fürften- 
shumsgericht unftreitig zu den Öffentlihen Behörden zu rechnen 
ift, mithin deffen Caſſe als eine Öffentliche betrachtet werden muß. 

Berlin, den 26. Novbr. 1830. (v. K. J. 0.36. ©. 349.) 


I. 50. $. 92. Deſtimmung, wie dad Abfommen awiihen Gläubiger und 
Coneurs⸗urator Über des Legtern Honsrar gefhloffen werden fol, und wie 
lange es ihm gebährr ? ü 

Die von dem Juſtiz ⸗Commiſſionsrath v. T., 

wegen vermweigerrer Zahlung des ihm als Eurator der ꝛc. 
S'ſchen und der v. H'ſchen Concursfache bewilligeen Hono⸗ 
rare, . | 

mittelſt der urfchriftlich nmebft Anlagen beifolgenden beiden Bor 

ſtellungen vom 23, d. M. erhobene Befchwerde findet der Juſtiz⸗ 

miniſter nicht unbegründer. | 
Nah dem nbale der beiden Eingaben und der beigebrach⸗ 

ten Verfügungen des Koͤnigl. Kammergerichts vom 28. Kebr. d. 5. 

bar fi der Juſſiz-Commiſſionsraih v. T. im Jahre 1817 und 

resp. 1820 als Curator der gedachten S'ſchen und resp. v. H'ſchen 

Concureſache mit den Gläubigern über Zahlung eines jährlichen 

Honorars von 250 Rıhle. und resp. 150 Rıhir. für feine Muͤhwal⸗ 

tungen ald Curator vereinigt, und das Königl. Kammergericht hat 

damuls nichts dagegen zu erinnern gefunden. Iſt dies richtig, fo 
läßt ſich auch, jo lange jene Concuroſachen noch nicht beendigr find, 

es fei durch ein ausdruͤckliches Decrer, oder nad $. 560. Tit. 50. 

der Proceß » Ordnung dur die Publication des Distriburions 

Ertenntniffes, die Zahlung des dem Curator bewilligien KHono- 

rars nicht verweigern, wenn auch die ihm jeßt obliegenden Bemüs 

hungen dem ſtipulirten Honorar nicht mehr angemejfen find, 
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Das von dem Königl. Kammergericht in Bezug nenommene 
Mefcript vom 14. Juli 1823 (Jahrb. Bd. 22. ©. 94.) leidet 
bier feine Anwendung. Die hiernach zuläffige Ermäßigung des 
dem Qurator von den Gläubigern bewilligten Honorars fann nur 
bei dem Antritt der Euratel, wenn von der Genehmigung des 
von den Gläubigern bewilligten Honorars die Rede iſt, eintreten, 
nicht aber fpärer, wenn das Abkommen zwifchen den Gläubigern 
und dem Curator durch wechjelfeitige Leiftungen ganz oder zum 
Theil erfüur worden iſt. Es unterliegt daher keinem Zmeifel, 
daß der Juſtiz-Commiſſionsrath v. T., infofern noch fein Distri⸗ 
butions » Erkenntniß ergangen ift, ein wohlbegründeres Recht auf 
Zahlung des ihm ausgefegten Honorare hat. Daffelbe ift hin⸗ 
ſichts der Zukunft der Fall; doch bleibt dem Königl. Kammerges 
richt unbenommen, dem Syuftiz: Commiſſionsrath v. T. die Euras 
tel abzunehmen. 

($. 76. Tit. 50. Th. I. der A. G. O., $. 918 — 940. 953. 

u. f. Tit. 18, Th. II. des A. L. R.) 

Für die Zukunft hat das Kollegium dergleichen Ablommen zwi⸗ 
{hen den Gläubigern und den Concurs⸗Curatoren, megen eines 
den leßteren zu bewilligenden jährlichen KHonorars, niemals zu ges 
nehmigen, fondern in Gemäßheir des bereits oben erwähnten 
Mefcripes vom 14, Juli 1823 darauf zu halten, daß dergleichen 
Honorar jedesmal in einem für die ganze Bearbeitung des Eon 
eurfes zu bewilligenden, und in gemwiffen Abfchnitten deſſelben, 
z. B. gleich bei der Einleitung, fodann nah Publication des 
 Klaffificarions » Erkenntniffes, nad) Abfaffung des Distributiong > 
Erkenntniſſes, und nach völliger Beendigung des Verfahrens zu 
zahlenden Pauſchquantum beſtimmt werden. 


Berlin, den 30, März 1833. (9. K. J. Bo.41 S. 229) 


I. 50. S. 496. 5 
.. — har —— a — 
Rebenuͤen der Creditmaſſen. nr , 

Zufolge des dem Juſtizminiſter von dem Koͤnigl. Minifterium 
des Innern für Handel und Gewerbe mitgerheilten, in Abfchrife 

(Anlage A.) beifolgenden Berichts der General -Commiffion zu 

Stendal vom 23. Juli v. J. hat das Koͤnigl. Ober Landergeriche 

die Beſtimmung des Nefcripts vom 14. Sepibr. 1827 — Sahrb. 

Bd. 30. S. 135 — dahin ausgelegt, daß bei Audeinanderfeguns 

gen auf fequeftrirten Gütern nur die Koften für diejenigen Arbei: 

ten, welche während der Sequeftration des Guts gefertigt wor⸗ 
den, aus der currenten Revenuͤen-Maſſe zu bezahlen, die Koften 
für frühere Arbeiten dagegen, welche erft nach Einleitung dar 

Sequeftration ausgefchrieben worden, bei dem Creditverfahren 

zu liquidiren fein. Der Juſtizminiſter finder diefe Beſchraͤnkung 

nicht für zuläffig, iſt vielmehr mir dem Königl. Minikerium des 
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Innern für Handel und Gewerbe und der genannten General: 
Commiffion aus den in dem Bericht der Letztern entwickelten Grün: 
den völlig einverftanden-, daß es bei der Entſcheidung der Frage, 
ob die Regulirungstoften bei ſequeſtrirten Gütern aus der currens 
ten Revenden Meaffe zu berichtigen oder nicht? lediglich darauf 
ankommt, ob die Ausfchreibung der Koften vor oder nach @inleis 
tung der Sequeftration erfolgt ift, der Zeitpunkt dagegen, wo die 
Arbeiten gefertigt worven, nicht zu berückfichtigen if. ‘Das Col 
legium hat hiernach fi fünftig zu achten. 
Berlin, den 2. April 1832. 


A. 


Stendal, den 23. Juli 1831. 
Die General » Sommiffion der Provinz Sachſen bittet um 
Declaration des Minifterial»Referipts vom 14. Sept. 
1827. (v. Kamptz Jahrb. Bd. XXX. ©. 135.) 


Das Minifterial» Referipe vom 14. Septbr. 1827 befiimmt, 
daß die während der Sequeftration der bei Regulicungen und 
Gemeinheitstheilungen beiheiligten Guͤter entftandenen Regu⸗ 
lirungstoften aus der currenten Nevenden » Maffe vorweg bezahle 
werden follen. 

Das Königl. Ober» Landesgericht zu Magdeburg legt dieſe 
Beſtimmung dergeftalt aus, daß nur die Koften aus der currenten 
Revenuͤen⸗Maſſe bezahle werden könnten, die für Arbeiten auf- 
gelaufen find, welche während der Sequeftration des Cuts gefers 
tige wurden; mogegen wir der Meinung find, daß die Koften, 
welche während des Laufs der Sequeſtration ausgefchrieben wer⸗ 
den, gleichviel ob fie für Arbeiten gefordert worden, welche vor 
Ginleitung oder während des Laufs der Sequeſtration geliefert 
find, aus der Revenuͤen / Maſſe zu zahlen find. 

Wir glauben unfere Meinung dadurd rechtfertigen zu 
können: 

1) daß das obgedachte Reſcript nicht feftfegt, daß mur die 
Koften aus der Revenuͤen-Maſſe gezahle werden follen, 
welche für Arbeiten aufgelaufen find, die während des 
Laufs der Sequeſtration gefertigt find, fondern biejenis 

. gen, welde zur Zeit der Sequeſtration entflanden find. 
Die Koften, weiche durch die Regulirung und Gemeinheits⸗ 
theilungen enıflehen, betreffen nicht blos die Diäten und 
Auslagen der Special: Commiffarien und Gebühren der 
Geldmeffer und ſonſtiger Sachverfiändigen, fondern es find 
darunter auch die Zufag» Diäten (dev Mebrbetrag der Diäs 
ten, die nicht der Commiſſarius, fondern die Kaffe bezieht), 
die Heceptur: Gebühren, das hier verlegte Porto, die Urs 
telsgebühren Zter und Zter Inſtanz und die Eopialien bes 


Hr iffe n, X 
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Die Tommiffarien und Gadverftändigen haben ihre Diäten, 
Auslagen und Gebühren nicht von den Parteien zu fordern; von 
ihnen werden jene nicht zur Liebernahme der Gefchäfte engagirr, 


vielmehr beftelle fie die General Commiffton oder resp. ver Ope⸗ 


cial:Commiffarius, und fie fordern ihre Gebührniffe aus der 
Caſſe, welche fie den Liquidanten zahlt, und die Caſſe iſt verpflich⸗ 
ser, den Geſammtbeitrag der Koften nach dem ihr vorgefchriebenen 
Verhälinig wiederum von den Parteien einzuziehen. Die Caſſe 


iſt alfo diejenige, weiche es mir den Parteien zu thun har. Wei 


ihr entfiehen aber die Forderungen erft dann, wenn fie zur Zahlung 


und Wiedereinziehung angemwiejen iſt. Für die Parteien entſteht 


’ 


die Verpflichtung zurZahlung, wenn ihnen der Betrag ter Roften 
befannr gemacht ift und fie zur-Zahlung aufgefordert werden. Die 
Zufag: Diäten und Receptur » Gebühren können erft bei Feſtſetzung 
der Liquidationen und Ausichreibung der Koften berechnet werden; 
die Caſſe des Geheimen Ober; Tribunals Hält ſich wegen Berichti— 
gung der Urielsgebähren an die Kaffe, und die Koften des Konigl. 
Mevifions: Collegii können erft nach Eingang der Lıquidation der 
Caſſe überwiefen, und von diefer eingefordere werden. Mon den 
Parteien Lönnen erff dann die Koften gefordert werden, wenn ein 


Beitrags-Verhoaͤltniß feftgeftelle ift, oder arbitriet worden, und 


für ſie entſteht die Werbindlichkeit zur Zahlung erft dann, wenn 
jenes erfolge ift. Der Special Commiffarius und die Sachver— 
fländigen fordern und erhalten die liquidirten Diäten und Ausla- 
gen aus der Caſſe, felbft wenn die Koften Armuıhs halber nieder, 
gefchlagen werden müffen, und eben Dies tritt in Ruͤckſicht der hier 
Tiquidirten Copialien ein; waͤre Lies nicht der Fall and müßten die 
Parteien für diejenigen erachtet werden, welche die Arbeuen der 
Commiſſarien zu bezahlen hätten, jo müßten auch die legteren 
die Ausfälle zu tragen haben. : 

Aus allem diefen geht nah unferm ganz gehorfamften Das 
fürhalten Mar hervor, daß die Koften in Gemeinheitsiheilungs s 
und Regulirungsfachen erft dann für die Parteien enıflehen, wenn 
die denfelben zur Laft fallende Quote von hier ausgeſchrieben, der 
Zahlungstermin fefigefegt, und die Caſſe zu deren Einziehung ans 
gewieſen wird, = 

Wollte man mis dem Koͤnigl. Ober» Landeegerichte, nach 
dem abicpriftlich beiliegenden Schreiben vom 5. Juli c. (Ant. B.) 


annehmen, daß die Koften mit dem Tage der Arbeit des Commifs 


farii und der Hülfsarbeiter für die Parteien entfliehen, jo würde 


“man auf nicht zu beſeitigende Schwierigkeiten floßen. 


Die Vermefjungsgebühren werden für die Wermeffung, Char 


„tieung, Berechnung der Charte, Aufftellung der Regifter und 


Fertigung der Reincharten bezahle. Diefe Arbeiten Lönnen ihrer 

Natur nad nicht uno actu gefertige werden, und es iſt nicht 

möglich, mir Gemwißheit zu: beſtimmen, welche davon vor oder 
vi 28 
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nad einem gegebenen Tage aufgelaufen find. Daſſelbe ift nicht 
felten bei allen zugelegten Ötonomifchen Berehnungen, wozu die 
Data fhon lange vorher gefammelt werden mäffen, den Durch⸗ 
winterungs » Berechnungen und Plänen, Ruͤckſichts welcher die 
Arbeit, weldhe an jenem. Tage gefertigt ift, hoͤchſtens arbitrair 
geihägt werden fann, fondern auch bei weitläuftigen Receſſen der 
Fall, von weichen fehr häufig der Anfang ganz umgearbeitet wers 
den muß, wenn das Ende deffelben aufgeflele ift. Sin Proceſſen 
wird der Koſtenpunkt aber erft feitgeftelle, und die Verbindlichkeit 
zuc Zahlung entſteht erft nah Eröffnung deſſelben. An. weis 
dem Tage das Urtel ausgearbeitet ift, kann in den allerwenigfien 

Fällen beſtimmt werden. 
2) Bei Eoncurfen fowohl, mie bei Sequeſtrationen, werben 
bei nicht feſiſtehenden Abgaben und Laften die Verpflichtungen 

zur Zahlung lediglich nad dem Tage des Ausichreibens und , 

Eintritt des Zahlungstermins regulirt, fo daß alfo nicht der 

Tag des ausgebrochenen Feuers, des gefallenen Hageld, des 

Umftandes, der zur extraotdinairen Beifteuer zu den Com⸗ 

munalsLaften die Veranlaſſung gegeben hat, als die ent» 

fheidenden Tage angenommen werden, obwohl diefe Tage 
mit noch größerer Genauigkeit, wie. bei den Separationss 
koſten feftgeftelle werden könnten, und eben fo wenig werden 
die Koften der Inſtruction und Urtel von den vor Einleitung 
der Beparation bereits gefchwebten, und während der Dauer 
derfelben fortgefegten Procefie pro rata teınporis getheilt. 
Es kann hier nicht eingewendet werden, daß die. Caſſe wegen ihr 
rer Pünftigen Forderungen durch Einziehung von Vorſchuͤſſen ges 
det werden koͤnne, da, abgefehen davon daß nicht für alle Ars 
beiten Borfchäfle gefordert werden dürfen, der Gutsbeſitzer, deſ⸗ 
fen (Gut unter Sequeftration geftelle werden muß, in den allers 
mebrften Fällen am wenigften Geld zu Vorfchußteiftungen befige, 
und die Sequeftrationdcaffe, aus demfelben Grunde, weshalb fie 
die Koften zu berichtigen fich tweigert, feine Vorfchäffe zur Bezah⸗ 
lung früher geleifteter Arbeiten zahlen wird. 

Die Koften für jede einzelne Arbeit der Commiffarien und 
Huͤlfsarbeiter liquidiren zu laffen, geht nicht an, theils weil das 
dur die Sachen felbft in der Fortfegung aufgehalten merden 
würden, theils weil vor Anerkennung der Arbeiten, z. ®. der 
Vermeſſung und Bonitirung, die Koften nicht feftgefegt werden 
können, theils weil die Arbeiten der Ealculatur und der Caſſe ſich 
durch ein ſolches Verfahren bis ins Unendliche vermehren würden. 
Durd die Separationen und Regulirungen wird der Zuftand des 
Guts verbeffert und der Werth erhoͤhet. Der Befiger defielben 
und feine Ereditoren gewinnen dabei offenbar, und es ift daher 
fo billig als gerecht, daß die Koften, durch welche jener Zuftand 
errungen wird, vorweg und vorzugsweife gezahlt werden, indem 
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fonft der Qutsbefigee und bie Gläubiger fih durch Yen Schaden 
bereichern, 
Ä Em. Erxtellen bitten wir deshalb ganz gehorſamſt, für den 
Kal Hochdieſelben unferer Auslegung des Reſcripts vom 14. Sept, 
1827 Beifall ſchenken follten, 

die Erläuterung des Nefcrints dahin, daß unter enıflandenen - 

Koften ſolche zu verſtehen find, weiche während der Seque· 

ftration ausgefhrieben und fällig geworden find, 
hochgeneigteſt beim Koͤnigl. Juniz ⸗ u zu bewirken. 

©tendal, den 23. Juli 1881. 


B. 


Eine Koͤnigl. Hochloͤbliche General ⸗Commiſſion benachrich⸗ 
tigen wir auf das gefaͤllige Schreiben vom 25. v. M. (4061. II.), 
betreffend die von dem A'ſchen Gute zu B. aus der C'ſchen Se— 
parationgfache reftirenden Koften hierdurch ganz ergebenft, daß wir 
Wohlderſelben Anficht, wonach unter dem Ausdruck: 
| „während der Sequeſtration entftandene Koften” 
die in diefem Zeitraum ausgefchriebenen Koften zu verfiehen fein 
würden, nicht beitreten können, indem diefe Auslegung nicht nur 
dem gewöhnlichen Sprachgebrauch widerfpricht, fondern auch der 
Matur der Sache nach ſich nicht rechtfertigen läßt. “Denn man 
Tann wohl die Verpflichtung der Sequeftrations: Maffe zur Tras 
gung von Separationskoſten unmoͤglich von dem rein zufälligen 
Umftande der Ausfchreibung derjelben ohne Ruͤckſicht auf den Zeit 
punkt, in welchem fie erwachſen find, abhängig maden, da gar 
kein Rechtsgrund erfichtlich ift, der eine folhe Maſſe verpflichten 
follte, Koften zu tragen, die vielleicht fon Jahre lang vor Eins 
leitung der Srqueftration erwachfen find, 

Wir müffen daher bei der in unferm Schreiben vom 11. Ju⸗ 
ni c. ausgefprochenen Anficht verbleiben, und befinden uns mit 
hin außer Stande, dem Antrage Einer Koͤnigl. Hochloͤblichen 
General» Commiffion , die feit Einleitung der Sequeſtration aus⸗ 
gefchriebenen Koften aus den laufenden Revenuͤen des Guts jahr 
len zu laffen, zu genügen, 

Magdeburg, d. 5. Juli 1831. (v. K. J. 0.39. ©. 01) 


I. 50. S. 509. ' 
30, 8,308, ungen gegend Di mi 


Die von dem Königl. Land: und Stadtgeriht in dem Be 
richte vom 6. v. M. nachgeſuchte auchentifche Erklärung, 
betreffend die Zuläffigkeit der Wercheilung der Haupt⸗Im⸗ 
mobiliarmaffe in einem Eoncurs oder erbfchaftlihen Liqui⸗— 
dationss Proceffe vor ergangenem Elaffifications Erkennt 
niffe, 
fann von dem Juſtij ⸗Miniſterium nicht — 
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Es bedarf aber auch derfelben nicht. Nach den Vorfchriften 
der Concurd» Ordnung iſt es die Regel, daß die Befriedigung der 
Glaͤubiger erft nah ergangenem Claſſificationserkenntniſſe und 
der dadurch bewirkten Feitftelung der Bericht und Priorität der 
liquidirten Forderungen erfolge. Die Ausnahmen von diefer Re⸗ 
gel, abgefehen von den Beflimmungen in Abſicht der Vertheilung 
der Nevenden der zur Maſſe gehörigen Grundſtuͤcke auf die curs 
renten Zinfen der hypothekariſchen Gläubiger, find in dem $. 527. 
Tie.50. Th. J. der A. G. O. enıhalten. (Fahrd. Bd. 14. ©. 212.) 
In Betreff der Hypotheken-Capitalien ift eine folhe Ausnahme 
nicht gemacht, worden. Vielmehr beftimmen die $$. 387 u. f. 
a. a. D. ausdrädlich die Anfegung diefer Capitalien in dem Claſ⸗ 
fificationsurtel, und die Entſcheidung über die Verität und Priori⸗ 
tät der zu liquidirenden Forterungen muß der Distribution der 
Immobiliarmaſſe um fo mehr vorausgehen, als zu den aus letz⸗ 
teren zu berichtigenden Anfprücen nach $. 393. a. a. O. aud For⸗ 
derungen ber zweiten Klaffe gehören, und über diefe nicht anders 
ale in dem Priorirätserfenniniffe entfchieden werden kann. 
Dem $. 509. a.a.D., welcher hu den bei dem Königl. Land» 
und Stadigericht entitandenen Zweifel Weranlaffung gegeben hat, 
liegt die Worausfekung zum Grunde, daß das Adjudicarionss 
erkenntniß nad ergangenem Ciafftficationsurtel erfolgt, und in 
diefer Beziehung der Vertheilung der Haupt: Jmmobiliarmaffe 
nichts weiter im Wege fteher. Alsdann foll diefe Vertheilung er⸗ 
folgen,. fobald das Adjudicationserkenntniß publicire ift, wenn 
auch gleih — und dies ift das Mefentlihe in det Beſtimmung 
des $. 509. — die Kaufgelder noch nicht eingezahft find, fondern 
zum Theil noch hinter dem Käufer ſich befinden. Hierdurch ift 
alfo feinesweges ausgeſprochen, daß die Vertheilung der Haupt = 
Smmobiliarmafie fhon vor dem Claſſificationserkenniniſſe ers 
folgen fole. 

Wenn durch die frühere Abfaffung und Publication des Ads 
judicationsbeicheides die Jmmobiliarmaffe noch vor der Abfafs 
fung des Ciaffificationserfenneniffes conftituirt worden, und 
durch die nothwendige Depofition der Kaufgelder ein Verluſt der 
Hypothekenglaͤubiger an ihren currenten Zinfen zu beforgen iſt, 
wie diefes in dem bei dem Königl, Land: und Stadtgeriht ſchwe⸗ 
benden N. N'ſchen erbichaftlichen Liquidationsprocefie der Fall 
zu fein ſcheint; fo liege hierin nur eine dringende Veranlaflung, 
für die möglichfte Befchleunigung des Claſſificationserkenntniſ⸗ 
fes zu forgen, weil ohne diefes die Vertheilung der Kaufgelver 
nicht Statt finden kann. 

Was die von dem Königl. Land» und Stadtgericht zugleich 
aufgeftellten Zweifel in Bezug auf die Löfchung eingetragener For⸗ 
derungen in dem Falle, wenn ein Grundfiüd im Concurs oder 
erbſchaftlichen Liquidarionsr Procefie durch ein Adjudicationsers 
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kenniniß zugeſchlagen worden, und der Adjudicagarius die Kauf: 
apider ad depositum gesahle‘har, betrifft; fo wird das Gericht 
deshalb auf die deutlichen Beſtimmungen des $. 267. Tit. 2 der 
Hypotheken⸗Ordnuna, des Circulars vom 1. März 1805 (Meues 
Archiv. 4 Bd. ©. 69.) und der Minifterials Verfügung vom, 
9. Decbr. 1815 (Jahrb. Bd. 6. &. 209.) verwiefen. 


Berlin, den 27. Mai 1831. (0.8.5.8. 37.©. 366.) 


1. 50. 8. 328. 
fr bie — ser, einer Ehefrau old Windicantin im Gomeurfe, 


Ihre Befhwerde vom 21. d. M. gegen das Ober : Landes 
gericht zu Cöslin wegen der von ihnen erforderten Gerichtskoſten, 
welche durch die Eroͤrterung Ihrer Windicationd : Anfpräce in dem 
Eoncurfe über das Vermögen Ihres Ehegatten ermadfen find, 
kann der Juſtizminiſter nicht für Begründer erachten. 

Nach den Giefegen find die Gläubiger, welche ald Vindican⸗ 
ten auftreten, nur von den Beiträgen zu den Communkoſten des 
- Goncursverfahrens befreit. "Dagegen, müjfen fie ihre eigenen Ko: 
fien, d. h. diejenigen gerichilihen Koften, welche durch Erdrte, 
zung und Entfcheidung ihrer Anſpruͤche ermachfen find, fo mie die 
außergerichtlihen Koften tragen, wenn fie aud, die in Anſpruch 
genommenen Gegenflände erſtreiten. Demnaͤchſt befiimme nur 
der $. 187. Tie. 1. TH. II. des A. L. R. das Rechtsverhaͤltniß 
zwiſchen den Eheleuten hinſichts der Verpflichtung zur Tragung 
der während der Ehe wegen der Frau erwachfenden Proceßkoſten. 
Daraus folgt aber keineswegs, daß die Salariencaffe des Ober» 
Landesgerichts zu Cöslin nicht berechtigt fei, ſich wegen Zahlung 
der durch Ihre Vindicatiohsanträge erwachſenen Koften an Sie 
und Ihr Vermögen unmittelbar zu halten, da ſolche für Ihre 
Rechnung erwachfen find, und von Ihrem Ehemanne nicht eins 
gezogen werden können. 

Berlin, den 28. Auguft 1833, (v. K. J. Bo. 42.©.157.) 


1. 50. $. 530 folg. Defreiung der landſchaftlichen Ereditſyſteme vom 
Sommuutoften. 


Aus dem Berichte des Königl. Ober Landesgerichts vom 
5. Octbr. v. J., 
betreffend die Beſchwerde der General: Landfchaftsdirection 
zu Breelau über die von der N'ſchen Landfchafı Seitens des 
Collegii geforderten Koften in der erbfchaftlichen Liquidations⸗ 
ſache des verftorbenen Gutsbeflgers N. N. zu B., 
ift Veranlaffung genommen, über die Frage: 
in wie weit dem landfchaftlichen Eredirfyfteme die Beſreiung 
von den Communkoſten zuſtehe? 


434 Ag. Ger. Otdn. 1.'50. $. 530 folg. 


von dem Kammergericht und den Königlihen Ober-Landesgerich⸗ 
ten zu Königsberg und Marienwerder gutachtliche Berichte zu er 
fordern, 

Nachdem diefe nunmehr eingegangen, wird dem Königl. 
Ober » Randesgericht Folgendes eröffnet: 

Der Landfhaft muß zugegeben werden, daß fie mit ben 
Communkoften, ſoweit felbige Die gemeine Maffe betreffen, 
nichts zu thun habe, und, des $. 536. Tit. 50. der Proceß : Drd> 
nung ungeachter, aus der Immobiliarmaſſe dazu nichts herzu⸗ 
aeben brauche, weil fie von der Einlaffung auf das Erebitverfah- 
sen befreit ıft, eine Immobiliarmaſſe aber erft durch das gebildet 
wird, was nad Wefriedigung der Landjchaft von den KRaufgeldern 
übrig bleibt. | | 

Sie hat bei der ganzen Verhandlung des Ereditwefens mit 
Autnahme der Eonftituirung und Berichtigung der Immobiliar⸗ 
maſſe nicht das entierntefte Intereſſe. In diefer Beziehung hat 
alfo auch weder der Curator noch das Gericht für die Landichaft 
gearbeiter oder Koften aufgewender, die ihr, ols zum Wortheil 
der Maffe verwender, zur Laft fallen koͤnnten. Diefe Anficht 
rechtfertigt fih aud aus der Vorfchrift des $. 527 u. 528. a. a. O., 
nad) welcher die Gläubiger der eriten Klaffe von allen Beiträgen 
zu den Communkoſten befreit find, indern das, was zum Vortheil 
diefer Gläubiger vorgeſchrieben ift, um fo mehr bei der Landſchaft, 
melde fich gar nicht auf den Concurs einzulaffen braucht, eintrer 
ten muß. i 

Dagegen ift der Szuftizminifter der Meinungz, daß der Land 
fhaft die Communkoſten, ſoweit fie die Eonftituirung der 
Smmobiliarmaffe, bis zur Ausfhüttung derfelben, betref⸗ 
fen, wenn fie die einzige ‘PDercipientin bleibe, zur Laft fallen 
müffen. 

Dies folgt aus dem Umſtande, daß die gefammten Communs 
foften der Immobiliarmaſſe lediglich in ihrem Intereſſe aufgewen⸗ 
det worden, daß die Veranſchlagung derfelben,, die Subhaftation, 
die Adjudication and die Berichrigung der Kaufgelder nur Behufs 
ihrer Befriedigung veranlaßt werden, die Koften diefer Opera 
tionen alfo auch nur fie treffen können, indem fie von dem Kauf 
gelde nicht eher etwas verlangen darf, als bis diejenigen Koſten 
‚berichtigt worden find, ohne welche das Grundftüd, aus melden 
fie Befriedigung verlangt, gefeglich nicht ins Geld gefegt werden 
konnte. Der Grund hierzu ergiebt fi) auch aus dem $. 269. 
a. a. O., wonach angenommen werden muß, daß die Salariem 
caffe, welche den Aufwand zur Eonftatirung und Nealifirung der 
Immobiliarmaſſe gemacht hat, dadurd mit der Maffe felbft cons 
trahire hat und alfo vorweg vor Befriedigung der claffificirten 
Ereditoren bezahlt werden muß. Außer den Windicanten und den 
Pfandgläubigern, worauf es hier nicht ankommt, ift nach $. 531. 
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nur der Fiecus von den Communkoſten, nicht einmal diejenigen 
Derfonen, denen. fonft eine allgemeine Koftenfreiheiet 
zugebillige ift (Soldaten und Arme), follen nad $. 536 ibid. frei 
von Eommuntoften: bleiben; da nun die Landſchaften die Koſten⸗ 
freiheit nicht genießen, fo folge ſchon hieraus ihre Verbindlichkeit 
‚zur Tragung der lediglich zu ihrem Beften winDEnbenn Immobi⸗ 
liar⸗Communkoſten. 

Das Privilegium des $. 287. a. a. O. ia ſolches strictis- 
simae interpretalionis. Es entbindet die Laubſchaft nicht von 
gedachten Koiten, und fo wie fie bei Erwerbung ihrer hypotheka⸗ 
riſchen Anfprüde Koften aufwenden muß, um die Pfandbriefs⸗ 
rechte zu erhalten, fo muß fie fi auch den Koften unterwerfen, 
- welche bei Realifirung diefer Forderungen unvermeidlich find. 

Die Communkoſten gehen aber ante omnes; nad $ 536 
ibid. hafter alfo auch die Immobiliarmaſſe dafür, und es läßt 
ſich fein gefeglicher Grund dafür auffinden, daß die Königl. Sa; 
lariencaffen für die Landſchaft erhebliche Auslagen ohne Auss 
ſicht auf Befriedigung machen follen, um ihr im geſetzlichen Wege 
durch Subhaftation und Kaufgelder : Einziehung zu ihrer Befrie⸗ 
digung wegen der Pfandbriefe, die auf den Immobilien eingerras 
gen find, zu verhelfen. 

Aus allem diefen folgt, daß in dem vorliegenden Falle die 
ſchleſiſche General» Landfchaftsdirection von den Communko— 
ten des M. M'ſchen erdfchaftlidhen Liquidations⸗Proceſſes, fo 
weit fie die gemeine Maſſe berreffen, zu entbinden, felbige 
“aber gehalten, die Berichtigung der Communkoſten, fo weit fie 
die Jmmobiliarmaffe betreffen, aus den Kaufgeldern von 
B. gefchehen zu laſſen. 

Das Könige. Ober : Landesgericht hat hiernach das meiter 
Erforderliche zu veranlaffen, und in fünftig vorfommenden Fällen 
dem gemäß zu verfahren. 


Berlin, den 18. Mai 1832, (v. K. J. 80.39.8.399.) 


I. 90. $. 663. 670. Deelararion der mir dem Großhergogehbum Sach⸗ 
fen « Weimar » Eifenady abgefchloffenen Gonvention zur Beförderung der 


töp *8. 1824, I 
ecke a A Seinen, ee an 


’ Auf den Antrag der Großherzog. Saͤchſiſchen Regierung in 
Weimar ift der Artikel 21. der zwifchen Preußen und dem Groß; 
herzogthum Sachſen- Weimar sEifenach adgefchloffenen Conven⸗ 
sion vom 2°/g. Juni 1824. (Geſetzſammlung &. 152.) im Eins 
verftändniß mit dem Königl. Deinifterium der auswärtigen Ange 
fegenheiten dahin declarirt worden: 
daß die im genannten Artikel erwähnte Veräußerung der 
Grundſtuͤcke und Effecten durch den Richter ber beiegenen 
Sache ſich als die Regel, jedoch vorbehaltlich der Befugniß 
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bed Soncursgerichts verſteht, aus befonderen, dur bir Na⸗ 
tut der Sache gebotenen Gründen ausnahmsmeije auch auf 
unmittelbare Uebertafjung. jener Gegenfände an beftimmte 
Glaͤubiger, oder auf Natural: Andleftrang der Effecten an 
das Koncursgericht anzutragen. 
Nah voritehender Auslegung haben ſich ſammtlich Koͤnigl. Ch 
richte behoͤrden in vorfommenden Fällen zu achten. 


Berlin, den 9. Sepibr. 1633 (v. K. J. Bb. 42. 8.126.) 


1. ‚ 31. 
J Seern — Beioritäts Verfuhtens über Gehaltder 
Der Kreisſecretair N. zu M. hat ſich unter dem 26. Nor, 
v. J. darüber beichiwert, daß fein Antrag, zur VBefrienigung fer 
= ſäämmtlichen Gläubiger ein Prioritäts : Werfahren unter dem 
felben Aber den geſetzlichen Gehaltsabzug einzuleiten, von dem 
Königl. Ober : Landesgericht zuruͤckgewieſen worden, 


Das Juſtiz-Miniſterium finder die Beſchwerde begründet. 
Denn wenn auch die A. G. D. Th. I. Tit. 51. 9. 51. bei einem 
Prioritaͤts Verfahren Über bemenlihe Sachen und Activa den 
Fall vorausſetzt, daß mehrere Siäubiger fih in der Erzcutiond 
nitany an einen und denfelben Gegenſtand halten wollen, fo iſt 
dieſe Vorausſetzung doch nice als eine weſentlich nochmendige 
Berinaung zu betrachten und Bein rechtlicher Grund vorhanden, 
jenes Verfahren für unzuläffig zu hatten, menn auf‘ deifen Ein 
leitung der Schuldner, indem er feinen Gläubigern den Gegen: 
ftand ihrer Befriedigung offeriert, anträgt, und die Gıäubiger fi) 
damit einverftanden erklären, 


Es wärde fogar dem Intereſſe der Rechtspflege entgegenlaus 
fen, wenn das gedachte Verfahren nicht zugelaffen mürde, indem 
bierdurdy der Sidubigern das Meirtel entzogen würde, fchneller 
als im gewoͤhnlichen Wege, und mit geringern Koften für den 
Schuldner, zu ihrer Befriedigung zu gelangen. Die meiſten G% 
richtshoͤfe Haben daher nicht Anftand genommen, ein derartiges 
Verfahren, befonders bei Staarsdienern, welche den erecutiond 
. fähigen Theil ihres Gehalts den Giäubigern Au ihrer Bezahlung 
gerichtlich anbieren, einzuleiten; und das Juſtiz⸗Miniſterium 
kann ſolches nur billigen. 

Das Koͤnigl. Ober» Landesgericht hat demnach den Antrag 
des M. den Glaͤubigern beffelben mirzucheilen und nah Maaß 
gabe ihrer Erklärungen das Weitere zu veruntaffen. Es verfteht 
ſich hierbei von felbft, daß kein Gläubiger gendihige werden kann, 
fi) auf das Verfahren einzulaffen, und dan es denjenigen, wel⸗ 
de ſich deſſen weigern, unbenommen bleidt, ihre Rechte ander 
weirig in dem gejeelihen Wege zu verfolgen, allein dies kann 


x 
Bi 
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auch fein Hinderniß fein, daß das Verfahren unter den. Äbrigen, 
weiche vemfelben beitreren,, fortgefegt werde. 


Berlin, den 2. Januar 1832, (v.8. 3.80.39. &. 166.) 


1. 51. $. 76. Senneftration der im erbſchaftlichen Piquidartond s Pro« 
ceffe befangenen, in Werwaltung der Erben verbliebenen Güter, wegen 
Hpporhelenzinfen. _ 


Das Königi. Ober» Landesgericht erhält in der Anlage eine 
Abfchrift der Beſchwerde des H. vom 31. v. M. in der beim dor 
tigen Land » und Stadtgericht ſchwebenden B'ſchen erbſchaftlichen 
Liquidarionsfache mir dem Eroͤffnen zugefertige, daß der Juſtiz⸗ 
minifter diefelbe nur für begründet halten kann. 

Da nad $. 76. Tit. 51. Th. I. A. G. O. der hypothekariſche 
Gläubiger audy während des erbſchaftlichen Liquidationg - Procef 
fes die laufenden Zinfen feines Capitals von dem, den Nachlaß 
und das verpfändere Grundftäcd adminiftrirenden Erben zu fordern 
berechtigt, und gerade für diefen Fall ausnahmsweife im $. 61. 


a. a. D. eine Executions⸗Vollſtreckung gegen den Nachlaß geſtat⸗ 


ser iſt; fo folge von ſelbſt, daß ein ſolcher Gläubiger auch. befugt 
ift, von dem Erecutionsmittel der Sequeſtration Gebrauch zu 
maden, und die Adminiftration des Grundſtuͤcks, fo weit fie zur 
Beitreibung jener Zinfen erforderlich ift, dem Erben zu entziehen. 
Kein Gefeg verpflichtet ihn, zu jenem Zwede auf die geriche‘ 
liche Beſchlagnahme des ganzen Nachlaſſes anzutragen, vielmehr 
kann nur den Äbrigen, und namentlich den bios perſoͤnlichen Nach⸗ 
laßgläubigern, die fi durch eine ſolche theilweiſe Beſchlag⸗ 
nahme des Naclaffes gefährdet glauben, überlaffen bleiben, auf 
Entfegung der Erben aus der Adminiftrarion des gefanmten Nadhs 
laffes, infofern die Umſtoͤnde hierzu angethan find, nach $. 70 u. f. 
a. a, D. anzutragen. Falls daher feine andere, als die in ber 
Verfügung vom 9, v. M. bemerkte Bedenken entgegenftehen, hat 
das Königl. Ober : Landesgericht dem dortigen Land; und Stadt; 
gericht die Einleitung der von dem Befchwerdeführer nachgefichten 
Sequeitration des zum B'ſchen Nachlaß gehörigen Grundftüds 
einzuleiten. 


Berlin, den 19. April 1833. (v. K. J. Bo. 41. &.477.) 


I. 51. $. 92. Ausantwortung ded Nachlaffes an die Erben im erdbſchaft⸗ 

lichen Liquidations + Proecfle, auf ihre Erklärung, dab fie denfelben fär ſuf⸗ 

| —— annehmen und die Befriedigung der Gläubiger ſelbſt beſorgen 

In der abſchriftlich beigeſchloſſenen Vorſtellung vom 25. d. M. 
beſchwert ſich der Juſtiz-⸗ Commiſſarius T. darüber: 

daß das Koͤnigl. Oper Landesgericht Anſtand nimmt, den 

D'ſchen Erben den ım Derofirorium befindlichen Nachlaß 

ihres Erblaſſere auszuantworten, 
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ihnen die Befriedigung oder Abfindung ber Gläubiger, 
bie fich gemeldet haben, ſelbſt zu -überlaffen, 
und hinſichtlich der fireitig .— Forderungen zu 
erkennen. - 
Sn der Voritellung wird bemerkt: 

„daß der erbfchaftliche Eiquidationd» Proceß über den Nach⸗ 

laß des D. fchwebe, daß Präcluforia ergangen feien, und daß 

fih, nad dem Ausſcheiden der Amtsrath D’ihen Kinder, 

Niemand unter den D'ſchen Erben befinde, der dem Beſitz 

und der Verwaltung des Nachlaffes entfagt hat.” 

Iſt dies richtig, und haben die uͤbrig gebliebenen Erben, wie be 
hauptet wird, fämmtlich erklärt, daß fie den Nachlaß für furffi 
cient annehmen und die Befriedigung der Gläubiger felbft beſor⸗ 
gen wollen, fo kann fih das Königl. Ober: Landesgeriht, Bis 
auf die weiter unten bemerkte Ausnahme, nicht weigern, den Nach⸗ 
laß an die Erben auszuantworten, und ſich blos no auf das 
Erkenntniß über die ftreitig gebliebenen Anſpruͤche zu beſchraͤnken. 
1) &s liege der Fall des $. 92. Tit. 51. der Proceß- Drt- 
nung vor, wonach es feiner gerichtlichen Distribution bedarf, 
fondern die Erben verbunden find, die Gläubiger ohne weitere 
Ausflucht zu befriedigen, und dazu, auf deren Verlangen, durch 
Erecution angehalten werden fönnen. Hieraus ergiebt fih, daß 
diefe Erklärung ver Erben für diefelben in Beziehung auf 
die Glaͤubiger, welche ſich bei dem erbſchaftlichen 
Liquidations⸗Proceſſe gemeldet haben, die näm— 
liche Wirkung hervorbringt, als wenn ſie ſich 
ohne Vorbehalt als Erben erklären. Sn jedem Sta— 
dio des erbichaftlihen Liquidariong : Proceffes haben die Erben die 
Befugniß, eine ſolche Erklärung abzugeben, durch welche fie die 
unbefhränte Dispofition über den Nachlaß erhalten ($. 78. 
a. a. O.). 

2) Sofern die Erben ſich nicht ausdrücklich der Ver: 
mwaltung der Activmafje begeben haben, fo können fie durdy den 
bloßen Umftand, daß mir ihrer Einwilligung Gelder zum 
gerichtlichen Depofitum gefommen find, der Befugniß zur Selbfk 
abminiftration und des Rechts, die Herausgabe der Maffe zu 
verlangen , nicht verluftig werden. 

Der Fall des $. 94. Tit. 51. der Proceß : Ordnung, worauf 
das Königl. Ober» Landesgericht in der Verfügung vom 26. Aug. 
d. J. Bezug genommen, ift ein ganz anderer, und ſetzt voraus, 
daß die Erben fid der Adminiftration des Nachlaſſes aus: 
druͤckhich begeben haben. 

3) Wenn der eine Erbsrang, nämlich die Kinder des Amts 
raths D., bercitd im Jahre 1829 fi des Beſitzes und der Wer 
waltung der Maffe in Berreff ihres Erbeheils begeben hatten, io 
kommt dagegen in Erwägung, daß diefe Erben hiernaͤchſt zu 
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Gunſten der Wittwe des Kammer »Commiffionsranhe D., Jo— 
banne Dorethea Eliſabeth, gebornen R., und deffen eilf Kinder, 
auf den Nachlaß des D. verzichtet haben. 

Muͤn verordnet zwar der $. 412, Tit. 9. Ih. J. des A.L. R., 
daß aud der Erbe, welcher die Erbichaft einmal angenommen, 
oder fich innerhalb, der gefegmäßigen Frift gar nicht erfiärt habe, 
derfelben zum Nachtheilt eines Dritten nicht mehr ent 
fagen könne; es ſchreibt aud der $. 94. Tir, 51. der Proceß⸗Ord⸗ 
nung vor, daf, wenn der Erbe den Glaͤubigern den Nachlaß zur 
eigenen Adminiftration unter gerichtlicher Aufſicht überlaffen har, 
deſſelben Distribution ebenfalls gerichtlih,, nac den Vorfchrijten 
des Sten Abſchnittes der Concurs⸗-Ordnung, erfolgen müffe. 

Diefe Vorfchriften berechtigen indeffen nicht den Nichter, 
wein einmal der Erbe auf den Nachlaß wieder verzichter hat, ex 
officio vorzufcreiten; fle koͤnnen hoͤchſtens die Wirkung haben, 
dag den Giäubigern von dem Antrage der Erben Nachricht ges 
geben, und ihnen eine Frift zur Begründung ihres erwanigen Wis 
derfpruchs geftattet wird. Und da felbft die Erben, welche ſich 
der Adminiftrarion begeben haben, in Beziehung auf die Rechte, 
welche die Gläubiger durh deren frühere Erb; 
(haftsantretung erlangt haben, dabei intereffire fein 

fönnen, daß die Maffe in gerichtlicher Werwahrung bleibe, fo 
find auch dieſe von dem Antrage der übrigen Erben zu benachrich⸗ 
tigen. Den Gläubigern ift die Verwarnung zu ftellen, daf, wenn 
fie einen Widerfpruch nicht gehörig begründen wärden, die Maffe 
den Erben herausgegeben werden folle. 

Eine Ausnahme von der Regel: 

„daß der Nachlaß zu ertradiren, ” 

tritt aber jedenfalls in Beziehung auf die Gläubiger der erften 
Kaffe und die Pfand: und Hypothekenglaͤubiger ein. 


Ä Kat Jemand Eigenthumsrechte erftritten, oder fteht ihm 
‚ein anderes dingliches Recht auf eine beſtimmte Sache oder den 
Kaufpreis derfelben zu, und befindet fih die Sache oder deren 
Preis in dem Gewahrfam des Richters, fo darf der Richter ohne 
ausdrädliche Einwilligung derjenigen Gläubiger, melde ein’ 
Recht zum Beſitz und fi bereits liquidando gemeldet haben, 
durch die Ausantmwortung der Sache oder ihres Kaufpreifes aber 
in ihren Rechten gekraͤnkt werden würden, eine Veränderung des 
Beſitzſtandes ſich nicht erlauben. 
Die sg. 165 und 166, Tit. 7. Th. I. des A. L. R., weiche 
das Verhaͤltniß zwifchen dem Inhaber einer Sache, dem legten 
Befiger derfeiben, und einem Andern, welchem ein Recht zum Be: 
fig zuſteht, berteffen, legen dem Inhaber eine Verantworilichkeit 
auf, wenn er ohne Zuftimmung des Anfprechenden die Sache 
herausgiebt. * — 
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Wenn alfo aud aus ber einmal erfolaten Eröffnung des erb 
ſchaftlichen Liquidations« Procefies fein Grund weiter entnommen 
werden fann, der Ausantwortung des Nachlaſſes an die D’fchen 
Erben zu widerfprehen; fo werden durch die Erklärung der Letz⸗ 
teren doch nicht die Rechte der Mealberechtigten aufgehoben. Die 
Ertradition des Nachlaſſes kann daher immer nur in fo weit erfol⸗ 
gen, als dadurd die Nechte der Legteren nicht verlegt werben. Das 
Koͤnigl Ober : Landesgericht wird dies zu beruͤckſichtigen Haben. 

Es veriteht fih Übrigens von felbft, daß den Hypotheken: 
gläubigern die Güter ©. und K. nicht gewehrt werden kann, aud 
nach der Erfiärung der D’fchen Erben, daß fie den Nachlaß für 
zureichend annehmen , auf Eröffnung des Liquidarions : Procefjes 
über jene Krufgelder anzutragen. ($. 3. Tir. ol. Prec. Ordn.) 

” Das Königl, Ober: Landesgericht wird angewiefen, hiernach 
das weiter Erforderliche zu veranlaffen. 
Berlin, den 13. Dechr. 1833. a 8.3.%6.42.© 316 ) 


1. 52. $. 37. Dauer und Abſchluß des peremtorischen Bietungstermind 
bei Subhaftationen 


Dem Königl. Ober» Lundesgericht gereicht auf den, in ber 
Subhaftarionsfache der Gutsantheile ©. unterm 12.d. M. ev 
ſtatieten Bericht zum Beſcheide, daß der Juſtizminiſter das Ber: 
fahren des Collegii auch durdy die, von demfelben vorgetragenen 
Gründe nicht für gerechtfertige erachten kann. 

Die Piogeß : Ordnung Tit. 52 $. 37. verordnet, 

daß zur Abgabe der Gebote im peremtorifhen Termine der 

ganze, zum legten Termine ———— be⸗ 

ſtimmt ſei, 
und fuͤgt ausdruͤcklich hinzu, 
daß die Licitation an dieſem Tage allenfalls des Nadı 
mittags fortgejegt werden müfie; 
‘ zur mäheren Erläuterung des Wortes „allenfalls” aber wird ber - 
ftimmt, daß die Fortfegung am Nachmittage erfolgen müffe: 
entweder wenn fie am Wormittage nicht abgefchloffen 
worden, oder wenn — ungeachtet fie am Vormittage ab 
geichloffen it — am Nachmittage fih nur Liciranten 
melden, ” 
und es fchließt diefer $. damit, 

daß die Licitation am Nachmittage fo lange fortgefege wer: 

den muͤſſe, bis nur Ein Meiftbierender bleibe, und die 

Uebrigen abftehen, 
und endlich, 

daf nach 6 Uhr Abends, und noch wehr nach gaͤnzlichem Ab ⸗ 

lauf des Termins, neue Gebote nicht anders als mit Ein⸗ 

willigung fammuche Intereſſenten, den — mit 
eingeſchloſſen, zugelaſſen werden koͤnnen. 


= 
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Hieraus folgt nun: 


1) daßein Meiftgebor, weiches Im peremtorifchen Ters 
mine am Vormitttage und Überhaupt vor 6 Uhr Abends abge: 
geben worden, nur ein vorläufiges iıt, d. h. ein Gebot, 
welches als Meiftgebot nur unter der Vorausſetzung gilt, daß bis 
6 Uhr Abends ein Mehrgebor nicht erfolgt; 


2) daß mithin, um das definitive Meiftgebor zu conftatiren, 
der Deputirte das Licitations; Protokoll nicht vor 6Uhr Abends 
abfchließen darf; und daß er, falls am Vormittage ein Meiftges 
bot erfolge it, nad) Ablauf der fehsren Abendftunde dur eine 
Regiftratur feftftellen muß, daß am Nachmittage Licitanten ſich 
nicht eingefunden, oder doc, dieſelben ein Mehrgebot nicht vers 
lautbart haben; endlich 


3) daß der Deputirte im peremtorifhen Termine ent we⸗ 
der von Anfang der Bubhaftation an bis 6 Uhr Abends fortges 
fegt im Gerichtslocal verbleiben, oder, falls auch nachgegeben 
wird, daß er bei einem fchon früher erfolgten Meiftgebot vorläus 
fig den Termin fuspendire, am Nachmittage im Local fid wieder 
einfinden , alddann bis nach 6 Uhr Abends dort verweilen, und 
nunmehr erft das Protokoll abfchließen muß. 


Den gefeglihen Beflimmungen des allegirten $. 37. ift das 
Meferipe vom 14. März 1812 nicht. gemäß, und es muß daher 
bei dem, zur allgemeinen Nachachtung in den Jahrb. Bd. 41. 
©. 478, bekannt gemachten Refcripte vom 29. April d. J., und 
der darin enıhaltenen Anmweifung, verbleiben. Ä 


Hiernad find nun die Vorfhriften des $. 37 cit. in der 
Shen Subhaftationsfahe keines weges beobachter worden, 
indem der Deputirte die Licitationsverhandlungen am Vormit— 
tage definitiv abgefchloffen, fih um 4 Uhr Nachmittags zwar im 
Gericht slocal wieder eingefunden, jedoch — chne bis zu Ablauf 
der fechsren Stunde daſelbſt zu verweilen — ſich fofort wieder ent, 
fernt, und fi damit begnügt bat, dem Botenmeifter auf 
zutragen,, falls keine Kauflufiige ſich melden, foldyes zu regiſtri⸗ 
ren, und die Acten dem Decernenten zu überfenden, 

Da indeß dies ungeleglihe Verfahren zum Theil durch das 
Reſcript vom 14. Maͤrz 1812 entſchuldigt wird, und dasjenige 
vom 29. April d. J. damals noch nicht zur Kenntniß des Colle— 
giums gefommen ift, fo wird der dem Deputirten ercheilte Wer: 
weis zwar zurücdgenommen; dagegen muß es im Lebrigen bei der 
Berfügung vom 6. d. M. lediglich verbleiben. 

“ Denn es ift der peremtorifche Licitationstermin vor Abs 
lauf der gefeglichen Zeit abgebrochen, mithin unvollftändig abs 
gehalten worden. 

Es muß daher angenommen werben, daß in der S'ſchen 
Subhaſtationsſache ein peremtorifſcher Licitarionstermin 
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noch nicht Statt gefunden hat, fondern noch anberaumt, alſo 
die Subhaſtation fortgeſetzt werden muß. 

Aus diefen Gründen it nach Vorfchrift des $. 55. Tir. 52. 
TH. I. der A. G. O. zu verfahren, welcher nach feinen Eingangss 
worten Beflimmungen , ’ 

„für alle File, wo die Subhaftation fortgefegt werben 
fol,” | 
enthält. . 
Das Rönigl. Ober » Landesgericht wird deshalb angewiefen, 
hiernach in der S'ſchen Subhaftarionsfache ſchleunigſt die weis 

teren Werfügungen zu treffen. 
Berlin, den 30. Decbr. 1833, (0.8.5. Bo. 42. S. 320.) 


1.51. 6. 120. Anhang 8. 388. gerfapren bei Aufgeboten uud 


Uimortifationen verlorner Staatöpapiere, 


A. 


‘ Das Königl. Kammergeriht wird aus den abfchriftlich ar 
liegenden beiden Schreiben der Koͤnigl. Hauptverwaltung der 
Staatsfhulden vom 4. Auguft c. und 6. d. M. erfehen, daß dies 
ſelbe mehrere Vorſchlaͤge zur Verminderung der Koften, in Sa— 
hen, das Aufgebot verlorner Staatspapiere betteffend, gemacht 
dat. Mir Rüdfihe auf diefen Zweck und in Uebereinfiimmung 
mit der gedachten Behoͤrde, wird hierdurch beftimmt: 

1) daß die Erlaffung des bei dem Koͤnigl. Kammergericht nade 

geſuchten Aufgebots verlorner Sraarsfchuldfcheine, welche 
nit den Betrag von 1000 Rihlr. ausmachen, infofern nicht 
die Intereſſenten ein Anderes ausdrüdlich in Antrag bringen 
ſollten, fo lange ausgefegt werden foll, bis mehrere dergleis 
den Provocationen eingegangen, und das Aufgebot wegen 
wenigftens 1000 Rthlr. in Staatsſchuldſcheinen erlajfen wer⸗ 
den kann; 

2) daß der Königl. Controlle der Staatspapiere, nicht, wie das 
Refeript vom 10. Januar 1820 (Jahrb. Bd. M. & 228.) 
vorſchreibt, eine Ausfertigung der Amortifationg + Erkennt 
niffe, fondern nur eine fimple, aber getreue Abichrift folcher 
Erfenniniffe, und zwar brevi manu, zuzuſtellen iſt. 

Berlin, den 24. September 1832. 


B. 


Die Formalitäten, welche nad den Allerhoͤchſten Verordnun⸗ 
gen vom 16. Juni 1816 (Gefegfammiung No. 549,), 7. Zuni 
1821 (Gefegfammlung No. 654.); 22. October 1825 (Gefeg 
fammtung No. 976.), und 3. Mai 1828 (Gefegfammiung No, 
1143.), bei Amortifation der Staatepapiere beobachtet werden 
müffen, machen das Verfahren Lofifpielig, und jede dabei anzu: 


! 


” 
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bringende Erfparniß zur Pflicht. Fir die Iegtere, foweit e8 mög» 

lich , zu jorgen, liegt im Sjntereffe unferer Verwaltung, u-ıd erlaus 

ben wir uns daher zur Erreichung des beabfichrigten Zwecks die ger 
fälige Mitwirkung Eines Königl. Hochloͤblichen Zujtiz » Meiniftes 
riums ganz ergebenft in Anſpruch zu nehmen. 

I. Die mehrften Koften enıftehen im Amortifationeproceffe 
durch die Sinfertionsgebühren für die Aufnahme der Edicras 
lien in die Öffentlichen Blätter. Cine Verminderung derſel⸗ 
ben wird herbeigeführt durch die Verbindung mehrerer eins 
zelnen Fälle, und auch die Gerichte berücfichtigen dies, ins 
dem fie analogifh nach der Worfchrift der A. G. O. Th. T. 
it. 37. $. 14. verfahren, wo vorgefchrieben ift, daß die rs 
laffung der Edictalcitationen eines Werfchollenen, wenn fein 
Vermögen nicht wenigftens 100 Rthlr. beträgt, infofern die 
Sintereffenten nicht ein anderes ausdruͤcklich erbitten, fo lan⸗ 
ge ausgeſetzt werden kann, bis ein anderer Fall oder mehrere 
Fälle vorfommen, in welden die aufzubietenden Vermoͤgens⸗ 
maffen zufammengenommen- wenigftend die Summe von 
100° Rthlr. erreiht. Allein auch diefe Summe von 100 
Rihlr. fteht mit den Koften, weiche der Amortifationgproceß 
verurfacht, noch im Mißverhältnig, und die Vorſchrift felbit 
ift blos eine Empfehlung, beſchraͤnkt auf den Fall der Todes 
erflärung. Zum Beſten der Staatsglaͤubiger würde es ges 
reihen, wenn jene Vorſchrift 

1) ausdrädlih noch auf den Amortifationsproceh übertragen, 


und 

2) die Befugniß der Gerichte dabei in eine Verpflichtung ver 

wandelt, 

3) das Minimum des Objects der verfchiedenen Provocationen 

aber auf eine höhere Summe, vielleiht 1000 Rıpir., _ 

4) mit dem Zufage beſtimmt würde, daß, wenn in einer ges 

wiffen auf etwa 6 Monate zu arbitrirenden Frift,, feine 
neue ’Provocationen, welche mit einander verbunden 

- werden koͤnnten, vorfommen, die Provocanten jur rs 
klaͤrung aufgefordert würden, ob fie verlangen, daß das 
richterliche Aufgebot auf ihre alleinigen Koften verfüge 
werde. \ 

I. Was das Verfahren betrifft, welches nach ergangenem Er⸗ 
kenntniß zu beobachten it, fo wird die Ausfertigung deifelben 
dem Provocanten zugeitellt, um auf den Grund deffriben 
nad Anleitung der Allerhoͤchſten Verordnung vom 16. Juni 
1819. $. 11. (Gefegfammlung 549.) eine neue Ausfertis 
gung, oder nad der Allerhoͤchſten Verordnung vom 3. Mai 
1828. $.4. (Geſetzſammlung 1143.) ein Anerkenniniß über 
die mit dem amorsifirten Papiere verbriefte Schuldforderung 


nachzuſuchen. Er 
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Diefe kann aber nicht eher verfügt werden, bis das betreffende 
Erkenntniß, nahdem es in Gemäßheit der Verordnung vom 16. 
Suni 1819, $. 11. g. (Gefegfammlung 549.) an sffentlidher Ger 
richtsſtelle angefchlagen worden, mit dem Atteſte der Rechtskraft 
verfehen ift, weshalb alfo Erkenntniſſe, denen dies Arreft fehle, 
um ein foldhes auszubringen, dem Impetranten zuruͤckgegeben 
werden, wodurch bejonders, wenn fie nicht in Berlin find, Zeit: 
verluft und Koften entitehen, welche vermieden werden könnten, 
wenn die Gerichtshöfe angewiefen würden, Erkenntniſſe diefer 
Art dem Provocanten nicht fofort, nachdem fie ergangen find, fon: 
dern erft alddann zugefertige werden, wenn fie die Rechtskraft be; 
fchritten Haben und zuvor mit dem Attefte der Rechtskraft verfehen 
worden find, um daffelde zur Ausfertigung einer neuen Verbrie⸗ 
fung bei derjenigen Behörde einzureichen, welche die Kategorie 
von Staatsfchulden, zu welchen die ammorcifrten Appoinıs gehoͤ⸗ 
ren, verwaltet. 


1II. Das Königl. PEN? und das Königl. Ober: Lan; 
desgericht zu Maumburg find nad dem gefälligen Schreiben 
Eines Königl. Hochloͤblichen Zuftiz: Mintfteriums an das 
ehemalige Schag  Minifterium vom 10. Sjanuar 1820 auf 
den Antrag des legtern angewiefen, von einem jeden Erkennt 
niffe, wodurch ein Staatsfhuldfchein oder eine Eentralfteuer 
Dbligation amortifire wird, außer der Ausfertigung, melde 
der Extrahent erhält, eine zweite Ausfertigung der Controlle 
der Staatspapiere zu Überfenden, um, unabhängig von den 
Entſchließungen des Berheiligten, die "erfolgte Amorttfation 
eines lettre au porteur nad) Anleitung des Gefeges vom 
16. Juni 1819. $. 22. (Gefegfammlung 549.) zur Kennt 
niß des Publicums zu bringen. Diefe Werfügung wird zwar 
befolgt; fie führe aber zu einer uns unangenehmen Vermeh—⸗ 
rung der Koften, indem für Rechnung der ‘Parteien die der 
Eontrolle zugehenden Ausfertigungen der Erkennenifie aus 
tarire werden. Es liegt ung ein Fall vor, in welchem das 
Erkenntniß, wodurd ein Staatsſchuldſchein von 100 Rihlr. 

amortiſirt ift, zweimal ausgefertigt und beide Exemplare ab: 
gefondert der Kontrolle der Staatspapiere uͤberſandt find, 
was nach der am Fuße befindlichen Rechnung allein folgende 
Koften verurfacht hat: 


1) p.Exped. Seat. ı — BR 22 Sgr.6 Pi 
Stempel 5 , DI 15 ss — 
Copial.⸗ ⸗ — 34 2 +, 6, 

2) Xıreft der Hechtöttaft ı  — 126- 
Stempel D ’ ⸗ — e 1, —ı 
Copial. » B ’ ⸗ — — 2 »ı 6» 


Latus 2 Rihlr. 12O0gr. — Pf. 
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Transport * Rihlr. ra —Pf. 


3) p. Exp: transmissorialis | s ‚ 6; 
Do s ⸗ J — 2 — ⸗ 
Copial.⸗ "14 I ey Rs 64 

Inſ. Gebuͤhren ⸗ ⸗ — dr br 

4) beim 2ten Erkenntniß: Stempel — : Br ı —ı 
S5) zum Atteft der Rechtskraft — ⸗ Bbı —⸗- 
6) pro Exped. transinissoriali — » 12., 6, 
Stempel s * ⸗ — — 1 — 6; - 
Copial.⸗ ⸗ — 2 26— 

Inſin. Geb. od. Eaffen ⸗Q uote ha 3 sr. ds 


Summa 5 :_16 ; 9, 


Auf folhe Art wird das Mißverhaͤltniß, welches zwiſchen 
dem Zweck des Amortiſationsproceſſes und den Koſten deſſelben 
ſchon an ſich beſteht, vermehrt, und ſcheint es uns uͤberhaupt, daß 
ſolche, das Intereſſe der Verwaltung betreffende Verfügung kei: 
nen Gegenſtand bilden koͤnnen, wofuͤr Gebühren und am wenig: 
fien von. dem Ertrahenten eines rishterlichen Aufgebois zu bezah⸗ 
len ſind. 

Wir wuͤrden, wenn es zu Verminderung der Koſten gereicht, 
kieber auf die Aasfertisung der Erkenntniſſe für-die Controlle Vers 
zicht Teiften, und blos um eine brevi-manu zü ertheilende fimple 
Abfchrift deffelben bitten, welche für den beabſichtigten and volle 
kommen genoͤgt. 

Ein Koͤnigl. Hochloͤbliches Juſtiz Miniſterium erſuchen wir 
ganz ergebenſt, die hier vorgetragenen Bemerkungen zum Beſten 
der Staatsglaͤubiger einer gefaͤlligen Pruͤfung zu unterwerfen, und 


demnaͤchſt nach dieſen Andeutungen die Gerichtshoͤfe mit den nd» 


- thigen Anweifungen hochgeneigteft verfeßen au wollen 
nn ben 4. Auguf 1832. 
ie — — der Stäoräfsnfben, 
: | Schuͤtze. Beelitz 
Ein Ahle? — 
Juſtiz ⸗Miniſterium 
| es 


C. 


” 


Einem Königl. Hochloͤblichen guftiz- Miniferio — | 
wir nicht, in der Angelegenheit berreffend die Verminderung der 


Koften , welche das Aufgebot verforner Staatspapiere verurſacht, 

auf das geehrte Schreiben vom 20. Auguft 1832-- (A. 11978) 

aanz ergebenft zu'erwidern, wie wir mit den darin’ entwickelten 

Anfihten und namentlich auch damit einverftanden. find, daß die 

Eontrolle der Staartpapiere zu ihrer Nachricht kuͤnftig nicht: weis 
Vu. 29 
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ter eine zweite Ausfertigung des ergehenden Amortifationgerfennt 
niffes‘, fondern nur eine einfache Abſchrift deffeiben erhält. 

Wir ftellen daher ganz ergebenft-anheim, das Königl. Kam⸗ 
mergericht mit den hiernach nöchigen Anweifungen gefälligft vers 
fehen zu wollen, und iſt es die Provocation des Predigers 2. zu 
G. bei Frankfurt, betreffend die bei dieſem Gerichtähofe ausge— 
brachte Amortifation des Staatsfhuldfcheins‘ 8123. Litt. C. & 
100 Rthlr., welche namentlich unfern Antrag vom 4. Auguft in 
Beziehung auf die Koften der zweiten Ausfertigung des Amortö 
ſationserkenntniſſes veranlaßt hat. 

Berlin, den 6. Sepibr. 1832. (v. K. 5.80. 40. S. 175.) 
” ee der Staatsſchulden. 
Schuͤtze. Beelitz. 


I, 51. d. 127. An len Aufgebote vermichterer und verlorner Pfand: 
a at es der Uushängung der Edictaleitation außerhalb der GSetichts⸗ 


Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf den, in der Ba 
ſchwerdeſache der General s Landfchaftsdirection zu Stettin unterm 
15. v. M. erflatteten Bericht hiermit eröffnet, daß der. Juſtiz⸗ 
minifter die Meinung: für die richtige hält, daß der $ 59. des Ans 
hangs zur A. ©. D, ſich allerdings auch auf den $. 127. Tit. 51, 
ber Proceß⸗Ordnung bezieht. Es kann derfelbe Daher der Anſicht 
des Eollegiums, 

nach welcher bei dem Aufgebote vernichteter und verlorner 

Pfandbriefe die Aushängung der Edictalcitation auch ferner 

noch bei den Gerichten des Orts, an welchem oder in deſſen 

Mähe fich der Zufall ereigner, durch den der Pfandbrief vers 

nichtet oder verloren worden „ erforderlich fein fol, 
nicht beitreten. Seine Gründe find: 

1) Die Proceß : Ordnung handelt im Tten Titel Ä 
a) von den Fällen und dem MWerfahren bei Edictalcitationen 
($.12 u. f.), und 
b) von der Bekanntmachung bderfelben ($.42 u. f.) 
Dir $. 12. bemerkt: 
Außer demjenigen, was bei Concurs⸗ und Liquidationepro⸗ 
ceſſen, Aufbietung unbeweglicher Guͤter, und in Anſehung 
anderer beſonderer Proceßarten unten in den gehoͤrigen Ti⸗ 
teln verordnet werden wird, finden Edictalcitationen in Eis 
vilproceffen nur alddann Statt, wenn ein Vagabunde vors 
| geladen warden fol. 
Der 6. 13. und die folgenden beflimmen nur das Verfahren bei 
der Edictalcitation eines Wagabunden. 

Die Vorfchriften der $$. 42 u. f. dagegen befchränten ſich 

keinesweges auf die öffentliche Vorladung von Bagabunden, fon: 
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Dern fienhandeln von der Vekanntmachung der Edictalcitationen 
uͤberhaupt, fie mögen 
„im Koncurss Oder Liquidatlonsproceſſe und bei Aufgeboten 
vorkommen, oder einen Vagabunden betreffen.“ 
Hieraus ergiebe ſich hinlaͤnglich daß der h 69. des Anhangs zur 
U. G. O., welcher zu den 69. 42 u. 43. Tit. 7. der Proceß⸗-Ord—⸗ 
nung eingefchaltet ift, auch die Edictalcitation im Allgemeinen, und 
nicht etwa. blos die der Vagabunden zum Gegenftande hat.Es 
leidet dies um fo weniger. einen Zweifel, weil die Edictalcitatio⸗ 
nen von Vagabunden fo hoͤchſt ſelien vorkommen, daß ein praftis 
ſches Beduͤrfniß zu einer Abänderung der fie betreffenden Vorſchrif⸗ 
ten zu keiner Zeit exiſtirt hat. 
* Daß dieſe Inlerpretation die richtige ſei, wird durch die 
von Sr. Majeflär dem Könige vollzogene Verordnung vom 
3. Mai 1804 (Edicten /Samml. vom Jahre 1804, col. 
‚2168; Marhis juriftifhe Monatsſchr. J. S. 18.): deflätigr, 
Im erften Abfchnite dieſer Werordnung, aus welchem der, 
der $. 59. des Anhangs enmnommen ift, wird in rubro aus⸗ 
druͤcklich hinzugefügt: _ 
„daß diefer Abſchnitt auf. 9.1. Tit. 7. 37. 50, 51 uf. w. 
der A. G. O. ſich beziehe.” ER Tr er J— 
3) Der Umſtand, 
. daß bei dem ——— gegangenar. ar Dfandbriefe, — 
Vorſchrift des 9. 127. Tit. 51. Proceß⸗Ordnung die Edic⸗ 
talcitation von der General⸗Landſchaftsdirection erfolgt, 
iſt wie das Koͤnigl. Ober⸗ Landesgericht ſchon Taf beerkt 
bar, ohne Einfluß. 
Die Generat KLandſchaftsdirection iſt aber durch F $ 127... 
a. a. D..al$ das forum speciale causae, ald das gehörige er 4Ê 
richt für, dieſes Aufgebot bezeichnet worden. 
— die Eeveral⸗ Loodſchalisdirectien noch immer Darauf 
kt, : 
daß in Gemäßpeit des $. 127. Tit. 51. der Proceß: ord⸗ 
nung das Prociama in allen Caſſen des Landſchafts⸗In⸗ 
ſtituts angeſchlagen werden ſoll, 
iſt ſehr zweckmaͤßig. Hiermit ſteht es nicht in Widerſpruch, 
wenn der Aushang bei den Gerichten des Orts, an welchem 
oder in deſſen Nähe der Zufall fich ereignet. haben fol, in 
Folge des $.59. des Anhangs zur A. G. O. nicht mehr für nd» 
thig erachtet wird. Hoͤchſtens fann behauptet werden, daß die 
General : Landfchaftsdirection eine als zweckmaͤßig erkannte, - 
jedenfalls für Niemanden nactheilige Maaßregel fernerweie 
beobachte, obgleich fie gefeglich nicht mehr nothwendig ift. 
Es wird das Königl. Ober » Landesgericht daher angewiefen, die 
Acten in Sachen der Generals Landfcaftsdirection in Stettin 
wider bie unbekannten Supader der D. No. 81, über 200 Rihlr 
29 * 


48 _ Allg. Ger. Ordn. I. 51.6.1712. Anis. 391. 


und L., Stolpeſchen Kreifes, No. 8. über 400 Rihlr. eingetrage 
nen beiden Pommerfhen Pfandbriefe, nohmals zum Sprub 
vorzulegen, und dabei die oben erwähnten Gründe in Erwägung 


zu ziehen. 
Berlin, den 6. September 1833. (9.8.3. ®0.42:©.135.) 


J. 5. §. 171 A. Anhana d. 391. Verfahren wesen Abſendana 
und Aufgebots der zur Juſtijoffichanten⸗Wittwencaſſe eimuſendenden Maſſen. 
Nach dem $. 391. des Anhangs zur A. G. O. ſollen die zut 
Juſtizofficianten-Wittwencaſſe abgelieferten Gelder bei derſelden 
fo lange aufbewahrt bleiben, bis in der Folge deren Eigenrhämer, 
oder die Erben derſelben, ſich bei dem Gerichte, bei welchem die 
Gelder deponirt geweſen find, zu deren Empfangnahme melden 
und gehörig legitimiren, und es fol" dann die Zurüdbezahlung 
unweigerlich, jedoch ohne Zinfen erfolgen. Hieraus folge, dab, 
wenn unter ‘den in Gemoͤßheit des 6. 391 1. c. an die Yafkizoff 
elanten » Wittwercaffe einzufendenden Geldern fich foldye befinden 
ſollten, deren Eigenthuͤmer nach Ablauf der gefeglichen Friſt für 
todt erflärt werden koͤnnten, dies Verhaͤltniß zwar deren. Abjen: 
dung und die Benugung diefer Gelder bei der Wittwencaſſe nicht 
hindern würde, die Todeserflärung aber zu feiner Zeit von den 
Intereſſenten allerdings würde ausgebracht werden konnen, umd 
die Wittwencaſſe nad) erfolgeem Urrel und nad geführter Legiti 
- mation der Erben das empfangene Capital, jedoch ohne Zinien, 
unmeigerlih wuͤrde zuruͤckzahlen muͤſſen. Es ſteht daher dieien 
Intereſſenten mithin auch dem Fiecus frei, in: Ruͤckſicht aller 
derjenigen Depoſitalmaſſen, wegen welcher mit Erfolg Rechtens 
eine Edictalcitation Behufs der Ausmittelung der Eigenthuͤmer 
oder Erben, und in deren Ermangelung zur Erklaͤrung der Maſſen 
für bona vacantia ſchon jegt gleich ausgebracht werden kann, die 
Edictalcitation zu ertrahiren. Wird von diefer Provocation auf 
Edictalcitation Gebrauch gemacht, und fleht der Ausbringung 
der legtern kein Hinderniß entgegen, fo bleibe die Ablieferung der 
Depofital» Maffe zur Zuftizofficianten » Wirtwencaffe fuspenditt; 
fann aber die Edictalcitation nicht fofore erlaffen werden — alſo 
3. B. in allen Fällen, wo der Termin, nach Ablauf deſſen die. 
Todeserflärung des Verſchollenen erft erfolgen kann, noch nice 
berangefommen ift —; fo muß das Aufgebot der Maffe Behufs 
der Abführung zur Juſtizofffcianten ⸗ Wittwencaſſe Fortgang be 
balten, und diefe Ablieferung kann‘ durch die ſolchergeſtalt noch 
ruhenden Anfprüche des Fiscus u. f. mw. nicht gehindert werden. 
Nach Maafgabe diefer aus den gefeßlichen Beſtimmungen abge 
leiteten Folgerungen iſt daher fernerhin zu verfahren, und damit 
‚der Königlichen Regierung die Prüfung erleichtert werde, ob eint 
Edictalcitation mit Erfolge Rechtens ſogleich oder in welchen Tet⸗ 
minen ausgebracht werden koͤnne, ſoll künftig von den oͤffentlichen 
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Bekanntmachungen, die in Gemaͤßheit des $. 391, des Anhangs 
zur 4. ©. O. erlaffen werden, gleichzeitig eine Abfchrift der König. 
Regierung mitgerheilt werden. 

Dies wird. dem Königl. Ober Landesgericht auf feine Anz. 
‚frage vom 22. April d. J. eröffnet, um danach zu verfahren und 
aud die Untergerichte feines Departements mit ne am 
versehen. 

Berlin, den 4. Zuli 1831. (0.8. J.Bd. 38. S. 121.) 


1. 51. S. 171 a. Anhang $. 393. Yes Oräcufond + Werfa ren 


en unbelannte Milktaircaffen + @ldubiger —* Referendarien ex officio 
2 Aſſiſtenten der Militairbehörden beitellt merden. ' 


Bereits durch die Verfügung vom 2, März 1810 (Mathis 
Bd. 9. ©. 29.) find die Königl, Obergerichte angemwiefen, ben 
Koͤnigl. Militairbehoͤrden zur Beitreibung des Praͤcluſions⸗Ver⸗ 
fahrens gegen unbekannte Militaircaſſen-Glaͤubiger Aſſiſtenten 
ex officio zu beſtellen. Von einzelnen Obergerichten find hierzu 
Juſtiz⸗Commiſſarien gewählt und dadurch dem Militair: Fiscus 
Koften verurfacht worden. Zur Vermeidung diefer Koften werden 
fämmtlihe Königl. Obergerichte hierdurch angemwiefen, kanftig ders 
gleichen Aſſiſtentſchaften den Referendarien zu Übertragen. 
Berlin, den 28. Octbr. 1830. (v. K. J. Bo.36. 320.) 


I. 52. $. 3. Unzuläffigteit der Subhaſtation von Naturalrenten. 

Das Lands und Stadtgeriht zu Dorften hat unterm 25. 
Juni e. gegen die Verfügung des Königl. Ober: Kandesgerichts 
vom 31. Mat c., wodurd es in Sachen der Erben A. wider ©. 
angemiefen worden, der Requifition des Land; und Stadtgerichts 
zu Borken gemäß, den Antheil des B. an den aus dem Gute N. 
zu erhebenden Naturalabgaben, Behufs der Befriedigung der Er: 
ben %., zur Subhaftation zu ftellen, Vorſtellung gemacht, da 
es die Subhaſtation von dergleichen Natural: Präftationen nicht 
für zulaͤſſig Hält. 

Das Zuftizs Minifterium fann diefer Anfiht nur beitreten. 
Dem Eollegio ift bereits unterm 30. Mär; 1825 zu erkennen ge 
geben, daß die Erecution in Renten nicht dur Subhaſtation 
derfelben erfolgen koͤnne. Daß hierbei nicht zwifchen Geld» und 
andern Renten unterjchieden werden darf, ift, wenn fonft dabei 
ein Zweifel hätte obmwalten können, durch den zweiten Weſtphaͤ⸗ 
lifhen Landtags: Abfchied vom 31. December 1829. II. No: 28, 
auedruͤcklich feftgefegt worden. Diefe, auf den beftehenden Ges 
jegen gegründete und als eine "Deelaration derſelben zu betrach ⸗ 
tende Beſtimmung hat das Koͤnigl Ober : Landesgericht in Zukunft 
gehörig zu beachten, und die Aufhebung ber oben gedachten Sub: 
haftation unverzüglich zu veramtaffen. 

Berlin, den 19. Septbr. 1831, (v. 8. J. Bo. 38. ©. 108.) 
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I. 52. $. 8. Berkahren bei der Ereeution in Naturalrenten. 
Reſcr. v. 26, Sepibr. 1831. (f. zu Tit. 24. 9. 101 — 105.) 


1. 52. S. 3. Eubbaation der noch nicht im Hypothekenbuch eingetragen 
| ſtehenden Grundfiäce, 


ꝛc. Ertract. 


b) Das Reſcript vom 4. Dechr. 1820 (Jahrbucher —* 16. 
242.) wegen Einleitung der Subhaſtationen folder 
Grundftäde, welche noch nicht im Hypothekenbuche einge 
tragen ftehen, bezieht fih nur. auf nochmwendige Subhafta: 
tion, da bei einer freiwilligen Subhaſtation der Beſitzer erſt 
fein Eigenthumsrecht vellitändig nachweifen muß, ehe er zu 
dem Antrage auf freiwillige Subhaſtation legitimirt erachtet 


werden kann. 
Berlin, den 26. Auguſt 1831. (0.8.3. ©b. 38. &. 109.) 


1.52. 8. 3 fol 

—* * „job. Beſcheinigung a“ — des Schuldners bei Sub» 
Der Juſtizminiſter hat in den Reſcripten vom 7. Juli 1826 

und vom 19. Sjanuar 1829 feftgefegt: 

1) daß bei Subhaftationg ; Anträgen vor Allem unterfucht wers 
den müffe, ob der. Befiger, gegen welden die Subhaftarion 
ausgebracht werden foll, wahrer Eigenthärier des zu verkau⸗ 
fenden Grundftüds fei; 

2) daß bei einer ſolchen Unterfuchung nah Vorfchrift der Ju 
fig Minifterial s Werfügung vom 7. December 1821 zu vers 
fahren fei, und 

3) daß dem Exirahenten anzudeuten fei, wie es ihm obliege, 
jenes Erforderniß zur Subhaftation zu befhaffen; fo lange 
dies aber nicht gefchehen, die Subhaftation auch nicht eins 
geleitet und das Aufgebot nicht erlaffen werden könne; 

4) daß die Befcheinigung des Eigenthums der Einleitung des 
Subhaftationsverfahrens und dem Erlaß des Aufgebots vors 
angehen müffe. 

Segen diefe Beftimmungen hat die Regierung zu Arnsberg wie 

derholt remonftries, und haben die Koͤnigl. Minifterien der Finan⸗ 

En des Innern und ber Polizei diefe Gegenvorfirllungen unter⸗ 
uͤtzt. 

Aus dieſer Veranlaſſung iſt dieſe wichtige Angelegenheit noch⸗ 
mals einer reiflichen Prüfung unterworfen worden, deren Reſul⸗ 
tat folgendes iſt. 

Es iſt nicht zu leugnen, daß das Verlangen diefer Beſchei⸗— 
nigung des Eigenthums des Schuldners durch den Gläubiger als 
conditio, sine_dua non der Subhaſtotion und als Erforderniß 
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der Begründung des Antrages auf Einleliang derſelben, die Wir, 
kung hat, daß die legtere verzoͤgert wird, ja daß fie oft garnicht 
©tatt finden. kann. Die Schwierigkeſten, die nur durch dies 
Berlangen herbeigeführt werden, find von der Regierung von Arns⸗ 
berg in mehreren Berichten, fo wie von dem Eollegiv in dem Bes 
richte vom 7. Movbr. 1828 und vom Juſtizamt Geſeke in einem 
Bericht vom 18. Dechr. v. J. ſehr gründlich und praktiſch erörs 
tert worden. Es liegt in der Natur der Sache, daß der Schuld» 
ner, welcher gern die Subhaftarion verzögert, niche freiwillig fein 
Eigenthum nachweiſen wird, au wenn er ed kann. Oft kann 
er es aber auch nicht. Ein Zwang des Schuldners, außer dur . 
den Manifeftations Eid, in Beziehung auf die Beweisdocumente 
finder aber aus den in dem vorhergedadjten Rejtripte vom 19: Ja⸗ 
nuar 1829 angeführten Gründen nicht Statt, und erwägt man 
hierbei endlich noch, daß der Gläubiger ebenfalls oft den Beweis 
zu führen gar nicht im Stande fein wird, fo muß man um fo mehr 
der Anficht der dortigen Regierung und der beiden Königl. Minis 
ferien der Finanzen und des Innern und der Pelizei beipflichten : 

daß es zur Beförderung des Credits ein wahrer Gewinn fein 

wuͤrde, wenn von der Beſcheinigung des Eigenthums des 

Schuldners, als einem Erforderniffe des Antrags auf Subs 

haſtation, abſtrahirt werde, | 
Diefem Uebelftande muß daher abgeholfen werden. 

Ob derjenige, welcher im Wege der Subhaftation ein Grund» 
ſtuͤck erkauft, durch den Zufchlag allein gegen Eigenthumsanſpruͤ⸗ 
che geſchuͤtzt wird, ift eine Rechtsfrage, auf deren Erledigung es 
bier nicht anfommt. Indeß wird das Koͤnigl. Hofgericht darauf 
aufmerffam gemacht, daß die von demfelben in Beriehung auf 
diefe Rechtefrage im Berichte vom 7. November 1828 aufgeftellte 
Anfiht doch nicht fo ganz unzweifelhaft it. Denn mehrere Landes⸗ 
Suftizcollegien nehmen an, daß der $. 42. Tier. 15. Th. l. AL. R. 
fi blos auf beweglihe Sachen bezieht, und führen zur Be 
gruͤndung diefer ihrer Anficht Machftehendes an: Einmal ſpraͤche 

1) der Inhalt des $. 138. Tir. 2. CH, I. des A. L. R. und das 
N deffelben beigefuͤgte Allegat (Tir. 15. 5.42 u.f.) 
dafür, 
2) handelten die $$. 43 — 53 1. c. blos von beweglichen, der 
$. 54. aber von den unbeweglichen Sachen, und 
3) fege der $. 12. Tit. 52. Th. I. A. G. O. den Fall voraus, 
ba eine im Wege der nothwendigen Subhaftation fubhaftirte 
und zugefchlagene Sache evincirt werde, 
So hat au das Geheime Ober: Tribunal In einer NRechtsfache 
5.2. contra S. mittelft eines Ureheild vom Jahre 1821 duas 
conformes reformirt, und den Einwand, daß ein Immobile deös 
halb nicht vindicirt werden könne, weil es vom Biscus erfauft 
worden, verworfen, indem der $. 42. Tit. 15. TH. LA. L. R. 
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6108 auf bewegliche Sachen ſich beziehe, wir biefed das Königliche 
Hofgericht aus dem mit. den Gründen abſchriftlich Ongriägen: Urs 
theile (Anl. A.) entnehmen wird 
i Indeß kann, wie fon bemerkt ift, diefe Rechtefrage ganz 
bei Seite gefetst werden. Denn, mag man nun den 6. 42. 1. c. 

dahin interpretiren, daß er fich blos auf bewegliche Sachen, oder 
daß er fid) auch auf Immobilien bezieht, fo komme dabei doch im. 
mer in Erwägung, daß nad $. 12. des Publications: Parents 
yom 21. uni 1825 im KHofgerichtsbezirfe im Fall ber Subha⸗ 
ſtation ſtets ein Aufgebot der unbekannten Realpraͤtendenten in 
Gemaͤßheit des $. 99. Tit. 51. Th. I. A.G D. erfolgen ſoll. Daß 
ein ſolches Aufgebot fih aud auf Eigenrhums« Prätendenten bes 
zieht, leider keinen Zweifel, Sin den Provinzen, wo bie Hypo⸗ 
theten » Ordnung gilt, und das Hypothekenweſen überhaupt regu⸗ 
lirt ift, kann der Fall, daß fremdes Eigenthum fubhaftire wird, 
ohne grobes Verſehen wohl nicht eintreten, da die Subhaſtation 
auf den Antrag eines Hypothetengläubigers nicht zugelaffen wird, 
wenn nicht die Hypothek vom eingetragenen Befißer beftellt wors 
den ift, und eben fo wenig auf den Antrag des perfönlichen Glaͤu⸗ 
bigers, wenn nicht das Grundftüd auf den Namen des perfönlis 
en Schuldners eingetragen ift. Eben deshalb, weil im Bezirke 
des Königlichen Hofgerichts die Berichtigung des Beſitztitels nicht 
Statt finder, und weil daſelbſt nach dem $, 8. des Publicationd = 
Patents ein Hypothekenrecht erworben werden kann, ohne daß 
vorher das Eigenthumsrecht des Hypoihefenbeftellers geprüft wird, 
bat der Geſetzgeber zur Vergewifferung, 

daf auf den Antrag eines Glaͤubigers nicht fremdes Eigen⸗ 

thum ſubhaſtirt werde, 

das Öffentliche Aufgebot der Real-Praͤtendenten für nothwendig 
erachtet. Hieraus aber folgt ganz unzweifelhaft, daß der Gefegs 
geber im $. 12. des Publicariong » Patents ganz vorzüglich etwanis 
gen Eigenthumsanſpruͤchen begegnen und den Figenthums : Präs 
tendenten durch das Aufgebot har Gelegenheit geben wollen, ſich 
zu melden, um ihre Anfprüche verificiven zu koͤnnen. Diefes Aufs 
gebor fol alfo die Stelle des Beweiſes vertreien, daß der Schuld: 
ner der Eigenthuͤmer des Grundfiüds fei, auf deffen Subhaſta⸗ 
tion angetragen worden. Es liegt daher nicht im Geifte des Ges 
ſetzes: 

daß neben dieſer Maaßregel noch ein anderer Beweis dem 

Ertrahenten ver Subhaſtation zur Pflicht gemadt worden, ° 
und ift es folglich norhwendig, daß die in diefer Beriehung in den 
Refcripten vom 7. Juli 1826 und 19. Januar 1829 dem Eolles 
gio eriheilten Anweiſungen eine Abänderung erleiden, und daß in 
der Folge von dem Verlangen: 

daß der Glaͤubiger bei dem Antrage auf Subpafiation jur 


Als. Ger. Ordn. 1.52. 6.3 folge 453 


—— deſſelben das Eigenthum ſeines Schuldners 

beweiſen muͤſſe, 
ganz abſtrahirt werde. Es genuͤgt vielmehr, wenn der Glaͤubiger 
lediglich den Beſitz des Grundſtuͤcks von Seiten des Schuldners 
nachweift. 

Sollte es bei dem fubhaftirenden Gerichte in der Notorierät bes 
‘ ruhen, oder bemfelben aus andern Verhandlungen bekannt fein, daß 
ein anderer Prätendent Eigenshumsanfpräde an dem Grundftücke 
macht, fo ift der Prätendent zu vernehmen, und, falls er bei feinen 
Anſpruͤchen verbleibt, find folche im QBege des Interventionsproceſſes 
zu erledigen, welcher auch dann eintreten muß, wenn in- Kolge 
des Aufgebors fih Eigenthums s Prätendenten melden. Sin jedem 
andern Kalle aber (außer dem, da dem die Bubhaftation leitenden 
Gerichte notorifch oder aus andern Verhandlungen bekannt ift, 
da andere Eigenthums-Praͤtendenten eriftiren), muß die Sub» 
haftation und zugleich das Aufgebot auf Antrag des Gläubigers 
auf den bloßen Beweis, daß der Schuldner im Befig des Grund; 
fiücks ift, eingeleitet werden. Behaupter der Schuldner, daß er 
bloßer Naturalbefiger fei, und das Eigenthum einem-Andern zu: 
gehöre; , fo ift Dies eine exceplio de jure tertii, melde feine 
Ruͤckſtot verdient, ſo lange ein dritter Praͤtendent fi nicht meldet, 
und muß der Erfolg des Aufgebors, und ob andere Prätendenren, 
fid) melden, abnewartet werden. 

Hiernach hat das Königl. Hofgericht fih nicht allein felbft 
für die Folge zu achten, fondern auch die Untergerichte feines Be: 
* danach anzuweiſen. Der uͤbrige Inhalt des Reſcripts vom 

Juli 1826 bleibt jedoch in Kraft, wogegen das Reſcript vom 
19. Januar 1829 Hierdurch ganz jurfcgenommen wird. 

‚Dem Königl, Hofgericht wird die baldiaft mögliche Berichti- 
gung des Hypothekenweſens im dortigen Herzogihum zur ganz bes 
fondern Pflicht gemacht, und über deren Fortgang von Zeit zu 
Zeit Bericht erwartet. 

— den 11. November 1831. 


n 
das Königl. Hofgericht zu Arnsberg, 
A. . 

In Sachen DEEP. H. L. auf T., Klägers und Revidenten, 
wider den S. zu T , Beklagten und Reviſen, beide Lirisdenun: 
‘sianten, und die Pommerfche Regierung zu Stettin, Namens 
des Fiscus, Lirisdenunciaten, 

Erkennt das Koͤnigl. Geheime Ober: Tribunal hiermit für 
Recht, daß die Förmlichkeiten der Mevifion beobachtet und in der 
Sadıe felöft die vorigen Lirtel vom 28, April 1819 und 3. März 
1820 dahin zu Ändern: daß der Kıäger auf den Grund des Ein: 
wandes, daß vom Fiscus erfaufte Grundftüde beiner Vindication 
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unterworfen ſeien, wicht abzumelfen, und daher anderweit in ber 
Haupiſache über das von dem Kläger behauptete Eigenthum der 
von ihm vindicirten Wieſe, der Lepels:DOrt genannt, in erfter In⸗ 
ftanz zu erkennen, die Koften des bisherigen Verfahrens zu vers 
gleichen, und die dem Kläger auferlegten Succumbenz = Gelder für 
wegfallend zu achten. 

| Bon Rechts wegen. 


Gründe. 


Die vorigen Richter weifen den Kläger darum ab, weil bie 
von ihm als fein Eigenrhum zurüdgeforderte fogenannte Lepeiss 
Orts: Wieſe der Beklagte unbeftrirten von dem Fiscus erkauft 
habe, und daher deren Windication nicht Statt finde, Sie ber 
ziehen fich dabei auf den 

> $.42. Tit. 15. TH. L des A. L. R., 
worin es heißt: | 

Sachen, die von dem Fisco oder bei oͤffentlichen Verfteigeruns 

gen erfauft worden, find feiner Windication unterworfen. 


Käme es auf diefen $. allein an, fö würde bei der Kafjung deffels 


ben, die keine Bedingung und Einſchraͤnkung enthält, die Beftäs 
tigung der vorigen Urtel unbedenklich fein. Die in ‚verfchiedenen 
Titeln des A. L. R. enthaltenen Worfchriften ſtehen aber häufig 
mit einander in Verbindung, welche befonders bei allgemeinen 
Beftimmungen, durch Allegirung der befondern Geſetze, die nach 
ihnen zu erfiären find, bezeichnet wird. Kin folder Fall tritt 
auch bei der obigen Vorſchrift ein. Sie finder ihre Erläuterung 


in dem 
+ 6138. Tit. 2. TH. J. des A. L. R. 

Nachdem vorher der Grundſatz feſtgeſtellt war, daß dingliche 
Rechte auf die Sache von dem Berechtigten gegen jeden ausgeuͤbt 
werden können, in deſſen Gewahrfam, Beſitz oder Eigenthum 
die Sache fommt, fo lange das Recht felbft dauert, fährt der Ges 
feßgeber fort: | 

Nur bei beweglichen Sachen können Veränderungen in der 
Merfon des Beſitzers der verpflichteten Sache, unter den im 
den Gefegen näher befiimmten Umftänden, das Recht auf 
die Sache verändern. 

Dabei wird nun auf den $. 42. Tit. 15. Th. I. des A. 2. R. folg. 
Bezug genommen, worin gefagt wird, daß vom Fiscus oder bei 
öffentlichen MWerfleigerungen erfaufte Sachen, ingleichen Sachen, 
die in Kaufmannsläden erfauft worden, baares courfirendes Geld 
und auf jeden Inhaber lautende Papiere, unter den zugleich ans 
gegebenen näheren Beflimmungen, feiner Windication unterwors 
fen find. Wo in diefen folgenden 65, nämlih $. 43 —53., die 
Gegenftände näher bezeichner werden, find es blos bewegliche Sa⸗ 
den, und daß im $. 42, ebenfalls nur dergleichen gemeine And, 
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— nicht blos die Hinweiſung auf denſelben im $. #38, H 2, 
TH. I. des Landrechts, fondern zugleib auch die im -- 
$. 64. Tie. 15: Th. J. des A.ER 
enthaltene ‚befondere Beflimmung wegen Vindication andewegl- 
cher Sachen. Hierin heißtes: 
der Eigenthuͤmer verliert fein Recht auf eine unbensegliche 
Sache, wenn er, nach gefegmäßig ergangener Edictalcitation, 
daſſelbe nicht gehoͤrig anmeldet und nachweiſite. * 
Hiernach iſt alſo der Klaͤger auf den Grund der von den vorigen 
Richtern in Bezug genommenen Geſetzſtelle mie Unrecht abgewie⸗ 
fen, und da fie die Hauptſache, naͤmlich, ob der Kläger wahrer 
Eigenthämer der vindicirten Weiſe fei, unentfchieden laſſen, ſo 
iſt, wie geſchehen, erkannt worden. 
Folgen die Unterfchriften. J 
(v. K. J. Bd. 38, ©. 343,) ’ 


I. 52. 3. b tion d fäd 
— des ——ãæ— — — iR — 


N m. Königl. Ober; Landesgericht wird auf den Bericht vom 
v | 
betreffend die Nothwendigkeit der Beflgtitelberichtigung eines _ 
Grundſtuͤcks bei nachgefuchter Subhaftation deſſelben, 
hierdurch eröffnet, daß es nicht dem mindeften Bedenken unter 
liegt, 

a) auf den Antrag eines Realglaͤubigers im Wege der Erecu⸗ 
tion das verpfaͤndete Grundſtuͤck zur nothwendigen Subha⸗ 
ſtation zu ſtellen — auch wenn das Hypothekenbuch nicht 
regulirt und der Beſitztitel des verurtheilten, im Beſitz des 
Grundſtuͤcks befindlichen Schuldners nicht berichtigt iſt, und 

b) mit dem Subhaſtationsverfahren zugleich das Aufgebot der 
unbekannten Real⸗ Prunendemen zum Zweck der Proͤcluſion 
zu verbinden, 

$. 99. <ir. 51. Th. J. der A G. O. 
Reſcript vom 1. Februar 1796 (Mathis Monaisſchrift 
Bd. 1. S. 299.). 
Verordnung vom 16. Juni 1820 ($. 8.). 
Reſcript vom 11. November 1831 Sahrbäger Bd. 38. 
S. 343.), 
ſo wie denn hicenaͤchſt auf den Grund des Adjudicationd : Er⸗ 
kenntniſſes den Befigtitel für den Adjudicatar unmittelbar zu 
berichtigen. 
Berlin, den 25. Juni 1832. (v. K. J. Bo.39. S. 469.) 


52. 32. S- 3. Ungufäffigkeit der Subhaftation eines Antheild am einem, meh⸗ 
then gemeinſchaftlich gehorigen , Grundſtücke. 


— v. 13. April 1833. (Zum Landr. 1.17. 9. 74.) 
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I: 52. $. 3. — der &ubbaarion eined Grundſtaͤcks, deſſen Lu 
figtirel nicht berichti n Folge des Untrags eines Snporbetengläubi» 
gers oder Inhaber — drecaga itliöu, auf Grund eines Judicats. 


Dem König. Des » Appelarıonsgericke wird auf den Be: 
reiht vom 30. Sjanuar c., die Berichtigung des Beſitztitels bei 
nothiwendigen Subhaſtationen betreffend, Kolgendes eröffnet: 

Die Verordnung. vom 16. Juni 1820 (Gefegfammt. 1820 
S. 106 u. f.) beftimmt, daß an Drten, wo das Hypothekenwe⸗ 
fen nicht vollſtaͤndig regulirt ift, ein Jeder, der einen Titel. zur 
Hypothek auf sin Grundſtuͤck erwirbt, dur die Anmeldung defr 
felben zur künftigen Eintragung und die Eriheilung einer Recog⸗ 
nition darüber, das Recht erlangt, feinen Anfpruch gegen. dritte 
Befiger zu verfolgen ($. 5 a.), und daß, wenn er die Subhaſta⸗ 
tion nachſucht, das im $. 99, Tir. 51. der Proceß: Ordnung vors 
gefhriebene Aufgebot der unbetannten Real: Prätendenten damit 
verbunden werden fol ($. 8.). 

Es folgt hieraus, daß eben diefe Befugniffe eintreten muͤſ⸗ 
fen, wenn das Hypothekenbuch an einem Drte bereits exiſtirt, die 
erfolgte Regulirung eines Hypothekenfoliums aber durch die fpärer 
unterbliebene Nadtragung der Befigerwerbungen wieder unvoll; 
ſtaͤndig geworden ift, imgleihen, daß die Rechte, welche dem Sins 
haber einer Recognition nach dem Geſetz vom 16. Juni 1820 zu⸗ 
ſtehen, jedenfalls auch dem Inhaber einer foͤrmlichen Hypothek 
zukommen muͤſſen. 

Es unterliegt daher keinem Bedenken, daß ein Hypotheken⸗ 
glaͤubiger, oder der Inhaber einer Recognition, auf den Grund 
eines gegen den Eigenthuͤmer eines Grundſtuͤcks erſtrittenen Judi— 
cats die Subhaſtation ausbringen, und daß damit nad Bewandt— 
niß der Sade das Aufgebot der unbelaunten Real: Prätendenten 
nach $.99. Tit. 51. der Procch: Ordnung verbunden werden kann. 

Das Königt. Ober: Appellationggeticht hat hiernach die uns 
tergeordneten Gerichte anzumeifen. 

Berlin, den 29. April 1833. (v. 8. 3.80.41. &.541.) 


. I, 52. $. 7. est der freimiligen Gubhafarion und Abfaffung der 
Adjudicatoria auf Antrag der Beneftcialerben im erbſchaftlichen Ciquidarionds 
proceffe nach ergangener Praeclusoria, 


Dem Königl. Ober: Landesgericht wird in der Anlage Ab: 
fchrift der Eingabe des Juſtiz- Commiffarius $. zu D. vom 9, d. 
M. mitgerheilt, worin derfelbe Namens der verwittweten Stadt⸗ 
raͤthin ®. zu P. über das Berfahren des Land» und Sradrgerichıs 
zu D. 

in der Subhaſtationsſache des zur erbſchaftlichen Liquida⸗ 

tionsmaſſe des Bankodirectors M. gehoͤrigen Hofes in P. 
und die daſſelbe genehmigende Verfuͤgung des Collegiume vom 
23. v. M. Beſchwerde führe Der Juſtizminiſter iſt mit dem 
Ober » Landesgericht daruͤber einverſtanden: 
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daß jedenfalls die Adjudicatoria nicht Eher. abgefaßt meiden 
koͤnne, als bis. der Conſens der M'ſchen Benefitials 
Erben als. &perahenten erfolge. fei, ; v 8 
Der Bittſteller har auch gegen dieſe Beſtimmung der obgedachten 
Verfiigung des Collegiums keine Beſchwerde gefuͤhrt; die — 
iſt vielmehr lediglich dagegen gerichtet: 
daß die Subhaſtation im vorliegenden alle als eine frei, 
willige fortgeldiset werden fole. . ; - 
Das Land: und Stadtgericht zu D. und das Königl. Ober: Lans 
desgericht. haben fie für. eine freiwillige erachtet. - Aus dieſem 
Grunde hat auch das Land: und Stadtgericht verlangt: _ 
daß vor Abfaffung der Adjudicatoria noch ‚feftgeftellt wer« 
de, wie es mit dem Ausfall, welchen die zur erſten Stelle 
eingetragene: und: wegen ihrer Forderung: durdy das Gebot 
nicht. gedeckte Drandantin des Juſtiz ⸗Commiſſatius F. erieh 
den wuͤrde, gehalten werben fol; wer Dafür haften ſoll, und 
ob diefe Gläubigerin in die Loͤſchung des Ausfalls willigen 
1 Will, oder 0b Seitens der M'ſchen Erben: dem Adguitenten, 
‚dafiir Gewaͤhr geleitet werden fol, daß: dieſer Liihungscomn . 
fend.erfolge, fo wie, ob Adquirent ſich mit. diefur Gemährs« 
leiftung begnügen will, indem, wenn &eitens des: Eigen⸗ 
thuͤmers des Capitals nicht in die Loͤſchung, gewilligt werde, 
1.4 —58 Loͤſchung nicht: erfolgen koͤnne, ſondern das Grund⸗ 
ſiack, der Adjudicatoria ungeachtet, aben weil die Bub: 
haſtation eine freiwillige ſei, auch um Bo tz des Mailer 
tars dafür verhafter bleibee. — 
Stom diefes Verlangen des Land» und Stadtgerichs, allein iſt 
die Beſchwerde gerichtet, da die Glaͤubigerin beſorgt, daß ſie den 
Anſpruch wegen des Ausfalls an bie Erben verlieren werde, "wenn 
fie die Hypothek ihres Ausfalls freiwillig, anfgiebt. en 
Es kommt: bei der. Beurtheilung diefer. Beſchwerde Daran 
an, bie Frage zu entfcheiden: 
„ob in der gegenwärtigen Lage der Sache die Subhafiation 
als eine nothwendige oder als eine freiwillige forrzufetzem ift.” 
Die Subhaftarion ift auf den Antrag der Beneficial» Erben im’ 
erbfhäftlichen Liquidationeproceffe eingeleitet, der Connotations⸗ 
Zermin in dem letztern ift abyehalten und Praeclusoria nadyiserk- 
Wertrage des Beſchwerdefuͤhrers ergangen. Nunmehr haben die 
Beneficial: Erben erklärt: auf die Abfaffung eines Prioritäre« 
Greenntniffes und die gerichtliche Distribution der Maſſe verzichs 
ten, dagegen in Betreff der Immobilien es bei dem bisherigen? 
Verfahren, nach wie vor, belaffen, alfo, mit Ausnahme der, 
fortzufegenden Subhaftation der Jmmobilien, das weitere Liquis 
dationsverfahren aufheben, jedoch in feinem Galle er. ohne 
Vorbehalt werden zu wollen, 
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r De 95919. Tit. 62, ber MProceß » Ordnung beſtimmt: 
daß, wenn im erbſchafilichen Liquidationsproceß auf Sub⸗ 
haſtation des: Nachlaßgrundſtuͤcks angetragen wird, dieſelbe 
nach Art einer, nothwendigen Subhaſtation einzuleiten ſei. 


* $. T.. handelt vom: — det — im fernern 
Verfahren. 
NZuerſt wird der Fall erwaͤhnt — 
wenn der Erbe im Liquidationstermine erklaͤrt — er Erbe 
ot ohne Vorbehalt ſein wolle,  . 
dann ſoll die Subhaſtation in eine kteiwilize übergehen. 
„Außer diefem. Halle — 
wird hinzugefügt: 
Zuwird auch inc ferner: Verlolge der Sadı nad den Regeln 
einer nothwendigen Subhaſtation verfahren.” 
Jener erſte Fall muß hiernach als die Ausnahme, die außer dit: 
ſem Fülle beigefügte Beſtimmung als die Kegel betrachtet werden. 
Tritt der Fall der Ansnahme ein, erklärt alfo der Erbe, Erbe 
ohne Vorbehalt fein zu wollen, fo wird in Folye diefer Erklärung 
fters nach Vorſchrift des $. 70. Tit. 51. der Liquidationsproceß 
darch ein Nefolut beendigt, ohne daß es einer. Prüdufen oder 
eines Prioritäts + Urtels — | j 
Hieraus folgt: 
-daß, fo lange ſich dm Seneficiaterse der * — 
Rechts wohlthat nicht begiebt, die von ihm waͤhrend des erb⸗ 
ſchaftlichen Liquidationsproceſſes ausgebrachte Subhaſtation 
—— Neqlaterundaæ⸗ den Charakter einer nöthwendigen 
‚2 shehält, 
Das Königl. Ober + Landesgericht nimmt aber a an: 
pa Geſetz fege ſtiuſchweigend die Sortjegung des Eine 
tionsprocefled voraus, ° 1 
weil ‚jede nothwendige Subhaſtation ihrem Serriffe: nach einen 
Zwangsverkauf vorausſetze, welcher nur im Wege der Execution 
oder. des Concurſes erfolgen koͤnne. Der Liquidationsproceß ges 
höre nur als eventueller Concurs in die. naͤmliche Kategorie... Es 
behalte daher die im Liquidationsproceß eingeleitete Subhaſtation 
den Kharakter einer nochwendigen nur. alddann, wenn der Liquis 
dationsproceß felbft fortdauert. Diefer könne aber nicht ıheilweife 
-fortgefegt werden, und da die Beneficialerben erktärt haben: 
- "daß fie, mit "Ausnahme der Subhaſtation der Jmmobilien, 
den weitern Liquidationsproceß aufheben wollen, 
falle der Liquidationeproced und mit ihm der Charakter der Sub: 
baftarion als einer nothwendigen weg. 


Diefer Grund wird jedoch durch die folgende Ausführung 
der entgegengelegten Anficht, welche ber Sufligminifter für die rich⸗ 
tige hält, volltommen beſeitigt. 
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a) Nieder Umftand, I 
daß der erbfchaftliche Liquidationsprocek — — — 
bezeichnet den Fall, wo die im erbſchaftlichen Liquidationsptoceffe 
nachgeſuchte Subhaſtation den Charakter einer nothwendigen bei⸗ 
behält; ſondern der im Tit. 52. $. 7. der Proceß- Ordnung wärs 
lich angeführte: 
wenn der Erbe vor oder im Licitationstermine nicht ei: 
ohne Vorbehalt Erbe fein zu. wollen. 
Das Königl. Ober» Landesgericht verlegt diefe klare Vorſchrift 
da die M'ſchen Erben -im vorliegenden Falle nicht erklärt haben, 
ohne Vorbehalte Erbe fein zu wollen, ihre Erklärung im Gegen⸗ 
theil dahin lautet: in keinem Halle Erben * ——— ſein 
zu wollen. 


2) Nah Vorſchrift der. Proceß - Ordnung, ik die Präcuforia 
ſtets mit der Claffificatoria verbunden geweien (Proceß : Ordnung 
Tier. 50. 6. 148.). Deshalb Heiße es im $. 79. Tit. 5l a. a. O. 
ausdruͤcklich: 
daß wenn die Erben ſich als Erben ohne Vorbehalt erklaͤren, 
‚ der Liquidationsproceß-wegfalle, ohne daß es eines. — 
ſions⸗ oder Prioritaͤtsurtels bedarf, 
Hierin iſt jedoch durch die Verordnung vom 16. Mai 1825 (Ger 
feßfammlung S. 150) eine Abänderung erfolgt, indem feit dies; 
fer Verordnung die Präcluforia getrennt von der Klaffificatorig, 
unmittelbar nad Abhaltung des Liquidationstermins abgefaße 
wird, wie dies aud im vorliegenden Fall geichehen iſt. Diefe. 
Hraciuſoria behaͤlt, ungeachtet der Erklaͤrung der Erben, | 
daf fie das fernere Liquidationsverfahren, mit Ausnahme 
der BSubhaftation der Immobilien, aufheben, 


ihre Wirkung, und es kann mithin in der That nicht einmal an⸗ 


genommen werden, daß der Liquidationsproceß wegfalle. Sel⸗ 
nen Hauptzweck hat der erbſchaftliche Liquidationsproceß erfuͤllt. 
Nach ergangener Praͤcluſoria find die Erben vollkommen in den 
Stand gefegt, mit den Gläubigern, die fi gemelder haben, 
ſicher zu unterhandeln, fidy mic ihnen zu vergleichen und fie zu br 


friedigen, ohne daß über die Nichtigkeit und die Location derfelben 


erft erfannt, und ohne daß ein gerichtliches Disrributioneverfahr 
ren eingeleitee werden darf. Die Werordnung vom 16. Mat 
1825 verläre ihre wohlthärige Wirkung, wenn der Beneficials 
erbe nach ergangener Präclufion den erbichaftlichen Liquidations⸗ 
proceß in allen ſeinen Stationen fortſetzen muͤßte! — 


3) Die Erben haben, nach dem Vortrage in der Beſchwerde, 


eigentlich blos der Claſſificatoria und der gerichtlichen Distribution 
der Mobiliarmaſſe ſich begeben. Die Claſſificatoria und die ge— 
richtliche Distribution der Immobiliarmaſſe werden daher Statt 


‚ finden. Sn Abſicht der Immobiliarmaſſe, und hierauf komme, 


/ 
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es Haupefählih an, dauert unzweifelhaft der Liquidationspro 
ceß fort. | 

Das Collegium Hat daher, unter Berädfihtigung diefer 
Gruͤnde, die Angelegenheit nochmals in Erwägung zu ziehen und 
entweder zur Befeitigung der Beſchwerde die geeignete Verfügung 
zu treffen und Abichrift derfelben einzureichen, oder über die Ge 
gengrünte, in diefem Falle unter Einreihung der Subhaſtatione⸗ 
acten und der Generalacten in Betreff der Eonftitution der Paſſiv⸗ 
maffe, zu berichten. 
‚Berlin, den 23. Novbr. 1832, (v. K. J. Bo. 40. S. 437.) 


F. 52: 2.30. ' en ficfei — — 
— J EN He a bei Subhaftationen und Auf 
Auf die Anfrage des Könige, Hofgerichts in dem Berichte 
vont d. SZulic., ' 
die bei Subhafationen und Aufgeboten der Real: Präten 
denen zu beobachtenden Foͤrmlichkeiten betreffend, 
wird dem Kollegio Folgendes eroͤffnet. 

Zuvboͤrderſt wird der mir dem Berichte eingereichte Entwurf, 
welcher eine zweckmaͤßige Zufammenftellung der verſchiedenen ges 
ſetzlichen Vorſchriften über die Friften, die Zahl der Termine und 
die Bekanntmachungen in Subhaftationsfachen, unter Beruͤckſich⸗ 
tigung der den $.:30. Tit. 52. Th. E. der U. G. D. abändernten 
und modificirenden declaratoriſchen Borfchriften, enthält, als ganz 
angegemeſſen befunden, und demnächft auf-die einzelnen zur Spra⸗ 
che gebrachten Punkte Folgendes bemerkt. 

’ Bu 1a Das Collegium hat den Sinn des $. 397. des Am 
hangs I. c. ganz richtig aufgefaßt. Denn wenn in defnjelben auch 
auf den $. 30 ibid. vermiefen wird und diefer Vorſchriften für 
ale und jede Fälle von Subhaftarionen umfaßr, fo har doch das 
mit nichts weiter gejagt werden follen, als daß in dem im $. 397. 
erwähnten Falle nad den Vorfchriften des $. 30. der A. G. O. 
von Subhaftation der Käufer und nicht adeligen Landgüter, des 
ron Werth ſich nicht Aber 2000 Rthlr. beläuft, zu verfahren ift. 

Zul d. Eben fo richtig iſt die Auſicht, wenn das Könial. 
Soofgericht die unmittelbar hierauf folgende Vorſchrift des $. 397. 
aus dem Mefcripte vom 20. Ocibr. 1800 (Meues Archiv Bp. I. 
S. 376.) dahin ſupplirt: daß, wenn der Werth eines adeligen 
Landguts nur 100 Rihlr. oder weniger beträgt, fo verfahren. 
werden foll, wie der $. 30. der A, G. O. bei Eleinen Grundftäden, 
die nur 50 Rthlr. oder weniger taxirt worden, vorfhreibt. — - 

Zu 2. genehmigt ferner das Juſtiz ⸗Miniſterium die Anfiche 
des Collegiums von dem h. 398: des Anh. zur A. ©. DO. Diefer 
Paragraph beruhet nämlich auf der Eircular: Verordnung vom 
3. Mai 1804 (Mathis juriſtiſche Monatoſchrift TH. I- ©. 34.) 
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und auf dem unterm 10. Septbr. 1806 ergangenen Declarations⸗ 
Refeript (daf. Bd. X. ©. 33.) und modificirt in Anfehung kleiner 
ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, welche nicht über 
2000 Rthlr. tarirt find, die in der A. G. O. enthaltene Beftims 
mung. Nach der legtern mußte bei der Subhaflation von ders 
gleihen Gegenftänden, wie bei der Subhaftation nicht adeliger 
Landgäter , deren Werth nicht über 2000 Rthlr. beträgt, verfahs 
ren werden. Nach dem $. 398. des Anh. zur A. G. O. dagegen 
ſollen jene kleinen ſtaͤdtiſchen Grundftäde und Gerechtigkeiten ganz 
fo, wie Meine Ruftitalbefigungen fubhaftirt werden. Hierbei 
fpringt nun aber der, auch von dem Collegio erkannte, Irrthum 
in die Augen; da es flat der Worte „unter 2000 Rıhir.” im. 
dem erwähnten $. 398, des Anh. I. c. „nicht über 2000 Rıhir. ” 
heißen muß. \ F 

Zu 3. Hinſichtlich der nicht adeligen Guͤter, welche nicht 
über 2000 Rthlr., doch über 50 Rthlr. gewürdigt find, und bei 
weichen das Koͤnigl. Hofgericht immer noch einen Unterfähied ma: 
chen zu müffen glaube zwifchen denjenigen Arten von Heinen Aw 
ftitalbefigungen,, von denen die A. ©. O. $. 30.'1. c. mehrere Ar 
ten, als Koffätengüter ıc., anführe, und Landgäter anderer Art, 
wird demfelben eröffnet, daß diefer Zweifel ſchon mehrere Mate 
zur Sprache gefommen, und in den Nefcripten vom 30. Juni 
1828 an dasLand; und Stadtgericht zu Liegnig und vom 24, Mai. 
. 1830 an das Land: und Stadigericht zu Nordhauſen dahin ent; 
fchieden worden: 

daß es bei Subhaftationen folder Nuftifalbefigungen, 

welche nicht adelige Landaüter find, und aud nicht Koſſaͤ⸗ 

ten=, Büdner:, Drefchgärnet:, Freigärtner:, Häusler: 
oder ‚andern dergleichen Beinen Befigungen gehören, einer 
dreimonatlichen Frift, dreier Termine und einer viermaligen 

Sinfertion in die Intelligenzblaͤtter bedarf. 

Hiermit ſtimmt auch die Anweiſung, welche das Königl. Hofge: 
reicht den Untergerichten zu ertheilen beabfichtige, überein. Zu 
den Heinen Ruftitalbefigungen achören die, mit welchen gar Feine 
Landwirthfchaft oder nur eine ganz Meine verbunden ift, fo daß 
kein Geſpann darduf gehalten wirt, alfo in. deren Beziehung 
keine Ertragstare nach $. 14. Tir. 6. Th. II. der A. G. O. Start 
finder. 

Zu 4, Unter Landgätern und Ruſtikalbeſitzungen verfteht der 
$. 30. und $. 397. des Anh. zur A. G. O. Grundſtuͤcke auf dem 
platten Lande, unter ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken dagegen alle diejenis 
gen, welche nicht auf den plarten Rande, fondern in Städten, 
liegen. Die Anficht des Könige. Hofgerichts würde zu dem Re: 
futtate führen, daß Mühlen, Fabriken, Gaſthoͤfe und felbft fol; 
che in Dörfern und fonft auf dem platten Lande befindliche zu den: 

vi 30 
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felden gehörige Fleine Beflgungen, als Häudlerbefisungen, zn 
welchen feine, Fruchtgenuß gewährende, Grundſtuͤcke gehören, 
als ftädtifhe Grundſtuͤcke in diefer Beziehung zu betrachten fein 
würden, welches indefjen gegen die Abfiht der A. G. O. iſt. 
Wenn jedoch dergleichen ländliche oder resp. ſtaͤdtiſche Grundſtuͤcke 
lediglich Theile oder Pertinenzien eines ganzen ſtaͤdtiſchen und laͤnd⸗ 
lichen Grundſtuͤcks find, fo haben fie, mie das Juſtiz-Miniſte⸗ 
rlum hierüber mie dem Collegio einverftanden ift, den Charakier 
des Hauptguts und müffen bei Subhaftationen gleich diejen ber 
handelt werden. 

Zu 53, ift das Zuftiz» Deinifterium darüber mit dem Koͤnigl. 
Hofgericht einverftanden, daß es bei mehreren auf einmal aur 
Subhaſtation geftellten Grundſtuͤcken, welche einen Complexus 
bilden, Behufs der Beſtimmung der Friſten und Formen auf den 
zuſammengerechneten Werth aller Grundſtuͤcke ankommt, jedoch 
dergeſtalt, daß 

zu 5 b. wenn mehrere ländliche Grundſtuͤcke, deren jedes 
einzelne nicht Aber 50 Rehir. tarirr ift, die aber zufammen einen 
Werth zwifchen 2000 u. 50 Rthlr. haben, ſubhaſtirt werden folen, 
dies, infofern nämlich die einzelnen Grundftücke feinen Coms 
plexus ausmadhen, unter Beſtimmung einer ſechswoͤchentlichen 
Friſt, Eines Termins, und mittelft einer einzigen Bekanntmachung 
durch die Öffentlichen Blätter gefchehen muß, und kann daher die 
in diefer Beziehung abweichende Anficht des Koͤnigl. Hofgerichts 
nicht genehmigt werden. 

Berlin, den 14. October 1831. 


Ueberſicht 


der geſetzlichen Vorſchriften, betreffend die bei Subhaſtationen 
von Landguͤtern und ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken zu beachtenden Foͤrm⸗ 
lichkeiten, unter Zugrundlegung: 
U) der A. G. O. Th. J. Tit. 52. $$. 30. 31. 
2) des Anh. zur A. ©. D. $$. 397. 398. 399. 
3) der declaratorifchen Referizte und Werordn., namentlich 
a) Reſcr. vom 3. Mär; 1800, Neues Archiv I. &, 26. 
b) »  s 20. Dctbr. 1800, ibid. I. ©. 26, 
c) Verordnung vom 3. Mai 1804. 
d) Refer. vom 10. Septör. 1806, Juriſt. Monatsfcrift 
Bd. X, ©. 33, 
e) Reſcr. vom 16. Dec. 1811, Jahrb. Bd. VI. S. 188, 


Allgemeine Bemerkungen. 


D In der Regel ift nur ein Subhaftationspatent bei dem 
fubhaftirenden Gerichte anzufchlagen. Ausnahmen treten ein, 
wenn in Concurſen und andern dergleichen Fällen ein anderer 
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Richter um Subhaftation requirirt, oder das Forum reale damit 
beauftragt hat. 

2) Die Subhaftationgfriften find vom Tage der erften Ein; 
ruͤckung in die Spntelligenzblätter an au berechnen. 
3) Der Einrüdungen in die Zeitungen bedarf es wefents 
lich nicht. ; | 

4) Wird mit der Subhaſtation nah $. 12. des Publica: 
tionspatents vom 21. uni 1825 ein Aufgebot der unbefannten 
Kealprätendenten verbunden, ſo muß die Vorfchrift der G. DO. 
Th. J. Tie.51. $. 103. verglichen mit Tit. 50. $. 107 u, f. beob⸗ 
achtet, folglich muͤſſen immer diejenigen gefeßlichen Beftimmun; 
gen befolgt werden, weiche die längeren Friſten und mehrere Foͤrm⸗ 
lichkeiten verordnen. Reſcript vom 7. Juli 1826, 


30% 
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Zu beftimmen find: 





Die 
nach Beichaffenheit des Bekanntmachung 
Grundſtücke. Fri⸗ Ter⸗ durch die Intelligen⸗ 
ften. mine. bfätter muß erfolgen 





A. Bei Landgütern, und zwar: 
1) bei adeligen wenn: 
a. die Saure 5000 Rthlr. oder] nate. 
mehr beträgt . 5 g, 3. I9mal, in jeden Mo: 
nate einmal. 





b. Zare unter 5000 Rthlr. aber 


iiber 2000 Rthlr. i 6, 3. -16mal, in jedem Mer 
nate einmal. 
c. Zare über 500 Rthlr. bis 2000 
Rthlr. incl, 5 . 8. 8, I4mal, in jedem der 


zwei erfien Monate 
einmal, im letzten 
’ Zmal, 
d. Zare nicht über 500 Rthlr. Wo: 
doch über 100 Rthlr.. . Ihen, 
9. | 1. 38mal, jede drei Wer 
ee | 
2) Bei nicht adeligen Landgütern, 


wenn: Mos 
a. die Zare über 2000 Rthlr. dem] nate. 
trägt . 0. 6. I 8. 6mal, in jedem Mos 


—— nicht 2000 doch über 50 nate einmal. 
l 


thlr. 

aa, der Regel nach. 8, 8. 4mal, in jedem der 
ziel erften Monate 
mal im letzten 


bb. Ausnahmsweiſe bei Eleinen me 1 
Ruſtikalbeſitzungen, 3. B. 

‚ Koffätens, Büdner-, Dreſch⸗ Wo⸗ 
und Freigärtner » und Däusßz]| chen. 
lers Güter it. j ’ 59 1. 3mal, jede drei Wo⸗ 


chen einmal. 


c. Zare nur 50 Rthlr, oder we: 
6, 1, einmal; 


niger. ’ . . ’ 
B. Bet ftädtifchen Grundftüden, 


wenn Mos 
a, die Zare Über 2000 Rthir. bes] nate. 
trägt ee m 6, 3, |6mal, in jedem Me 
Wo: nate einmal. 
b. Zare nicht über 2000 en * chen. 
50 Rthlr.. 9. 1. Bmal, ale va“ 


chen einmal. 
c. Zare nur 50 Rthlr, oder we: 
niger. W 6. einmal. 


— J. Bd. 38. &.350.) 
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1. 52.8.3935. Anhang S. 402. 
ut. &ub — —— ———— —— 
mente IR niche € 
“ Auf die Anfrage des Königl. Landgerichts in dem Berichte 
‚vom 15. v. M., 
ob die Amortifation eines ceffionsfähigen Documents über 
eine bei norhwendigen Bubhaftationen ausgefallene Hypothe⸗ 
fenforderung in dem Falle erforderlich ift, wenn ein Miß 
brauch zu fürchten, 3. B. die Caſſation vom Inhaber noch 
nicht erfolgt iſt? 
wird dem Collegio folgende Reſolution ertheilt: 
Bei einer jeden nothwendigen Subhaſtation muͤſſen 
1) in der Regel alle eingetragene Poſten ohne Production der 
Hypotheken » Infirumente geloͤſcht werden, ohne Unterfchied, 
fie mögen zur Perception kommen oder nicht. Eine Aus 
nahme tritt nur In fo weit ein, als der Adjudicator die eins 
getragenen Hypotheken für Rechnung der Kaufgelder übers 
nommen hat, und dies im Adjudicationds Befcheide aus: 
druͤcklich bemerkt worden, oder bei der Kaufgelder s Belegung 
verabredet wird. 
.2) Das Kaufgeldergebot dagegen muß nach Abzug deffen, was 
hiervon nad) dem Inhalt des Adjudications » Befcheides oder 
des Kaufgelder Belegungss Attefted bezahlt worden, im⸗ 
gleichen der hiernach übernommenen Poften nebft den flipus 
flirten Zinfen für Rechnung der Kaufgeldermaffe auf den 
Grund des Adjudications: Befcheides und des Kaufgelders 
Belegungs » Atteftes als eine völlige Hypothek eingetragen 
werden. (Reſcript vom 10, October 1794.) 
Auf diefe Meife erhält der Adjudicatar fundum liberum, wors 
auf er ein Recht, und es wird nur eingetragen, was er nach dem 
Inhalt dev Adjudicaroria wirklich zu bezahlen hat und resp. ſchul⸗ 
dig geblieben ift. 
| Bon einer Amortifation und einem Aufgebot der Hypothe⸗ 
ken = Sinftrumente Behufs der Löfchung kann fonach im Fall der 
nothwendigen Subhaftation niemals die Rede fein. 
Wenn es fich hiernaͤchſt um die Ausfchättung der Maffe in 
‚oder außer dem Kaufgelder » Liquidasionsprorefie, und zwar a) um 
‚die Vertheilung des baar eingezahlten Kaufgeldes, und b) um die 
Ueberweiſung der eingetragenen Kaufgelder handelt, und es kann 
fi hierbei ein Gläubiger nicht duch Ausantwortung feines hy⸗ 
pothekariſchen Inſtruments legitimiren, — fo tritt erfi dann der 
Fall ein, wo für den Gläubiger und deſſen etwanige Ceſſiona⸗ 
rien ıc. eine Specialmafie durch baare Zahlung oder Abzweigung 
einer Partial:DObligation von der über die rückftändigen Kauf: 
gelder ausgefertigten Hypothek angelegt werden kann, und 26 


466 | Allg. Ser. Ordn. 1. 52.:$. 37. 


muß alsdann die Amortifation ,: fo wie das Aufgebot des verloren 
‚gegangenen urfpränglichen Document? ex quo, zum Zwed der 
Praͤcluſion und Behufs der Ausfchättung der Specialmaſſe vers 
anlaßt werden. 

Mas die ausgefallenen Hypotheken betrifft, fo iſt es zwar 
die Pflicht des Subhaftationsrichters,, diefelben zur Vermeidung 
eines Mißbrauchs von dem befannıen, legten Inhaber einzufors 
dern, und die von demfelben angegebenen Motizen über die ers 
folgte weitere Dispoſition darüber zu ‘verfolgen; wenn der Ridhs 
ter aber auf dem Wege diefer Nachforſchung nicht weiter kommen 
kann, fo bedarf es auch deshalb weder einer Amortifarlon, 'noch 
eines Aufgebots der ausgefallenen Hypotheken: Inſtrumente. 


Berlin, den 2. Juli 1832, (0. 8. J. Vd. 40. ©. 180.) 


1.52. 5.37. yusiegung dieles Yaragraphen. 


Auf die Befhmwerde vom 25. d. M. in Subhaſtationsſachen 
des in B. gelegenen Haufes No. 37. wird Ihnen zum Befcheide 
‚ertheilt, daß der $. 37. Tit. 92. der Proceß Ordnung dahin zu 
deuten ift, daß nach 6 Uhr Abends ohne Einwilligung fammts 
licher Intereſſenten kein neuer Bieter mehr zugelaffen werden 
darf, die Licitation der früheren, bis dahin noch nicht abgeſtande⸗ 
nen Ricitanten aber fortgefegt werden muß, bis nur ein Meiftbies 
tender verbleibt, und die übrigen abftehen. 


. Berlin, den 31. März 1833. (9.8.3. Bd. 41. S. 281.) 


I. 52. S. 31. Pieitation am Nachmittage des peremtorifhen Termins, 


Der Zuftizminifter hat aus einer Befchwerde des Kaufmanns 
C. zu M. erfehen, daß bei der Subhaftation des Apotheker C'ſchen 
Grundſtuͤcks der Deputirte des Land: und Stadtgerichts zu M. 
fid) damit begnägt hat, das Liritationsverfahren im peremtoriſchen 
Termine am Vormittage zu fliegen und fih am Nachmittage 
auf dem Gericht nicht wieder einzufinden, — daß am Nadhmits 
"tage ein neuer Licitant fi gemelder, und nun ein neuer Termin 
zur Fortfegung der Licitation hat angefege werden muͤſſen. 
Das Königl, Ober : Landesgericht wird hierdurdy angewieſen, 
‘darauf zu haften, daß die Deputirten in Subhaſtationsproceſſen 
in den peremtorifchen Licitationsterminen fid jedenfalls aub am 
Nachmittage auf den Gericht einfinden und niemals vor 6 Uhr 
Abends das Protokoll fließen, damit das Gericht die Ueberzeu⸗ 
gung gewinnt, daß fih auch wirklich am ganzen Nachmittage fein 
neuer Bieter eingefunden habe und jeder fernere Termin vermies 
den wird. a 
Die Vorfcprift des Reſcripts vom 14. März 1812 (Jahrb. 
1. ©, 45.) läßt ſich bei der erfolgten Aufhebung der Nachge— 


# 
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bote nicht mehr aufrecht erhalten, und wird bierburd aufs 


gehoben. 
Berlin, den 29. April 1833. (v. 8. 3. Dd. 41. ©. 478.) 


1. 52. S. 50. 51. Befugni der Ertrabenten einer Seorbalation, 


ohne Cautionsbeſtellung auf die Fortſehung derſelben auzutragen. 

Auf Ihre Beſchwerde vom 22. Decbr. v. J. in Subhaſta⸗ 
tionsſachen des Baͤcker N. N'ſchen Hauſes sub No. 273. zu A. 
wird Ihnen, bei Remiſſion der Anlagen, zur Reſolution ertheilt, 
daß die Vorſchriften der $$. 50 und 54. Tit. 52. Th. I. der Allg. 
&.D. Ihrem Anırage entgegenftehen. Der $. 50. ftellt eine, 
bis:auf 2 Ausnahmen allgemein gültige Regel auf; der $. 51. 
fügt die 2 Ausnahmen bei, und felbft die in dem Eingange des 
legterwähnten Sphi befindlichen Worte: | 

Hiervon kann nur alsdann eine Ausnahme 

Statt finden, und mit der weitern Subhaftation vers 

. fahren werden ꝛc., | 
beftätige jene Regel des $. 50. . Wenn der Ertrahent der Sub⸗ 
haſtation befugt fein foilte, ohne eine annehmliche Kaution zu be: 
ſtellen, auf Fortſetzung der Subhaftarion zu. beitehen, fo wäre 
Dies eine dritte Ausnahme, welche das Geſetz nicht kennt. 

Auch der von Ihnen zur Rechtfertigung einer folchen dritten 
Ausnahme angeführte Grund greift nicht durch. _ 

Der Srtrahent der Subhaftation iſt allerdings berechtigr, 
bis zur Publication des Adjudicarionsbeicheided auf Repofltion 
ber Acten anzutragen, alein es kann von diefer Befugniß nicht 
auf diejenige gefchloffen werden, auf Fortfegung der Sybhaftation 
ohne Beitellung einer Kaution anzutragen; man fann nicht ſagen: 
jene erftere Befugniß fei die größere, welche die zweite als die 
kleinere in fich Schließe. Gr J m 

Wenn auf den Antrag des Ertrahenten die Repoſition der 
Arten erfolge, fo fallen ihm die Koften das Verfahrens zur Laft, 
und für die Ereditoren, welche nicht die Subhaſtation ertrahirt 
haben, bleibt alles in statu quo. Wenn der Extrahent dagegen 
auf Foriſetzung der Subhaftation anträgt und diefe Statt finder, 
fo vermehren ſich die Koften ; diefe find vom künftigen Kaufgelde 
vorweg abzuziehen und vermindern daher den Antheil des legten, 
zur Perception kommenden Creditors, wenn auch wirklich im 

kuͤnftigen Bietungstermine dad bereitd.erfolgee Meiftgebot wieder 
erreiche werden follte. Wenn aber. diefer Fall nicht eintritt, und 

‚ein Mindergebot gefhieht, fo ift die Lage des legten Creditors, 

- und vielleicht felbft des vorhergehenden, der durch das gegenwärs 
ige Gebot vollftändig gedeckt wuͤrde, noch ſchlimmer, und fie 

wuͤrden eine folhe Gefahr alsdann nur durch eine ihrer Seits 
zu beftellende Caution auf einige Zeit entfernen können, ohne aber 
vieleicht im Stande zu fein, fie für immer abzuhalten. 


* 
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Aus dieſen Gründen muß es bei den Verfügungen des Lands 
und Stadtgerichtd zu A. vom 31. Auguft v. J. und des Königf. 
Ober/ Landesgerichts zu B. vom 6, Decbr. ej. a. bleiben, 


Berlin, den 9, Mai 1832. (0.8.53.%0.39. &. 160.) 


1.52 8.59 u.folg. „ | 

Es edge fo 8. ) Berfahren bei Unbersumung eines Kaufgels 
2 & lengelder ber Boten, BERN: 

} c hreibgebühren für vidimitte Abſchriften. 

Indem dem Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht die mit dem Bericht 
vom / 14. Decbr. pr., 


betreffend die ſpecielle Reviſion der Caſſenverwaltung und die 
ſummariſche Reviflon des Geſchaͤftsbetriebes bei dem Stadt⸗ 
gericht zu Elbing, 
eingereichten Acten, der Entwurf des Vifitationsbefcheides und 
der Bericht des Sommiffarit, Ober: Landeegerichtstarhs S., re 
miteirt werden, wird dem Collegium dabei Folgendes eröffnet: 
ꝛc. ꝛc. 

3) ad V. Wenn bei nothwendigen Subhaſtationen und bes 
vor eın Kaufgelder » Liquidarionsproceh eröffnet ift, von Amts we⸗ 
gen ein Termin zur Belegung und Wertheilung der Kaufgelder 
‘angefegt wird; fo kann den Gläubigern, melde dazu vorzuladen 
find, nur das Präjudiz geftellt. werden, daß entweder eine anders 
weitige Vorladung auf ihre Koften erfolgen oder der Antrag auf 
Eröffnung des Liquidationsproceffes abgewarter, inzwifchen aber 
das Kaufgeld ad depositumn genommen, oder (nach den Beſtim⸗ 
mungen des Nefcripts vom 10. Dctbr. 1796, Rabe’s Sammlung 
Zter Bd. ©. 563 und 569.) bei der Berichtigung des Beſitztitels 
zugleih ex officio im Hypothekenbuche, ſoweit es ruͤckſtaͤndig 
verblieben, nebſt Zinfen dingetragen und dagegen auf den Grund 
Der im Refeript vom 9. Decbr. 1815 (Jahrb. Bo. 6. &, 209.) 
‚enthaltenen Ausführung, wonach die Hypothekenglaͤubiger niche 
doppelte Sicherheit: ihre Hypothek und die Kaufgeldermaffe, in 
Anfprucd nehmen können, mit Loͤſchung aller eingetragenen, bei 
der Adjudicarion nicht ausdruͤcklich Äbernommenen Hypotheken⸗ 
forderungen ohne Ausnahme fofort verfahren merden würde. Den 
Glaubigern kann alsdann nur, gegen Aushändigung ihrer Dris 
gina: Hypotheken: Fnftrumente, worauf der Vermerk der erfolgten 
Loͤſchung nachträglich zu fegen fein wird, die Befriedigung aus 
der Kaufgeldermaffe und resp. Weberweifung der eingetragenen 
ruͤckſtaͤndigen Kuufgelder mirtelft Abzweigung einer Partial: Oblis 
gation gewährt werden. Dem Adjudicatar, der das Kaufgeld 
nicht gezahle Hat, wird die Warnung geftellt, daß das ftipulirte 
Kaufgeld nah Abrehnung der eingezahlteen Summe und ber 
etwa ausdrädlid, übernommenen Hypotheken, nebft Sandüblichen 
Zinfen, ex oflicıo im Hypothekenbuch eingeiragen, auch auf den 


1 
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Antrag eines Hypothekenglaͤubigers die Refubhaftation veranlaße ' 
werden jolle. ‘Der bisherige Beſitzer und Schuldner wird nur 
zugezogen, um fein Intereſſe wahrzunehmen und fich. über die Ans 
forderungen der Gläubiger zu erklaͤren. Mur foweit legtere bereits 
vollſtaͤndig liquidirt und diefe Liquidationen ihm mitgerheift find, 
kann ihm das Präjudiz, daß er gegen deren Zahlung aus der 
Kuufgeldermafle nichts zu erinnern habe, gefegt werden. 


ic. 

5) ad X, Hinfichts der Meilengelder der Boten ift eine ger 
naue Repartition der nach den Beftimmungen der Sporteltare für 
jede Meile zu fiquidirenden 3Sgr. 9 pf. auf die verfchiedenen von 
den beireffenden Boten ausgeführten Geſchaͤfte, wie fich in der 
Praxis gezeigt hat, entweder nicht woͤglich, oder mit unendlichen 
Schwierigkeiten verknüpft. Die Vorfchriften in den Neferipten 
vom 12. Juni 1818 (Jahrb. Sp. 12. ©. 27.) und vom 5. San. 
1821 (Jahrb. Bd. 17. ©. 280 ) bedürfen daher einer Modifica, 
tion, und mit Rädfiht darauf, daß ein gleihmäßiger Satz jeder 
Repartition vorzuziehen, und diefer Sag fo zu reguliren ift, daß 
Die wegen Armuth oder fonft ausfallenden Weiträge gehörig übers 
tragen werden, beſtimmt dem zufolge der Suftizminifter, daß bet 
jeder einzelnen Reife, die der Serichtöbote zu machen hat, für den 
Abtray der ihm zugeftellten Verfügungen, ohne Ruͤckſicht auf die 
Entfernung, | | ö 

„in einer Sache, deren Gegenſtand 50 Rthlr. oder weniger 

beträgt, 2 Sgr.“, | 
„bei Objecten über 50 Rthlr. aber 4 Syr.” 
zum Anfag gebracht werden därfen, in der Art, daß in jeder eins 
zelnen Angelegenheit, es mögen darin eine oder mehrere Verſuͤ— 
aungen, oder ein Umlauf zu infinuiren fein, jene Saͤtze als ein 
Pauſchquantum zu liquidiren find. Auch das Königl. Ober : Lans 
deegericht hat hiernach zu verfahren. u 


x. ꝛc. 

7) x. use 
g. In Betreff der Schreibgebühren für zu vidimirende Dos 
cumente findet der Juſtizminiſter es niche nur der Billiakeit anges 
meſſen, daß für eine vidimirte Abfchrift, da fie eine vorzuͤgliche Ges 
nauigkeit und Sorgfalt in Anfpruch nimmt, der in der Sporteltare 
für Untergerichte für ein mundum beftimmte Sag von 21/2 gr. 
‚pro bogen paffire, fondern es erſcheint dies auch mit der Worfchrift 
der Sporteltare vereinbar, welche den mundis nur die Beilagen 
und bloßen Abfchrifien entgegengefegt, Hierzu aber. vidimirte Ab⸗ 
Schriften nicht gehören. Die entgegenftehende Miniſterial-Verfuͤ⸗ 
gung vom 29.Dcıbr. 1830 (Jahrb. Bd.36. S. 352.) wird daher 
zuruͤckgenominen und können dem zufolge auch ten Beamten .des 
Stadtgerichts zu Elbing für die in Hypothekenſachen zu ferti: 
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genden vidimirten Abſchriften der Documente 21/2 Sgr. Copia⸗ 
lien pro Bogen zugebilligt werden. xxc. 
Berlin, den 20. Januar 1833. (v. K. J. Bo.41L.S. 232.) 


1. 52. $. 62. Auläffiafeit der Refubhaftation ohne neue Klage bei län 
germ als einjährigen Zahlungsversuge Des Adjudicatars. 


Das Königl. Land: und Stadtgericht hat in: dem Bericht 
vom 13. d. M. angefragt: | 

ob auf den Grund eines frühern, in einer nothwendigen 

Subhaſtation ergangenen Adjudicationsbefcheides ohne vor 

herige Klage die Nefubhaftarion eines Grundſtuͤcks zuläffig 

fei, wenn der Adjudicarar nach Ablauf der ihm zur Bezah— 
lung der Kaufgelder gefegten Frift länger denn ein Jahr vers 
ftreichen läßt, ohne zu bezahlen und erft nach Ablauf diefes 
Jahres von den Glaͤubigern auf Reſubhaſtation angerras 
gen wird ? — 
Auf dieſe Anfrage wird dem Koͤnigl. Land, und Stadtgericht Fol⸗ 
gendes eröffnet; 

Man kann davon abfehen, ob bei dem Adjudicationdbes 
fcheide die Natur eines Urtheils oder die eines Contracts vors 
- züglih vorwaltet, da der $. 62. Tit.52. der Proceß » Ords 
nung die Nefubhaftation nicht als ein Erecutionsmistel, fondern 
in Folge einer ftillfehweigenden Bedingung zuläßl. Die Wors 
ſchrift des $ 3. Tir, 24 a. a. D. härte daher auf den Refubhalta= 
tions: Antrag nur anwendbar fein fönnen, wenn Diefes im $. 62. 
Tit. 52, der Proceß⸗Ordnung ausdrücklich vorgefchrieben worden 
wäre. Da dies nicht der Fall ift, ungeachtet über das flattfins 
dende Verfahren fpecielle Beftimmungen getroffen find, fo pflidhs 
tet der Juſtizminiſter der Anſicht des König. Ober » Landesgerichts 
zu Frankfurt, nach welcher die in Rede ftehende Frage zu bejahen ° 
ift, bei. 

Berlin, den 27. Zuli 1832. (v.8.3.%d.40. ©. 182.) 


1. 52 $. 64. Anhang $. 408. * Beſtimmung im eng dur 


4. G. O. $.408, kann nur allf den Fall des Eoncurfes bezogen werden. 
A. 


Simmediarbericht des Juſtiz⸗Miniſteriums. 
- Sin dem $: 408. des Anh. zur A. ©. O. heißt es: 
Auf nochmalige Subhaftation kann nicht von einem Glaͤu⸗ 
biger allein, fondern nur entweder von der Geſammtheit 
der Gläubiger oder doch vermoͤge eines nad) der VWorfchrife 
Th. I it. 50. $. 78— 85, abzufaffenden Conclusi ‚der 
Mehrheit angerragen werden. 
In einem vom Dber + Landesgericht in Inſterburg zur Sprache 
gebrachten Fall har der Gläubiger das Grundftäd feines Schuld, 
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ners zur Subhaftation gebraht, “Der Käufer deſſelben Hat die 
ihm zur Bedingung geftellte baare Zahlung nicht bewirkte, und es 

-ift daher auf NRefubhaftation von Seiten des Glänbigers ange: 
tragen worden. Der Linterrichter hatte dies Geſuch zuruͤckgewie⸗ 
fen, weil in dem vorliegenden Falle der Schuldner die übrigen 
Mealgläubiger bewogen hatte, ihm das Kaufgeld zu creditiren, 
und der gedachte $. des Anhangs dem Geſuche entgegenjtehe. 


Das Dber » Landesgericht in Lirthauen hielt die Entfcheidung 
der darüber entflandenen Beſchwerde für zweifelhaft, Außerre je: 
doch die Meinung, dag mwahrfcheinlich der Anhangs: Paragraph 
nur den Fall des Eoncurfes N von weichem bier nicht 

die Rede fei. 


Das Juſtiz ·Miniſterium Hätr Diefe Meinung für die rich⸗ 
tige. Der 6. 408. iſt aus einem Reſcript vom 22. Juni 1795 
(Stengel’8 Beitr. II. ©. 213.) entnommen, welches mit folgen⸗ 
den Worten beginnt; 

Wir wollen Euch auf die in Eurem Berichte wegen der Res 

fubhaftation in Koncurfen enthaltene Anfrage hierdurch zu 

Eurer Direction nicht vorhalten ıc. 


und nudmehr folgen die Worte des Anhangs, 


Das damalige Staats» Minifterium hatte mithin den Kal 
des Concurſes ſich bei der Entfcheidung gedacht, und der jetzt vor: 
getragene Zweifel ift nur dadurch entftanden, daß die Unfanges 
worte des Refcripts von 1795 in den Anhangs» Paragraphen 
nicht mit übergegangen find. Es muß daher dem auf Subhaftas 
tion antragenden Gläubiger, außer dem Fall des u frei 
ftehen, auf Kefubpaftarion in den Fällen des $. 62 u. f. des 
52. Tit. der A. G. D. anzutragen, wenn auch die andern es 
toren mit diefer Maaßregel nicht einverfianden fein follten, da es 
hier auf einzeln auszuübende, an feine Stimmenmehrheit ges 
bundene Rechte ankoͤmmt, und auch den nicht conſentirenden oder 
contradicirenden SGläubigern kein Nachtheil entftehen kann, da 
nach Vorfchrift der Geſetze der vorige — den Ausfall bei der 
neuen Licitation vertreten muß. 


Da ich es der Form nach fuͤr bedenklich halte, dieſe a 
rafion auf minifterielem Wege zu ertheilen, fo ftefle ich Alleruns 
terthaͤnigſt anheim, dieſelbe Allerhoͤchſt dahin zu genehmigen: 
daß das im $.408. des Anh. zur A. ©. D. gedachte Con- 

clusum der Mehrheit bei einer Werfchiedenheit der Mei; 

nungen im Falle der nach $. 62 u. f. der A. G. O. perord⸗⸗ 
neten andermweitigen Subhaſtation fich nur auf den Fall des 

Concurfes beziehe, außer demfelben aber auch der einzelne 

—— welcher die Subhaftation ausgebracht hat, oder 
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— derfelben beigetreten ift, zum Antrage auf anderweitige Sub⸗ 
baftation für berechtigt zu erachten fei. | 
Berlin, den 17. Decbr. 1830. 
Fuͤr den Juſtizminiſter. 


An v. Kampttz. 
Seine Maſeſtäͤt den König, meinen 
allergnaͤdigſten Herrn. 
| ne B | 
Allerhoͤchſte Königliche Cabinets⸗Ordre auf vorftehenden 


Immediatbericht. 


Der in dem Bericht des Juſtiz⸗Miniſteriums vom 17. b. 
M. ausgehobene $. 408, des Anh. zur A. G. D. kann allerdings 
nur auf den Fall des Concurfes bezogen werden, wogegen außer 
diefem Falle jeder einzelne Gläubiger, welcher Subhaſtation auss 
gebracht Hat, oder derfelben beigerreten ift, ohne Ruͤckſicht auf 
‚die übrigen Gläubiger, das Recht hat, auf anderweite Subha⸗ 
ftation anzutragen. 

Berlin, den 21. Decbr. 1830, 
Friedrich Wilhelm. 


(0.8.3. Bd. 36. ©. 321.) 


ILI. L. S. l. Abhaltung von Werftelgeruugen dur Privarperfonen. 


Auf Ihre gemeinfhaftlihe Eingabe vom 25. November pr. 
‘wird Shnen, bei Ruͤckſendung der Anlagen, eröffnet, daß die 
Beſchwerde über die Verfügung des Königl. Ober : Landesgerichte 
zu Hamm vom 10. Auguft pr. nicht begründet iſt; denn die Abs 
haltung von Verfteigerungen durch Privarperfonen ift nicht allein 
durch kein Gefeg unterſagt, fondern fogar durch ein Reſcript des 
Königl. Staateraths vom 20. Juli 1795 (Rabe Sammlung 
Preußiſcher Gefege Bd. III. S. 120.) ausdrüdlicy geftarter wors 
den. Diefes Reſcript bezieht ſich zwar zunaͤchſt nur auf die vors 
malige Provinz Oſtfriesland; allein der allgemeinen Anwendung 
deſſelben fteht, da es nicht auf der befondern Werfaffung jener 
Provinz beruhet, Fein rechtliches Hinderniß entgegen. Cine Ab: 
Anderung hierin nad Ihrem Antrage würde zu einer Befchräns 
tung der Eigenthuͤmer führen, welche das Juſtiz-Miniſterium 
nicht fuͤr rathſam achten kann. | 

Derlin, den 9, Januar 1832, (v.R.% Bd. 39. ©. 169,) 
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II. 1. $. 3. Adſchaffung des Verteichs· des Eigenthums in Schleſien. 


Dem Koͤnigl. Stadigericht wird auf den Bericht vom 18. 
December v. J., 
betreffend die Abſchaffung des Civil-⸗Verreichs bei Erwerbung 
von Grundſtuͤcken, 
eröffnet, daß, wenn gleich die Hypotheken⸗Ordn. Tit. 2. $. 63. 
es in Anfehung der Auflaffung des Eigenthums bei den in: jeder 
Provinz bisher beſtehenden Gefegen and Verfaſſungen belaffen 
wiffen will, doch ſeitdem das Gefeg vom 23. April 1821 die ge: 
richtliche Werlautbarung und. Confirmation der Kaufcontraste für 
‚unnüg erklaͤrt hat, und der Verreich bei den, von den Generals 
Commiſſionen reffortirenden Auseinanderfegungen durch die Ver⸗ 
fügung vom 27. November 1826 für unnoͤthig erachtet ift, kein 
Srundtift, ihn da beizubehalten, wo derfelbe keine rechtlichen 
Wirkungen hat, und nur eine Koftenbelaftung für die Parteien 
herbeiführt, j 
er Juſtizminiſter findet daher die fernere Abhaltung der 
Zermine zur Auflaffung und zum Verreich des Eigenthums bei 
&rwerbung von Grundſtuͤcken nicht mehr nörhig, und billige die 
Verfügung des Koͤnigl. Ober  Landeögerichts zu Breslau: daß 
Zermine diefer Art künftig nicht mehr anzufegen feien. . j 
- Berlin, den 1. Febr. 1830. (v.8.%.©d.35. ©. 125.) 


11.1. g. 3. Anwendung des Geſetzes vom 23. April 1821 wegen Werlauts | 
boarung der Verträge im Departement von Arnsberg. - 


Aus dem Berichte ded Herrn Hofgerichts s Directors N. vom 
30. April c. habe ich erfehen, wie das Königliche Hofgericht der 
Meinung ift: ee 
daß das Gefek vom 23. April 1821 wegen Aufhebung der 
Verlautbarung und Befätigung der Verträge über unbeweg⸗ 
liche Güter im Hofgerichts » Departement nicht Anwendung 
Diefe Worausfegung iſt jedoch nicht richtig. Es ift zwar im Eins 
gange des gedachten Gefeges die Verordnung nur für diejenigen 
Provinzen ercheilt, wo das Allg. Landrecht, die Allg. Gerichts⸗ 
Drdnung und die Hypotheken⸗Ordnung Gefegkraft haben; allein. 
es ift zur damaligen Zeit feine Provinz vorhanden gewefen, in 
welcher neben dem Allgem. Landrecht und der Gerichts » Ordnung 
nicht auch die Hypotheken » Ordnung Gefegkraft gehabt hätte. 
Durch das Patent vom 21. Juni 1825 find in das Herzogs 
thum Weftphaten, das Fuͤrſtenthum Siegen mit den Aemtern 
Burlach und Neuenkirchen und die Grafihaften Witrgenftein das, 
A. L. R. und die A. G. O. nebft allen diefelben abändernden, ers 
gänzenden und erläuternden Beflimmungen eingeführt, und es 
iſt Daher auch die Abänderung desjenigen Vorſchriften jener Ge⸗ 


# 
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fegbücher , welche durch die Verordnung vom 23. April 1821 er 
folge ift, dort zur Geſetzkraft gelangt, wenn auch die Hypotheken—⸗ 
Drdnung nicht eingeführt ift, indem die Mobdification der Vor⸗ 
fchriften der G. DO. und des L. R. für fich felbft beftehend it. Es 
ift dore um fo weniger Anlaß, die Verlautbarung und Befäris 
gung der in dem Geſetz vom 23, April 1821 bezeichneten Ver⸗ 
träge für forcbeftehend zu erachten, als nad dem Patente vom 
21. Juni 1825 fein Befiger von Grundfläden von Amts wegen 
angehalten werden fol, frin Eigenthum nachzuweiſen, und auch 
bei der Anmeldung von Hypotheken- und Nealrechten, bei Prüs 
fung der Gültigkeit und Nectsbeftändigkeit des Titels, der Nach⸗ 
weis des Eigenthums an dem Grundftüd von Seiten desjenigen, 
von welhem der Titel hergeleitet wird, amtlich nicht erfordert 
wird. Das Königl. Hofgeriht hat alfo hiernach nicht nur zu vers 
fahren, fondern auch die Uintergerichte in dieſem Sinne nachzu⸗ 
weifen. 


Berlin, den 28. Juni 1830. (v.8. 3.80.36, ©. 128.) 


IH. 1. . 6. i j 
> mit ans I Be ——— — —. 

Dem Königl. Ober » Appellationsgerichte wird auf den Be 
riht vom 27. v. M. über die Gültigkeit der von Friedensgerichten 
aufgenommenen und verlautbarten Eheverträge, worin die Guͤ—⸗ 
tergemeinfchaft ausgefchloffen ift, eröffner, daß der Juſtizminiſter 
die Anficht des Collegii nicht theilt. 

Denn die Vorausfegung, daß, da bie Friedensgerichte im 
Großherzogthum Pofen nur die Leitung gewiſſer Angelegenheiten 
nach $. 106 u. f. der Verordnung vom 9. Februar 1817 Härten, 
die Landgerichte den perſoͤnlichen Gerichtöftand eines jeden Ein: 
wohners des Großherzogthums bildeten, iſt nicht in den Gefegen 
begründet. | 

Die Friedensgerichte im Pofenfhen find zur Ausäbung der 
ftreitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit in einem beftimmten 
Bezirke angeordnet, und Ihre Competenz ift nicht in Anfehung 
der Gegenſtaͤnde der richterlichen Wirkfamkeit, fondern befonders 
nur in Beziehung auf die Höhe der Objecte begränzt. Als fora 
spec. causae find fie daher nicht zu betradhten, vielmehr find fie 
der gewöhnliche perjänliche Richter eines jeden Gerichtseingeſeſſe⸗ 
nen, in den nicht ausfchließend dem Landgerichte beigelegten Sa: 
hen, und daher auch zu allen nicht ausgenommenen Handlungen 
des perfönlichen Richter befugt. Die Aufnahme der Eheverträ: 
ge, welche die Guͤtergemeinſchaft ausfchließen, iſt ihnen nicht uns 
terfagt, und es läßt fih aud daraus, daß ihre Gerichtseingefefr 
fenen bei den Landgerichten ein perfönliches Forum haben, nicht 
herleiten, daß fle nicht comperent wären. Es muß hier, wie in 
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allen Fällen, wo jemand ein boppeltes perfönliches Forum hat, 
die Prävention entjcheiden. | 

Aus diefen Gründen erfcheint das Verfahren des Friedents 
gerichts zu Schwerin, welches den v. N. N'ſchen Ehevertrag, mors 


in die Sütergemeinfchaft ausgefchlofien wurde, aufnahm und vers 


lautbarte, nicht ungefeglich. 

Ueberdies kommt in Betrachtung, daß die Worfchriften des 
§. 356 und 422. Tit. 1. Th. IL des A. 2, R., worauf fi $. 6. 
Tit. 1. Th: Il. der ©. DO. und $. #16. des Anhangs derfeiben bes 
ziehen, die Aufnahme beim perſoͤnlichen Richter nicht sub poena 
nullitatis vorfchreiben, und $. All. der Verordnung vom 9. Fe⸗ 
bruar 1817 beftimmt, daß die Incompetenz eines Friedensgerichts 
in Sachen freiwilliger Gerichtgbarkeit, dies Geſchaͤft nicht uns 
gültig macht, fondetn nur die $. 10, Tit. 1. Th. 1l. der G. O. 
beſtimmten Folgen nad) fich zieht. 

- Bei diefen gefeglichen Gründen, und da das Königl. Ober 
Appellationsgericht es felbft für zweckmäßig achtet, daß die Fries 
densgerichte auch die Eheverträge, welche die Gütergemeinfchaft 
ausſchließen, aufnehmen und verlautbaren, .ift e8 rathſam, alls 
gemein zu beſtimmen, daß die Friedensgerichte und Landgerichte 
"zur Aufnahme und Verlautbarung folder Werträge befugt fein 

follen, und nur feftzufegen, daß Friedensgerichte dem vorgefeßten 
Landgerichte von diefen Fällen eine befondere Anzeige machen. 

Das Königlihe Ober» Appellationsgericht wird angemiefen, 
Hiernad eine durch die Amtslaͤtter bekannt zu machende Verfuͤ⸗ 
gung zu erlaffen und Abfchrift derfelben einzureihen. Sollten 
jedody beim Königl. Ober: Appellationsgerihte Bedenken obwals 


sen, welche die richterliche Entſcheidung in Fällen, die dazu ge - 


— 


eignet fein würden, zweifelhaft machen, fo ermurtet der Juſtiz⸗ 


minifter darüber vorher befondern Bericht. 
Berlin, den 16. Novbr. 1829. (v 8.5. Bd. 34. S. 471.) 


” 


An 
das Königl, Ober» Appellationsgericht zu Pofen. 


II. 1. $. 9. 10. Befugnis des Protonotarius bei dem Dber» Landesge · 
ride ju Stettin, actus voluntariae jurisdictionis vorzunehmen. 


A. 


Auf den Bericht des Koͤnigl. Ober » Randesgerihts vom 2ten 
v. M. genehmigt der Juſtizminiſter Hierdurch, daf der bei dem Col; 
legio fungirende Protonotarius, Criminalrath Zitelmann, ferner: 


bin, mie bisher, Handlungen der, freiwilligen Gerichtsbarkeit 


aufnehme. Die ihm unterm 11. Maͤrz 1805 dazu ertheilte Er⸗ 
mädtigung foll durch die Jahrbücher bekannt gemacht werden. 
Es ift auch dabei nichts zu erinnern, daß der ꝛc. Zitelmann die 
Geſchaͤfte vornimmt, wenn die Parteien ſich unmirtelbar bei ihm 


* 
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melden. Uebrigens fol diefe Einrichtung nur fo lange, als der 
ic. Zitelmann das Protonotariar verwaltet, beite alten werden. 
u den * Juni 1833. 


B. 


Nachdem der Antrag des Criminalraths und Protonotarius 
Zitelmann, ihm die Wahrnehmung des actus voluntariae ju- 
risdictionis bei der Regierung zu geftatten, durch das Reſcript 
de dato Berlin den 27. Februar diefes Jahres genehmigt wor: 
den fo wird derfelbe nunmehr hierdurch autorifirt, die actus vo- 
Juntariae jurisdietionis wahrzunehmen, wenn die Parteien ſich 
. außer der Zeit, da das Kollegium verfammelt oder das Präft: 
dium zugegen ift, melden, und folhe als Commiffarius der Res 
gierung ohne befondern Antrag zu verrichten; auch ſich dabei eines 
gehörigen Commiffions + Siegels zu bedienen, wobei derfelbe je: 
doch auf das Poftfeript an das Kammergericht vom 12, April 
1785 hiermit ausdrädlicd, verwiefen wird. . 

Urkundlich unter der Königl. Preuß. Pommerfchen und Cams 
minfchen Landesregierung großem Inſiegel und der verordneten Uns 
terfchrift. So geihehen Stettin den 11. Maͤtz 1808. | 

Autorifation 
zur Wahrnehmung der actus volun- | 
tariae jurisdictionis für den Crimi— 
nalrach und Regierungs,Protonotarius 


Zitelmann, 
(v. 8. 5. ©. 41. ©. 486.) 


11.1. $. 10. Form der Eheverträge, welche zugleich Beſtimmungen von 
— Tode wegen enthalten. 
Auf die Anfrage vom 2. d. M., 
wegen der Form von Eheverträgen, welche zugleich Beſtim⸗ 
mungen von Todes wegen enthalten, 
wird dem Königl, Landgericht Nachſtehendes eröffnet: 
Es unterliegt feinem Bedenken, daß zu Eheverträgen, mels 
he zugleich Beftimmungen über die künftige Erbfolge enthalten 
und vor Vollziehung der Ehe geichloffen werden, auch iegt noch 
die Form genügt, welche $. 10. Tier 1. Th. 11. und $. 15. Tie. 4. 
der U. G. O. vorſchreibt, worin duch die Beftimmungen des 
$. 431. des Anhangs zur A. ©. O. nichts geändert worden iſt. 
Es find alfo bei ſolchen Ehe; und Erbverträgen die Förmlichkeiten 
der Eheverträge, und nicht der, unter Eheleuten nad) gefchloffes 
ner Ehe errichteten Erbverfräge oder Teftamente, zu beobachten. 
Der $. 431. des Anhangs zum $. 15. Tir. 4 Ih. LI. der 
4. G. O., welcher von Erbverträgen überhaupt handelt, wegen 
derjenigen Erbverträge unter Eheleuten aber, die in demfelben 
Inſtrument mit dem eigentlichen Ehevertrage errichtet werden, 
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auf $. 10. Tit. 1. a. a, O. verweiſet, beftimme in zwei Säßen 
wörtlich: 

1) „Wenn die den Wertrag fchließenden Eheleute die Seheim; 
haltung beffelben nicht verlangen, fondern ſolchen zur rich, 
terlihen Prüfung und Veftätigung vorlegen; fo kann das 
mit wie bei einem andern Wertrage verfahren, und den Pas 
citcenten auf Ihr Verlangen eine Ausfertigung ertheilt wers 
den. 


2) Jedoch wird dadurch, daß der Erbvertrag unverfiegelt den 
Gerichten übergeben worden, die Werflegelung und übers 
haupt die bei den Teftamenten vorgefchriebene Form nice 
ausgefhloffen.” — | 
Aus den Materialien Aber die Redaction des Anhangs jur Allg. 
G. D. ergiebt ſich, daß der erfte Sag aus dem Reſeripte vom 21, 
Juli 1800 (Neues Archiv Bd. I. ©. 228) entlehnt ift, und 
dem zmeiten der $. 43. des Anhangs zum A. L. R. Th. I. Tier. 12, 
. 623. zum Stunde liegt, welder wieder auf Grund des Res 
feripts vom 27, December 1796 (Stengel, Bd. II. ©. 666.) 
aufgenommen worden ift. j 
Beide Refcripte betreffen Fälle, wo ein reiner Erbvertrag 
unter Eheleuten in flehender Ehe abgeſchloſſen war, und fie find 
zur Befeitigung der Zweifel ergangen: ob bei einem folhen Erb» 
vertrage die Förmlichkeiten wie bei Teftamenten nothwendig feien, 
und ob auf Verlangen eine Ausfertigung wie bei einem andern - 
Vertrage gegeben werden könne. Ihre Beſtimmungen find in 
dem $. 431. des Anhangs zur 4. G. D, vereinigt, weicher nichts 
Meues hat feftfegen wollen und daher auf Eheverträge, melde 
Verabredungen über die fünftige Erbfolge enthalten und Die nad 
$. 10. Tit. 4. Th. II. der A. G. O. nit als Erbe, fondern als | 
Ehevertraͤge beurtheilt werden follen, nicht bezogen werden fann. 
Hieraus folgt Übrigens auch von felbft, daf zu einem ſolchen 
Ehevertrage nicht der Stempel nach dem Tarif unter der Poſition 
„Erbvertrag“, fondern allein nach der Pofltion „Ehevertrag zu 
verwenden ift, indem die Beftimmungen über das Erbrecht nur 
einen Theil des Ehevertrages bilden, und deffen Natur als Ehe— 
vertrag nicht verändern, (cf. $$. 109, 114.115, Zit. 1. Th. IL, 
des A. 2, R.) | 
Berlin, den 29, Zuli 1833, | 
(0.8.5.%88.42.©. 139.) 


I. 2. $. 10. Beſchtaͤnkung der Befugniß der außerhalb ihres Serichtds 
forengeld mohnenden Juftiriarien, an ihren Wohnorten Yete der freimillis 
gen Gerichrobarteis aufzunehmen, 


Refer. vom 26. April und 23. Juli 1832, (Zum Lande, IL, 
17. 6. 60.) | 
vi 31 
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II. 2. . 15. i \ 
221 338 * Aetuarien an Aufnahme von Handlungen der 
Auf Ihre Vorftellung vom 12. d. M. erhalten Sie zur Res 
folntion, daß die Frage: 
ob Actuarien, melde nur das im Refcript vom 1. März 
1819 angeordnete Eramen beftänden haben, zur Aufnahme 
von Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit befugt find, 
verneint werden muß. Denn diefe Befugniß haben nach $. 15. 
A. G. O. Th. II. Tir. 2. nur Actuarien, die zur Juſtiz vollfiäns 
dig qualifieire find. Eine ſolche vollftändige Aualificarion giebe 
aber nur das beftandene Neferendariats,Eramen, und daher find 
auch Auscultatoren noch nicht dazu geeignet. 


Berlin, den 30. Septbr. 1833. (v. K. J Bd. 42. ©. 141.) 


II. 3. ⸗ 1. Anhang * 426. . i 
u PAR x den über —AXAX Fee Bean 
r j 


Die im Berichte des Königl. Ober Landesgerichtd vom 30. 
April c. in Bezug genommene, aus dem Publicandum vom 16. 
Detober 1797 entlehnte Vorſchrift des $. 426. des Anhangs zur 
A. G. O. ift dur die Allerhöchfte Cabinets: Ordre vom 31. Octos 
ber v. I. keinesweges aufgehoben worden. Es ift im Gegen: 
theil nochwendig, um fo mehr auf die Befolgung jener gejeglichen 
VWorſchrift zu halten, damit die Machtheile der verzögerten Veſitz⸗ 
titelberichtigung dadurch fo viel als möglich vermindert werden. 


Berlin, den 1. Juni 1832. (0.8. 3.80.39. ©.430.) 


II. 2420. Anfährung der Katafter s Nummer bei der Aufnahme von 


. Dem Königl. Ober: Landesgerichte (zu Münfter) wird auf 
den Bericht vom 18. d. M. eröffnet, daß daffelbe, wegen Bes 
nugung des Grundfiener » Katafters in Hypothekenſachen, eine 
gleihe Belanntmadung, mie das Ober - Yandesgericht zu Pader⸗ 
born und das Ober » Landesgericht zu Hamm, ohne Bedenken ers 
laſſen fann. Gerichte und Notarien find verpflichtet, mit mög: 
lichfter Sorgfalt darauf zu fehen, daß durch deutliche, beftimmte 
und volftändige Faſſung der Verträge künftigen Ungemißheiten 
und Irrungen vorgebeugt werde ($, 20. Tit. 3. Th. II. der G. D.), 
und hierzu gehört, bei der Errichtung von Verträgen über Im— 
mobilien in Gegenden, wo das Grundfteuer : Ratafter fo weit ge: 
diehen ift, die Aufnahme der Katafter Nummer als unterfchei- 
bendes Merkmal derfelben. Wer dies unterläßt, muß ſich die 
Koften der dadurch künftig entftehenden MWeiterungen zufchreiben, 
welche er bei gehöriger Sorgfalt hätte vermeiden Können. 


Berlin, den 29, Juni 1833, (v. K. 3.88.41.©.416.) 


⸗— 
— 
- ‚ 
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11.6. 8. 3 fol | | 
— va Ban fin Men Si araisa se 

Die häufigen Befchwerden über die unzweckmaͤßige Behand: 
lung des Abfhägungsgefchäfts bei der Uebergabe verpachteter Land» 
ger und die für einzelne Sntereffenten daraus entſtehenden Ver, 
legungen, haben die unterzeichneten Miniſter zu einer nähern Er⸗ 
woͤgung diefes Gegenftandes veranlaßt. 

Es hat fid durch diefelbe ergeben, daß die Beſchwerden zwar 
oft gegründer find, daß aber, wenn die das Uebergabegefchäft 
leitenden Gerichtsbehoͤrden die vorhandenen gefeglichen Vorfchrif— 
ten forgfältig beobachten, die gerügten Uebelftände nicht eintreten 
fönnen, und daß der Grund derfeiben hauptſaͤchlich nur in den, 
von einer fehlerhaften Praris gedulderen Mißbraͤuchen liege. 

Zur Abftellung folder erhalten fämmtliche Verwaliungsbe— 
hoͤrden, eben fo fämmtliche Gerichtsbehörden der Provinzen, in 
welchen die G. D. gefeglihe Kraft hat, die nachſtehenden Anwei⸗ 
fungen. Ä 
| 5. 1. 


Bei ber Uebergabe und Rückgewaͤhr verpachteter Landguͤter 
und der dabei vorkommenden Abſchaͤtzung der Inventarienſtuͤcke 
dienen die Vorfchriften der ©. O. | 

TH. 1. Tit. 9. $. 38. und Anhang 64. 
ı I. » 10. » 59. 
s 1. » 44 ; 46 u. f. 
:1,:.6, 4u. f. 
zur Richtſchnur. 


5. 2. 


Da zur Leitung des Uebergabegeſchaͤfts landwirthſchaftliche 
Kenntniſſe unentbehrlich find, fo hat das Gericht bei Anſetzung 
des Uebergabetermins nah Vorſchrift der G. O. Th. J. Tir. 9. 
$. 38. und Tit. 44. $. 48. von Amts wegen dafür zu forgen, daß 
dem von ihm ernannten Commiſſarius ein nah Vorſchrift des 
$. 38. des Edicts vom 14. Septbr. 1811 aus den approbirten 
Dekonomie » Commiffarien oder Kreisverordneten zu waͤhlender 
Oetonomie⸗Verſtaͤndiger beigefelle werde, mit defien Zuziehung 
die Uebergabe zu leiten, und nad) defien Rath und Gutachten bei 
der Aufnahme der Tare und Erörterung der dabei vorfommenden 
Streitigkeiten zu verfahren. 
$. 3. | 

Nur bei der Uebergabe von Bauergätern, auch folder Kit: 
tergüter und Vorwerke, bei welchen nur ein unbedeurendes In— 
ventartum übergeben wird, kann die Zuziehung des Oekonomie⸗ 
Verſtaͤndigen unterbleiben, wenn ſaͤmmiliche Intereſſenten aus; 
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A erklären, daß fie die Zuziehung deſſelben nicht für noͤthig 
alten. 
| $. 4. 


Zur Beurtheilung des Dekonomie» Verftändigen gehören bei 
dem Webergabegefchäft die Gegenftände, welche ohne landwirth⸗ 

ſchaftliche Kenntniſſe werden koͤnnen. Bei der 
Abſchaͤtzung der Inventarienſtuͤcke hat daher derſelbe die Vorfra⸗ 
gen aufzuſtellen, wovon die gewöhnlichen Taxanten ſich keine Res 
chenſchaft geben, und welche auch dem mit dem landwirthſchaft⸗ 
lichen Betriebe nicht vertrauten Richter leicht entgehen, z. B. ob 
die Taxe nach den momentan geltenden Preiſen, weiche unter bes 
fondern Umftänden ben gewöhnlichen Preis oft bedeutend übers 
fteigen,,. oder nach den gemein gewöhnlichen oder gewiſſen Durch⸗ 
fchnittspreifen anzulegen, oder ob fonfi nach Inhalt der beſtehen⸗ 
den Cöntracte gewiſſe Mobificationen aufzufaffen oder unzubrins 
gen find; es ift ferner von vemfelben beſtimmt anzugeben, nach 
welchen Borausfegungen in den oben benannten Beziehungen bei 
der Taxe zu verfahren fei, damit die Intereſſenten und der Rich⸗ 
ter Gelegenheit erhalten, Irrthuͤmer dabei wahrzunehmen und zu 
berichtigen; auch find von demfelben die Taranten zu controlliren, 
diefelben auf bemerfenswerthe, von. ihnen etwa überfehene Ge: 
genftände aufmerffam zu machen, und wenn fie in ihren Angas 
ben erheblich von einander abweichen follten, fo ift von dem Oeko⸗ 
nomie: DVerftändigen der Grund diefer Werfchiedenheit zu erfors 
ſchen, und eine Vereinigung darüber zu verfuchen. &ind neue 
Aderinftrumente oder neue Viehracen zu tariren, von deren Werth 
die Taranten feine richtige Kenntniß haben, fo hat der Oekono⸗ 
mie ,Commiffarius darauf, aufmerffam zu machen, daß deren 
Werth auf eine andere Art ermittelt werde, J 


5. 5. 


Die mit den Oekonomie-Verſtaͤndigen feſtgeſtellten Grund⸗ 
fäge, nach welchen bei der Abſchaͤtzung der Inventarienſtuͤcke zu 
verfahren, find jedesmal in der aufzunehmenden Verhandlung 
vollftändig zu bemerken. | 


$. 6. 
Mie viel Taranten zuzuziehen und ob oder in mie viel Klaſ⸗ 
fen diefelden zu vercheilen, iſt nach der G. O. Th. II. Tit. 6. $ 6, 
‚ zu beurtheilen. 
$ 7. 
Sind contractlige Beftimmungen darüber enthalten und 
vorhanden, fo find diefe vorzüglich zu beruckſichtigen. ne 
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Einigen ſich ſaͤmmtliche —— uͤber die — der 
Taxanten „ſo hat es dabei fein Bewenden. 


6.9. 

Findet aber eine ſolche Einigung nicht Statt, ſo iſt mit Be⸗ 
ruͤckſichtigung des $. 64 und 65. des Anhangs zur A. G. O. der 
Landrarh des Kreifes um Ernennung der zu dem Geſchaͤft erfor 
derlihen Taranten zu requiriren. 

$. 10. 

Die Kreis Landräche haben zu diefem Geſchaͤft diejenigen 
Sandwirthe zu wählen, welche durch ihre Kenntniffe und Rechts 
lichkeit fich vorzüglich dazu eignen, auch bleibt ihnen überlaffen, 
diejenigen derfeiben, deren Tüchtigkeit und Gewiffenhaftigkeit hins 
laͤnglich erprobt worden, der Regierung als Kreis: Taratoren in 
Vorſchlag zu bringen, und darauf anzutragen, daß diefelben als 
ein fuͤr allemal zu dergleichen Geſchaͤften zu ernennende Sachver⸗ 
ſtaͤndigen vereibet, und ihnen ein Anertenntnip darüber eriheile 
werde. 


1. 


Zur Abſchaͤtzung befonderer Inſtrumente, neuer Wiehracen 
oder anderer Gegenftände, von deren Werth die Landwirthe nicht 
gewöhnliche Kenntniffe haben, find andere Sachverftändige, wel⸗ 
he zu dergleichen Geſchaͤften befonders ausgebilder find, zuzuzies 
ben, und wenn die Parteien fi) über deren Wahl nicht einigen 
fönnen, fo ift die General: Sommiffion um deren En au 
requiriren, 

$. 12. 

Bei der Vernehmung der Taranten über ben Werth der abs 
zufhägenden Gegenftände ift nad der G. D. Th. I. Tit. 10. 
6. 189 u. f. zu verfahren, die Parteien oder deren Beiftände has 
ben jedoch die abzufhägenden Gegenſtaͤnde felbft den Taranten 
vorzuzeigen, auch iſt ihnen zu geftarten, diefe auf die Umftände ' 
aufmerkfam zu machen, welche auf die Beftimmung des Werths 
der Sachen Einfluß haben koͤnnen. | 

$. 13. 

Wegen der — der Taxanten enthaͤlt der $. 203. 
Tit. 10. Th. J. der ©; O. und $. 84. des Anhangs die noͤthigen 
Beſtimmungen. 

$. 14. 

Die aufgenommenen Taren find fofort den Parteien zur Er⸗ 

klaͤrung vorzulegen, Erheben fie Einwendungen dagegen, fo find 
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diefeiben ausführlich zum Protokoll zu nehmen, und die Tarans 
ten zur Erklaͤrung darüber aufjufordern. Verbleiben diefe bei 
‚ihren Angaben, oder berichtigen fie die Tare nicht zur Zufriedens 
beit, der ſaͤmmtlichen Sintereffenten, und findet aud unter dieſen 
eine Vereinigung nie Statt, fo muß die Commiſſion die ftreitig 
nebliebenen Punkte aus dem Webergabe Protokoll ausziehen, je 
den derfelben befonders erörtern, die Parteien darüber hören, den 
status controversiae unter ihnen reguliren, die vorhandenen 
Beweismittel aufnehmen, und jeden ‘Punkt, fo weit Diefes zur 
leichtern Weberficht und zur Wermeidung von Verwirrungen erfor» 
derlich ift, in.einem befondern Protokolle zum Definitiv  Ertennt- 
niffe inftruiren., 


$. 15. 


Einigen fi bei diefem Werfahren die Intereſſenten uͤber die 
" Anfnahme einer neuen Tare durch andere Sachverſtaͤndige, fo iſt 
eine ſolche fofort zu verfügen. 


$. 16. 


Wird aber der Aufnahme einer folchen neuen Tare von eis 
nem der Sjntereffenten widerfprochen, fo ift die Frage über die Zus 
läffigkeit derfelben: ob diefelbe nody vor der Regulirung des sta- 
tus controversiae zu verfügen, und welche Wirkung der neuen 
Tare beizulegen, wie in andern Proceffen,, von dem Richter zu 
entſcheiden. 


9. 17. 


Bei dem Schluſſe der Sache iſt das Gutachten des Oekono⸗ 
mie» Verftändigen über die ſtreitig gebliebenen Punkte zu erfor⸗ 
dern, und megen der Aufnahme deffelben zu Protokoll, oder der 
ſchtiftlichen Einreichung deffelben nah Worfarift der 4. ©. O. 
TH. I. Tit. 10. $. 59. zu verfahren. 


$. 18. 


Keinem ber Taxanten ift es erlaubt, wegen feiner Bemuͤ⸗ 
Hungen und Auslagen unmittelbar von den Parteien oder deren 
Bevolmaͤchtigten feine Befriedigung zu fordern, oder unter its 
gend einem Vorwande von denfelben anzunehmen; auch dürfen 
Die Parteien nicht den Taranıen in Beziehung auf bie bei der 
Uebergabe gehabten Bemühungen oder Auslagen Geſchenke oder 
Belohnungen anbieten, oder durch Andere anbieten laffen. 

Turanten, welche diefen Vorfchriften zumider handeln, ges 
hen des oͤffentlichen Vertrauens verfuftig, und werden aus dem 
Werzeichniß der Kreis: Tararoren geftrichen. Es wird ihnen das 
QDuatıfie tions » Arteft abgenommen und fie verfallen fonft nach 
Bewandiniß ver Suche dem Sirafgeſetz. 
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6. 19. 


- Die Taranten haben ihre Diäten und Auslagen nad ber 
Beendigung ıhres Gefhäfts zu den Acten zu liquidiren und ihre 
Befriedigung von dem Gerichte, welches die Uebergabe geleitet 
hat, zu erwarten. 


4 20. 


Die Feftfegung ihrer Diäten und Auslagen erfolgt nad der 
®porteltare vom 23. Auguft 1815 und nach dem Reglement vom 
20. Auni 1817 (Gefegfammlung S. 197. ad No. 14.). Nah 
tem Ermefjen des Gerichts kann jedoch eine Erhähung der Diäten 
bis zu dem Sage Statt finden, welchen der Commiffarius des 
Gerichts in derfelben Sache zu fordern berechtigt iſt. 


4. 21. 


Die Provinzialbehörden haben auf die genaue Befolgung 
dieſer Vorfchriften forgfältig zu achten, und die Uebertretungen 
derjelben den Gefegen gemäß zu ahnden. 

Berlin, den 16, Juni 1832, (9. K. J. Bo. 40. S. 186.) 
Der Minifter des Innern Der Juſtizminiſter 
für Handel und Gewerbe Müpler. 

v. Schuckmann. 


11.6. $.12. Anhang $. 437. @uspanarionstare det Grundküt 
fen von geringem Werth. 
Auszug aus ber Verfügung an das König. Ober: Lans 
desgericht zu Glogau, die Vifitation des (Gerichts zu 
Sprottau betreffend. | J 


2) Die Verfügung, daß jede Subhaſtationsſtaxe durch einen 
Commiffarius des Gerichts aufzunehmen fei, führt bei 
Grundſtuͤcken von geringem Werthe zu unverhältnigmäßigen 
Meitläuftigkeiten und Koften; es ift unbedenklich bei ders 
‚gleichen Grundſtuͤcken die Vorfchrift des Anhanges zur Allg. 
G. O. $. 437. zur Anwendung zu bringen, da der Grund 
diefer gefeglihen Vorſchrift, welche wörtlih nur von adlis 
chen Gütern ſpricht, offenbar aud bei andern Grundſtuͤcken 
eintritt, und daher eine Ausdehnung der Vorſchrift in der 
gedachten Art volltommen rechtfertigt. 


Berlin, den 11. Juli 1831. (0.8.3. 0.38. &, 103.) 
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III. J. d. 12 — 22. Beſchleunigung und Werfabren bei den am bie 
Zuftizbehorden remirtirten Immedint » Worftelungen. 

Da Dder » Landesgerichte mehrmals die Befcheidung auf an 
fle zu diefem Zweck remittirte unmittelbare Eingaben bei des Kö» 
nigs Majeftät fo lange ausgefegt haben, daß die Bittſteller bei 
Allerhoͤchſtdenenſelben wiederholentlich eingefommen find; fo wer⸗ 
den ſaͤmmtliche Provinzial: und übrige Gerichtshöfe, fo wie auch 
der Herr General» Procurator am Appellationsgerichtshofe zu Coͤln 
hierdurch angemiefen, die Beſcheidungen auf die an fie zu diefem 
Zwecke vom Zuftiz » Minifterium remittirten Jımmediat » Eingaben 
vorzugsweife zu befchleunigen, und wenn die definitive Beſchei⸗ 
dung weitere Ermittelungen und Erdrterungen erfolgen follte, die 
Bittſteller mindeftens zu befcheiden. Das Minifterium bat zu 
allen Serichtsbehärden das Vertrauen, daß fie diefen Beſcheidun⸗ 
gen diejenige reife Erwägung, Gründlichkeit und Faffung geben 
werden, welche jede, bei des Königs Majeſtaͤt überreichte und 
von Alerhöcftdenenfelben an Königl. Behörden remittirte Gefus 
he erfordern, Das Minifterium bemerkt bei diefer Veranlaffung, 
daß es durchaus unzuläffig ift, daß die Behörden, an welche Sims 
mediatvorftellungen remittirt werden, die Bitefteler, wie hin und 
wieder bemerkt worden, entweder wegen der in ſolchen Vorſtellun⸗ 
gen enthaltenen Ausdräde und Aeußerungen, oder gar wegen 
Querulirens, zur Ahndung oder Unterfuchung ziehen, chne-daß 
barüber eine befonuere Allerhöchfte Beſtimmung, oder eine Ver⸗ 
fügung des Minifteriums erfolge iſt. Eben dies tritt auch in Ans 
fehung der beim Minifterium eingereichten und von demfelben an 
die Gerichte Üüberfandten Vorftellungen ein, 


Hiernach haben fämmtlihe Gerichtshoͤfe und die Königl. 
General » Prosuratur für die Rheinprovinz zu verfahren. 


Berlin, den 9. Mai 1831. (v. K. J. ©. 37. ©.336.) 


III. 1. $. 14. Anhang 8.440. gertahren bei Vorſtellungen, die 


von den Parteien nicht unterfchrieben find. 


Das von der Eivil- Deputation des Königl. Stadtgerichts 
mittelft Berichts vom 4. d. M. angezeigte Verfahren in der Pros 
ceßſache des N. N. wider den N. M, kann das Juſtiz⸗-Miniſte⸗ 
rium nicht billigen Wenn auch auf Vorftellungen, die nicht von 
der Partei felbft, fondern von einer dritten, nicht befannten Per; 
fon für diefelbe ges und unterfchrieben worden, Beine materielle 
Verfügung erlaffen werden kann, fo folgt doch nicht, daß dieſel⸗ 
ben ganz unberuͤckſichtigt bleiben dürfen, da im Allgemeinen bie 
Vermuthung dafür ſpricht, daß die Worftelungen mit Vorwiſſen 
und Zuftimmung der Partei gefertigt werden, In Fällen, wo 
ein Aufſchub ohne Nachtheil Stars finden kann, iſt e6 zwar ges 
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nögend, wenn die Partei bedeutet wird, daß auf die von ihr nicht 
ges und unterfchriebine Vorftellung feine Werfügung ergehen koͤn⸗ 
ne, fondern daß fie ihre Anträge gerichtlih zu Protokoll geben, 
oder in einer vorſchriftsmaͤßig abgefaßten Eingabe anbringen muͤſ 
fe; außer diefen Fällen ift aber bei entftehendem Zweifel auf die 
gedachten Borftellungen gleich ein Termin zur Wernehmung der 
Partei über den Gegenftand der Eingare anzuberaumen und dems 
nähft das Weitere zu veranlaſſen. Dies ift befonders dann ers 
forderlih, wenn, wie im gegenwärtigen Fall, ‚innerhalb einer _ 
beitimmten Friſt gewiſſe Erfiärungen bei Werluft des Rechts abs 
gegeben werden müflen. 


Da die Civil» Deputation des Königl. Stadtgeriches, anftatt 
hiernach auf die Vorftellung vom 19. Septbr. c. den ꝛc. N. N. 
zur Vernehmung über die Appellationd : Anmeldung vorladen zu 
loffen, demjelben blos eröffnet hat, daß die Vorftellung nicht bes 
rücfichtigt werden önne, ohne ihm wegen erwaiger Nachholung 
der Appellation eine Bedeutung zu madhenz fo it der ꝛc. N. M. 
mit Ruͤckſicht auf die Beftimmung des $. 28. Tit. 14. Th. I. der 
A. G. O. noch zu dem Rechtsmittel zu berftatten und die Erecw 
tion aufzugeben. | 


Die eingereichten Arten erfolgen hierbei zurüd. 
Berlin, den 28. Novbr. 1831. (v. K. J. Vd. 38, ©. 313.) 


II. 2. $. 3. Werſetung der Raͤthe aus einem Senat in den andern. 


indem auf den Bericht des Präfldiums des Königl. Ober: 
Landesgerihts vom 31, v. M. vie Verfegung der Ober » Landes; 
gerichtsraͤthe N. N. in das Pupillen» Collegium und den zweiten 
Senat an die Stelle der ausfcheidenden Ober : Landesgerichtsräche 
M. N. hierdurch genehmigt wird, eröffner der Juſtizminiſter dem 
Koͤnigl. Präfidio, daß die Verfegung der Raͤthe in die verfchtedes 
nen Senate oder an das Pupillen Kollegium demfelben lediglidy 
überlaffen wird, da der Chefs Präfident des Ober » Landesgerichte 
auch zugleich Chef ded Pupiliens»Eollegii if. Mur ausnahms 
weiſe behält fich der Suftizminifter vor, über die Vertheilung der 
Mitglieder der Ober» Landesgerichre in die verfchiedenen Senate 
Beſtimmungen zu treffen. 


Berlin, den 2. April 1832, (v. K. J. Bo.39. &.416.) 


auf Di las ale lere u der Berian e Sehr — ſind mehr 


Reſct. vom * 1831. (Zu Th. J. Tit. 35. $. 34. Ans 
hang 5. = 
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LE $. II. Segen Ordnungoſtrafen Ruder kin ER _ 
ıc. Uebrigens kann das Suftiz» Minifterium nicht aunbemerkt 
laſſen, daß die Beſtimmung des Viſitationsbeſcheides, wonach 
dem ꝛc. N. gegen die Verfügung der Ordnungsſtrafe die Provos 
cation auf förmlihe Unterfuhung offen gelaffen worden, nidye 
richtig ift, indem wegen einer folchen Strafe, als einer bloßen Dies 
ciplinar : Maaßreael, überall Fein gerichrlihes Verfahren, fons - 
dern Sediglich der Recurs an die vorgefegte Behörde Statt finder. 
Die Anlagen des Berichts erfolgen zuräd. 
Berlin, den 24 Sjuni 1831. (v.8.5.%80.37.©.375.) 


111 2. S. 23. Lontroue der den Referendarien und Außcältatoren übern ⸗· 


sragenen Referate. 

Aus dem von dem Präfldinm des Königl. Ober Landesge, 
richts unterm 14 d. J. eritarteten Berichte und deffen Beilagen 
hat der Zuftizminifter gern erfehen, daß die älteren Spruchſachen⸗ 
Reſte der dortigen Referendarien und Auscultasoren aufgearbei« 
tet find. 

Dem Präfidium wird aufgegeben, die Veranftaltung zu trefs 
fen, daß alle Vierteljahre aus den Meferaren » Tabellen für jeden 
Referendarius und Augcultator ein Extract Äber Diejenigen Refes 
rate, welche jeder derfelben zugetheilt erhalten hat, angefertigt 
werde, und woraus 

1) die Nummer des Spruchbuchs, 

2) der Senat, bei welchem die Sache vorgekommen, 

3) die Namen der Parteien und der Gegenſtand der Sache, 

&) der Tag der Disrribuiion, und . 

5) der Tay der Ablieferung 
hervorgehen muß. Dieſe Ertracte find zu den Dienft, Acten in 
Vortrag zu bringen, und die noch unerledigeen Referate zu urs 
giren. 

Jeder folder Extract weiſet ſodann nach: wie viel Referate 
ein Referendarius und Auscultator im Vierteljahre zugetheilt er⸗ 
halten hat, und ob er fleißig geweſen iſt. Das Praͤſtdium wird 
dadurch in den Stand gefegt, über den Grad der Ausbildung feir 
ner Referendarien einen überfichtlihen Nachweis zu erhalten, und 
die fleißigen Referendarien erhalten die Genugthuung, daß aus 
ihren Dienfl-Acten der Nachweis ihrer Thärigkeit geführt werden 
fann. Das Ehrgefühl wird fie antreiden, alle Verzögerungen 
möglichft zu vermeiden. 

Die eingereichten Dienft : Acten erfolgen beigehend zuruͤck. 


Berlin, den 23, April 1832, 
(v. 8. J. Bd. 39, ©. 42.) 
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111.3. .8 folg. | Reiſe · Urlaud der Jul; s Commiffarien. ' 


Dem Koͤnigl. Ober » Landesgerichte wird auf die Anfrage in 
dem Berichte vom 8, d. M. eröffnet, daß Juſtiz⸗Commiſſarien, 
welche in Dienfiangelegenheiten Reifen unternehmen, dazu feines 
Urlaubs bedürfen. Die Verordnung vom 16, Decbr. 1824 bes 
ftimmt $. 7., daß fle nur zu Reifen in eignen Angelegenheiten eis 
nen Urlaub bei der vorgefegten Behörde nachſuchen follen. Die 
vorgejeßte Behörde, bei welcher dergleichen Urlaubsgefuche anzus 
bringen find, ift für die Juſtiz ; Commiffarien das competente Obers 
Landesgericht, weil die Juſtiz / Commiffarien bei mehreren Gerichs 
ten fungiren, und häufig mit ihrem Amte auch das des Notare 
vereinigen. Das Ober: Landesgericht, bei dem die Anträge auf 
Bewilligung des Urlaubs für einen Juſtiz⸗Commiſſarius einges 
hen, wird alsdann allenfalls nad) Rüdfrage bei den Gerichten, 
wo der Juſtiz⸗Commiſſarius am meiften befhäftige ift, befkims 
men, ob und unter welchen wegen der Vertretung getroffenen Ans 
ordnungen der Urlaub zu erıheilen fei, und den Gerichten, welche 
biervon Kenntniß haben muͤſſen, Mitcheilung machen. 

Bei Dienftreifen der Juſtiz⸗-Commiſſarien genuͤgt ed, wenn 
diefelben dem Gerichte am Drte, welcher ihnen zum Domicil ans 
gewiefen ift, vor ihrer Abreife anzeigen, daß fie in Dienflangeles 
genheiten verreifen, wohin fie reifen und wie lange ihre Abwefens ' 
heit wahrfcheinlich dauern werde. Sollte die Abweſenheit meh⸗ 
rere Tage dauern, fo müffen fie zugleich anzeigen, Daß und wie 
fie wegen der Verwaltung ihrer Gefchäfte für die Dauer ihrer Abs 

weſenheit geforgt haben. 

Nach dieſen Grundfägen iſt die Beſcheidung des Juſtiz⸗Com⸗ 

miſſarius N. N. zu N. N. unter dem 21. Decbr. 1827 und 20. 

uni c. ergangen, und modificirt ſich hiernach das Reſcript vom 

19. Febr. 1818 (Jahrb. Bo. 11. ©. 33.), worauf das Koͤnigl. 

Dber  Randesgeriht Bezug genommen hat. 

Die Anlage des obigen Berichts erfolgt anbei zuruͤck. 
Berlin, den 30. Novbt. 1831. (0.8.3. 30.38. &.391.) 


III. 3. 8. 8folg. gemitigung des Urlaubs an Yarrjmonialgerichtähal- 
. + ter ſowohl vom @erichtsheren, als von der Auffichtebehorde. 

Auf die Vorftellung vom 24. v. Mes. wird ihnen eröffnet, 
daß Sie offenbar Ihre Stellung zu dem König. Ober ; Landesges 
richte in Paderborn verfennen, wenn Sie annehmen und auszu—⸗ 
führen fuchen, daß die allgemeinen gefeglihen Beflimmungen mes 
gen Nachſuchung des Urlaubs von Seiten der Untergerihısbeams 
ten, und insbefondere auch die Verordnung vom 16 Decbr. 1824 
auf Parrimoniatrichter feine Anwendung leiden, und ®ie daher 
als ſolcher niche ndıhig haben, bei dem Ober : Landesgerichie den 
Urlaub nachzuſuchen. Das A. L. R. enthaͤlt zwar im 17. Titel 
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des Zten Theild keine Beftimmung über den vom Patrimonial⸗ 
richter bei dem Ober - Landesgerichte nachzufuchenden Urlaub, dort 
it aber auch nur überhaupt von dem Verhaͤltniß der Gerichtäher: 
ren zum Staat und zu ihren Juſtizbeamten die Rede; die Vers 
haͤltniſſe der Legteren zum Staat und den von dieſem eingefegten 
Suftiz: Auffichrsbehörden find dagegen nach den Beftimmungen 
des A. L. R. Th. II. Tit. 10. und der A. G. O. zu beurtheilen, 
und zwar um fo mehr, als fie nad dem Gutachten der Geſetz⸗ 
Kommiffion vom 10. Juli 1802 und dem Neferipte vom 5. Aus 
guſt ej. a. (Rabe’s Sammlung Bd. 7. S. 195.) fogar den uns 
mittelbaren Staatsbeamten gleich zu achten find. Nach $. 92 
und 93, Tit. 10. Th. IL, des A. L. R. wird wegen der Verpflich⸗ 
tung der Beamten, den Urlaub zu Reifen bei ihren Amtsvorges 
fegten nachzuſuchen, auf die für jede Klaffe von Beamten vorges 
fhriebenen befondern Sefege und Amts» Inftructionen verwiefen. 
Als ſolche find für die Juſtizbeamten — wenn fie auch nicht bei 
einem Königl. Gerichte angeıtelle find? — die A. G. O. und na⸗ 
mentlih Th. ILL. Tit.8. 96. J. 8. 14. für die Unitergerichtsbeams 
ten, fo wie die Verordnung des Juſtiz-Miniſterii vom 16. Des 
cember 1824 zu erachten und nach den vorerwähnten Beftimmuns 
gen des A. 2. R. von jedem Beamten genau zu befolgen. Das 
Verhaͤltniß der Patrimonialrichter zu ihren Gerichtsherren nach den 
Beftimmungen der 69. 37 — 48. Tit. 13. Th. J. des A.2.R., und 
die den letzteren obliegende Vertretungsverbindlichkeit macht es 
aber auch nothwendig, daß die Juſtitiarien, und insbeſondere 
diejenigen, welche am Sitze des Gerichts wohnen, und ſich auf 
die Juſtizverwaltung bei dieſem Gericht contractmäßig beſchraͤnkt 
- haben, den Urlaub zu ihren Reifen zuerft bei dem Gerichtsherrn 

nadfuchen, und fodann die erfolgte Bewilligung deffelben und der 
vorgefhlagenen Vertretung dem Ober Landesgericht nachweiſen, 
und bei diefem um eine gleiche Bewilligung bitten, Hiernach has 
ben Sie fi fünftig genau zu achten, und den zu den Pfingſife⸗ 
rien gewünfchten Urlaub nachzuſuchen. Das Königl. Ober» Lan: 
desgericht zu Paderborn ift Übrigens angemwiefen worden, Ihte 
von dem Gerichtsherrn genehmigte Vertretung durch den Referen⸗ 
darius N. zu geftatten, wenn dagegen fonft nichts zu erinnern ift, 
als daß dem Affeffor N. dadurch die Directiom des Gerichts ent 
zogen wird. Die eingereichte Refolution vom 6. v. Mes. erfolgt 
zuräd. | 

Berlin, den 17. Mai 1832. (v. K. J. Bdo. 39. S. 382.) 


III. 3. $. 44. Anfährung der Verfügungen deö Juftig» Mminiſteriums in 
den am daſſelbe zu erſtattenden Berichten. 


Durch die in den Jahrbuͤchern Bd. 18. S. 21. abgedruckte 
Verfügung vom 27. Juli 1821 iſt beſtimmt: 
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daß die Behoͤrden in Ihren Berichten an den Juſtizminiſter 

nicht allein die Data der Werfügungen deffelben, worauf die 

Berichte Bezug nehmen, fondern auch die Sjournal : Nums 

mer und Buchitaben anzuführen haben. 

Da diefe Anordnung nicht überall befolgt wird, fo findet fich der 
Juſtizminiſter veranlaßt, das Königl. Ober Landesgericht auf 
diefe aufmerffam zu machen, und deren Beobachtung in Erinne, 
sung zu bringen. 

Dabei wird dem Eollegio zugleich bemerflich gemacht, daß 
es zur Erleichterung ‘der Gefchäfte gereicht, wenn, wie bereits 
von vielen Behörden gefchieht, | 

1) der Bericht auf halb gebrochenen Bogen gefchrieben , 

2) das Darum des Berichts gleich oben linker Hand bemerkt, 

und darunter: | 

3) der Name der Behörde, welche berichtet, und der Gegen: 
ftand des Berichts gefegt wird, mit Angabe der Miniftes 
rial = Verfügung und der Journal: Nummer, wenn fih der 

Bericht auf eine ſolche Verfügung bezieht. 

Diefe Einrihtung hat zugleid das Bequeme, daß der Bericht 
in feinem Eingange keiner Bezugnahme auf die veranlaffende Ver⸗ 
fügung, den Namen der Betheiligten oder den Gegenftand der 

Sache weiter bedarf, der Vortrag alfo abgekürzt werden fann. 

Das König. Ober: Landesgericht hat in diefer Art künftig 
feine Berichte einzureichen und deshalb die Expedition und Kanye 
lei mit Anweifung zu verfehen. 


Berlin, den 22, Octbr. 1832. (v. K. J. ©. 40, ©.464.) 


II. 3. S. 62. Votum limitatum der neu angeftellten Dbergerichtös = 


Uſſeſſoren. 


Bet dem jſetzigen Andrange zur dritten Prüfung vermehrt 
fi die Zahl der bei dem Obergerichten angeftellten Affefforen bei 
einigen derfelben fo fehr, daß beim Votiren nur die Stimmen der 
Affefforen, welche alle mit einem illimitirten Voto angeſtellt find, 
entfcheiden. Dies if für die Rechtspflege ſelbſt nicht vortheilhaft, 
da dadurd die. Stimmen der bewährten älteren Raͤthe ihr Gewicht 
verlieren. Weberdies muͤſſen jet mehrere Ober = Landesgerichtss 
Affefforen bei Untergerichten fungiren, und es ift nicht paflend, 
diefe mit einem vollen Votum bei dem Dbergerichte angeftellten 
Arbeiter zu einem Untergerichte des Departements zu verfegen. 


Zur Werhätung der Inconvenienzen, melde hiernach das 
durch enıftehen, daß alle Obergerichts ; Affefforen mit einem uns 
eingefchräntten Voto, wie es die Allerhoͤchſte Cabinets Ordre vom 
17, Mai 1809 nadließ, angeftellt wurden, foll die Anftellung 
der DObergerichts » Affefforen von jegt an bis auf Weiteres nur fo 
geſchehen, wie es die 4. ©. D. Th. IL Tit. 3. $. 62. in An⸗ 
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fehung ihres Votums beflimmt, und das Votum illimitatam nar 
bei den Ober: Landesgerichten, bei weichen nur fehr wenige Aſſeſ⸗ 
foren angeftellt find, und aud hier nur denen beigelegt werden, 
weiche ſich durd ganz vorzägliche Dualification empfehlen, oder 
in etatsmäßige Affefforftellen einruͤcken. 

Es wird durch eine befondere Verfügung jedeemal beſtimmt 
werden‘, wenn einem Affeffor ein Votum illimitatum conferire 
wird, die Regel aber bleibt, daß die Affefforen nur ein beichränts 
tes Votum haben follen, und durd ihre Beftellung erhalten. 

Bon diefer Verfügung erfolgen zum Gebrauch im Collegio 
zwei Abjchriften. 

Berlin, den 26. Novbr. 1830. (v.8. J. Bo. 36. ©. 331.) 


III. 3. $. 63. Unsfchließung ber mit einem Voto limitato angeftellten 
em von der Wollziehung diefer Beſchlöſſe, bei welchen fie kein Votum 
en. a - 


Auf das Geſuch vom 28. v. M. wird Ihnen eröffnet, daß, 
da Ihre Anftellung nur mit einem befchräntten Worum erfolgt 
it, das Zufkiz- Minifterium die anbei zurüd erfolgende Verfuͤ⸗ 
gung des Ober » Appellationsgerichts zu Pofen vom 15. v. M., 

wonach Ste die Urtel und Befchläffe, bei welchen Sie kein 
Votum haben, nicht mit vollziehen, 

. begründet finder. = 
Berlin, den 11. Febr. 1831. (9. K. J. Bo.37. S. 97.) 


111. 3. $. 62. 
3,8 Beatpuung vo ggienähs „er anf Asirte Dit an 

So geneigt auch der Juſtizminiſter ift, den Ober Landes 
gerichts = Affefforen, welche den Dienft bei den Verwaltungsbe⸗ 
hörden kennen lernen wollen, die Benugung der ihnen dazu dar⸗ 
gebotenen Gelegenheiten zu geflatten, fo erlauben es doch die 
Dienftverhältniffe durchaus nicht, ſchon eratsmäßig oder mit fixir⸗ 
ten Diäten bei den Gerichten beihäftigeen Affefforen zu geflarten, 
bei Verwaltungsbehörden auf einige Zeit zu arbeiten, 

Die Entfernung eines jeden etatsmaͤßig oder mit firirten 
Diaͤten angeftellten richterlichen Beamten aus feinen Dienftver: 
hältniffen bewirkt jedesmal eine Störung in den von ihm bear⸗ 
beiteten Gefchäften, da ein bedeutender Zeitverlauf noͤthig ift, 
ehe der beftellte Vertreter mir den von dem Vorgänger bearbeiteten 
Sachen genau befannı wird. Es ift daher ungenügend, daß dere 
jenige, welcher bei einer andern Behörde, als bei der er anges 
ſtellt ift, einige Zeit arbeiten will, fein Gehalt oder Diäten zur 
Remuneration eines Stellvertreters für die Zeit feiner Entfernung 
zur Dispofition ftellt. Ä ; 

Da ſich nun in neueren Zeiten bie Dispenfationdgefuche etats⸗ 
mäßiger oder mit firirten Diäten angeftellieec Beamten, weiche 
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bei Verwaltungsbehoͤrden zu arbeiten beabfichtigen, gehäuft has 
ben; fo made Ew. Hochwohlgeboren ich hierdurch bekannt, daß 
dergleichen Geſuche nicht berückfihtige werden follen. | 
Es foll zwar den Affefforen, welche weder mit Befoldung 
noch mit Diäten anaeftelit find, die Erlaubniß zur Befhäftigung 
bei Verwalrungsbehörden, fobald fie beim Juſtiz-Miniſterium 
darum anſuchen, nicht verfage werden; dagegen Binnen Affeffos 
ven, welche Befoldungen oder Diäten beziehen, die Genehmigung 
zu einer Beihäftigung bei Verwaltungsbehoͤrden nur erhalten, 
wenn fie die Stelle, welche fie in der Juſtiz befleiden, ganz auf> 
geben, und dadurd deren andermeite definitive Befegung möglich 
machen. Indem ich Sie von diefem Beſchluſſe in Kenneniß fege, 
überlaffe ich ed Shnen, Hiervon denjenigen Aſſeſſoren, welche Ans 
träge um eine zeitige Dispenfation formiren wollen, Nachricht 
zu geben, um fi hiernach zu achten und ihre Gefuche zu modi: 
fieiren. 
Berlin, den 16. März 1831. (v.8.%. 8b. 37.&.95.) 


111.4. $.1. guricwei 
nen BEER a Böztpani en I ap 

Bei der großen Zahl derjenigen, welche fih dem Staats 
dienfte als Juriſten widmen, ift es nothwendig, diejenigen davon 
abzuhalten, welche weder durch Talente begünftige find, noch 
durch Fleiß au den Erwartungen berechtigt haben,‘ weiche eine 
unerläßlihe Bedingung ihrer künftigen Beförderung find. Dies 
jenigen, welche bis zu ihrem erften Eintritt in den Staatsdienft 
weder die Kraft und das Talent, noch die Anfirengung befigen, 
wegen ihrer Schulftudien fih das Zeugniß No, IL. zu erwerben, 
gewähren feine Hoffnung für die im Staatsdienſt erforderliche 
Anftrengung und Ausdauer. 

Das Yuftiz: Minifterium verordnet daher, daß derjenige, 
welcher beim Abgange von Gymnaſien nur No. III. erhalten, und 
auch während der akademischen Studien keine höhere Qualificas 
tion durch die Prüfung bei den wiffenfhaftlihen Prüfungs-Com; 
miffionen der Univerficäten erworben hat, mit dem Geſuche um 
Bulofjung zur erften juriftifchen Prüfung zurücdgemwiefen mer: 
den foll. 

Diefe Maaßregel fol mit dem October fünftigen Jahres in 
Wirkfamkeit treten, und bis dahin werden Dispenſationsgeſuche 
vom vollftändigen triennio academico der: inzwifchen mit No. III. 
verfehenen Abgegangenen nicht berücfichtigt werden. “ 

Das Königl. ꝛc. hat ſich hiernach zu achten, und diefe Vers 


fügung durch das Amisblatt feines Departements zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. Decr. 1831. (9.8.3: Bd. 38. ©.388.) 


* 
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III. 4. $. 2. Enpdfiftenzmirtel der Audcuftatoren und Keferendarien. 


Die 4. G. O. verordnet TH. IH. Tit 5.2: 
der Rechtscandidat müffe von Mitteln und Unterſtͤtum 
nicht ganz entbloͤßt fein, damit er während. der zu. feiner Vor⸗ 
bereitung und Prüfung erforderlichen Zeit ſich feinen Unter: 
halt verfhaffen und die Gelegenheit zu feiner Verforgung 
abwarten könne. 
Dies Erforderniß eines Rechtscandidaten ſcheint in vielen Fällen 
überfehen worden zu fein, da in neuerer Zeit Unterfiügungsgefu: 
he von Auscultatoren und Neferendarien eingehen, und mehrere 
der legten fogar um Erlaß oder Stundung der Beftallungsgebüß: 
ren wegen Dürftigfeit gebeten haben, und au von andern @eis 
ten Spuren ihrer für den $ffentlichen Dienft nachtheiligen Außer 
ſten Dürfrigkeit ſich zeigen. Es geht daraus hervor, daß das 
Rechtsſtudium fehr-oft ohne Ruͤckſicht auf die Zukunft und bios 
in der Hoffnung gemähle ward, um nur recht bald zu irgend einer 
Anftellung zu gelangen und dadurch von Nahrungsforgen fi zu 
befreien. Wie nachtheilig dies auf den Dienft ſelbſt wirken muͤſſe, 
und wie wenig ſich von folden Staatsdienern in der Regel ers 
warten laſſe, leuchtet ein, und es iſt bei der jegigen großen 
Zahl der Bewerber befonders wichtig, auf obige gefeglihe Vor⸗ 
fchrift aufmerkſam zu machen. 
Das Königl. ıc. hat daher bei den Anmeldungen zur erften 
| Prüfung den Nachweis des gedachten Erforderniffes zu verlangen, 
und in den Berichten nach erfolgter zweiter Prüfung, daß dems 
felben genügt fei, zu bemerken. 
' Berlin, den 19. Octbr. 1831. (0. K. J. Vd. 38. 3. ©. — 


II. 4. 9.3. Anhang $. 450. Hruͤfung der Nechtscandidaren im 
Staatd« und Voͤlterrecht. 

Es iſt zur Kenntniß des Chefs der Juſtiz gelangt, daß auf 
einer inländifchen Univerſitaͤt bei der diesmaligen Revifion der Ans 
meldebücher derjenigen Studirenden, welche keine Vorleſungen 
angenommen, abermals und mehr als je von den Studirenden 
der Rechte der Einwand vorgebracht ift, fie hätten bereits in den 
erſten zwei jahren Alles gehört, was fle zu hören brauchten, 
denn juriftifche Encyklopaͤdie, Nechtsphilofophie, jurifliiche Her⸗ 
meneutif oder Exegeſe, Staatsrecht, Voͤlkerrecht und dergleichen, 
feien fie zu hören nicht verpflichtet, auch werde von den Königl. 
Ober: Landesgerichten niemald nad Zeugniffen über dergleichen’ 
Vorleſungen gefragt. 

Aus dieſer Weranlaffung wird ſaͤmmtlichen Koniglichen Lan⸗ 
des⸗ Juſtizcollegien die Befolgung der in dem Reſcripte vorm 1. Ju⸗ 
ni 1797 und in dem $. 450. des Anhangs zur A. G. O. enthals 
tenen Anweiſung, wonach das Auscultator⸗Examen nicht auf 


— 
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das bürgerliche Privatrecht zu befchränfen, fondern auf die Theo: 

rie der Rechtswiſſenſchaft Aberhaupt, desgleihen auf das Volter⸗ 

und Staatsrecht zu erſtrecken, hierdurch in Erinnerung gebracht. 
Berlin, den 17. Aug. 1830. (v. K. J. Bdo. 36. ©, 148.) 


111.4. $. 6. Beſchaͤftigung der Auseultaroren bei einem Inquiſitoriat. 


Der Juſtizminiſter kann den, im Berichte des Koͤnigl. Ober: 
Landesgerichte vom 16. d. M. enthaltenen Antrag, auf Bildung 
einer fünften Actuarienftelle bei dem dortigen Inquiſttoriat, und 
einftweilige Gewährung eines diätarifhen Huͤlfs⸗Actuarii, nicht 
genehmigen. Ein jeder Auscultator muß, ehe er zum Neferen; 
dariat zugelaffen wird, eine Zeitlang als Protokollfuͤhrer bei einem 
Eriminalgerichte fungirt haben, da er vorher prakliſch den Ges 
ſchaͤfts betrieb bei einem Eriminalgerichte kennen gelernt Haben muß. 
Wenn das Königl. Ober: Landesgericht diefe Beftimmung gehörig « 

berüdfichtigt, und, was zugleich hierdurch beſtimmt wird, feinen 
Auscultator zu den Gefchäften beim Collegio admittirt, der nicht 
vorher bei dem Inquiſitoriat gearbeitet hat, fo wird es nicht an 
Protokollfuͤhrern bei den Inquiſitoriaten fehlen, und die Anftels 
lung eines neuen Actuars ſich als unnüg belegen. 

Berlin, den 29. Mär; 1830. (0.8. 3.80.35. ©. 134.) 


HL 4. $. 6 —8. Duuer der praftifchen Worbereitung der Ansculta⸗ | 


Da die Ausbildung zum Referendarius durch eine einjährige 
Beihäftiguug als Auscultator nur Bei außerordentliher Thaͤtig⸗ 
Leit und fehr großer Vorbildung zu erlangen ift, fo wird dag Rd: 
nigl, Ober» Landesgericht auf den Bericht vom 25. v. M. anges 
wieſen, feinen Auscultator zu der Präfung pro referendariatu 
zu verflatten, der nicht weninftens ein Jahr bei einem Unterges 
richte in allen Gefchäften des Juſtizdienſtes mir Fleiß und Nugen 
gearbeitet, und außer diefem Jahre noh 3 Monat bei einem In— 
quifitoriat als Protofolführer und in Actuariatsgeſchaͤften fungirt 
hat. Nur, wer bei einem Untergerichte in mehreren Unterfus 
chungsſachen als Protokollführer gearbeitet, und dies befcheinige 
Hat, kann von dem Arbeiten bei einem Inquiſitoriat während der 
Auscultatur dispenfirt werden, allein ein ſolcher muß mindeftens 
Ss Jahr bei einem Untergerichte gearbeiter haben, ehe er zur 
Meferendariard Prüfung zugelaffen wird. 

Berlin, den 11. Febr. 1831. (v. K. J. Bo.37. S. 94.) 


III. 4. F. 6 folg. Verſethzung der Referendarien nnd Auseultatoren. 
Wenn ein Auscultator oder Referendarius ſeine Verſetzung 
nachſucht, ſo bedarf es einer Genehmigung des Juſtizminiſters 
nicht. 
vi | 32 * 
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Es genuͤgt, daß ihm vom Praͤſidio des Ober⸗Landesgerichts 
ein Dimissoriale ertheilt wird, mit dem Beifuͤgen, daß ſeiner 
Wiederanſtellung bei einem andern Ober-Landesgerichte nichts 
im Wege ſtehe. 

Damit kann er ſich bei jedem andern Ober-Landesgerichte 

melden, melches fodann die Anftellung und die Dienf: Acten avo⸗ 
ciren wird. 
Das von dem Königl. Ober -Landesgerichte mit dem Be⸗ 
richte vom 28. v. M. eingereichte Geſuch des Autcuftatore M. 
um Verſetzung an dag Ober » Landesgericht zu Königsberg, erfolge 
daher hierbei zuruͤck. 

Berlin, den 7. April 1832, (0.8. J. Bd. 39. ©. 417.) 


11.4. 8. 9. 
. s net der Auscultatur und Entfernung alter Auseultatoren 

Das Königl. Kammergericht wird auf den, über die Dienſt⸗ 
führung des Stadtgerichts » Auscultators 2. zu P. erſtatteten Ber 
richt vom 1. d. M., bei Ruͤckſendung der Anlagen deffelben und 
der eingereichten Acten, angettagenermaßen hierdurch autorifirt, 
den ꝛc. 2. aus dem Juſtizdienſte zu entfernen, 

Zugleih wird das Collegium angemiefen, allen Auscultato⸗ 
ren, welche ſich nicht etwa zum Subalterndienft ausbilden wollen 
und über drei jahre lang angeitellt find, ohne fi zur zweiten 
Prüfung gemeldet zu haben, anzubefehlen, fich binnen 3 Mona⸗ 
ten zur mündlihen Neferendariats: Prüfung zu melden, mwidris 
genfalls fie aus dem Juſtizdienſt entlaffen werden würden. Die 
jenigen, die fi melden, find zur mündlichen Prüfung zu verftats 
ten, und wenn fie beftehen, find ihnen Acten zur Anfertigung 
der Probe : Relation zuzuftellen. Hinſichtlich aller übrigen, die ſich 
nicht melden, find die Dienft: Acten und Berichte ihrer unmittel« 
baren Vorgefegten über die Qualification und die Application der 
felben einzufordern., Die brauchbaren unter denfelben find von 
Amts wegen zu einem andermeitigen, auf drei Monate hinaus 
zu feßenden Termine vorzuladen, die unbrauchbaren aber zur Ents 
lafjung anzuzeigen. Ueberhaunt darf künftig fein Auscultator 
in der richterlihen Laufbahn geduldet werden, der innerhalb vier 
Jahren feine Ascenfion zum Nefetendartus zu. bewirken nicht im 
Stande ift. 

Berlin, den 7. Novbr, 1832. (v. K. J. Bdo. 40.S. 444.) 


III. 4. 13. 
a Syn Be er de Eimnaieiacen wet Sit 
Durd DR Eircularverfügunaen vom 8. Dechr. 1828 (Jahrb. 
Bd. 32. &.296.) und 12, DR 1829 (Jahrb. Bd. 34. ©. 473.) 
ift angeordnet: 
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daß jeder Referendarius, ehe er zu einem Amt als Richter 
oder Juſtiz-Commiſſarius in Vorſchlag gebracht, oder zur 
dritten ‘Drüfung bei der Jmmediat» Eraminationecommif: 
fion verftattet werden fann, einige Zeit, und zivar wenig, 
ftens drei Monat, bei einem Eriminalgericht oder Inquiſi⸗ 
toriat, als Inquirent befhäftige gewejen fein, und durch 
ein Atteſt diefer Unterfuhungsbehörde nachweiſen muß, daß _ 
er die ganze Zeit hindurch mit Fleiß und zur Zufriedenheie 
des Gerichts gearbeitet habe. 

Damit der oͤftere Wechſel der Inquirenten nicht nachtheilig auf 

den Gang der Unterfuhungen einwirke, und der Zweck diefer Ans 

ordnung vollftändig erreicht werde, beſtimmt der Juſtizminiſter 
noch Folgendes: 

u) Der einem Criminalgericht oder Inquiſttoriat zugeordnete 
Neferendarius hat die ihm übertragenen Unterfuchungen als 
Inquirent felöftftändig zu bearbeiten, unter der allgemeinen 
Auffiht des Dirigenten des Gerichts. Diefer beurtheilt, 
was fuͤr Unterſuchungen dem Referendarius zuzutheilen ſind, 
und controllirt den Geſchaͤftsbetrieb deſſelben. 

2) Der Referendarius entwirft die zu erlaſſenden Verfügungen 
im Concept, der Dirigent des Gerichts revidirt und unter: 
zeichnet fie, 

3) Die von feinem Vorgänger übernommenen, fo mie die in 

den beiden erfien Monaten feiner Beſchaͤftigung ihm zuger 
theilten Unterfuhungen muß der Referendarius bis zum 

Schluß der Unterfuhung fortfegen. Nur die im legen Mo— 

nat auf ihn dietribuirten ift er nach Ablaufıder beitimmten 

Uebungtzeit an feinen Nachfolger abzugeben berechtigt. 

In feinem Abgangszeugniffe ift ausdrücdlich zu atteftiren, 
daß er der vorftehenden Beftimmung volluändig genügt habe. 
Das Königl. Ober Landesgericht kann jedod in Betreff eins 
zelner Unterfuhungen, wenn befondere Umjiände obwalten, 
eine Ausnahme geftatten. 

4) Im Uebrigen hat der bei einem Criminalgericht zu feiner 
Uebung und Ausbildung arbeitende Neferendariug alles das, 
jenige zu befolgen, was den Mitgliedern des Inquiſitoriats 
hinſichtlich der Art und Weife der Beforgung ihrer Gefchäfte 
vorgefchrieben ift. Auch kann er fih im Nothfall und wenn 

ihm kein dringenderes Geſchaͤft obliegt, der Wahrnehmung 
der einem Actuar oder Protofollführer obliegenden Arbeiten 
nicht eftziehen. 

Das Koͤnigl. Ober: Landesgericht hat diefe Beftimmunden zur 

Kenntniß der Referendarien und Auscultatoren zu bringen, und 

die Unierfuhungsbehärden feines Departements zur Beachtung 

derfelben anzumeiien. 

Berlin, den 30, Septbr. 1833. (v.8. J. Bo. 42. S. 144.) 

32 * 
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111. 4. $. 14. 21. Anhang 8. 452. geterendarien in mind- 
lichen Vortraͤgen. 

Die Königl. Immediat s Yuftiz » Eraminationscommiffion 
hat bei mehreren Eraminanden gerügt, daß es faft allen, von 
dem Koͤnigl. Ober: Landesgerichte zu N. N. zur dritten Prüfung 
ſich ſtellenden Neferendarien an der nah der A. G. O. Th. II. 
it. 4. $. 14. nöthigen Uebung im mündlichen Vortrage fehle. 
Die Examinanden haben ſich hierbei ſtets damit entſchuldigt, daß 
ihnen bei ihrer praktiſchen Vorbereitung als Referendarien durch⸗ 
aus feine Gelegenheit zur Uebung im muͤndlichen Vortrage geges 
ben worden fei. | 

Dies ift ein Mangel, dem nothwendig für die Folge adges 
holfen werden muß. | 

Das Königl. Ober - Landesgericht hat dafür zu forgen, dag 

die Neferendarien andy im mündlihen Vortrage die erforderliche 
Sertigkeit zu erwerben angehalten werden. 


Beriin, den 14. Octbr. 1833. (v. K. J. 80.42. S. 323.) 


II. 4. 3. 18. —— unfleißiger Auscultatoren der Ober-Landesge⸗ 
richte zu den Untergerichten. 

Das Juſtiz-Miniſterium autoriſirt das Koͤnigl. Ober-Lan⸗ 
desgerichts⸗Praͤſidium auf deſſen Bericht vom 19. v. M., Aus⸗ 
cultatoren, welche ſchon bei dem Ober-Landesgerichte admittirt 
find, wenn fie in Arbeitsreſte verfallen, oder ſonſt unfleißig find 
und dem fernern Studium der Rechtswiſſenſchaft fi nicht wid⸗ 
men, naddem Erinnerungen und Strafbedrohungen jeden Eins 
druck verfehlt Haben, ohne befondere Anfrage fofort an Unterge⸗ 
richte zu verfegen, bis fie überzeugende Beweiſe der Befferung und 
®innesänderung gegeben haben. 

Berlin, den 2. Mai 1831. (v. 8.5. Bd. 37.&.370.) 


III. 4. $. 18. in, Mari 
en, OR Bernheim amp, Duo gemmifrin use 
Da die A. G. O nur beftimmt, daß gegen Subalternbe⸗ 
amte au Gefaͤngnißſtrafen als Ordnungsftrafen verhängt wer⸗ 
den koͤnnen, | 
$.11. Tie. 2, TH. III. der Gerichts - Ordnung, 
diefes aber in Anfehung der Neferendarien und Zuftiz: Commiffa: 
rien nicht feftgefege iſt, ruͤckſichtlich der legteren vielmehr nur Ver⸗ 
weife und Gelöftrafen und Einlegung des Executors als die Ord⸗ 


nungsftrafen 

$. 42, Tit. 7. Th. III. ibid. 
bezeichnet find, fo kann, wie dem Königl. Ober : Landesgericht auf 
die Anfrage vom 13. v. M. eröffnee wird, bei Neferendarien und 
ZJuftiz: Commiffarien, die unvermögend find, die Orbnungsfira: 
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fen zu zahlen, die Verwandlung derfelben in eine Gefängnißitrafe 
. nicht angemeffen gefunden werden. 

Segen Beamte diefer Art muß, wenn bie Ordnungsftrafen 
nicht einzuziehen und deren Befjerung nicht zu bewirken it, nach 
6.18, Tit. 4. und $. 42. Tit. 7. Th. III. der Gerichts: Ordnung 
verfahren und auf ihre Entfernung aus dem Dienft gedrungen 
werden, 

Berlin, den 3, Dctbr. 1831. (0.8.3. ©d.38.©.389.) 


111,4. $. 20 — 25. Verfahren IM der Vorbereitung eined (don and 
geftellten Unterrichterd zur dritten Prüfung. 


Das Zuftize Minifterium ift nicht der Meinung, daß bie 
Anftelung eines Neferendarius als Unterrichter deſſen Geſuch 
um Zulaffung zur dristen Prüfung unzutäffig made; derſelbe 
muß aber den Worfchriften der ©. DO. fo genuͤgen, daß das 
Königt. Ober » Landesgericht und der Präfident deffelben das nach 
$. 25. Tit. 4 Th. UII. der ©. D. erforderlihe Atteſt ausfteilen, 
und ihn mit demfelben präfentiren können. 

Wie lange ein folder Unterrichter beim Collegio arbeiten 
muß, um das Atteſt zu erhalten, läßt fich nicht nach Zeitabfchnits 
ten beftimmen. Es kommt hierbei auf feine Qualifigarion und 
auf die Ueberzeugung des Collegii an. Unbedenklich muß aber der 
Unterrichter ‚welcher zu feiner Borbereitung zur dritten Prüfung, 
oder des Examens wegen, feine Stelle nicht verwaltet, die Koften 
der Unterhaltung eines Stellverrreters tragen. Unzulaͤſſig würde 
es in dem, zur Anfrage vom 20. v. M. Weranlafiung gegebenen, 
Falle mir dem Zuftiz: Ammann N. NR. zu M. M. fein, deffen 
Vertretung durch die fehr beſchaͤftigten Beamten beim Juſtiz⸗ 
amte P. P. bewirken zu laſſen. 

Daß ein Unterrichter commiffarifch inſtruirte Proceffe, bei 
denen kein Codeputirter gewirkt har, als Probe Sinftruction beiges 
bracht, it ſchon nachgelafien, und würde auch hier einıreren 
koͤnnen. 

Berlin, den 3. Octbr. 1831. (v. K. J Bd. 38. ©. 387.) 


III. 4. 8. 21. 22. 
Beſchaͤftigung bei een en gets Infruiren ber Me — —— waͤhrend ihrer 


| Auf den Bericht des Präfidii des Königl. Dber » Landesge; 

rihts vom 16. d. M. wird hierdurch genehmigt, daß der Nefes 
rendarius N. M., während feiner Befchäftigung bei dem Lands 
und Stadtgerichte zu M., wichtige, zu Probe: Snftrucrion geeig- 
nete Sachen, Behufs der Borlegung bei der Immediat-Exami— 
nationscommiffion, bearbeite, In diefen Sachen muß aber der 
Dirigent ded Gerichts zum no beftellt werden, und ben 
Auflagen genügen, welche die A. G. O. Th. IH. Tir. +. $. 22 
und 23. den Codeputirten zur Pflicht macht. , Auch kann das 


= 
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Präfidium in ähnlichen Fällen nach bdiefen Beſtimmungen vers 
fahren. / 


Berlin, den 28. Septbr. 1830. (v.8.3.80.36.©.149) 
111.4. $. 21. 22. Anhang $. 454. qurar bei ber Beardeis 


tung der Probe sInftruetionen, 

Sehr unangenehme und unerwartete Erfahrungen über die 
Bearbeitung der Inſtructionen, welche als ProbearBeiten bei der 
Simmebdiat: Examinationscommiſſion vorgelegt werden, machen 
es norhmwendig, in Anfehung diefer Arbeiten eine firengere Con 
trolle von Seiten der Eodeputirten zu erfordern. 

Es wird deshalb feftgeiegt, daß die Eodeputirten, der Regel 
nach, bei der Bearbeitung diefer Inſtructionen gegenwärtig fein, 
und jedes Protokoll, bei deſſen Schluffe fie gegenwärtig gemefen 
find, unterzeichnen follen. Iſt der Eodeputirte verhindert gewe⸗ 
fen, der Terminsverhandlung beizuwohnen, oder ift er nur einige 
Zeit und nicht beim Schluffe gegenwärtig. gemefen; fo muß der 
Depntirte die in Abmwefenheit des Kodeputirten aufgenommene 
oder gefchlöffene Verhandlung dem Codeputirten zufenden, wel⸗ 
her die Zeit, wo ihm das Protokoll vorgelegt ift, and Rande defs 
ſelben zu bemerken hat. 

Nur ſolchergeſtalt legalifirte Inſtructionen, melde von jetzt 
ab verhandelt find, werden als Probearbeiten bei der Immediat⸗ 
Examinationscommiſſion zugelaffen werden; doc wird die unters 
bliebene Befolgung der vorftehenden Beftimmungen bei den Wers 
bandlungen, welche vor Eingang diefer Verfügung aufgenommen 
worden, bei der Jmmediat: Eraminationscommiffton überfehen 
werben. 

Um den Godeputirten bei der Erfüllung der auferlegten Ver: 
pflihtungen die möglidhfte Erleichterung zu gewähren, muß bei 
den Gerichten, mo mehrere Neferendarien zu gleicher Zeir mit 
Probe: Sinftructionen befhäftige find, die Einrichtung getroffen 
werden, daß nur einer oder einige Näthe als Codeputitte in Dies 
fen Sachen beftellt werden. Diefer oder diefe müffen die Tage 
feftfegen, mo die Deputirten die Termine zur Bearbeitung der 
Probe-Inſtructionen anzuberaumen haben, damit in Probe» 
Sinftructionen gleichzeitig mehrere Termine von den verfchiedenen 
— abgehalten und von Codeputirten unter Aufſicht ſein 

nnen, 

Zum Gebrauch erfolgen noch 3 Abfchriften diefer Verfügung. 

Berlin, den 25. Zuli 1831. (v.8. 3.90.38. S 117.) 


III. 4. F. 21. 22. Dispenfation der Keferendarien, melde 1830 und 
1831 bei der Landwehr gedient haben, von der Probe» Infrücnon. 


Das Königl, Ober: Landesgericht erhält hierneben Abfchrift 
der Allerhoͤchſten Cabinets Drdre vom 30. v. M. (Uni. A.), wo 
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nad) diejenigen Referendarien, welche in den Jahren 1830 und: 
1831 wenigftens 6 Monate bei der Landwehr gedient haben, von 
den bei der dritten Prüfung vorzulegenden Probe, Sinftructionen zu 
diöpenfiren find, zur Nachachtung, mit der Anweiſung, fich hier; 
nach bei der Präfentation der Candidaten zur dritten Prüfung zu 
achten, jedoch mit der Bemerkung, daß auf die, welche als Auss 
tultaroren den Dienft bei der Landwehr gemacht, die Beftimmung 
ber Cabinets Ordre, wenn fie fich dereinft zur dritten Prüfung 
. melden, keine Anwendung finder, | 
Berlin, den 6, Febr, 1832, | 


A. 


SH ermächtige das Zuftiz: Minifterium, dem Antrage vom 
24.0. M. gemäß, diejenigen NReferendarien, welche in den Jah— 
ren 1830 und 1831 wenigftens ſechs Monate bei der Landwehr 
gedient haben, von den bei der dritten Prüfung vorzulegenden 
Probe, Sinftructionen zu diepenfiren, wenn fie nach der Verſiche— 
rung der Präfidenten der Gerichte, von denen fie zum dritten Era, 
men präfentirt werden, durch Fleiß und Geſetzkenntniß ſich ems 
pfehlen, auc Beweiſe der Brauchbarkeit im Inſtruiren abge 
legt haben. 

Berlin, den 30. San. 1832, 
: Friedrich Wilhelm. 
(8.3. 80.39. S. 175) 


II. 4. S. 21. 27. Aufhebung der Probe sFnftruetio 
Beſtimmungen über die Probe» Re armen sum Rh — und neue 


Von des Koͤnigs Majeſtaͤt iſt durch Allerhoͤchſte Ordre vom 
30. v. M. genehmigt worden, daß von den Candidaten des dritten 
Examens Probe : Sinfiruetionen ferner nicht erfordert, die Candis 
daten vielmehr ein Verzeichniß aller von ihnen geführten Sn: 
fiructionen und Unterfuhungen einreichen follen, welches die Bes 
nennung der Parteien, den Gegenftand des Proceffes, den Tag 
des Anfangs und des Schluffes der Inſtruction, eine kurze Pro— 
ceßgefchichte und die Bemerkung, ob die Parteien die Inſtruction 
perfönlicdy abgewarter haben, enthalten muß, mobei dem Candida⸗ 
ten jedoch die Befugniß zufteht, den dritten Theil der verzeichnes 
ten Inſtructionen als folde, nad denen fie nicht beurfheilt zu 
‚ merden wünfden, zu bezeichnen, daß die Immediat-Juſtiz 
&raminationscommifflon drei von den verzeichneten nicht recuflr, 
ten Sinfiruetionen, deren Auswahl dem WVorfigenden der Imme— 
diat⸗ Eraminationscommifjion zuftehen fol, von dem betreffenden 
Gerichte zur Cenfur einfordern fol, und endlich, daß die Probe: 
Relationen vorzugsmweife aus den currenten Acten eines der Pros 
vinzials Landes: Juftizcollegien oder auch des Geheimen Ober; 
Tribunal anzujersigen find, 


Die Königliche Immediat⸗ Juſtiz/ Eraminationecommiffien 
wird hiervon zur Nachachtung in Kenntniß geſetzt, und veranlagt, 
vom I. Octbr. d. J. an feine Probe: Snftructionen mehr zum 
fordern, fondern aug den, von den Candidaten bei ihrer Meidun 
zum dritten Examen einzureichenden Verzeichniffen] drei Inſtructio⸗ 
nen Oder Unterfuchungen sur Cenſur ſich vorlegen zu laſſen und zu 
Probe, Relationen, wenn der Fall eintrice, daß der Candidat div 
felben bei dem Geheimen Ober » Tribunal anzufertigen wuͤnſcht, 
Nur currente Acten des Geheimen Ober: Tridunals zu gebrauchen, 
zu welchem Ende den Mitgliedern der Koͤnigl. Immediat⸗ Sufij: 
Eraminationstommiffion, welche Näthe des Geheimen Ober, 
Tribunals find, geſtattet wird, die ihnen zugetheilten Acten des 
letztern zu den Probe / Relationen gu vertheilen, diefe Relationen, 
infofern fie damit einverftanden find, demnähft als Relationen 
bei dem Geheimen Ober » Tribunale zu gebrauchen und zu Diefen 
Zwecke die Kandidaten anzuweiſen, die Probe ‚Relation in duplo 
einzureichen, | 

Es bedarf übrigens wohl faum der Erwähnung, daß, , wenn 
einem Kandidaten vor dem 1. Octbr. d. J. ‚bereits Prober Ins 
ſtructionen zugetheilt worden find, demſelben freifteht, dieſe zu 
vollenden und demnaͤchſt vorzulegen. 1J 

Berlin, den 12. Auguft 1833, 


Der Juſtizminiſter 
| An Müpler. ° 
die Königl. Jmmediar, Zuftizs 
Eraminationscommiffion 
hierſelbſt. 


Abſchrift vorſtehender Verfügung ſaͤmmtlichen Koͤnigl. Ge⸗ 
richtsbehoͤrden zur Nachricht, mit folgenden Anweiſungen; 

1) Die Candidaten koͤnnen ſich zum dritten Examen nur erſt 
dann melden, wenn fie mindeſtens Ein volles Jahr, nach 
erfolgter Ernennung zu Referendarien, bei den Landes = Zus 
ſtizbehoͤrden und den Inquifitoriaten zur Zufriedenheit ihrer 
Präfldenten gearbeiter haben. 

2) Bei der Meldung überreichen fie die Zeugniffe der Raͤthe, 
unter deren beſondere Aufſicht ſie in den verſchiedenen Zwei⸗ 
gen des Dienſtes beſchaͤftiget worden. Der Proͤſident traͤgt 
das Geſuch in dem Collegio oder den Senatn vor, welche 
die Generalien, Hypotheken⸗, Verlaffenfchafts: und wichti⸗ 
sen Kivilproceß ; Sachen zu Bearbeiten haben, und verftattet 

nad) dem Concluso derfelben den Candidaten zu den Probe; 
Relationen. 

3) Hierzu hat der Präfidene vorzugeweiie ſolche Sachen aus 

zuwaͤhlen, wobei zwei Mitglieder des Collegii zu Referenten 

ernannt werden muͤſſen, oder nad feinem Urtheile ernanne 


f 
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werden Binnen, — alfo wichtige Eriminalfachen , wovon 


jedoch hoͤchſtens eine * disſtribuiren iſt, Reviſionsſachen oder 


andere in letzter Inſtanz ergehende erheblichere Civilſachen. 

Ein Mitglied des Collegii iſt Correferent und Cenſor, und 

das zweite Mitglied fertigt ſelbſtſtaͤndig ſein Referat an. 

Es iſt bei dieſen Probearbeiten darauf zu halten, daß ſie 
zum praktiſchen Gebrauch mit Sorgfalt gearbeitet werden, 
daß kein erhebliches Moment uͤbergangen ſein darf, daß der 
ſchriftliche Vortrag ſich aber dennoch durch eine gedraͤngte 
Kuͤrze und durch Klarheit ſowohl der factiſchen Zuſammen⸗ 
ftelung als der Rechtsausfuͤhrung empfehlen muß. 

4) Sind die Relationen vorzüglich gut, oder mindeftend gut 
gerathen, fo reicht der Kandidat das Werzeichniß feiner In⸗ 
fructionen und wichtigeren Eriminals und fistalifchen Unter⸗ 
ſuchungen ein. 

Er füge diefem Verzeichniffe eine ganz kurze Erzählung 
der Hauptmomente des Proceffes oder der Unterfuchung bei, 
damit die Sjmmediat » Eraminarionscommiffion in den Stand 
gefegt wird, eine Auswahl zu treffen. 

5) Mit dem Berichte des Präfidenten über die Zulaffung zum 
dritten Examen find 

a) die vorfehriftemäßigen Attefte und ein neu ausgearbeitetes 
Curriculum vitae des Candidaten, 

b) das Verzeichniß der Inſtructionen mit dem dazu gehörigen 
geſchichtlichen Vortrage, 

c) die angefertigten beiden Probe Relationen mit dem Eorres 
feraten, Genfuren und den Relationen der zweiten Res 
ferenten, 

einzureichen. 

Es versteht fi uͤbrigens, daß wenn bie Prober Relationen nicht 
gut ausgefallen find, dem Kandidaten nach dem Ermeſſen des 
Collegii entweder bald oder nach einiger Zeit andere Probe: Nelas 
tionen zugerheile werden fönnen, Die nicht gelungenen Relatios 
nen werden in feinem Kalle eingefendee. Sollte ein Candidat es 
mwünfchen, bei dem Geheimen Ober» Tribunal die Probe :Relas 
tionen anzufertigen, fo ift ihm dies zu geftatten, und es werden 
alsdann mit dem Berichte des Präfidenten nur die zu 5. a und b, 
bezeichneten Requifite eingereicht. 

Berlin, den 12, Auguft 1833. (v. K. Jo = S. 146.) 


ul. 4. $ eitpunkt der Werihtferftartung der Präfidien üb 
— * Beine jur dritten Dröfung. Dröf er die 


Die Jmmediars»Eramınationscommiffion hat als Gründe 
der Verzögerung der Prüfungen und Berichtserftattungen über die 
Reſultate der zum dritten Examen verftareren Candidaten ange: 
zeigt, daß bie Präftenten der Obergerichte in der Kegel ſchon 
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Ye 
dann über die Zuläffigkeit eines Candidaten zur dritten Prüfung . 
berichten oder darüber ein Atteſt ertheilen, wenn derfelbe feine 
Probe⸗ Inſtruction zwar angezeigt, aber noch nicht beendigt Habe; 
daß die Hoffnung des Kandidaten, bis zum Termin der mind 
lihen Prüfung fertig zu werden, felten in Erfüllung gehe, und 
der Termin für ihn daher abgeändert werden müfje; oder daß die 
Vorlegung der Inſtructionen fich doch bis zum Termine verzögere, 
und oft erft nach demfelben erfolge. 

Zur Verhütung der daraus entftehenden Nachtheile wer: 
den die Praͤſidien der Obergerichte angewiefen, nicht eher über die 


- Verftattung eines Neferendarius zur dritten Prüfung zu berichten, 


als bis die Probe » Jnftructionen, die er vorzulegen beabfichtigt, 
bis zum Schluſſe oder wenigftend bis zur Beweisaufnahme ges 
diehen find, und die Attefte der Kodeputirten darüber vorliegen. 
Auch ift die Abfendung der Acten nad Anberaumung des Ters 
‚mins zur mündlichen Prüfung fo zeitig, alfo wenigftens vier Wo: 
hen vor dem Termine, zu bewirken, daß die Cenſur der Arbeit 
noch vor Eintritt des Termins erfolgen fann, widrigenfalls das 
durch die Berichtserftattung über die andern gleichzeitig wind 
Gepruͤften nicht aufgehalten werden fol. 
Berlin, den 2. Mai 1831. (v. K. J. Bo.37. ©.376.) 


111. 4. $. 25. 
IB tan zu DAHER Der Dernarien von aben Orden nos 


Em. Hochwohlgeboren eröffne ich auf den, in Betreff der 
Bulaffung der Neferendarien zur dritten Prüfung unterm 5. d. M. 
erftaueten Bericht : 

Sobald die Benadhrichtigung von Seiten des Juſtizminiſters 
eingeht, daß die Immediat⸗Examinationscommiſſion den Auftrag 
zur Prüfung eines Neferendarii erhalten habe, iſt derfelde von 
allen weiteren Arbeiter bei dem Collegium zu dispenfiren. So 
fehr der Juſtizminiſter es wünfhen muß, daß die Augcultatoren 
und Neferendarien recht vielfeitig bei den Gerichten befchäftigr, 
an eine ausdauernde regelmäßige Tätigkeit gewöhnt, und, wenn 
es nicht anders fein kann, fogar mit gebührendem Ernft zur Er» 
fülung ihrer Dbliegenheiten angehalten werden, damit der Staat 
brauchbare und fleifige Juſtizbeamte gewinne — und fo fehr der 
Juſtizminiſter diefe wefentliche Pflicht ihres Berufs den Präfidens 
ten und Dirigenten der Gerichte nicht genug empfehlen kann; fo 
muß den Referendarien andrerfeits die erforderliche Zeit zur Aus» 
arbeitung ihrer Probe: Melarionen und zur nochmaligen Nepetis 
tion ihrer eheoretifchen Studien gelafjen werden. 

Es ift die Abſicht, daß fie ihren fchriftlichen Arbeiten dieſe⸗ 
nige Vollendung geben, die fie ihnen überhaupt au aeben im 
Stande find, damit man eben dadurch den Candidaien recht ıref: 
fend beuscheilen,, den hellen: Kopf, der das Wefentliche vom Un, 
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mefentlichen zu fondern verfteht, fo wie ben Werfertiger von weit 
läuftigen Actenauszuͤgen, den gebilderen, der Sprache und eines 
wohlgeordneten präciieh Vortrags mächtigen Referenten und den 
unausgebildeten, unfichern, ſich wiederholenden Scribenten unters 
fcheiden kann, 

Bei dem umfaffenden Gebiete der Rechtswiſſenſchaft muß 
endlich auch dem Referendarius, der während der Univerſitäts— 
und feiner ganzen Dienftzeit fidy mit dem Studium der Jurispru— 
denz fleißig beſchaͤftigt hat, einige Zeit‘ gegönnt werden, um fi 
zu fammeln, feine Kenntniffe in den einzelnen Theilen der Rechts— 
wiffenfhaft in ihrem fyftematifchen Zulammenhange zu ordnen, 
und ſich eine möglichft klare Ueberſicht der leitenden SGrundfäge zu 
verichaffen. 

Bon dem gänftigen Ausfall der dritten Prüfung hängt bie 
Stellung ab, die der Geprüfte künftig im Staarsdienit einneh: 
men foll, und darum iſt es wichtig und nothwendig, jedem Res 
ferendarius die Zeit zu laffen, welche er braucht, um ernft und 
tüchtig fich auf die Prüfung vorzubereiten. 

Berlin, den 9. Januar 1833. (0.8.5.0. 41.©. 234.) 
An 
den Königl. Ober » Landesgerichts s 
Chef: Präfiventen, Herrn Alsleben, 
Hochwohlgeb., zu Esslin. 


III. 4. $. 25. Anhang $. 449. — des Curriculi vitae 
der Candidaten zur dritten Prüfung. 

Auf die Anfrage vom 26,9. M. wird dem Koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht eröffnet, daß auch mit dem Berichte wegen Zulaf; 
fung eines Referendarius zur dritten Prüfung in Zukunft fters 
ein befonderes Curriculum vitae des Candidaten einzurei: 
chen ift. 

Berlin, den 8. Juli 1833. (v. K. J. Bd. 42. S. 146.) 


III. A. S. 27. Heußere Form der Probe » Relationen. 


Zur Erleichterung der Mitglieder der Immediat-Juſtiz- 
Sraminationscommiffion bei den Cenſuren der Probe : Relationen 
dient es, wenn die leteren gehefter , foliirt, deutlich gefchrieben 
und mit einem breiten Rande verfehen find. 

Die Immediat/Examinationscommiſſion erwartet daher, 
daß die Candidaten die vorzulegenden Relationen hiernady ein: 
‚richten. 

Berlin, den 30. März; 1830. (v. K. J Bd. 35. ©. 135.) 


Die Ammediat : Zuftiz:Eraminationgcommiiflon. 
Buffe Müller Simon Scheffer. 


4 
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u I —— Referendarien ‚ mäffen ihre Brobes Relationen diunen 
A. 


Der Könige. Immediat⸗Juſtiz » Eraminationecommiffion 
wird auf die unterm 16. und 18. d. M. 

in Betreff der Prüfungen des Ober » Landesgerichts » Neferens 

darius N. N. aus N. und des Ober » Landesgerichts s Refer 

rendarius N. N. aus N. 
erftatteren Berichte hiermit befannt gemacht, daß in Folge ders 
felben der der Commiſſton ertheilte Aufırag, wegen Prüfung 
Diefer beiden Candidaten, auräcdgenommen wird. 

Zu gleicher Zeit erhält bie Königl. Immediat  Yuftiz: Eras 
minationscommiffion die Anmeifung, wenn ein Referendarius 
eine ihm zugefchriebene Probe Relation — es fei die erfte oder 
zweite — nicht binnen drei Monaten abliefert, dies ohne Weis 
teres dem Juſtizminiſter anzuzeigen, damit der Auftrag zur Pruͤ⸗ 
fung ſogleich zurückgenommen werden kann, indem fid) von einem 
jungen Manne, der fih in dem Stadio der Prüfung fo faums 
felig bemeift, nicht erwarten läßt, daß er als Mitglied eines 
Eollegii feine Pflicht erfüllen werde. 

Berlin, den 23, Mär; 1832. 


B. 


Der Königl. ImmediateJuſtiz⸗Examinationscommiſſion 
wird hierdurch eröffner, daß die, unterm 23. v. M. getroffene 
Anordnung, 

daß, wenn ein Referendarius eine ihm aufgegebene Probes 

MNelation, ohne Unterſchied ob fie die erfte oder zweite üft, 

nicht binnen drei Monaten an die Königl. Immediat-Juſtiz ⸗ 

Examinationscommiſſion abgeliefert hat, dies dem Juſtiz⸗ 

minifter zum Zwed der Zurädnahme des Prüfungsaufırages 
| angezeigt werden foll, , 

auch in Anfehung der aus den Rheinprovinzen fih etwa gemeldes 
ten Neferendarien zu befolyen ift. 
Berlin, den 16 April 1832, (v.8.3.%0.39. ©. 174.) 


III. 4. $. 28 folg. 
ren , Bei treibung der Craminationsgeduͤh · 


Die Immediat  Sraminattonscommiffton kommt oft in die 
Lage, die Examinationsgebuͤhren von den Candidaten nicht vor 
ber Erftattung des Berichts über den Ausfall der Prüfung eins 
‚ziehen zu können; fie ift daher ermaͤchtiget worden, in fols 
hen Fällen wegen der Gebühreneinziehung von dem: Debenten, 
fi an die Gerichte unmittelbar zu wenden. Das Königl. 
Dber : Landesgericht wird angewiefen, auf Requifition der Imme⸗ 
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diat/ Examinationscommiſſion, die erecutivifhe Einziehung der 
Sraminationsgebühren — ohne Anſatz von Koften für die Coms 
miffion — und die portofreie Einfendung an den Secretair ders 
ſelben, Hofrath Lübbe, zu bewirken. De 


Berlin, den 24. Septbr. 1833. (v.8. 5.80.40. ©.202.) 


11. 4. $. 30. Dualifieationd sArrefte fär diejenigen Unterrichter, welche 
. nad der dritten Präfung nicht bei Ober s Laudesgerichten angeftelle werden, 
fondern In ihrer biöherigen Stellung verbleiben. ' 


SEs tritt jege ofe der Fall ein, daß Unterrichter ſich zur drits 
ten Prüfung melden, bei der Königl. Immediat⸗Examinations⸗ 
commiffion die Qualification zur Anftelung als Mitglieder eines 
Dbergerichts belegen, dennoch aber in ihrer bisherigen Stellung 
fo lange zu bleiben mwünfchen, oder zum Beften des Dienftes fo 
lange darin gelaffen werden, bis ſich eine Gelegenheit zu ihrer 
Anftelung als Rath eines Obergerichts zeigt. 

Bis jege ift ſolchen zur Anftellung bei einem Obergerichte 
qualificirten Beamten eine Beftallung als Affeffor eines Oberges 
richte ertheilt und fie find in der Lifte der zur Anftellung als Raͤthe 
eines Obergerichts qualificirten Affefforen aufgeführe. Diefe Eins 
richtung hat aber verfchiedene Nachtheile. 

Zur Verhütung derfelben wird hierdurch feftgefegt, daß von 
jegt ab die Uinterrichter, welche in de Prüfung bei der Imme— 
diat = &raminationscommilfton die Qualification zur Anftellung 
als Mitglieder eines Obergerichts belegen, aber auch nach beftans 
dener Prüfung in ihrer bisherigen Stellung bleiben, keine Bes 
ſtallung als DObergerichts : Affefforen erhalten follen. 

Es wird denfelben nur ein Atteft über die gut beftandene 
Prüfung und ihre Qualification zur Anftellung als Mitglieder 
eines Obergerichts eriheilt, und fie merden in die Lijte der zur An: 
ftellung als Raͤthe eines Obergerichts qualificirten Beamten eine 
getragen werden. En 

Treten fie demnädft als Affefforen bei einem Obergerichte 
ein, fo erhalten fie die Anciennetaͤt, weldye das Datum des für 
fie ausgejertigren Qualifications⸗-Atteſtes angiebt. 

Zugleich wird hierdurch beſtimmt, daß nur die zur Anftels 
fung als Mitglieder eines Obergerichts qualificirten Unterrichter, 
bei Befegung von Rathsſtellen eines Obergerichts berücfichtige 
werden, welche bei einem Collegio formato geftanden haben, 
da 28 den einzeln ftehenden Unterrichtern an Gelegenheit fehle, fich 
die für einen Obergerichtsrath nörhige Ausbildung , befonders: in 
Beziehung auf den Vortrag und das Werhandeln im Eollegio, zu 
erwerben, Ä 


Berlin, den 11. Juli 1831. (0.8.53. Bo.38. &,116.) 
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J = " 2 / 
111.5. $. 66. Vertretung der Kanyelliiten uud Kanzelleigehlfen. 


Dem Präfidium des Koͤnigl. Ober: Landergerichts wird bei 
urſchriftlicher Mitcheilung der unterm 20, d. WM. eingereichten 
Vorftellung des Kanzelleigehülfen M. dafelbft, auf den Bericht 
vom 17.d. M., betreffend deffen Vertretung während der von 
ihm vorzunehmenden Badecur, hierdurch Folgendes zur Nachricht 
und Achtung befannt gemacht, 


In den Kanzelleien der Obergerichte müffen die Kanzelliften 
alle zu beforgende, Arbeiten liefern, und fi daher bei unvermeids 
lichen Verhinderungsfällen des Einen oder Andern mechfelfeitig 
überrragen. Da diefe Verpflichtung allen Kanzelleiarbeitern ob⸗ 
liegt, fo müffen diejenigen, welche die Geſchaͤfte erledigter Kans 
zellittenftellen beforgen, die wirklichen KRanzelliften, wenn fie 
durch Krankheit verhindert find, eben fo gut übertragen helfen, 
als dieje die Gefchäfte jener in folhem Falle mit zu übernehmen 
haben, und unterliegt es hiernach feinem Bedenken, daß die Kan— 
gelliſten des Königl. Ober ⸗Landesgerichts den Kanzelleigehiilfen M. 
während feiner Abwefenheit vertreten müffen, da er gegenwärtig 
eine vacante Kanzelliftenfielle verwaltee. Das Präfidium des 
Koͤnigl. Ober: Landesgerichts hat daher ſowohl in diefem als in 
ähnlichen Fällen hiernach die erforderlichen Beftimmungen zu ers 
laffen, wobei jedoch zu beachten ift, daß diefe Uebersragung der 
Geſchaͤfte des ꝛc. M., wie bei allen Kanzelleibeamten der Landes: 
Juſtizcollegien, nur auf 4 Wochen eingefchräntt werden darf. 


Wenn die Krankheit eines Kanzelleigehuͤlfen oder eines wirk⸗ 
lichen Kanzelliften längere Zeit dauert, fo muß nach der Allers 
hoͤchſten Cabinets⸗ Ordre vom 5. Auguſt 1829 ein Stellvertreter 
auf Koften der Salariencafje ernannt werden, und dieſe Vertre— 
tung iſt bei den Vermwaltern einer vacanten etatsmäßigen Stelle 
eben fo zuläffig, als bei mwirklihen Kanzelliiten, wie dies bes 
reitd auch von der Königl. Ober: Nehnungstammer in einem 
Schreiben vom 10. Mai 1832 anerkannt worden if. Die 
Abweſenheit eines Kanzelliften zum Gebraude einer nothwendigen 
Badecur ift aber für eine Abwefenheit aus Krankheit zu achten, 
und muß daher der ꝛc. M. in den erſten vier Wochen feiner 
Abweienheit von allen Kanzelliſten übertragen, für feine fer, 
nere Vertretung aber auf Koften der Salariencaſſe geforgt 
werden. 


Berlin, den 29. Juli 1833. Be 
(v. 8. 3. Bd. 42, S. 150.) 


III. 5. S 100. Strenge Aufſicht auf das —— der Eregutoren, 
Reſcr. v. 22. Febr. 1831. (Zum Landr. IL. 20. $. 166.) 


⸗ ⸗ 
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Eur 7. F. 12 — 14. Drufung und Wnftelung der Juftize Commife 
arıen, 

Bei der jegigen großen Zahl der Noferendarien und bei den 
verhältnigmäßig geringen Ausfichten zu ihrer baldigen Werforgung, 
ftreben fehr viele derfelben nad Anftelungen als Juſtiz-Commiſ⸗ 
farien ; und die häufigen Anträge auf Anftellung von Suftiz: Coms 
miffarien zeigen, daß mehrere Obergerichte fehr geneigt find, auf 
die Wünfche der Bewerber einzugehen. Die Vermehrung der 


Juſtiz ⸗ Commiffarien ift aber, der Regel nach, fehr bedenklich, 


weil dadurch theils Ältere Beamte diefer Kategorie die Aueſicht 
zu einem, dem Juſtiz⸗Commiſſarius nothwendigen, ausreichens 
den Unterhalt verlieren, theild aber die angehenden Juſtiz⸗Com⸗ 


mifjarien, denen die zureichende Einnahme abgeht, und die fich - 


in den deshalb gehegten Erwartungen geräufcht fehen, in Lagen 
verfegt werden können, die ihnen die Erfüllung ihrer Amtspflich⸗ 
ten als treue Rathgeber und Verwalter fehr erfchweren und fie 
dabei leicht in Gefahr bringen können. Der Juſtizminiſter iſt 
daher in der Regel gegen die Vermehrung der Juſtiz-Commiſſa— 
rien, und wird nur bei fehr motivirten Verantaffungen hierauf 
eingehen. Damit nicht die Referendarien in Ungemwißheit über 


« 


dies Princip bleiben und die Obergerichte nicht durch Anträge für 


diefelben Hoffnungen weden, melde nicht in Erfüllung gehen, 
wird den Dbergerichten dies bemerklich gemacht, und es. find die 
Meferendarien hiervon in Kenneniß zu fegen. Zugleich macht 
der Juſtizminiſter bemerklich, daß der Gebrauch einiger Oberges 
richte, die Neferendarien, welche Juſtiz⸗Commiſſarien zu wer: 
den WFünfchen , zum Juſtiz⸗Commiſſariats-Examen zu verftatten, 
fobald fie fih zu demfelben melden, ohne abzuwarten, ob eine 
Gelegenheit zu ihrer Anftellung vorhanden, ‚nicht gebilligt werden 
kann. Denn zum Zuftiz:Commiffariate können auch nur dies 
jenigen zugelaffen werden, welche längere Zeit und der Regel nach 
eine einjährige Frift ald Neferendarien beſchaͤftigt geweſen und bei 
einem Criminalgericht gearbeiter haben, 


Die Ablegung des Eramens ohne Veranlaſſung hat au 
mehrfache Nachtheile. | 
Durch die Ablegung des Examens werden die Geprüften 


oft verleitet, Anfprüche nach der Anciennerät zu begründen, mels 


che bei den Bewerbungen gar nicht zu beachten find, und die Mit⸗ 
glieder der Kollegien werden durch die Prüfungen, von. denen 
vieleicht künftig gar fein Gebrauch gemacht wird, von andern 
Dienftgefhäften abgehalten. Diefe und. andere Nachtheile wer— 
den durch die Betrachtung, daß es vortheilhafe iſt, bei eintreten, 
den Bacanzen gleich eraminirte Exſpectanten in Bereitſchaft zu 
haben, nicht aufgewogen, da das Juſtiz-CommiſſariatsExamen 
in kurzer Zeit abzulegen iſt. 
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a .. Gebrauch beim Collegio erfolgen noch Abfchriften diefer 
erfügung 
Berlin, den 12. Octbr. 1829. (v. 8.3. 86.34. ©. 473.) 


- 111.7. 8.17 fol 
AR FOL. umesneget der Iutinsgommiffrien, meige niar | 
Dem Königl, Ober, Landesgericht wird auf den Bericht vom 
4. d. M. eröffnet, daß die Frage: 
ob Juſtiz ⸗Commiſſarien, welche nicht die Qualität der Nos 
tarien haben, fich eines Amteſiegels bedienen können, 
ſchon verſchiedentlich erärtert worden, und Seitens des Juſtiz⸗ 
Miniſterii genehmigt iſt, daß auch Juſtiz⸗Commiſſarien ſich eines 
Siegels mit dem Adler und der Umſchrift: 
Siegel des Justiz- Commissarii N. N. 
bedienen koͤnnen. 


Berlin, den 21. März; 1831. (0.8. 5.88.37. &.97.) 


111. 7. S. 18. Didpenfation der Iuſtiz⸗ Commiffarien und Anmalte vom 
Kriegödienfte 
Dem Königl. x. wird die 
wegen ausnahmsweifer Befreiung der landwehrpflichtigen 
bei den Gerichten praßticirenden SYuftiz: Commiffarien und 
Anmwalte von dem Eintritt zum Kriegsdienft im Felde, 
unter dem 31. Octbr. c. an das Königl. Staats: Minifterium ers 
gangene Allerhoͤchſte Cabinets-Ordre zur Nachricht mitgetheilt. 
Berlin, den 16. Novbr. 1821. 


A. 


Nah dem Antrage des Staats: Minifteriums vom 19, 
d. M. will Ich zwar genehmigen, daß das Zuftiz: Minifterium 
die bei den Gerichten practicirenden Zuftiz: Commiffarien und An» 
walte in foldhen Fällen, mo fie ohne mefentlihen Nachtheil für . 
die Rechtspflege zum Kriegsdienfte nicht abgerufen werden koͤnnen, 
‚gleich den etarsmäßig vom Staate befoldeten Zuftizbeamten für 
unentbehrlich erfiären dürfe, und daß diefe Erklärung felbige bei 
der Mobilmadhung der betreffenden Truppentheile von dem Ein» 
tritt zum Kriegsdienit im Felde befreien, mache jedoch dem Juſtiz⸗— 
Minifterium befonders zur Pflicht, diefe Ausnahme von ber ges 
feglihen Regel nur in erwiefen dringenden Fällen eintreten zu lafs 
fen, und in jedem einzelnen Falle in dem augzuftellenden Attefte 
der Unentbehrlichkeit die Unzuläffigkeit einer Vertretung des bes 
treffenden Individui befonders zu bezeugen, 
Charlottenburg, den 31. Octbr. 1831. 
| Friedrich Wilhelm. 


(v. 8. 3. 80.38, &. 390.) 
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IT. % $. 25. Gebuͤhren dere Juſtiz⸗Tommiſſarlen für — der 
Salariencaffen. 

Dem Koͤnigl. Dber » Landesgericht wird das Geſuch des Ju⸗ 
ftiz : Commiffarins N. daſelbſt am 24. v. M. um eine Anweiſong 
an die Salariencaffe des Ober - Landesgerichts zu N. zur Zahlung 
feiner Gebühren für die Vertrerang derfelben in ihrem Proceffe 
wider den N. N. originaliter mit den eingereichten Manual⸗ 
Acten zugefertige. 

Menn es auch — iſt, daß Juſtiz⸗Commiſſarien, 
mit Ruͤckſicht auf ihre Verhaͤltniſſe zu den Gerichten, in den ſelten 
vorkommenden Faͤllen, wo ſie das Intereſſe der Salariencaſſen 
wahrnehmen, die Vertretung derſelben unentgeldlich uͤbernehmen, 
ſo kann doch, wenn von ihnen, wie im vorliegenden Fall, die 
Bezahlung der Gebuͤhrentaxe verlange wird, dieſe nicht vermei: 
gers werden. Cs find daher, infomweit der verftorbene Juſtiz⸗ 
ECommiffarius ©. diefe Gebühren verdient hart, diefelben feftzus 
fegen, und der Betrag dem Ober : Landesgericht zu N. zur Zah: 
lung derfelben bekannt zu madhen. Dagegen kann der x. M., 
welcher noch als Neferendarius dem ꝛc. B. fubftituire worden, für 
die Vertretung der Salariencaffe feine Gebühren verlangen, "Das 
mit auch für die Folge ähnliche Reclamationen vermieden werden, 
‚ find, wenn Salariencaffen gendıhigt find, ihre Anfpräche im 

Wege des Procejfes zu verfolgen, ihnen jederzeit Referendarien 
zu Affiftenten zu beftellen. 


Berlin, den 19. November 1829. 
iv 8. J. Bd. 34. 0.47) 


11.2, 8.92 fo. Fieieationd »Zermine vor Inflige gommiffarien sum 

Auf die im Berichte vom 24. Juni c. zur Entfcheidung ges” 
ftellte Frage, wird dem Königl. Land; und Stadtgericht eröffner, 
daß es den Juſtiz⸗Commiſſarien freiftehe, Licitationstermine für 
den beabjichtigten Verkauf von Grundſtuͤcken anzuiegen, um dems 
nächft mit dem Meiftbierenden einen förmlichen Kaufcontract abs 
fchließen zu können. Aus einem folden Verfahren können aber 
niemals die Folgen entfpringen, melde ein gerichtlihes Subhaſta⸗ 
tionsverfahren nach fi zieht, vielmehr kann das Rechtsverhaͤlt⸗ 
niß nur ganz fo wie ein Privatverkauf betrachtet werden. Der 
Termin ift als eine Vorbereitung zu dem künftig abzufcließenden 
Vertrage zu betrachten, und fo wie e8 dem Eigenthuͤmer felbft frei; 
ftehen würde, Kaufluftige durch öffentliche Bekanntmachung auf 
denſelben Tag mit der Weifung zu fich zu laden, daß er mit dems 
jenigen contrahiren werde, der ihm das annehmlichfie Gebot thue, 
fo muß eben dies auch in feinem Auftrage dem Zuftiz: Commilfas 
rius nachgelaflen fein, 
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Die dem Königl. Land» und Stadtgericht von dem Ober» 
Landesgericht zu Halberftads ertheilte Beſcheidung iſt Daher völlig 
angemeffen und richtig. 

WBerlin, den 10. Auguft 1829, (0.8.3. 0.35. ©. 133.) 


praktifirenden Juftis s Eommiffarien. 
A. 

Sonft unterliegt es an ſich feinem Bedenken, daB das Kö, 
nigl. Land» und Stadtgericht befugt ift, einem bei demſelben praß 
tifirenden Juſtiz /Commiſſarius fein gefegwidriges Benehmen vor: 
zuhalten, und ihn auf die Folgen deffelben aufmerffam zu maden. 

Berlin, den 5. Novbr. 1830. (v. K. J. 80.36. ©. 330.) 


B. 


Ueber denfelben -Gegenftand fiehe Nefer. vom 16. Dechr. 
1831. (Zur Gerichtsordnung I. 25. $. 26.) | 


11.7. S. 42. Diseiplinar emal der Untergerichte über die bei ihnen 


10.7. 8. 42. unnlaſtoten d 5 
frafen 5 u A —— Gommiffarien als Orduungss 


Reſcr. vom 3. Detbr. 1831. (Zu II. Tit. 4 $. 18.) 


1.7. 8. 57. 67. 
.. ein — ——————— — re 
Die abſchriftlich anliegende Beſchwerde des Juſtiz ⸗ Commif: 
ſarius Dr. S. in H. vom 30. Octbr. d. J., in der Hypotheken⸗ 
ſache von D., muß in ſo fern fuͤr gegruͤndet erachtet werden, als 
ſie gegen diejenige Beſtimmung des Reſcripts des Koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgerichts vom 29. Septbr. d. J. gerichtet iſt, welche es fuͤr 
nothwendig erflärt: 
daß bei der Aufnahme von Notariats⸗Inſtrumenten, wenn 
ein Contrahent Gefchriebenes nicht ſelbſt zu lefen vermag, 
ein zweiter Notar, oder außer den beiden Motariars : Zeugen 
noch ein dritter zugelaffen werden muͤſſe. 


Die $$. 67 und 57. Tit. 7. Th. III. der A. G. O., auf welde 
das Kollegium fich beruft, werben von demfelben nicht richtig in: 
terpretirt. Der 8.57. bezieht fi auf den $.49.a.&. O., wors 
in von der Unterfchrift des Motariatd: Protokolle die Rede ift. 
Diefem Protokoll ift nach $. 49. der gerichtlihe Glaube nicht beis 
gelegt, und es bedarf bei demfelden, wenn bie Kontrahenten 
Schreibens und Lefens kundig und zu fehreiben im Stande find, 
gar feiner Zugiehung von Zeugen. Deshalb wird aud im $. 49, 
nur für den Hal, wenn die Partei des Schreibens nicht mächtig 
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iſt, die Zugiehung eines zweiten Juſtiz ⸗Commiſſarius oder eines 
Zeugen vorgefchrieben. j | 

Der $. 57. handelt von der Volziehung der Notariats In: . 
firumente, welche gerichtlich beftärige werden follen. Auch 
dergleichen Sjnftrumente koͤnnen nah $. 52. a. a. D. lediglidy vor . 
dem Motar, ohne Zugiehung eines zweiten Motars und ohne Zus 
ziehung von Zeugen, aufgenommen werben, Aus diefem Grunde 
mußte wiederum für den Fall, wenn die Parteien Gefchriebenes 
nicht lefen fönnen, die Zugiehung eines ameiten Motars oder eines 
Zeugen vorgefchrieben werden. Der $. 67, dagegen disponirt von 
einem folhen Notariats⸗Inſtrument, weldhes als ein publicum 
extrajudiciale gelten foll ($. 62), bei deſſen Nollziehung es in 
allen Fällen der Zuziehung eines zweiten Motars oder zweier 
Zeugen bedarf, Die Beſtimmung hierüber ift in den, dem $. 67. 
» unmittelbar vorhergehenden, $$. enthalten. Wenn nun ter 
$. 67. für ven Fall, wenn ein Contrahent Gefchriebenes nicht ler 
fen kann, die Zugiehung „des zweiten Motars oder ei: 
nes Zeugen” verlangt, fo ift hier offenbar von denjenigen Pers 
fonen die Rede, von welchen fchon in den $$. 64. 65 und 66. ge 
handelt wurde. In Beziehung auf den Notar iſt dies unzweifel⸗ 
haft, da diefer buch den beſtimmten Artikel „dem“ bezeich⸗ 
net wird. In Abficht auf die zu adhibirenden Zeugen konnte dies 
nicht auf gleiche Weiſe gefchehen, weil der Gefeggeber ausdrücken 
wollte, daß ſchon ein Zeuge von den zweieh, welche in den vor: 
ftehenden $$. erwähnt werden, genüge. 

In gleicher Arı hat fih fchon der Zuftizminifter v. Kircheifen 
in dem Reſcripte vom 9. April 1821: auf den Bericht des Ober, 
Landesgerihts zu Mänfter vom 13. März. 1821 ausgeſprochen. 
Der Vericht ſowohl ald das Reſcript it in den Jahrbücher, bb. 
17. ©. 93. aͤbgedruckt worzen. » 

Das Collegium hat daher von diefem Bedenken, welches 
auch das Parrimonial: Kreiegericht zu Kalle nicht erhoben hat, 
zu abftrahiren. Der Übrige Theil der Beſchwerde des Jufliz» 
Sommiffarius Dr. ©. ift unbeyrändet und derſelbe dem gemäß 
durch die abſchriftlich anliegende Verfügung heute beſchieden wor: 
den. Berlin, den 7. Der. 1832. (v. K. 3.02.40. ©.463.) 

& — 


III. 7. $. 68. Anhang $. 469. Ausübung der Pattimonial ⸗Se⸗ 


richtsbarteit eines Juſtiz⸗Commiſſarius auf feinem eignen Gute, 

Das Juſtiz-Miniſterium communicire dem Königl. Ober; 
Landesgericht hierneben abſchriftlich Lie Vorſtellung des Hofraths 
M. N. zu Stettin, und die an denfelben darauf ergehende Refos 
lution. Die Verfügung des Eollegit vom 6. v. M. u. J gründer 
fih haupıfähli auf den $. 469. des And. zur A. G. O., nad) 
welchem den Auftizs Commiffarien nicht erlaubt iſt, Juſtitiariate 
anzunehmen. Diefe Befimmung har aber auf Zuitiz : Commiffa: 
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rien in Nädfihe auf die ihnen zuftehenden Rirtergäter and bie 
Ausübung der Patrimonial: Gerichtsbarkeit nicht vermöge eines 
Yuftitiartats » Verhältniffes erhalten und verwalten, fondern viel: 
mehr die ihnen eigenthuͤmlich zuftehende Gerichtebarkeit ausüben, 
und daher in die Kategorie des 9.74 u. f. des A. L. R. Th. II. 
Tit. 17. gehören. Der Hauptgrund jener Verfügung ift hier, 
durch befeitige. Die übrigen Zweifel werden durch die von dem 
Hofrath N. M. vorgefhlagenen und in der an denfelben heute 
ergehenden Reſolution angeführten Modalitäten gleichfalls befeis 
tigt werden. * 
Berlin, den 7. Januar 1831. (v. K. J. Bo.87. S. 80.) 


III. 8 $. 15. i b -g d i fi d , t 
boöorden — —— Gere ee ‚als Wofiidröbes 


Dem Königi. Ober « Landesgerichte wird die Befchwerde der 
Mittwe A. vom 17, d. M. in ihrer Proceßfache wider die Ge: 
fchmwifter ©. nebft deren Anlagen originaliter mit der Anweifung 
zugefertige, die von dem dortigen Stadtgerichte verfügte Execu⸗ 
tion zu fiftiren, und unter Einreichung der Acten gutachtlich zu 
berichten. 

Wenn das Königl, Ober: Landesgericht darüber, ob es ber 


fugt fei, die von Untergerichten verfügten Erecutionen aufjuheben, 


zweifelhaft ift, fo find dieje Zweifel keinesweges begründer, und 
tft vielmehr das Ober » Landesgericht, wie ihm hierdurch eröffnet 
wird, allerdings berechtigt, als Auffichtsbehörde des dortigen 
Stadtgerichts die von demfelben verfügte Erecution aufzuheben, 
wenn es dieſelbe nicht für rechtlich begruͤndet hält, ! 


Berlin, den 30. Sjanuar 1832. (v. K. J. Bo.39. S. 163.) 


J. 8. S. olg. 
II 8. 5,15 8 Aufmerkſame Eontrolle unznläffiger Emolumente der 
Dem Königl. Ober » Landesgerichte' wird in der abfchrifilichen 
Anlage A. die, 
in Betreff der von Juſtizbeamten zur Ungebühr erhobenen 
Smolumente, 
unterm 14. d. M. an das Juſtiz-Miniſterium ergangene Aller⸗ 
hoͤchſte CabinetsOrdre mit, der Auflage zugefertige, in Gemaͤß⸗ 
heit der Beftimmung derfelben die Gerichte im Bezirk des Collegii 
anzumweifen, mit der größten Sorgfalt für die Zukunft die Ver 
rechnung und Anmeifung unzuläffiger Emolumente zu verhüren, 
und deshalb die Dirigenten der collegialifd formirten Gerichte 
fpeciell verantwortlich zu machen und fle zu verpflichten, die des— 
fallfigen Caſſen⸗Ordres der forgfältigften Revifion zu unterwerfen, 
Auch har das Collegium anzuzeigen, in melden Fällen noch von 
der Koͤnigl. Ober» Rechnungskammer defectirte Bettaͤge zu erſtat⸗ 
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ten find, die fih nach der beiliegenden Allerhöchften Ordre zur 
Niederſchlagung eignen. Ä 

Zugleich werden dem Koͤnigl. Ober : Landesgericht hierbei drei 
lithographirte Exemplare dieſes Nefcripts und feiner Anlage zum 
Gebrauch im Eollegio mitgerheilt. - 


Berlin, ben 20. Februar 1832. 


A. 


Die Geſuche der Zuftizdeamten um Belaffung der früher ber _ 
zogenen Tantiemen und Gebähren können nad) dem, was dar: 
über feftfteht, nicht. Statt finden, und es muß daher auch auf 
die anliegende Eingabe des Stadtrichters M. zu N vom 5.v.M., 
was die Zukunft beiriffe, bei dem beigefügten Beſcheide des Ju: 
ſtiz-Miniſteriums fein Bewenden behalten. Es ift aber ein 
Uebelſtand, daß die Behörden dem unftarıhaften Bezuge nicht 
früher die gehörige Aufmerkſamkeit gewidmet und foldyergeftalt 
die Verlegenheit herbeigeführt haben, im welche die Debenten das 
durch gerarhen, daß fie nad) Verlauf von mehreren Jahren das 
zum Theil bona fide Zupielbezogene zuräcerftasten follen. Ich 
will daher dem Zzuftizs Minifterium anheimgeben, dagegen die 
angemeffene Anordnung zu treffen, zugleich aber daſſelbe, foweit 


für die bisherige Vergangenheit feine Remedur eintreten kann, 


ermächtigen, in Unvermögensfällen und nach pflihtmäßig davon 
gewonnener Ueberzeugung, die Ruͤckzahlung der zuviel erhobenen 
Betraͤge für die verfloffenen Jahre zu erlaffen, Mir jedoch alle 
ſechs Monate eine Nachweiſung der folchergeftait erfolgten Nies 
derfhlagung einzureichen, damit ſolche von Mir genehmigt wer 
den könne, Hiernach hat das Juſtiz -Miniſterium nun auch 
das vorliegende Geſuch des zc. M. zu prüfen und darüber zu ents 
ſcheiden. 
Derlin, den 14. Febr. 1832. (v. K J. Bo. 39. S. 180) 


— — —— —— — 


Regiſtratur⸗ Reglement $. 44. Dieitidution der Special-Fascls 
kel als Referate in Coneurſen. 

Der Juſtizminiſter hat aus der, mit dem Berichte des Praͤ⸗ 
fivii vom 14. v. M. eingeteichten Neferenten » Tabelle pro Juni 
bis ultimo Auguft c. erfehen, daß beim Königl. Ober » Landegs 
gerichte jet in Concursfachen jedes Special: Fascifel als ein Re— 
ferat befonders eingetragen wird. Dies iſt gegen die Einrichtung 
bei andern Eollegien, veranlagt Irrungen in der Ueberſicht der 
Geſchaͤfte, und ift alfo für die. Zukunft abzuftellen. 


Berlin, den 12. Ocibr. 1829, 
(v. 8.3. Bd. 24. S. 469) 


Y 
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Regiftratur - Reglement 5. 48 folg. aumae über die Weren- Cap 
fetionen der Untergerichte. 
Auf den Bericht des Königl. Ober s Landesgsrichts vom 26, 
v. M. wird daffelbe hiermit autoriſirt, den Untergerichten feines 
Deparıements die Einreichung des MWerzeichniffes der zum Ber 
fauf oder zur Vernichtung geeigneten Acten zu erlaffen, und fiat 
deffen in Zukunft die pflichtmaͤßige MWerfiherung des Dirigenten 
des Untergerichts: 
daß er fich vollftändig überzeugt habe, daß fich unter den ab: 
aefonderren Acten feine folche befinden, deren Verkauf oder 
Vernichtung nach den feſtgeſtellten Grundfägen unſtatthaft 
fein würde, 
zu erfordern, wonach das Weitere zu verfügen iſt. 
Berlin, den 28. Septbr. 1830. (v. K. J. Bo.36. S. 157.) 


Regiſtratur-Reglement ð. 48 folg. gernichtang und Verkauf der 

Sriminals Aeten. 

Auf die Anfrage des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts im Be 
richt vom 18; März c. ; 
ob alle Acten in Criminal · und fiskaliſchen Unterſuchungen 
nach Ablauf von 20 Jahten von dem Zeitpunkt der Errafı 
vollſtreckung, verkauft werden fellen, oder diejenigen Acten, 
in welchen folche Verbrechen, deren Wiederholung eine Vers 
ſchaͤrfung der Strafe zur gefeglihen Folae hat, unterfucht 
worden, von diefem Verkauf auszuſchließen und etwa erfl 
nach Ablauf eines Zeitraums von 40 oder 50 Jahren anf 
zurdäumen find, 
r der Bericht des Eriminal- Senats des Kammergerichts erfors 
dert und wird derfelbe abſchriftlich mitgetheilt. Das Juſtiz-Mi— 
nifterium fchließt fi der darin geäußerten-Meinung an, und 
wird daher feftgefegt, daß es bei den bisherigen Anordnungen vers 
bleibt, jedoch 

1) aus allen zu vernichtenden Acten in Eriminals und fiskali⸗ 
fhen Unterſuchungsſachen die Urrel herausgenommen, auf 
glaubhafre Weiſe mit dem Vermerk der Rechtskraft, der 

- Strafvollſtreckung, fo wie des Sıraforts, wo, und der Zeit, 
in welcher die Strafe vollſtreckt worden, MejDeR und bes 
fonders afjfortirt werden; 

2) daß in beſonders wichtigen Unterfuchungsfachen, "welche von 
bleibendem Intereſſe find, die vollfländigen Acten von der 
Vernichtung ausgefchloffen werben. 

Berlin, den 13. uni 1831. 


Vorſtehende Behimmungen werden allen — zut 
Nachachtung bekannt gemacht. 
Berlin, den 13, Juni 1831, 
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Ew. Ercelleny reihen wir in der Anlage den ung mittelft der 
Hohen Verfügung vom 6.d. M. zur gutachtlichen Aeußerung ges 
neigteft zugefertigten Bericht des Ober » Landesgericht zu Koͤnigs⸗ 
berg vom 18. März d. J., 

„den Verkauf alter Griminals Acten betreffend ‚” 
zuruͤck, und.bemerfen ehrerbietigft, daß wir weder die darin ge 
- äußeren Bedenken erheblich finden, noch uns mit dem Worfchlage 
am Schluffe des Berichts einverftanden erklären koͤnnen. 

Bei uns hat fich der Fall noch nicht ereignet, daß mals 
die Vorlegung eines Altern Eriminal: Actenftüds wirklich nothe 
wendig, aber wegen der erfolgten Wernichtung unmöglich gemors 
den wäre. Der Grund davon Siege wohl darin, daß bei wieder, 
holten Verbrechen der Zeitraum zwifchen dem einen und dem ans 
bern felten fo groß ift, als er fein müßte, follte das frühere Actens 
fü, den beſtehenden Anordnungen nach, ſchon vernichtet fein. 
Mir wuͤrden aud kein Bedenken tragen, den in einem fpätern 
Urtel enthaltenen Vermerk über eine frühere Beftrafung, verduns 
den mit dem Singeftändniffe des Verbrechers, daß er fie erlitten, 
im Nothfalle für ausreichend zu halten, und dies Zugefländniß 
wird, bei der nicht großen Schwierigkeit der Ueberführungsmits 
tel, fehr felten fehlen. Wenn nun aber auch aus diefen Gründen 
und nach unferen Erfahrungen uns das erhobene Bedenken von 
nicht fo großer praftifcher Erheblichkeit erfcheint, daß 28 nothwen⸗ 
dig wäre, abändernde Beftimmungen eintreten zu laſſen, fo ift es 
doch nicht in Abrede zu ftellen, daß Fälle der Art, wie das Ober⸗ 
Landesgericht zu Königsberg fie befürchter, allerdings eintreten 
koͤnnen. Zur Verhütung diefer Fälle, alle diejenigen Criminal— 
Acten, deren Gegenfland ein Verbrechen ift, das im MWiederhos 
lungsfalle härter beftraft wird, von der Vernichtung ganz auszu⸗ 
ſchließen, oder diefe erft nach 40 oder 50 Jahren eintreten zu Jafı 
fen, ſcheint uns nicht zweckmäaͤßig. Einmal nämlich bewirkt 
jedes frühere Verbrechen in der Negel eine Schärfung der Strafe 
des fpätern, und fonady müßten, um jenen Befürchtungen auf 

Diefem Wege ganz entgegen zu treten, ale Criminal: Acten aflers 
vitt werden: 

Zum andern aber machen die Diedftahl betreffenden Unter: 
ſuchungen dergeftalt die überwiegende Mehrzahl aus, daß auch 
bei der Beſchraͤnkung der vorgefchlagenen Maaßregel auf fie, der 
Zweck, durd die Vernichtung alter Eriminals Arten in den Regi⸗ 
ftraturen Raum zu gewinnen, größtentheils vereitelt werden wär: 
de. m die Erreichung diefes Zweckes nicht zu hindern und zu: 
gleich die geäußerte Beforgnig zu befeirigen, würden wir es für 
geeigneter halten, wenn aus den zu vernichtenden Acten die Urtel 
herausgenpimmen, fie auf glaubhafte Weife mit dem Vermerke 


x 
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der Rechtekraft, fo wie des Straforts, mo, und der Zeit, in mel; 
cher die Sırafe volljtreddt worden, verfehen, und befonders affer: 
virt würden. Erhebliche fehlende Notizen würden fih dann ers 
forderlihen Falls durch die Lilien und Perfonal: Acten in den 
Straforten ergänzen, oder auch die vorhandenen Motizen aus ih— 
nen in den wichtigen Fällen brftärigen, und die geleugnete Iden⸗ 
ditaͤt würde fi, wie dies immer auch bei vorhandenen früheren 
Acten geichehen müßte, durch Beamte der Strafanitalten feits 
ftellen laffen. In unferer Criminal: Regiftratur find auch von 
jeher aus allen vernichteten Actenſtuͤcken die Urtel herausgenoms 
men und affervire, und in einigen befonders wichtigen Unterfus 
chungen, welche von bleibendem Intereſſe find, die vollftändigen 
Acten von der Vernichtung ausgefchloffen worden. 
Berlin, den 19. Mai 1831. (v.8. J. Bo. 37. S. 414.) 
. > Der Criminal» Senat des Kammergerichts. 


Zum allgemeinen Regiftraturs und Kanzlei = Reglement. 
Allerhöchfte Gabiner6sDrdre vom 8, December 1833, die Kanzleiverwaltung 
bei den Dbergerichten betreffend. 


Da nah Ihrem Berichte vom 28. v. M. die bisherige Ers 
fahrung gezeigt hat, daß die bei Regulirung der Normal Etats im 
Sjahre 1825, hinſichts der Kanzleien der Obergerichte getroffenen 
Beſtimmungen die Vorcheile nicht gewähren, melde man fich das 
von verfprocen hat, fo will Sch zur anderweiten Negulirung der 
Etats in Betreff der Obergerichts : Kanzleien und zur Befeitigung 
der oft wieterholten Klagen der Kanzleibeamien über unzulänglis 
es und ungewifjes Einfommen und über zu große Anftrenguns 
gen folgende Beflimmungen treffen: 

1) Die in den Notmab@trats der Obergerichte aufgeftellten Be⸗ 
flimmungen hinſichts der Kansliften kommen vom 1, as 
nuar künftigen jahres ab, nicht weiter zur Anwendung. 

2) Die gefammten Copialiens Einnahmen bei den Obergerich— 
ten fließen von diefer Zeit ab zu den Salariencaffen, indem 
jeder etatsmäßige Kanzliſt, fo wie jeder Stellverereter einer 
erledigten etatsmaͤßigen Stelle, ein beftimmtes Gehalt oder 
firirte Diäten aus den Caſſen beziehen, und dagegen feinen 
Anſpruch auf Eopialien: Einnahmen und Copialien⸗ Ueber⸗ 
ſchuͤſſe haben, auch die niedergefchlagenen Copialien nicht 
weiter erflatten foll. | 

3) Die Zahl der künftig bleibenden etatgmäßigen Kanzliftens 
ftellen bei jedem Dbergerichte wird fo beſtimmt, daß unge 


faͤhr %3 der Kanzleiarbeit nach den Refultaten der legten 


drei Jahre von den etatemäßigen Kanzliiten beftritten mers 
den kann. Auf das zweite Dritiheil der Kanzleiarbeiten 
“ werden Kanzleıdidrarien gegen eine monatliche Nemuneras 
tion von 20 Rihlr. angenommen, Das letzte Drittheil 


x 


J 
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der Arbeit wird durch Lohnfchreiber gegen: bogenweiſe Ber 
zahlung beftritten, und dazu auf jeden erforderlichen Lohn: 
fchreiber 10 Rthlr. monatlich ausgeſetzt. 

4) Die anliegende, nad diefen Grundfägen entworfene, und 

. von Mir durch Unterfchrift genehmigte Nachweifung der bei 
den einzelnen Obergerichten anzunehmenden Kanzleiarbeiter 
und deren Gehälter » und Nemunerations= Fonds, ift, vom 
1. Sjanuar künftigen Jahres ab, den Etat und den Sala— 
riencaffen» Rechnungen zum Grunde zu legen. Doch behals 
ten die bereits früher angeftellten Kanzliften ihr erarsmäßis 
ges Einkommen an Gehalt nebft der Evictionsſumme ihrer 

Copialrate, ohne jedoch Anſpruͤche auf erwanige Eopialtens 
überfchüffe machen zu können, ben fo behalten die nach 
den Beflimmungen der Normal:Etats früher angenommenen 
Vertreter vacanter Kanzliftenftellen die ihnen ausgefegte, . 
mehr als 240 Rihlr jährlich betragende Remunerarion in - 
einer runden Summe fo lange fort, als fie nicht andermweit 
verforgt, oder entlaffen werden. Doc wird die Zahl diefer 
Stellvertreter auf die Zahl der fonit zuläffigen Kanzleidiätas 
rien und Lohnfchreiber in Abzug gebracht, und bei ihrem 
Ausfcheiden bleiben nur die nach den neueren Beflimmungen 
für Kanzleidiaͤtarien und Lohnfchreiber ausgejegten Summen 
disponibel. | | 

5) Zu Kanzliften werden künftig, wenn nicht die Verfegung 
eines bereits angeftellten Beamten eintritt, nur Kanzleidiäs 
tarien befördert, zu diefen aber find nur ſolche Perfonen zu 
nehmen, welche bei guter Qualificution durch Militairdienft 
Anftellungsanfprüce erworben haben, oder in Folge Meiner 
befondern Genehmigung ausnahmsmeife angeftellt werden 
dürfen. 

Sie werden auf vierwöcentlihe Kündigung angenoms 
men, und haben Beine Penſionsanſpruͤche. 

6) Jeder Kanzlijt, fo wie jeder Kanzleiviätarius, ift für fein 
Gehalt und resp. für feine Diäten verpflichtet, an jedem 
Tage, mit Ausnahme der Sonn: und Fefttage, acht volle 
Bogen Kanzleiarbeit, nach näherer Beftimmung des zu ers 
laffenden Kanzleireglemenıs, zu liefern. Den Kanzliften, 
weiche über 50 Jahre alt find, oder feit länger als 20 Jah— 
ren in der Kanzlei als Diätarien und Kanzliften arbeiten, 
kann jedoch eine Ermäßigung in dem Arbeitsmaaß um 1 — 
2 Bogen täglich von den Präftdien bewilligt werden. 

Kann der Kanzlift oder der Diätar das ihm beftimmte 
Arbeitsmaaß — ohne durch befcheinigte Krankheit oder Mi⸗ 
kitairdienfte verhindert zu fein — nicht ſelbſt leiften, fo muß 
er das fehlende für eigene Rechnung durch die in der Kanz⸗ 
lei beſchaͤſtigten Kohnfapreiber fertigen laſſen. 
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Sind dagegen einzelne Kanzliften und Diätarien im Stan: 
de und bereit, mehr als das auf 8 Bogen beftimmte Ars 
beitsmaaß zu jchaffen, fo erhalten fie für die mehr geliefers 
ten Bogen die zuläffige Remuneration eines Lohnſchreibers. 

7) Die Anſchaffung des Papiers, der Dinte, des Streuſan⸗ 
des und der lithographirten und gedrugften Formulare ers 
folgt aus der Cafe. Für die Anſchaffung der übrigen Schreibs 
utenfliien haben die Kanzliften und — gegen Zah⸗ 
lungen des bisherigen Pauſchquantums, die Lohnſchreiber 
dagegen aus eignen Mitteln zu forgen. 

8) Bei beiheinigten Krankheiten und bei vorübergehenden 
Militairdienften der Kanzliften und Diätarien erfolgt ihre 
Vertretung durch Lohnfchreider für Rechnung der Caſſe, bei 
den Diätarien jedoch in Krankheitsfällen nur auf drei Mo— 
nate, indem der Diaͤtarius bei längerer Dauer der Kran; 
beit entlaffen werden muß. 

9) Die Anftellung der Kanzlels Injpectoren — binfihts deren 
Gehälter es bei den Beftimmungen der Normal: Etatd und 
resp. der Caffen Etats bleibt — erfolgt künftig durch den 
Suftizminifter. 

Da ſich diefe neuen Einrichtungen ohne eine Mehrausgabe nicht 
ausführen laſſen, diefe aber nach Ihrem Bericht nur vorüberges 
hend ift, mit jedem Jahre fidy vermindern muß und dagegen bei 
Regulirung der Kanzleiverhältniffe der Untergerichte Erfparniffe 
eintreten werden, fo will Ich diefe Mehrausgabe genehmigen, zus 
gleich aber au Sie, den Juſtizminiſter, ermädtigen, nicht nur 
bei den Obergerichten diefe Einrichtungen zur Aueführung zu brins 
gen, fondern auch nad gleichen Srundfägen die Eiats: Verhälts 
niffe der bei den ſaͤmmilichen collegialifch formirten Untergerichten 
erforderlihen Kanzleibeamten zu reguliren, darüber mit Ihnen, 
dem Finanzminifter, zu communiciren und demnädft mit dieſem 
gemeinſchaftlich Meine Genehmigung zu den eintretenden Veraͤn⸗ 
derungen nachzuſuchen. 

Auch haben Sie, der Juſtizminiſter, auf den Grund dieſer 
Meiner Beſtimmung, ein befonderes Kanzleireglement für die ges 
richtlichen Kanzleien zu entwerfen, und den Gerichten zur Mache 
achtung mitzuiheilen, Zur nähern Ueberficht der Refultate der 
gegenwärtigen Veränderung foll jedoch für das Jahr 1834 bei 
den Salariencaffen eine Buchführung über die gefammten Copias 
lieneinnahmen (2.) und aller für die Kanzleiarbeiten geleifteten 
Ausgaben eingereicht werden, deren Reſultate Sie, der Juſtiz— 
minifter, mit dem Echluffe des Jahres zufammen zu ftellen, und 
Mir anzuzeigen haben, 

Berlin, den 8. Decbr, 1833. (v. K. J. Bo.42. ©, 362.) 

9%. Friedrich Wilhelm. 
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Zum allgemeinen Regiſtratur⸗ und Kanzlei⸗ Reglement, 
Kanzlei» Reglement für die Königl. Preußiſchen Obergerichte. 

Durch die Allerhöchſte Cabinets-Ordre vom 8. d. M. find 
die bei ven Kanzleiverwaltungen der Obergerichte vom 1. Januar 
fünftigen Jahres ab eintretenden Veränderungen angeordnet und 
der Juſtizminiſter zugleich angemwiefen worden, auf den Grund 
der eriafienen Alerhöcften Beftimmungen ein befonderes Kanzleis 
Reglement für die gerichtlichen Kanzleiverwaltungen zu entwerfen 
und den Gerichtsbehoͤrden zur Nachachtung mitzutheilen. 

Dem gemäß find nachſtehende, bei den Kanzleiverwaltungen 


der Dbergerichte vom 1. Januar k. J. ab genau au N, 
Defimmungen feſtgeſetzt worden. 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. 
Häuptgrundfäße ber Fünftigen Verwaltung. 


Die bisher beftandene Verpflichtung der bei den obergericht ⸗ 
lihen Kanzleiverwältungen angeftellten Kanzliften und ‚der mit 
- Verwaltung erledigter Stellen beauftragten Affiftenten, alle und 
jede vortommende Schriibereien gegen den Genuß eines beſtimm⸗ 
ten Antheils der Eopialieneinnahme zu befchaffen, fäle mit Ende 
Diefed Jahres weg, wogegen vom 1. Sanuar k. J. ab alle Co: 
pialieneinnahmen bei ben Dbergerichten zu deren Salariencaffen 
fließen, und jeder etatsmäßige Kanzlift, fo mie jeder Stellvertre⸗ 
ter einer erledigten &telle, ein beftimmtes Gehalt oder firirte 
Diäten aus der Salariencaffe bezieht. 


Sie haben daher auch von diefer Zeit ab keinen Anſoruch 
auf Copialieneinnahme und Copialienuͤberſchuͤſſe, und ſind eben 
fo wenig zur Erſtattung der vom 1. Januar k. J. zur Niederſchla⸗ 
gung kommenden Kopialien verpflichtet. 


$. 2. 
Das Derfonal bei den DObergerichtd , Kanzleien befteht kuͤnf⸗ 
tig: 
- a) in einem oder mehreren. Kanzlei⸗ Inſpectoren und 
deren Gehuͤlfen; 
h) in einer Anzahl Kanzliſten; 
c) in einer Anzahl Kanzlei: Diätarien; 


qh in einer nach Bedürfniß anzunehmenden Anzapı Lohns 
ſchreiber. 


. 3. 
Jeder Kaͤnzliſt, ſo wie jeder Kanzlei— Didtarius, 
iR für fein Gehalt und resp. für feine Diäten BERN an 


in 
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jedem Tage, mit Ausnahme der Sonn und Fefttage, ein nach 
vollen Bogen beſtimmtes Maaß Kanzleiarbeit zu liefern. 
Mus bei einer hiernach vorzunehmenden Vertheilung der zu 


beſchaffenden Schreibereten noch übrig bleibt, wird fuͤr Rechnung 


der Salariencıffe duch Lohnſchreiber gegen bogenweife Be 
zahlung befchaffe. 

\ $. 4. | 

- Die Anfchaffung des Papiers, der Dinte, des Streufandes 
und der liehographirren und gedructen Formulare zu den Kanzleis 
arbeiten erfolgt aus der Salariencaffe. 

Fur die Anfchaffung der übrigen Schreibutenfilten haben die 
Kanzliſten nnd Didrarien gegen Zahlung des bisherigen Paufchs 
quantums, die Lohnſchreiber dagegen aus eigenen Mitteln zu 
ſorgen. 

Bei Vertheilung der zu liefernden Schreibmaterialien an die 
einzelnen Kanzleiarbeiter iſt das Maaß ihrer Arbeiten zu beruͤck⸗ 


ſichtigen. | 


$. d. 
Allgemeine Pflihten der Kanzleibeamten. 


Außer den allgemeinen Pflichten jedes Königlihen Beam⸗ 
ten, namentlich hinſichts feiner Amtstreue und Verſchwiegenheit, 
liegt den Kanzleibeamten noch beſonders ob: 

a) alle ihnen uͤbertragene Kanzleiarbeiten gut und prompt zu 
liefern, und 
b) den nach allgemeinen Vorſchriften oder nach der beſondern 

Verfaſſung und Geſchaͤftseinrichtung des Gerichts, bei wels 

chem ſie angeſtellt ſind, beſtehenden Verpflichtungen bei Bes 

forgung von Kanzleigefhäften vollftändig zu genügen. 


$ 6. 

Die Arbeiten der Kanzleibeamten müffen in der Regel im 
Geſchaͤftslocal beforge werden, daher die Kanzleizimmer bis acht 
Uhr Abends geöffner bleiben, und den anweſenden Kanzleiarbeis 
tern bis dahin die erforderlichen Lichte zu gewähren find. 

Sie haben fi in dem Gefhäftslocul Vormittags yon 8 — 
1 Uhr, und Nachmittags von 3 Uhr ab, fo lange aufzuhulten, bis 
fie mis ihrem täglichen Arbeitsmaaß fertig find. 


6. 7. 

Ausnahmen hiervon koͤnnen nur bei alten und kraͤnklichen 
Kanzliſten durch die Praͤſidien geſtattet werden. 

Auch kann der Kanzlei-Inſpector denjenigen Kanzleiarbei— 
tern, welche ſich nach Fertigung ihrer Arbeitsrate durch Mehrar⸗ 
beit etwas verdienen wollen, das Mitnehmen der Arbeit nach 
Kaufe erlauben. 


- 
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5. 8. 


Sind die Arbeitsſtunden bei einem oder dem andern Ober⸗ 
gerichte anders beſtimmt, als im $. 6. angeordnet worden, fo 
Tann es zwar dabei verbleiben; doc ift auch dann darauf zu fes 
Hen, daß die Kanzleibeamten ihre täglichen Geſchaͤfte im Ger 
ſchaͤftslocal beforgen. | | 
. Die Kanzlei: Sinfpectoren bleiben dafür befonders verant- 
wortlich, und haben die bei einzelnen Beamten bemerfien Unord— 
nungen zur weitern Rüge und Beftrafung den Präfidien anzu: 
zeigen. 


5. 9. 


| Jeder Ranzleiarbeiter Hat eine genaue Nahmeifung der taͤg⸗ 
Lich empfangenen Schreibſtuͤcke und deren Seitenzahl, mit Angabe 
des Empfanges und der Ablieferung, zu führen. - 

Die Seitenzahl muß ſtets mit der vom Kanzlei: Sinfpector 
berechneten und auf den Eoncepten bei der Abſchaͤtzung notirten 
Zahl der Seite übereinftimmen, | 

Glaubt der Kanzleibeamte, daß hierbei ein ihm nachtheili⸗ 
ger Irrthum des Kanzlei nfpecrors vorgefallen fei, fo hat er 
dies demfelben fpäteftens bei der Ablieferung anzuzeigen. 

Spätere Einwendungen werden niemals beachtet, frühere 
aber nur dann, wenn der Kanzlei: Snfpector bei pflichtmaͤßiger 
Prüfung eine Abänderung für noͤthig erachtet. Ä 


$. 10. 


Jede Arbeit muß vom Kanzleibeamten vor der Ablieferung 
nochmals durdgefehen werden; bei welchen Arbeiten außerdem 
durch die Kanzleibeamten eine genaue Wergleihung der Ab⸗ 
fchriften mit den Eoncepten oder den Urfchriften, durch Ableſen 
vor dem Erpedienten oder einem andern Beamten, erfolgen fol, 
bleibt den näheren Beftimmungen der Praͤſidien vorbehalten, 


I Von dem Kanzleis S$nfpector. 
| , $. 11. 
Anftellung der Kanzlei: S$nfpectoren. 


Die Anftellung der Kanzlei: Sjnfpectoren erfolge künftig, in 
Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Beftimmungen, durch den Juſtiz⸗ 
minifter, der bei der Wahl nicht nur auf genaue Kenntniß des 
gefammten, Zuftizs Subalterndienftes und namentlich der Kanzlei: 
. verwaltung Ruͤckſicht nehmen, fondern auch durch Verfegung der 
dazu geeigneren Kanzleibeamten an ein anderes DObergericht, jes 
den aus früheren Amtsverhältniffen entftehenden nachtheiligen 
Einfluß verhindern wird. 
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$. 12, 
Rechte und Pflichten derfelben. 

Der Kanzlei» Sinfpector ift der Worftand der ganzen Kanz— 
ei. Er führe daher die unmittelbare Auffiht über alle in der 
Kanzlei beſchaͤftigten Arbeiter, die fih in allen Dienftangelegens 
heiten zunaͤchſt an ihn zu wenden und feine Beflimmungen abzu= 
warten haben. 

$. 13. 


Er hat dafür zu forgen, daß alle zur Kanzlei gelangenden 
Arbeiten in möglichft kurzer Zeit gefertigt, und nicht nur richtig, 
fondern auch in einer deutlihen und guten Schrife gefchrieben 
werden, und bleibt befonders verantwortlich, wenn ſchlechte Kanz ⸗ 
leiarbeiten geliefert werden. 

Er iſt deshalb nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflich⸗ 
tet, alle bei der Ablieferung bemerkten ſchlechten Arbeiten ſofort 
zu caſſiren, und fuͤr Rechnung der ne Kanzleibeamten 
durch Lohnfchteiber fertigen zu laſſen. 


5. 14 


Er muß darauf ſehen, daß die zur ſchnellen Beſorgung des 
Schreibwerks erforderliche Anzahl Lohnſchreiber ſtets vorhan⸗ 
den iſt. | 

$. 15. 

Insbeſondere hat er jedem Kanzliften und Diätarius das 
beftimmte tägliche Arbeitsmaaß pflihtmäßig zuzutheilen und fich 
dabei jeder Begünftigung oder — — einzelner Beam⸗ 
ten ſtrenge zu enthalten. 


$. 16. 

Die gewoͤhnliche Distribution der Kanzleiarbeiten und die 
Ablieferung der fertigen Schreibſtuͤcke an den Kanzlei» Sinfpecror 
erfolgt täglich zu einer beflimmten, den fämmtlihen Kanzleis 
‚arbeitern befanne zu machenden Stunde. 

Kommen nach der Vertheilung noch Arbeiten mit Beſchleu⸗ 
nigungsvermerfen zur Kanzlei, fo find diefe an Lohnfchreiber, oder 
an Kanzliften und Diätarien,. melde über ihr beftimmtes Ars 
beitsmaaß ſchreiben, auszugeben. 

$. 17. 
Der Kanzlei = nfpector hat 
a) eine allgemeine Eontrole über alle zur Kanzlei gelangr 
ten und vertheilten Sachen, und 
b) für jeden Kanzleiarbeiter eine fpecielfe Nachweiſung der 
ihm zugetheilten Arbeitsſtuͤcke zu führen und in dieſe taͤglich 
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die vertheilten Schreibſtuͤcke, nah Journal und Erpedis 
tiongzeichen, mit Angabe der Geſammt + Seitenzahl und des 
"Tages der Ausgabe, fo wie der Ruͤckgabe zu bemerken. 
Ob die allgemeine Eontrole nad Maaßgabe des $. 76. des Allg. 
‚Megiftrarurs und Kanzleis Neglements, oder in anderer Art eins 
zurichten, bleibe den näheren Beftimmungen der Präfldien, mit _ 
Ruͤckſicht auf die bei jedem DObergerichte beftehende allgemeine Ges 
fchäftseinrichtung und Salariencaffenverwaltung, vorbehalten. 


$. 18. 


Bei Verrheilung der Kanzleiarbeiten ift zwar im Allgemei: 
nen die Fähigkeit und Brauchbarkeit der einzelnen Kanzleiarbeis 
ger zu berücfichtigen ; doch ift zugleich darauf zu fehen, daß in 
der Vertheilung guter und unfeferlicher Handfchriften,, fo wie der 
Reinſchriften und bloßen Abſchriften die möglichfie Gleichſtellung 
der einzelnen Kanzliften und Diätarien Statt findet. 

Auch iſt es angemefien, den Lohnfchreibern größere Arbeits: 
ftüde, den Kanzliften und Diätarien dagegen nur die Fleineren 
zuzutheilen, damit das von jedem zu liefernde Arbeitsmaaß bei 
jeder Distribution ohne Weberfchreitung zugetheilt werden kann, 
und zugleich die größeren Arbeitsftücke befördert werden. 


$. 19, 


Die vorhandene Kanzleiarbeit ift bei jeder Distribution zus 
vörderft auf die Kanzliften und Diätarien, und nur der Weberreft 
auf die Lohnfchreiber zu vertheilen. 


$. 20. 
Abſchätzung der Schreibſtücke. 


Zu den Hauptpflichten des Kanzlei-Inſpectors gehört eine 
richtige Abſchaͤtzung des Umfanges der einzelnen Schreibſtuͤcke bei 
ihrer Veriheilung. | 

Das von den Kanzliften und Diätarien zu liefernde Arbeite- 
maaß ift nah vollen Bogen beftimmt ($$. 3. 28.). i 

‚ Auch die Lohnfchreiber erhalten ihre Bezahlung nach vol: 
len Bogen ($. 37.). k BR 

Ein voller Bogen ift aber derjenige, deſſen Hier Seiten, 
jede mit 24 Zeilen und jede Zeile 12 Sylben enthaltend, beſchrie— 
ben find. 

Da jedoch fehr viele Schreibftücke, namentlich Verfügungen, 
Vorladungen, Atteſte u. f. w. für fi allein feinen vollen Bogen 
ausmachen, und bei andern Jauf die bei der Arbeit ſtatifindende 
befondere Schwierigkeit Rückficht genommen werden muß, fo find 
bei der Abfhägung der einzelnen Schreibſtuͤcke folgende Grund 
fäge zu beobachten: 
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a) Die Abſchaͤtzung erfolgt nah ganzen und halben Sei- 
ten eines vollen Bogens in der Art, daß in der Negel alle 
Schreibſtuͤcke, welche 12 Zeilen und weniger ausmaden, 
für eine Halbe Seite, bei mehr als 12 jedoch nicht über 
24 Zeilen, für eine ganze Seite u. f. w. gerechnet werden. 

b) Bei Borladungen, Anfchreiben, Berichten u. f. w. find die 
Adreffen und Gouverts, bei ‘Decretsabfchriften die Liebers 
ſchriften, und bei Urkunden die gewöhnliche Bezeihnung 
derfelben, bei größeren Sachen auch das Heften der Arbeits: 
ſtuͤcke und zwar in der Regel mit drei Zeilen zu beruͤckſich⸗ 
tigen. 

c) Bei unleferlihen Handſchriften, alten, vielleicht in einer 
fremden Sprache gefchriebenen Urkunden, und bei allen Sa— 
chen, melde genau collationirt werden müffen, namentlich 
bei Teftamenten, Hypothekenſcheinen, Eitenntniffen, Bes 
ftallungen, Urkunden und Berichten, ift die Mehrarbeit 
auf &— 8 Zeilen für jede Seite zu berechnen. BE 

d) Die Abfhägung von Rechnungsſachen und tabellariſchen 
Arbeiten, zu welchen feine Formulare benugt werden koͤn⸗ 
nen, muß in jedem befondern Falle der pflihtmäßigen Be: 
urtheilung des Kanzlei: Snfpecrors, mit Beruͤckſichtigung 
des Formats und der Colonnen des Arbeitsſtuͤcks, Überlaffen 
bleiben, 

e) Lithographirte oder gedruckte Formulare werden, infofern 

nur die gemöhnlihe Ausfüllung erfolge, für eine halbe 
Seite, find größere Einfhaltungen ndıhig, oder beträgt das 
Formular felbft mehr als eine Seite, für eine ganze 
Seite gerechnet. 

f) Bet Infinuationsdocumenten und Kanzleirequifitionen ift 
in der Regel jedes Stuͤck für eine Halbe Seite abzufchäs 

gen; find fle aber lichographire oder gedruckt, .fo werden, 
zwei Stuͤck fir eine Halbe Seite gerechner. 

Nach diefen Grunpfägen iſt die Seitenzahl jedes Schreibeſtuͤckes 
zu berechnen und auf dem Concept unten am Rande zu notiren. 


$. 21. 


Der Kanzlei » Infpector hat audy das Intereſſe der Salarien: 
caffe dadurch wahrzunehmen, daß er genau prüft, ob die.auf.den, 
Concepten norirten Gebühren und Auslagen in den Soll⸗Einnah⸗ 
me-Belaͤgen eingerragen find, und feine dergleichen Piege die- 
tribuire, bevor fie nicht gehörigen Orts eingetragen und mit der 
Eintragungsnummer verfehen ift. 

Er hat ferner darauf zu fehen, ob die Schreibgebühren, füs 
mohl für Reinſchriften als Beilagen in fportelpflictigen Sachen 
von den Erpedienten nad) den beftehenden Sporteltaxen richtig ans 


geſetzt find. 
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Die bemerken unrichtigen Austarirungen find fofort abzu: 
ändern. 

A 4. 2. 

Zu welcher Zeit und an welchen Beamten vom Kanzlei » ins 
fpector die fertigen Kanzleiarbeiten weiter befördert werden follen, 
bleibt den näheren Beſtimmungen der Präfidien, nah Maaßgabe 
- der bei jedem DObergerichte beftehenden Geſchaͤftseinrichtung, über: 

laſſen. 

Daſſelbe gilt von der fernern Beſorgung mancher Nebenge⸗ 
ſchaͤfte der Kanzlei⸗Inſpectoren, namentlich: 

a) von Führung des Reviflons: Journals ($. 76. des Regi⸗ 
ftraturs und Kanzlei» Reglements) und von Beforgung der 
Terminseinräcdung von Seiten der Deputirten ; 

b) von Beforgung des Siegelzettels ($. 166. des Regiftratur; 
und Kanzlei = Reglements) ; 

c) von der Stempeldistribution; 

d) von der Schreibmaterialien » Verwaltung und andern Mes 
bengefchäften. \ 

$. 23. 
Vertretung und Unterflügung der Kanzlei s Infpectoren. 

Bei den kleineren Kanzleiverwaltungen, bei welchen 
tünftig nicht mehr ale ſechs wirkliche Kanzliften angeftellt wer⸗ 
den follen, muß der Kanzlei »Sinfpector die ihm obliegenden Ges 
fchäfte allein beforgen, und kann dabei weder die Anftellung eines 
Gehälfen, noch die Wergütigung der Ausgaben für einen folchen 
verlangen. 

Nur in Verhinderungefällen wird derfelbe, nach den Be 
flimmungen des Chef: Präfldenten, durch einen andern Beamten 
vertreten. Erfolgt die Vertretung durch einen Kanzliften, fo 
“ bleibe diefer während der Zeit von Kanzleiarbeiten diepenflrt. 

Bei größeren Kanzleiverwaltungen, welchen nur ein 
* Kanzlei» Sijnfpector vorfteht, komme ed darauf an, ob fchon etats⸗ 
. mäßige Fonds zur Befoldung der erforderlichen Gehuͤtfen ausge 
est find. 

1 In diefem Falle haben die angeftellten Gehuͤlfen den Kan 
lei Infpector zu unterjtägen und in Behinderungsfällen zu vers 
tresen; fehlt es am dergleichen etatsmaͤßigen Gehuͤlfen, und ift 
der KanzleisSynfpector, nad dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
Präfiviums, nicht im Stande, feine Gefhäfte allein prompt zu 
bejorgen, fo ift zuvörderft in Erwägung zu nehmen, ob ihm durch 
Abnahme von Nebengefhäften geholfen werden kann. 

Iſt dies nicht zu bewirken, fo kann ihm geftattet werden, 
fi durdy einen vom Präjldium zu genehmigenden Kanzleiarbeiter 
unterjfüßen zu laffen, und diefem nur die Hälfte des täglichen Ars 
beitsmaaßes zugufchreiben, 

VI. | 34 


526 Allg. Ger. Ordn. 3. allg. Red.» u. Kanzlei» Negl. 


III. Bon den Kanzliſten und Kanylei»Diätarien. 


‚$ 24. 
Anftellungsberehtigung. 


Zu Kanzliſten werden künftig, wenn nicht die Werfegung 
eines bereitd angeftellten Beamten eintritt, nur Kanzlei ⸗/Diaͤ⸗ 
tarien befördert; zu diefen aber find nur ſolche Perfonen zu 
nehmen, welche bei guter Aualification dur Militairdienſte Ans 
ftelungsanfprüce erworben haben, oder in Folge befonderer Allers 

Schfter Genehmigung ausnahmsmeife angeftellt werden dürfen. 

ie werden auf vierwöchentlihe Kündigung angenommen, und 
haben feine Penflonsanfprüche, weiche nur allein den wirklichen 
Kanzliften zuftehen, daher auch nur diefe Penfionsbeiträge von 
ihrem Gehalte zu entrichten haben. en 

Unter den durch Militairdienfte erworbenen Anftelungsans 
ſpruͤchen find nicht nur diejenigen, welche den neun Jahre gut 
gedienten Unterofficieren des ftehenden Heeres und denen ihnen 
gleich geſtellten Militaitperſonen zuftehen, fondern auch diejenis 
gen zu verftehen, weiche den mit Civil » Werforgungsfcheinen ents 
laffenen Militairperfonen, fo wie den Freiwilligen aus den Krie⸗ 
gen gegen Frankreich In den Jahren 1813/,5 Allerhoͤchſt zugefichert 
worden find, _ | 

9. 25. 
Prüfung. 

Seder Kanzlei» Diätar muß vor feiner Annahme wenigftens 
drei Monate in der Kanzlei als Lohnfchreiber gearbeitet, und 
nicht nur dabei, fondern auch durdy eine abzulegende Prüfung 
feine Befähigung zur Verwaltung eines Kanzliftenpofiens nach⸗ 
gewiefen haben. | | 

Diefe Prüfung, für welche keine Gebühren zu entrichten 
find, ift von einem Mitgliede des Collegiums, unter Zuziehung 
eines im Caſſen⸗ und Calculaturfach erfahrnen Subalternen, vors 
zunehmen, und auf allgemeine Sad» und Geſchaͤftskenntniß, fo 
wie auf das Amt und die Pflichten eines Kanzliften zu richten. 

Außerdem muß der zu Prüfende in Gegenwart der Commifs 
farien einige Proben feiner Fertigkeit im Abfchreiben ſchlechter 
Handſchriften, im Nachſchreiben einiger dictirten Säge, in Fafı 
fung einer kurzen Worftellung oder amtlihen Anzeige, und im 
Rechnen ablegen, aud in einem ſelbſt gefchriebenen Lebenslauf 
eine ſchoͤne Handſchrift nachweiſen. 

Haben die bereits vorhandenen Diaͤtarien ſich noch keiner 
Pruͤfung zur Anſtellung als Kanzliſten unterworfen, fo muß dies 

nachträglich gefchehen. 


a 
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6. 26. 
Wahl und Anftellung. 


Bei der Beförderung der Didtarien zu Kanzliften iſt auf 
vorzügliche Dienftführung und Qualification, namentlich auf eine 
ſchoͤne Handſchrift, hiernaͤchſt aber auf längere Dienftzeit ale Did. 
sarius Ruͤckſicht zu nehmen. | 


$. 27. 


Die Anftellung der Kanzliften und Annahme der Diaͤtarien 
erfolgt durch die Chef⸗Praͤſtdenten mittelſt fchriftlicher Werfüguns 
gen, ohne Ausfertigung befonderer Beftallungen. 

„ Bei dan Diätarien ift eine einmonatlihe Worausbezahlung 
ber ausgefegten Remuneration zuläffig.. Hinſichts der vorſchuß— 
weifen Gehaltszahlung an die ſchon angeftellten Kanzliften bleibe 
es bei der bisher beftandenen Einrichtung jedes Obergerichts; hını 
fihts der neu anzuftellenden Kanzliiien aber wird es den Präfl: 
dien überlaffen, eine vierteljährige oder monatliche Worausbezah: 
Jung des Gehalts bei ihrer Anftelung feftzufegen. 

(Cab./Ordre vom 10. Mai 1828. Jahrb. Bd. 32, ©. 96.) 


| $. 28, 
Arbeitömaag und deren Befchaffung. 
Das Arbeitsmaaß, welches nach $. 3. von jedem Kanzliften, 
- fo wie von jedem Diätarius, täglidy zu leilten ift, wird auf acht 
volle Bogen ($. 20.) beftimmt. 

Den Kanzliften, welche über 50 Sjahre alt find, oder feit 
länger als 20 Jahren in der Kanzlei als Diaͤtorien und Kanzli⸗ 
ften arbeiten, kann jedoch eine Ermäfigung in dem Arbeitsmaaß 
um 1—2 Bogen täglich von den Präfidien bewilligt werden. 


$. 29, 


Dei befcheinigten Krankheiten und bei vorübergehenden Mir 

kitatrdienften der Kanzliften und Diätarien erfolge ihre Vertre⸗ 
tung durch Lohnfchreiber für Rechnung der Eaffe, bei den Diätas 
rien jedoch in Krankheitsfällen nur auf drei Monate, indem der 
Didtarius bei längerer Dauer der Krankheit entlaffen werden muß. 

- Hiernach ift von der vierwoͤchentlichen Kündigung Gebrauch 
zu maden, wenn der Diätar zwei Monate hindurch fir Rech⸗ 
nung der Kaffe vertreten worden if. | 


$. 30. R 
Kann der Kanzlift oder Diätar, außer dem Falle des $. 29, 
das ihm beftimmte Arbeitsmaaß nicht ſelbſt leiſten, fo iſt das Feh⸗ 
lende für deſſen Rechnung durch die in der Kanzlei befchäftigten 
Lohnſchreiber zu befchaffen. F 
34 * 
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Ale Schreibſtuͤcke, welche mit einem Beſchleunigungsver⸗ 
merk verfehen find, und zufammen weniger als eine tägliche Ars 
beitsrate betragen, müffen in 24 Stunden nad) der Wertheilung, 
andere Schreibſtuͤcke aber jedenfalls in 48 Stunden nad dem Ev 
pfange abgeliefert werden. 

Nah Ablauf diefer Friften muß der Kanzlei: Infpector, 
wenn nicht der Umfang der Arbeit oder andere gegründete Urfas 
chen die verfpätete Ablieferung entſchuldigen, die noch nicht bear 
beitreten Schreibſtuͤcke für Rechnung der fAumigen Kanzleibeamten 
an Lohnfchreiber anderweit vertheilen. 


$. 31. 


Den Kanzliften und Diätarien ift nicht geftattet, das, was 
fie niche ſelbſt ſchreiben Pönnen-oder wollen, unmittelbar an Lohn 
ſchreiber abzugeben, und fi mit diefen wegen Bezahlung zu 
vereinigen. 

Noch weniger Bönnen fie fi der Hülfe anderer Privatſchrei⸗ 
ber bedienen. i | 

Wielmehr find alle Kanzleiarbeiten;- welche die einzelnen 
Kanzliften und Diätarien nicht felbft fertigen koͤnnen oder wollen, 
an den Kanzlei» Sinfpector zurürfzugeben, der ſolche an die Lohn⸗ 
ſchreiber vercheilt, und am Schluffe des Monats für deren Be 
zahlung aus ber Galariencaffe für Rechnung des betreffenden 
Kanzliften oder Diaͤtars zu forgen hat. , 

Was diefe gegen vorftehende Beftimmung durch Privarges 
‚hälfen fcpreiben lafien, wird ihnen auf ihr Arbeitsmaaß nicht ans 
gerechnet. er 

$. 32, 


| Kehlen die Kanzliften und Diaͤtarien bei der täglich vorzu⸗ 
nehmenden Vertheilung der Kanzleiarbeiten ($. 16.), ohne ihr 
Ausbleiben bei dem Kanzlei⸗Inſpector vorher angezeigt und genuͤ⸗ 
gend entfchuldigt zu Haben, fo find die auf Ne verrheilten Schreib» 
ſtuͤcke fofore an einen Lohnfchreiber für ihre Rechnung abzuges 
ben; — nachträgliche Entſchuldigungen find nicht zu beachten, 


$. 33. 


Kommen die in ben $$. 30 — 32, angeordneten Maaßregeln 
bei einem Kanzliſten oder Diaͤtar in einem Monat mehrmals zur 
Anwendung, fo hat dies der Kanzlei⸗Inſpector dem Praͤſidium 
zur weitern Rüge anzuzeigen. 

. $. 34. 
Berdienſt durch Mehrarbeit. 

Die Kanzliften und Didtarien, welche im Stande und ber 

zeit find, mehr als das auf 8 Bogen beftimmte Arbeit smaaß zu 
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beſchaffen, erhalten für die mehr gelieferten Bogen Die ziäge | 


Remuneration eines Lohnfchreibers ($. 37.)- 

Die Seitenzahl diefer Mehrarbeit ift bei jeder Distribution 
fowohl von ihnen als von dem Kanzlei⸗Inſpector in den geführ- 
ten Nachweiſungen der erhaltenen Arbeitsſtuͤcke in einer befondern 
Colonne zu bemerken, fo daß fich zu jeder Zeit überfehen laͤßt, wie 

viel an Mehrarbeit gelieferr worden iſt. 

Für die befondere Bezahlung der Mehrarbeit hat der Kanye 
lei = Sinfpector am Schluffe jeden Monats zu forgen ($. 38.). 


j IV. Bon den Lohnfhreibern. 


$. 35. 
Annahme und Entlaffung dee Lohnfchreiber. 

Die Lohnfchreiber wählt und entläße der Kanzlei » Snfpector 
nach Bedürfniß, mit Zuftimmung des Kanzlei» Directors, weh 
cher auch die jedesmalige Verpflichtung beforgt. 

Anftelungsberechtigte Perfonen haben bei der Annahme ale 
Lohnſdeeiber bei gleicher Qualification den Vorzug vor Andern. 

$. 36, 
Befhäftigung. 

Die Lohnfchreiber dürfen nur diejenigen Kanzleiarbeiten fers 
tigen, welche ihnen der Kanzlei» Sijnfpector zutheilt, und mäffen 
fi mit der ihnen dafür auegeſetzten Remunerasion begnügen. 

Sie erhalten in der Regel nur fo viel Arbeit, als fie in 24 
Stunden abzuliefern vermögen. Haben fie fi in der Ablieferung, 
wiederholt ſaͤumig gezeigt, fo iſt ihre Entfernung aus der Kanzlei 
zu veranlaffen. Dies muß auch dann gefhehen, wenn fie ohne 
Wiſſen des Kanzlei: Sinfpectors andere Kanzleiarbeiten von Kanz ⸗ 
liſten oder Diaͤtatien uͤbernehmen. 


6._37. 
Remuneration und deren Bezahlung. | 
Die den Lohnfchreibern zu bemilligende Nemuneration wird 
vom Kanzlei » Sinfpector, mit Ruͤckſicht auf den an jedem Orte ge 
wöhnlichen Schreibgebührenfag und mit Ruͤckſicht auf die Leiſtun⸗ 
gen der einzelnen Lohnfchreiber, auf 1 Sgr. bis 1 Sgr.,6 Pf. 
für den vollen Bogen ($. 20.) feftgefegt. 
Eine höhere Remuneration ift unzuläffig. 
$. 38, 


Am Schluffe jeden Monats erhalten fie ihre or un. 
„ mitselbar aus der Salariencaſſe. 
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Der Kanzlei » Infpector Hat zu diefem| Behuf am legten Taae 
jeden Monats eine Weberficht der für Nechnung der Salariencaſſe 
von jeden Lohnfchreiber, fo wie der von einzelnen Kanzliften und 
Didtarien über ihr Arbeitsmaaß gelieferten Ranzleiarbeit und der 
dafür feftgefegten Nemuneration anzufertigen, und hinſichts ber 
Lohnſchreiber darunter au attefliren: | 

daß unter den wirklich gelieferten Arbeiten ſich keinelbefinden, 

Bezahlung ein Kanzlit oder Diätarius verpflichtet 

wäre; 
binfihts der Kanzliften und Diätarien dagegen, welche mehr als 
acht Bogen täglich geliefert haben, zu befcheinigen: 

daß die angegebene Mehrarbeit wirklich von ihnen felbft ges 

fertigt worden ift. 

Zugleich ift eine zweite Nachweiſung der von Lohnfchreibern für 
Rechnung einzelner Kanzliften und Diätarien gefertigten Kanzleis 
arbeiten und des Berrages der dafür aus dem zunäcft fäligen 
Eintommen der Schuldner zu zahlenden Remuneration anzu: 
fertigen, 

Sowohl dieſe Nachmeifung, als die vorerwähnte Ueberficht, 
int dem Chefs Präfldenten doppelt, nebft dem Entwurf und der 
Ruͤckſchrift eines Zahlungsbefehls an die Salariencaffe, zur Pruͤ⸗ 
9*— und Vollziehung vorzulegen, und ſodann zur Caſſe zu bes 
fördern. 


V. Aufſicht Aber die Kanzleiverwaltung. 
$ 39 
Auffihtdurh den Kanzleis Director. 


Die Auffiht über die Kanzleiverwaltung im Allgemeinen 
liegt zunächft dem Kanzlei» Director ob. 

Er hat daher die Arbeitszimmer der Kanzlei fleißig zu be⸗ 
ſuchen, und fih von der Anmefenheit der Kanzleibeamten felbft 
zu überzeugen, die nicht enıfchuldigte Abmwefenheit einzelner Kanz 
leiarbeiter zu rügen, und namentlich darauf zu halten, daß die 
Arbeitsſtuͤcke der bei der täglichen Wertheilung ohne genuͤgende 
Entſchuldigung abweſenden Kanzliſten und Diaͤtarien für ihre 
Rechnung an Lohnſchreiber ausgegeben werden ($. 32.) 

Der Kanzlei» Director muß ferner wenigitens einmal in je 
dem Monat, ohne vorherige Benachrichtigung, bei Gelegenheit 
einer Vertheilung der Kanzleiſtuͤcke, nörhigenfals mit Zuziehung 
eines Calculators, das Verfahren des Kanzlei-Inſpectors näher 
prüfen und ſich dur Einſicht und Vergleichung der von ihm und 
den einzelnen Kanzleiarbeitern geführten Arbeitsnachweiſungen, 
fo wie durdy Prüfung einzelner Schreibſtuͤcke von der Richtigkeit 
deren Auetarirung und richtigen Distribution, auch durch Ein 
ſicht und Vergleichung der Nachweifungen der Lohnjchreiber , von 
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der Richtigkeit und Uebereinſtimmung beider, vollſtaͤndig uͤber⸗ 
zeugen. 

Ueber die Reſultate dieſer Reviflon ift-jedesmal ein Proto⸗ 
koll aufzunehmen und zum Vortrag zu befördern. 


$. 40. | 
Durh den Gaffencurator, 


Außerdem hat auch der Taffencurator wenigftens einmal in 
jedem Jahre eine ähnliche Nevifion der Kanzleiverwaltung, mit 
welcher zugleich eine Revifion der Schreibmaterialien und Stem⸗ 
pelverwaltung zu verbinden iſt, vorzunehmen, und die Refultate 
‚berfelben in einem Protokoll zufammenzuftellen. 

Auf den Grund diefed und der monatlichen Revifions « Pro, 
tofolle des Kanzlei: Directors ift dem DObergerichte am Schluffe 
jeden Jahres ein Actejt über die Refultare der Reviſionen even- 
tualiter darüber auszuftellen : 
daß fi bei den vorgenommenen Nevifionen etwas Weſent. 

liches nicht zu erinnern gefunden habe. 


Dies Atteſt iſt der Jahrestechnung beizufügen. 





WVorſtehendes Kanzlei⸗Reglement iſt nicht nur zur Kenntniß 
der ſaͤmmtlichen in den Kanzleien bereits befchäftigten Arbeiter zu 
bringen, fondern auch jedem neu anzuftellenden oder anzunehmen: 
Kanzleiarbeiser zur Durchfiht und genauen Befolgung yors 
zulegen. 

Berlin, den 19. Decbr. 1833. 

(v.8.3.%0.42.©.365.) 





an 


Anhänge 
zur 


Allgemeinen Gerihtsordnung 





| J. | 
Geſchaͤfts-⸗Tabellen und Liſten. 


Aufführung der Holdiebäble in der jährfidjen —— der anbängig gewe⸗ 
Unterfuchungen.- 


Dem König. ee wird auf die Anfrage in 
dem Berichte vom 18, v. M. hiermit eröffnet, daß die Zahl aller 
Unterfuchungen, welche wegen der nad dem Gefes vom 7. Juni 
1821 zu beitrafenden Holzdiebftähle in dem Laufe des jahres ers 
Öffnet worden find, in die 14te Rubrik der nad der Verfügung 
vom 10. Februar v. J. *) jährlich einzureichenden Weberficht der 
anhängig gemefenen Unterfuhungen aufzunehmen ift. 

Berlin, den 2. April 1830. (0.8.9. Bo. 35. S. 291.) 


Mitwirkuug der Gerichte bei Ausfünung De der Tabellen Äber die Auseinander⸗ 


Auf den Bericht des Königl, Ober » Landesgerichts vom 27. 
April v. 3. ift das Yuftiz : Minifterium wegen der Verpflichtung 
der Untergerichte zur Ausfüllung der über die Auseinanderfeguns 
gen anzufertigenden Tabellen mit dem Koͤnigl. Minifterium des 
Innern für Handel und Gewerbe in Communication getreten, 
und hat fid mit demfelben dahin vereinigt: 

a) daß die General: Commiffionen zwar befugt fein follen, den 
Gerichten, vor weldyen die Vollziehung der Meceffe erfolgt, 
auch die Finziehung der zur Ausfüllung der Tabellen erfor 

derlichen Nachrichten, infofern die Gerichte felbige ohne 
große Weiterungen beſchaffen koͤnnen, aufzutragen, dieſel⸗ 
ben aber 

b) nur ſolche Punkte, über die aus dem Proceffe und den ih⸗ 
nen vorliegenden Verhandlungen entweder gar nicht, oder- 
doch nicht uͤberſichtlich genug die erforderliche Aufklärung zü 
entnehmen ift, den Gerichten zur nähern Aufklärung über: 
weifen, und ihnen felbige der Regel nach befonders namhaft 
machen follen. 

Das Königl. Dber » Landesgericht hat nach diefen Beftimmungen 
die Lintergerichte feines Departements anzumeifen, und infonder: 
heit dem Fürftenehumsgerichte zu Trachenberg zu eröffnen, daß 
es zu weit gegangen, wenn es bei Wollziehung der Auseinanders 
ſetzungs⸗Receſſe zwifchen dem Dominium Trachenberg und den 
Dreſchgaͤrtnern verfchiedener Dorfichaften, alle Mitwirkung zur 


*) Diefe Verfügung tft nicht zu finden. 
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Ausfällung der Ihm von der General⸗Commiſſion zugefertigten 
Tabellen verweigert habe; daſſelbe fei vielmehr verpflichter, die 
zu jenem Zwede erforderlichen Nachrichten, fo weit foldhe aus den 
Acten des Gerichts, oder durch einfache Ruͤckfragen an die Be 
theiligten zu erlangen, in Abſicht einzelner, ihm von der Gene, 
ral: Commiffion namhaft gemachten Rubriken einzuziehen, und 
jener Behörde mitzutheilen. 
Berlin, den 16. Dechr. 1831, (v. K J. Bo. 38 9.298.) 


Nachweiſung der bearbeiteten Spruchſachen. 
(uug. Ser. Ordn. Th. III. Tit. 2. $. 33 und 3%.) | 
- , Da die zum jehnellern Betrieb der Spruchſachen getroffenen 
Anordnungen von gutem Erfolg gewefen find, und die Zahl ber 
Hefte ſich weientlid vermindert hat; fo will Sch zur Wermeidung 
unndthiger Schreiberei den Gerichten die fernere Einreihung der 
nad) dem Refcript vom 12. Juni c. sub a. 2. erforderten vidie 
mirten ‚Auszüge aus den Dibtriburiond: Büchern in Anjehung 
fämmtlicher im laufenden Quartal vertheilten Spruchſachen ers 
iaſſen. Es foll vielmehr eine volltändige, fummarifhe Nachwei⸗ 
fung der in jedem Quartal bearbeiteten Spruchfachen, nad dem 
anliegenden Formulare, genügen. . Ä a: 
Die beigefügten Bemerkungen find bei der Ausarbeitung 
der Nachweiſung und bei der Abfendung der Berichte zu beachten. 
Berlin, den 27. Septbr. 1832. (v. K. J.Bd.40. ©. 192.) 


Zaͤhrliche Nachweiſungen der Perfonal» und Etatds Beränderungen, 
Die Revıfion der jährlich an den Juſtizminiſter einzureichens 
den Nachweiſungen der Perſonal⸗ und Etats : Veränderungen bei 
denjenigen Bubaltern» und Lnterbeamten, Stellen, deren Be: 
ſetzung durch bie Allerhoͤchſte Cabinets /Ordre vom 31. Dec. 1827 
(Geſetz Sammlung 1828. &. 6.) dem Chef: Präfidenten der 
Landes» Suftizcollegien übertragen worden, hat zu mehreren Er⸗ 
innerungen Veranlaſſung gegeben. | | 
Um ein gleihmäßiges Verfahren ſowohl hinſichte der Ein, 
richtung der gedachten Nachweiſungen, als auch hinfichts des den 
Beamten anzumeifenden Dienſteinkommens felbft, berzuftellen, 
wird demnach Folgendes hierdurch feftgefegt: 
1. Die Form und den Inhalt der jährlichen Nachweiſun⸗ 
gen betreffend. 
1) Ueber die fämmelichen Erledigungen, Anftellungen, Be 
förderungen und Zulagen bei den Subaltern⸗ und Unter⸗ 
beamten : Stellen des Obergerichts und der Untergerichte, fo 
wie der Sinquifitoriate, Kreis: Juftizcommiffionen und Ger 
richte » Sefangenanftalten, ift jaͤhrlich nur eine Nachweiſung 
einzureichen, und jede ber beiden Abtheilungen derfeiben, 
wie folche in der Circular⸗ Verfügung vom 29, Sept. 1826 
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(Yahıb. Vd. 28. &. 135. 136 ) vorgeſchtieben find, iſt 


mit einer von Anfang bis Ende fortlaufenden Nummer zu 
verfehen. | 


2) In der Eolonne der zweiten Abtheilung „Bisherige Dienſt⸗ 


3) 


und fonftige perſoͤnliche Verhaͤltniſſe“ ift bei neuen Anſtel⸗ 
lungen zugleich jederzeit die geſetzliche Anftellungsfähigteit 
kurz anzugeben. | 

In der Colonne der zweiten Abtheilung „Jetziges Dienſt⸗ 
eintommen” iſt daſſelbe zwar fo kurz als möglich, aber doch 
dergeftalt vollftändig anzugeben, daß daraus die ſaͤmmilichen 
Berechtigungen und Verpflichtungen der Beamten, wie fols 


che in die Etats aufgenommen werden müffen,, deutlich zu 


erfehen find. Namentlich find die Smolumente nach ihren 
verfchiedenen Gattungen einzeln aufzuführen, und dabei 
find ſowohl die Evictionen, wo folhe Statt finden, als auch 
die etwanigen Beſchraͤnkungen auf Marimalberräge anzus 
geben. Beiden Sportel ⸗ Tantiemen ift der Procentſatz und 
die Gattung der Sporteln, von welchen Tanıiemen bewil⸗ 
ligt wird, auszudruͤcken. | 


I. Die Anftellungen ſelbſt und namentlich die Feſtſtel⸗ 
fung des Dienſt · Einkommens betreffend. 


1) Bei jeder Bewilligung ift der Inhalt des Normal: Etats 


2) 


5 


genau zu beachten, Das durch diefelben beftimmte Einkom⸗ 
men darf niemals Überfchritten werden. Hierbei wird noch 
bemerkt, daß die in den Normal; Etats auf der linten Seite 


befindlichen Colonnen mit der Ueberfchrife „ Normal» Ges 


hatt” für die Ausführung ohne Bedeutung find. Sie find 
fediglich bei der Ausarbeitung des Mormal: Etats felbft bes 
nugt worden) und dürfen dem anzumeifenden Dienft » Eins 
tommen niemals zum Grunde gelegt werden. Dagegen ent» 
Halten die Eolonnen auf der rechten Seite ber Normal Etats 
„Im Einzelnen” und „Im Ganzen” die wirklich feſtge⸗ 


fteßten Normal: Gehalte jeder Stelle, über welche niche him ⸗ 


weggegangen werden darf, 

Die Präfivien der Obergerichte find keinesweges verpflichtet, 
diefe Normal» Quanta bei jeder Anftellung zu bemilligen, 
und noch weniger haben die Beamten ein Recht auf das für 
ihre Stelle im Normal: Etat ausgefegte Gehalt, Dies 
bildet vielmehr nur das Marimum deffen, mas bewilligt 
werden darf, wobei dem Ermeſſen der Präfidien uͤberlaſſen 
wird, weniger zu bewilligen. 

Was wirklich gegen den Normal: Etat weniger bewilligt 
wird, muß erfpart werden. ine Uebertragung eines Nors 
mal:Gehalts von einer Stelle auf die andere kann ven Praͤ⸗ 
fidien nicht geſtattet werden. Sofern in einzelnen Hüllen 


538 Anhänge zur X. G. O. 1. Geſchaͤts , Tab, u. Liften. 


zu einer ſolchen Uebertragung eine genügende Veranlaſſung 
vorhanden ſein moͤchte, iſt deshalb an den Juſtizwiniſter zu 
berichten. 

4) In der Regel darf auch der Caſſen-Etat nicht uͤberſchritten 
werden. Wenn der laufende Caffenv Etat für eine Stelle 
mehr ausfegt, als der Normal: Etat geftattet, fo darf bei 
Erledigung der Stelle nur höchftens das Normal⸗Gehalt ans 
gewiefen, und der Mehrbetrag muß erfpart werden, 

Aber auch ruͤckſichts des caffenetatsmäßigen Einkommens 
gilt das oben ad II. 2. Geſagte. Die neu anzuftellenden 
Beamten haben fein Recht auf das für ihre Stellen im Caſ⸗ 
fen » Etat ausgeworfene Einkommen, vielmehr find ihre Be: 
rechtigungen lediglich nad) dem Inhalte ihrer Beftallungen 
oder Anftellungsverfügungen zu beurtheilen. Den Präfl: 
dien der Obergerichte bleibt uͤberlaſſen, auch weniger zu ber 
willigen, als der Caffen» Etat ausfegt, felbft wenn das in 
legterm ausgemorfene Einfommen hinter dem Normal : Ger 
haft zurückbleibe, 

5) Eine Ueberfhreitung des Laffen » Etats bei einer einzelnen 
Stelle ift nur für den einzigen Fall zuläffig, wenn der Mors 
mal; Stat für diefelbe Stelle ein größeres Einkommen ent: 
hält, als der Eaflen Etat. 

In diefem Falle muß aber die für die Caſſe entftehende 
Mehrausgabe jederzeit durch eine Erfparung bei einer an 

dern geeigneten Stelle gegen den laufenden Caffens Etat ges 
det und diefer Deckungefonds muß in der an die Caſſe ges 
richteten Zahlungsverfügung genau bezeichnet werden, wo⸗ 
bei die Vorfchriften der Allerhoͤchſten Eabiners: Ordre vom 
15. $ebruar 1829 und der Circular : Verordnungen vom 
30. März 1829 und 21. November 1828 (Jahrb. Bd. 33. 
©. 149 bis 152, Bd. 32, ©. 297.) gehörig zu beachten 
find, 

6) Auch Hinfihts der auf Emolumente angemwiefenen Theife 
des Dienjteintommens find die Normal: Etats und die Caſ— 
fen: Erare, fowohl was die Gattungen der Emolumente, 
als was die darguf angemwiefenen Betraͤge betrifft, genau 
zu beachten. ö 

Das Normal: Einfommen darf auch in diefer Hinſicht 
nicht überfchritten, und aud) das im laufenden Kaffen Grat - 
enthaltene Dienfteinfommen, fo weit es innerhalb der Mor: 
malfäge liege, muß während, der Eratss Periode beibehalten 
werden. 

7) Benn im Normal: Etat ein beftimmter Theil des Einkom⸗ 
mens auf eine Gattung von Emolumenten angewieſen iſt, 
und der laufende Caſſen-Etat ein geringeres Gebührenguan. 
tum oder auch lediglich fixirtes Gehalt enıhätt, fo muß bei_ 
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Erledigung der Stelle ganz dem Normal: tat gemäß vers 
fahren, und es kann den Präfidien der Obergerichte das 
Recht nicht zugeftanden werden, hierin von dem Inhalt der 
Mormal ⸗Etats abzuweichen. 

Eben fo wenig iſt dies zulaͤſſig, wenn der Normal⸗Etat 
nur die allgemeine Bemerkung enthaͤlt, daß den Beamten, 
wenn es angemeſſen erachtet werde, der dritte Theil des 
Einkommens auf Gebuͤhren anzuweiſen ſei. 

Wenn dies jedoch in einzelnen Faͤllen uͤberhaupt nicht fuͤr 
angemeſſen erachtet werden ſollte, oder wenn in einzelnen 
Faͤllen die normalmaͤßig vorgeſchriebenen Gebuͤhren⸗Quanta 
nach längerer Erfahrung ohne Schuld der Beamten nicht 
ſollten aufgebracht werden können: fo ift darüber an den 
Suftizminifter zu berichten, um zu erwägen, ob ausnahms⸗ 
weife eine Abweihung vom Normal» Etat genehmigt wers 
den fann. 

8) Wenn dagegen ber Normal; Etat lediglich firirtes Gehalt 
enthaͤlt, während nach dem laufenden Caffen -Etat ein Theil 
des Einkommens in Emolumenten beſteht, und der Fall fich 
ereignen follte, daß das im Kaffen» Etat ausgefegte Gebühr 
rens Quantum nicht aufgebracht werden koͤnnte; fo ift es 
den Präfidien der Obergerichte geftatter, den neu anzuftellens 
den oder den ſchon angeftellten Beamten ein von dem laus 
fenden Caſſen / Stat abmweichendes Einkommen auch ohne 
Anfrage beim Zuftiz: Meinifterium felbft dergeftalt zu bewil⸗ 
ligen, daß das Gebühren: Marimum ermäßigt, und der 
fixirte Theil des Einfommens erhöht, oder daß allenfalls 
auch das ganze Normal⸗Gehalt als Firum angemwiefen wird. 

Es ift jedoch hierbei genau darauf zu fehen, daß der Nors 
mals Etat nicht überfchritten. werde, und wegen der für die 
Salariencaffe entfiehenden Mehrausgabe ganz eben fo zu 
verfahren ift, wie oben ad II. 5. vorgefchrieben worden. 

Daß ftatt der Copialien kein Firum angemwiefen werden 
kann, verfteht ſich von feldft. 

9) In aͤhnlicher Art kann, wenn der Normal: Etat einen ges 
ringern Theil des Einkommens auf Gebühren anweift, als 
der Eaffen: Etat, Seitens der Präfidien der Obergerichte 
das im Caffen; Etat enthaltene Gebühren Quantum bis 
auf das Normal;Gehalt ermäßigt, und der firirte Theil des 
Eintommens um einen gleidy hohen Betrag erhöht werden. 
Es if jedoch auch in diefem Falle der Deckungefonds Auf 
Hoͤhe der entftehenden Mehrausgabe gehörig nachzuweiſen. 

10) Ruͤckſichts der Sportel: Tantieme der Salariencaffen:Rens 
danten find zwei Fälle zu unterfcheiden: 

Wenn der laufende Caſſen-Etat bereits die normalmäßige 
Tantieme enchält, d. h. die Tantieme von den quotenpfiich⸗ 
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tigen Sporteln, die Caſſenquote mit eingefchloffen,, bis za 
dem im Mormal;Erat feftgefegten Marimum nad einem 
Procentfag „ deffen Abänderung bei jeder neuen Etats-Re— 
gulirung ausdruͤcklich vorbehalten ift, alsdann darf der im 
Caſſen⸗Etat enthaltene Procentfag während der ganzen 
Stats s Periode nicht erhöht werden, und auch bei der An; 
ftellung eines- neuen Rendanten darf eine ſolche Erhöhung 
nicht eintreten, ſondern demfelben nur die Tantieme in der 
Art und nach dem Procentfag, wie der Eaffen: Erat et 
vorfchreibt, angemiefen werben. 
Wenn dagegen der laufende Eaflen: Stat für einen alten, 
vor Emanirung der neuen Normal: Etats angeftellten Ren: 
danten eine Sportels Tantieme enchält, die dem Normal 
Stat nicht gemäß ift, und es bei Erledigung der Stelle nun 
erft darauf ankommt, das normalmäßige Einkommen ders 
ſelben feftzuftellen, alsdann muß ein neuer Procentfag ber 
quotepflichtigen Sporteln, incl. der Eaffenquore, unter Be⸗ 
fhräntung auf das normalmäßige Marimum, dergeftalt 
ermirtelt werden, daß diefes normalmäßige Marimum nah 
dem Durchſchnitt der letzten drei Jahre mir Wahrſcheinlich⸗ 
keit erreiche werden fann. Der zu beflimmende Procentfag 
gile aber jedenfalls nur für die Zeit bis zum Ablauf der 
Eratd» Periode und die Abänderung des Procentfages muß 
jederzeit ausprüdlich vorbehalten werden. 
Mach diefen Anweifungen hat fi) das Königl. ꝛc. künftig genau 
zu achten. Zum Gebrauch bei dem Collegium werden drei Exem⸗ 
plare diejer Verfügung beigelegt. 
Berlin, den 20, April 1833. (9.8.5. 8d.41.&.481.) 


Werordusung wegen Einreichung der Ueberſichten und Tabellen über den Zuftand 
- der Jufliverwaltung, 

Die nach den bisherigen Anweifungen einzureihenden Be 
richte, Liften und Tabellen haben den Zwed einer vollftändigen 
Ueberſicht des Zuſtandes der Juſtizverwaltung nicht ganz erreicht; 
auch find durch die neueren Verordnungen, das Procehverfahren 
betreffend, Veränderungen bei dem Tabellenwefen nothwendig 96 
worden. Der Juſtizminiſter bat fich daher veranlaßt gefunden, 
wegen künftiger Einreihung der von den Untergerichten an bie 
Dbergerichte, und von diefen an den Juſtizminiſter einzureichen 
den periodifchen Ueberſichten und Tabellen, ‚nachflehende Anords 
nungen zu erlaffen. " 


A. Bon den Untergeridhten find an die Ober» 
Randesgerichte einzureichen: 


I. Eine Hauptuͤberficht der im abgelaufenen Ge⸗ 
ſchaͤftszjahte — welches vom 1. December bis zum legten Novem⸗ 
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ber des folgenden Jahres gerechnet wird — vorgefommienen Ars 


beiten, ſtatt der bisherigen General; Proceßrabelle, nah dem 
anliegenden Formular. (Beilage A.) \ 

Sie ift von jedem Untergerichte, welches eine felbftfiändige 
©tellung hat, fpäteftens bis zum 15. December jeden Jahres 
einzufenden, 


Bei den Kleinen Patrimonialgeridhten find auf dem Titelblatt : 


die auf dem Formular beigefügten Morizen zu beruͤckſichtigen. 
Statt derfelben ift bei den Königlichen und aus Juſtizfonds un: 
terhaltenen Gerichten, fo wie bei den größeren Privatgerichten, 
weiche für fih allein einen befondern Richter haben (z. ©. 
Kreisgerichte), eine befondere Ueberſicht der Jusiedictiong: Ber: 
hältniffe in nachftehender Art beizufügen: | 


1) Zum Gerichtsbezirk gehören: 
A. Städte 
I)MN mit » -» 7. 0.0. Einwohner 


B. Dorfſchaften 
DAR: u 4 s 
2) N. N.. 


Summa 


Gehören zu dem Gerichte auswärtige Gerichtscommiſſionen, 
Gerichteämter u. ſ. w., fo muͤſſen diefe hinſichts ihres Ge» 
richtsſprengels aufgeführt werden. | 

Eben fo ift anzugeben, ob und wie oft auswärtige bes 
flimmte Gerichtstage an einzelnen Orten im Bezirk des Ges 
richts abzuhalten find; . | 

2) Das Beamtenperfonal befteht in: 

einem Director, | 

Mitgliedern, 

Bubalternen, 

Unterbeamten (Serichtsdienern, Executoren, Boten, Ge⸗ 

fangenwärtern). " 

Die Depofitaibeamten find befonders zu bezeichnen. Dar 
bei iſt zugleich anzugeben, wie oft Depofiraltag abgehal⸗ 
ten wird. “ 

Außerdem mäüffen die nicht etatsmäßigen Huͤlfsar⸗ 
heiter, Referendarien und Auscultatoren, welche ſich wenig 


— 


ſtens am Schluſſe des Jahres bei dem Gerichte befinden, 


jede Klaſſe derfeiben, der Zahl nad), angezeigt werden. 
Die Criminalgerichte und Kreisjuftigrärhlihen Behörden, oder 
Kreis: Zuftizcommiffionen, infofern letztere felbftftändig Proceffe 
und Unterfuchungen einzüleiten und zu führen befugt find — ha; 
ben dergleichen Hauptuͤberſichten der Jurisdictiong : Verhältniffe 
und der bei ihnen bearbeiteren Geſchaͤfte, inſoweit ſolche in dem 
Formular berückfichtige worden find, ebenfalls einzureichen. . 

VI. 35 


* 
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As anhängige Unterfuhungen find bei Ihnen auch die 
jenigen, jedoch bejonders, aufzuführen, welche zwar von den Lins 
tergerichten eingeleitet und geführt, zur Fortſetzung aber an das 
Eriminalgericht abgegeben worden find. 

Auch ift hinſichts der von den Eriminalgerihten und Kreise 
juftizgrächlihen Behörden yeführten Proceffe und Unterfubungen 
zu bemerken, ob und in wie vielen Sachen das Erkenntuiß: 

a) von ihnen ſelbſt, 
b) von dem Obergerichte, 
e) vor. einem Koͤnigl. Untergerichte, 
abgefaßı worden if. 
Diefer Hauptüberficht find beizulegen: 

I) Die Lifte der überjährigen Proceſſe und 
Nachlaßregulirungen. 

In dieſe find am Schluſſe des Monats November alle die 
jenigen Proceſſe und Nachlaßregulirungen (No. I. und IV. des 
Kormulars A.) einzutragen, welche von dem Gerichte ſchon feit 
länger als einem Sjahre, alfo vor dem 1. December des vorigen 
Sahres, eingeleiter worden find. - 

Nicht blos gewöhnliche Tivilproceffe, ſondern au Concurſe, 
Liquidations⸗ und Subhaſtationsproceſſe, fo wie Prioriiaͤte ver⸗ 
fahren, gehören hierher. 

Sie find nady den verfchiedenen Gattungen hinter einander 
aufzuführen, fodann folgen die Nachlaßſachen; ihre Geſammt⸗ 
zahl muß mit den Angaben in den beireffenden Colonnen der 
Hauptuͤberſicht übereinftimmen. 

Sie muß folgende Rubriken haben: 

1) No. 


2) Angabe der Parteien und des Objects, 

3) Datum der Klage und Verfügung, durch welche die Sache 

eingeleitet worden. 

4) Kurze Darſtellung der jetzigen Lage der Sache. 

5) Urſachen der bisherigen Verzoͤgerung. 

Die Ate und Ste Colonne iſt vom Dirigenten des Gerichts ſelbſt 
auszufuͤllen. 

Sie iſt — wenn überhaupt am Schluſſe des Jahres über 
jährige Proceſſe und Nachlaßregulirungen ſchweben — von je⸗ 
dem Gerichte einzureichen. 

- 2) ®ine Ueberfidhe der fatt gefundenen Ber; 
theilung der zu bearbeiten gewefenen Geſchäfte, 
nad) dem anliegenden Formular. (Beilage B.) 

®ie wird nur von denjenigen Gerichten ringereicht, 

a) melde mit mehr als einem Richter beſetzt find, oder 
by bei weichen neben dem Richter aud einzelne &ubalternen, 

Neferendarien und Auscultatoren richterliche Geſchaͤfte bear⸗ 

beitet haben. 
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Die aus Juſtizfonds unterhaltenen Untergerichte, die Kriminal⸗ 
gerichte und Kreiéjuſtizräaͤthlichen Behoͤrden haben vorſtehend 
erwähnte Hauptuͤberſicht der Jurlsdictions-Verhaͤltniſſe, Ger 
ſchaͤfte und deren Vertheilung ftets in zwei Eremplaren einzufen, 
ben, damit eins davon an den Juſtizminiſter eingereicht wer 
den kann. 


IL Eivilsund Criminal: Referattabelten. 


Sie find halbjährig zum 15. Juni und 15. December von 
den fämmtlichen Untergerichten, weiche ein Collegium bils 
den oder doch zwei Richter haben, einzureichen. 

Das für die Obergerichte vorgefchriebene Formular ift au 
bei den Untergerichten zu benugen. 


II. Die befondern Gefhäftstabellen in Uns 
terfuhungsfadhen und event. die Megativberichte und Ars 
tefte, namentlid) 

1) die monatlide Gefangenlifte zum Iften jedes Mo— 
nats, nad dem der Criminal: Ordnung beigefügten Gov 
mulare, z 

2) die halbjährige Ertininal » Proceßtabelle bis zum 15. Juni 
und 15. December, nad dem der Eriminal : Ordnung beiger 
fügten Formulare, 

find von jedem mie der Criminal: Gerichtsbarkeit beliehenen Ge⸗ 
richte, imebefondere auch von den Eriminalgerichten und Kreis 
juftizrächlichen Behoͤrden einzureichen, 

Der Criminal s Proceprabelle des zweiten. Semefters iſt 
zugleich: 

a) eine Ueberſicht der bei dem Gerichte im Laufe 
des Jahres überhaupt anhängig gewefenen 
Unterfuhungen — wie folde in die Haupsüberficht uns 
ter No. II. aufjunehmen iſt, — 

b) eine Ueberſicht der Unterfuhungen nad den 
Gattungen der Verbrechen, und der Geſammt— 
zahl der Verbrechen nah Geſchlecht, Alter 

und Religion, (Beilage F.) 
beizufügen. 

IV. Die Jahresabſchläſſe der Depofitorien 
nebft Beilagen find nad dem Circular-Reſcript vom 2. April 
1832 von den fämmtliden aus Staatsfonds unterhaltenen Ger 
richten fpäteftens im Monat September jedes Jahres einzurei⸗ 
chen. Die uͤbrigen Gerichte ſind hiervon befreit. 

Depoſitalordnung Tit. 3. $. 35. Refer. vom 29. Desbr. 1824. 

(Jahrb. Bd. 24. ©. 302.) | 


V. Die Jahresabſchluͤſſe und Kehnnnge: Er 
tracte der Salariencafſſe, welche von den mit beſonderen 
35 + 


544 Anhänge zur A. G. O. I. Geſchaͤfts⸗Tab. u. Liften. 


Caſſen-Etats verfehenen Untergerichten nach der Verordnung vom 
11. Febr. 1828 u. f. w. anzufertigen ſind, mäffen zwifchen dem 
1. His 15. Kebr. bei dem Obergerichte eingehen. 

Vi. Die Eonduitenliften nah dem für u 
vorgefchriebenen Formulare. 

Sie find jedoch nur einzureihen: 

1) von den Dirigenten der fämmtlihen Königlihen und aus 
Staatefonds unterhaltenen Untergerichte, Criminalgerichte, 
Kreis » Zufligcommifflonen, 

über alle etatsmäßige Beamte und die aus Staatsfonds 
zemunerirten Huͤlfsarbeiter, uͤber Referendarien und Aus⸗ 
cultatoren; 

2) von den Dirigenten der collegialiſch oder von zwei Richtern 
verwalteten Privatgerichte, 

uͤber die richterlichen und auf Lebenszeit angeftellten Sub: 
| alternbeamten; 
md zwar flets an das Praͤſidium des Obergerichts bis zum 
15. December. 

Vil. Ein Jahresbericht über den Zuftand der Juſtiz⸗ 
verwaltung in den Hauptgegenftänden derfelben, fo wie über bie 
etwa norhmwendigen oder zweckmaͤhigen Weränderungen in der Ge⸗ 
ihäftsverwaltung, bei dem Beamtenperfonal, dem Geſchͤfts⸗ 
iocal u f. w. 

Zur Sinreihung diefes Berihts — welche bis Ende De: 
cember erfolgen muß — find nur die Dirigenten der formirten 
Untergerichte, der Eriminalgerichte, fo wie derjenigen Gerichte, 
bei welchen zwei Nichter angeftellt find, verpflichtet. 

Es ſteht jedoch den einzeln ftehenden Königlichen und nidt 
Königlihen Richtern frei, dergleichen Jahresberichte auch zu er» 
flatten, wenn fie dies in dem einen oder andern Sjahre für zweck 
mäßig erachten. 

Auf die Einreichung vorftehender Geſchaͤftsberichte und Leber 
ſichten ift mit aller Strenge zu halten. Wird die beftimmte Friſt 
überfhritten, fo ift zu vermuthen, daß fi das Regiftraturmefen 
und die gefammte Geſchaͤftsverwaltung bei dem fäumigen Ge 
richte in Unordnung befindet. Dies ift durch angemeffene — im 
Allgemeinen im Voraus anzudrohende — und fogleich einzuzie 
hende Ordnungsftrafen fofort zu rügen. Außerdem ift bei diefen 
Serichten fobald als möglich eine genaue Geſchaͤfts⸗ und Caſſen⸗ 

reviſion vorzunehmen. 
Die Dirigenten und Richter ſind fuͤr die Richtigkeit der ein⸗ 
gereichten Geſchaͤftstabellen und Ueberſichten beſonders verant⸗ 
wortlich zu machen, und angewieſen: 

ſich von der Richtigkeit der Angaben durch eigene Einſicht 

und Vergleichung der betreffenden Repertorien, Journale 

und vorjährigen Liften gehörig zu überzeugen; 
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Die Liften und Ueberſichten find übrigens auf Papier zu fchrei: 
ben, welches das gewöhnliche Acten-Format hat. 

Im Allgemeinen wird geftattet, die Gefchäftstabellen und 
Liften der kleineren, mit einem größern Gerichte in Werbindung 
ftehenden Untergerichte bei diefem, und nicht unmittelbar bei dern 
Dbergerichte einreichen zu laffen. 

Dies gilt namentlih von den Königl. Gerichtsämtern und 
Sriedensgerihten in dem Großherzogthum Sachſen und dem 
Großherzogthum Poſen, deren Liften bei den Landgerichten ein: 
gereicht werden koͤnnen. | 

Das Hauptgericht hat in diefem Falle die Reſultate der bei 
ihm eingereichten Tabellen und Weberfichten in die eigenen und 
bei dem Dbergerichte einzureigenden, jedoch abgejondert,. auf: 
zunehmen, 

Die bei dem Obergeriht zum Vortrag kommenden Unters 
gerichtstabellen, Ueberfichten u. f. w., find von dem Decernenten 
einer genauen Prüfung zu unterwerfen. Sie find daher mit den 
früher eingereichten zu vergleichen, und zur Eontrollirung der Thaͤ⸗ 
tigkeit der Gerichtöbehörden zu benugen. 

Insbeſondere erfordern die Specialliften über die feit länge: 
ver Zeit ſchwebenden Proceſſe, Nadlafregulirungen. und Unters 
ſuchungen eine forgfältige Beruͤckſichtigung. Sind die angegebe; 
men Gründe der noch nicht erfolgten Erledigung nicht befriedigend, 
fo find die Acten zur Einſicht einzufordern, oder die Beſchleuni⸗ 
gung der einzelnen Sachen durch fpeciele Verfügungen zu ver: 
anlafjen. 

Auch wird es zweckmäßig. fein, die unter No. J. erwähnte 
Hauptuͤberſicht nady deren Gebrauch bei dem Vortrag, den Acten 
‚ über Einreihung und Belegung des betreffenden Gerichts jedes; 

mal vorheften zu laffen und erft nad) Eingang einer neuen Leber: 
fiht zu den Tabellen » Acten zu nehmen, damit der Decernent bei 


den Einrichtungs⸗Acten den Zuftand der Juſtizverwaltung zu jeder 
Zeit überfehen kann. 


B. Bon den Obergerihten find an den Juſtiz— 
minijter einzureichen: 


1. Die Quartal:Referattabellen des Collegiums, 
nach der Verfügung vom 27. September 1832 und dem diefer 
beigefügten Formulare (Jahrb. Bd. 40. ©. 192.), am 15. des 
erftien Monats im neuen Quartal. | 

Die nach der Verordnung vom 1. Juni d. J. von befonde: 
ven Deputationen des Collegiums in erfter und zweiter Inſtanz 
entfchiedenen fummarifhen Proceffahen find in die Neferatta; 
beilen nicht aufzunehmen, Wielmehr ift in den Ueberreihungs: 
bericht die Zahl diefer Sprucfachen, mit Angabe der Mitglieder 
der Deputationen, aufzunehmen, 


“ 
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II. Eine fpecielle Nachweiſung der Perfonals 
und Etarsveränderungen bei denjenigen &ubalternens 
und Unterbeamtenftellen, deren Befegung durch die Allerhoͤchſte 
Cabinets Ordre vom 31. December 1827 den Chefs Präfiventen 
der Landes; Szuftixcollegien Übertragen worden ift — nad) Anleis 
tung der unterm 20. April 1833 deshalb befonders erlafienen Wer: 
fügung, bis Ende Januar jedes Jahres. 


II. Die Jahresabſchlüſſe von den Salariens 
caffen des Departements, nach den hierüber erlaffenen fpeciel 
len Anordnungen, bis zum 15. März. 

Dem Einfendungsberichte find beizulegen : 

a) die nach der Eircularverfügung vom 26. Januar 1830 vor⸗ 
gefchriebene Nahmeifung der eingetretenen Erfparniffe an 
Ausſterbe⸗Gehaltsbetraͤgen; 

b) der Geh des Diaͤtenfonds nad der Berordnung vom 
7. Mai 182 

Zugleich ift — 
mie viel die in Gemäßheit des Circular-Reſcripts vom 

6. Auguft 1830 aus den NRegierungs : Hauptcaffen an bie 

Dbergerichte für das neue Jahr geleifteten Vorſchußzahlun⸗ 

gen betragen. 


IV. Ein Generalbericht des Ehef-Präfidenten 
über den Zuftand der Juſtizverwaltung fowohl bei dem Oberge⸗ 
richte, als auch überhaupt: in deffen Departement. 

Er ift bis zum 15. Febr. jedes Jahres einzureichen. — Bei 
zulegen find demfelben: 

Deine Ueberfiht des Gerichtsbezirks, deffen 
Bevdlterung und der Gerichtsbehörden im Allge: 
meinen, in folgender Ordunng: 

a) Umfang des Obergerichts nah Megierungebezirken, land: 

raͤthlichen Kreifes und Orfanmebevölterung. 

b) Bon der Bevölkerung kommen 

aa) auf Königliche und aus — unterhaftene Unter: 


gerihte . W 
bb) auf andere Untergerichte 
Sumina 
Auf eximitte Perſonen wird dabei eine Ruͤckſicht ge: 
nommen. 


Milirairperfonen find bei der Zahl der Bevoͤlkerung nicht 
mitzurechnen, oder doch befonders anzugeben. 
c) Die befichenden Serichtsbehärden And am Schluſſe des Jah 
res außer dem Obergerichte felbft 
aa). 2... Anquiflsoriare zu . ‘ 
bb). 20.0. Kae: ———— zu ——— 
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ce). +. . Königliche und aus Juſtizfonds unterhaltene 
Untergerichte, und zwar 
o). . . .  collegialifch formirte zu j 
P)- - . mit zwei oder einem Richter beſetzte zu —F 
dd). . .» Fuͤrſtenthums- — Standesherrliche — 
Kriegsgerichte und andere größere Privatgerichte, 
a)... collegialiſch formirte,ald . . . 
BP)... +» . andere Gerichte zu . 
”) 00.» gewöhnliche ‚Datrimonialgerichte, und zwar 
im Kreiſe . . . 


£f) Andere nicht gewöhnliche Gerichte, als: Geiftliche, Berg:, 
Univerfitäts:, Steuer⸗, Unterfuhungs:, Zoll-, Fabri: 
fen und andere befondere Beige, find fpeciell aufs 
zuführen. 

2) Eine Ueberfiht der Königlichen und ans 
Juſtizfonds unterhaltenen Gerichtsbehärden, nad 
dem anliegenden Formular, (Beilage C.) 

: 3) Ein Verzeihniß der Verwalter von Patri: 

mönialgerichten, nebft Angabe der Zahl der von jedem vers 

walteren Gerichte und der Geſammizahl der dazu gehörigen Ges 
richtseingeſeſſenen. 

Hierbei find in zwei Abtheilungen: 

a) Koͤnigl. Juſtizbeamte, welche neben ihren Hauptaͤmtern 

Patrimonialgerichte verwalten; 

b) andere Richter, 

aufzufuͤhren. 

4) Eine Ueberſicht des Ab- und Zuganges der 
geſammten Juſtizbeamten des Departements im 
beendigten Jahre, nach dem anliegenden Schema. (Beil. L.) 
5) Eine Ueberſicht des Gefhäftsumfanges bei 
dem Obergerichte ſelbſt, ſtatt der bisherigen Seneral: Pros 
ceßtabelle, nad Maaßgabe des Formulars zu der von den 
Untergerichten einzureichenden Hauptuͤberſicht der I 
(Beilage A) 

Dabei iſt jedoch Folgendes zu berücfichtigen: 

a) Unter den bei den Obergerichten als anhängfg aufgeführten 
Proceſſen find bisher in dem eingereichten Liſten auch Diejenis 
gen Untergerichtsproceffe aufgeführt worden, welche bei den 
Dbergerichten in zweiter oder dritter Inſtanz ſchweben. Da 
jedoch diefe Proceffe ſchon bei den einleitenden Untergerichten 
in die Liften eingetragen find, und als nody auhaͤngig fort, 
gefähre werden mäflen, fo muß ſich bei dieſem Verfahren 
eine unrichtige Zahl der wirklichen anhängigen Proceſſe er- 
geben. Um dies zu vernieiden, haben die Obergerichte bei 
Anlegung der einzureichenden Ueberſicht bei ven Proceſſen 
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unter No. 1, 2 und 3 nur diejenigen aufzuführen, welche 
bei den Dbergerichten und ihren Commifjarien in erfter 
Inſtanz eingeleitet worden find. 

Dagegen find alle Untergerichtsprocefie, welche in zweiter 
und dritter Inſtanz bei den Obergerichten ſchweben, und bei 
diefen in die currenten Proceßrepertorien eingetragen werden, 
bei der Hauprüberficht der Procefie unter No. 4., als: 

„Untergerichtöproceffe in zweiter und dritter Inſtanz“ 
aufzuführen. 

b) Die für Untergerichte vorgefchriebene Rubrik: 

Zahl der commiſſariſch vollſtaͤndig inftruirten Obergerichts⸗ 
 proceffe” - 
fällt weg; dagegen ift in befonderen Colonnen anzugeben, 
wie viel Inſtructionen 

aa) bei dem Öbergerichte felbft durch deſſen Mitglieder, 

Neferendarien ꝛc., 
bb) durch auswärtige Commiſſarien, Untergerichte ꝛtc. ges 
führt worden find. 
c) Zu den bei dem Obergerichte anhängigen Unterſuchungen 
gehören nur diejenigen, welche daffelbe feldft einleiter und 
durch Mitglieder oder fpecielle Commiffarien, oder durch 
einzelne Untergerichte, commiſſariſch führen läßt und durch 
Abfaffung der Erkenntniffe felbft entſcheidet. 

Die von den Inquiſitoriaten oder Kreis : Zuflizcommiffto: 
nen geführten Unterfuhungen werden in die von diefen Be⸗ 
hoͤrden einzureichenden IMeberfichten aufgenommen: eben fo 
die von den Untergerichten eingeleiteten und vollftändig ge: 

führten Unterfuchungen, in welchen die Acten an das Ober; 
gericht unmittelbar zur Abfaſſung des Erkenntniſſes oder zur 
Deſtaͤtigung des bereits abgefaßten eingereicht werben. 

Doch ift die Zahl der zur Beftätigung eingereichten Unter⸗ 
gerichtserkenntniſſe in einer befonderen Eolonne anzugeben, 
mogegen die beiden legten Colonnen des Formulars, bie 
Unterfachungen betreffend, wegfallen. 

d) Unter No, X. der Hauptäberficht ift die Geſammtzahl ber 
distribuirten Spruchſachen mit folgenden Colonnen anzu: 
geben: 

mit einem Referenten, 

: zwei Neferenten, 

Geſammtzahl; 

davon abgemacht, 

bleiben unerledigt. 

6) Eine Hauptuͤberſicht der Geſchaͤfte bei den 
ſaͤmmtlichen Gerichten im Departement nad. dem 
anliegenden Schema, (Beilage E.) R 
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Diefe enthält die Refultate aller von dem Obergerichte und 
ſaͤmmtlichen ihm untergeordneten Gerichten angefertigten Ge 
fchäftsüberfichten. | 

Ihr iſt ein Eremplar derjenigen Hauptäberfichten beizulegen, 
welche die aus Juſtizfonds unterhaltenen Gerichtsbehoͤrden nach 
A.I. in zwei Eremplaren einzureichen haben, 

7) Eine Generalüberfiht der Unterfuhungen 
nah Gattungen der Verbrechen und der Geſammt—⸗ 
zahl der Verbrechen bei den beendigten Unterſuchungen, 
nah Geſchlecht, Alter und Religion, dem Inhalte der Beilage 
F. gemäß. 

8) Eine Ueberfiht der Senate und Abtheiluns 
gen des Dbergerichts, mit Angabe der von ihnen zu bears 
‚beitenden Geſchaͤftsgegenſtaͤnde, der Mitglieder und der woͤchent⸗ 
lich abzuhaltenden Sitzungen. 

9) Eine Ueberſicht der Gefgäftsvertheilung 
unter Die Mitglieder, Keferendarien und Ausculs 
tatoren des Dbergerichrs, nach dem für Untergerichte vors 
gefchriebenen Formular. (Beilage B.) 

10) Eine Eonduitenlifte der im Departement ange⸗ 
arte Suftizbeamten, mit nachftehenden Rubritens : 

) No.; 
2) Vor⸗ und Zuname und Amt; 
3) Mebenämter und Einfommen davon; 
4) Lebensalter; 
5) Dieuftzeit Überhaupt und frühere Dienftverhältniffe; 
6) Dienftzeit im jegigen Amte nah dem Datum der Bes 
ftalung; | 
7) Qualification und Dienftfährung; 
8), Moralirät und Lebenswandel; 
9) Bemerkungen, 
In diefer Lifte find die Beamten in folgenden Abfchnitten aufs _ 
zuführen: | 
a) Mitglieder und Subalternen des Obergerichts; 
b) Referendarien und Auscultatoren; 
c) Juſtiz ⸗Commiſſarien: 
aa) bei dem Obergerichte; 
bb) bei den Untergerichten; Ä 
d) Eriminalgerichte (Inquiſitorlate) und Kreis⸗Juſtiz⸗Com⸗ 
miffarien; | | 
6) Untergerichte, welche aus Juſtizfonds unterhalten werden; 
f) andere Untergerichte, welche für ſich beſtehen und ein bes . 
fonderes Beamtenperfonal haben; 
8) diejenigen Michter, welche blos mit Verwaltung von Pas 
ttimonialgerichten befchäftigt find, 
vl. 36 
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Bei den aus Juſtizfonds unterhaltenen Serichtäbehörden find 
ſaͤm mtliche Beamte, mithin auch dıe Gerichtediener, Executoren 
und Boten, ferner die aua Staats’onds remunerirten Huͤlfsarbei⸗ 
ter aufzuführen, bei den übrigen Untergerichten blos die richıer: 
lihen Beamten. 

Bei den Neferendarien und Auscultatoren iſt anzugeben, bei 
welchem Gerichte fie befchäftige find. 

Bei den — — iſt in den Colonnen 2 und 3. 
zu bemerken: 

aa) ob ſie Notarien ſind, 

bh) wo ſie ihren Wohnſitz haben, 
und in der Colonne „Bemerkungen“ iſt der Sprengel anzugeben, 
in welchem fie ihre Praxis auszunben haben. 
“Die Untergerihte find in atphaberifcher Ordnung aufzufühs 
ven, und für jedes derfelben iſt, der beffern Leberficht wegen, eine 
neue Seite zu beftimmen, und diefe durch befondere Ueberfärift 
zu bezeichnen. 


11) Ein Verzeihniß der Zuftizbeamten, 

a) gegen welde fiskaliſche oder Eriminalunters 
fuhbungen geſchwebt haben, nach folgenden Rus 
brifen: 

Na. 

Name und Amt des Angefchuldigten, 
SGegenftand der Unterfuchung, 
Datum der Einleitungsverfügung , 
Lage oder Ausfall der Unterſuchung; 

b) weidhe Gehaltsabzüge erleiden; 

c) gegen weldhe Procefje angeftellt worden find‘, 
nach folgenden Rubriken: 


No. 
Name des Berflagten, 

es Klägers, 
Gegenſtand. 

12) Ein Verzeichniß der im Laufe des Jahres 
angeordneten Juſtiz-Viſitationen und außeror— 
dentlichen Gefhäftss und Caſſen-Reviſtonen, mit 
— 


Vehe chnung des Gerichts, 
: Kommiffarius, 
. Datum der Anordnung, 
 Refultate der Viſuationen oder Reviſionen. 


13) Ein namentlides Verzeichniß ber im legten 
Sabre bei JZuftizflellen des Departements —— Mir 
Iltairperfonen. 
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o., 
Name der Angeſtellten, 
in welcher Qualität, und bei welchem Regiment fle ge⸗ 
dient haben, | Ä 
Datum des Invaliden · (Tivilverforgungss) Scheins ; 
Bezeichnung des erhaltenen Amts, N 
Datum des Anftellungs Referipts. 


Die Angeftellten find in folgenden Abtheilungen aufzus 
führen: | 
1) Milttair: Snvaliden, 
2) Freiwillige aus dem Kriege von 18”3/ı5, 
3) neunjährige Unterofficiere und glei) berechtigte Militair⸗ 
perſonen. | 
4) Auditeure, Zu 


14) Ein Nahmeis über das Rechnungsweſen 
bei den aus Juſtizfonds unterhaltenen Gerichtsbehoͤrden, mit fol⸗ 
genden Rubriken: 


No., 
Bezelchnung des Gerichts, 
Salariencaſſe: 

a) bis zu welchem Zeitraume der Rendant Decharge 
erhalten hat, 

b) in welcher Lage ſich das Rechnungsweſen neuerer 
zeit.befinder, 

c) Bemerkungen über die Urfachen der noch nicht bis 
zum legten Jahre erfolgten Megulirung des Rech⸗ 
nungsweſens, 

Depoſitalcaſſe, 
mit gleichen Colonnen. 


Hauptgegenfände: des Generalbertgre 
ſelbſt find: | 


1) Startgefundene Territorialveränderungen. 
2) Veränderungen in der Drganifation. 
3) Befondere Aeußerungen über die Ausführung der 
Verordnung, | 
a) wegen des Inſtituts dee Schiedsmaͤnner, - 
b) über den Mandars», fummarifhen und Bagatell⸗ 


Proceß, | 
infoweit ſolche im Departement bereits zur Ausführung gekom⸗ 
men find, | 

4) Yeußerungen über den Zuftand der Juſtiz— 
verwaltung des Departements im Allgemeinen, 
| 36* 
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mit Verweiſang auf die in den Geſchaͤftsuͤberſichten ıc. aufge, 
ftellten Rejultare, und mit Vergleihung der Refultate bes letz ⸗ 
ten Jahres. 


5) —— über die Geſchäftsverwal— 
tung bei dem Obergerichte, fowohl im Allgemeinen, ale 
in den einzelnen Juſtizverwaltungs zweigen; dabei von den Per: 
fonalveränderungen bei dem Kollegium. 

6) Bemerfungen über die Juſtizverwaltung 
bei den Untergerichten, fowohl Königlichen ald Patrimos 
nialgerichten. 

7) Hypothekenweſen und defien Regulirung. 

8) Criminal⸗Jüſtizverwaltungz dabei iſt nicht nur 
der Geſchaͤftsumfang der einzelnen Criminalgerichte in Vergleich 
mit andern und den Arbeitskräften zu beruͤckſichtigen, ſondern ed 
find auch die Weränderungen, weiche hinfichts der Competenz eins 
zeiner Untergerichte und Eriminalgerichte bei Führung der Unter, 
ſuchungen und Abfaffung der Erkenntniffe in benfelben eingetreten 
find, in einer Ueberſicht der jest ftatıfindenden Competenzver⸗ 
bältniffe darzuftellen, und mit gutachtlihen Aeußerungen über den 
Erfolg dieſer Veränderungen, namentlih auch hinſichts einer 
Veränderung der Geſchaͤfte bei dem Obergerichte, zu begleiten. 

9) Zufand des Salariensund Depofital»Cafs 
fenwefens bei dem Dbergerichte und den Untergerichten. 

Dabei ift anzuzeigen, ob die ordentlichen und außerordent⸗ 
lihen Caſſenreviſionen vorferiftsmäßig abgehalten worden find, 
und welche Refultate die außerordentlichen Depofital: Sefflonen 
gehabt haben. 

Auch ift eine Abfchrift des legten Reviſionsprotokolls und des 
Abſchluſſes der Depoſitalbuͤcher und der Affervatenlifte des Obers 
gerichts beizufügen. 

Der Beltand des Bibliothekenfonds ift in nachftehender Art 
anzugeben: 

Am Schluſſe des vorigen — blieb 
Beftand . j 
Einahme des laufenden Jahres — 


Summa °. 

Davon ift ausgegeben worden 

mithin Bleibe Beſtand - 

10) Juſtiz⸗Commiſſarien. 
11) Referendarien und Auscultatoren. 


12) Gutachtliche Aeußerungen und worfgläge 
zur BL der SUBSIEEMATENGN 
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a) dur Veränderung in der Juſtizverfaſſung und Einrichtung 
einzeiner Gerichte, 
b) * wuͤnſchenswerthe Veraͤnderungen bei der Geſetz⸗ 
gebung. 


13) Vorſchläge wegen Vertheilung der durch 
Anlegung der Caſſenbeſtände gewonnenen Zinſen. 

Hat das Obergericht noch beſondere Unterſtuͤtzungsſonds, 
fo iſt eine Ueberſicht des Beſtandes der gewonnenen Zinfen und 
der im letzten Jahre verwendeten Summen beizufuͤgen. 


14) Erwähnung derjenigen Beamten bes Colle—⸗ 
giums und der unergeordneten Gerichtsbehörden, weiche ſich: 
a) zu Präfidenten der Obergerichte oder des Geheimen Obers 
tribunals oder zu Directoren formirter Untergerichte eignen, 
oder fih in legterer Eigenſchaft vorcheilhaft auszeichnen; 
und 
b) melde der Auszeihnung durch Beilegung eines hoͤhern 

Ranges vorzüglich würdig find, 

Endlich bleibe den Chef, Präfiventen uͤberlaſſen, fi auch über 
andere Gegenftände der Juſlizverwaltung auszufprechen. 

Hat das Obergericht einen für fich beftehenden Eriminals. 
Senat, fo hat der Präfident oder Dirigent deffelben den Gene 
ralbericht hinſichts des Criminalweſens allein zu .erftatten, und 
dabei jedesmal anzuzeigen, welche Inquiſitoriate oder Criminal, 
gerichte er im Kaufe des Jahres bereift und revidirt hat. 

Alle an den Suftizminifter einzureichende Tabellen, Weber 
fihten und Berichte müflen das gewoͤhnliche Format der 
Acten haben, damit fie Bu —— geheftet werden koͤnnen. 


Berlin, den 31. October 1 
a 8. % Bd. 42. ©. 324.) 


Deilage A. 
— —— — 


Hauptuͤberſicht 


der 
Geſchaͤfte 
in dem 
(Lands und Stadtgerichte. — Gerichts⸗Amte) 
1 
N. N. 


für das Jahr .... 


Hierunter kommt bei den kleinen Patrimonial⸗ Gerichten: 

1) Angabe der zum Gerichte gehörigen Dorfſchaften, nebſt 
Anzahl der Gerichts, Eingefeffenien. | 

2) Name des Richters, und Angabe der Verfügung, durch 
weiche fein Vertrag mit der Gerichtsherrſchaft betätigt wor⸗ 
den if. j 

3) Name d28 bei dem Gerichte angeftellten oder zugezogenen 
Protokollfuͤhrers in Civil» und Criminalſachen nebft Angabe 
wann? und von wem? er als folder geprüft worden iſt. 

4) Name der verpflichteten Depofital» Beamten, 

5) Angabe der jährlih abzuhaltenden und im legten Jahre 
wirklich abgehaltenen Gerichtstage. —— 

6) Beziehung der uͤber die unbeendigt gebliebenen uͤberjaͤhrigen 
Proceſſe und Nachlaß-Regulirungen einzureichenden Spe⸗ 
cial⸗Tabelle. | 

Ale diefe Angaben find vom Richter durch Namens, Unterfchrift 
zu vollziehen. | 
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I. Pto 


waren im davon find bw 


haͤngig: endigt: 


Naͤhere Bezeichnung 
der Proceſſe 


durch Erfenntniß 


tumaciate Verfahren 
Summa 


> Entfagung 


durch Agnition oder Con⸗ 
durch Vergleich 


No, 


1) Gewöhnliche Eivilproceffe. 
a) nach Vorfchrift der Allg. Ge: 
richtsordnung 
b) fummarifche Proceffe nach der 
Verordnung v. 1. Juni 1838, 
c) Bagatellproceffe desgl. 


Summa 





2) LConcurs⸗, Eiquidationsproceffe, 
Prioritätsverfahren 
8) I Subhaftationsproceffe 


Summa überhaupt 


Hat das Gericht auch in anderen 
ale bei ihm anhängigen Pro: 
ceffen Erkenntniſſe adgefaßt, 
fo ift die Zahl derfelben bieruns 
ter zu bemerken. 








4 
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ceffe. 


* 


Bemerkungen. 
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| I. Unte 
waren anhän: ds 
gig: 

& les 

Nähere Bezeichnung && 
der 2x za 

— nz 

Unterfuhungen, F * 
⸗ 525— 

5712374 1827 
AII—— 
e|&[5j€8&)e: 
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1) | Wirfliche Criminal : Unter: 
» fuhungen 
2) J Polizeimäfig geführte lt 
ſuchungen 
3) J Fiskalifche Unterſuchungen 
9 —— wegen Dieb⸗ 
ah 
5) J unterſuchungen wegen ande⸗ 
rer Forſt-⸗, Jagd⸗ und Hus 
tungs s Gontraventionen 


Summa überhaupt 


Hat das Gericht auch In an: 
dern als bei ihm anhängi— 
gen Iinterfuchungen die Er: 
fenntniffe abgefaft, fo ift F 
die Zahl derſelben hierun: 
ter zu bemerken, 





» 


’ 
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fuchungen. 
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en AV. Nachlafreguli- 
III. Vormundſchaften rungen aufer ben Ne Gen 


























und Guratelen | 
ö vormundfchaftfichen 
maren zu darunterf raten zu unbeendigt 
führen führen bleiben bei dem 
Judicial⸗ 
Depoſitum 
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RETTET FREE DIDI EEE 





VL 
der | 
Folien 
bei dem 
Pupillen⸗ 
De 
Depo ſi⸗ rs 
tum 181], * 
3 
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= 3 1215 
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VL. 
Hanbefl Fer: 
— mine 
ſind 
uͤber⸗ 
willi⸗ Jhaupt 
gen # abge: 
Ge: lhalten 
richts⸗ | wor: 
barkeit] den 


VIII. 


find 
über: 
haupt 
vorge: 
nom: 
men 
wor⸗ 
den 


IX. 


An 
Vor⸗ 
trägen 
waren 
uͤber⸗ 
haupt 
zu be⸗ 
arbei⸗ 

ten 


Bemerkungen. 


Hier iſt na⸗ 
mentlich anzu⸗ 
geben, wann die 
letzte Depoſital⸗ 

Rechnung 
gelegt, revidirt 
u. abgenommen 
worden iſt. 

Auch iſt von 
Gerichten, wel⸗ 
che keine beſon⸗ 
dere Ueberſicht 
ver Gefchäfter 
vertheilung eins 
zureichen haben, 
bie Zahlder beim 
Gericht noch _ 
nicht erledigten 
Spruchſachen, 
nebſt dem Dar 
tum, wann fols | 
che zum Spruch 
vorgelegt wor⸗ 
den find, bier 
anzugeben, 
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Anmerkungen. 


1) Proceſſe und Unterſuchungen find dann als anhängig 
anzuſehen, wenn auf die angeſtellte Klage ein Termin ans 
beraumt, oder die Vernehmung oder Verhaftung des Ans 
geſchuldigten von dem einleitenden Gerichte verfüge wor 
‚den iſt. | 

In der Weberfiht der anhängigen Proceffe und 
Unterfuhungen kommen aber nur diejenigen, welche von 
dem Gerichte ohne Auftrag eingeleitet, geführt und ent 
weder felbit entfchieden, oder, ohne Zwiſcheninſtanz eines 
Inquiſitoriats, an das Dbergericht zur Entſcheidung oder 
zur Beftätigung des felbjt abgefaßten Erkenntniſſes einge 
reicht werden. | 


Für die eingeleiteten und geführten, jedoch an ein Sins 
quiſitoriat zum Abſchluß abgegebenen, fo wie für die im 
Auftrage des Obergerichts oder eines Inquiſitoriats com» 

miſſariſch volitändig geführten Proceß Inftructionenund 
Unterfuchungen find bejondere Eolonnen beftimmt, 


2) Bis zur Repofition der Acten find die eingeleites 
ten Proceſſe und Unterfuhungen als unbeendigt aufius 
führen.. Unter der Beendigung durch Erfenntniß ift daher 
nur eine rechtsfräftig gewordene richterliche 
Entfheidung zu verftehen. 


3) Unter den fummarifhen und Bagatell» Proceflen find auch 
Diejenigen Mandat » Proceffe mirzuzählen, gegen die Forde⸗ 
tungen gemacht werden. (88. 2. 3. und 75. der Verord⸗ 
nung vom 1. Juni 1833). Die Zahl der übrigen Man: 
date ift in einer befondern Colonne anzugeben, 


4) Bei den fummarifhen und Bagatell» Proceffen 
wird in der Colonne: „Bemerkungen”, angegeben, in wie 
vielen — es zum muͤndlichen Verfahren gelom 
men iſt. 


5) Sin die erſte Colonne der abgemachten Proceſſe ges 
hören nicht nur die durch Agnitionsreſolut und Contumacial⸗ 
erfenntniß, fondern aud die durch Eontumacialvers» 
fahren nah $.68. 69. der Verordnung vom 1. Juni 
1833 beendigten Procefie. | 


6) Für die Zahl der vorgefommenen Dbductionen und 
Sectione?, infofern fie feine beiondere Unterſuchung 
veranlaffen, ift eine befondere Colonne beflimmt. 


# 
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7) Der bei den Vormundſchaften gemachte Unterſchied 
bezieht fih auf Bermögensverwaltung überhaupt, 
ohne Rückſicht, ob ſolche mit einer Depofitalverwaltung vers 
bunden ift, oder nicht. | 


8) Iſt die Zahl der Hypothekenfolien durd Zufchlagung oder 
Dismembration von Grundftäden. u. f. w. vermehrt, oder 
durch Vereinigung mehrerer Folien, Jurisdictionsveroͤnde⸗ 
tungen u. f. w. vermindert worden, fo ift dies in einer Ans 
merkung befonders anzuzeigen, 


9) Bei der Zahl der Termine ift auf bie Vernehmung 
von Supplikanten, Beſchwerdeführern u. f. w., zu denen | 
vorher kein befonderer Termin anberaume worden, keine 
Ruüͤckſicht zu nehmen. 


10) Zu den Handlungen der freiwilligen Ge: 
richtsbarkeit gehören alle dahin gehörige, vor dem Ges 
richte oder einem Kommifjarins deſſelben vorgenommene 
Geſchaͤfte. en 

(4. G. O., Th: IL Lt. 1.) | 


11) Bei der Zahl der Vorträge ift zu bemerken, ob die Inſi⸗ 
nuationsdocumente, Reproducenda, Vorträge in Bagas 
telfahen, und Depofitals Nebenprotofolle darunter begrifs 
fen find. Ob folde in die Vortrags » Journale einzutragen 
find, bleibt der Beurtheilung der Gerichte überlaſſen; Dec 
ift. Überhaupt darauf zu fehen, die Cintragungen in die 

‚ Vortrags: Journale auf das Nothwendige zubefchränten, und 
dies Geſchaͤft zu vereinfachen. 
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Beilage B. | uUeber 
— — We 

ber Vertheilung der bei dem ... Gerichte zu 
Zahl der zu bearbeitenden Spruch 


nach dem 








in Ci⸗ 
Name vil⸗ 
ſachen 
des 
Arbeiters. 


Zahl der abgehaltenen Termine. 
ſummariſche Proeebſachen. 


Correferate. 
zuſammen. 


Referate. 





— 
5 
© 
g 
= 
8 
E= 


Bagatell⸗Proceßſachen. 


Zuſammen. 


& 
= 
— 
Ss 
[> 
[= 
E 
[65 
8 
> 
2 


mithin überhaupt. 


No. 


1.| Director N. 
2. | Affeffor N. 


Referate, "Fr, 
F = = = 
Gorreferate, Sant 
— — ———— — 
Rn ñ— — —— — — — 


Anmerkungen. 


1) Die Geſchaͤfte aller blos zu ihrer Ausbildung beſchaͤftigt 
gemwefenen Üeferendarien und Auscultatoren werden unter 
einer Nummer aufgeführt. 

Eben fo die Entfheidungen der aus mehreren Mitglie⸗ 
dern beitehenden Deputationen für ſummariſche Proceffe. 

Doc find in der Eolonne „Bemerkungen ” die Dabei bes 
ſchaͤftigt geweſenen Meitglieder zu nennen. 


— 
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ſicht | | 
Im Jahre... . zu bearbeiten geweſenen Sefchäfte, 








ſachen. | Zahl der Vorträge, 
| | | 
Angabe des 
Datums, 


Bezeichnung - 
he ber nerfchiedenen bei 
ie € ir ” dem Gerichte geführ: 
gen Spruche I rem Wortrags = Jours | 
nale, 


! 
E 


Bemerkungen. 


ſachen distri⸗ 
buirt worden 
ſind. 


| 
J 


2) Haben auch Subalternbeamte richterliche Geſchaͤfte vorge⸗ 
nommen, namentlich Termine abgehalten, fo find fie auch 
aufzufuͤhren. 

3) In der Colonne „Bemerkungen“ iſt auch anzugeben, wel⸗ 
he Mitglieder Depofltale und Salariencaffen » Euratoren 
find, auswärtige beſtimmte Gerichtstage abzuhalten, oder 
beftimmte Gefchäfte zu beforgen haben. | 

4) Zu der Zahl der zu bearbeitenden Spruchſachen gehören 

z nit nur bie im laufenden Jahre distribuirten, fondern auch * 
die am Schluffe des vorigen Jahres in Reſt gebliebenen. 

VL 37 


— — nn — 


davon ſind bei Abgang der Ueber— 
ſicht noch zu erledigen. 


überhaupt zuſammen 





4. 


566 . Anhänge zur A. ©. O. I. Geſchaͤfts⸗Tab. u, Liſten. 
Beilage C. | Ueber 


der Königlihen und aus Juſtiz⸗Fonds unterhaltenen 
und deren Beamten am 











„ | Etatsmäfige Bes |Remuneratorifche, jedoch außer: 
= jamte d. Gerichte. etatsmaßige Hülfsarbeiter, 
5 Nichs | Subalternen und 
7 terliche Unterbeamte. 
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eu 
m ne 

“ 
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11 LT th “ [23 177 
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Summa| | | | | | 


Bemerkungen. 


1) Zn diefe Weberfiche ift das Obergericht felbft, die einzelnen 
Eriminalgerichte (Inquifitoriate), Kreis» Juftizcommiffionen 
und die ſaͤmmtlichen König. und aus Juſtizfonds unterhals 
tenen Untergerichte, Legtere nach Höhe der Bevölkerung ge 
ordnet, aufzunehmen. 


nn ; TF 
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fit | 


Gerichtsbehoͤrden im Departement des... , 
Schluffe des Jahres... . 


Ohne Remunes |Die etatsmäßigen Unterhaltungskoſten 





ration arbeiten: des Gerichts betragen: 
2 
& 
= 
3 
an an 3 _ 3 j 
. Zu⸗ [anSpor:| an ans | Summa Bemerkuns 
2 ſch — teln und 
chuß aus Zeam⸗ | dern ubers gen. 
E Staates | fen? Einnah⸗ | haupt. 
0 Emolu⸗ 
s5 caffen. | menten. | men. 
‚telsil& |d 
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# 


2) Die aus dem allgemeinen Diätenfonds der Haupt : Unter: 
gerichts » Salariencaffe remunerirten KHülfsarberter werden 
nicht aufgenommen. | 

3) Sind für mehrere Gerichte ein und diefelben Beamten an 
geftelle, fo ift dies in den Bemerkungen anzugeben. 


37% 
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Beilage D. — Ueber: 
— — — 

bed Ab; und Zugangs der geſammten Juſtiz⸗ 


Bezeichnung 
der 


Beamten 


Beſtand am Schluſſe des letzten Jahres 


No. 


1. Richterliche Beamte, ohne Rüdficht auf Mg Etats: 

a) bei dem Obergerichte nebft Zubehör = = = = = 
b) bei den Königlichen und aus Sußigfonds unterhal: 

tenen Untergerichte = = 
c) bei andern Untergerichten 

2. |Subalternbeamte 
3. Ilinterbeamte = 
4. |Referendarien = 
5. Auscultatoren ⸗ 
6. Juſtiz⸗ Commiſſarien 
a) bei dem Dbergerichte 
b) bei den Untergerichten 
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Summa | 
Bemerkungen, 


1) Bei den Subalternen und Unterbeamten (No. 2. 3, find 
nur die Königl. und aus Auftizfonds unterhaltenen Gerichte 
zu berückfichtigen. bei dieſen macht es aber Beinen Unter⸗ 
ſchied, ob die Beamten Gehalt oder Diaͤten erhalten, oder 
umfonft arbeiten. 


ſ 


x 


Anhänge zur A. G. O. Geſchaͤfts-Tab. u, Liſten. 569 
icht 


Beamten im Departement des..... im Jahre .... 


Abgang durch 
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2) Bei den Juſtiz ⸗/Commiſſarien iſt in der Eolonne „Werner; 
merfungen” anzugeben, wie viele das Motariat, haben. 
Sind in einem oder dem andern Departement einzelne Ger 
amte bios als Motarien und nicht zugleich als Zuftiz: Com: 
miffarien angeftellt,, fo find fie unter No. 7.: 

„Notaricn ohne Pıaris als Juſtiz⸗Commiſ— 
farien” 
aufzuführen, 
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Beilage E. 


Haupt: 


f 


: der Geſchaͤfte bei den Gerichten im Departement 


Nähere Bezeichnung 


der 


Proceſſe. 














J. P r 0 2 
EEE — 
waren anhängig davon find 
beid 
—— — —— bei dem Obergerichte 
ing Perlen und nicht Königl. 
u. d. Kön. Unterger Uhtergerichten. 
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1. Gewöhnliche 


procefle 
a) nach — 
vr A. G. O 
b) le: Pro: 
ceſſe nach d. Ber: 
ordnung v. 1. Ju: 
1833. 
c) Bagatell-Pro— 
ceſſe nach derſelben 
Verordnung, 


Civil⸗ 


Summa 
2, 1 @oncurfe, Liquida— 
tionsprotefie, Prios 
ritätsverfahren 
Eubhaftationspro: 
ceſſe 


3. 


Summa | | 


Sinai) 








FFIR 


diesjährige. 
Summa. 
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Ueberfidt 


des Königligen .. . . zu für das Jahr. .: 


ceffe. 
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Il. Unter: 








waren anhängig. davon find 
bei den 
Oberger. — bei dem Obergerichte 
u. d. Kö⸗ nigl. tin und den Königlichen 
niglichen terger. Untergerichten. 
Nähere Bezeichnung Unterger. | 
der | 5 I# : 
= 43048 
Unterfuchungen, 5 RE 
2-18 se 
“iz ISElEr 
| 1. [218 [E28 
212 ‚ze TEE Sslen 
sIisieisjeisls| el. $j02 
2/82]: |j3j8]2je|$8l8stis2]3 
No 222 sj212]8152 15648318 
— —53 —— 
ESCHE er SEE 
1. — — Criminal⸗ 
unterfuchungen. 
2. |polizeimäß. geführ: 
te Unterſuchungen. 
3, ſiskaliſche Unterſu— 
chungen. 
4. \linterfuch, wegen 
Holzdiebſtahl. 
5. Unterf. wegen ans 
derer Forſt-Jagd⸗ 
u. Hütungs-Con— 
traventionen, 


Bar ner Pen ana m ar or — —4 


Summa | | | | | | I 


— 
—— * 
en 


F Bemerkung: 


Unter den Königlichen Untergerichten find auch 


diejenigen nicht Königlichen zu verſtehen welche aus Königlichen 
Juſtizſonds unterhalten werden, — glich 


4— 
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fudhungen | 
PT) 
beendigt. | | unbeendigt bleiben, 
bei den bei de 
bei den nicht Kösl.. [Oberger. * * 
alle Unterges u.d. Kö-] Nonigl. 
Unterge⸗ 
richten. niglichen 
Unterger. richten. Zahl der 
Dbductionen m. 
= & = Sectionen ohne 
* =< irkliche Unterfus 
2 » |I52 ” 
2. 8 188 Hung. 
= ISE82|88| |#s = 
3 Sol; =» 5 5a 
Pr 212 © A = 
= |j=331@8| |S|8|8| |3l8|l |S 
2 .Eißelsltleltisielilgle 
a) 2 2lals|1s|eleElSı® = 
BSIERAIH? Elo er = Biel eo 
s2als@aissBisielsieilsi|si8lsie 
= 2, 12Mials1s1312!3 aAiR|is 
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IL Vormundſchaften und Curatelen 


waren bei dem Obergerichte und den ſaͤmmtlichen Untergerichten 
zuſammen: 
am Schluſſe des vorigen Jahres anhängig » = « » * 
im Laufe des Jahres find neu eingeleitet » = = = = 
Summa + s >» 
Davon find beendigt v = 2 nn nn 2 3 = 
Es bleiben daher noch [hweben => #» ss 5 « 


und zwar: 
a) bei dem Obergerichte und ben Koͤnigl. Untergerichten 


3 
b) bei den nicht Koͤnigl. Untergerihten = s ss s 
c) mit Vermögensverwaltung vs vs 1 zu 0 9 
d) ohne Vermoͤgensverwaltung sa 2 nn u 9 
IV. Nachlaß-Regulirungen, | 
außer ben vormundfchaftlichen, blieben überhaupt 

am Schluſſe des legten Jahres anhängig » ss # « 

neu eingeleitet wurden ss 0 a 
u | Summa + so ss. 


Es wurden dagegen beendigte ss ı sn 5 a 


Es bleiben michin noch anhängig + sn ne no 
und zwar: ’ | 
a) bei dem Obergerichte und den Königl. Untergerihten — 
b) bei den nicht Königl. Untergerichten _ 110008 
c) Äberähtige ss 0 zn , 
d) diesjährige ——47 


V. An Hypothekenfolien 


find im Departement überhaupt anzulegen geweſen⸗⸗- 
Davon waren am Schluffe des vorigen Jahres 

bereit angelegt = ss in 

Es bleiben daher anzulegen s ss » es 
Davon find im Laufe des Sahres —— a 
Mithin find noch anzulegen s ss sem nn 0 0 


und „war: 
a) bei dem Obergerichte und den Koͤnigl. — 


b) bei den nicht Koͤnigl. BIS, 1 
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VI. Handlungen der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit 


ſind uͤberhaupt aufgenommen worden s 
und awar; ° 


a) bei dem Obergerichte und den Königl. Untergerihtn ; | 
b) bei den nicht Königl, Untergerihten #5 2: 5: 5 5 
VI Vor träge 
waren überhaupt zu bearbeiten = ss 4 2 su na 


a) bei dem Obergerichte und den Koͤnigl. Untergerihten + | 
b) beiden nicht Königl, Untergerihten = +» ; E 
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Beilage F. 


General: 


der im Departement bed ....im Sohr... 
ber Verbrechen, und der Sefammtzahl der Verbrechen nad 
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veberfidt‘ 
anhängig gewefenen Unterfuchungen nad) Gattung 


Geſchlecht, Alter und Religion bei den beendigten 
fuchungen, | 


Sattung der Verbrechen. 














‚Hierzu treten 
die Iinterfuchun: 
gen wegen Holz⸗ 
diebftahl und Snmma 
anderer Forſt⸗, S 
Jagd- und Hü— überhaupt. 
tungs⸗Contra⸗ 

ventionen. 






Betrug und Verfälſchung 
Verbrechen. 


Vorfägliche Brandftiftung. 
Undere bier nicht genannte 


Bangquerutt. 


rn a m —— 
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Geſammtzahl der Verbrecher nach Geſchlecht, 
Jahres beendigten Unter 









Geſchlecht. 








2. 

| >< 
Bezeichnung der Unterfuchung. A 
en 2* 
3 n3 

i nie, 

= |8 |*|e: 

e |2 |2|2% 

|: 18% 





No. 


1. | Bei wirklichen Eriminalunterfuchungen 
Bel polizeimäßig geführten Unter— 


| fuchungen 
3. | Bei fiskaliichen Unterfuchungen 
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Alter und Religion bei den im Laufe des 
fuchungen. . 


ter. Religion. 


Bemerkungen. 


von 5—50 Jahre. | 

über 50 Jahre. 

evangelifch. 
rathelifh. 


Ninitized hv C an 
Digitized by Google 


Bu IL. 
Reſſortverhaͤltniſſe, Rang und Titel 
der Behoͤrden. 


VI. | Ä 38 


Digitized by Google 
—— ET — 


\ 


Verhaͤltniß der Ober » Eandesgerichte zu den Dergäimtern in Zuftigfaben, , 


Da nad $. 18, des Edicts vom 21. Februar 1816 die Berg: 
gerichte der. Aufſicht der Dber ı Landesgerichte unterworfen, diefe 
Verggerichte aber nach $. 1. ibid. mit den Bergämtern in Vers 
bindung gefegt worden, fo kann das Königl. Ober » Landesgericht 
in allen Angelegenheiten, mo daffeibe von dem Bergamte ein dem 
legtern als Berggericht obliegendes Geſchaͤft verlangt, des Re⸗ 
feriptenfiyls fi bedienen und vom Bergamt die Berichtsform 
erwarten; in allen übrigen Angelegenheiten aber muß der Requi— 
ſitionsſtyl Start finden. 

Dem Eollegio wird dies auf die im Bericht vom 29. v. M. 
gemachte —* zur Nachachtung eroͤffnet. 

Berlin, den 12, Juli 1830. (v. K. J. ®6, 36. S. 157.) 


Dieuſtver haͤltniß der Oitgliebeg, er, Ranbedherstißen Serichte in Schlefien zur 


Ihrem Geſuche in der Worftelung vom 17. Juli c., 

das Koͤnigl. Ober Landesgericht zu Glogau zur Betätigung 

des zwiſchen Ihnen und dem Grafen v. Schwanig wegen 

Verwaltung des Juſtitiariats der Niebuſcher Güter gefchlofr 

fenen Eoytracts anzumwelfen, 
kann nidyt Statt gegeben werden. | Ä 

Wenn auch in der Ihnen als Mitglied des Herzog. Gerichts 
des Fuͤrſtenthums Sagan ertheilten Beftallung die Annahme 
von Juſtitlariaten nicht ausdruͤcklich von der Genehmigung der 
Frau Herzogin zu Sagan abhängig gemacht worden, fo hat doch 
mit Recht das Koͤnigl. Ober, Landesgericht die Beibringung dies 
fer Genehmigung von Ihnen gefordert. Da Sie, ald Mitglied des 
Herzogl. Gerichts des Fürftenehums Sagan, Herzogl. Sagan⸗ 
fher Juſtizrath und Beamter find, und mit einer auskoͤmmlichen 
Befoldung verfehen worden; fo liegt es in Ihrem ganzen Verhoaͤlt⸗ 
niß zur Dienſtherrſchaft, wie zur Gerichtsherrſchaft, und iſt von 
diefer auch unftreitig bei Ihrer Anftellung vorausgefegt worden, 
daß Sie ſich lediglich dem Ihnen anvertrauten Amte widmen, 
wenigftens ein Mebenamt nicht ohne Vorwiſſen und Genehmigung 
der Gerichtsherrſchaft Übernehmen werben. on 

Hiernach, und da auch nad) den hierüber erforberten Bes 
richten der König. Ober » Landesgerichte zu Breslau und Ratibor 
bei den im ihrem Bezirk gelegenen Fürſtenthums⸗-, ſtandesherr⸗ 
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tichen und andern formirten Patrimonialgerichten, nach gleichem 
Grundfage, mie ihn das Koͤnigl. Ober ı Landesgericht zu Glogau 
befolgt, verfahren wird, muß es bei der Befolgung diefes Colles 
git vom Aten Juni c. lediglich fein Bewenden behalten. 

Berlin, den 7. Octbr. 1830. (v. K. J. Bdo. 37. ©. 77.) 


it der ſchleſiſch tat» Kegier N 
Gerichtsbarkeit eh —2 — de a J F —5 — d, Beuthen x 


Nefer. v. 29. Octbr. und 2. Novbr. 1830., (Zur Gerichts: 
Drdnung I. 2. 9.53.74) 


ie Berichröhdfe follen Veränderungen der Yurisdierionsbesirte nur nah P 
* —* Commmumicarion mit den — ——— ⸗ * 


Saͤmmtliche Koͤnigl. Obergerichte werden hierdurch angewie⸗ 
ſen, ſo oft ſie Veroͤnderungen in Anſehung der Jurisdictionsbe⸗ 
zirke in Vorſchlag zu bringen ſich veranlaßt finden, darüber vor 
der Berichtserftattung mit der betreffenden Regierung au commus 
niciren, um zu erfahren, ob in Landespolizeilicher oder anderer 
adminiftrativer Hinfiht der Ausführung des Vorſchlags nichts 
entgegenftehe, und find die Refultate diefer Communication dem 
Juſtiz ⸗Miniſterio anzuzeigen. 

Derlin, den 9. Mai 1831. (v. K. J. Bd. 37. ©. 337.) 


Die Generaleommiſſſon kann den Unfergerichten auch gußerhald ihres Gerichts⸗ 
bezirtd einzelne Aufträge ohne Ruͤckſprache mir dem Obergerichte —— 


Das Juſtiz⸗Miniſterium iſt wegen der von dem Koͤnigl. Ober⸗ 
Landesgericht am 18. Juni pr. c. gemachten Anfrage: 

ob die Generalcommiſſion den Untergerichten auch außerhalb 

ihres Gerichtsbezirks einzelne Aufträge geben könne, ohne 

deshalb zuvor mit dem betreffenden Landes » Zuflizcollegium 

Ruͤckſprache zu nehmen? 
mit dem Koͤnigl. Miniſterio des Innern fuͤr Handel und Ge⸗ 
werbe in Communication getreten, und hat ſich / mit Letzterm 
dahin geeinigt, daß eine vorgaͤngige Ruͤckſprache nicht erfor⸗ 
derlich ſey, da ſolche durch die Verordnung vom 20. Juni 
1817. 6. 61. nur fuͤr den Fall, wo ein Unterrichter mit einem 
beſtaͤndigen Auftrage verſehen werden ſoll, vorgefchrieben iſt, 
im Uebrigen aber die Generalcommiſſionen in der Auswahl 
ihrer Commiſſarien unter den Unterrichtern nah $. 37 1. c. 
unbefchränte find. Der $. 32 1. c., aus welchem das Königl. 
Ober» Landesgericht eine Beſchraͤnkung der Generalcommiſſion 
auf den ordentlichen Richter des Bezirks, wo das Geſchaͤft vorzus 
nehmen ift, hat ableiten wollen, enthält eine folhe Beſtimmung 
nicht; denn derfelbe fegt, nach einer richtigen Interpretation, 
nur feft, daß innerhalb des Sprengels eines Kreis: Juftizcoms 
miffarius auch andern Zuftizbeamten Aufträge von der General: 
commifflon erteilt werden fünnen. Das gedachte Könige. Mis 
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nifterium des Innern wird jedoch die Generalcommiffion auwei⸗ 
fen, fünftig in allen Sälen, wo fie mit einem Gefchäfte einen 
andern, als den ordentlichen Richter des Orts beauftragen, den 
Dber » Landesgerichten hiervon Nachricht zu geben, wodurch dieſe 
Gelegenheit erhalten, die Zuruͤcknahme des Auftrages zu veran: 
laſſen, wenn der Richter hierdurch an der gehörigen Beforgung 
feiner "anderweitigen Berufsgefchäfte verhindert werden fohte. _ 
Das Koͤnigl. Ober:tandesgericht hart diefem gemäß das Wei 
tere wegen der unter dem 26. April pr. a. verordneten Bedeutung 
und Zuruͤckweiſung des ıc. M. au veranlaffen. 
Berlin, den 23. Jan. 1882. — K. J. Bd. 9. ©. 148.) 


} 





Tiıtulatur: Bud. 
Zweites Abtheilung. 


Bon den Fitulaturen, welde die Behörben 
anwenden follen. 


l l di en Fuͤrſten, „an wel € di s 
(Diefe Abtheilung — t — —— 2 anne t & e Behörden amt 


A. 


Fuͤrſten, weiche aus deutſchen ſouveralnen Haͤuſern Rammen 
und in der Preußiihen Monarchie Grundeigenthum befipen. 


Anhalt. 


Rubrik und Adreffe: 1) An des fouverainen regierenden Herrn 
Herzogs zu Anhalt: Deffau, Durchlaucht; 
Durchlauchtigſter Herzog, , 
! ‚ nädigfter Herzog und Herr! 
im Contest: Ew. Durchlaucht :c. 
Eben ſo 
2) An des fouverainen regierenden Herrn — zu An 
halt Bernburg, Durchlaucht. | 
3) An des fonverainen regierenden Herrn Herzogs zu An: 
halt» Köchen, Durchlaucht. 
Rubrik und Adrefle: 4) An des Herrn Herzogs zu Anhalt : 
Köthen und Fürften von Pleß, Durchlaucht; 
Durchlauchtigfter Herzog und Fuͤrſt, 
Gnädigfter Herzog und Herr! 
‘im Contest: Ew. Durchlauqht u. f. w. 
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Braunfhweig. 
Rubrik und Adreſſe: An des Heren Herzogs zu Braunſchweig 
und Hürfien von Dels und Bernſtadt, Durdlaudt; 
Durdlauchtigfter Herzog, - 
| Gnaͤdigſter Herzog, Fuͤrſt und Herr! 
im Contest: Ew. Durchlaucht u. f. w. | 


a Heffen : Homburg. 
Rubrik und Adreffe: An des fouverainen regierenden Herrn 
Landgrafen zu Heſſen⸗ Homburg, Durchlaucht; 
Durchlauchtigſter Landgraf, 
Gnädigfter Landgraf und Kerr ! 
im Eontert: Ew Durchlaucht u. ſ. w. 
(Anm. Dieſer Fürſt bofigt Debisfelde, unweit Magdeburg.) 


Heffens Rothenburg. | 
Rubrik und Adreffe: An des Herrn Landgrafen zu Keffen: Ro: 
thenbutg von Ratibor, auch Fürften von Corvey, Durch: 
laucht, zu Norhenburg, 
Durdlaudtigfter Landgraf, Herzog und Fuͤrſt, 
Gnädigfter Kerr! 
im Contest: Ew. Durchlaucht u. f. w. 


2 


Liechtenſtein. 
Rubrik und Abreſſe: An des ſouverainen regierenden Herrn 
Fuͤrſten zu Liechtenſtein auch Fuͤrſten von Troppau und Jaͤ⸗ 
gerndorf, Durchlaucht; 
Durchlauchtigſter Fürft, 
| Gnädiger Fürft und Herr! 
tm Contert: Ew. Durchlaucht u. ſ. w. 


B. | | 

Medtatifirte, in der Preußifhen Monarchie angefeffene, 
vormals unmittelbare deutſche Fürften. 

In der Inftruction d. d. 30. Mai 1820 wegen Ausführung 
des Edicts vom 21. Juni 1815, die Werhältniffe der vormals 
unmittelbaren deutſchen Neihsftände in der Preußifchen Monar⸗ 
. hie betreffend, fiud als vormals unmittelbar bezeichnet : 


I. In der Provinz Weſtphalen. 
1) Der Herzog von Aremberg, wegen der Grafſchaft Reck⸗ 
linghauſen. | 
2) Der FA von Bensheim s Steinfurth, wegen der Graf⸗ 
ſchaft Steinfurch, | 
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3). Der Faͤrſt von Bentheim: Nheda, wegen der Hertſchaft 
Rheda und der Grafihaft Hohen: Limburg. | 
4) Der Herzog von Eroy, wegen der Herrſchaſt Dülmen. 
5) Der Fuͤrſt von Kaunig» Rietberg, wegen der Grafſchaft 
Rietberg. | 
6) Der Herzog von Looı: Cordwaren, wegen feines der Preus 
hiſchen Monardie einverleibten füdlichen Antheils von 
Rheina » Wolbed. n 

7) Der Fürft von Salm⸗Horſtmar, wegen ber Grafſchaft 
Horſtmar. 

8) Der Fürft von Salm⸗Ryrburg, wegem ſeines Ancheils an 
Ahaus und Bodolt, 

9) Der Kürft von Salm⸗Salm, wegen feines Antheild an 
Ahaus und Bocholt und wegen der Herrſchaft Anholt. 

10) Der Fürft von Sayn ⸗ Wirtgenfteins Berleburg, wegen 
feines Antheils an der Grafſchaft Wittgenftein. 

11) Der Fürf von Sayn:Wittgenfteins Hohenftein, wegen 

- feines Anıheild an der Grafſchaft Wittgenflen. — 


1. Sn der Provinz Miederrhein. 


1) Der Kürft von Solmss Braunfels, wegen der Aemter 
Braunfels und Greifenftein. 
2) Der Fuͤrſt von Solms: Lich und Hohen» Solms, wegen 
des Amtes Hohen: Solms. 
3) Der Kürft von Wied: Neumied, wegen der niedern Graf: 
(haft Wied, mit Ausnahme des Amtes Grenzhaufen. 
4) Der Zärft von Wied - Runtel, wegen ber obern Grafſchaft 
Wied, mit Ausnahme des Amtes Runkel, dann wegen bet 
Aemter Alten: Wied und Üleuerburg. ' 


IM. In der Provinz Eleve» Berg. 


Der Fürft von Sayns Wittgenfleins Berleburg, wegen ber 
Herrſchaft Homburg an der Mark. ” 


Don den Behörden wird an die jedesmaligen Chefs der vorbe- 
nannten Kürftlihen Familien gefchrieben: (Wohlzubemerken) 
An Aremberg, Troy und Looys Corswaren: „Herzog“, an alle 
andere obengenannte: „Fuͤrſt.“ Ä | 
Durchlauchtigſter (Herzog) Guͤrſt), 
Gnaͤdiger (Herzog) (duͤrſt) und Kerr! 


Ew. Durdlaudt u. ſ. w. 
Ew. Durchlaucht 
| af w. 
Rubrik und Adreffe: An des Herrn Herzogs von Aremberg 


Durchlaucht. 
u. ſ. w. 
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Auch dem nachſtehenden Fuͤrſten äft, zufolge des ihm von Sr. Maj. 
dem Könige Allerhoͤchſt ercheilten Fuͤrſten⸗Diploms, zu geben: 
Durchlauchtiger Fürft, 
| Gnaͤdiger Fürft und Kerr ! 
Ew. Durchlaucht ıc. — 
u Ew. Durchlaucht 


| u.ſ. w. 
Rabrik und Adreſſe: An des Herrn Fuͤrſten von Salm⸗Reiffer⸗ 
ſcheid⸗Dyk, Durchlaucht. 


— C. 
Vurſten, denen Se. Majeſtaͤt der König das Praͤdicat 
Durchlaucht in der Art verliehen haben, daß ihnen daffelbe von 
Behörden und von Privatperfonen gegeben werden muß: 

1) Putbus, 

2) Sulkowski. | 
An diefe muß von den Behörden gefchriehen werden, wie an ben 
Fuͤrſten von Salm⸗Reifferſcheid⸗Dyk. vid. B. | 


Ä D. | 
Bon Sr. Majeftät in den Färftenftand erhobene Fuͤrſten: 
—— An des Herrn Fuͤrſten von Carolath, Fürfttiche 
naden, 


 Kochgeborner Fuͤrſt! 
Die u.f. w. | | 
Ä Eurer Fuͤrſtlichen Gnaden 
u. ſ. w. 
Adreſſe: An des Herrn Fuͤrſten v. Carolath, Fuͤrſtl. Gnaden. 
In gleicher At: ES 
2) An des Herrn Fuͤrſten von Lichnowsky. 
3) An des Herrn Fuͤrſten von Hatzfeld und Trachenberg. 
4) An des Herrn Bürften von Pückters Muskau. 


| E. 
Erzbiſchoͤfe und Biſchoͤfe in der Preußifchen Monarchie. 
1) Erzbiſchof von Coͤln: 
Hochwoͤrdigſter, Hochgeborner Erzbifchof, 
Gnaͤdiger Herr! 
Ew. Erzbiſchoͤfliche Gnaden. | 
2) Erzbifhof von Gneſen und Pofen: (jegt vacat) 
Hochwuͤrdigſter Erzbifchof, 
Gnädiger Kerr ! 
Ew. Erzbiſchoͤfliqe Gnaden. 
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3) Fürftbifchof von Breslau : 
Hochwuͤrdigſter Fuͤrſtbiſchof, | 
Snädiger Herr! 
Ew. Fürftlihe Gnaden. 
4) Foͤrſtbiſchof von Ermeland: 
Hochwuͤrdigſter, > ENERGIE Fuͤrſtbiſchof, 
Gnaͤdigſter Herr 
Ew. Durchiaucht. 
Aufſchrift: An des Herrn Farſtbiſchofs von Ermeland, Fuͤr⸗ 
ſten zu Hohenzollern, Durchlaucht. 
5) — von nn 
s Münfter, 
‚ -Paderborn, 
u :s ulm: 
Hochwuͤrdigſter Biſchof! 
Ew. Biſchoͤfliche Hochwuͤrden. 
6) An einen Weihbiſchof: 
Hochwuͤrdigſter Bifchof! 
Ew. Bifhöflihe Hochwuͤrden. 
7) An einen Biſchof der evangeliſchen Kirche In — Preußi⸗ 
ſchen Landen: 
Hochwuͤrdigſter Biſchof! 
Ew. Biſchoͤfliche Hochwuͤrden. 
8) An einen Erzbiſchof der evangeliſchen Kirche: 
Hochwuͤrdigſter Erzbifchof ! 
— — m 
v.8. 9. 80.39. &. 412.) 


Fuͤrſtliche und Biſchoͤfliche Eurialien. 

Auf den beigehenden, Bericht des Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten vom 5. d. M. erfläre Ich mich damit einverftans 
den, daß das Staats: Minifterium in feinen Erlaffen an die in der 
zweiten Abtheilung des Titularbuchs unter B. bis E. verzeich⸗ 
neten Färftlichen Perfonen fi der bisher üblichen Courtoiſie bes 
diene, und eben diefes auch in den Erlaſſen der einzelnen Minis 
ferien beobachtet werde, die im Titularbuche vorgefchriebene Ans 
rede alfo weder bei dem gefammten Staats» Minifterio, noch bei 
den einzelnen Minifterien in Anwendung fomme. Die für die 
evangelifchen und katholiſchen Biſchoͤfe, fo wie für den evanges 
lichen Erzbifhof vorgefchlagene Courtoiſie: „VBiſchoͤfliche (Erz 
biſchoͤfliche) Hochwuͤrden“ will Ich genehmigen, zugleich aber in 
Beziehung auf die legteren beſtimmen, daß fie auch den katholi⸗ 
fhen Erzbifchöfen beigelegt werden fol. Hievon iſt jedoch der 
Erzbiſchof von Coͤln, Graf von Spiegel, für feine Perfon auss 
genommen, da Ich demfelben das —8 Ew. Biſchoͤfliche 
Gnaden, verliehen habe. 
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‚ Mebrigens bringe Ich dem Staats Minifterium die Baldigfte 
Erledigung Meiner Ordre vom 27. Juni v. J., wodurch IS 
daffelbe zur Abfaſſung eines Regulativs über die von den unteren 
Landesbehörden zu brauchenden Eurialien angewiefen habe, in 
Erinnerung 

Charlottenburg, den 26. October 1831. 

A Friedrich Wilhelm. 


n 
das Staats, Minifterium. | 
(v. 8.3. Bd. 40. ©. 463.) 


Competen ded Militär Jußiipepagtemems In Beſchwerdeſachen über die 


Seine Majeſtaͤt der König haben, auf Weranlaffung ber 
Beſchwerde eines Auditeurs über eine Verfügung des General: 
Auditoriars, in einer unterm 6. Mai 1833 an das Militair: 
Juſtizdepartement erlaffenen Allerhoͤchſten Cabinets« Ordre, Sid 
dahin zu Außern geruht, daß diefe Beſchwerdeſache, nach dem 
Patent vom 23. October 1798, zur Competenz des Militair s 
Juſtizdepartements gehöre, da fle lediglich die Geſchaͤftsverwal⸗ 
tung der Mitttairgerichte betreffe, und Allerhöchftdiefeiben Ihrer 
unmittelbaren: Entfcyeidung nur die Gegenftände der Mititairs 
disciplin und die Criminalſachen in Bezug auf die Militairpers 
fonen felbft und deren Angehörige vorbehalten hätten, daß aber 
eine in der Gefchäftsverwaltung, bei Gelegenheit einer Criminal⸗ 
fache, worin eine DMilitairperfon verwickelt ift, zur. Sprache ges 
tommene Differenz in den Meflortverhältniffen nichts abändere, 
und gemäß diefer Declaration des Patents vom 23. October 1793 
fernerhin zu verfahren fei, — 

Einem Königl: Generalcommando made ich hiervon zur ges 
fälligen weitern Bekanntmachung an die Militait ⸗Serichtsbehoͤr⸗ 
den des Armercorps und Armeecorps⸗Bezirks ergebenfte Mits 
theilung. 

Berlin, den 24. Juni 1833. - | 
Für den Kriegsminifter. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage. 

An v. Witzleben. 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. General⸗Commandos. | 


Sämmtlihen Gerichtsbehoͤrden wird hiermit das Tircular 
des Königl. Kriegs: Minifteriums vom 24. d. M., 
betreffend die Declaration des Patents vom 23. Dctbr. 1798 
in Bezug auf die Competenz des Militair» Zuftizdeparter 
ments in Beſchwerdeſachen, 
zur Nachricht mitgerbeilt. 
Berlin, den 26. Juni 1833. (v. K. J. Bd. #1. ©. 456.) 


u 
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Eoordinirtes Werhäleni der Inquiſttorlate gu dem Umtergerichten. _ - 
Durch Minifterialverfügung vom 18. Febr. 1821, (Jahr⸗ 
buͤcher Bd. 18. S. 335.) iſt feftgefegt worden, daß Fnquifitor . 
riate befugt fein follen, fi in allen Angelegenheiten des Re 
feriptenftyls gegen die Uintergerichte zu bedienen. Es ift jedoch bei 
nochmaliger Erwägung der Verhaͤltniſſe eine Modification jener 
Verfügung nothwendig gefunden worden. 

Die Inquifitoriate fiehen zwar auf dem Etat ber Ober: 
gerichte, fie find defien ungeachtet aber feine Deputationen, viels 
mehr wirkliche Unterbehörden derſelben. Sie erhalten Befehle 
von den Dber« Landesgerichten, Zurechtweifungen und werden in 
Strafen genommen, ftehen folglicy mit den Untergerichten in Einer 
"Kategorie. Es läßt fi daher auch nicht rechtfertigen, daß Ins. 
quifitoriate, welche öfters nur durch einen Richter verwaltet wers 
den, vorgefegte Behoͤrden von Untergerichten feyn follten, weiche 
collegialifch formirt find, deren Dirigent im Range den Directos 
ren der größeren Inquiſitoriate gleichfteht, und den einzeln fliehen» 
den Eriminalrichtern vorgeht. | 
Es ift dies auch nicht nothwendig, um’ den fchnellern Be⸗ 

trieb der Eriminalproceffe zu fihern; denn die Behörden werden 
gewiß eben fo ſchleunig den Aufforderungen der Inquiſitoriate 
genügen, wenn fie um deren Ausführung requirirt werden, als 
wenn fie im befehlenden Styl ergehen. Ueberdies erkennt dus 
Mefer. vom 18. Febr: 1821 felbt an, daß den Sjnquifltoriaren 
nicht das Recht zufbehe, die angedrohten Strafen zu vollziehen, 
alfo feinen Verfügungen Nachdruck zu geben. 

Unter diefen Umftänden ift es offenbar angemeſſener, daß die 
Inquiſitoriate ſich des Requifltionsftyls in den Aufforderungen an 
die Unterbehörden bedienen. Es tritt aber zu diefen Gründen 
noch hinzu, daß !n der neuern Zeit mehreren großen Unterge 
richten die Befugniß beigelegt worden iſt, in Eriminalfadyen, wel: 
che bei Inquiſitoriaten verhandelt worden find, zu erfennen; es 
würde aber einen Widerfpruch Im fi fchließen, wenn die Sinquifl, 
toriate in befehlender Form an Gerichte verfügen dürften, denen 
die Beurtheilungen der Verhandlungen ber Inquiſitoriate zus 


eht. 
* Aus dieſen Gruͤnden werden ſaͤmmtliche Koͤnigl. Obergerichte 
angewieſen, den Inquiſitoriaten ihres Bezirks zu eröffnen, daß 
fie ſich des Requiſitionsſtyls in der Communication mit den Unter; 
gerichten zu bedienen haben. 
Berlin, den 24. Juli 1833. 
(v. K. J. Bdo. 38. ©. 116) 
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guna der Bangefhälte der Konigl. Yurtlibehörden dur 
Baubeamee der Komgl. ne fi u o 


Durch das Circular vom 7. Mai 1822. (Jahrb. Br. 19, 
&. 312.) *) ift feſtgeſetzt worden, daß die Baubeamten der Kb: 
nigl. Regierungen innerhalb tes ihnen angewieſenen Geſchäftsbe— 
zirks die Baugefchäfte der Könige. Juſtizbehörden eben fo wie 
alle andere Königl. Bauten, weiche unter ihrer Reitung ftehen, 
unentgeldlich und für das ihnen angemwiefene Gehalt, ohne irgend 
eine Memunerarion dafür fordern zu dürfen, zu beforgen haben. 
Mac einer Erklaͤrung des Koͤnigl. Meinifterii des Innern für 
Handels« und Gerverbeangelegenheiten vom 13. d. M. finder diefe 
Beftimmung aud) dann Anwendung, wenn das Geſchäͤft von 
den Baubeamten nicht auf einer Nundteiſe in den Gefchäftsbe, 
zirk hat vorgenommen werden Binnen, — - — 

Berlin, den 26. Auguft 1831. (v.8.%%0.38.©,132) ' 


Berfahren bei vorzunehmenden Bauten und Keparaturen an Königlihen Ge; 


Unenegeldliche Beſot 


richt » Localien. 


Da die Borfchriften wegen Einleitung und Ausführung der 
Bauten und Reparaturen an Königl. Gerichtstecalien, infoweit 
ſolche den Gerichtöbehörden obliegr, nicht Überau gehörig. befolge 
werden; fo fieht fi der Juſtizminiſter veranlaße, den Gerichte: 
bebörden die Beflimmungen 

des Nefer. vom 4 Dechr. 1820. Jahrb. Bd. 16. S. 244. 

;» : 7. Mai 182 5; + 19.» 312, 

». 0 "+ 18. Octbr. 1826. s ı 28. : 313. 

s ⸗ 14. Mai 1827. ⸗ 29212. 
in Erinnerung zu bringen und Folgendes anzuordnen: 

1) Es kann feiner Untergerichtsbehoͤrde die Befugniß einge: 
räumt werden, Bauten und Reparaturen an den Gerichte: 
tocalien, ‚ohne vorgängige Anfrage und Genehmigung: des 
vorgefegten Obergerichts, vornehmen zu laffen, - infofern 
nicht der Koſtenbetrag, ohne Ueberſchreitung des Etats, aus 
dem Fonds ad extraordinaria der Salariencaſſe des betref: 

‘ fenden Gerichts, in Gemaͤßheit des Reſcr. vom 4. Dechr, 
1820, entnommen werden fann. | 

Jede Ueberfcreitung diefer Befugniß ift nad Bewandt⸗ 
niß der Umſtaͤnde mit einer Ordnungsfirafe zu taͤgen. 


*) in dieſem Werke Bd, II. ©. 147. . 
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2) Auch die Obergerichte Haben bei Bauunternehmungen, deren 
Koften aus den allgemeinen Zuftiz: Baufonds entnommen 
merden follen, vor deren Ausführung, bei Einreihung der 
revidirten Anfchläge, die Genehmigung des Juſtizminiſters 
nachzuſuchen. Mur wenn Gefahr im Verzuge obwaltet, kann 
die Ausführung vor Eingang diefer Geuehmigung veranlaft 
werden; es darf folches jedoch nur auf den Grund eines re 
vidirten Bauanſchlags gefhehen, und es muß gleichzeitig 
mit der Einforderung des Anſchlags der Fall dein Zuftiz 
minifter angezeigt und auf Genehmigung der getroffenen 
Maagaßregeln angetragen werden. 

3) Die den Berichten beizulegenden Anſchlaͤge muͤſſen — in 
fofern ed nach dem Reſcript vom 14. Mai 1827 der Anfer⸗ 
tigung und Revifion derfelben durch die Königl. Baubeams 
ten bedarf — von dem betreffenden Negierungs » Baurath) 
angefertigt und renidirt werden. 

4) Die Revifion der Bauanſchlaͤge durch die Königl. Ober Baus 
deputation — welche überhaupt nöthig ift, wenn die Koften 

: a) bei Neubauten und neuen Einrichtungen die Summe 
von 500 Rihlr., 

b) Hei Reparaturen die Summe von 1000 Rthlr. 
erreichen oder überfteigen, — ift von den Obergerichten 
nicht unmittelbar, fondern nur durch den Juſtizminiſter zu 
veranlaſſen. 

5) Alle Antraͤge auf Genehmigung von Bauten und Repara⸗ 

turen, welche in einem Jahre zur Ausfuͤhrung gebracht 
werden ſollen, muͤſſen bei dem Juſtizminiſter in der letzten 
Haͤlfte des vorhergehenden Jahres angebracht werden, wenn 
fie beruͤckſichtigt werden ſollen. Die Genehmigung zur Aus 
führung in dem: laufenden Jahre wird nur danu ertheilt 
werden, wenn Gefahr im Verzuge obwaltet; doch ift in der 
gleichen Fällen jedesmal anzuzeigen, warum ber Bau nicht 
feäher in Antrag gebracht worden ift. | 
6) Die Untergerichte find hiernady befonders anzuweiſen. 
Berlin, den 21. Mär; 1833. (v.8.53.©0.41. ©. 241.) 


Koften für lithographirte Erpeditionds Formulare bei den Lntergerichten, 
Auf den uͤber das anbei zurück erfoigende Gefuch der Kanz: 
litten des Stadigerichts zu Stettin erftatteren Bericht des Juſtiz⸗ 
Minikeriums vom 21. Nov. d. J. will Ich Hierdurch geftatten: 
1) daß bei dem gedachten Gerichte zu den gleichförmigen Kanz⸗ 
leiarbeiten,lithographirte Formulare auf Koften der Sala⸗ 
riencaffe angefchafft werden ; | 
2) daß bei Krankheiten der Kanzliften, wenn fie über einen 
Monat dauern, Stellvertreter für Nechnung der Salarien; 
caffe angenommen werden, und 
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3) daß den Kanzlifien die Erftattung der. niebergefchlagenen. 
Eopialien vom Juſtiz⸗Miniſterium ganz oder theilweife er⸗ 
lafjen werden dürfe; Bl £ | 

4) daß jedoch diefe Begünftigungen nur denen in Gemäßpheit 
des neuen Normal⸗Etats angeftellten Kanzliften zu gute kom⸗ 

- men follen, und hiernach vom Zuftiz, Minifterium die nähe, 
ren Beflimmungen getroffen werden. 

Zugleich will Ich Hierdurch das Juſtiz⸗Miniſterium autorifiren, 
aud für die Kanzliften ariderer Untergerichte diefelben Beguͤnſti⸗ 
gungen in einzelnen Fällen zu bewilligen, wobei Ich jedoch noch 
feftfege, daß bei dem Stadtgericht zu Stettin und überhaupt bei 
allen denjenigen Untergerichten, ‚bei welchen die neuen Normals 
Etats die Einziehung, eines Theils der Kopialien » Einnahme zu den 
. Salariencaffen vorfchreiben, die durch die gegenwärtige Ordre 
den Kanzliften eines Gerichts bemilligten Unterſtuͤtzungen und Er; 
laffe im Laufe eines jahres niemals mehr beitragen dürfen, als 
die zur Salariencaffe des Gerichts einzuziehende Copialien s Rate. 
Berlin, den 4. Decbr. 1831. (v. K. J. Bo. 38. ©.395.) 


Anſchaffuag der Jahrbucher der * Geſetgebung bei den Unter⸗ 


ichten. 

Mach dem urſchriftlich mit Beilagen anliegenden Berichten 
der Gerichts: Commiffion zu Schwerte vom 12.9. M. hat die. 
Koͤnigl. Ober⸗Rechnungskammer die Ausgabe für die v. Kamptz⸗ 
ſchen Jahrb. defectire. Der Juftizminifter findet das desfallfige 
Monitum fehr begründet, denn die Jahrbücher find nicht zum 
Gebrauche aller Untergerichte beftimmt. Nur die Landes yuftize, 
collegia haben fie, nad) der Verfügung vom 12. Januar 1821 
(Jahrb. Bd. 17. ©. 247.) zu halten. Wei größeren Unterges 
gerichten, wo der etatsmäßige Fonds zur Bibliothek geftatter, die 
Anſchaffung derfelben zu bewirken, wird es nadhgelaffen, daß fie 
ſelbige halten. Ganz unzuläffig iſt es aber, daß die Jahrbücher 

von den Gerichts > Commiffionen gehalten werden. Der Juſtiz⸗ 
minifter kann es daher nicht genehmigen, daß die Ausgabe für 
diefelben in Rechnung pafiire. Hiernach ift die Gerichts» Kom: 
miffion in Schwerte befchieden worden, und es wird dem Konigl. 
Dber : Landesgerichte aufgegeben, in gleicher Art die Untergerichte 
feines Departements zu belehren. | 
Berlin, den 14. Septbr. 1820, (0.8.5. &d. 34. ©. 111.) 


Yutorifation der Gerichte, dad vorliegende Werk fich amuſchaffen. 

Der Zuftiz: Commiffarius Gräff zu Breslau wird durch 
die Maurerſche Buchhandlung in Berlin und Breslau ein Werk 
herausgeben, unter dem Titel: * 

Sammlung ſaͤmmtlicher noch gültiger in den v. Kamptz'ſchen 

Jahrbuͤchern fuͤr Preuß. Geſetzgebung enthaltenen bis Ende 

des Jahres 1828 erfchienenen Verordnungen, nach den 

Materien zuſammengeſtellt, 
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und es find Bereits zwei Bände diefes Werks im Buchhandel er: 
ienen. A 

“ Das Königl. Ober Landesgericht wird hierauf aufmerffam 

gemacht, und hat die Untergerichte feines Bezirks zu ermächtigen, 

ſich das Werk anzuſchaffen, da daffelbe die von vielen Untergerich⸗ 

ten gewuͤnſchte Anfchaffung der Jahrbuͤcher (welche nicht gebillige 

ift) pro praeterito entbehrlich macht. | | 

Zum Gebrauch erfolgen 3 Abfchriften diefer Verfügung. 
Berlin, den 23. April 1830. (v. K. J. Bo.36. &.127.) 


Introductiondgebühren der Beamten für den Bibliorhefen «Fonds, 


Durch die, In den Jahrb. Bd. 33. S. 360. abgedrudte 
Werfügung vom 16. April 1829 ift den Obergerichten befaunt ges 
macht worden, daß die nach der allgemeinen Gebührentare zu: 
laͤſſigen Introductionsgebuͤhren den eigentlichen Fonds für die Bis 
Hlioıheten der Obergerichte abgeben, und daß die in den Etats für 
die Bibliotheken ausgefegten Summen eigentlich zur Anfchaffang 
der Geſetzſammlung, der Amts und Sntelligenzblätter, der Zei: 
tungen und der Geſetzbuͤcher beſtimmt feien,. und ohne befondere 
Veranlaſſung nit uͤberſchritten werden dürften. 

Hiernach ift es nothwendig, darauf zu fehen, daß den ei: 
gentlichen Bibliothekenfonds feine zuläffigen Einnahmen entzogen 
werden, damit die Obergerichts : Bibliorhelen daraus zweckmaͤßig 
unterhalten und vervolftändigt werden koͤnnen. 

Das Königl. Ober⸗Landesgericht hat daher kuͤnftig, wenn dies 
Bisher noch nicht gefhehen fein follte, die nach der allgemeinen Ge 
buͤhrentaxe, Abſchn. V. No. 23, zuläffigen Introductionsgebühren 

1) bei jeder Sntroduction: 

a) eines Mitgliedes des Collegiums, 

b) eines Auscultators oder Neferendars, 

c) eines Juftiz » Commiffarius oder Motarius, 

d) eines erarsmäßigen Subalternen » Beamten des Ge 
richts, die Ranzliften mit eingefchloffen, 

e) der bei den Snquifltoriaten und Kreis: Zuftizcommif: 
fionen angeftellten Beamten, — mit Ausnahme der 
Executoren und übrigen Unterbeamten , 

f) derjenigen Untergerihte Dirigenten, welche entmederl bei 

den Obergerichten felbft oder durch einen Commiſſar deffels 

ben bei dem betreffenden Untergericht introducire werden, 

zu liquidiren und von dem introdbucirten Beamten zum Bis 
bliothekenfonds einzuziehen, | 

2) Dabei ift es gleich, ob die introduction mit einer Verei⸗ 

dung des Beamten verbunden ift oder nicht, und ob die Jun, 

troduction in Folge einer Werfegung oder auf den Grund ber 
erften Anftellung erfolge, indem bie Gebühren bei jeder In⸗ 
troduction von neuem einzuziehen find. 
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3) Die Meferendarien und Auscnltatoren, welche bei Unter: 
gerichten befchäftige werden, imgleichen die bei Untergerichten 
angeftellten Juftiz - Comnriffarien und Notarien, haben die 
Introductionsgebuͤhren nur bei dem Obergerichte zu bezahlen, 
bei welchem auch in der Regel — und infomeit nicht Auss . 
nahmen durch befondere Gerihtsverfaffung begründet wer⸗ 
ben, — die Verpflichtung der Auscultatoren, Juſtiz⸗Com⸗ 
miffarien and NMotarien erfolgen muß. Wird folhe bei eis 
nem Untergerichte in Folge befondern oder allgemeinen Aufs 
trags vorgenommen, fo werden dennoch die Introductions⸗ 
gebähren für das Obergericht eingezogen. 

4) Die Gebühren, melde bei Untergerichten für bie Intro⸗ 
duction deren Beamten durch den Dirigenten liquidirt werden 
dürfen, fließen zur Salariencaſſe des Gerichte. | 

5) Erfolgt die Introduction eines Beamten duch einen Com⸗ 
mifjarius, welcher deshalb reifen muß, fo hat demnach der 
introdueirte Beamte nur die zuläffigen Syntroductiong ebühren 
zu bezahlen, der Commiſſar aber erhäft die nach fiekaliſchen 
Sägen (Verordnung vom 28, Juni 1825) zu liquidirenden 
Neifekoften und Diäten aus der Salarlencaffe des berges 
richts, welches den Auftrag zur Introduction ertheilt bat, 

6) In dem Jahresbericht des Praͤſidiums ift: 

-a) det —— Beſtand, 
b) die Einnahme 
6) die Ausaade { des legten Jahres 
d) der verbliebene Beftand 
des Bibliothekenfonds jedesmal anzugeben. 


Berlin, den 17. Decbr. 1832. (v. K. J. Bo.40 S. 442) 


. Werpflichtung der Stadtgemeinen zur Unterhaltung der Gerichtsloealien. 
(Seſetz vom 30. Mai 1820, $.:10, Seſetzſamml. S. 137.) 

Dem König, Ober» Landesgericht wird auf deffen Bericht 
vom 12. Juli d. J. unter Ruͤckſendung der Anlagen, foweit fol 
he zu den dortigen Acten gehören, hierdurch eröffser: | 

daß fidy die Anfihe, wonach der Stadtgemeine zu Brieg die 
Verpflichtung obliegen foll, die Reparaturen zu beforgen, wel⸗ 
che in dem Geſchaͤftelocal des dortigen Lands und Stadtge⸗ 
richts — fomeit folhes von der Stadtcommune ungntgeldlich 
Ä gewährt wird — noͤthig werden, nicht rechtfertigen laͤßt. 
Nah $. 10. des Gefeges vom 30. Mai 1820 haben alle 
Beitraͤge der Stadtgemeine zur Unterhaltung der Gerichtsbehoͤr⸗ 
ben vom 1. Sjanuar 1821 ab aufgehört, die Gerichte find nur 
im ungefldrten Befig der Localien geblieben , die fie bei Erlaß jenes 
Geſetzes inne harten. i 
| Eine forıdauernde Verpflichtung der Stadtgemeine, die Rocas 
lien der Juſtizbehoͤrden auch zu unterhalten, und = Br nörhig 


\ 
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werdenden Baukoſten aus dem Kämmereivermögen zn beftreiten, 
ift nirgends ausgeſprochen, vielmehr ſchon in dem Refer, vom 24. 
Rovbe. 1820. (Jahrb. Bd. 16. ©. 245.) beſtimmt worden: 
daß die Magifträte vom 1. Januar 1821 ab feine Vers 
ppflichtung zur Unterhaltung der Gerichtslocalien haben. 
Auch in der declaratoriſchen Cabinets/ Ordre vom 3. Octbr. 1821 
(vergl. Refer. vom 2. Movember 1821 in den Jahrb. Bd. 18, 
„ 280.) ift nur angeordnet worden: 
daß die bisher benugten Localien den Gerichten unentgeldlich 
‚ einzuräumen feien. 
Daffelbe beſtimmt der durch die Allerhöchfte CabinetsOrdre vom 
4 Juli 1832 genehmigte Zufag zu $. 167 und 184, der alten 
Erädteordnung. (Gefegfammi. für 1832. &. 189.) 

Eben fo wenig kann jene Anfiht aus den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen über den Nießbrauch gefolgert werden, da 
der Niefbraucher, wenn durch Vertrag nicht etwas anderes bes 
ſtimmt worden , verpflichtet ift: 

die zu feinem Nugungsrechte gehörenden Gebäude wirt 

ſchaftlich zu unterhalten, und ſelbſt Hauptreparaturen auf 

eigene Koften zu beforgen. 

(AL, R. Th. I. Tit. 21. 9. 47. 49.) 
DJas Koͤnigl. Ober » Landesgericht hat daher die eingereichten 
Rechnungen über die im Caſſenlocal des Lands und Stadtgerichts 
zu Brieg vorgenommene Reparatur durch die König. Baube⸗ 
dienten revidiren zu laffen, und zu Anfang des naͤchſten Jahres 
‚bei Einreichung derfelben auf Erftattung der Koften aus dem 

etatsmäßigen Juſtiz Baufonds anzufragen. - 

Berlin, den 4. Septbr. 1833. (v.8.J.%0.42. ©. 142.) 


Zum Regiftratur » und Kanzlei Reglement $. 155 folg. 
Gebtauch des Brieſpapiers su Werfägungen an Yußländer. 
Mit Bezug auf das Tircular vom 31. Decbr. 1830 (Jahrb. 
Bb. 36. ©. 310.), 
betreffend· die Verwendung bes Briefpapiers zu den Vorla⸗ 
dungen und Verfügungen an Ausländer, 
wird fämmelichen Königl. Gerichtsbehoͤrden befannt gemacht, 
daß zur Erleichterung ber Ausführung dieſer Anordnung der 
Here Finanzminifter geftattet hat, daß, auf befondere Anträge 
einzelner Gerichte, dergleichen Papier für: felbige geftempelt, und 
ihnen gegen Bezahlung verabfolge werde; aud auf Briefpapier 


ausgefertigte Documente hier beim Stempelmagazin zur Stem⸗ 


pelung präfentirt werden können. 
Berlin, den 6. April 1832. (v. K. J. 80,39. ©.447.) 
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Juterimiſtiſche Verwaltung der — durch Militairs, welche Wartegeld 


Ueber die Faͤlle, in denen interimiſtiſch angeſtellte Militairs 
Anſpruͤche auf Vergütigung des Militair-Wartegeldes erhalten, 
entfcheidet der $ 2. des Penſions-Reglements. 

„Die Beforgniß: Ä 

daß eine ſolche interimiſtiſche Anftellung zur Verwaltung eis 

nes Geſchaͤfts, wozu feine etarsmäßige Stelle fundirt iſt, 

bei einer über fehsmonaslichen Dauer der Anftellung im Eis 

vil, den Juſtiz⸗Penſionsfonds beläftigen werde, 
bat, auf Veranlaſſung eines Berichts des Ober » Landesgerichts 
zu Hamm, die Communication mit dem Königl. Kriegs: Minis 
ſterio herbeigeführt, deffen Erflärung in der von dem Königlichen“ 
Ober⸗ Landesgerichte in dem Berichte vom 15. huj. angezogenen 
Stelle der Jahrbuͤcher Bd. 65. S. 142, enthalten ift. 

Das Kollegium wird hieraus entnehmen, das daffelbe die 
interimiftifche Verwaltung etatsmaͤßiger Stellen durch Militairs, 
welche Wartegelder beziehen, nur auf Zeiten unter 6 Monate bes 
fchränfen muß, weil der Civil⸗Penſionsfonds fonft mit Zahlun⸗ 
gen belaſtet wird, Die er nicht Übernehmen kann. 

Berlin, den 2. Sepibr. 1829. (u, K. J. Vd. 34. S. 118.) 


Anſoruch eined Militair-Invaliden, welcher die ihm gu Theil gemordene Eivil⸗ 
| Berforgung freimiig aufgiebt,, auf —— bes Militairs Guaden- 


| A. 

’ Aus Em. Excellenz verehrlichen Schreiben vom 31. Auguft 
d. J. — die Entlaffung des als Gerichtsdiener zu Storkow ans 
geftellt gewefenen vormaligen Unterofficters N. N. betreffend — 
habe ich Veranlaffung genommen, des Herrn Kriegsminifiers Er- 

cellenz um deſſen Aeußerung zu erſuchen: 
ob ein Militairs Invaltde, welcher die ihm zu Theil gewor⸗ 
dene Eivilverforgung freiwillig aufgiebe, auf Wiedergemähs 
rung des ihm vor der Verſorgung ausgefegt geweſenen Gna⸗ 
dengehalts Anfpruch machen könne, und aus welchem Fonds 
‚eventuell die Zahlung zu Feiften fi? — | 
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indem Ew. Excellenz ih, zur ausführlihern Kenntnißnah—⸗ 
‚me, eine Abfchrife meines diesfälligen Schreibens an des Herrn 
Kriegsminifters Excellenz vom 12. v. M. hierneben zu überfenden 
mid, beehre, erlaube ich mir zugleich, die darauf unter dem Löten 
d. M. erhaltene Antwort abſchriftlich ganz ergebenft mirzurheilen, 
welche die Anfichten des Herrn Kriegsminifters über die eventuelle 
MWiedergemährung des frühern Gnadengehalts an einen foldhen 
Militair-Invaliden, und über die in diefer Beziehung vorzuneh⸗ 
mende Erörterung der die freiwillige Auflöfung des Eivildienft: 
Verhaͤltniſſes veranlaffenden Gründe, näher entwickelt. Mit die: 
fen Anfihten bin ich volltommen einverftanden, und fiele Ew. 
Ereellenz daher, nah Maaßgabe derfelben, die weitere Veran⸗ 
laſſung ruͤckſichtlich des N. M. ganz ergebenft anheim. 
en den 30. Octbr. 1829. 


des Königl. Wirkl. Geheimen Staats 
minifters, Hrn, Grafen v. Dantelmann, 
Ercellenz. 


B. 


Ein vorgelommener Specialfall veranlaßt mih, Ew. Er: 
— gefaͤllige Aeußerung darüber ganz ergebenſt zu erbitten: 
ob ein Militair-Invalide, weicher die ihm zu Theil gewor⸗ 
dene angemeffene KEivilverforgung freiwillig aufgiebt, auf 
Wiedergewaͤhrung des-ihm vor der Werforgung ausgefegt ge⸗ 
‚ wefenen Gnadengehalts Anſpruch machen fann, oder ob 
nicht vielmehr anzunehmen ift, daß derfelbe dur die freis 
willige Auflöfung feines Dienftverhältniffes zugleich aud 
auf fein fruͤheres Gnadengehalt, an deffen Stelle die Vers 
ſorgung getreten iſt, Werzicht geleifter hat ? 
Diefer Fall ift bei den Verhandlungen im Königl. Staats: Mir 
nifterio, weldyer die Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordres vom 25. Mai 
1828 und 17. Mär; 1829 zur Folge gehabt haben, nicht zur 
Sprache gekommen; er verdient aber um fo mehr in Erwägung 
gejogen zu werden, als ſich an deffen Entfcheidung eventuell die 
zweite Frage Enüpft: 
welcher Fonds hat, wenn dem Invaliden das Gnadengehalt 
wieder gewährt werden foll, defien Zahlung zu übernehmen ? 
Dem Civil⸗Penſionsfonds wird daſſelbe nicht aufgebürder werden 
können; denn die Eivilbehörde hat ihrer Verpflichtung genügt: fie 
hat dem Invaliden eine angemefiene Werforgung gegeben ; fie will 
ihm diefelbe belaffen; allein der Angeftellte giebt fie freiwillig auf 
und begehrt in das frühere Verhältnig zuruͤckzutreten, während 
deffen er das Ginadengehalt aus Militairfonds bezogen hat. In 
einem folden Falle dürfte alſo die Verpflichtung des letztgedachten 
Fonds wieder aufleben. 
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Auch hierüber erlaube ich mir Ew. Ercellenz geneigte Aeuße⸗ 
rung ganz ergebenft zu erbitten. 
Berlin, den 12, Sepibr. 1829. 
In Abwefenheit des Heren Finanzminiftere. 
An Villaume 
des Königl, Wirkl. Geheimen 
Staatsminifters, 
Generals der Infanterie ıc., 
Herrn v. Hake, Ercellenz. 


C. 


| Em. Ercellenz beehre ich mich auf das gefällige Schreiben 
vom 12. Septbr. 1829 ganz ergebenft zu erwiedern, daß, meiner 
Anfiht nad, vorzüglich die Gründe zu erwägen fein dürften, 
welche den Militair⸗Invaliden veranlafien, die ihm zu Theil ger 
wordene, angemefjene Eivilverforgung freiwillig aufzugeben, und 
es nach diefen nur würde beursheilt werden können, in wiefern 
ihm das, vor der Verſorgung ausgefegt gewefene Gnadengehalt 
wieder zu gewähren ift. | Ä 

Im Allgemeinen läßt fih wohl annehmen, daß verforgte 
Invaliden es gewiß vorziehen werden, in dem Einkommen des 
ihnen verliehenen Amtes zu verbleiben, als auf das nur geringe 
Mititairs Wartegeld zurüdzurreren, infofern, nice ganz beſon⸗ 
dere phufifche oder moralifche Verhaͤltniſſe hierbei einwirken, mess 
halb es jedenfalls noͤthig erfcheinen dürfte, im jedem fpeciellen 
Falle zuvoͤrderſt genau die Urſachen zu ermitteln, welche der freis 
willigen Aufgebung des Eivilpoftens zum Grunde liegen. Ger 
ſchieht ſolche blos aus Reichtfinn oder Speculation auf ein anders 
weites höheres Dienfteintommen; fo dürften vorher dem betreffens 
den Sjnvaliden in einer aufzunehmenden Verhandlung die Folgen 
einer ſolchen unbedachtſamen Handlung gehörig vorzuftellen fein, 
"und falls er dennoch bei feinem Vorſatz beharre, derſelbe aller 
Anfprüche auf das früher erworbene Gnadengehalt oder Warte: 
geld verluftig gehe. | 

Liege unverfchuldete wirkliche Invalidität zum Grunde, wel 
che den Invaliden veranlaßt, fein Amt aufzugeben , und ift ihm 
außerdem nichts zur Laft zu legen, fo würde der Verſuch zu mas 
hen fein, ihn in einen leichtern, feinen Körperkräften angemeſſe⸗ 
nern Poften unterzubringen, eventualiter aber nach den befte, 
henden Borfchriften zu penfioniren; und fonach würde mithin nur 
in ganz befondern Fällen und wo eine Penflonirung, den geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen nad), unzuläffig iſt, die freimillige Aufge, 
bung des Amts aber ſonſt als motivire erfcheinen möchte, das ber 
treffende Individuum, in Beruͤckſichtigung der früheren Militair⸗ 
dienfte, mit dem Betrage des vor der Werforgung zuerkannen 
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Gnabengehalts auf ten Deilitair » Penfionsfonds wieder recur⸗ 
riren können. 
Ew. Ercellenz geneigte Aeußerung hierüber erlaube ich mir 
indefien zuvoͤrderſt ganz ergebenft zu bitten. 
Berlin, den 15. Octbr. 1829 (v. K. 3.20. 34.© 478.) 
An von Hake. 
des Königl. Wirkt. Geheimen Staats» 
und Finanyminifters, 
‚Herrn v. Mop, Excellenz. 


Worzug eines a 4 —— e Oxtre sur Anftelung verflarteren Kan,liſten vor 
n neun Jahre gedlenten Uncerofficieren. 


Aus der ‚vom 2. d. Mis., welche fi unter den 
Anlagen der urfchriftlicy hierbei erfolgenden Eingabe des Kanzlei: 
Aſſiſtenten N. N. zu N. N. vom 17. d. M. befunden, bat der 
Suftizminifter erfehen, daß das Königi. Ober» Landesgericht den 
Supplitanten, obgleich des Königs Majeſtaͤt deffen Anftellung 
nach Zeit und Gelegenheit, mirtelft Allechöchfter Cabineis⸗ DOrdre 
vom 7. Auguft c., nachgelaffen haben, nicht zu einem Kanjleis 
dienft zuzulaſſen gemeint ift, indem es folde Werforgungen nur 
für 9 Jahre gediente Unterdfficiere reſervitt wiſſen wid. Diefe 
Anſicht kann der Juſtizminiſter nicht billigen. 

Denn da des Königs Majeſtaͤt die Anftellung des N. N. 
ohne Beſchraͤnkunq geſtattet haben, fo ift derfelbe auch für den 
Kanzleidienft qualificire zu achten, und es wird das Collegium an⸗ 
gewieien, denfelben bei folhen Dienftanftellungen, wenn er font 
dazu qualificire it, zu beruͤckſichtigen. 

Berlin, den 22, Octbr. 1829. (0.8.5.0. 34. S. 477.) 


eg der EabinerdsDrdre vom 31. — * wegen Anſtellung der 
neunjährigen Unterofficter 


Saͤmmtlichen Koͤnigl. Provinzial: TEN wird bie 
Allerhoͤchſte Cabinets⸗ Drdre vom 22. Juni c., 
wegen des Verfahrens bei Ueberweifung der nach neunjähris 
ger Militairdienftzeit entlaffenen Unterofficiere zur Anſtel⸗ 
lung im Civildienfte, 
zue Nachachtung mitgeiheilt. 
| Berlin, den 10. Auguft 1830. 


A. 


Um den Nachtheilen abzuhelfen, welche nach Ihrem Berich⸗ 
te vom 20. v. Mes. der Verforgung der nach neunjähriger Mili— 
tairdienfizeit entlaſſenen Unterofficiere im Civildienfte dadurch ent» 
gegenftehen, daß nach der Beſtimmung Meiner Ordre vom 31. 
Octbr. 1827 zu 7. die Ueberweiſung diefer Art von Anftellungs: 
berechtigten an die Eivilbehörden, bei denen fie angeſtellt zu wer⸗ 
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den wuͤnſchen, ausfchließlih dur das Kriegs » Minifterium ges 
fchehen fol, genehmige Ich, dem Antrage gemäß, daß künftig 
die Ueberweifung ſolcher Unterofficiere, wie. es früber- in Folge 
Meeiner Ordre vom 7. Auguft 1820 gefhah, wieder Durch die 
Befehlshaber der Truppeniheile, bei denen fie gedient haben, er; 
folgen fann. Zur Sicherung der bei ſolchen Ueberweiſungen nach 
Maafgabe der Drdre vom 31. October 1827 vorgefchriebenen 
Dualification ift jedoch ferner anzuordnen, daß den desfallfigen 
Arteften oder Empfehlungen der Truppenbefehlshaber jedesmal 
ein Zeugniß der, zur Aufficht über die Regiments, oder Batail: 
lons» Schule, in welcher das berreffende Individuum Unterricht 
erhalten hat, beftehenden Commiſſion über deffen Schulbildung 
beigefügt werden fol, und daß nur ſolche Leute zur Anftellung 
in den Büreaur der Behörden zu empfehlen find, welche wenig: 
ſtens eine gute ausgefchriebene Handſchrift aufweifen, dabei fers 
tig und orthographifch richtig Schreiben können, auch im Rechnen 
nicht unerfahren find. Sch überlaffe Ihnen, hiernach das Weis 
tere zu verfügen, und auch in Folge Meiner Ordre vom 31. Dctos 
ber 1827 die betreffenden oberſten Werwaltungsbehörden von dies 
fen näheren Beftimmungen in Kenntniß zu feßen. 
Berlin, den 22, Juni 1830. (v. K. J. Bo. 36. &.153.) 
An Friedrih Wilhelm. 
die Staatsminifter v. Shudmann, | 
v. Hake und v. Mop. 


Borzugsweiſe Werforgung der neunjährigen Untersffieiere im Juftisdienfte. 
Da die Verforgung der in neunjährigem Meilitaitdienft ber 
ſchaͤftigten Unterofficiere ganz befonders berückfichrige werden muß, 
fo made ich ſaͤmmtliche Obergerichte wiederholentlich darauf aufs 
merkſam, die deshalb ergangenen Vorfchriften bei den ihnen ber: 
laffenen Stellenbefegungen-auf das Genauefte zu befolgen. Das 
mit auch diefe Beamtenklaffe noch vor ihrer Werforgung Gelegen: 
heit erhält, ih nach ihrem Ausſcheiden aus dem Militairſtande 
einen Erwerb zu verfhaffen, fo haben ſaͤmmtliche Dbergerichte 
dahin zu fehen, daß ſowohl in ihren Kanzleien, als auch in des 
nen formirter Untergerichte die Hälfsarbeiter möglihft aus der 
Zahl diefer Perfonen gewählt werden. Jedoch iſt indbefondere als 
Huͤlfeſchreiber Niemand zuzulaſſen, der nicht 
1) zum Dienft verpflichtet werden kann, mithin das achtzehn 
te Jahr bereits zurückgelegt har, | 
2) eine gute Hand und in deutſcher und lateiniſcher Schrift 
orthographifch richtig ſchreibt, fo wie 
3) Zeugniffe einer gusen Aufführung vorzumeifen hat. 
Wo es fih ausführen laͤßt, find Übrigens die Unterofficiere als 
Huͤlfsſchreiber mit einem Fixo aus den Eopialien anzuftellen. - 
Berlin, den 27, Juni 1831. (v. 8. J.Vd.37. ©. 372.) 


\ 
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uftelungöbereditigung der Trompeter, Dautgr und Hausboiften im Kapıleis 


A. 


Das Ober» Landesgerichts » Präfdium zu Stettin bitte 
um nähere Erlaͤuterung des Circulars vom 27. Mai 
1825, (Jahrb. Bo. 25. S. 238.) 


Bei dem hiefigen Stadtgerichte ift zum A. k. M. eine erle 
digte Kanzliſtenſtelle zu befegen, welche ih, mit Zuflimmung des 
Collegii, einem Trompeter des Zen Cüraffier Regiments, bei 
feiner fonft erwiefenen Qualification, verleihen würde, wenn «4 
nicht bedenklich erfchiene: 

ob uͤberhaupt ein bloßer Trompeter auf eine Kanzliftenftele 

Anſpruch habe? - 

Die Auerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 7. Auguft 1820, fo weit 
ihe Inhalt aus dem Circular vom Il. ejusd. — Jahrb. Bd. 16, 
©. 11. — erhellt, verordnet: 

daß die Kanzliftenftellen vorzüglich aus den Unterofficieren, 

Geldwebeln und Wachtmeiſtern der Armee befege werden 

follen, — 
um den Eifer der Soldaten zu beleben, längere Zeit als Unterof⸗ 
ficiere zu dienen. 

Diefe find es alfo, welchen dadurch bat profpicirt werden 
ſollen. Späterhin har das Königl. Staats» Minifterium am 
A. Dat 1825 beſchloſſen, daß diefe Beſtimmung au auf 

Negiments, Trompeter, 

Regiments: und Bataillons » Tambours und Horniſten 
Anwendung leiden ſollen; 

— — 27. Mai 1825. — Jahrbücher Bd. 25. 
©. _ 
und in diefem Beſchluſſe finde Ih das oben aufgeftellte Bedenken. 
Denn dv. Rudloff ſagt in feinem Handbuche des Preußifchen 
air; Rechts 1. Th. Einleitung ©. 7.: — 

Die Stabs⸗Trompeter, Megimentd: und Bataillons⸗Tam⸗ 

boure und Stabs,Horniften find, ald Worgefegte — bezit⸗ 

hungsmweife der Trompeter, Qamboure und Horniſten — 
wirkliche Unteroffictere, und zwar die Stade: Trompeter 
mit Wachrmeifiers« oder Feldwebeld,: Rang Die andern 

Trompeter und die Pauter, fo wie die Hautboiſten nebft den 

Horniſten bei den Jaͤger⸗Abtheilungen, fiehen, ohne wirklich 

Unterofficiere zu fein, in dem Range derfelben, die Abe 

Korniften aber, die Tamboure x. im Range gemeiner Sol: 

daten, 

Ich muß danach aus jenem Circular folgern, daß darin nur 
+ G&tabss Trompeter und . 
Stabs ⸗Horniſten, 
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fo wie 

ausdrücklich Regiments» und Bataillond : Tambours 
gemeint worden feien, weil man fonft aud) die Paufer und Haut: 
boiften bezeichnet haben würde, welche mir den Trompetern gleis 
chen Rang haben, wenn ſich das Eircular auf legtere hätte bes 
ziehen follen. Gleichwohl hat nicht allein der Regiments :Coms 
mandeur des hier in Frage ſtehenden Trompeters bezeugt, daß 
diefer 9 Jahre ats folher gut gedient habe, und in Hoffnung auf 
eine Kanzliftenftelle entlaffen worden fei, fondern. es find aud) 
früher fchon von des Herrn Kriegsminifters Excellenz — den 31. 
März 1829 — zwei Hautboiften, deren fo wenig jenes Circular, 
als eine andere Declaration erwähnt, zur Anftellung in Kanzleis 
ftellen dem Collegig überwiefen worden, ohne ſich jedoch weiter 
gemeldet zu haben. 

Sonach ift die Frage: | | 
ob bloße Trompeter und KHorniften, fo wie, ob auch Pauker 
und KHautboiften Anfprud auf Kanzliitenftellen haben, 

mindeftens zweifelhaft, und Em. Excellenz und Ein Hohes Ju⸗ 

ftigs Minifterium wollen daher meine ehrerbietige Bitte | 
um hochgeneigte Belehrung hierüber | 

um fo mehr für gerechtfertigt zu erachten geruben, als die einmal 

verliehene Stelle auch dem Unbefugten nicht wieder zu entziehen 

fein würde. 

Wenn gleich hier nur von einem Trompeter die Frage ift, fo 
dürfte es doch auch der Dre fein, den Zweifel in Anfehung der 
Hauiboiſten, Pauker und Horniſten zugleich mit zu erledigen, 
um eintretendenfalls eine neue Anfrage zu vermeiden. 

Stettin, den 11. Januar 1832. 

Praͤſidium des Ober.» Landesgerichts. 
Ä Schul 


B. 


Die Anfrage des Präfidii des Königl. Ober : Landesgerichts 
in dem Berichte vom 11, v. M.: | 
06 bloße Trompeter, fo: wie Paufer und Hautboiſten, in 
Folge der Allerhoͤchſten Cabinerd:Drdre vom 7. Aug. 1820 
Anſpruch auf Kanzliftenftellen Haben ? 
hat den Juftizminifter veranlaßt, mit des Herrn Kriegsminiſters 
Excellenz über die Anftellungsfähigkeit der Trompeter, Pauker 
und Hautboiften, welche neun Jahre gedient haben, zu communis 
ciren. In dem an das Zuftiz- Minifterium unterm 22, d, Mis. 
gerichteten Schreiben hat der Kerr Kriegsminiiter ſich demnaͤchſt 
dahin erklärt, daß Trompeter und Pauker zu den Beneficien der 
Allerhoͤchſten Cabinets /Ordre vom 7. Aug. 1820 zwar berechtigt 
find, diefe aber den Hautboiſten nicht zuftehen. 
Berlin, den 27. Gebr. 1832, (v. K. J. 80.39. ©.171,) 
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Stellvertretung der zut Landwehr einberufenen Zufizbeamten — und Diäten 
der Gtelivertreter, 
Dem König. Ober» Landesgericht wird auf den Bericht vom 
22. v. Mts., wegen’ der den Stellvertretern der zur Landwehr eins 
berufenen Juſtizbeamten zu bewilligenden Diäten, hiermit Folgen 
des eröffner: 

Zufolge der, dem Präfidio des Koͤnigl. Ober: Landesgerichts 
vom 8. v. M. mitgerheilten Beſtimmungen der Allerhöchften Ca⸗ 
binets /Ordre vom 18. Januar c. sub 15. muͤſſen die Diäten eines 
der gedachten Stellvertreter, wenn der zur Landwehr einberufene 
Beamte Officiers Beſoldung erhält, aus der vom Civilgehalt 
zurück zu behaltenden DOfficier« Befoldurig beftritten werden. Das 
Collegium muß dahin fehen, daß die Diäten der Stellvertreter 
wo möglich aus dem Gehalt, welches der Eaffe verbleibt, gedeckt 
werden, und die Diäten daher nicht Höher beftimmen, als die 
Verhältniffe dies dringend nothwendig machen, 


Da diefe Stellvertretungen nicht ſchnell vorübergehend find; 
fo ift es nicht nochwendig, den Stellvertretern den ganzen, im 
Reſcript vom 7. Mai 1827 feftgefegten Betrag der zulälfigen 
Diäten anzumeifen; vielmehr genügen, wie das Koͤnigl. Obers 
Landesgericht Schon feftgefegt hat, für einen Neferendarius, wel: 
her eine Richterftelle verwaltet, 33 Rthlr. 10 Sgr. monatliche 
Diäten, | | 
So weit die Diäten der Stellvertreter nicht aus dem Offi⸗ 
cierd» Gehalt der bei der Landwehr eingetretenen Beamten ges 


deckt werden, müflen fie aus dem Diätenfonde entnommen wer: 


den. Iſt die zurüd zu behaltende Dfficiers » Befoldung eines fols 
chen Beamten für feinen Vertreter nicht ihrem ganzen Berrage 
nach erforderlich, fo verbleibt dev Ueberſchuß dem Beamten. 


"Berlin, den 8. März 1831. (v.8.3.80.37.©.93.) 


Aufhebung der drei Procent Kanzleiſporteln bei neuen Gehalten und Gehalt -· 
verbefferungen, . 

Des Königs Majeſtaͤt Haben durch die an das Staats Mir 
nifterium erlaffene Cabinets⸗Ordre vom 21. Juli d. 5. zu beftim: 
men gerüht, daß in Folge des Abzugs, welcher nad $. 25. des 
Menfions: Reglements vom 30, April 1825 bei Gehaltsbewilli, 
gung gemacht wird, die Erhebung der drei Procent Kanzleiipors 
sein, dienac der Tare, vom 4. Juni 1801 von neu bemilligten 
Gehältern und von Gehaltsverbefferungen zu entrichten find, fort: 
fallen folle. Dem gemäß hat das Königl. Kammergericht ıc. bei 
neuen Anftellungen und Gehaltszulagen fünftig nur diejenigen 
Gebühren, welche außer den Procentgeldern nach dem, der Cir⸗ 
culars Verfügung vom 7 Jannar 1828 beigefügten Extracte der 
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gedachten Tare (Jahrb. Bd. 31. &. 164.) *) Statt finden, in 
Anfag zu bringen. | 
Berlin, den 12. Aug. 1831. (v. K. 3.80.38. ©. 120.) 


Nachwels der Anftellungsfähigkeit ftandesherrlicher Juſtizbeamten. 

Dem Königl. Ober Landesgericht wird auf die Anfrage vom 
2.d. M., wegen der von dem Actuar des Stadtgerichts zu N. N. 
nachzuweiſenden Anftellungsfähigkeit, hiermit Folgendes eröffner. 

Der Acıuar bei dem Stadigerihie zu N. M. bezieht fein 

Einfommen aus Staatscaffen, und ift niche nur zu Pen: 

fionsbeiträgen verpflichtee, fondern hat auch Anfprüche auf 

eine Penſton aus Staatsfonds; — 
$. 1. 21. des EivilsPenfiong Reglemente, 

Er iſt daher in diefer Beziehung als ein Koͤniglicher Beam⸗ 

ter zu betrachten, und .muß deshalb auch den allgemeinen‘ 

Vorfchriften wegen Nachweiſung feiner Anftellungsanfpın- 

he, außer dem Nachweife feiner Quatification, genügen; 

6. 22, der Allerhöchft vollzogenen Inſtruction für die Ki 
nigl. Ober⸗Rechnungskammer vom 18. Dechr. 1824. 

Der Umftand,, daß dem Herrn Fuͤrſten N. N. die Beſetzung 

der Actuarienftelle zufteht, kann hierin nichts Ändern, da 

die Anmweifung des Dienfteinfonmens von dem Collegio aus: 
geht, und daſſelbe darauf zu fehen hat, daß dies feinem 

Beamten angewiefen werde, der feine Anjtellungeanfpräce 

nicht gehörig nachgewieſen hat. 

Hiernach iſt ſowohl bei Beſetzung der Stadtgerichtd: Actuarien: 

ſtelle zu N. N., als auch künftig bei allen Beamten zu verfah: 

ren, deren Anftellung zwar verfaffungsmäßig einzelnen Standes: 

Herren zufteht, deren Einkommen jedoch aus Staatefonds ger 

währt wird. | Ä 
‚ Berlin, den 16. Juni 1832. (v. K. J. Bo. 39, ©. 381 ) 


Zorm der Abfaffung der Amtsbeſtalungen. 
A. 


Eirculare an die Präfidien ſaͤmmilicher Koͤnigl. Oberges 
richte. 

Bon dem Königl. Staats, Minifterium ift unterm 18 d. 
Mis, über die Ausfertigung der Beftallungen, fie mögen verfafs 
fungsmäßig von des Königs Majeſtaͤt, einem der Herren Mini; 
fter, oder Chef» Präfidenten der Landesbehörden zu voͤllziehen fein, 
der nachftehende Befchluß gefaßt worden: 

1) In allen Geflallungen, welche ein beſtimmtes Verhaͤltniß 
andeuten, in dem ein Beamter ju einer gewiſſen Behoͤrde 
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ftehen foll, 3. ®. wenn Jemand zum Präfidenten oder Di: 
rector eines Collegiums, oder fonft zum Vorſtande eines eins 
zeinen Dienftzweiges, zum Kanzlei» Director, zum Rendan⸗ 
ten einer Caſſe, oder zum Worfteher einer Unterbehoͤrde er: 
nannt wird, muß die Behörde genannt werden, bei melcher 
die Anftellung erfolgen ſoll. In allen übrigen Fällen foll 
diefe nähere Bezeichnung unterbleiben. 

2) Der Betrag des Gehaltes oder des Einfommens foll in den 
Beftallungen ferner nicht aufgenommen, — fondern eine 
befondere Verfügung deshalb erlaffen werden, wovon der 
Beamte nur eine Abfchrift erhält. 

Indem der Juſtizminiſter das Praͤſidium des Koͤnigl. sc. hiervon 
in Kenntniß fegt, um ſich nach diefem Beſchluſſe zu achten, weift 
berfelbe das Königl. ꝛc. an, die Beftallungen der Beamten in 
nachfiehender Weiſe abzufaflen: | 
Der ıc. wird hierdurch zum x. ernannt. Es wird von dem: 
felben Treue und Gehorfam gegen Se. Majeftlät den König 
und Allerhoͤchſt deren Königlihes Haus, gewiſſenhafte Er: 
fülung der ihm obliegenden Amtspflichten und ein Berragen 
erwartet, wie es für einen rechifchaffenen Königlichen Dies 
ner ſich ziemt. 
Urkundlich ꝛc. 


Berlin, den 29. Juni 1833. | 


B. 


Reſcript an den erfien Präfidenten des Appellationsgerichts 
und den General» Procurator. 


In der Sisung des König, Staats: Minifteriumsd vom 
18. Zuni d. J. ift in Bezug auf die Ausfertigung der Beftallun; 
gen folgender Beſchluß gefaßt worden, welcher in allen Fällen, 
ohne Unterſchied, ob die Beſtallung von des Könige Majeikät, 
oder von dem Departementsminifter, oder von dem Chefs Präfkb 
denten zu vollziehen üft, zur Anwendung gebracht werden fol. 

1) Sn allen Beftallungen, welche ein beſtimmtes Verhaͤltniß 
andeuten, in dem ein Beamter zu einer gewiſſen Behörde 
ftehen fol, wenn 3. B. Jemand zum Präfidenten oder Dis 
rector eines Collegiums, oder fonft zum Vorſtande eines ein: 
zelnen Dienftzweiges, zum Kanzlei» Director, Rendanten 
einer Caſſe, oder Vorftand einer Unterbehörde ernannt wird, 
muß die Behörde genannt werden, bei welcher die Anftellung 
erfolgen ſoll. In allen übrigen Fällen fol diefe nähere Bes 
zeichnung unterbleiben. Ä | 
2) Der Betrag des Gehalts oder Einkommens foll auch in die 

vom Juſtiz ⸗Miniſterium ausgehenden Beftallungen ferner 
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nicht aufgenommen werden, da fi durch ipätere Elatsver⸗ 
Änderungen, Gehaltszulagen ꝛc. ohnehin Häufige Veraͤnde⸗ 
rungen dabei zutragen. 

Sind außer dem etatgmäßigen Gehalte oder Einkommen 
befondere Beflimmungen von des Königs Majeſtaͤt noͤthig, 
fo müffen diefe eingeholt werden; fonft genügen die Verwei⸗ 
fungen auf den Etat. 

3) Außer der Beſtallung muß jedenfalls eine beſondere Verfuͤ⸗ 
gung wegen des Gehalts oder Einkommens etlaſſen, und 
davon eine Abſchrift dem Beamten zugefertigt werden. 

Bon dieſen Beſtimmungen, nad welchen von jetzt ab zu verfah⸗ 
ren, werden Ew. Hochwohlgeboren hlerdurch in Kenntniß geſetzt. 

— den 23. September 1833. 


(v.8.%. Bd. 41.©.479.) 


— 
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V. 


Heirathsconſens⸗ und Wittwencaſſen⸗ 
Angelegenheiten. 


Gehaltsadjuge der u sur Bewickung ded Einkaufs u die Aligemeine 


a.cC. 


ittwen-Verſorgungsanſtalt. 


Nach einem Berichte des Ober⸗Landesgerichts vom 20. April 
hat daſſelbe in Anſehung mehrerer Beamten, die der geſetz⸗ 


lichen Verpflichtung, ihre Ehefrauen in die Wittwencaſſe einzu, 
kaufen, nicht nachgekommen find, verfügt: 


daß die abzugsfähige Summe ihrer Gehalte fo lange zurück, 
zubalten, bis diefer Abzug das ſchuldige Antrittsgeld und 


die Retardat=Zinfen erreicht, dann aber eben fo viel, als 


Das 


zur Zahlung der faufenden Beiträge nothwendig ift, und 
daß dies fo lange dauern werde, bis die wirklich erfolgte 
Reception nachgewiefen wird. 
genannte Ober Landesgericht wird heute befchieden : 

daß die Beſchlagnahme eines angemeffenen Theils des Dienjk: 
Einkommens zum Behuf der Bewirtung des Einkaufs der 
Ehefrau eines Beamten in die Wittwencaffe, ohne Ruͤckſicht 
auf den Betrag des Dienſt-Einkommens des betreffenden 
Beamten Anwendung finde. 

Die gefegliche Verpflichtung, den Einkauf zu bewirken, 
ftehe mit den Amtsverhaͤltniſſen in fo genauer Werbindung, 
daß die für andere Fälle vorhandene gefegliche Beftimmung, 
einem Beamten 400 Rthlr. frei zu laſſen, bei diefer Be; 
fhlagnahme nicht beruͤckſichtigt werden könne. Es fei jedoch 
in keinem Falle erforderlich, fo viel von dem Gehalte des 
Beamten, der, ungeachtet er gefeglich dazu verpflichtet ſei, 
diefes zu ıhun fi) weigere, in einem Quartale in Befchlag ' 
zu nehmen, als die Antrittögelder, Retardar » Zinfen und 
die laufenden Beiträge betragen. Die Beflimmung der in 


Beſchlag zu nehmenden Summe bleibe vielmehr dem Er— 


meſſen des Gerichts Überlaffen; und es könne daher auch in 
Anfehung der bereits verfügten Befchlagnahme bewenden, 
wenn das gedachte Ober » Landesgericht der Meinung ſei, 
daß diefelbe die betreffenden Beamten ſchon dadurd) bewegen 
werde, ihrer Verpflichtung nachzukommen. 


Wenn das Königl, Ober »Landesgerichts: Präfldium zu Ratibor 
zu wiſſen wuͤnſcht, welchen Erfolg diefe Beſcheidung bei dem 
DbersLandesgericht zu Breslau hat, fo wird das Praͤſidium durch 
Ruͤckſprache mit dem letztern Nachricht davon erhalten. Da nach 
dieſer Beſcheidung, die das Ober: Landesgericht erhaͤlt, es mes 
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nigſtens zunächft nicht darauf anfommt, den Einkauf der Eher 
frau eines Fuftizbeamten von Amts wegen zu bewirken, fo eries 
digen ſich die einzelnen Anfragen des Präfldii im Berichte vom 
11. Juni c. von ſelbſt. Es ift auch nicht zu erwarten, daß eine 
angemeffene Beſchlagnahme ohne Erfolg fein folle. 

Da ’Patrimonialrichter weder Staatsbeamte noch Commu— 
nalbeamte find, und daher deren Wittwen einen Anfprud auf 
Penſtion überall nicht Haben; fo find die wegen Einfaufs der Ehe, 
frauen der Staats: und Communalbeamten in die Allgemeine 
Witwen : Verforgungsanftalt ergangenen Beflimmungen auf fie 
oberall nicht anzuwenden, und koͤnnen fie daher auch zum Ein 
kauf ihrer Frauen nicht für verpflichtet erachtet werden. 

Berlin, den 7. Septbr. 1830. (0.8.5. Bo. 36. &. 155.) 


Deirathsconſens und Wittwencaffen» Beitritt der PYarrimonial» @eridtöhalter, 


Dem Präfivium des Königl, Ober» Pandesgerichts wird auf 
die Anfrage in dem Berichte vom 17. v. M. wegen des dem Sjus 
ftitiarius N. N. zu ertheilenden Heirathconſenſes eröffnet, daß 
ſich diefelbe durch das im 36. Bande der Jahrbücher &. 156. ab» 
gedruckte Reſcript vom 7. Sepibr. pr. erledigt, Ueberhaupt ift 
der Nachweis des Einkaufs der Ehefrauen nicht Königlicher Zuftiy 
beamten in die allgemeine Wittwencaſſe bei deren Berheirachung 
in allen Fällen nicht erforderlich, wo dergleihen Beamten feine 
Anfprühe auf Penfion aus Königl. Caffen zuftehen. 

* Berlin, den & Juli 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©.95.) 


Natur der Belträge jur Allgemeinen Wittwencaffe. 
Dem Königl. Ober » Landesgericht wird auf den Bericht vom 
10. d. Mts.: | 
die Berichtigung der rädftändigen Wittwencaffen s Beiträge 
des Salariencaffen » Rendanten N. betreffend, 
biermit eroͤffnet, daß die Beiträge eines verheirarheten Beamten 
zur Allgemeinen Wirtwencaffe zu den Ausgaben gehören, die des 
Dienftes wegen gemacht werden müflen, und die daher auch von 
dem nicht abzugsfähigen Gehalt zu beftreiten find. Mad Analos 
. gie des Refcripts vom 29. Juli 1825 (Jahrb. Bo. 26. S. 215.) 
find die von dem xc. N. ruͤckſtaͤndigen Beiträge und die Strafe 
vorweg einzuziehen, und nur mit Ruͤckſicht auf den Veberreft die 
Beſtimmungen des künftigen Einfommens des fuspendirten Be 
amten nach $. 222. der Criminal Ordnung zu treffen. 
Berlin, den 27. Februar 1832. (v. 8. 3. Bd. 39. S. 176.) 


Bertritt der niedern Beamten, bei ne sur Bittmen » Verpflegungb 
anftalt. 


Des Königs Majeftär Haben mireit Allerhöcfier Eabinere: 
Dıdre vom 20. Februar 1830 zu genehmigen geruber: 
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daß die niedern Beamten, denen ber KHeirathsconfens in Ge: 

mäßheit der Allerhoͤchſten Ordre vom 3. Septbr. 1817 gegen 

Ausftellung eines Reverſes ertheilt ift, fobald fle in ein hoö— 

heres Amtsverhältniß und zu einem geößern Einkommen als 

250 Rthlr. gelangen, anzuhalten find, der Witwen Ver 

forgungsanftalt beizutreten. 
Es ift daher bei Ascenfionen folder Beamten und Ertheilungen 
von Sehaltözulagen dahin zu fehen, daß obigen Beftimmungen 
Folge geleifter werde. | 

Berlin, den 19. März 1832. (v. K. J. Bo. 39.8. 177.) 


nahme der Friedrichsd'or bei der Generals Wirtwencaffe zu 131/3 Procent. 
Auf den Antrag der General» Direction der Allgemeinen 
Wittwen » Verpflegungsanftalt habe ich genehmigt, daß gegenmär, 
tig, nachdem der Cours der Friedrichsd’or bei deren Einzahlung 
für Silbergeld an die Staatecaffen allgemein auf 13/3 Procent 
Agio beſtimmt ift, und fih aud im Verkehr almählig darauf 
firirt,, eben diefer Cours von 131/3 Procent auch bei den Zahlun: 
gen, welche in weniger als einem halben Friedrichsd’or beftehen, 
oder von Beamten, bie in ihrem Gehalte keinen Goldanıheil bes 
siehen, in Silbergeld 'geleifter werden, vom 1. Juli d. J. an bei 
ber General: Wittwencaffe zur Anwendung gebracht werde. 

Ewxw. Excellenz ermangele ich nicht, hiervon mit dem Erſu—⸗ 
hen ganz ergebenft in Kenntniß zu fegen, hiernach die Ober » und. 
Untergerichte gefälligft mit Infteuction zu verfehen. | 

Berlin, den 20. März 1832. | 

Die vorftehende Benachrichtigung iſt durch die Yahrbücer 

zur Kenntniß der Gerichte zu bringen. 

Berlin, den 5. April 1832. (v. K. J. Bdo. 39. S. 448.) 


raͤnkung des Beitritts zur Wittweneaſſe auf unmlerelbare Staatsd 
a a Se 0 Kehle, hyirten Gehalts. ut 


Es ift die Frage: 

ob alle Beamte, welche entweder gar fein, oder micht über 
250 Rthlr. firirtes Dienfteintommen beziehen, von dem 
Veitritte zur Allgemeinen Witwen: Verpflegungsanftalt 
auszufchließen, oder nur die Beamten niederer Klaffen in 
Ermangelung eines Gehalts von mehr als 250 Rihlr. nicht 
recepriongfähig find ? i 

zur Allerhoͤchſten Entſcheidung geftellt, und diefe jetzt dahin er— 

gangen:; 

daß nur den im unmittelbaren Staatsbdienfte ſtehenden, ein 
frirtes Dienfeintommen von mehr als 250 Rihlr. aus 
Staarecaffen beziehenden Beamten der Beitritt zur Allge⸗ 
meinen Witrwen » Verpflegungsanftalt zu geftatten fei. 

Saͤmmtliche Koͤnigl. Gerichte werden zur Befeitigung der hier. 

unter veıjchiedentlich erhobenen Zweifel von diefem, Allerhoͤchnen 
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Drts genehmigten, bis zur anderweiten Negulirung des Wittwen⸗ 
Penfionswefens zur Anwendung kommenden Grundſatze hier, 
durd in Kenntniß gefegt. 

Berlin, den 25. Juni 1832. (v.8.%.©d. 39. S. 418.) 


Thellnahme andeöherrlihher nnd anderer mittelbarer Staatsbeamten an ber 
Wirtmen s BWerpfiggungsanftalt, 


Zur nähern Erklaͤrung der in den Jahrb. Bd. 39, S. A18. 
bereits abgedrucdten Bekanntmachung an ſaͤmmtliche Gerichte, 
wird hiermit befannt gemadt: 

daß die in der eben gedachten Verfügung publicirte Allers 

hoͤchſte Entſcheidung, nad weicher nur den im unmittelbas 

ren Staatsdienfte ſtehenden, ein firirtes Dienfleinfommen 
von mehr als 250 Rihlr. aus Staarscaffen beziehenden Be 
amten der Beitritt zur Allgemeinen Wittwen » Verpflegungss 
anftalt zu geftatten ift, eben fo wenig denjenigen flandess 
herrlichen Juſtizbeamten, welchen der $.57. ber Inſtruction 
vom 30. Mai 1820 die Rechte der unmittelbaren Staat 
diener, und namentlich die Befugniß zum Beitritt zur Alls 
gemeinen Wittwencafje, zugefichert Hat, noch auch den Bes 
amten derjenigen Stadtgerichte in den Mediarftädten Schle⸗ 
. fiens, deren Beamte zwar in Gemäßheit der Allerhöchften 
Cabinets⸗Ordre vom 28. Auguft 1820 von den Standes; 
herren ernannt werden, deren Salariencaffen aber für Koͤ⸗ 
nigl. Rechnung verwaltet werden, und deren Beamten das 
ber ihr Eintommen aus Staatscaffen gemährt wird — nach⸗ 
theilig ift, vielmehr diefen Beamten der Beitritt zur Allges 
meinen Wittmen  Verpflegungsanftale eben fo wie den wirks 
lichen unmittelbaren Staatsdienern zu geftatten ift, womit 
fih das Koͤnigl Finanz: Minifterium einverftanden erklärt, 
und dem gemäß die General: Direction der Allgemeinen 
Wittwen:Verforgungsanftaft mit Snftruction verfehen haben. 
‚Berlin, den 30. Detbr, 1832. (v. K. J. Bd.40. &.411.) 


Heicathdeonfend der zur Aufnahme bei der General» WWitimencaffe nicht fähigen 
Beamten. 


Der Herr Staatöminifter v. Schudmann hat es gerügt, 
daf von dem Präfldium des Köntgl. Ober» Landesgerichts dem Re 
ferendarius v. D. in dem ihm unterm 2. April d. J. ertheilten 
Heirathsconſens die Verpflichtung auferlegt worden iſt, feiner 
Ehegattin eine Penflon von 200 Rthlr. bei der General» Witt 
wencaffe zu verfihern. Das Präfidium wird darauf aufmerkſam 
gemachte, daß den zum Beitritt nicht verpflichteten und daher zur 
Aufnahme nicht fähigen Beamten in den zu ercheilenden Heiraths⸗ 
confenfen ähnliche Bedingungen nicht ferner aufzuerlegen find. 

Berlin, den 17, Novbr. 1833. (v. K. %. 8.42. S. 323.) 
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Uniform der Königlichen Staatsbeamten. 
Des Königs Majeſtaͤt Haben geruher, einige Veränderungen 
der Eivil: Uniformen anzuordnen, und dabei . | 
1) zu beftimmen: daß die Landgerichtsräche in den Rheinpros 
vinzen und im Großherzogthum Pofen, fo wie die Königl. 
Procuraroren bei den Rheinifhen Gerichtshoͤfen, in Anfe: 
hung der Yniforms, Abftufungen zur fünften Uniformklaſſe 
gerechnet werden follen, und 
2) den Subaltern : Beamten der festen, flebenten und achten 
Uniformsklaſſe — unbefhader ihres Vorrechts, die Amts 
uniform nad) den feftgefegten Klaffen zu ttagen — die Ber 
bindlichkeit zu deren Tragung zu erlaſſen. 
Das Königl. (Tit.) erhält anliegend die Uniforms «Llaffification 
nebft den nöthigen lichographifhen Exemplaren der Stickerei⸗ 
Zeihnungen, um nad) den Allerhoͤchſten Beftimmunden fid nicht 
allein felbft zu achten; fondern auch ſolche den vom Gollegio uns 
tergeordneren Gerichtsbehörden zu gleichem Zweck zu publiciven. 
Berlin, den 12. April 1832, 2 
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Uniformö- 
der Civil: 
mit Rocſiqt auf die durch die je Althögfe Oedte vom 7. Febr. 
Ordnung der verfchiedenen 


Staats: 
Minifteriaki: Räthe und höhere Beamte deffelben 
Wirkliche Gehei- —— 
me Staatsminis- 
‚Re. 1, Klaſſe. 2 Ktafe. 8, Klaffe. 


Uniformflaffe | Untformklaffe | Uniformklaffe | tiniformlaffe; 
No. 1. No. 2, Mco. 8. No. 4. 





auf Kragen, Auffchlägen und Patten auf 
Stickerei No. 1, 


auf dem Kragen 
eine Roſette. 


Epanletö | | 
zit reich verzier: | mit einfacher mit einfacher Worte 
er Borte und Borte und 
Bouillons. Bouillons. 
die Chef: Präfi: 


die Wirklichen denten d. Provin⸗ 
Geheimen Rathe] zialbehörden 


auf dem goldenen Epaulethalter 
eine ſilberne, 
auf dem filbernen Epaufethalter 
eine goldene Roſette. 
Hutverzierun 


3 19 | 
Agraffe und Cordons, Zreffenligen und Cordons. 


Interims— 







Stiderei | 
die Randborte der Stiderel der Staats : 
Uniform, 
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ES laffıification 
Beamten, 
1817 (Gefegfammlung von 1817. ©. > beſtimmte Rang⸗ 


Klaſſen derſelben. 
Uniform. 





MRäthed. Provin: Aſſeſſoren d. Pros Referendarien derf Kanzlei⸗Secre⸗ 
zialsLandescolles | vinzial: Landes | Provinzial: Lans | tarien ber Lan: 
gien u. Beamte [coltegien u. Miniz| descollegten und descollegien 
deſſelben Ranges ſſterial-Subalter-] unmittelbar nach [No. IV. $. 6. der 
No.1iV, $$.5.6, nen befielben Rans rangirenden Sub: | Rang = Reglem. 
des Range Regles|ges No. V. $$.5.| alternen No. II. 

ments. 6. dee Rang-Re⸗U 6. 6. d. Rang: 


glements. Reglements. 
iUntformklaffe Untformklaffe Uniformklaſſe Uniformklaſſe 
No, 5, No, No. 7, No, 8, 


Kragen, Aufſchlägen and Patten, Gtiderei No, 2,jauf Kragen und 
(1’/a SoN breit.) | Muffchlägen Sti⸗ 
die Zitulatur- Ro derei No. 3, 
tbe erfter Klaffe 
auf dem Aragen 
zwel Rofetten, 
die übrigen Be: 
amter diefer 
Klafſe sine Ro: 
j fette, 
und Franzen chne Epaulete, 


Zriffenliße und Tordons. 





Uniform 





| | 
faher blauer In ohne Stickerei. 


(v. 8. 3. Od. 39, ©. 407.) 
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v1. 
Penſionen, Gnaden: und Sterbequartale, 


Wartegelder und Entfchädigungen 
der Beamten. 





— — 


erechnung der Dienft:Eintänfte der im Evil ſtelltern t 
2. der — — — fräern Militaır RE a an 


In dem Staats: Minifterials Erlaffe vom 27. Dechr. 1826 
it beſtimmt worden, daß den im Kivil angejtellten Invaliden, 
wenn ihr Einfommen, nach Abzug des darunter etwa begriffenen 
Betrages zu Ausgaben für Dienftbedärfniffe, nicht den Satz 

a) von 50 Rıhir. bei dem Gemeinen, 

b) von 72 Rihlr. bei dem Unterofficier, | 

c) von 100 Rthlr. bei dem Unter: Ehirurgus, Feldwebel und 
Wachtmeiſter, 

erreicht, alsdann bis zur Erfuͤllung dieſer rosp. Saͤtze das Mili⸗ 
tair⸗ Gnadengehalt zum Theil fortgewaͤhrt, oder auch ganz bes 
laffen werden kann. 

| Um für die Anwendung biefer Beftimmung auch hinſichtlich 
folder Stellen einen feften Anhalt zu haben, deren Einkommen 
in ungewiffen Hebungen an Erecutions » Gebühren, Tantiernen ıc, 
befteht, mwirdiauf den. Grund der gemechfelten Vota folgender 
Beſchluß gefaßt: 

1) Wenn ein ‚Snvalide aus dem Stande der Unterofficiere 
und Gemeinen eine Eivilftelle erhält, deren Eintommen ganz 
oder theilmeife in ungemwiffen Hebungen an Erecutionsges 
bühren, Tantieme ꝛc. befteht, ‘fo wird die Einnahme des . 
Vorgängers im Dienft nach einer Fraction aus den leuten 
drei Jahren bei Beſtimmung des nad) der Worfchrift vom 
27. Decör. 1826 aus dem Gnadengehalte etwa zu leiftens 
den Zufhuffes zum Grunde gelegt, und danach der Zufchuß 
für die nächften drei Jahre normirt. 

2) Sind diefe drei jahre abgelaufen, fo wird die in denfels 
ben ſtattgehabte Dienfteinnahme von Neuem zur Fraction 
gezogen, und danach der Zufhuß für die folgenden drei Syahre 
regulirt. | | 

In derfelben Art gefchieht fpäter von 3 zu 3 Jahren bie 

Ermittelung des Eintommens und die Feftftellung des Zus 

fchuffes. 

3) Bei der Berechnung bdiefer ungemiffen Hebungen werden 
da, wo mit der Stelle im Allgemeinen ein baarer Aufwand 
an Reife s und Zehrungstoften verbunden ift, für diefe vors | 
weg 50 Procent des ermittelten unfixirien Einkommens, 
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und, wenn die Dienfteinnahme ganz in unſtxirten Hebungen 
beiteht, und nad) der Fraction nicht 12 Rthlr. monatlidy bes 
trägt, als Minimum 6 Rthlr. monatlidy in Abzug gebragt. 
4) In denjenigen Fällen, wo die Ermittelung des Einkom— 
mens nach der beftehenden Dienftordnung nicht ausführbar 
it, wird ein Atteſt der vorgefegten Behörde über den unge 
fähren Betrag der flattgehabten Hebungen fupplirt, und 
für die Fraction benußt. 
Abſchrift diefes Befchluffes iſt einem jeden der Koͤnigl. Miniſte⸗ 
rien, fo wie den oberften Centralbehoͤrden mitzutheilen. 
Berlin, den 9. März 1831. | 
| Geheimes Staats: Minifterium. 
Diefer Beſchluß des Hohen Staats: Minifterti ift in De 
ziehung auf den Erlaß vom 27. Decbr. 1826 (Jahrb. Bo. 28. 
S. 309.) durch .die Jahrbücher zur allgemeinen Kenniniß zu 
bringen. . 
Berlin, den 31. März 1831. (v. 8, J. Bd. 37. S. 90.) 


‚ Miedergewährung des Militaie» Gnadengehaltd an Invaliden, die ihren 
Eivildienf wegen eines Vergehens verlieren. 

Auf den Bericht des Staats⸗Miniſteriums vom 23. v. M. 
beftimme Jh, daß die Vorſchriften Meiner Ordre vom 17. März 
v. 5. über die Miedergewährung des Militair: Gnadengehalis 
an Invaliden, die den ihnen verliehenen Tivildienft wegen eines 
Vergehens verloren haben, feine ruͤckwirkende Kraft haben, und 
auf die früheren Fälle keine Anwendung finden follen, überlaffe 
jedoch einzelnen Fällen dem pflihtmäßigen Ermeffen des betheilig⸗ 
ten Verwaltungs Minifters, die Wiederbewilligung im Wege der 
Gnade bei Mir in Antrag zu bringen. 
Berlin, den 14. November 1831. *) 


An Friedrich Wilhelm. 
das Staats: Minifterium. 
(0.8. 3. Bd. 38. &. 390.) 


Miederverleihung des Milktafr s Wartegeldes und Abnahme des Givils 

Berſorgungsſcheins. 
Auf den Bericht vom 9. März v. J., 

‚betreffend die Wiederverleihung des Militair⸗-Wartegeldes 
. - . an den vormaligen Huͤlfsboten N., | 
wird dem Königl. Dber = Landesgerichte das in Abfchrift (Ant. A.) 
anliegende Schreiben des Herrn Kriegeminifters Exellenz vom 
28. v. M. mit der Anmeifung zugefertige, den ıc. N. von deffen 
Inhalt in Kenntniß zu fegen und den ihm hiernach abzunehmen: 


| *) Nota. Diefes Datum ift ein Drudfehler, da die Cabinets⸗Ordre 
lange vor demfelben erfchienen ift. | 


— 
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den Civil » Verforgungsfchein an das König, Kriegs» Minifterlum 
einzufenden. | 


Uebrigens nimmt der Herr Kriegsminifter an, daß die Bes 
flimmungen der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 17. Mär 
1829 (Geſetzſammlung für das Jahr 1829. S. 42.) hinſichts 
der, Abnahme und Einfendung des Eivil » Verforgungsfcheins nicht: 
nur auf diejenigen Invaliden zu beziehen find, melde in Folge 
eines Straferkenntniffes ihrer Civilanſtellung verluftig geworden, 
fondern überhaupt auf alle Invaliden, melde ihre Entlaffung 
. aus dem Kivildienft verfchuldet Haben. Diefer Auslegung der - 
Allerhoͤchſten Cabinets s Drdre vom 17. März 1829 tritt der Zus 
flizminifter bei, und mweifer daher das Königl. Ober » Landesgericht 
für die Zufunft an, in jedem Falle, wenn ein vormaliger Sins 
valide feine Entlafjung aus dem Eivildienft felbft verfchulder hat, 
ohne Rüdficht darauf, ob er definitiv, oder nur interimiftifh ,— 
firirt oder gegen Diäten, oder monatliche Remuneration, bei der 
Juſtizverwaltung angeftellt gewefen ift, — und ob feine Entlafs 
fung aus diefem Dienftverhältniß in Folge eines Erkenntniſſes, 
‚ oder nur in Folge einer Verfügung der vorgefegten Behörde ers 
folgt iſt, dem entlaffenen Sjnvaliden den Civil: Verforgungsfcein 
abzunehmen und diefen dem Königl. Kriegs » Minifterium mit 
einer Anzeige der Gründe der Entlaffung einzufenden. 


Berlin, den 9. Mai 1832. a 


A. 


Ew. Excellenz beehre ich mich in Folge des mir unterm 20. 
März c. gefälligft mirgetheilten Berichts des Ober⸗Landesgerichts zu 
Naumburg vom 16. Dechr. 1831 ganz ergebenft zu benachrichti⸗ 
gen, daß ich das Militair  Defonomie Departement beauftragt 
habe, dem Invaliden das vor feiner Anftellung ale Huͤlfsbote 
nicht mit 2 Rihlr. monatlich, mie der gedachte Bericht irrthuͤmlich 
befagt, fondern nur mie 1 Rthlr. monatlih, bemwillige gewefene 
Milirair s Gnadengehalt vom 1. Juni 1831 ab, mieder auf die 
Megierungs » Hauptcaffe zu Merfeburg anzumeifen, da diefer In— 
valide keine erarsmäßige Stelle verwaltet hat. Zugleich erfuche 
ih Euer Ercellenz aber ganz ergebenft, dem ꝛc. N. den ihm fruͤ⸗ 
her ercheilten Eivil : Werforgungsfchein gänzlich abnehmen zu lafs 
fen, indem ihm folder, da er durch begangene Dienftvergehen 
feine Entlaſſung ſelbſt Herfchuldet hat, nah den Bellimmungen 
der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre pom 17, März 1829 fernerweit 
nicht zu belaffen ift. 


Berlin, den 28, April 1832. 
v. Hake. 


(v. 8.3. ©. 39. ©. 419,) 
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Beriwirtung des Milttair, Gnadenaehalts der im Giniidienft arbeitenden 
Invalıden bei Eivils Berbregeu, 

Auf den, wegen Wiederbewilligung des frühern Militair« 
Gnadengehalts für den vormaligen Kanzelliften N. N. am 20. 
v. M. erftarteren Bericht, wird dem Königl. Ober : Landesgericht 
Folgendes eröffnet: 

‚ Aus der Alterhöcften Cabinets » Ordre vom 17. März 1829 
und noch mehr aus dem Bericht des Königl. Staats: Minis 
ſteriums, durch weiche ſolche veranlaßt worden, geht deutlich 

ervor: 

i a) daß das Militair » Gnadengehalt nur dann völlig verwirkt 
ift, wenn ein im Civildienſt angeftellter Militair » Invalide 
eines während feines Militairdienftes verüb— 
ten Verbrechens, welches die Ausftoßung aus dem Sol⸗ 
darenftande zur Folge gehabt haben würde, fpäter überführe 
worden; 

h) daf aufer diefem Falle das Ginadengehalt entweder ganz 
unverkuͤrzt, oder doch nach Abbüßung der Freiheitsitrafe ger 
währe werden foll. 

Es macht mithin feinen Unterfchied, 06 ein vormaliger Invalide, 

wegen der im Civildienſt verübten Verbrechen zur fer— 

nern Verwaltung öffentliher Aemter überhaupt für unfähig er: 
klaͤrt, oder nur feines Amtes entſetzt worden if. Auf jeden Fall 
hat er nach Abbuͤßung der ihm nebenbei auferlegten Freiheit# 
firafe eventualiter ſofort nad) feiner Entlaffung aus dem Civil 

‘ dient, auf das früher bezogene Militair » Gnadengehalt Ans 

ſpruͤche. 

Hiernach iſt das Geſuch des ꝛc. N. N. zu beurtheilen, und 
das Weitere zu veranlaffen. 

Berlin, den 6. Auguft 1832. (v. K. J. Bo. 40. ©.248.) 


Berechnung des zum Penſſonsfonds einzuziebenden Zwölftheilt von dem Dienf- 
einfommen der im Eivildienſt angeftelleen Dfficiere. 


Nach der im 25. Bande der Jahrb. &. 242. (diefes Wert 
Bd. 3. ©. 272.) abgedrudıen Eircularverfügung vom 18. April 
1825 ad 4. fol bei Anftelung von Militairperfonen nicht der 
ganze Betrag des ihnen in diefer Anftellung zu Theil werdenden 
Gehalts, fondern nur der Ueberfhuß des legtern gegen ihr frühe: 
res militairiſches Dienſteinkommen den, nach $. 25. des Penſions⸗ 
reglements zum Penſionsfonds einzuziehenden 12ten Theil der Br: 
foldung beflimmen, und dabei die, dem Beſchluſſe beigefügte 
Nachweiſung der Beträge des Dienfteintommens für die einzelnen 
Militairgrade zum Grunde gelegt werden. 

Mir Beziehung hierauf wird binfichtlich der gemachten Ab 
züge zum Penſionsfonds bei Anftelung der beurlaubten Landwehr: 
Dfficiere im Kivildienfte, dem Beſchluſſe des Königl. Staats s 
Minifteriums gemäß, hierdarch feſtgeſetzt: 
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daß, wenn diefe Dfficiere im Eivildienfle angeftelle werden, 
bei der Berechnung und Beſtimmung des zum Penſions— 
fonds einzuziehenden K2ten Theild der Befoldung von dem 
Landwehrdienit » Verhältniffe und den damit verknüpften 
Competenzen, desgleichen wenn der anzuftellende Dfficier 
aus frühern diesfeitigen, oder fremdherrlichen Diilituirs 
dienft» Verhältniffen eine »Denfion beziehen ſollte, auch von 
dieſer Penſion gänzlich zu abjtrahiren ift, und jedesmal Die 
in der obengedadhten Kircularverfügung aufgeſtellten Dienfis 
einfommenejäge, nah Maaßgabe der im activen Militair: 
dienfte zuletse befleideren Charge, bei der Berechnung des 
Verbefferungsabzugs zum Grunde zu legen find. | 
Saͤmmtliche Koͤnigl. Gerichtebehoͤrden haben diefe nachträgliche 
Beſtimmung in vorfommenden Fällen in Anwendung zu bringen. 


Berlin, den 10, Decdr. 1830. (v. 8. 3. Bo. 36. ©. 324.) 


Eutſchaͤdigungs⸗Anſpruͤche der nur auf beſtimmte Zeis angeſtellten Magiſtrats- 
— Juſtizbeamten. 


Auf Ihre bei dem Koͤnigl. Miniſterio des Innern einges 
reichte, von demfelben dem Juſtiz-Miniſterio mirgerheilte Vor— 
flellung vom 10. Zuli pr. wird Ihnen eröffnet: daß das darin 


erneuerte Geſuch um Entſchaͤdigung für die Emolumente, welche 


Sie dur die Trennung der Juſtizverwaltung vom Magiſtrate 
verloren Haben, nicht bemilligt werten fann. Denn Sie find, 
wie ſich bei der durch das Ober » Landesgericht zu Naumburg vers 
anlaften Ermittelung ergeben hat, nicht auf Lebenszeit angeitelle 
geweſen, jondern jedesmal nur auf ein Jahr, von Faſtnacht zu 
Faſtnacht, germähle und von der obern Landesbehoͤrde Beitätige wor⸗ 
den. Da eine neue Wahl rechtlid immer einer neuen Anftellung 
gleich zu adıten, fo können Sie auf die Gewährung von Gebühr 


ren für Functionen, die beim Eintritte einer neuen Wahl nicht 


mehr zu Shrem Amte gehört haben, feinen Anjpruh maden. 
Die Gerichtsbarkeit der fähhfifchen Städte ift durch die Inſtruction 
vom 4. Mai 1820, $. 2. ven Koͤnigl. Landgerichten und Gerichts⸗ 
Amtern übertragen worden, welche. mit dem 2. April 1821 in 
Wirkſamkeit getreten find; in Folge hiervon hat die Mitwirkung 
der Rathsmitglieder bei der Juſtizverwaltung aufhoͤren müffen, 
und Ihre nachherige Erwählung ſtellt ſich als Berufung zu einem 
Amte dar, mit dem gar keine gerichtlichen Functionen verbunden 
geweſen find. — Der Wegfall der Hierfür früherhin bezogenen 
Gebuͤhren fann demnach als eine theilweife Entziehung des, mit 
dem Amte bei deffen Uebernahme verbundenen Dienfteintommens 
nicht angefehen werden. Sie befinden ſich rechtlich in demfelben 
Verhältniffe, als unangeitellte Beamte, denen das Amt ihrer 
Vorgänger unter einer Beſchraͤnkung des zeitherigen Wirkungs⸗ 
kreiſes und einer aus diefer Beſchraͤnkung enıfpringenden Vermin⸗ 
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derung der Dienſteinnahme verliehen worden iſt. Die angebrachte 
Entfhädigungeforderung kann dieſemnach nur für unbegründet 
erachtet werden. 


van ‚ den 24. Juni 1831. (v. K 3.7.37, ©.325.) 
n 


die Mitglieder des Stadtrathe zu 
Prettin im Herzogthum Sachſen. 


Das Suadenquartal gebuͤhrt allen Kindern eines verſtorbenen Beamten, 


Auf die Anfrage vom 6. d. M., 
ob den Kinvern des zu Elbing verfiorbenen Stadtgerichtt s 
Botenmeifters A., welcher eine Wittwe nicht binterlajien 
habe, das Gnadenquarral zu bewilligen ſei? 
wird dem Königi. Ober: Landesgericht unter Reviſion der Anlage 
eröffnet, daß das Gnadenquartal allen Kindern eines veritorbes 
nen Beamten in den gefeglich zuläffigen Fällen überlaffen wird, 
und modificirt fi hiernady dasjenige, was im Reſcript vom 
24. Dechr. 1824 (Jahrb. Bd. 24. S. 313.) gefagt ift. 


Berlin, den 20 Mai 1831, (v.8.3.%0.37.©.373.) 


Theilnahme der Kinder elued Beamten an dem Gnadenquartal. 

Dem König! Ober : Landeegericht wird auf die Anfrage in 
dem Berichte vom 6. d M. eröffner, daß es als Negel angenom: _ 
men werden muß, Daß die Wittwe mit allen Kindern eines vers 
ftorbenen Beamten, ein Recht auf das Ginadenquartal Habe. Die 
Ausſchließung verforgter Kinder kann nur unter Genehmigung 
der Deinifterien gefchehen, denen nad einer frühern Feſtſetzung 
bes Fürften Staatskanzlers vom 15. März 1817 die Beſtim⸗ 
mung über die Verwendung des Ginadenquarsals überlaffen if. 
Diefe. Feitfeßung ift auch auf einen von dem König. Staats⸗— 
Minifterio erftarteten Bericht vom 3. Movbr, 1819 durch die M⸗ 
lerhoͤchſte Tabiners » Ordre vom 15. Novbr. ej. a. beftätige worden, 
indem es darin heißt: 

daß die Minifterien jedenfalls befugt fein follten, die Wer 

theilung des Gnadengehalts zu reguliren und deſſen Ver, 

wendung zu beftimmen. 


Berlin, den 14. Novbr. 1831. (9.8.3 Bd. 38. S. 385) 


Infteuerion zut Auslegung und Anwendung der Auerhoͤchſten Weltimmungen 
wegen der, den Hinterbliedenen Konigliher Beamten zu bemwilligenden 
Sterbe⸗ und Gnadengebälter, i 

Zur Befeitigung mehrerer Zweifel und zur Einführung eines 
gleihfärmigen Verfahrens, hat fi der Juſtizminiſter veranlaßt 
gefunden, die wegen Bewilligung der Sterbe und Gnadenge⸗ 
hälter an die Hinterbliebenen verftorbener Juftizbeamten früher 
erlaffenen Beftimmungen einer genauen Prüfung zu unterwerfen, 
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und deren Refultat den Königl. Gerichten zur Nachachtung mit: 
zutheilen. | | 


I. 


Durch die Allerhoͤchſte Tabinets-Drdre vom 27. April 1816, 
(Sefegfammiung für das Jahr 1816. S. 134.) wurde geneh⸗ 
mist, daß: 

1) den Hinterbliebenen der Königl. Beamten, welche als Mit—⸗ 
glieder und Subalternen resp. zu einem Kollegium gehören, 
oder bei demfelben arbeiten, außer dem Sterbemonar, jedes: 
mal noch die volle Befoldung für die zunächft folgenden drei 
Monate; 

2) den Hinterbliebenen derjenigen Officianten, welche nicht in 
collegialiſchen Verhaͤltniſſen ftehen, außer dem Sterbemo: 
nat, noch die Beſoldung für den nächften Monat bezahle 
werden könne, fogar aud ein zwei. oder dreimonatliches 
Gnuadengehalt gezahle werden dürfe, wenn die Lebertragung 
der Stelle des Verftorbenen ohne befondern Koftenaufwand 

‚ für die Staatscaſſe erfolgen koͤnne. 
Da fich jedoch bei der Anwendung diefer Worfchriften verfchiedene 
Anfichten über deren Auslegung, namentlich hinfichts der Deutung 
des Ausdrucks: Hinterbliebene, hinfihts des Umfangs der Rechte 
der Erben und Gläubiger eines verfiordenen Beamten auf das 
Gnadengehalt, und hinfichts der Termine, welche zum Gnaden⸗ 
quartal zu rechnen feien, bei den Behörden zeigten 3; fo trug das 
Staats: Minifterium bei des Königs Majeftär darauf an, die 
Cabinets/ Drdre vom 27. April 1816 hinſichts dieſer Bedenken 
. „u beclariren. | 
| In dem deshalb am 3. Novbr. 1819 erfiatteten Berichte 
wurde befonders in Erwägung gezogen: 

welche monatlihe Gehaltszahlungen zu dem Sterbe,, und 

welche zum Gnadenquartal gezähle werden dürfen, | 
und dabei aufeinandergefest, daß nad der befiehenden Verfaſ⸗ 
fung ein jeder Beamte am Anfange jedes Quarials fein Gehalt, 
infofern es die Caffe zu leiften im Stande fei, vorſchußweiſe auf 
das ganze Quartal erhalte, daß dies vierteljährliche zu dem Deſer⸗ 
vit des Beamten gehöre, folches feinen Erben auch zur Zeit, ale 
die Beſoldungen in Folge Cabinets⸗Ordre vom 21. Octbr. 1807 
nur monatlich bewilligt wurden, nicht verfagt worden fei, ynd . 
daß es daher auch nach Aufhebung diefer Beftimmungen bei dem 
Grundſatz verbleiben dürfe: 

daß das bei dem Tode des Beamten fällige Gehalt in das . 

Eigenthum des Beamten übergegangen fei; daß die empfan⸗ 

gene oder fällige Befoldung zur Erbfhaftsmafie gehöre; daß 

die Erben, fo wie die Gläubiger des Verftorbenen ,- mit ihr 
ren Anfprücen darauf nicht ausgefchloffen werden könnten, 
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\ 
und daß dagegen dasjenige, was außer biefer Grenze liege, 
die Gnadenbewilligung jet, welche die Cabinets Ordre vom 
27. April 1816 begründet habe. 
Auf diefen Bericht erging die Cabinets - Drdre vom 15. Movbt. 
1819 (Gefegfammlung für 1819. &. 45.) und beftätigte die An: 
fihten des Staats : Minifterit dahin: 
daß nur dasjenige, was die Hinterbliebenen eines Beamten, 
der Cabinets⸗Ordre vom 27. April 1816 gemäß, an Beſol⸗ 
bung außer dem Sterbequartal erhalten, für diefelben eine 

Gnadenbewilligung ft, — daß auf legtere fein Gtäubiger 
des Verftorbenen Anfpruch hat I — und daß folche, der Regel 

nach, nur der Wittwe, den Kindern und Enkein ohne Ruͤck⸗ 

| fiht, ob fie deffen Erben find oder nicht, zuſteht ıc. 

Mit Ruͤckſicht hierauf wurde vom Juſtizminiſter v. Kircheifen die 
in den Jahrbuͤchern Bd. 16. S. 9. abgedruckte Verfuͤgung vom 
28. Zuli 1820 erlaffen, und darin hauptſaͤchlich beſtimmt: 

1) daß jeder Beamte und resp. deffen Erben und Gläubiger 
ein Anrecht auf das Sterbequartal haben, und dies mit dem 
3. Sjanuar, 1, April, J. Suli und 1, October feinen An: 

fang nehme; | 

2) daß nur dasjenige Ginadenquartal, oder Monat fei, mas 
außer dem Sierbequartal auf den Grund der Cabinets⸗ 
Drdre vom 27. April 1816 gezahlt werde; 

3) daß dies Gnadengehalt bei collegialifchen Beamten eine ein, 
zwei: oder dreimonatliche Befoldung betrage, je nachdem der 
Beamte im erften, zweiten oder dritten Monat eines QLuars 
tals verftorben, und daß r 

4) bei Beamten, welche nicht in collegialifchen Verhaͤltniſſen 
ftehen, der Gnadenmonat nur dann eintreten koͤnne, wenn 
fie im legten Monat eines Quartals verftorben. 

Die Anwendung diefer Grundfäge ift jedoch durch die den Ober: 
Landesgerichts: Präfidien unterm 3. Juli 1828 bekannt gemachte 
Cabinets⸗Ordre vom 10. Mai 1828 (Jahrb. Bd. 32 S. 96.) 
beſchraͤnkt worden; diefe Verordnung beabfichtigte eine gleichförs 
mige Einrichtung in Vorausbezahlung der Befoldungen der Be: 
amten bei den verfchiedenen Verwaltungen, und beilimmte daher: 

3) daß die Befoldungen der Beamten, welche, es fei als Mit: 
glieder, oder als Bubalternen, zu einem Collegium gehoͤ⸗ 
zen, oder bei demfelben arbeiten, vierteljährlich, Diejenigen 
aber, welche nicht in collegialifchen Werhältniffen ftehen, nur 
monatlich voraus zu bezahlen find; 

2) daß den Verwaltunge: Chefs freiftehe, auch da, wo eine 
vierreljährlihe Worausbezahlung zuläffig iſt, für einzelne 
Beamten oder Klaſſen derfelben, unter Berädfihtigung der 
perfönlihen Verhäfeniffe, eine monatliche Vorauebezahlung 
feftzufegen, und 


h 
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3) daß die einzeln ftehenden Beamten, welche nad, der Ver: 
faffung ihrer Verwaltung bisher die Befoldung vierteljährs 
lid) im Voraus zu erheben berechtigt gewefen find, hierbei 
ferner zu laffen, und in folhen Fällen die gegenwärtigen Be: 
flimmungen nur auf diejenigen Beamten dieſer Klaffe anzu: 
wenden, die nah Bekanntmachung diefes Allerhöchften Be⸗ 
fehle erft angeſtellt worden. | 
Die Beftimmungen unter 1. und 2. haben Einfluß auf die Be: 
rechnung des den ‚Hinterbliebenen und Erben verftorbener Beam; 
gen zu bewilligenden Gehalts für das Sterbe: und Gnadenquar⸗ 
tal und resp. den Gnadenmonat; ‚daher hinſichts der einzeln ftes 
henden Beamten nach dem befondern Antrage des Staats: Mi; 
nifterit in feinem Berichte vom 21. April 1828 die Befchräntung 
unter 3, beigefügt worden if. 


Diefe Beſchraͤnkung findet bei den damals angeftellten ein: 
zeln ſtehenden Juftizbeamten Anwendung, da diefe früher nad 
der bei ver Juſtizverwaltung flartgefundenen Verfaffung berechtigt 
— find, ihre Beſoldung vierteljaͤhrlich im Voraus zu er: 
heben. 

Bei den ſeit Bekanntmachung der Cabinets-Ordre vom 
10. Mai 1828 angeſtellten Beamten aber iſt bei Berechnung des 
Sterbe- und Gnadengehalts lediglich auf die Beſtimmung der 
Cabinets⸗Ordre unter 1. und 2. und der Cabinets⸗-Ordre vom 
27. April 1816 Rüdfiche zu nehmen. 


II. 


Bet Anwendung dieſer geſetzlichen Beſtimmungen auf Zuftiz 
heamte laſſen ſich folgende Fälle unterſcheiden: 
A. Der Beamte iſt bei dem Gericht, bei welchem er geſtorben, 

| vor der Bekanntmachung der Cabineis-Ordre vom 10. Mat 

1828 angeftellt gewefen. | 
In diefem Falle kommen die in dem Refcripte vom 28. Zuli 1820 
aufgeftelltem Grundſaͤtze vollitändig zur Anwendung, fo daß 

1) das Gehalt des Sterbequartals jedesmal zum Nachlaß des 
verftorbenen Beamten gehört, Ohne Nüdficht darauf, ob er 
bei einem collegialiſch⸗formirten Gericht angeftellt gewefen 
ift, oder nicht in collgialifchen Werhältniffen gelebt hat; fers 
ner ohne Ruͤckſicht darauf, ob er früher, bisher oder big zu 
feinem Tode das Einkommen auf ein Vierteljahr oder nur 
auf einen Monat im Voraus erhalten hat. 
Dagegen kann außer diefem Sterbequartals s Gehalt: 
2) ein Gnadengehalt der Hinterbliebenen 
a) eines in collegialifhen Verhältniffen geftandenen Beam⸗ 
ten auf 1, 2 oder 3 Monate über das Sterbequartal hin; 
aus bewilligt werden, je nachdem der Beamie im erſten, 


. \ 
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zweiten oder dritten Monat des Quartals verftorben‘ift, 
indem nad) der Cabinets⸗Ordre vom 27. Aprıl 1816 das 
Gehalt außer dem Sterbemonat und uͤberhaupt auf drei 
Monate bewilligt werden fol, und nad der Cabinets- 
Drdre vom 15. November 1819 nur dasjenige Gnaden⸗ 
gehalt ift, was außer dem ©terbequartal gezahlt wird; 

b) die Hinterbliebenen eines Beamten, der nicht in colegiar 
liſchen Verhaͤltniſſen gelebt hat, haben auf ein einmonat 
lihes Gnadengehalt (Tabinets:Drdre vom 27. Aprü 
1816) nur dann Anfpruch, wenn der Beamte im legten 
Monat eines Quartals verftorben ift. 

B. Iſt der Beamie nad) erfolgter Bekanntmachung der Cabi⸗ 
nets, Ordre vom 10, Mai 1828 in feinem legten Pojten an 
geftelt worden, und zwar 

1) bei einem colleglalifch » formirten Gericht, und hat derfelbe 
a) fein Gehalt vierteljährlih im Voraus bezahle erhalten, 
oder iſt er wenigſtens nach feiner Anftellung berechtigt ges 
mefen, ſolches zu verlangen, fo kommen bei ihm die 
Grundfäge bei A. 1. und 2. a. zur Anwendung; 
b) hat er fein Gehalt nah der Beſtimmung der Cabinets⸗ 
Drdre vom 10, Mai 1828 unter No. 2. nicht vierteljähr; 
li, fondern nur monatlich bezogen, jo wird eben fo, als 
wenn er 
2) bei einem Gericht angeftellt geweſen ift, welches fein Rich: 
ser» Collegium hat, 
a) das Einkommen für den Sterbemonat zum Nachlaß, 
b) das Einkommen für den darauf folgenden Monat als 
Gnadengehalt dei Hinterbliebenen berichtigt, 
C. Trier- Hei einem bisher collegialifch formirten Gericht eine 
Verminderung des Nichterperfonals ein, fo daß nur noch I ° 
oder Z Richter etatsmaͤßig fungiren, fo bleiben den bisher bei 
demſelben angeftellten Beamten, fo wie deren Erben und Hins 
terbliebenen, die bisher zugeſtandenen Rechte Hinfichıs der 
Gehaltszahlung und des Gnadengehalts. 
Wird dagegen bei einem Gericht ein bieher nicht Kattgefun: 
denes Richter s Collegium eingerichtet, fo kommen die daraus 
entſpringenden Rechte der früher angeftellten Beamten und 
von der Zeit ab, zu, wo die Weränderung eingerresen iſt. 


III. 


Bei Beantwortung der Frage: 
welche von den vorſtehenden Beſtimmungen in einem ſpeciel 
len Falle eintreten ? 
kommt es 
1) nur auf die Zeit der Anſtellung des Beamten bei demjenigen 
Gericht, bei weichem er geſtorben iſt, keinesweges aber 
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auf feine Anftellung im Yuftizdienft überhaupt an. Jede | 


Verſetzung von einem Gerichtzu dem andern giebt auch hierin 
andere Rechte und Verbindlichkeiten. Hat daher ein Juſtiz⸗ 
beamter, der bei einem collegialifch = formirten Gericht früher 
. angeftelt mar, einen Poſten bei einem Gericht angenoms 


men, bei welchem fein Richter : Collegium Start findet, und. 


ſtirbt derfeibe in diefem Amte, fo werden die Rechte feiner 
Erben und Hinterbliebenen hinfichts des Einkommens von 

- der Stelle, und nad dem legten, nicht nad) dem frühern 
Amte beurtheilt. 


Hiernaͤchſt ift 
2) die Frage: 

welche Beamte nach den Beltimmungen der Gabinet : Ordre 

vom 27. April 1816 als Mitglieder und Subalternen zu 

"einem Colegium gehören ? 
nach dem etatsmaͤßigen richterlihen Beamten » Perfonal derjenigen 
Gerichts zu entſcheiden, bei welchem der verftorbene Beamte als 
Mitglied des Kollegiums oder ald Qubaltern angeftelle und bes 
ſchaͤftigt geweſen ift. 

Hat alſo dies Gericht ein Collegium von wenigſtens drei- 
Nichtern,, fo find alle bei diefem Gericht angeftellte eratemäßige 
Beamte, ohne Rüdfiht darauf, ob fie zum Richter : Collegium 
felbft oder zu den Bubalternen gehören, nach denfelben Grund» 
fügen, mie die Richter felbft, welche ein Collegium bilden, zu bes 
urcheilen. Dagegen fann es nicht auf das Richter: Perfonal dess 


jenigen Gerichts ankommen, in deffen Etat das Gericht, bei weh, 


chem der berreffende Beamte angejtellt war, aufgeführt war. 


Hiernach gehören die Beamten 

a) der Sjnquificoriate und der Kreis» Zuflizeommiffionen, wel⸗ 
che in den Etats der Obergerichte aufgeführt werden; 

b) der Friedensgerichte im Grofiherzogehum Poſen und der 
König. Gerichyreämter in den Departements der Ober: fans 
besgerichte zu Naumburg, Frankfurth und Glogau, mies 
wohl fie in den Etats der collegialifch : formirten Landgerichte 
vorfommen, 

wenn das Inquiſitoriat, die Kreis : Juftizceommiffionen,, das Fries 


densgericht oder das Gerichtsamt nicht felbit ein Nichtere Colles 


gium von wenigftens drei Mitgliedern hat, dennody zu denjenigen 
Beamten, deren KHinterbliebene nad der Cabinets-Ordre vom 
27. April 1816 nur auf ein einmonatlides Gnadengehalt Ans 
ſpruch haben, da fir auch nad der Cabinets, Ordre vom 10. Mai 
1828 die Vorausbezahlung ihres Gehalts nicht vierteljährlich, 
fondern nur monatlich verlangen und erhalten koͤnnen. 

Wenn dagenen der verfisrhene Beamte Mitglied oder Bub» 
altern eines an ſich formirten Untergerichts geweſen, jedoch bei 


# 
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feinem Ableben nicht. am Sitze des Hauptgerichte, fondern bei ei; 
‚ner Commiſſion oder Deputation des lektern an einem andern 

Orte im Gerichtefprengel beſchaͤftigt geweſen iſt; jo gehört er 
dennoch zu den Beamten, welche auf Vorauszahlung der Beſol⸗ 
dung in vierteljährlichen Raten Anfpruh haben, und deren Hin 
terbliebenen ein dreimonatliches Gnadengehalt bewilligt wer⸗ 
den kann. 

Eben dahin find die Beamten ber Haupt⸗ Untergerichts » und 
der Haupt: Land» und Stadigerichts» Salariencaffen zu rechnen, 
da fie zu den Beamten der Obergerichte gehören. 
| Dagegen gehören die Beamten derjenigen Gerichte, welche 

im Verbande diefer Hauptcaſſen ftehen und in deren Etat aufger 
nommen find, infofern das Gericht nicht felbft drei richterliche 
Beamte hat, ferner die Beamten der mit befondern Etats verfe 
henen Sefangenanitalten, zu den in nicht collegialifhen Werhält: 
niffen ftehenden Beamten, 

Richterliche Hülfsarbeiter, welche einem Untergerichte zuge 
ordnet werden, können dem etatgmäßigen Richter - Perfonale nicht 
beigezähle werden, um dadurch den Beamten des Gerichte bie 
Rechte der in collegialifchen Berhältniffen ftehenden Beamten zu 
verihaffen. Dur auf die etarsmäßigen Nichterftellen kommt 
es an. 


IV. 


Die den Hinterbliebenen der Beamten zuftehenden Bene 
ficien koͤnnen 

2) denfelben nur dann bewilligt werden, wenn der Beamte 
eine eratemäßige Stelle verwaltet und fein Ginfommen das 
für aus Staatscaſſen bezogen hat. Die Hinterbliebenen der 
Hülfsarbeiter, wenn diefe auch auf längere oder unbe. 
ftimmte Zeit angenommen worden find, haben darauf kei: 
nen Anſpruch. 

Dahin gehören namentlich die Verwalter von Kanzliften 
ftellen, welche nady den Beftimmungen der Normal; Etats 
einftweiten befegt werden follen und bis zur völligen Regu⸗ 
lirung des Normal-Etats durch Huͤlfsarbeiter gegen eine be— 
ſtimmte Remuneration oder einen Antheil an der Copialien⸗ 
Einnahme verwaltet werden. 

Dagegen mat es bei den Verwaltern etatsmäßiger Stel 
‚len keinen Unterfchied , 06 fie in denfelben definitiv oder nur 
proviforiih, oder auf Kündigung und Widerruf angeftellt 
find. Iſt ihnen aber die Verwaltung der etatsmäfigen 
Stelle nur vorübergehend für einen beitimmten Zeitraum, 
z. B. auf drei oder ſechs Monate, oder bis zur anderweiten 
definitiven Beſetzung der Stelle übertrageu worden; fo tres 
sen fie nur in die Kategorie der Hülfsarbeiter, deren Hinter⸗ 
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biiebene auf die den Hinterbliebenen wirklicher etatgmäßiger 
Beamten zugeficerten Begünftigungen feinen Anfpruch mas 
chen können. 

2) Stirbt ein etatemaͤßiger Beamter während der Zeit, als 

. er vom Amte fuspendirt, und bevor feine Amts, Entfeguug 
durch ein Erfenntniß ausgefprochen worden iſt; fo find feine 
Hinterbliebenen vom Genuffe des Gnadengehalts, das ihnen 
fonft zuftehen würde, nicht ausgefchloffen. Won diefem Gna⸗ 
dengehalt, fo wie von dem Gehalt für das Sterbequarral 
oder den Sterbemonat find jedoch die Vertretungekoften der 
Stelle eben fo, wie es vor dem Ableben des Beamten der 
Fall gewefen, vorweg zu entnehmen. 

3) Die Erben und Hinterbliebenen von Wartegeld: , Empfäns 
gern haben hinſichts der Wartegelder dieſelben Anfprüche auf 
Sterbequartal, resp. Sterbemonat und auf Gnadengehalt, 
als wenn der Verfiorbene noch activer Beamter gewefen wäre. 

4) Die Hinterbliebenen der penfionirten Beamten erhalten 
ohne Ausnahme außer dem Sterbemonat noch einen Gna⸗ 
denmonat: Cabinets-Ordre vom 27. Mai 1816 (Geſetz⸗ 
fammlung &. 201.) und Cabinets-Ordre vom 15. Novem⸗ 
ber- 1819 (Gefegfammlung für 1820. &. 45.). Stirbt 
aber ein Beamter, deffen Penflonirung bereits ausgefpros 
chen ift, vor dem Zeitpunkt, wo die Penfion eintritt, fo 
wird den Hinterbliebenen deffelden, welche auf ein Gnaden⸗ 
gehalt Anſpruch härten, wenn die Penfion nicht erfolgt 
wäre, dies Gnadengehalt auch bewilligt, jedoch mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die bereits auegefprochene Penſion. Sie erhalten 
naͤmlich: 

a) fuͤr diejenigen Gnadenmonate, welche noch in die Amts⸗ 
zeit des Verſtorbenen fallen, das Einkommen der Sielle; 
dagegen 

b) für diejenigen Gnadenmonate, welche in die Penſionszeit 
fallen, das Gnadengehalt nur nad Höhe der bereits bes 
milligten Penfton, und zwar das lestere nicht aus der 
Cafie des Gerichts, fondern aus dem Aufliz+ Penflonss 
fonds, weshalb vor der Zahlung ſtets an den Juſtizmi⸗ 
niſter zu berichten iſt. 


V. 


Die Bewilligung des Snadengehalts it in Beziehung auf 
die Huͤlfsbeduͤrftigkeit der Familie, welche nach dem Tode der meis 
fien Beamten eintrite, Allerhoͤchſt erıheilt worden, um dadurd) 
die Hinterbliebenen gegen den augenblidlich eintrerenden Mangel 
zu ſchuͤtzen und ihnen die Mittel des Unterhalts bis zu ihrem num 
zu fuchenden neuen Unterfommen zu gewähren. Deshalb find in 
der nn unter Hinterbliebenen nur die Wittwe, die Kinder und 
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Enkel des Verfiorbenen, ohne Rüdficht, ob fie defien Erben find 

‚ oder nicht, zu verſtehen und die Nachlaß: Gläubiger mit ihren 

Anſpruͤchen auf das Gnadengehalt ausgeſchloſſen worden. 
(Labinets: Ordre vom 15. Movember 1819.) 

Die Beſtimmung in dem Refcripte vom 24. October 1824 
(Jahrb. Dd. 24. ©. 313.): 

daß auf das Gnadengehalt, als eine Unterfiügung für Die 

Witwe und die im Haufe zurückgebliebenen Kinder eines 

Beamten, die verforgeen Söhne deffeiben keinen Anfprud 

haben follen, j 
ift bereits Durch dag fpätere Nefeript vom 20. Mai 1831 (Jahrb. 
Dd. 37. &. 373.) aufgehoben und dabei beftimmt worden, 

* daß das Gnadengehalt allen Kindern eines verftorbenen Be 
amten in den gefeglich zuläffigen Fällen überlaffen werden 

| kann. 

Es bedarfdaher, wenn blos von Zahlung des Gnadengehalts an die 
Wittwe, Kinder oder Enkel des Verftorbenen die Rede iſt, keiner 
befendern Genehmigung hierzu von Seiten des Juſtizminiſters. 

Dagegen iſt eine befondere Berichtserſtattung an denfelben 
norhwendig, wenn das Gnadengehalt, im Fall der Verfiorbene 
der Ernährer armer Eltern, Gefhwifter, Geſchwiſterkinder oder 
Pflegekinder gewefen iſt, dieſen ausnahmsweiſe bewillige werden 
fol, indem nur dem Juſtizminiſter nach der Cabinets ⸗Ordre vom 
15. November 1819 die Befugniß eriheile worden ift, das Gna⸗ 
dengehalt folcher Perfonen ausnahmsweiſe zu bewilligen, die Vers 
theilung deffelben unter die Hinterbliebenen zu reguliren und defs 
fen Verwendung zu beftimmen. 

Um aber in den Fällen, wo die Pandes + Suftizcollegien die 
Zahlung des Gnadengehalts ohne Anfrage veranlafien können, 
jede Zahlung gehörig zu juftifisiren und Erinnerungen der Königl. 
Dber »Rechnungstammer zu vermeiden, haben die Landes » Juftizs 
collegien folgende Beſtimmungen zu befolgen: 

1) Wenn eine Wittwe vorhanden, fo kann an diefe, es mögen 
neben ihr noch majorenne oder minorenne Descendenten vor 
handen fein, die Zahlung der Ginadenbewilligung geleiftet 
werden, indem berfelben, ba fie ducch des Mannes Tod 
das Haupt der Familie geworden ift, der Vorzug vor den 
Descendenten um: fo mehr gebührt, als fie in der Cabinets⸗ 
Drdre vom 15. Novbr. 1819 zuerft genannt ift, ihr aud 
principaliter die Sorge für die Beerdigung und die Br 
ftreitung der Koften des Haushaltes, weichem der Verſtot⸗ 
bene vorgeftanden hat, obliegt: 

Nur aus der Perfönlichkeit der Wittwe oder aus defon- 
dern Familienverhältniffen Binnen Bedenken gegen dieſes 
Verfahren hervorgehen, wegen weicher ‚erforderlichen Falls 
an den Zuftizminifter zu berichten iſt. 
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2) Eben fo kann, wenn blos majorenne, oder majorenne und 
minorenne Deecendenten zufammen vorhanden find, jedoch 


unter derfelben Einfhräntung die Zahlung an denjenigen oder 


diejenigen Descendenten erfolgen, welche dem Haushalte 
einftweilen vorfiehen und die Beerdigung beforgen., 

3) ®&ind aber blos minorenne Descendenten vorhanden, fo 

| muß die Zahlung an bie competente vormundichaftliche Ber 


Hörde, oder nad) der von diefer zu ersheilenden Anweifung, 


- geleiftet werden. : A: | 
4) Sterben die Hinterbliebenen eines Beamten, welden ein 
Guadengehalt gefeglih zufteht, oder ausnahmsweiſe bemils 
ligt worden ift, vor Empfangnahme deffeiben, fo ift daffelbe 
an die legirimirten Erben des Hinterbliebenen zu zahlen. 


vl. 
Bei Berechnung deffen, mas den Erben oder Hinterbliebe⸗ 


nen eines verfiorbenen Beamten auf das Sterbequartal undresp. - 


©terbemonat, fo wie auf die Gnadengehaltszeit zu zahlen bleibt, 
ift nicht blos auf die firirte Befoldung, fondern aud auf die 
Dienft » Emolumente des Verftorbenen Rüdfiche zu nehmen; denn 
viele niedere Juſtizbeamte find entweder ganz oder zum Theil mit 
ihrem Einkommen auf unbeftimmte Emolumente, zum Theil ohne 
Eviction gewiefen, und es ift keinesweges beabjichtige worden, 
dem Nachlaß und den Hinterbliebenen diefer Beamten die in den 
Allerhoͤchſten Cabinets ⸗Ordres vom 27. April 1816 und 15. Nos 
vernber 1819 hinſichts aller Königl. Beamten zugefiherten Bes 
günftigungen zu entziehen, | 


Hinſichts der Dienftwohnung des Verftorbenen bleibt es bei 


den Beftimmangen unter No. 3. der Cabinets-Ordre vom 27ſten 
April 1816. Sind blos Wohnungs s Mierhgelver ausgefegt, fo 
wird mit diefen wie mit Befoldung verfahren. Daſſelbe gile von 
Natural: Deputaten. Hinſichts der Übrigen Dienft /Emolumente 
aber find folgende Grundfäge zu beachten: | 
1) Ale Dienſt-Emolumente, welche nicht als Vergätigungen 
baarer Auslagen des Verftorbenen zu erachten find, können 
von den Erben oder Hinterbliebenen in Anſpruch genommen 


werden, und zwar in fo weit, als dieſe Emolumente dem.. 


Verſtorbenen, wenn er feine Stelle felbit verwalter. hatte, 
nach feiner Beftallung und der beftehenden affen : Berwals 
tung für die Zeit des Sterbequartald und resp. Monats, 
fo wie für die Gnadengehaltszeit zu gewähren und resp. zu 
zahlen gemefen fein würden. 

Es find daher 3. ©. zahlbar die für diefe Zeiträume bei 
Verwaltung der Stellen-aufgefommenen Emolumente an 
Sportel s Tantiemen bei Caſſen / Berwaltungstoften, an Co⸗ 


« 
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pialten bei Kanzliften, an Meilen«, Inſtnuations⸗, Ere 
cutions » und. andem Diener Gebühren bei Gerichtsboten, 
Executoren, Gefangenwaͤrtern u. f. w. 

Daffelbe giie von den. Dienft »Emolumenten der Regifira 
toren und anderer Gubalternen Beamten. 

Dagegen tönnen die Wergätigungen für baare Auslagen, 
3. B. auf Schreidmateriatien und Büreau : Ltenfilien; fer 
ner firirte und beftimmte Diäten, Reife: und Zehrungsko⸗ 
ften der Beamten, die Koften zur Unterhaltung eines Dienfk 
pferdes u. f. w., nur für den Sterbemonat an die Erben ger 
zahlt werden. Zum Gnadengehalt werden dergleichen Ver⸗ 
gütigungen nicht gerechnet. 

Shen fo wenig haben die Erben und Hinterbliebenen auf 
dasjenige Anſpruch, was dem Verftorbenen, ohne Ruͤckſicht 
auf die Beſtimmungen hinfichts feines Dienft: Einfommens, 
nad allgemeinen Beflimmungen für Beſorgung einzelner 
Sefchäfte, z. B. Aufs und Annahme von Teftamenten x., 

an Commiffionsgebühren würde bewillige worden fein, wenn 
er die Geſchaͤfte felbit beforgn hätte. 

2) Die Verwaltung der Stelle während der Zeit des Sterbe⸗ 
quartal® und resp. Sterbemonats, fo wie der Gnadenge⸗ 
haltezeit, kann den Erben und Hinterbliebenen nur in fo 
weit jur Laft gelegt und aus dem Einkommen der Stelle be⸗ 
forgt werden, als der Werftorbene felbft dazu verpflichtet ges 
wefen fein würde. Es muͤſſen daher aus dem Einkommen 
der Stelle: | 

a) die Koſten für Hülfsarbeiter, welche auch der Berftorbene 
härte halten und remuneriren müffen, 

b) die Koften für Anfchaffung der Häreau  Utenfilten und 
insbefondere der Schreibmaterialien, wenn folde aus dem 
Einfommen, wie bei Kanzliftenjtellen oft beftimme ift, bes 
ftritten werden muͤſſen, 

beſtritten werden, und nur der Weberfchuß gebührt den Er 
ben und resp. Hinterbliebenen des Beamten. Denn für.die 
Vertretung des Poſtens felbft, ſowelt auch der Verftorbene 
demfelben vorzuſtehen vermochte, haben die Landes: Juſtiz⸗ 
‚collegien zu ſorgen, und kann dieſe Vertretung nicht durch 
andere Beamte derſelben Kategorie, welche hierzu princi- 
paliter verpflichtet find, oder durch den Machfolger im Amte, 
ohne befondere Nemuneration gefchehen, (Merfügung vom 
29. Septbr. 1826. bei No. 3, in den Jahrbuͤchern Bd. 28, 
©. 128.) — fo muß folde durch außerordentliche aus dem 
Diaͤtenfonds zu remunerirende Stellvertreter und Huͤlfsar⸗ 
beiter bewirkt werden. 


Es kann hiernach die Vertretung der Stellen nur ausnahmsweiſe 


Wartegelder und Entſchaͤdigungen der Beamten. : 645 


dem Diepoſitionsfonds zur Laft fallen, was in jedem fperiellen 
Galle genau zu berüdfichtigen ift. —— 
| Da jedoch die Diepofitionsfonds der Haupt Untergerichtss 


Salariencaffen nur zur Nemuneration der Hülfsarbeiter bei Uns - 


tergerichten und Inquiſitoriaten verwendet werden können, fo 


muß bei Vertretung der obergerichtlichen ‚Stellen die ausnahms⸗ 
weiſe erforderliche Remuneration des Stellvertreters auf die bes 
fondern zur Annahme von Hülfsarbeitern beftimmten eratmäßis 
gen Dispofitionsfonds angewiefen, oder in Ermangelung derfelben 
an den Juſtizminiſter berichtet werden. | 


Unbedenklich ift es aber, die etatsmäßigen Summen zur 


Annahme von Hülfsarbeitern einzelner Beamten aud) nach deren 


Ableben nur zu diefem Zwecke zu verwenden, und nicht den Erben 


und Hinterbliebenen zu bemwilligen. 


Daß übrigens den Erben und Hinterbliebenen eines Beams 
ten -das Einkommen der Stelle für das Sterbequartal und die 
Gnadengehaltszeit nur nad Abzug der laufenden etatsmäßigen 
Penfionss Beiträge zu berechnen und zu zahlen ift, und mithin 
die früheren entgegengefegten Beftimmungen in dem Reſcripte 
vom 6. Januar 1826 (Jahrb. Bd. 27. S. 92.) nicht mehr zur 
Anwendung kommen, iſt bereits in der Verfügung vom 10. Des 
cember 1827 unter No. 3. (Jahrb. Sb. 30. ©. 364.) bekannt 
gemacht worden. 

Dagegen ift diefes Einfommen nach der Verfügung des Koͤ— 
nigl. Dinifteriums des Sjnnern vom 11. Juli 1820 von den durch 
die Declaration vom 11. December 1809 angeordneten Procent; 
Abzuͤgen zu Gunften der ftädtifchen Commune ganz frei zu laffen 
(in v. Kampg Annalen für 1820. ©. 554.). 


Berlin, den 26. Novbr. 1832. (v. 8.9.8. 40. ©. 447.) 


Benachrichtung ded Kriend- Minifterii und der Militaireaſſen von der Anftel- 
lung der Invaliden, welche Snadengehalt ıc. besuchen. 


Ungeachtet der ergangenen Vorſchriften, nach welchen von 
den Gerichtsbehörden dem Königl. Kriegs: Minifterium (Mili⸗ 
tair⸗ Defonomie: Departement) von jeder Anftellung eines Inva⸗ 
kiden, zur Vermeidung von gefegwidriger Forsbeziehung eines 
Militair⸗-Gnadengehalts Kenntniß zu geben ift, gefchehen doch, 
nach Anzeige des Königl. Krieges: Minifteriums, oft Ueberhebun⸗ 
gen, indem theild diefe Vorſchriften von den Unterbehörden nicht 
vollftändig beachtet worden, theils das Koͤnigl. Militair ; Defonos 
“ mies Departement erft nach längerer Zeit von der erfolgten Ans 
ftelung Kenntniß erhält. 

Zur Befeitigung diefer Webelftände wird dad Koͤnigl. Ober + 
Landesgericht hierdurch angewiefen, fo oft von demfelben rin ges 
wefener Militair, es ſei interimiftifch oder definitiv, angeſtellt 
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wird, deffen Vernehmung über die ihm zuftehenden Militair⸗Ve— 
neficien zu veranlaffen, und nicht allein dem Königl. Kriege: Mi 
niſterium, fondern auch der Eaffe, aus welcher er Beneficien aus 
dem Mititairdienft zu beziehen hat, ſogleich von der Anitellung 
Nachricht zu geben, damit diefe in den geeigneten Fällen die Ci 
ftirung der Zahlung veranlaffen könne. | 

Wenn eine folhe Anftellung nach den beftehenden Vorſchtiß 
ten — namentlich nach der Allerhächften Cabinets⸗Ordre vom 
4. Detbr. 1826 und den Befchlüffen des Königl. Staats: Mint: 
fterii vtm 27. Dechr. 1826 und 9, März 1831 (Jahrb. ©d.28, 
©. 309. und Bd. 37. S. 92.) — den Antrag: dem Milirair 
fein ganzes Beneficium aus dem Militairdienft oder einen Theil 
deffeiben ferner zu laffen, begründer; fo ift der Antrag deshald 
in dem Schreiben an das Königl. Kriegs: Minifterium (Militait⸗ 
Detonomie : Departement) defönders zu machen, und durch Be 
zugnahme auf die desfallfigen Vorſchriften zu fundiren. 

Berlin, den 8. Juli 1833. (v. K. J. Vd. 42. ©. 152.) 
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Das Salariencaffen: Wefen. 
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Ueber Verwaltung und Reviſion ber Gaffenemrichtung 
ber Etats. Borm dev Rechnungen. 


ee ST ν 

Dem Königl. Ober » Landesgerichte wird aufgegeben, die Zahl 
der Gerichtseingefeffenen eines ‚jeden Untergerihts im Departe⸗ 
ment des Collegii, künftig auf tem Titelblatte eines jeden Ges 
vichts » Etats zu vermerken. “ 

Wenn ein Etat mehrere Gerichte zufammen umfaßt — mie 
die HauptsUntergerichtss Salariencaffen: Etats und die Lands 
gerichts s Salariencaffen » Etats in den Departements der Rös 
niglihen Ober »Landesgerichte zu Maumburg, Frankfurt, Glos 


gau und des Königlichen Ober = Appellationsgerichts zu Polen — — 


fo muß von jedem Gerichtdamte oder Friedensgerichte die Zahl 
der Eingefeffenen fpeciell auf dem Titelblarte des Etats bemerkt, 
and dur Zufammenhang die Zahl aller Eingefeffenen der Ges 
richte, für die der Etat gilt, angegeben werden. 

Berlin, den 13. Auguft 1829. (v. 8.5.%d.34. ©.117.) 


Eaffen « Revifionen und Meften » Defignationen, 

Es iſt zwar, wie es das Königl. Hofgericht in deffen Ber 
richte vom 22. Septbr. c. vorgetragen hat, bei dem jegigen Ums 
fange, den die Gefhäfte der Salariencaffen gewonnen haben, 
nit mehr möglih und daher‘ außer Gebrauch gekommen, bei 
Anfertigung und Revifion der Quartal: Ertracte eine Reiten: Des 
fignation anzufertigen, und bergeftalt, wie es in den $$. 211 f. 
des Salariencaffen» Reglements vorgeſchtieben iſt, zu prüfen; 
ferner iſt die Einrichtung der Quartal; Ertracte an das Juſtiz⸗ 
Minifterium durch die Werfügung vom 11. Februar pr. erlaffen, 
dennoch koͤnnen aber die nach der Allerhöchften Cabinets :DOrdre 
vom 19. Auguft 1823 angeordneten monatlichen Eaffen » Revifios 
nen die Aufftellung der Quartal Extracte, und die danach ans 
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zuftellende Reviſion der Salariencaffen, nicht Äberfläfftg machen. 
Die legtere erſtreckt ſich nämlich mit über die Sol; Einnahme 
and Ausgabe, gewährt eine Weberficht, ob die ganze Caſſenfüh—⸗ 
- zung in der vorfchriftsmäßigen Ordnung ift, und giebt daher Vers 
anlaffung, einreißenden Mängeln und Mißbraͤuchen ſofort abzu: 
helfen und zu feuern. | 

Wenn aber das Collegium es vortheilhaft findet und die Eins 
richtung treffen kann, daß bei der monatlichen Caſſenreviſton die 
Einnahmebeläge geprüft werden, und nachgefehen wird, ob bie 
Uebertragung in die Contobuͤcher richtig vermerkt ift, ob das Caſ⸗ 
ſenbuch mit der Eontrolfe übereinftimmt, ob die Zahlungen den 
Etats und erganaenen Anweifungen gemäß erfolgt und durch die 
nachzufehenden Duittungen gehörig jufificire find, fo, daß das 
Collegium in Stand gefetst wird, zu beurtheilen, ob die Eaffens 
führung current und geordnet ift; wenn alfo bei diejen Viſitatio⸗ 
nen den Vorfchriften der $$. 208 — 210, des Caſſen /Reglements 
genügt, zugleich wenigſtens wierteljährlich recherdyirt wird, ob die 
DBeitreibung der Reſte nicht verfäumt mird; fo fol dem Koͤnigl. 
Hofgerichte nachgelaſſen werden, die Aufitellung der Quartals 
Extracte und deren Neviflon zu unterlafien. 

Berlin, den 30. Novbr. 1829. (v.8.%:8d.34, ©.482.) 


Die Untergerichte ſollen über "die am erhebenden Zuſchöſſe die Quittungen nicht 
sum Borans ausftellen. 

Dem Königl. Ober» Landesgerichte wird auf den, in Veran 
laffung der Befchwerde des Commerz⸗ und Admiralitäts = Coflegüi 
zu Danzig unterm 4 v. M. erftarteten Bericht eröffnet, daß der 
Suftizminifter die vom Collegio getroffene Einrichtung, wonach 
die Untergerichte über die Zuſchoͤſſe, welche fie aus der Haupt 
Untergerichtss Saturiencaffe erhalten, in antecessum förmlice 
Auittungen einreichen muͤſſen, und demnaͤchſt erft die Gelder zu: 
gefandt erhalten, nicht genehmigen fann. Durch diefes. Verfah: 
ren wird den Quittungen aller Glaube genommen, da es befannt 
ift, daß fie vor der Zahlung ausgeftelle worden. Die Haupt, 
Untergerichts » Salariencafie muß zur beftinimten Zeit die Zah 
fung leiften, die Gelder mit der Pol an das Gericht, weldem 
fie beſtimmt find, fenden, und die Zahlung vorläufig mit dem 
Poſtſchein belegen. Nur in diefer Arc ift ſowohl bei der Haupt 
Untergerichte = Salariencafie, als bei den Caſſen der Untergerichtt 
ſelbſt, Ordnung zu erhalten. 

Berlin, den 4 Zul 1830, (0.8.3. Bo.35.S. 292.) 


Die Köni Uen mi 
ie Königl. Caſſen follen h ie in — — —— und einge 


Das Juſtiz⸗Miniſtertum kann die, nach dem Berichte dei 
Königl. KHofgerichts vom 16. v. M. getroffene Einrichtung, daf 


* 
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Königl. Caſſen gegen in antecessum ausgeftellte, Ihnen aber 
überfandte Duittungen Zahlungen leiten, nicht billigen. Es 
iſt Daher das deshalb zu beobachtende Verfahren in der Verfuͤgung 
vom 4. Juli 1830 (Jahrb. Bd. 35. ©. 292.) feftgefegt. Wei 
diefem muß es bleiben. Zahlungen, welche von ‚Seiten ber Sa 
lariencaffen an einzelne Perfonen zu leiften find, mäffen der Res 
gel mad, zufolge der Beſtimmungen $. 53. Tit. 16. Th. I. des 
u. 2. R. auf der Caſſe bewirkt werden, u 

Es kann daher hier nicht leicht der Fall eintreten, daß die 
Zahlungen der Eaffe, gegen vorher überfandte Quittungen, ger 
keifter werden. Wenn aber das Gericht die. Zahlung an einem 
andern Drte, als am Sitze des Gerichts verordnet, alddann muß 
die Caſſe das Geld mit der Por abfenden und den Poſtſchein bis 
zum Eingang der Quittung als vorläufigen Belag aſſerviren. 

Nur durch firenge Beobachtung diefer Vorſchriften laſſen 
ſich die Caſſen gegen Anſpruͤche wegen verweigerter Zahlungen 
ſchuͤtzen. 

Berlin, den 26. April 1831. (v. K. J. Dd. 37. S. 328.) 


d icht den B dfonds it merando» 
Bufchäffe der Sid e au en Bere fon s dur, Safe ung der Preänu 


Im weitern Verfolg der den refpectiven Obergerichten ſchon 
durch das Circular⸗-Reſcript vom 19. Decbr. v. J. bekannt ger 
wordenen Angelegenheit, | 

wegen Beſchaffung der, zur Beflreitung ber verfaffungem 

figen Pränumerandozahlungen und Vorfchußleiftungen, bei 
den Salariencaffen der Gerichtöbehörden erforderlichen Bes 
ſtandsfonds, durch die denfelben aus den betreffenden Regie⸗ 
rungs · Hauptcaffen zu diefem Zweck, bis zur Höhe des vier: 
teljährlihen Betrages der etatsmaͤßigen Zuſchuͤſſe jedes Ober⸗ 
gerichts⸗ Departements (neben der ſchon früher ſtattgefua⸗ 
denen vierteljaͤhrlichen Vorausbezahlung derſelben) zu ge⸗ 
waͤhrenden Vorſchuͤſſe, 
it mie dem Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterium die Vereinigung getrof⸗ 
fin worden: — | 
daß diefe den Juſtiz ⸗Salariencaſſen aus den Regierungs⸗ 

Hauptcaſſen gewährten Vorſchuͤſſe zwar nicht als eiſern be⸗ 

trachtet werden ſollen, weil der Vorſchußbedarf der Gerichte 

ſich nicht immer gleich bleibt, und namentlich bei den jedes⸗ 
maligen neuen Etatsformationen, und den damit erfolgen⸗ 
den anderweiten Feſtſetzungen der etatsmaͤßigen Sportel⸗Ein⸗ 
nahmen und der, zur Erfüllung der Ausgabe-Etats zuzu⸗ 
fegenden Zuſchuͤſſe, der Veränderung unterworfen iſt; 

und daß die Regierungen daher gehalten find, dieſe vor: 
ſchußweiſe geleifterin Zahlungen den Gerichten auf deren 


u 
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fuͤr das letzte Quartal jedes Jahres zu erhebende etatémaͤßi 
gen Zuſchuͤſſe in Anrechnung zu bringen; 
daß aber die reſpectiven Obergerichte befugt fein ſollen, die, 
nad) Maaßgabe der eingetretenen Veränderungen, ailjährlid 
anderweit erforderlichen Vorſchuſſe gleichzeitig mir jener An 
rechnung der früher geleifteren — aus den Regierungs⸗Haupi⸗ 
caſſen aufs Neue wiederum zu erheben; dergeſtalt, daß, 
wenn z. B. für ein Dbergerichts , Departement, auf den 

Grund der Eingangs gedachten Circular- Verfügung, im 

Laufe diefes Jahres ein Worfhuß von 4000 Rihlr. 

worden wäre, und der am 1. Ocibr. d. J. fällige etatemaͤßi⸗ 
ge Zuſchuß pro Ates Quartal c. dagegen 6000 Rehlr. bes 

truͤge, hiernach alſo, bei der verordneren Anrechnung des 

Vorſchuſſes, von dieſer Quartaltate nur noch 2000 Rthir. 

zahlbar blieben, — das betreffende Obergericht dennoch be⸗ 

rechtigt iſt, falls keine erhebliche Veraͤnderung des Vorſchuß⸗ 
bedarfs ſeiner Gerichte eingetreten fein follte, die vollen 

6000 Rthir. zu erheben; die überfchießenden 4000 Rihir. 

‚aber, oder, wenn eine Veränderung des Vorfhußbedarfs 
nothwendig geworden, den andermeit über die Summe je 
ner 2000 Rthlr. erhobenen Bedarf als Vorſchuß zu verrech⸗ 

nen und zu quittiren hat, 

Die Regierungen ſind hiernach, unterm 22.0. Mis., von dem 
Königl. Finanz: Minifterium mit Anmweifung verfehen, und das 
bei iſt zugleich beſtimmt worden, daß es zur Seftftelung des al, 
jährlich zu erhebenden Vorfchußguanri nicht erft der durch die 
Eircular » Verordnung vom 19, Dechr. v. 5. vorgefchriebenen Re: 
Auifltion der Regierungen von Seiten der Dbergerichte bedarf, 
fondern daß die darüber Yon den Haupt, Untergerichts s oder fons 
ſtigen Central Caffen der Obergerichte auszufertigenden Quittun⸗ 
gen ‚nur von den Präfidenten vifirt fein muͤſſen. 

Die reſpectiven Obergerichte werden von dieſen Maaßtregeln 
in Kenntniß geſetzt, um ſich danach zu achten, und insbeſondere 
wegen der am J. Octbr. d. J. bevorſtehenden erſten Erneuerung 
— unverzuͤglich die erforderlichen Vorbereitungen zu 
treffen. | 
‚ Dem Chef der Juſtiz iſt von dieſer jebesmaligen Erneuerung, 
und wie viel die den Dbergerichten ſolchemnach geleifteten Bor 
ſchuͤſſe alljährlich betragen, Anzeige zu machen. Ä 

Verlin, den 6, Auguft 1830. (d.8.5%.85.36.©. 194.) 


Specielle Iafificarion der dur&laufenden Poſten bei den item, welche 
im Werbaude der — — —— 


Die Koͤnigl. Ober⸗Rechnungskammer bat bisher keine ſpe⸗ 
cielle Jaſtification der durchlaufenden Poften bei den Rechnungen 
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der Gerichte, welche im Verbande der Haupt» Untergerichts ⸗Sa⸗ 
lariencaſſen ftehen, und feine eigene Etats haben, erfordert; 
dieſelbe erachtet aber jetzt für nörhig, und das Königl. Kammer; 
gericht wird daher angewiefen, es zu veranlaffen, daß vom Iften 
Sjanuar k. J. ab feine Haupt  Untergerichts / Salariencaffe die in 
ihren Rechnungen aufzuführenden durchlaufenden Poften, welche 
die einzelnen Gerichte berechnen, gehörig juſtiſtcite. 
Hierzu iſt es noͤthig, daß 
a) die Ausgabe an Stempeln durch das damit NG 
Atteſt der Königl. Steuerbehörde über den Betrag der ges 
kauften Stempel juftificire werde. Der Negel nad muß ' 
das letztere mir dem zum Soll-Einkommen gebrachten Stems 
‚pelberrage harmoniren, da die Refervation der Stempel ums 
zuläffig ift, und e8 kann nur ein Mehrbetrag eintreten, wenn 
früher reſervirte Stempel jegt nachgebracht werden; 
b) die Ausgabe an Porto, infofern keine Porto » Contoba⸗ 
cher gehalten werden, und zwar das Eingangs » Porto durch 
die Couverts, und das Abgangs Porto durch Atteſte der 
Poftämter nachgetoiefen werde; 
ec) Commiffionsgebähren, Diäten und Reifefoften durch die in 
dem Abfchnitt 14. der Eircular-Verfügung vom 26. Januar 
1828 vorgefchriebenen, mit den Liquidationen belegten Des 
fignationen, worüber die Anlage (A.) fpricht; 
d) Remiffions » Koften und andere Auslagen durch ein Auteſt 
des Gerichts, welches ſie verausgabt hat, belegt werden; 
e) bei fistalifcyen Strafen die Berausgabung duch die Quit⸗ 
tung der Regierungs « Hauptcaffe, und 
f) die Stempelftrafen durch Duittungen der Steuerbehoͤrden 
und Denunciansen befcheinige werden. 
Das Koͤnigl. Kammergeriht hat dahin zu fehen, daß die Iſt⸗ 
Ausgabe mit der Soll: Ausgabe harmonirt, und daß die Soll s 
Ausgabe ad c bis f. mit der Zt: Einnahme übereinftimmt. 

Zugleich werden von dieſer Verfügung drei Ereinplare zum 
Gebrauch des Collegii und die für die Untergerichte nöihigen Ex⸗ 
emplare hierbei mitgetheilt. 


Berlin, den 16. Movbr. 1830. 


A. 
Ertract. 


unter den Titel „an Commiffionsgebühren” find häufig alle 
außer den Titeln „an Stempelgebühren, Porto, Copialien und 
Botenlohn“ vorfommende Gebühren und Koften, welche an Bes 
amte und dritte Perfonen oder Behörden gezahlt — oder 
gezahlt werden ſollen, berechnet worden. 
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Es gehören aber dahin nicht die in den neuen Etats aufger 
führten ſtatt Gehalt oder Gehaltstheil bewilligeen Dienft : Emo 
kumente der Beamten des Gerichts, an 

1) Calculatur⸗ 

2) Eopialiens Gebühren, 

3) Boten , 

4) Meilengeldern u. f. w., 
da fie keine durchlaufende, fondern wirflibe Einnahmen der 
Eaffe, worüber durch den Etat disponirt worden, bilden. 

Sie muͤſſen daher au, befage des Schema zum Einnah—⸗ 
me: Belage, in befondern Eolonnen auf den Grund der Sportel; 
Kontrolle, ihrem fummarifhen Berrage nad, vereinnahmt, und 
in fo meit fie den Beamten in parteın salarii bewilligt worden, 
nah Vorſchrift der Etats unter dem Titel „an Befoldungen” an 
Sol; und Arts Ausgaben nachgewiefen und dur Jahres: Auits 
tungen der Eupfaͤnger juſtificirt werden. 

In die Kolonne „Commiſſi ie ic gehören nur 

a) Diäten, 

b) Reiſekoſten, 

c) baare Auslagen, 
infofern fie principaliter den Parteien, nicht aber der 
Staatscaſſe zur Laft fallen; 

d) die durch die Allerhoͤchſte Cabinets⸗Ordre vom 9. Septbr. 
v. 5. allgemein bewilligten Gebühren für Aufnahmen legıs 
williger Verordnungen, und 

e) die fonft bei dem vor dem 1. Sjanuar 1825 angeftellten Be; 
amten nod ftattfindenden eigentlihen Commiffionsgebüh: 
ren der Mitglieder und Subalternen der Gerichte, 


Alle diefe ald Eommiffionsgebühren zu berechnenden Beträge Lin: 
nen nur auf den Grund volltändiger feftgefegter Liquidationen in 
Ausgabe paffiren. 

Da jedoch die Aufführung jedes einzelnen Poftens in der 
Rechnung diefe fehr vermeitläuftigen würde, und bei mehreren 
Gerichten fhon die Einrichtung beſteht, daß diefe Commiſſions⸗ 
gebühren der Caſſe durch monatliche mit einem General: Mandat 
zur Zahlung verfehene, aus dem Commiſſionsgebuͤhren / Buche 
ertrahirte Nachweiſungen überwiefen werden; fo genügt es, wenn 
nur diefe monatlichen Nachweiſungen oder eine jährliche General: 
Nachweiſung, aber mit den vollftändigen belegt, der Rechnung 
beigefügt, und dann nur die fummazifhen Beiroͤge derfelben in 
die Rechnung übernommen werden. 

Für diejenigen Gerichte, welche es vorziehen, die Commiſ—⸗ 
fionsgebühren, den Betraͤgen der einzeinen Liquidasionen nad, 
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in der Rechnung aufzuführen, den legteren nur ſolche monatliche 
oder jährliche General: Nachmeifungen beifügen zu laffen, erfolgt 
das Schema dazu sub C. hierbei. 

Auch diefe Nachmeifung kann no dadurd abgekürzt wer⸗ 
den, daß die Gebühren, welche einzelne Beamte beziehen, und 
deren Anfäge keiner Prüfung unterliegen, wie namentlich die 
&raminarionsgebühren,, bei jedem Percipienten nur ſummariſch 
aufgeführt werden. 

Potsdam, den 26. Sjanuar 1828. (v. K. J. %d.36. ©. 361.) 


Dber : Rehnungstammer. 
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She 


Nachweiſung der bei der Salariencaſſe 
an Eommiffionsgebühren an die 


1. 2. a ° | 4, 


der Sportel⸗ ’ Namen 
Eontrolle oder und 
Fortlau⸗des Commiſ⸗Gegenſtand der Sache u. Ber| Charakter 
fende  Iflonsgebührens zeichnung d. Gefchäfts, wofür der 
Nummer. | Buchs No. die Koften liquidirt find. | Beamten. 


- 


Bemerkung. 


In diefe Nachweiſung gehören nur die nicht im Etat als 
Emolumente der Beamten aufgeführten Gebühren. In die Eos 
Ionne 5. werden alle Gebühren eingetragen, welche nicht als 
Auslagen betrachtet werden, 3. B. Gebühren für Aufnahme 
legtwilliger Werfügungen in loco, Terminsgebuͤhren, wo füldel ' 
zulaͤſſig ſind, Sraminationsgebühren, wenn fie ein einzelner Be: 
amte bezieht. In die Eolonne 6. gehören außer den Diäten und 
Reiſekoſten alle übrige baare Auslagen. 

Diefe Ausgaben werden durch vollſtaͤndige Liquidationen, 
- welche den Gegenftand, den Auftrag, die Dauer des Geſchaͤfte, 
die Entfernung des Wohnorts, den Diätenfag und alle übrige 
zur Prüfung der Liquidation erforderliche Details enthalten mäf: 
en, belegt. 

ii In Eolonne 8. quittirt der Beamte felbft. 

Die Colonne 9. ift unter anderm zu der kurzen Anzeige be; 
ftimmt: wenn ein Beamter ausnahmsweife zur Beziehung ge: 
wiſſer Gebuͤhren berechtigt if. 
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des Gerichts zu . pro 1827. sub Tit, 
Beamten des Gerichts verausgabten Koften. | 


5, 6, 7. 8. o. 1 |’ io 


I No. der 
Eigentlihe | Diäten, Reis) Summe der | beilier | unit: | 
Commiſ⸗ | fefoften n.an=| Eolonnen 5 | Yenden fung bes Bemer:. | 


fionsgebühs | dere Auslas und 6, Speclal⸗ Empfän: en. 
ven, gen. air gerb. Feen 


Mebfe. for. of. Rihlt. far, pf. Rthlr. far. pf. 


Vorſtehende Poften find, inſowelt es nicht unter den beige 
fügten Special Liquidarionen gefchehen, In den betreffenden Ac- 


ten fefigefegt und zur Zahlung angemwiefen worden; ſolches befcheis 
nigt hiermit 


N., den ten | 
Das Gericht. 
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Werfahrungsmweife bei der Werechnnng der Meilengeider für Boten. 

Die jegige Einrichtung mit den Meilengeldern der Voten 
hat in der Ausführung große Beſchwerden zur Folge. Der Ans 
faß der Meilengebähren für die Hin / und Ruͤckreiſe mit 3°/, Ser. 
pro Meile kann bei weiten Entfernungen den einzelnen Parteien 
fehr drücdend werden, wenn der Bote bie Reife einer einzelnen 
Sache wegen unternehmen muß. Dagegen hat die Beftimmung: 
daß die Koften der Reife, fobald der Bote mehrere Insinuanda 
auf einer Tour abzumachen hat, auf alle zahlbare Baden ver 
theilt werden muͤſſen, große Schwierigkeiten; denn es ift oft fehr 
mühfam auszumitteln, wie viel Meilen der Bote auf einer Reife 
zur Beſorgung mehrerer Sinfinuationen zurüdzulegen har; bei 
nachliquidirten Koften ift es faft unmögfich auszumitteln, wie viel 
die Meilengelder in einzelnen Sachen betragen und anzufegen 
find, da nicht conflirt, mit welchen Saden fie zugleich befördert 
find, und bei Niederſchlagung geftundeter Koften verliert der Bote 
wieder die zum Anfag gebrachten Koften zur Ungebuͤhr. Bei als 
len diefen Inconvenienzen ift es wünfchenswerth, eine Einrich⸗ 
tung zu treffen, welche diefe Unannehmlichkeiten vermeiden läßt, 
und will daher der Juſtizminiſter hierüber die Vorſchlaͤge des Proͤ⸗ 
fivii des Königl. Ober : Landesgerichts gewärtigen. 

Von Seiten des Dber  Landesgerichts zu Halberſtadt iſt vor 
gefchlagen worden: — 

a) die Meilengelder fuͤr jedes nach einem auswaͤrtigen Orte zu 
inſinuirende koſtenpflichtige Stuͤck, ein⸗fuͤr allemal und ohne 
Ruͤckſicht auf größere oder geringere Entfernung vom Orte 
des Gerichts, auf einen beſtimmten Satz von etwa 4 Sgr. 
feſtzuſetzen, gleich mit den übrigen Koſten ins Sportelregi⸗ 
ſter — jedoch in einer beſondern Colonne — eintragen, mit 
einziehen zu laſſen, und ſolchergeſtalt die Selbſteinziehung 
der Boten aufzuheben, demnaͤchſt aber 

b) monatlich oder vierteljährlich denjenigen Betrag der Mei: 
lengelder, welchen das Sportelregifter als Soll» Einnahme 
ergiebt — eben fo wie es mit den Eopialien gehalten wird — 
nach zu beftimmenden Grundfägen unter die Boten zu ver: 
theilen und vorſchußweiſe an diefelben zu zahlen, die nieder: 
gefchlagenen Beträge aber von neuem zur Soll: Einnahme 
zu bringen, auf das Retro⸗Conto der Boten zu fegen, dieſel⸗ 
ben bei der folgenden Zahlung zu fürzen und in baare Ein 
nahme zu ftellen. Ä 

Auch hierüber Hat das Präfidium ſich gutachtlich zu äußern. 

Der Vorſchlag: die Meeilengelder auf ein Paufchquantum, 
ohne Ruͤckſicht auf die Enıfernung, zu firiren, hat Mehreres für 
ſich, da es ſchon für die Partei drückend ift, wenn fie weit vom 
Orte des Gerichts wohnt, und diefer Vorſchlag verdient daher 
eine befondere Erwägung. 
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Die Vorſchlaͤge des Präfidii muͤſſen zugleich Criminal» und 
Civilſachen umfaffen, da dabei fein Unterfchied Statt finden ſoll. 
Auch ift zu erwägen, ob in Executionsſachen dieſelben Anwens 
dung leiden koͤnnen. Ä 

Zugleich iſt anzuzeigen, mie viel Boten noch im Departe: 
ment des Königl. Ober » Landesgerichts den uneingeſchraͤnkten Ges 
nuß der Meilengelder haben, auch ift von diefen ein Verzeichniß 
und die Angabe der verdienten Meilengelder nad) dem geltenden 
- Etat einzureichen. | 

Bon diefer Werfügung werden dem Präfidio drei Abfchriften 
zum Gebrauch hierbei mitgerheilt. 


Berlin, den 3. Dechr. 1830. (v. K. J. Bd. 36.. 368.) 
Verrechnung und Controlle der gufinutiond , Meilen» und Ereeutionds 


Durch die Verfügung des Juſtizminiſters vom 30, Septbr. 
1825 (Jahrb. Bd. 28. S. 140.)*) iſt feftgefegt worden, daß 
die Boten und Erecutoren, welchen die Inſinuations-, Meilen s 
und Erecutionss Gebühren, ganz oder theilmeife ftatt Gehalts 
beigelegt worden find, diefelben zwar von den Parteien unmittels 
bar für fih erheben koͤnnen, darüber aber befontere Rechnungs⸗ 
bücher führen muͤſſen, aus denen der fummarifche Betrag am 
Sahresfchluffe in die Salariencaſſen Kechnungen aufgenommen 
und als durdplaufende Poft verrechnet wird. Bei diefer Einrich⸗ 
tung entgeht den Gerichten nicht allein die Caſſenquote von den 
Botengebühren, fondern es entſteht auch der Uebelſtand, Daß, 
wenn die Boten und Erecutoren, welche die Gebühren nicht 
ſaͤmmtlich, fondern nur bis zu einem gewiſſen Betrage beziehen, 
im Laufe des Jahres mehr als diefen Betrag eingenommen haben, 
einen Ueberſchuß hinter fi behalten, welchen fie bei der Abrech 
nung zu Ende des Jahres an die Caſſe abzuführen häufig niche 
im Stande find. — Die gedachten Rechnungsbächer liefern fers 
ner für den Hau, wo die Boten und Erecutoren auf einen Mari 
malbetrag der Gebühren gefegt find, keine, das Caffen » Sintereffe 
hinreichend fihernde Controlle. Da nun diefer, Fau der häufigfte 
ift, und die Boten und Erecutoren, welche noch unbefchränkt die 
Gebühren beziehen, ſich ſchon auf eine geringe Zahl vermindert 
baben, fo iſt die. durd das. Reſcript vom 30. Sepibr. 1825 ge⸗ 
sroffene Anordnung den Verhaͤltniſſen nicht ferner entſprechend. 
Es wird daher beftimmt, daß die Inſinuations-, Meilen» und 
Srecutiond: Gebühren vom 1. Januar k. 5. in jeder einzelnen 
Sache bei der. Caffe nebſt der Quote zum Anſatz gebracht, und, 
fo weit fie den Boten und Executoren zukemmen, gleich den übri; 
gen durchlaufenden Poften verrechnet werden follen; eine Aus: 





9 S. dieſes Wert Bd. II. ©. 352, 
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nahme hiervon und die Beibehaltung der zeitherigen Einrichtung 
und Rechnungsbücher wird jedoch in Anfehung derjenigen Ereru: 
toren nachgeaeben, welche nicht am Sitze des Gerichts wohnen, 
da bei diefen die obige Beftimmung nicht ohne große Weitläuftig- 
keiten auszuführen ift. 

Berlin, den 25. Sepibr. 1831. (v. K. J. Bo.38.S. 127.) 


Yuszahlang dere Eommifflonds und Galeulaturgebühren an die Emipfänger. 

Es iſt zur Kenntniß des Juſtizminiſters gekommen, daß eis 
nige Gerichte die Commiſſions- und Calculaturgebühren nach der 
Soll; Einnahme vorfhußweife auszahlen laffen. ‘ 

Diefes Verfahren muß fofort abgeftellt und ſowohl bei den 
Salariencaffen der Königl. Obergerichte, als der Untergerichte 
die nach dem Sportelcafjen» Reglement vorfchriftsmäßige Anords 
nung getroffen werden: | 

hbaß Commiſſions⸗ und Calculaturgebuͤhren an die Empfaͤn⸗ 
ger nur erſt, wenn fie zur Caſſe wirklich eingegangen, aus 
gezahlt werden, | | 
welche Auszahlung duch eine monatlich anzufertigende Defignas 
tion regulirt werden kann. 

Sollte fidy bei der Berechnung ergeben, daß die wirklich 
eingetommenen Gebühren den Betrag der den Beamten evincirten 
Summe, vom Anfang ded Rechnungsjahres am gerechnet, nicht 
erreichen, fo ift nach der legten die Zahlung zu veranlafien. 

Berlin, den 6. Decbr. 1830. (v. K. J. 0.36, ©. 356.) 


Werfahren bei Ausftellung von Beugniffen aus Eaffenbächern. 


Aus Veranlaffung des in Abſchrift beiliegenden Schreibens 
der Koͤnigl. Ober» Nehnungstammer vom 27. Mai d. J. (Ans 
Tage A.) werden fämmtliche Obergerichte angemiefen, darauf zu 
halten, daß diejenigen Beamten, benen Caſſenbuͤcher vorgelegt 
werden, um auf Grund berfelden ein Atteft auszuftellen, oder 
einen Belag zu befcheinigen, in den ihnen vorgelegten. Büchern 
darüber eigenhändig einen Vermerk niederfchreiben, daß, zu wel⸗ 
chem Zwecke und wann ihnen diefelben vorgelegt worden find. Es 
ift auch dafür zu forgen, daß biefe Verfügung den Untergerichte 
Behörden durch die Amteblaͤtter zu ihrer Nachachtung betanns 
werde, | 

Berlin, den 1. Juli 1831. 


A. 


Bei dem Stadtgeticht zu Kruppitz iſt der Fall vorgekommen, 
die von dem dortigen Stadtrichter N. als richtig atteſtirte 
Soll: Einnahme ſich Hei der, im Folge einer gegen den vormaligen 
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Rendanten diefer Caſſe, N. M., eröffneten Unterfuchung vorge 
nommenen Recerge als unrichtig erwiefen hat. 

Der ꝛc. N. entfchuldige fih damit, daß das ihm bei der 
Rehnungsabnahme vorgelegte Sportelregifter, auf deſſen Grund 
er die Richtigkeit der Soll» Einnahme befcheinige-hHabe, nicht das: 
jenige gewefen fein koͤnne, welches fpäterhin vorgefunden morden, 
weil die Unfauberkeit und Unordnung in dem legtern den Beweis: 
liefern, daß darnach die Rechnung nicht habe gelegt werden koͤn⸗ 
nen, und ihm-mithin fahfche Bücher vorgelegt fein müßten. 

Das Königl. Obers Landesgericht zu Ratibor meint, daß 
diefe Angabe Beräcfichtigung verdiene, und daß keine ſolchen be: 
fondern Umftände vorlägen, welche in concreto zur weitern Vers 
folgung diefer Angelegenheit Weranlaffung geben möchten. | 

Bei diefer Sadlage tragen wir zwar fein Bedenken, den 
vorliegenden Fall auf fi beruhen zu laffen; da es indeffen im 
hohen Grade wünfhenswerth ift, daß fowohl der wirklichen Uns 
terfchiebuug falfcher Caſſenbuͤcher möglichft vorgebeugs, als auch 
- Maafregeln angeordnet werden, die es geftatten, die Nichtigkeit 
eines derartigen Vorgebens prüfen zu lafien: fo dürfte es zweck— 
dienlich fein, von denjenigen Beamten, welchen die Eaffenbücher 
vorgelegt werden, um auf den Grund derfelben ein Atteft auszus 
ftellen, oder einen Belag zu befcheinigen,, zu verlangen, daß fie 
in dem ihnen vorgelegten Büchern darüber eigenhändig einen Vers 
merk niederfchrieben, daß, zu welchem Zwei und wann ihnen 
diefelben vorgelegt worden. j 

Einem Koͤnigl. Hochloͤblichen Juſtiz-Miniſterio ftellen, wir 
ganz ergebenft anheim: | 

ob wohl Daſſelbe Sich nicht veranlaßt finden möchte, die 

Gerichtsbehoͤrden mit einer deefalljigen Anweifung zu. ver: 

fehen, | | 
und bitten wir im Fall des gefälligen Einverftändniffes um Mit: 
theilung einer Abfchrift der desfalls zu erlaffenden Verfügung 
ganz eryebenft. | | | 

Potsdam, den 27. Mai 1831. 
Dber - Rechnungskammer. 

An : 9% Ladenberg. 
Ein Königl. Hochloͤbliches Juſtiz⸗ | 
Minifterium zu Berlin. 

(60. K. J. Bo. 38. S. 123.) 


Berechnungen der Gehalts » Erſparniſſe. 

Mit Bezug auf die, die Separatablieferung der bei den Zus 
ſtiz / Salariencaffen erfparten Ausfterbegehalte. betreffende Circus 
lar» Verordnung vom 26. Januar v. J., werden die resp. Ober: 
gerichte hierdurch angewieſen, die über jene Erſparniſſe alljährlich 
anzulegenden Berechnungen der Königl. Ober » Rechnungstammer, 

VI. 43 
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nach deren dem Yuftiz» Dinifterium zu erkennen gegebenen Bun: 
ſche, ferner nicht erſt, wie bisher, mit den Rechnungen und Red 
nungsbelegen der betreffenden Eentralcajien, bei welchen bie ab: 
zuliefeenden Erfparniffe in Ausgabe fommen, fondern abgejondert 
davon, unfehlbar in.den drei erften Monaten jeden Jahres, und 
mindeftend gleichzeitig mit der (derfaflungsmäßig als Beilage der 
Eaffenabfchläffe) hierher erfolgenden Einfendung derfelben — ein 
zureichen, und zugleidy die Weranftaltung zu treffen, Daß in diefen 
Berechnungen künftig, zum Gebrauch für die Königl. Ober⸗Rech⸗ 
nungstammer, den vorgefchriebenen drei Rubriken noch eine vierte 
und fünfte, für die vollen Jahresbeträge resp. der erſpat⸗ 
ten Ausfterbegehalte und der daraus bewilligten Zulagen — hiw 
zugefügt werden. 
Berlin, den 26. Auguft 1831. (v. 8.3. ©. 38. S. 124.) 


Entwürfe zur Bearbeitung der Jufkig» Etats. 


Für die Jahre 1833, 1834 und 1835 follen für die ſaͤmmt⸗ 
fichen Suftizbehörden im Departement des Königl. Ober: Landre: 
gerichts neue Etats reguliert werden. Dem Collegio wird daher 
aufgegeben, die Entwürfe zu diefen Etats fogleih ausarbeiten zu 
faffen, und im Laufe des Monats Februar, fpäteftens aber bis 
zum Schluß des Monats März 1832 einzureichen. 

Bei der Bearbeitung der Etats find die in der Anleitung zur 
Entwerfung der Caffen Etats vom 5. Januar 1829 (Jahrbochet 
der Preußifchen Gefeggebung Bd. 33. S. 145.) enthaltenen Bor 
ſchriften zu beobachten, auch wird deshalb noch Folgendes fell: 
gefegt: —— 

1) Bei den Fractiong » Berechnungen der unfixirten Einnahmen 
und Ausgaben find in der Regel überall die Jahre 18%°/sı 
zum Grunde zu legen. Sofern aber in einzelnen Fällen die 
Refultare des Jahres 1831 zur Zeit des Abſchluſſes noch 

“nicht vollftändig vorliegen follten, fo find legtere dadurd 
nicht zu verzögern, fondern die Fractionen auf die Sabre 
18230 zu richten. 

2) Bei den Emolumenten der Beamten find überall, indbe 
fondere auch bei den Eopialien, die Brutto Beträge in der 

‚Linie des Stats auszumerfen, und die Dienft : Ausgaben, 
namentlich der aus den Kopialien gewöhnlich zu beftreitenden 
Koften für Hülfefchreiber und Schreibmaterialien, vor Mt 
Linie kurz zu bemerken. 

3) Die nad der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 9. Sepibr. 
1827 aud für die mit dem Normal; Einkommen angeftelten 
Beamten noch zuläffigen Commiffionsgebühren für Auf: und 
Annahme von Teftamenten außerhalb des Gerichts » Loxalt, 
find gleichfalls in den Etats in der Linie, und zwar in der 
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Colonne der fortbauernden Ausgaben autzuwerfen, und bei 
denjenigen Beamten, welche noch zum Genuß anderer Com⸗ 
miffionegebühren berechtigt find, von letzteren abgeſondert 
aufzufuͤhren. 

4) Auch die Naturalien, welche mehrere Beamte beziehen, an 
freier Wohnung nebſt Zubehör, Holz: und Getreide⸗Depu⸗ 
taten x., find nach ihrem Geldwerthe in den Etats in der' 
Linie aubzuwerfen, und bei der Einnahme unter den Be⸗ 
amten-Emolumenten mit aufzuführen. 

5) Bei allen nicht firirten Einnahme- und Ausgabe: Pofltios 
nen find in den Etats die Groſchen und Pfennige wegzu⸗ 
laſſen. 
6) Auf dem Titelblatt eines jeden Etats iſt die Zahl der Juris⸗ 

dictions-Eingeſeſſenen des Gerichts anzugeben, mie dies 
fhon unterm 13. Auguft 1829 allgemein angeordnet worden 
(Zahrb. Bd. 34. S. 117.). 

7) Die Eıars : Projecte find, da fie zugleih als Concepte für 
die Acten des Sufliz« Minifteriums benutzt werden follen, 
in reinlichen Abichriften (auf denen fidy jedoch die Driginal s 
Attefte der Richtigkeit in calculo befinden müffen), und in 

einem Format einzufenden, welches nicht größer fein darf, 
als das gewöhnliche Papierformat. 


Berlin, den 20. Decdr. 1831. (v. K. J. Bdo. 38. S. 303) 


WBetrrechnung der Diäten der Hälfsarbeiter bei den Untergerichten. 


Auf den Antrag der Königl. Ober⸗Rechnungekammer wird 
das Königl. Ober : Landesgericht angewiefen, die Verrechnung der 
aus dem Dispofitionsfonds der Haupt: Caffen, in specie der 
„ Haupt; Untergerichte s und Haupt » Land = und Stadigerihts» Sa; 
lariencaffen für Hülfsarbeiter bei den Untergerichren bewilligten 
Diäten, in der Art anzuordnen: 
daß bei diefen Eaffen vom 1. Januar d. 5. an die derartis 
gen Ausgaben 
a) mit dem Bewilligungs»Referipte, aus welchem der 
Zweck der Aushälfe und die Beſtimmung der Diäten, 
fo wie da6 Datum und die Dauer des Commifforii her: - 
vorgehen muß, und 
b) mit der Quittung der Salariencaffe desjenigen Se; 
richte, bei welchem der Diätar angeftellt worden, 
juftificire, dahingegen aber 
c) bei den Salariencaſſen der Untergerichte der Diäten: 
betrag durchlaufend in Einnahme und Ausgabe, und 
zwar bei der Ausgabe mit der Anlerung t des Prrcipien» 
ten belegt, 
verrechnet werde, 
43 * 


' 
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Das Königl. Ober: Landesgericht erhält zugleich Hierbei drei 
Exemplare diefer Berfügung zum Gebrauch im Collegio. 
Berlin, den 30. Januar 1832. (0.8.5.0. 39. S. 191.) 


Abſchluß der Jahresrechnungen. 

Nach dem Sportel » Eafjenreglement vom 20. April 1782 
$..222, it der. 31. December eines jeden Jahres der allgemein 
feftgefegte Termin zum Abſchluß der Sahresrechnungen bei ben 
gerichtlichen Salariencafien. Die Königl. Ober: Rechnungstam: 
mer hat verfchiedentlich zu bemerken Gelegenheit gehabt, daß die 
fer Termin nicht von allen Gerichten beachtet wird, fondern fp& 
ter geleiftete und zu leiftende Zahlungen zur MWereinfachung der 
Rechnungen noch in den Sahresabrechnungen der ſchon verflofit 


nen Jahre aufgeführt ſtehen. 


Da ed norhwendig ift, daß der Termin des Abfchluffes bei 
allen Eafien gleichzeitig ift, fo find die Nendanten anzumeifen, bie 
dem Rechnungsjahre angehörige Ausgabe auch innerhalb deffelben 
zur Seftftellung zu bringen und zu leiften, auch die dazu nörhigen 
Vorbereitungen fo zeitig zu treffen, daß der Jahresabſchluß nicht 
aufgehalten werde, 

Hiernach find die Caſſen fämmtlicher Könige. Gerichte mit 
Anweifung zu verfehen. 

Berlin, den 13, Febr. 1832, (v. K. J. Bo.39.S. 179.) 


Termin ded Rechnungsabſchluſſes der Juftizcaffen. 
Durd die Verfügung vom 13. Febr. d. J. (abgedrudt in 
den Jahrb. Bd. 39. &. 179.) ift den Gerichtsbehörden bekannt 
gemacht worden, daß der Rechnungsabſchluß bei fämmtlicen 


- Suftizcaffen mit dem 31. Decbr. jeden Jahres zu bewirken fei, 


Da dies jedoch bei den Obergerichts: Salariencaffen, fo wie 
beiden Haupts Untergerichtecafien, mit Schwierigkeiten verbuns 
den ift, und leicht veranlafien kann, daß der Königl. Ober » Rec 
nungslammer unvollftändige Rechnungen zur Reviſion eingereicht 
-werden, fo will der Juſtizminiſter den Rechnungsabſchluß bei 
fämmtlihen von den Dbergerichten verwalteten Juſtizcaſſen bis 
zum 31. Januar des folgenden Jahres geftarten.. Diefer Termin 


muß jedoch genau inne gehalten werden, weshalb die Rendanten 


fofore mit den erforderlichen Anmweifungen zu verfehen find. 
Berlin, den 11.'Dechr. 1832, (v. K. J.Bdo.40. ©.516.) 


Annahme der Friedrichsd'or bei den Caſſen Behufs der Goldantheile der 
Gehalte. 


Nachdem durch die Allerhoͤchſte Cabiners » Ordre vom 21.N% 
vernber v. J. (Geſetzſammlung de 1831. S. 254.) beftimmt wor 
den, daß vom 1. Sjanuar 1832 ab bei allen an die Staatscaffen 
in Silbergelde zu leiftenden Zahlungen auch Friedrichsd’or zu dem 
feften Courſe von 52/3 Rthlr. angewendet und angenommen mer 
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den dürfen, fo if mit dem Koͤnigl. Finanz» Diimifterium über. die: 
bei Juſtizcaſſen eingehenden, Friedrichsd'or communicire worden. 
In Gefolge diefer Communication wird hierdurch beſtimmt, daß ' 
die eingehenden Friedrichsd'dr bei den Eaffen, welche Goldantheite 
bei den Befoldungen zu zahlen haben, zur Ber ichtigung ‚des Gold⸗ 
anıheils zu verwenden find, und daß die Caffen, welche Goldzus 
ſchuͤſſe erhalten, ſich deshalb mit der Goldzufgzäffe zahlenden Eaffe 
zu berechnen haben. 

Sollten Friedrichsd’or in größeren Quantitaͤten eingehen, 
als zu dem Goldantheil der Befoldung Erforderlich ift, oder die 
Caſſe, welche fie erhalten hat, Beinen Goldzifhuß zu empfangen 
haben; fo ift der Ueberſchuß entweder zu 5%/i, Rıhir., infofern die 
Zahlungsempfänger die Friedrichsd'or dazıı anzunehmen bereit 
find, zu verwenden, ober an die Königl. General: Staatscafie 
Dder Regierunge /Haupteaſſe zum Umtauſch gegen Silbergeld ab⸗ 
zuliefern. 

Das Koͤnigl. Ober ⸗ Landesgericht Hat die Nendanten der Ger 
neralcafien anzumeifen, in den. zu ertheilenden Quittungen über 
empfangen® Zahlung fpeciell zu bemerken., wenn ein Theil der 
Zahlung in Friedrichsd or erfolgt iſt, und dieſe Zahlung ſelbſt in 
eben dieſer Art in dem Caſſenbuche zu nor:iren, 

Dem Collegium werden die nöthigen Eremplare dieſes Re 
feripts für feine Untergerichte, und 3 @ remplare zum Gebrauch 
im Coliegio hierbei mitgerheilt. 

Berlin, den 10. Februar 1832, r 

* — 
* 

Dem Koͤnigl. Ober⸗Appellationsger icht wird auf die Anfrage 
‚vom 29. v. M. eröffnet, daß in dem Raſcripte vom 10. Febr. c., 
betreffend die Annahme von Friedrichsd'or bei den Caſſen der Ge⸗ 
richte, der Ausdrud: 

„General Eafien.” 
irrthuͤmlich eingefchlichen ift. 

Es foll heißen: 

„aler Gafien” 


Berlin, den 5. März 1832. (v. K. J. Bo. 39. S. 183) 
Wearbeitung der Caſſen ⸗ und Rechnungsſachen durch Den Saffen- Euratve bei den 
Dbergerichten, 


Der Zuftizminifter findet die Einrichtung, wonach das 
Caſſen- und Rehnungswefen der einzelner Unsergegichte ‘beim 
Collegio von den verfhiedenen Departements, Desernenten bears 
beiter wird, unzwedmäßig, da hierbei die erforderliche Einheit 
und Uederſicht verloren geht. Jene Einrichtung iſt daher abzu; 
fielen und die Vearbeitung des geſammten Rechnungsweſens, 
ſowohl des Kollegii als der Untergerichte, dem Kaffencurator 
zu übertragen. Bei dem genauen Zufammenhange, worin das 


' 
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Rechnungsweſen mit den Anſtellungs- und Organiſationsſachen 
ſteht, erſcheint es gleichfalls angemeſſen, dem Caſſencurator and 
dieſe Sachen und die Prüfung der Bewerber zu Subalternen 
Poſten zu überweifen und ihn dagegen bei den übrigen Geſchaͤften 
verhaͤltnißmaͤßig zu erleichtern. Da bei dieſer Einrichtung ein 
‚ häufiger Wechfel der Laffencuratoren mit mandherlei Inconvenien⸗ 
zen verbunden fein würde, fo ift der Suftizminifter nicht abgeneigt, 
dem für das laufentve Jahr zum Caſſencurator beftelleen Ober, 
Landesgericht: Rath N. N. die Euratel mit der eratsmäßigen 
Remuneration auf die ganze Dauer der jegigen Etatsperiode zu 
übertragen, und erwartet darüber den Bericht des Präfidii. 


: Berlin, den 19. Maͤrz 1832. (0.8.3. 90.39. ©.182.) 


Eopialienautheil der Kansliften an dem Paufhanontum in Bagarellfachen. 


Zur Befeitigung der Befchwerden der Kanzliften genehmigt 
der Juſtizminiſter, day} diefelben von den Paufchberrägen , weiche 
in Baagatellſachen bis zuı 3O Rehtr. feftgefegt werden Lönnen, */, 
für Copialien erhalten, und ift hiernach die Rechnung vom 
1. Januar e. anzulegen. 


Berlin, den 14. Juni 1832. (v.8.5.%5.39. &.452.) 


Einrichtung der ordenelichen a D anbererbenttichen Beraiionen der gerichrlichen 
Die Königl. Ober: Rehnungstammer hat die Bemerkung 
gemacht, 
daß bie in Kolge der Allerhoͤchſten Eabinets:Ordre vom 
‚19. Auguft 1823 und dem Neferipe vom 27. Dctbr. 1823, 
bei fämmtlihen auss Staatsfonds unterhaltenen Gerichten 
vorzunehmenden Caſſſenreviſionen theils gänzlich unterlaffen, 
theild von den Ober gerichten nicht gebörig_controflirt werden. 
Zur pflihtgemäßen Befe lgung des Königl. Befehls, und da die 
vorgefchriebenen ordentlichen und außerordentlichen Caffenrevifios 
nen vorzüglich dazu geeig net find, Unordnungen und Veruntreuun⸗ 
nen bei der Caffenverwaltung zu verhüten, fordere der Juſtizmi⸗ 
nifter das Präfidium des Königl. Ober » Pandesgerichts hierdurch 
auf, für die puͤnkliche Abhaltung der Caffenrevifionen zu forgen. 
Es iſt hierbei befiinders daranf zu achten, daß 
a) bei den Salarien: und ®portelcaffen des Ober: 
Landesgerichts oder der aus Staatsfonds unterhaltenen Un⸗ 
‚kergerichte, weldye nicht von dem Richter felbft verwauet 
werden, alle Monate eine an demjenigen Tage vorge 
nommen wird, an welchem die Reviſion der uͤbrigen Königl. 
Eafien am Drte des Gerichts ſtattfindet, daß ferner 
b) bei den Depofitalcaffen die in der Depoſitalor dnung 
vorgefchriebenen, gewöhnlichen Reviſionen abgehalten 
werden, und endlich 


2 
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c) fowohl bei jeder gerichtlihen Salarien » und 
Sportelcaffe, als auch bei jeder Depyofitals; 
caffe, jährlih nad Umftänden einige, wenigftens 
aber eine außergewöhnliche Revifion, von wels 
chen bie Caſſenbeamten vorher nicht zu unterrichten find, 

durch die Dirigenten des Gerichts bewirkt werden. 

Bei diefen Eaffenrevifionen dürfen fich jedoch die Dirigenten 
auf einen Abſchluß der Caſſenbuͤcher und Wergleihung des Ab: 
febluffes mit den vorgefundenen baaren Caffengeldern nicht be; 
Schränken, fondern fie haben fih auch durch Einſicht der von dem 
Mendanten geführten Bücher und durch Vergleichung berfelben 
mit den Einnahme» und Ausgabebelägen von der richtigen Buchs 
führung des Caſſenbeamten, und bei Salariencaſſen Bleiner Ge, 
richte, bei welchen der Rendant nicht felten die Soll» Einnahme: 
beläge feibft führe, auch durch probemweife Wergleihung mehrerer 
Aeten mit den Soll» Einnahmebelägen von der richtigen Führung 
ber leteren, und endlich Durch genaue Mevifion aller über Activa 
der Caſſe und aus derſelben geleifteten Vorſchuͤſſe vorhandenen 
Documente, fo wie aller Gelder, weiche der Kaffenbeamte in amt: 
licher Beziehung in Empfang genommen und vertreten hat, von 
der vorfaprifismäßigen und ordnungemäßigen Buchführung und 
von der treuen Gafjenverwaltung des Rendanten die nöthige 
Weberzeugung zu verfchaffen. Damit aber aud die Dirigenten 
der Untergerichte den ihnen deshaib zu ertheilenden Anweifungen 
genaue Folge leiften, wird es nöchig, eine firenge Controlle hiers 
über einzuführen. In diefer Beziehung haben die Landes» Zuftigs _ 
sollegien 

1) die ihnen untergeordneten Untergerichte befonders anzumel; 
fen, binnen acht Tagen nach jeder vorgenommenen außerge⸗ 
mwöhnlichen Caffenrevifion, eine Abfchrift des Reviſtons Pros 
totolls nebft dem Caſſenabſchluß einzureichen, auch) 

2) binfidts der gewöhnlichen monatlichen Nevifion die Eins 
richtung zu treffen, daß mehrere Monate hintereinander 
Abfchriften der Reviflong » Protokolle und der Abſchluͤſſe ein⸗ 
gereicht, das Werfahren der Untergerichte forgfältig geprüft, 
bei vorgefundenen Mängeln die norhwendige Anweifung 
ertheilt und dies fo lange fortgefegt wird, bis die monat 
tihen Caffenrevifionen prompt und mit Umſicht vorgenoms; 
men werden. 

3) bei den Untergerichten endlich von Zeit zu Zeit durch ein 
Mirglied des Gerichts, welches mit der Caſſen- und por; 
telverwaltung vertraut ift, noͤthigenfalls unter Zugiehung 
eines Caffen » oder Caleulaturbeamten, außerordents 
liche Kaffenrevifionen abhalten zu lafien. Dies ift 

„vorzüglich bei denjenigen Pleinen Untergerichten nothwendig, 
bei weichen dev Richter als alleiniger Beamter au die Spor⸗ 
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tel= und Depofital: Eaffenverwaltung en’ eder felbft oder 
durch Privargehülfen beforge. Dieſe Lorulrenifionen, mit 
welchen zugleich eine curforiiche, allgemeine. Gefchäfts : Ver⸗ 
waltungsrevifion verbunden werden fann, giebt die befte 
Gelegenheit, die Eafienverwaltung jedes einzelnen Gerichts 
und die Qualification der dabei angeftellten Beanıten genau 
s  Pennen zu lernen, zu controfliven, ob die Anmweifungen we: 
gen der Gaffenrevifionen durch den Dirigenten des Gerichts: 
genau befolgt werden, durch mündliche Belehrung and An: 
weiſungen die entftandenen Irrungen zu befeitigen,, die vor⸗ 
ı gefundenen, geringeren Mängel fofort zu rigen und abzu: 
stellen, und pflichivergeffene, untreue Beamte und deren nad 
läffige Vorgefegte fofort zur Unterfuhung und Strafe ziehen 
Ä zu laffen. Ä 
Dur die genaue Befolgung der Allerhoͤchſten Beflimmungen 
hinſichts der Eaffenrevifionen, wird die Zahl der untreuen und 
nadläffigen Beamten vermindert, und der dem Staat und den 
verantwortlichen Chefs der Landes= Zufitzcolegien drohende Nach⸗ 
theil aus der vernächläffigten Auffiht über dergleichen Beamte 
immer mehr abgewendet werden. | | 


' Berlin, den 13. Aug. 1832. (v. K. J. Bo. 40. S. 198) 


Unweiſun der W | me in den R nicht 
—— (onbeen —2 Safen unter han en 
w en, 


Ä i A... | 
- „Bel Verwaltung der gerichtlihen Salariencaffen und ber 
Criminalfonds kommen Vorfchußzahlungen vor, welche, ihrer Bes 
ſtimmung und der Worfchrift des $. 23. der Inſtruction für die 
König. Ober -Rehnungstammer vom 18. Dechr. 1824 gemäß, 
in den Rechnungen nicht verausgabt, ſondern bei den Caffen uns 
ser den Beftänden nachgemwiefen werden follen. 
| Um die gerichtlichen Eaffen durch folche Worfchäffe nicht zu 
fehr zu erfchöpfen, und zugleich ungerreue Nendanten zu verbins 
dern, etwanige Kaffendefecte bei den abzuhaltenden Caſſenreviſio⸗ 
nen durch diefe Einrichtung längere Zeit hindurch zu verdeden, 
findet fih der Zuftizminifter zu folgenden Anmweifungen veraw 
laßt: 
1) Die Zahlung von Vorfhäffen aus den Gerichts: Salarien 
caffen und den Criminalfonds ift Überhaupt fo viel als midg: 
| lich zu vermeiden. | 
2) Die Vorfchüffe find von den Rendanten der Caſſe ohne 
ſcchriftliche Verfügung der Gerichtsdirigenten oder ausgefer⸗ 
tigte Verfügungen des Collegiums nicht zu zahlen. 
3) Sowohl die Gerichte felbft, als insbefondere die Rendan⸗ 
ten und Eaffencuratoren, haben für die fchnelle Wiederein⸗ 


—- 
—— 


% 
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| ztehung der Vorſchuͤſſe zu forgen , und es haben bie Gerichts 
. birigenten darauf, zu fehen, daß dies überall geſchehe. 


4) Sowohl bei den monatlihen ald außerordentlichen Caſſen 


reviſionen muß gepruͤft werden: 
ob der Rendant fuͤr die Wiedereinziehung der Vorfchäffe 


geforgt und die deshalb nöchigen Verfügungen des Eollegii 


veranlaßt hat. 


5) Der Rendant hat dem gemäß die Behufs der Caffenreviflon 
angefertigten Vorſchuß-Nachweiſungen mit einer befondern 


Eolonne zu verfehen, und in dieſer bei jedem Vorſchußreſt 


zu bemerken: | 
mas er zur Wiebereinziehung des Worfchuffes gerhan habe, 
und aus welchen Gründen die Wiedereinziehung noch 
nicht erfolgt ſei. 

Eben fo muß von ihm in einer befondern Anzeige ſpeciell 

angegeben werden: 
welche Vorſchuͤſſe feit der letzten Caſſenreviſion ganz oder 
zum Theil der Caffe erftatter worden feien, 

mit der Verfiherung auf feinen Amtseid: 
daß andre Vorſchuß⸗ Erfattungen an die Caſſe huher nicht 
erfolgt ſeien. 


Dieſer Anzeige muͤſſen die einzelnen Mandate zur Zahlung 


der Vorſchuͤſſe — wenn ſolche ganz erſtattet worden — nebſt 

Quittungen der Empfaͤnger, beigelegt werden. 

6) Der Calculator, welcher den Caſſenabſchluß revidirt, muß 
zugleich die unter No. 5. erwaͤhnte Anzeige des Rendanen 
mit der letzten und vorletzten Vorſchußnachweiſung verglei⸗ 
chen, und unter derſelben atteſtiren: 
daß die vocletzte Vorſchußnachweiſung nichts enthalte, 

was nicht in der letzten, und in der dazu gehoͤrigen An⸗ 
zeige des Rendanten aufgefuͤhrt worden ſei. 

7) Der Reviſor notirt auf jedem erledigten Vorſchußmandat, 
daß folches erledige, mithin ungültig fei, und befördert die 
Mandate zu den betreffenden Acten. 

8) Außerdem hat der Reviſor, wenigfiens probeweiſe, bei eis 
nigen Poften der neuen VorfHußnagmeifung durch Einſicht 
‚der zur Hand zu nehmenden Acten die Angaben des Rendans 

ten hinfichts der zur Einziehung der Vorſchuͤſſe getroffenen 

Maafregein und der flattfindenden Hinderniſſe zu prüfen, 

und die Refultate davon ſowohl, als das Befolgen der Be 

ſtimmung unter No. 7., im Reviſions⸗Protokoll zu vermerken. 

Finder der Nevifor hierbei, daß die Anzeige zu 5. Unrichtigs 

keiten enthält, fo liegt ihm ob, alle Poſten derfelben einer 

genauen Prüfung zu unterwerfen, und fallen die hierdurch 
entſtehenden Mehrkoften jederzeit dem Rendanten zur Laſt. 


-- 
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Hiernach hat das Koͤnigl. x. Gericht nicht nur ſelbſt bei 
Verwaltung und Revifion feiner Caffen zu verfahren, fondern 
auch diejenigen größeren Untergerichte feines Deparıements, bei 
welchen dergleihen Vorſchußzahlungen oft vorfommen, mit ange 
mefierien Anmweifungen zu verfehen. 

Zu diefem Behuf und zum Gebrauch beim Collegium werden 
20 Eremplare diefer Verfügung beigelegt. 


Berlin, den 11. Septbr. 1832. (v. K. 3.80.40. ©.517.) 


Die Anfrage des Königl. Ober» Landesgerichts im Berichte 
vom 5. d. M., wegen näherer Bezeichnung der VBorfhußzahlungen, 
auf weiche die Verfügung vom 11, Septbr. d. J. angewendet 
werden foll, finder in dem Eingange derfelben ihre Beantwortung, 
Diefe Verfügung berrifft nämlich, wie ihr Eingang zeige, nur 
ſolche Borfhußzahlungen, 

welche, ihrer Beſtimmung und der Vorſchrift des $. 23. der 

Inſtruction für die Königl. Ober ⸗Rechnungskammer vom 

19 Decbr. 1824 gemäß, in den Rechnungen verausgabt, 

fondern bei den Caſſen unter den Beſtaͤnden nachgewieſen 

werben follen. 
Hiernach bedarf es keiner Auseinanderfegung, daß unter diefen 
Vorſchuͤſſen die nad der Kaffenverwaltung nochwendigen und 
durch die gewöhnlihen Ausgabebeläge vollftändig controllirten 
Vorſchuͤſſe nicht zu verftehen find, und zwar weder die ordinairen 
und gewöhnlichen Vorſchuͤſſe an Stempels, Porto, und Affırions; 
gebühren fremder Gerichte, 

($. 188) 120. des Sportelcaffen Reglement vom 20. April 

1782.), | 

nod diejenigen außerordentlihen Vorſchuͤſſe, welche nad $. 121 
bis 126. des Sportelcaffen : Reglements durch das Vorſchußbuch 
Lit. M, controllirt und von dem Rendanten contirt und in feinem 
Ausgabe : Journal verausgabt werden. - 


Denn dieſe Vorfchäffe werden, mie es ihre Beftimmung und 
das Sportelcaffen- Reglement verlangt, — in den Rechnungen 
wirklich verausgabt, und bei der Eaffe nicht unter den Beſtaͤnden 
nachgewieſen. 

Dagegen finden bei den meiſten Sportelcaſſen von einiger 
Bedeutung Vorſchußzahlungen Statt, welche nicht nach Vorſchrift 
des Sportelcaſſen⸗-Reglements als Vorſchuß für eine koſtenzah⸗ 
lungspflichtige Partei verausgabt und zur Wiedereinziehung auf 
dem Conto der Partei notirt, ſondern nach der beſtehenden Caſſen⸗ 
einrichtung nur unter den Beſtaͤnden bei der Caſſe nachgewieſen 
werden können. 


% 
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Dahin gehören insbeſondere: 

) alle Zahlungen von eiſernen und andern Voerſchafſen an vie 
Beamten, melde das erforderlihe &tempelpapier liefern, 
und die Porto: und andere Auslagen beitreiten ; 

b) die Zahlung von Vorfhäflen an einzelne Beamte, oder 
für deren Rechnungen: 
a) auf ihr erft fAlig werdendes Gehalt, auf Diäten, Reife 
foften u. f. w. in :Dienftangelegenheiten ; 
6) auf die zur Wittwencaſſe zu entrigtenden Retardat⸗ 
Zinſen; 

e) die bei. Bauangelegenheiten für Rechnung des Aufliz: Baus 
fonds aus den Gerichtscaffen vorzufchießenden Summen; 
d) die Vorſchuͤſſe bei den Hauptcaſſen für Rechnung der Allger 
. meinen Wittwencaſſe, des Penfionsfonds, der Büreaucafie 

des Suflige Deiniieriums u. .mw. | 

Alle dergleichen Vorfchäffe werden in den Rechnungen der Spors 

telcaſſen Nendanten nicht verausgabt, fondern nur auf den 

Grund befondeter Anmweifungen geleifter, und ihre Kontrolle und 

TE age ift der: Gegenftand der Verſuͤgung vom 

1l,v. M. 


Der Juſtizminiſter iſt überzeugt, daß auch bei dem Koͤnigl. 
Ober⸗Landesgerichte und deffen größeren Untergerishten ſolche Bor: 
ſchußzahlungen nicht feiten vorkommen, und erwartet nunmehr 
eine genaue Befolgung der Verfügung vom 1l.v. M. 

Berlin, den 25. Octbr. 1832. (v.8.3 Dd. 40. S. 519.) 


onds zu den Remunerationen und Diäten der bei den Inquiſitoriaten und 
ni Unsergerichten anzuſtelenden Hülfsarbeiter, R 


A, 


Wiewohl Sie in Zhrem Berichte vom 22. v. M. anerfen- 
nen, daß die Dispofitionefonds der Haupt: Untergerihts: Ealas 
riencaffen nach der Kaffung der Etats eigentlich nicht zu den Remu— 
nerarionen der Hülftarbeiter bei den Inquiſitoriaten beſtimmt 
find, fo will Ich doc, weil den leßteren der Fonds fehlt, und der 
Ausgleihung wegen, nah dem Antrage genehmigen, daß die 
Remunerarion für die Hülfsarbeiter bei den Inquiſitoriaten auf 
die Dispofitionsfonds der Haupt » Untergerichts = Salariencaffen 
angemiefen worden find und ferner angewieſen werden können. 

Berlin, den 19. Juni 1832. 
| .An | Friedrich Wilhelm. 
die Staatsminifter 
Maaßen und Mühlen 
J B. 

Dem Koͤniglichen Ober⸗Landesgerichte wird die an die Di: 

nifter der Finanzen und der Juſtiz ergangene Allerhoͤchſte Cabi— 


q 
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nets⸗Ordre vom 19. Juni d. J. Hierbei abfchriftlich zur Nachricht 
mit der Anweifung mirgerheile.: ar 

1) in Gemaͤßheit derfelben die für die Hülfsarbeiter bei den 
Inquiſitoriaten bisher vorſchußweiſe aus andern Fonds gezahlten 
Diätene und Reifekoften auf: den Dispofitionsfonds der Kaupts 
Untergerichts » Salariencaffe zu weifen, und die Zahlung durch 
die Allerhöchfte Cabinets⸗Ordre zu rechtfertigen; auch - 

2) künftig die erforderlihen Hälfsarbeiter für die Inquiſt⸗ 
toriate, nach den hinfichts der LUntergerichts « Hülfsarbeiter geges 
benen Beflimmungen, aus den Dispofitionsfonds zu remuneriren, 
jedod mit Ruͤckſicht auf diefe aus dem Dispofitionsfonds zu befireis 
tende Mehrausgabe bei Prüfung der Nothwendigkeit der zu bes 
willigenden außerordentlihen KHülfsarbeiter defto forgfältiger : zu 
Werke zu gehen, damit der etatsmäßige Dispofitionsfonds nicht 
ohne dringende Nothwendigkeit uͤberſchritten werde. 

3) Deshalb iſt insbefondere ‚bei Bewilligung auferordents 
licher, richterlicher Huͤlfsarbeiter wegen Gefhäftsüberhäufung 
bei einem Untergerichte, wenn zu bejorgen ift, daß der Dispoſi⸗ 
tionsfonds zur Beftreitung der übrigen im Laufe des Jahres noch 
nöthig werdenden Ausgaben aus demfelben nicht auereichen dürfte, 
genau zu erwägen: 

ob die, — dem Huͤlfsarbeiter auszufegende Remuneration 

durch felbftverdiente über den etatsmäßigen Sportelbetrag 

aufzubringende Urtels » und Sinftructionsgebühren ganz oder 
doch zum größten Theil gedeckt werden koͤnnen, 
in welchem Falle die Hemuneration entweder gar nicht, oder doch 
nur in der Art auf den Dispofltionsfonds anzumeifen ift, daß die 
zu feiner Nemunerarion fehlende Summe aus den Diepofltione 
fonds gedeckt wird. 

In jedem folhen Falle gewärtige jedoch der Juſtizminiſter 
den Bericht des Königl. Ober: Landesgerichts, in welchem ſich 
daſſelbe Sowohl über die Nothwendigkeit eines auferordentliden 
Hülfsarbeiters nad der Geſchaͤſtemenge überhaupt, oder dem ins 
dividuellen Verhaͤltniß der einzelnen Beamten zu Außern, als 
auch die Wahrfcheinlichkeie der Aufbringung feiner Remuneration 
über den etartsmäßigen Sportelberrag, durch Sportelnahweifuns 
gen ber drei legten Sjahre, fo wie des laufenden Jahres nachzu⸗ 
weifen hat. 

4) Sollte ein außerordentliher Hülfsarbeiter länger,. als 
bie Etats: Periode dauert, nöıhig werden, fo muß bei Regulirung 
der neuen Etats dafür geforge werden, den außerordentlichen 
Hülfsarbeiter durch Werfegung der Beamten, die ihn nörhig ma: 
hen, oder durch Werkleinerung des Gerichtsſprengls entbehrlich 
zu machen, oder es ift die Fundirung einer neuen Stelle oder doch 
die Bewilligung eines befondern etatsmäßigen Dispoſitions ⸗Quan⸗ 
tums, bei Einfendung der Etats Entwürfe in Antrag zu. bringen. 
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5) Iſt die außerordentlihe Hälfe zur Einziehung und Ab⸗ 
wicelung bedeutender Sporteirefte bei der Salariencaffe eines 
Gerichts erforderlich, und der Dispofltionsfonds des Gollegit mit 
Ruͤckſicht auf andere nothwendige Ausgaben aus demfelben nicht 
geeignet, die Hemunerationen für die Caffen s und Executot⸗Gehuͤl⸗ 
fen zu gewähren, ſo fann zur Beftreitung diefer Remunerationen 
ein Fonds von vier Procent der im Laufe des Sahres bemwirkten 
Einnahme auf diejenigen Sportelrefte, welche noch über das 
legte volle Jahr hinaus entftanden find, gebildet werden. Wenn 
3 ®. im Jahre 1832 ein Hülfsarbeiter zur Einziehung der Spors 
telreſte nöchig ift und. am I. Januar 1832 an Sportelreften aus 
der Zeit vor dem 1. Januar 1831 nod 8000 Rehir. ausgeftanden 
Haben, im Laufe des jahres 1832 aber davon. 4000 Rthlr. eins 
gezogen worden find, fo gewähren hiervon 4 Procent einen Fonds 

von 160 Rihlr. zur Remuneration des außerordentlihen Huͤlfs⸗ 
arbeiters. Doc muß diefer Fonds, fo weit er wirklich verwens 
det wird, den etatsmaͤßigen Sportelbetrag überfteigen.“ 

Das Collegium hat in jedem Falle, wo ein dergleichen Fonds 
gebildet werden ſoll, befonders zu berichten und dabei alles dass 
jenige anzuzeigen, was nach vorftehenden Befimmungen zue 
Prüfung des Antrages erforderlich ift, auch fih gutachtlich zu 
aàJdußern, auf wie hoch mit Wahrfcheinlichkeic diefer- befondere Mes 
munerationsfonds im Laufe des jahres wird gebracht werden 
koͤnnen. Der Yuftizminifter wird hiernächft befliimmen, ob und 

in wieweit der Hülfsarbeiter mit feiner Nemuneration aus diefem 
befondern Fonds oder wenigftens zum Theil auf den allgemeinen 
Dispofitionsfonds anzumeifen it. Zee 

6) Bei Bewilligung von Hälfsarbeitern ift auch zu beruͤck⸗ 
fihtigen, ob der Beamte, zu deffen Unterftügung der Hülfsars 
beiter befonders ndıhig wird, durch Nebenaͤmter, namentlid auch 
durch Verwaltung von Parrimonialgerichten verhindert wird, fein 
Hauptamt gehörig wahrzunehmen, indem ein folder Beamter eis 
nen verhältnißmäßigen Theil der Nemuneration des Hülfsarbeis 
ters aus eignen Mitteln zu beftreiten verpflichtet if. 

7) Untergerichte, ‚welche oft Huͤlfsarbeiter nöthig haben, 
ohne dur Geſchaͤftsuͤberhaͤufung oder bedeutende Sporteleinnahs 
men die Nothwendigkeit des Hülfsarbeiters und den Fonds zu feis 
ner Remuneration nachmeifen zu koͤnnen, müffen revidire werden, 
um die Urfachen, welche einen Hülfsarbeiter noͤthig machen, er: 
mitteln und befeitigen zu können. | 

Berlin, den 27. Septbr. 1832, (v. K. J. ©0.40. S. 269) 


Dispofitionen über die Beſtande der Haupt s Untergerichtö » Salarieneaffen. 
Das Präfidium des Koͤnigl. Ober » Landesgerichts zu Stettin 
hat die in der Satariencaffe des Ober » Landesgerichts und in der 
Haupt-⸗ Untergerichts = Salariencaffe angefammelten Beſtaͤnde, 
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fo meit fie das augenblidlihe Beduͤrfniß überflieaen, und nad 
dem Sportelcaffen » Regiement $. 197 u. folg. zur Ablieferung in 
den; befondern Affervatenkaften geeignet waren, beim Depofltorium 
bes Dber ; Landesgerichts niedergelegt, und badurd einen Zins⸗ 
Überihuß gewonnen, den es zur Gewährung von Remunerationen 
ſich erbeien. Der Juſtizminiſter har veshalb Sr. Majeſtaͤt dem 
Könige Vortrag gehalten, welcher hiernähft nicht allein die Ans 
weifung der vorgefchlagenen Remunerationen bewilligt, fondern 
den Juſtizminiſter zu gleicher Zeit autorifire hat, dergleichen Er 
fparungen bei andern Gerichten den Präfidenten zur Unterftügung 
hülfsbedärftiger Beamten mit der Verpflichtung der Rechnunge⸗ 
legung, jedoch unter der Vorausſetzung, daß die Euffenbeflände 
nicht ihrer Beſtimmung vorenthalten, und "befonders die Zu 
fchäffe den Staarscaffen nicht ohne Veduͤrfniß entzogen wuͤrden, 
zu uͤberlaſſen. 

Jadem der Juſtizminiſter das Koͤnigl. ıc, hiervon in Kennt: 
nig fent, ermächtigt derfelde das Präfivium, bei dem Collegium 
tine Ähnliche Verwaltung der Caſſenbeſtaͤnde eintreten zu laffen, 
und Vorſchlaͤge zu deren Vertheilung in den — — zu 
machen. 

Bei dieſer Gelegenheit wird das Konigl. ꝛc. darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht, daß bei Belegung der Caſſenbeſtaͤnde beim Deroſi⸗ 
torium die Depofitaiquittung bei der Reviſion der Caſſe nicht als 
Belag der beim Depoſitorium befindlichen Gelder dienen kann, da 
fie zwar die Ablieferung des Geldes ermeifer, davon aber Zuruͤck⸗ 
zahlungen erfolgt fein können, ohne daß diefe auf die Quittungen 
gejegt worden. _ 
| Es it daher von den Kaffenbeamten jedesmal, wenn die 
Caſſe revidirr wird, noch ein Auteit der Depofitorien vorzulegen, 
weiches den Beitund der Caſſengelder angiebt. 


Berlin, den 1. Octbr. 1832. (v. K. J. Bd. 40 ©. 521.) 


Anwendung der Cabiuets-Ordre vom 5. Auguſt 1829 auf die Stellverfrerer. der 
Kanzleifleken. 

Der Yuflizminifter hat aus einer von dem Königl. Ober: 
Sandesgericht hinſichtlich des dafigen Kanzlei: Affiitenten ©. am 
19. April d. J. erlajfenen Verfügung erfehen, daß das Collegium 
der Anfiche iſt, den Stellverrretern der nad den Beſtimmungen 
des Normal; Etats eingehenden, bis zur völligen Einführung def 
felben aber interimiſtiſch verwalteten, Kanzliftenftellen könnte die 
Begünitigung der Allerhöhiten Cabinets Ordre vom 5. Auguft 
1829 für die oberlandeegerichtlihen Kanzleien, indbefondere in 
Krankheiesfällen jener Stellvertreter, nicht zu Theil merden. 
Die Königl. Ober-Rechnungskammer ift jedoch mit dem Juſtiz, 
minijter darin einverftanden, daß jene Allerhoͤchſte Cabineis, 


Drdre auch auf die Stellversserer der fonft eransmäßigen Kany, 
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Kiftenftellen Anwendung finder; weahalb das Collegium hiernach 
hinſichts des B. und in kuͤnftigen Fällen zu verfahren hat. 
Berlin, den 3. Novbr. 1832. (v. K. J Bd. 40. S. 462) 


Depofical» und Gaffenrendaneen An nicht Kanlnig, Biegeiungämareriafien 

Der Juſtizminiſter kann der von dem Koͤnigl. Ober : Landes- 
- gericht in dem Bericht vom 12. v. M. ausgefprochenen Anficht 
nicht beitreten, daß der Depofitals und Salarien  Caffenrendant 
und Kanzlift St. zu J. verpflichter fei, auch die bei dem dortigen 
Land» und Stadigericht erforderlichen Siegelungsmaterialien aus 
eignen Misteln anzufchaffen. | 

Als Kanzlift har er beftallungsmäßig die Verpflichtung, die 
Schreibmaterialien zu den Kanzleiarbeiten zu beſchaffen. Hier: . 
unter können nur diejenigen Materialien verftanden werben, wel: 
de zum Betriebe der Kanzleigefhäfte felhft nöchig find. Es ge: 
hören daher auch der in der Kanzlei erforderliche Heftzwirn und 
die gewöhnliche Heftfeide dazu, indem dem Kanzliften überall ob⸗ 
ar: das Heften der aus mehreren Bogen beftehenden Kanzleis 
arbeiten zu beforgen. ‘Damit it aber auch das Geſchaͤft der 
Kanzleibeamten beendigt. Das Siegeln der Verfügungen und 
Ausfertigungen des Gerichts gehört dagegen nicht zu den Kanzleis 
geſchaͤften. Es kann dahe: auch von den Kanzleibeamten nicht 
verlangt werden, die Siegelungsmaterialien anzufchaffen. 

Eben fo wenig läßt fi annehmen, daß der ©t. in feiner 
Qualität als Rendant eine Verpflichtung hat, die Giegelungss 
materialien im Allgemeinen für das Land = und Stadtgericht zu J. 
zu befhaffen. Nur in fo weit, als ſolche bei feinen Geſchaͤften 
als Rendant erforderlich find, und ihm gegen Bewilligung eines 
Pauſchquantums die Anfhaffung der in feinem _-Amte als Ren: 
dant erforderlichen Buͤreau-Utenſilien aus eignen Mitteln obliegt, 
ift er auch zur Anfchaffung der Siegelungemarerialien verpflichter. 
Außerdem müffen folhe — wenn keinem andern Beamten die 
Verpflichtung zu deren Anfchaffung obliegt — aus der Salarien: 
cafe bezahle werden. | 
Das Koͤnigl. Ober s Landesgericht hat nach diefen Grunde” 
fägen den St. und das Land» und Stadtgericht zu J. anderweit 
zu befcheiden. 

Berlin, den 6. Mai 1833. (v. K. J. Bo.4I.S. 512.) 


"erfahren wegen Niederfhlagung der Eaffendefecte, 

Nah $. 30. der Inſtruction für die König. Ober: Rech 
nungstammer vom 18. Dechr. 1824 foll kein Eafjendefect, wenn 
er durch Untreue, Irrthum oder Dienftvernachläffigung entftan: 
den ift, ohne vorhergegangenes rechtliches Erkenntniß gegen die 
Caſſenbeamten und diejenigen Aufſichtsbeamten, welchen eine Ver⸗ 
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tretung geſetzlich zur. Laſt fälle, erlafien und in den Rechnungen 

als Ausfall niedergefchlagen oder in Ausgabe berechner werden. 
Damit diejen Allerhoͤchſten Beftimmungen gehörig genügt, 
und der Juſtizminiſter in den Stand gefegt werde, in denjenigen 

Faͤllen, wo es weder. der Allerhöchften Genehinigung noch eines 
Erkenntniffes zur Miederfchlagung bedarf, foldhe mit Zuftimmung 
der Königl. Ober » Rechnungstammer zu ertheilen, hat das Koͤnigl. 
Ober/ Landesgericht fünftig nachftehende Antweifungen genau zu 
befolgen. 

1) Ohne vorgängige Genehmigung des Juſtizminiſters kann 
kein bei den fuͤr Koͤnigl. Rechnung verwalteten Salarien⸗ 

und Sportelcaſſen entſtandener Defect niedergeſchlagen mer: 

den, es mag derſelbe durch Untreue, Irrthum oder Dienſt⸗ 
vernachlaͤſſigung der betreffenden Caſſen⸗ und Auſſichtsbeam⸗ 
ten, oder anderer mit Erhebung von Caſſengeldern beaufs 
tragten Beamten, veranlaßt worden, oder durch Zufall und 
ohne Schuld oder Verſehen eines Beamten entftanden fein. 

2) Bei jedem Defect ift von Seiten des Gerichts und inebe⸗ 
fondere deffen Dirigenten, fobald der Defect zu feiner Kennt: 

mniß gelangt, zuvoͤrderſt zu prüfen: 

a) auf welche Art und Durch weflen Schuld der Defect 
entſtanden iſt? und 
b) welche Maaßregeln zur Sicherſtellung der Caſſe und 
Deckung des Defects zu ergreifen ſind? 
Für jede hierbei ſich zeigende Nadläffigkeit bleibt der Diris 
gent des Gerichts befonders verantwortlich. 

3) Sobald die erforderlichen Maafregeln ergriffen worden find, 
it unter Einreichung der Verhandlungen über Entſtehung 
und Ermittelung des Defects und über die zu deffen Deckung 
getroffenen Maaßregeln an das vorgefegte Obergericht zu ber 
richten, welches das Verfahren des Untergerichts zu prüfen, 
den etwanigen Mängeln deffelben ndıhigenfalls abzudelfen, 
und fih in einem gutachtlichen Berichte an den Juſtizmini⸗ 
fer, unter Beifügung der Acten, über die etwa nothwendig 
werdende Miederfchlagung des Defects zu Außern hat. 

Laͤßt ſich noch nicht überfehen, 6b und wie weit der entftandene 
Defect vollitändig gedeckt werden wird, und ift es insbefondere 
nothivendig, andere Beamten wegen der ihnen zur Laſt fallenden 
Vertretung in Anſpruch zu nehmen, fo iſt deshalb von Seiten 
des Dbergerichts das Nöthige zu veranlaffen, und dem Juſtizmi⸗ 
nifter nur das Reſultat der getroffenen Maaßregeln anzupeigen. 
Wird aber in dem Berichte die Niederfchlagung eines Defects ber 
antragt, fo muß derfelbe nicht nur über das Entſtehen des Defecis, 
defien Höhe und Ermittelung, fo wie über die zu deſſen Dedung 
gertoffenen Maaßregeln, — auch sn volltändig Aus 
kunft geben: 
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a) 06 dabei irgend einem Beamten ein ſchuldbares Verſehen 
zur Laft fälle, welches ihn zur Vertretung des Defects ver, 
E bindlich macht, J “ 
b) 06 in diefem Falle die Vertretungsverbindlichkeit durch ein 
rechtöfräftiges Erkenntniß feftgeftelle worden, oder warum 
‚ber Weg Rechtens unterblieben und mit Ruͤckſicht auf das 
Unvermögen des zur Vertretung Berpflichteten nicht zu em: 
pfehlen ift, | 
damit diefer Bericht der Königl. Ober ⸗Rechnungskammer mitge, 
theile, und auf den Grund deffelben die Miederfchlagung des Das 
fects veranlaßt werden kann. | ' 
Das Präfidium des Königl. Ober s Landesgerichts hat dafür 
zu förgen, daß diefen Anmweifungen überall genau nachgekommen, 
und dadurd das Königl. Intereſſe wahrgenommen wird. 


Berlin, den 18. Januar 1833. (v. K. J. Vd. 4æ1.S. 237.) 


Genaue Beantwortung der von der Königl. Ober ⸗Nechnungskammer 
auifseſtellten Erinnerungen, 

Es find bereits durch die Circular » Verfügung der König. 
Ober/-Rechnungskammer vom 26. Sjanuar 1828 unter No. 19. 
die Beftimmungen des $. 48. der ihr Allerhoͤchſt ertheilten Ans 
ftruetion vom 18. Dechr. 1824 wegen gründlicher und vollſtaͤndi⸗ 
ger Beantwortung der, von ihr bei Revifion der Rechnungen aufs 
geftellten Erinnerungen, und wegen genauer und forgfältiger Faſ⸗ 
fung der den Beantwortungen beizufügenden Gutachten, den Ge: 
richtebehoͤrden in Erinnerung gebracht worden. Nur durch ges 
naue Befolgung diefer Beftimmungen iſt eine fchnelle Beſeitigung 
der Erinnerungen gegen die gelegten Rechnungen und die baldige 
Eriheilung der Decharge für den Nendanten zu bewirken. Der 
- Suftizminifter muß es daher mißbilligen, wenn einzelne Ober: 
und Untergerichte jene Beftimmungen nicht gehörig beachten, und 
durch unvollftäudige Beantwortungen oder Gutachten neue Erin: 
nerungen veranlaffen, oder ftatt einer gründlichen und volltändis 
gen Beantwortung e$ vorziehen, bei dem Zuftizminifter die Behe: 
bung der Erinnerungen durch Communication mit der Königl. 
Ober-Rechnungskammer nachzuſuchen. 


| Es find deshalb künftig, jene Worfchriften wegen der Beant⸗ 
wortung der Reviſions⸗Notaten überall genau zu befolgen, und 
aud dann, wenn das aufgeftellte Donitum ganz oder zum Theil 
von den Gerichts behoͤrden für unbegründet oder unzulaͤſſig erach⸗ 
tet werden follte, die obwaltenden Werhältnifie und die gegen das 
Monitum aufjuftellenden Einwendungen der Königl. Ober» Rech 
nungsfammer in der Beantwortung und resp. in dem Gutachten 
über diefelbe ausführlich und volfiändig vorzutragen, und zuvoͤr⸗ 
dert die Entſcheidung diefer Behörde abzuwarten, bevor megen 
VL . A 5 i 44 
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Behebung der-Erinnerungen an den Suftizminifter berichtet mer: 
den fann. - - * 

Iſt dies dennoch noͤthig, fo iſt dem gutachtlichen Bericht eine 
ertractweife Abſchrift der Nevifionsprotokofle und deren Beantmon ⸗ 
sung nebft Gutachten darüber beizufügen. In gleicher Art ift zu 
verfahren, wenn die Königl. Ober⸗Rechnungskammer den Nach⸗ 
weis der Genehmigung des Zuftizminifters zu einer außerordents 
lihen Ausgabe oder zu einer Etatsüberfchreitung bei den Fonds 
zu ſaͤchlichen Ausgaben verlangt. u | 

Bei Berichten diefer Art muß fih das Gutachten auch auf 
die Nothwendigkeit der noihwendigen Ausgaben, und die Urſachen 
der Etats uͤberſchreitung erfireden. Bevor aber die Koͤnigl. Ober 
Rechnungskammer die flattgefundene Eratsüberfhreitung nicht 
monirt und die Beibringung einer Genehmigung hierzu ausdruͤck⸗ 
lich verlangt hat, kann auf Eriheilung derfelben bei dem Juſtij⸗ 
‚mintfter niemals angetragen werden. 

Berlin, den 20. März 1833. (v K. J. Bd. 41. S. 239.) 


Dnalification und Pruͤfung der Saffenrendanten. | 


Wegen Wigderbefegung der erledigten Rendantenftelle bei 
dem Land; und Stadtgerichte in Vreden hat das Königl. Oben 
Landesgericht noch befonders zu berichten, und wird Demjelben 
dabei Folgendes bemerflih gemacht : 

]) Bewerber um Nendantenftellen bei Gerichten muͤſſen noth⸗ 
wendig längere Zeit im gerichtlichen Caſſenweſen praktiſch 
gearbeitet haben, ehe fie zu folchen Stellen in Vorſchlag ge 
bracht werden können. Das bloße theoretiihe Eramen ges 
nüge nicht, und die Kenntniß vom Rechnungsweſen übers 
haupt iſt nicht ausreichend für die ſelbſtſtaͤndige Verwaltung 
der Caſſe eines Gerichts, wobei «8 auf eine genaue Kennt 
niß des gerichtlichen Sportelmefens und des Gefchäftsganges 
ankommt. 

2) Die Beilagen des Berichts ergeben, daß das Königl. Ober 
Landesgericht die Prüfung derjenigen, welche eine Anftellung 
als Saffenbeamte wuͤnſchen, ausfchließlic durch ein Mitglied 
des Collegii vornehmen läßt. Kine ſolche Prüfung enıfpridt 
aber dem Zwed nur theilweife, wenn nicht als Examinator 
zugleich Jemand zugezogen wird, der entweder eine Caſſe ver; 
waltet hat, oder den feine praßtifchen Arbeiten mir dem De 
tail einer folhen Caſſenverwaltung genau befannt machen. 

Ein bewaͤhrter Rendant oder Calculator muß daher neben 
einem Mitgliede des Collegii mit der Prüfung des Candida⸗ 
ten zur Rendantenftelle beauftragt werden. 
Hiernach har das Königl. Ober + Landesgericht ſich Fünftig zu ach⸗ 
ten, aud bie hier aufgerretenen Bewerber zu befcheiden. 
Berlin, den 2. Septbr. 1832. (0.8.9. ©. 42. ©, 149.) 
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Bekanntmachung wegen — 4 ausaehe ber Pommerſchen Vantſcheint 
In Gemaͤßheit des mit der ritterſchaftlichen Privatbank in 
Pommern unterm 11. Jan. d. J getroffenen, durch die Geſetz⸗ 
ſammlung für 1833. S. 12. publicirten Abkommens, und nad) 
erfolgter Beſtellung des Unterpfandes, find nunmehr die nach 6. 7. 
der Statuten der Bank in Umlauf bleibenden Bankſcheine zu 
5 Rthlr. das Stuͤck, wovon im Ganzen 100,000 Süd zum Ge— 
fammtbetrage von 500,000 Rthlr. ausgefertige find, mit dem im 
$. 4: des Abkommens beſtimmien Stempel, der mit dem Koͤnigl. 
Wappen » Adler und der Umfchrift „Königliche Nealifariong : Caffe 
zu Berlin”-verfehen ift, auf der Ruͤckſeite in vorher Farbe bedruckt 
worden; und follen diefe fo gefiempelten Bankfcheine von jetzt am 
nicht allein bei allen Koͤnigl. Eaffen in den Provinzen Brandens 
burg und Pommern, glei den Caſſen-Anweiſungen, in Zah: 
lung angenommen und ausgegeben, fondern auch bei der hiefigen 
Realifations = Eafje auf Verlangen gegen baares Geld umgeraufcht 
werden, welches hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht wird, 
Berlin, den 7. Octbr. 1833. (v. K. J. Bo. 42. S. 283.) 
—— Der Finanzminiſter Maaßen. 


eiſungen und t bereinfti der Salari . 
— 


| Es ift bereits (Anl. A und B.) durch die Circularverfügung 
‚vom31. Jan. 1829 den Gerichtsbehoͤrden bekannt gemacht worten, 
daß die Nicht-Uebereinſtimmungen der nad) der Girenlats 
verordnung vom 11. Febr. 1828 (Jahrb. Bd. 31. &.170.) 
an den Juſtizminiſter einzureichenden Jahresabſchluͤſſe der 
gerihtlihen Salariencaffen mit der zur Reviſion der König: 
lichen Ober Rechnungstammer gelangenden Jahresrechnun⸗ 
gen, ohne Weiteres, durch DOrdnungsftrafen geahnder wer, 

den follen, 2 
Die Königl. Ober Nechnungstammer hat dem ungeachtet bei Res 
vifion der Salariencaffen- Rechnungen gefunden, daß die Neful: 
tate derfelben mit den an den Juſtizminiſter eingereichten jahres» 
abſchluͤſſen oft nicht übereinitimmen; dergleihen Abweichungen 
koͤnnen und dürfen nicht Statt finden, und felbft Unrichtigkeiten in 
den Abihläffen und Rechnungen können nur durch die Bücher 
und Abſcluͤſſe des naͤchſten jahres berichtige werden, um die 
Uebereinffimmung der Abfchlüffe mit den Jahresrechnungen nicht 
zu fiören. 

Das Königl. ꝛc. hat daher nicht nur bei feinen Salarien⸗ 
cafien darauf zu fehen, daß diefe Mebereinftimmung. ftets Start 
finde, fondern auch die Lintergerichte feines Departements, wels 
che dergleichen Jahresabſchluͤſſe einzureichen haben, hiernach ‚mie 
dem Bemerken anzuweiſen, daß kuͤnftig jede bemerkte Abwerhung - 
der Jahresabſchluͤſſe von den gelegten Rechnungen mit einer den 

44* 
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Rendanten treffenden: Orbnungsfirafe von 5 Rthlr. ohne Weiteres 
geahndet werden wird. 
Berlin, den 18. Novbr. 1833. n 


A. 


Die in Folge der Circularverordnung vom 11. Gebr. v. 5. 
(Jahrb. Sp. 31. ©. 170.) an den Chef der Juftiz eingereichten 
Fahres abſchluͤſſe und Rechnungsextracte von der Verwaltung ber 
gerichtlichen Salariencaſſen, für das Jahr 1827, find bei der 
hier erfolgten Reviſion großentheils mangelhaft befunden worden, 
und wiewohl ſolches hauptfächlid den Obergerichts : Ealcularoren, 
wegen des bei Bearbeitung diefer wichtigen Nechnungsangelegens 
heit häufig bewieſenen Mangels an Sorgfalt, zum Vorwurf ge 
reicht, fo iſt doch auch nicht zu verfennen gewefen, daß die Un 
tergerichte, durch Worlegung mangelhafter Specialexttacte und 
dadurch veranlaßte, unnäge, die Obergerichte über die Maaßen 
beläftigende Belehrungen, gleichfalls einen Theil der Schuld auf 
fi) geladen haben. | 

um diefe Mängel für die Zukunft zu befeitigen, und insbe 
fondere auch die aus Unkunde des Rechnungsweſens und tadelns⸗ 
werther Nichtbeachtung der deshalb beftehenden, die Sache aut: 
führtich erklärenden Vorſchriften hervorgegangenen Beſchwerdes 
"einzelner unlenkſamer Eaffenbeamten über die mit dem Rechnungs 
ertractenweſen vermeintlich verbundenen außerordentlichen Schwie⸗ 
rigkeiten gaͤnzlich hinwegzuraͤumen, bat der Juſtizminiſter be 
fhloffen, eine Erleichterung diefer Beamten bei dem in Rede fie 
henden Geſchaͤftszweige eintreten zu laffen, und diefelben, in Be 
zug auf die Eingangs gedachte Verordnung, nunmehr auch nod 
von der Anfertigung der darin sub B. I. und IL. vorgefchriebenen 
NRechnungsertracte zu entbinden, welche Dagegen auf den Grund der 
Jahresrechnungsabſchluͤſſe, Litt. A. jener Verordnung, lediglich 
von den Obergerichts⸗Calculaturen zufammengeftellt werden follen. 

Die mit eigenen Etats verfehenen Untergerichte Haben daher 
hinfuͤro nur die oben erwähnten Jahresabſchluͤſſe Lit. A. der Eirs 
eularverordnung vom 11. Februar v. J. und die in diefer Ber 
ordnung sub C. erwähnten Nachweiſungen der ftattgefundenen 
Werminderungen der Ausfterbegehalte alljährlich an die Oberge 
richte einzureichen; da aber die Anlage dieſer Rechnungsmaterie⸗ 
lien hoͤchſt einfach ift, und wenig mehr als eine bloße Abſchrift 

der Reſultate der verfchiedenen Einnahme, und Ausgaberitel aus 
den SJahresrechnungen erfordert, eine richtige und durchaus vol: 
ftändige Rechnungslegung aber zu den erften Pflichten eines jeden 
Rendanten gehört, fo wird mit Zuverficht erwartet, daß dieſe 
Abſchluͤſſe ihrem Zwecke überall völlig entfprechend ausgearbeitet und 
Erinnerungen dagegen in feinem Betracht anzuftellen fein werden. 

Da es ſich auch von felbft verfteht, daß die Juſtiz Salariem 

cafſen⸗ Rechnungen, wenngleich fie in der Form unter ſich abwei 
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hen, nothwendig darin uͤbereinkommen muͤſſen, daß fie eine Mare 
Ueberſicht aller Einnahmen und Ausgaben, nach deren verfchiedes 
nen Gattungen, enthalten, d. h. bei jedem Rechnungstitel das 
wirkliche Ergebniß der dahin gehörigen Einnahmen oder Ausgar 
ben richtig nachmeifen, und die dagegen in den eingereichten Es 
tracten pro 1827 hin und wieder ausgefprochene Anſicht, als 06 
es bei den Jahresrechnungen eigentlich blos auf die Richtigkeit des 
durch die Balance der Gefammt: Einnahmen und Ausgaben her 
- ausgebradhten Eindrefultats antomme, auf einem Irrthum bes 

ruht, und wo fie fich bisher, unermwarter, als leitendes Princip 
geltend gemacht haben follte, berichtige werden muß; fo follen 
Eniſchuldigungen, mie fie bisher aus der angeblichen Weitläuftigkeie 
der Arbeit und der ſchwierigen Behandlung der Auferft verwickel⸗ 
ten Rechnungsverhältniffe bei hHergebrahfer abweihens _ 
der Rechnungs fuͤhrung entlehne find, ferner unter keinen 
Umftänden angenommen werden. 

Es ift aber darauf zu fehen, daß die Rechnungen dieſen un, 
erläßlichen Erforderniffen volltommen entfprechen, und wo fle In 
ihrer bigherigen Anlage dazu nicht angethan fein follten, zweck 
mäßige Nachhuͤlfe zu veranftalten, und dabei insbefondere auch) 
zu beachten, daß in der Ausgabe, außer. den Haupttiteln von Be⸗ 
foldungen, Dispofltiontquantis und fächlihen Ausgaben, als 
nothwendige Folge der neuen Etatseinrichtung, auch die etatds 
mäßigen Emolumente der bei den resp. Gerichten angeflellten 
Beamten befonders nachgewieſen, und von den Übrigen, von 
durchlaufenden Poften herrührenden Ausgaben getrennt werden, 
damit den, einem Überall richtigen und gehörig Überfichtlichen 
Rechnungeabſchluſſe von diefer Seite etwa noch entgegenftehenden 
Hinderniſſen zweckmaͤßig und zu gehöriger Zeit vorgebeugt werde. 

Die Dirigenten der Gerichte werden dafuͤr verantwortlich 
gemacht, daß vorfiehenden Anordnungen pünktlich Kolge geleifter 
werde, und die Obergerichte find angemwiefen, fie hierin fireng zu 
controlliren, 

Zur. leichtern Ueberſicht werden die fchon unterm 11. Februar 
v. J. vorgefchriebenen Schemata zu den Jahresabſchluͤſſen und 
den Nachweiſungen der verminderten Ausfterbegehalte, anlies 
gend unter der fchließlihen Beftimmung wiederholt mitgerheilt, 
daß mwillführliche Abweichungen von der Form oder Nichtbeady 
tung der die Anwendung ded Schemas A. erläuternden Margi⸗ 
nalbemerfungen deffelben, und Nichtäbereinftimmung der geliefers 
ten Abfchläffe mit den zur Revifion der Königl. Ober : Rechnungs» 
fammer gelangenden Sahresrechnungen, ohne Weiteres, durch 
Ordnungoͤſtrafen geahndet werden ſollen. 

Die Einreichung der in Rede ſtehenden Rechnungs materia⸗ 
lien geſchieht, wie bisher, in duplo, und der Termin dazu wird 
für das — Jahr auf den 15. April, für die Zukunft aber 
auf den 15 rz jeden Jahres feſtgeſetzt. 

Berlin, den 31. Januar 1020 (v. K. J. Vd.42. ®.381.) 
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Schema A. = Jahres 
— — — 
der Salariencaſſe des..... Gerichts 


— — — — —— —— — 


Soul eins 
Eommen. Einnahm«. 


Rible. for. pf. No. 
—— ——— ———————— —— — — — — —— 
A. Aus dem vorigen Jahre. 


9, * 
105 


1 An Beſtand ultimo — (1826. ys # 
2 JAn Defecten =: » * s Pas 
3 |An Zufchuß aus der Gaffe N ⸗ 
4 
5 


ua. 


An Zurisdictionsbeiträgen = =. * ⸗ 
An Sprortelreſten ultimo December uses, ;: & 
=» 20 2 = 2 5», 12,000.Rthie 
(iorlde unter Abtheilung B. No. u. 1, aus 
deworfen werden.) 


ET T 5051| : 'Summa A. aus dem vorigen Sahes = » 


wann“ 
 yiwuw ww 


un W 





B. Aus dem laufenden Sabre (1827.) 


I. Firirte Einnahme nad dem Etat, 


Un Zufhuf aus der Cafe zu N =. # 
An Zuristictionsbeiträgen re Tre 
Un Miethe des für die Wohnung im 
Gerichtsgebände = = # ra 8 a = s 
sc. Anmerkung. Sofern die Etats. noch an: 
dere firiete Einnahmen enthalten, find dieſel⸗ 
ben gleichfalls hier aufzuführen, 


24,780)» | =] »: # ı Byamal'e 5 Win 


PER 
Ben 
= 

.r % 


a w 4 


OK“ 


wa 


x 
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abfhluß 
zu N. M. ſar das Jahe-(1827) er 


Iſt eins Sfr niederges] * Sit | ’ 
gekommen, | fihlagen. Reſt. Bemerkungen. 





Rehlr. ſgr. of. Rthlr. for. pf.! Ktihlr. —— pf. 


TEN —————— 


9,200 - ae Soll: Einfommen 


"100 = 
F 2) ad A. Xo. 1. 3. 4. nach 
dem vorigen Jahresab⸗ 
ſchluß; 

2) adB. No. L.1—4x 
nah dem Snhalte de 
Etats; 

3) ad BI No. Il. 1—8, 


9,500 | - | | TU] nad) den ergangenen eins 


ııı@1 
i,ı 1-8 


‚zelnen Bewilligungs-Re⸗ 
ſcripten u. Verfügungen ; 
4) adB. No. 11.1, 2. nach 
dervorjährigenRechnung 
u. den.verfchiedenen Eins 
"oo 1%):  nahmebelägen der. Eafle 
- 171 © zum Anfaß zu bringen ; 
ad IE. ift der Zweck der 
"...7,67 1. Berwendung anzugeben. 





a7 AT 










Sol eins 


tommen. Cinnahme. 


Rıblr far. pf. j No, 


dem Etat. 


rt.) ⸗ ⸗ 


5,000 ss 5 « Bummi ii 
| UL. An Sportein. 
12,000| -I- | 1 [An Sportelreften ultimo December (1826,) 
000 2 An Sporteln, incl. der durchlaufenden Por 


ften und incl. der, Gebühren sEmolument 
der Beamten s #2 s,2 2.33 


ss s = » Summalll = 


ss: =: = NSummal. ® 


: Summa B. aus dem laufenden Jahre 
Hierzu Summa A, aus dem vorigen Jahre 


s Summa aller Ginnabmen 


J . ‘ 


II. Ertraordinäre Zufhäffe außen 


2 Aus der Blircancaffe er Zuſtig · Minifireiumg, 
laut Reſcripts vom „.... ( NL.) = 2— 


2,000| - I Aus der —— Etantksäle * ae * 
8 MAus der Haupt⸗ Untergerichts⸗ Salariencaſſe zu 


2—— 
ses se s s Sanmmall. 2 2 5 57 
u... % 
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fi etzung. 





Iſt ein⸗ Iſt niederge⸗ Iſt 
gefommen, Ihlagem + Heft. Bemerfungen. 


Rıbie. for.pf.| Kihblt. för. pr. | Kthlr. for. pf 








5 is | si; z 1.4 1740 Rthle. zur Deo 
* ckung d. Auss 
gabereſte d. vo⸗ 
rigen Jahres u. 
4 ‚260 Rihir. zur Dek⸗ 
fung des curs 





., 77,000 - 7,800|-|-| 92001 -]- renten Bebarfs 
| | 5,000 Athir. 
77,000, -|-| 7,8001 = e | i 
eu 760 I] ° 10| - 10 -|- 














— —* | 7,8 RE 


116,060] -]-]_ 7,815] = 
| | 139,083 a 


Pe. 1 KEN Be ec 
iD 

[2>) 

— 

© 
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| | Forts 


Soll audgeges 
ben twerden. Ausgabe, 


Rthlt. far. pf. No. 





A. Aus dem vorigen Jahre. 


1 | An Vorſchuß so s e Zu 2 2 6 
201 - 2121An Defecten⸗·· ⸗⸗628 
3 | An andern ruckſtandigen Ausgaben wie. Dec, (1826) 


140| -| - a) an firieten Bejoldungen. ==! = an 
30i-!- b) An Emolumenten der Beamten .# 
c) zur Diepofition bes Juftizminülters 7 + 

150] - | - d) zur Dispofition ded Ober: Bandesgerichtt 
450\-!- e) zu fächlichen Ausgaben =» # =» = = + 
4500| - | - f) an durchlaufinden Poflen »  » a." 





52901 - | - e Summa A. aus dem vorigen Jahre = 
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\ 


 Tegung. —— 


J 
! 
® 


| Iſt niederge: 
Schlagen wor 
den, oterfält 


Iſt 
Reſt. 


Sſt ausgegeben 
worden. 


weg. 
RKthilr. for. pf. Rthlr. far, pf. Rihlt. for. pf. 


— r — — — — — — —— 


Bemerkungen. 





— — — — 





Anmerkung. 


Die Soͤll⸗Ausgabe iſt 

ad A. Ar. L3. lic. a 
— FL. nach dem vorigen 
Sahresäbfchluffe, 

2) adB Nu Li il 
litt. a. u, Tit. 2—4 ic, 
nach d. Snhalted. Etats, 

3) adB, N, L Zitel il. 
litt. b. und Mr. IL. lice, 
a. b. nach den Ausgabe⸗ 
Mandaten, zum Anſatz 
zu bringen. 

Die Summe der Eolonnen 

— „Sf ausgegeben”’— „ft 


niedergefchlagen” und „Iſt 
Reſt 


— muß in der Regel 
mit der Colonne — Soll 
ausgegeben werden“über⸗ 
einſtimmen. Wenn dies et⸗ 


f 


wa ausnahmsweiſe deshalb . 


nicht der Kal ſein ſollte weil 
mehr ausgegeben worden, 
als der Etat ausſetzt, fo jft 
dieſe Etats⸗Ueberſchreitung 
ſpeciell anzugeben und zu 
rechtfertigen. 

ad A. Nr. 8. b. u. f.und 
ad B. II. litt.a,, fo wie ad 
B.1. Zit.1.b. u. 4. werden 
die Ausgabereſte in der Eos 
lonne : „Bemerkungen ” 
nach den verfchiedenen Sat: 
tungen und deren Beträgen 
aufgeführt. 

Commiffionsgebühren 

statsmäßiger Beamten. 


nämlich : 

1200 Rthir, Comm. Geb, 
Gebühren frem: 
der Gerichte, 
1500 Rthlr. 


% 





Soll auögeges 
ben, werben, | : Ausgabe. 


Rihlr. far. pf. 


B. Aus dem laufenden Jahre (1827.) 


I. Ausgaben nach dem Etat, 
Titel L An Beſoldungen: 


46,000 - a) an firirten Befoldungen » »; #. a.“ 
‚ 20,000} - db) an Emolumenten der Beamten» =». » 
200| - zit, — Sur Dispofitlon deb Juftiaminifters 
1,500| +} - » 8, Zur Dispofition bes Ober⸗Landesgerichts 
2,000| -| - e E An fächlichen Ausgaben. =. = en.“ 


AusgabesZitel enthalten, werten diefelben bier 
gleichfalls aufgeführt, 


| ic. Anmerkung. Sofern bie Etats noch andere 
69,500 | - | - e Summa l. ber statemäßigen Ausgaben » 








J 
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fesung. u 
RE ET NET — 
Sſt ausgegeben Iſt niederges Iſt 

worden. ſchlagen oder Reit, | 
fällt weg. Bemerkungen. 


Derbie. far. of; Rehlt. far, pf. Rthlt. far. vf. 





45,4801- | -}: 8500 701 - 1 - 
19,600| - | -1:: 800 100| = | = jnämlich ı 
| 20 Rthl, Zantienie d. Gas 
lartencaffen = Rens 
danten, 
50 s Kopialien, 
30 #  Kommilfiondger 
büuühren etatsmäßts 
ger Beamten. 
100 Rthir, 
150] - 50..|“ n 
1,5001 -]1-] - FE Re 
1,5201 - 240 4 


* 


Tem 
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Sort 


Soll ausgege⸗ 
ben werden. 


Rthlr. SEM" a pf. 





11. Ausgaben außer dem Etat. 


85,000] -| - a) an durchlaufenden Poſten, als Stempel, 
2 rto und — Arge Commiſſions⸗ 
9 —** (excl. derjenigen „ welche. etatemaßige 
2 Rap beziehen, da felche fhon sub Ar. I. 
it. 1. vortemmen), Diäten und Krifekoften 
der Per ptaftichpe —— u Per 


21h arg 


\ \ | 


h, d Audgab 2 
) an andern —344 u en 2 


1,000| -| = n die Bireaucaffe des Juftiz= Minifteri 
— Boſtanden z 4.40 # ; 
2,000 -]-| 2 |An Iinterftügungen, und zwar: 
1) an die Salariencafie des..a 38 ni N. 


2) ande Galaricheaffe Dedn.. ’ * 
gerichts zu DI ° 600⸗ 
——— —5— 000 Summa Il. der a eitatlmäfigln Ausgaben: 
69, 500 ae | Summa 1. der etafsmäfßigen Ausgaben > * 
* Summa B. aus dem laufenden Jahre = # * 
- Tr * Summa A. aus dem vorigen Sahres 


112, al eit: - + » Samma aller Ausgaben » # 9 





VII. Das Salariencaſſen⸗Weſen. ee 6 
fegung. — | | 





Iſt ausgegeben St niederge: Sf 
worden. fchlagen oder Reſt. 
fällt weg. Bemerkungen. 


Ktbir. far. pf. Mehir. far. Pf. Rıhie. far. pf. 


- 11,520] - | - [nämlich : 
300 Rthlr, Comm.⸗Geb., 
700 : ⸗Stempel, 
20 ⸗Porto, 
500.» . Gebühr, frem⸗ 
der Berichte. 
1520 Rthlr. 


20001 -|- - -1- n - 
ETTUESEIBE EIER TEE 
36, v00 = 5 ‚0 - } 
68, 000 - 700 2 


wel] sol-i-] Soll]; 
104,000 


8,280 41 ST: Vsiol_f: 


„90 | = 141. 500 -1- 11,510 -717 
107,280 | - | = | 1,780] - | - 18,7°0| - |-- 
TEE EEE ED un EEE ———— 


112,790 Rthie, ° | | 


092 VIE Das Solariensafien: Weſen. 
Bortfegung. . — 


J Ab ſich huß. 


Die Einnahme beträgt ⸗ 


> ER 116,000] -|- 
Die Ausgabe beträgt» as 8 


» ce s s 1|107,280| - 

— 

| Bteist Beftand| 8,780) -|" 
Dazu die Einnahme s Refte mit] 9,210 


Davon ab bie Ausgabes Refte mit| 3,750] - 
Bleibt Vermögen der Salariencaffe ult. Dechr. (1827,) 14,260| -|- 


| | Nahmeifung des Beftandes, 

Es find vorhanden: 
1) basr in Sole = non so ® 150 Rthlr. 
2) baar in Courant » 0 » s 5,95 : 
Summa s s 2 6,075 - |- 
8) in Documenten, und zwar 
- g) in einer Bantobligation = s s 1,00N Rthir. 
yj in hypothekarifchen Forderungen = 400 +» 


4) in Duittungen über eiferne: Beflände rer 
5) in Quittungen über geleiftete Vorſchüſſe = =, 


Summa des Beftandes 





den tem 000188, 
Königl. Preuß. Gericht, 
(lnterfchrift des Dirigenten.) 


(Gontrafignatur bes Rendanten.) 4 


⸗ 





B. | 


Durch die Über das Rechnungs-Extractenweſen ap (am 
liche Zuftizbehorden unterm heutigen Dato erlaffene Circulatdet⸗ 
ordnung iſt beſtimmt worden, daß die durch die desfallſige früher? 
Circularverordnung vom 11. Februar v. J. eingefuͤhrien 
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rehnungs » Ertracte von den gerichtlichen Salariencaſſen ⸗Ver⸗ 
taltungen, lit. B. I. und Hr, kanftighin nie mehr von den 
einzelnen Untergerichten und deren weniger quafifieirten Caſſen⸗ 
beamten, ſondern von den Calculatoren der Obergerichte aufge⸗ 
ſtellt, und von den Untergerichten nur die dazu erforderlichen Ma⸗ 
terialien, durch die in der gedachten Circularverordnung vom 11. 
Februar v. J. sub lit. A. vorgeſchriebenen Jahres abſchluͤſſe ges 
liefert werden ſollen. | | 

Wie aber in jener Separat⸗ Verordnung vom heutigen Tage, 
bei der faſt durchgängigen Deangelhaftigkeit der im Laufe des vos 
rigen Jahres eingereigten Werwaltungs = Ertracte pro 1827, die 
näheren Vorſchriften darüber enthalten find, in welcher Art diefe 
Jahresabſchloͤſſe lit. A. bearbeitet werden follen, fo ift es der 
gegenwärtigen Verordnung vorbehalten, die Obergerichte wegen! 
zweckmaͤßiger Ausarbeitung der Jahresrechnungs » Ertracte lit. B, 
mit Inſtruction zu verfehen. 

Da die dem Chef der Juſtiz allſaͤhtlich vorzüfegenden Caffen: 
verwaltungs ‚ Meberfihten die Ausmittelung deſſen zum Zweck ha: 


ben, mas bei einzelnen Gerichten, durch außerordentlich hohe 
Spörtel: Einnahmen oder eingetretene: Ausgabe » Erfparniffe, an 
Ueberfchuß gewonnen tworden, um damit andern, bei ‚denen bie 

etatsmaͤhigen Einnahmen nicht erreicht, oder die Ausgaben ger 
fteigert worden, zu Huͤlfe zu fommen, und diefe Compenfation 
das einzige Mittel bleibt, die Gerichtsbehoͤrden in der Gefammt: 
heit vor Mangel zu fügen, der Gegenſiand alfo für die Yufttz: 
verwaltung von großer Wichtigkeit if, und nichts weniger’ als 
in einer bloßen Rechnungsfoͤrmiichkeit beſteht; fo nimmt der Ju⸗ 

ſtizminiſter, zur kuͤnftigen beſſern Ausführung des Gefhärts, die 

volle Wirkſamkeit der Obergerichte Hierdurch ernſtlich in’ hfyeuch, 

da denfelben keinesweges verhehlt werden Fann, daß es im 5 

meinen nicht weniger ihrer unzureichenden Conirblle, als de eige⸗ 

nen Vernachlaͤſſigung des Caſſenweſens von Seiten det Unterge⸗ 

richte, zugeſchrieben werden muß, wenn bei der Mangelhaftigkeit 
 mebrerer dev eingereichten Verwaltungs: Ertlacte fir das Jahr 
1827 vet vorungedeutete Zweck derfelben nut unvollſtaͤndig er: 

reicht worden if - | Bar, a x 

Für das eben Zee eine 9 

eielle Rebiſton der eingereichten Rechnungs Erttacie, auf dan’ 

Srund der mit vorgelegten Jahresabſchloͤſſe, im feinem Mech: 

nungsbuͤrean veranftälten faffen, und wenn auch durch dieſe 

Meaafregel, bei der weiten Entfernung von den meiften der be«. 

treffenden Behörden und den vielfach erfordetlich eweſenen Ruck⸗ 

fragen, der Erfolg nicht vollſtandig geſichett, wen ſtens dadurch 

eine unzulaͤſſige Verzögerung der Sache herbeigeführt worden if, 

10 hat ſich doch dabei ergeben, daß der Zweck dagegen bri den 

Dbergerichten, wo die entgegenftehenden Hinderniſſe in bei met 
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tem geringern Maaße vorhanden find, ganz füglich erreicht mer 
den kann, wenn bei Bearbeitung der Sache nur die rechten Miv 
tel angewendet werden. 
| In diefer Beziehung iſt bei-der gedachten Revifion bejondırs 
bemerkt worden, daß die Obergerichte zum Theil von der ihnen 
bei dem Geſchaͤfte zu Gebote ftehenden Affiftenz ihrer alculars 
ren nicht überall den richtigen Gebrauch gemacht zu Haben fair 
nen, da fich ergeben hat, daß diefe Dfficianten theils nicht genug 
fam dazu herangezogen worden find, indem fie Häufig, jede ma 
terielle Prüfung der Extracte bei Seite fegend, fich nur auf die 
Kevifion des calculi derfelben. befchränft, und in die daraus jza 
fertigende Zufammenftellung lediglich dasjenige aufgenommen has 
ben, was die Untergerichte. in den fehlerhaft angelegten Special 
xiracten angegeben. hatten, theils aber aud ohne alle Unter 
ügung gelaffen find, indem bei der Arbeit zwar oft eine zwedi 
mäßige Arilage nicht zu verkennen geweſen, diefelbe aber dagegen 
in der Ausführung, namentlich durch Schreibfehler und fonftigt 
Sanzleinadhläffigkeiten , entftellt befunden worden ift. 
Im Allgemeinen muß, hierunter zweckmaͤßige Abhuͤlfe zu 
treffen, zwar den Praͤſidien überlaffen bleiben ; der Juſtizminiſttt 
beſtimmt aber aus den vorangeführten Gründen, daß die hier er 
folgende Revifion der jährlichen Wermwaltungs » Weberfichten künftig 
nur auf allgemeine Geſichtepunkte ausgedehnt, und dagegen fü 
- bie Richtigkeit der von den einzelnen Obergerichten einzureichendin 
Extracte und Nachweiſungen, diefe Behörden felbft, resp. Mt 
bei dem Geſchaͤfte Insbefondere berheiligten einzelnen Veamien 
derfelben, verantwortlich gemacht werden follen, und diejerhalb 
ergehen, in Bezug auf die früher über den Gegenftand erlaffentn 
Verordnungen, insbefondere die Eircular Verordnung vom Ilten 
Gebr. v. J., folgende nähere Beftimmungen: - | 
1) Die von den Untergerichten- einzureichenden Jahretab⸗ 
fchlüffe lit. A. der Eircular / Verordnung vom 11. Febr. v. I, P 
wie die Nachweifungen. der, verminderten Ausfterbegehalte lit. C- 
jener Verordnung, find in Beziehung auf die für diefelben, int 
befondere durch die desfallfige Separat s Verordnung vom heut: 
gen Tage vorgefchriebene Form, und auf die Nichtigkeit der darin 
vorfommenden Etats Pofitionen und der dem Gerichte nad dus 
weis der bei den Obergerichten darüber eriftirenden Werhandlut 
gen , im Laufe des betreffenden Jahres gewährten ertraordinaiftt 
Bufhäffe, oder von demfelben eingezogenen Ueberſchuͤſſe, fo mit 
in Ruͤckſicht des calculi, einer forgfältigen Reviſion zu unterme® 
fen, Dieſe Revifion erfolge von dem Calculator, dem bit 
ſchluͤſſe fofort nach ihrem Eingange, mit den dazu unverjigliß 
berbeizufchaffenden volftändigen Bedienungs⸗ und Caſſen ⸗ Auf 
fihtsacten zuzuſtellen find, und demnaͤchſt im Collegio, und MN! 
die dabei zur Sprache gekommenen Erinnerungen erledigt IM 
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die Abſchlaff dandch sventualiter recii citt werden, werden dies 
ſelben/ Behufs der —I der Daräus zu extrahitenden Werr 
waltungs ‚Ueberfihten lit. B., resp. der Zufanmenftellung ber 
Machmweifungen hit; G., zur Sammlung abgegeben. 

Ueber die vorgefchriebenermaßen erfolgte Nevifion der Abs 
ſchluͤſſe aber wird denſelben ein von dem Calculator zu vollziehen 
der Reviſionsvermerk beigefügt. 

2) Die Aufftellung der Verwaltungs s Ertracte lit. B. er: 
folgt nah. Maaßgabe des anliegenden, auf den Grund des, der 
mehrgedachten Separat⸗ Verordnung vom heutigen Tage beiges 
fügen, fingirten Jahresabſchluſſes, beiſpielsweiſe ausgefüllten‘ 

chema's, und der demſelben beigefügten, den Gebrauch aller 

nzelnen Rubriken erläuternden Gretärungen, " 

Die Tendenz diefer Rechnungs-Extracte iſt die Vergleihung 
des wirklichen Ertrages ber bei den verfchiedenen Caſſen im Laufe 
eines Jahres (ohne Ruͤckſicht auf überjährige Caſſenbeſtaͤnde und 
darauf anzumeifende Augsgaberefte von Beſoldungen, Dispofl- 
tionsquantis oder fächlihen Ausgaben) vorgefommenen Einnah⸗ 
men und Ausgaben, mit den dafuͤr etatdsmäßig ausgefegten SBunıs 
men, um zu erfahren, inwiefern die Gafien, entweder durch 
Mehr: Einnahmen und Minder : Ausgaben gegen die ihnen übers 
wiejenen Etatsfonds, vermöge eingetretener Minder » Einnahmen 
und: (gehörig juftificirter) Mehr: Ausgaben, zur Dedung aller 
Bedürfniffe der besreffenden Behörden micht audzureichen gewe⸗ 
ſen iſt. 

3) Unter den, dem Schema beigefügten Erklaͤrungen iſt be⸗ 
fonders die auf der lebien Seite deſſelben befindliche Balance des 
Extracts lit. B., gegen den Jahresabſchluß lit. A:, „zu beachten, 
durch welche die Nichtigkeit diefes Extracts nachgewleſen wird, in⸗ 
dem ſie den Nachweis fuͤhrt, daß die Gerichte, wenn ihnen bie 
durch Rubrik 22, oder 23. ausgemittelten Ueberſchuͤſſe oder resp. 
erforderlichen extraordinairen Zuſchuͤſſe entzogen oder” resp. ge: 
waͤhrt worden, hinwiederum auf den ser des vorigen 
Jahres zurückgeführt werden, d. h. z. B. am Schluſſe des Jah⸗ 
res 1828 eben ſo viel diöponiblen. Caffenbeftand behälten oder 
zesp. erhalten, als ihnen ultimo 1827 belaffen oder resp. ger 
waͤhrt worden iſt. 

Dieſe Balance muß, wie auch das Schema ergiebt, als 
Probe des aufgeſtellten Extracts von dem Calculator am Schluſſe 
einesijeden Jahresabſchluſſes nachgetragen, und zu den bei den 
Obergerichten zurüdbleibenden Duplicaten dieſer Abſchluͤſſe ee 
Abſchrift von der Balance gefertigt werden. 

4) Die dem Schema beigefügten Erläuterungen ertttecen 
ſich zwar auf alle Rubriken der Verwaltungs-Extracte lit.’B.; 
um damit zugleich die darin aufzunehmenden vorjährigen diefui⸗ 
tate an Oportel⸗-Einnahmereſten und reſervirten Auegabereſt⸗ 
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Fonds, aus dem zum Grunde liegenden Sahresabı 
ſchlufſe, zu erklären; wo aber bereits, wie mit wenigen Aus 
nahmen geſchehen, Werwaltungs  Ertraste im vorigen Sabre ge 
fertiat worden, bedarf es bei den dieſe vorſaͤhrigen Mefultare be: 
treffenden Rubriten (Nr. 2. des Schema’s B. L und Mr. 1. des 
Schema's B. Il.) der nähern Ausmittelung aus den Sjabresab 
ſchluͤſſen nicht, fondern es find diefe Rubriken lediglich nach Maafı 
gabe der vorjährigen Verwaltungs: Ertracte, resp. deren Ru: 
briten 12 und 26., auszufüllen und Die —— 
Juſtiz-Miniſteriums iſt angewieſen worden, bei den bier erfolg, 
sen vielfachen Berichtigungen der im vorigen Jahre eingereichten 
Extracte, dem einem jeden Obergerichte zugehenden erſten Erem: 
plar der gegenwärrigen Verordnung eine Nachweiſung diefer ih 
die neuen Extracte zu übernehmenden Reftfummen beizufügen, 
5) Auch in Beziehung auf die vorfiehend sub 3, gedachten, 
den Caſſen als eijerne Beftands + Fonds zur Beſtreitung der cur 
renten Pränumerando » Zahlungen verbleibenden Beſtaͤnde aus der 
Zeit vor der Finführung der gegenwärtig in Rede ftehenden alk 
jährlichen Abrehnurzg, ift hier eine Zufammenftellung, angefertigt 
und die Geheime Calculatur angewiefen worden, daraus der gu 
genwärtigen Verordnung gemäß für jedes Obergericht einen Er⸗ 
tract beizufügen. Die in diefem hier beigefügten Extracte (Rus 
brit 8.) aufgeführten Beſtandeſummen find.alfo diejenigen, mels 
he die Gerichte behalten, und als jolche bei der vor m Bas 
lance der Verwaltungs: Ertragte lit. B. gegen die Jahrteab⸗ 
ſchluͤſſe lit: A. zum Grunde zu legen find... — 
Es hat fih-aber bei dieſer Zuſammenſtellung ergeben, daf 
die danach den Caſſen verbleibenden Beſtaͤnde zu dem angezeigten 
Zweck der Beitreitung de currenten Bedarfs, bei einigen Gerich⸗ 
ten ſich zu hoch belaufen, und bei anderem nicht ausreichen, wei 
halb mehrere Obergerichte im Laufe des vorigen Jahres autorilist 
worden find, eine anderweite Repartition der Beftände porzundhe 
men, und in ben hierdurch betroffenen Departements werden fih 
zwar einzelne Abweichungen von der anliegenden Zufammenfils 
lung ergeben; auf das Nefultat der gefammeen Eaffende 
ände ded Departements dürfen diefe Abweichungen aber nicht 
von Einfluß fein. 2 ee 
Auch die übrigen Obergerichte, denen eine fpecieile Anmtis 
fung dieſerhalb bisher nicht zugegangen iſt, werden hierdund gt 
gleich autorifirt, x nach der anliegenden Zufammenftellung in 
Eaffen ihres Departements vorhandenen ı ® 


sh nach dem dringendften Bedarf der re 5* anders 


weit zu repartiren, deshalb den bei einzelnen Caffen vorhanden 
Ueberfluß zur Haupt» Untergerichts —— —2— 
aus dem hierdurch conſtituirten Fonds anderen, zur Wergröherung 
ihrer eiſeruen Beſtands-Fonds, eine Unterſtatzung zu gewährm; 
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wo aber die Beſtaͤnde in der Geſammtheit nicht zureichen ſollten, 
den Bedarf zu den verfaffungsmäßigen Praͤnumerando⸗ Zahlun⸗ 
gen und Worjchußleiftungen zu decken, ift ſolches durch eine gleich⸗ 
zeitig mir den Verwaltungs »Ertracten pro 1828 einzureichende 
fprcielle Machweiſung des Bedarfs und der dazu nur vorhandenen, 
unzureihenden Mittel zu belegen, und der ASuftizminifier wird, 
darauf Bedacht nehmen, die letzteren, jedoch abgeſondert won dar, 
Abrechnung uͤber die currenten Fonds fuͤr das Jahr 1828, durch 
außerordeniliche Bewilligung zu verſtaͤrken. — 


G6) Eine beſonders vorſichtige Behandlung bei dem „Rech 
nungs-Exiractenweſen erheiſchen die. den Gerichten gewaͤhrten ex⸗ 
traordinairtn Zuſchuͤſſe, da dieſelben nothwendig unterſchieden 
werden muͤſſen, je nachdem ſie zur Beſtreitung alter Ausgabereſte 
an Befoldungen, Dispofltionsquantis und ſaͤchlichen Ausgahen, 
‘oder zur Verftärkung der eifernen Beſtandsfonds, kurz zur Dek⸗ 
tung des vorjährigen Bedarfs, oder zur Beftreitung der curren⸗ 
ten Ausgaben des laufenden Jahres beftimmt waren. — 

Es wird daher wiederholt darauf aufmerkſam gemacht, d ß 
es unser keinen Umſtaͤnden unterlaſſen werden darf, in den Sy 
resabſchluͤſſen lit. A, unter der Colonne „Bemerkungen“, wie 
es das Schema vorfchreibt, den Zweck der Verwendung der extra⸗ 
ordinairen Zuſchuͤſſe anzuzeigen. | Ä Fe 

1 Die vorftehend zuerfi gedachten, für den vorjährigen Bedarf 
hewilligten Zufchußberräge. bieiben bei den Verwaltungs⸗Extracten 
liv B. gänzlich außer Acht, und werden nur in. der sub. 3. oben; 
gedachte Balance diefer Extracte gegen den Jahresabſchluß lit: 
A. dem Bertandsvermögen der Caſſen hinzugerechnet; die 
den currenten Bedarf bewilligten. Beträge ‚aber: werden den G 
sichten, auf den am Schluſſe des Jahres überhaupt ſeſtzuſtellenæ 
den Zufchußbedarf, wie das beigehende Schema lit: B, I, bei dem, 
Abſchluſſe, Eolonne „Bemerkungen”, uäher darthut, in Ans 
rechnung gebracht, und endlich Zufchußbersäge, welche einigen. 
Gerichten im Laufe ‚des „vorigen Jahres ausnahmsweiſe aus⸗ 
ſchließlich zur Tilgung der. vorhandenen Stempel ⸗ und Porto⸗Reſte 
bewilligt worden, find von. dem Betrage der im Jahre 1828 zu 
dieſem Zwecke überhaupt verwendeten Summen, ehe folche- bei, 
ber Rubrik 4. des Rechnungs  Erirasıs.lit. B. L von.der Brutto⸗ 
Einnahme an Sporteln in Abzug gebracht werden, abzurechnen, 
bergeftalt, daß, wenn 3. B. die derartige: Bewilligung in 509 
Rıhir. beftanden hätte, beiidem in dem anliegenden Schema bes 
bandelten Beifpiele ad rubr. 4. von der Brutto Einnahme der 

77,100 Rıpir, sub Nr. 1. nie 35,500 Rihlr., fondern 500 

Rihltr. weniger, michin nur 35,000 Rihlr. in. Abzug zu bringen 

gewefen wären, um die weine Sportel⸗Einnahine ber Kaffe rjch⸗ 

tig zu conſtituiren. 1 * 


IN 
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nr) Won den Haupt; Untergerichts = Salariencaffen find in 
den Rechnungs: Erträcten, lit.B. J. sub Tit. von Zufchäffen, nur 
diejenigen Betraͤge nadyzumeifen, welche diefe Caſſen zur eignen 
Verwendung und Berechnung, nidyt zur bloßen WBeirerzahlung 
als fixirte Zufhäffe, an die mit Special: Etats verfehenen Um 
tergerichte erhalten, da Tegtere Summen. außerdem Bei dieſen 
einzelnen eran in den Verwaltungs; Eptracten zum An 
fa kommen, z. B. daß eine Hampt > Untergerichte s Salarien⸗ 
caffe, welche jährlich 12,000 Rehlr. etatsmaͤßigen Zufhuß er 
haͤlt, davon aber 8000 Rthlr. etatsmäßig firirt an mit Spe— 
cial» Etats verfehene Lntergerichte zu zahlen hat, nur 4000 
Rihlr. in Einnahme nachweiſt, wogegen aber, wie fi von ſelbſt 
verſteht, die gedachten 8000 Rthlr. auch in der Ausgabe nie 
zum Anfag fommen dürfen, und eben fo iſt e8 zu halten mit den 
Bei den Haupt : Untergerichts » Salariencaffen concentrirten, durch 
ertraordinaire Bewilligungen gebildeten Unterfläßungsfonde für 
die Untergerichte, welche, da fie zur fofortigen Wiederausſchüt⸗ 
tung beftimmt find, und demnächit bei den competenten Unterge 
richten zur Berechnung fommen, von den gedachten Hauptcaſſen 
in den Rechnungs» Ertracten lit. B. weder in Einnahme, noch in 
Ausgabe nachzuweiſen, ſondern als blos durchlaufende Gelder 
unberuͤckſichtigt zu laffen find. 

8) Was vorfiehend von den Haupt: Untergerichts ⸗/Sala⸗ 
riencaffer und den Untergerichten verordnet worden, gilt auch für 
die Salariencaffen der Obergerichte, nur: mit der Abweichung; 
daß die Nechnungs» Ertracte lit. B. und die Nachweiſungen lit. C. 
dieſer Caſſen, abgefondere von denen der Untergerichts: Salarien⸗ 
caſſen aufzuſtellen, letztere aber, nad Anleitung des Schema’s, 
departementsweiſe "zufammenzufaffen find, wobei noch beftimmt 
wird, daß in diefen Zufammenftellungen dieſelbe Reihefolge beob⸗ 
achtet erden ſoll, in welcher die mit Special Etats verfehenen 
Untergerichte mit ihren Zufhußzahlungen in den Haupt; Unter: 
gerichtöcaffen » Etats aufgefähre. find, und die Hauptcaſſen mit 
ihren zur eignen Werwendung und Berechnung, — — Sonde, 
in diefer Folge den Schluß machen ſollen. 

' 9) Aud bei den Verwaltungs Ueberſichten von den Erimis 
nal s Koftenfonds und den mit Special: Etatd verfehenen Gefan⸗ 
gen » Anftalten- find vorſtehende Veftkamanpen in Anwendung zu 
bringen. 
100) Die Einſendung aller Borgedachten —— — 
ſichten an den Chef der Juſtiz erfolge im. laufenden Jahre bis 
fpäteftens den 15. Mai, und für die Zukunft Bis den 15. April 
jeden Jahres. 

11) Die nad den Rechnungs : Frtracten lit. B. von einzel: 
nen -Unrergerichten abzuführenden Ueberſchuͤſſe koͤnnen übrigens 
zwar fofort nach deren Feſtſtellung zur Haupt : Untergerichts » Sa⸗ 
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-farfencaffe eingezogen werden, jedoch darf auf dieſen Fonds vor 
eingeholter Beflimmung des Suftizminiftees keine Anweiſung er⸗ 
folgen, und wird die in der Circularverorduung vom 11. Februar 
v. J. enthaltene: Vorſchrift, daß die in den Departements ſich im 
Ganzen ergebenden Weberfchäffe, —A— der Einreichung 
der Berwaitungs⸗Extracte, an die Buͤreaucaſſe des Juſiiz ⸗Mi⸗ 
nifteräums abgeſendet werden ſollen, hierdurch aufgehoben. 
12) Bon dieſem Circulare und. der vorſtehend gedachten, an 
ſaͤmmtliche Juſtizbehoͤrden gerichteten Separat-Verfuͤgung vom 
heutigen Tage, wird jedem Obergerichte eine hinlaͤngliche Anzahl 
von lithographirten Exemplaren zugefertigt werden, um davon 
nicht nur bei dem Collegium felbft den ‚erforderlichen Gebrauch zu 
machen, fondern auch die Separat Verordnung unverzäglich 
an die Untergerichte ded Departements weiter zu befördern... „. 
" Berlin, den 31, Januar 1829. JJ 
( v. K. J. Bdb. 42. S. 397.) 
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aus ben Sahresregmungen. der Hawpt-Un 
der Untergerichte, in dem Departement des Dber 


4 im. 






Sol:Eintommen. 





an Sportel⸗ 


Nach reſten nach Zu⸗ * 
dem dem vorjähri⸗/ ſammen. Einnahme. 
gen Ueber— 
Etat ie 
1. 2. 8, 


Rthlr. Siblt für. HF. Mibft. for. of. Deble. far. DPA pf. Ktbfe. far. vf. Rthlre. far. pf. 


A., An Sportelm. 


45,700|.|-| 7470|- | - |53,170| - 1) Bei dem Land- und 
—— iR. >», 


B. An übermwiefc- 
nen eigentbümliden 
Einnahmen. (als Ju 
—— — Bei⸗ 
trägen der Städte zur Un⸗ 
terhaltung der Gefangen: 
mwärter, oderanderen etate⸗ 
mäfig firirten. Einnab- 
men, welche nicht ad lit. 
C. mitbegriffen find.) 


180 _| - - lo 180| . | - |1) Bei dem Sand» und 
——— iu. 


C. An Bufhüffen 
aus Staatscaffen. 


24.6001 _|_ - -|- 124,600. | - ]1) Bei dem Land⸗ und 
Srohtpeeiete iu. 


Conf ofern die Etats noch 
andere Einnahme = Zitel 
enthalten, ift bier mit 
den durch litt. A. B. C. 
bezeichneten Abtheilun: 
gen, sub D. fortzufab: 
ren), 
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tract. | 
gerichts s Salariencaffe und der Salariencaffe 
Landesgerichts zu: .... für das Jahr (1827). 





Segen das 
Darauf find Sou alfo 


(Bergleichung der 
eingefom= | niederge: noch rüd: — 3 7). 
men. ſchlagen.ſtändig. (Die Rum: * 
mern 4, 61 mehr, weniger. 
und 6). 
.. 4 5, 6. 7. 8. 9 
Ril fgınf.i Met. epf. Mel. fa pf.! Del. fg. pf. Ril. fa.nf. Re fg.pf. 


Urfachen. 


40860] -|-!6820| -|-16900 |-|-154580 -|-t418.]-|-| - 
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VIII. Das Salariencaſſen⸗Weſen. 
Erläuterungen. 


ad rubr, 1. kommen lediglich die Etats +“ Pofltton zum Anſatz. 


2. lit. A. kommen auf den Grund des beiſpielsweiſe 


vorliegenden Zahresabfchluffes lit. A. zum Anfag: 
12,000 Rihlr. Einnahmereſte aus dem vorigen 
Jahre, nad) Abzug fämmtlicher, am Schluſſe deis 
ſelben verbitebenen Ausgabereſte von durdlaufenden 


Poſten, incl, dee nicht ſofort zahldaren Emolu⸗ 


mente eratsmäßiger Beamten, d: 5. derjenigen Emo⸗ 
fumenge, welche niche eher an die Officianten aufge 
zahlt werden dürfen, als bis fie von dem Parteien 
zur Cafe eingezogen find,. z. B. in der Regel die 
Commiffionsgebühren, — alfo in Gemaͤßheit des 

hresabſchluſſes nad) Abzug von resp. 30 Rthle. — 


Ja 
3. 4500 Rihlr., wonach verbleiben 7470 Rıhlr. 


ad rubr, 4, 


a aber bereits ein vorjä —* Rechnungsextract, 
nach dem ge enwaͤttigen chema vorliegt, iſt in 
dieſe Rubrik 2. ligid die Summe der Rubrik 26, 
des vorjaͤhrigen Extracts zu übernehmen. 
lit, As kommen nach dem beiſpielsweiſe vorliegenden 
Jahresabſchluſſe lit. A, zum Anſatz: 100 Rihlr. 
eingefommene, Defecte, und 77,000 Rthit. Spor⸗ 
teln, zufammen: = 277,100 Rthlt. 

1) der verausgabten durch ⸗ 

laufenden Poften, excl. 
der Beamten: Emolu⸗ 
mente mit resp. 2500. 
Rthlr. und 33 000 
Kıplr,, zufammen; »; "35,500 
2) der verausgabten. De: 
fecte so 0% 

u. 3) der fofort. zu. decken, 
den Ausgabenreſte von 
durchlaufenden Poſten 

exel. bey Beamten⸗ 
Emolumente, an Otem⸗ 
peln und Porto, mit 
resp., 700 Rthlr. und 
20 Rthlr. ra 9: 





720 ı 
= 36.240 A 
Bleiben +» + 40,860 Rihir. 


ad.rubr, 5. lit. A. kommen ans dem Jah⸗ | 


resabfchluffe zum Anfage: 
die niedergefchlagenen Spor⸗ 


teln, zum Betrage von + 7800 Rihlr. 
nach Abzug der dagegen 

niedergefchlagenen Ausgaben | 

von durdlaufenden Poften 

excl. &molumente mit resp. 

500 Rthlr. und 480 Rihlr., 

gufammen » vo 0 0 6 980 

Bleiben 6820 


ad rubr. 6, lit. A. fommen in Anfag: 
die aus dem Sahresaifhlufe — 


- 


erſichtlichen Sportel » Eins 
nahmerefte zum Betrag von 


reſte von durchlaufenden Por 


rosp. 1500 Rthlr. und 600 


ad lit. B. u. 


ften. excl. Emolumente mit 
Rıpir., zufanimen > ; 


C, ergeben. fi die in den Ex⸗ 
tract aufzunehmenden Sums 


' 9200 
nach Abzug der darauf ° 
haften gebliebenen Ausgabe. 


2300 


Bleiben 6 


* 


men aus dem Sahresabs. 
ſchluſſe von ſelbſt. Nur ad 
lit B. iſt noch zu bemerken, 


daß die nach dem Jahresab⸗ 


ſcluſſe Reſt verbliebenen 10 


Rthlr. Jurisdictions beitraͤge 


vorſtehend darum als wirklich 
eingegangen berechnet find, 


weildinnahmerefte bei diefem 
Titel durchaus vermieden, 


eventualiter. aus fönftigen - 
Einnahmen, der. Caſſe uͤber _ 


tragen werden follen. 
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Schema B. RT, mi he gt 
Nah dem sı]%3 Dar 
Etat foll puzll un 
ausgegeben ) RR 
werden. 2 — 

’ ben. j 
Ausgabe. 


10, ni) mo? A sur BR 
Rthl. fa.pf. a  IMtbl. fa.nf. 












A. An Befoldungen und Emolumen⸗ 
ten etatsmäßiger Beamten. 
(excl. Diäten), ,,, un. 
66980!-|-|1) Bei dem Lands und. Stadtgericht zu = + 
ꝛc. 
B. ur Dispofition des Juſtiz⸗ 
minijters, Arien 


65050|-|- 


200, -|-|1) Bei dem Lands und Stadtgericht zu ⸗ 3 150|-|- 
ꝛc. 
©. Zur Dispofition des Ober— 
Landesgerihts. vv 
1800|-|-11) Bei dem Lands und Stadfgericht zu # * | 1200|-|- 
x. IE 
D. An fühlihen Ausgaben. 
00 |-1-11) Bei dem Sands und Gtabtgericht ju = ⸗ | 1520. -|. 


IC. 


E. (wie bei der Einnahme nach den übrigen 


1 





Erläuterungen: 


Ad rubr. 10. {ft lediglich der Etat zum Grunde m legen. — 
Ad rubr. 11. 12 und 13. ergeben ſich die darin aufzunehs 
den Summen aus dem Jahresabſchluſſe von ſelbſt. In⸗ 
zwifhen wird noch bemerkt, daß die aus dem vorherigen 
Sahre zu übertragen geweſenen Ausgaben von nicht fofort 
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fesung. .„“ Say | 


auf ift , — 4 Soll 


m Ten EIER IN — 
noch zu zahlen. |: Bufams |(Bergleichung ‚der 


men. Rubr. 10 u. 14,) 
aus den aus (Die Rus — 


bereites |Eünftig |) 
ften | einge: Hrn Pen mehr.» | weniger. 
Bonds. |henden 18.) 
der Caſſe. Spor⸗ 
teln. 
12, 13. 14, 15. 16, 
Reh. fg.pf.|tbi.fg.pf! Rebir.fa.nf. chl. ſg. vf Rh. ſa. pf. 


lirſachen. 


ad A. iſt hier bes 

ſonders zu erläutern, 

was von dem „mehr 

4170eder weniger” von 

wirkfihen Ausgaber 

erhöhungen oder Er— 

+ fparnifjen ı bei den 

firirten Beſoldungen 

oder nur von den, ges 

gen den Etat differis 

venden Beträgen des 

wirklichen Verdienſtes 

der Gebühren « Emos 

lumente der Beamten 
herrührts ' 


140-1 -]40 -|-165230| - 


ö 
» 
8 


J 
— 
88 
2 
DS 
' 
ı 
J 
L 
' 
ı 
' 
J 


— 
— 
oO 
' 
J 
J 
J 
i 


zahlbaren Emolumenten etatemäßiger Beamten ad rubr. 11 
und 13. zu den currenten Ausgaben zu fechnen find, gleiche 
wie ſolches, beifpielsmweife hier mit den aus dem Jahresab⸗ 
fhluffe hervorgehenden resp. 20 Rthlr. und 10 Rihlr. Com⸗ 


miſſionsgebuͤhren geſchehehen iſt. 
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Balance 


‚der Redaungs, Ertrarte lite, B. gegen bie 
Jahresabſchlaſſe lit. A. u 


(Diefelde wird von den Obergerichts » Ealculatoren auf den von 
Eaffen vorgelegten Zahresahfchläffen nachgetragen.) 


en 


1) Der Jahresabſchluß weiſ't an Überjährigem 
Caffenbeftande na > » » » 0» » «9200 Rıplr. 
(cf. Einnahme A.No.1) 
Dagegen verblieben zwar aus den bereite: 
ſten Konds der Eaffe an Ausgaberefien von 
Befoldungen und ſofort zahlbaren Emolu⸗ 
menten, an Dispofitionsquantis und fäch 
lichen Ausgaben zu deden + 740. Rıhir. 
(cf. Ausgabe A. No. 3. a bis e.) 
Diefe Summe ift der Caſſe aber extra- 
ordinarie angewiefen. 
(cf, Einnahme B. II.) 
(Andern Falls kaͤme fie nämlich von dem 
Beltande in Abrechnung). 
2) Der diesjährige Caffenbeftand beträgt nach 
dem AJahresabfchlufe » >» # = 0 = 8780 Rıhir. 
und dazu find noch zu erwarten : 
a) an ruͤckſtaͤndigen Jurisdictionsbei⸗ 
tan 1 Eh IV Rthlr. 
b) an extraordinairem Zuſchuſſe, incl. 
720 Rthlr. zur Dedung der vorhande⸗ 
nen Stempel⸗ und Portorefte, gemäß 
Rubrik 23, des Nechnungsertracts lit. 
B.l.s » » » +» » 3060 Rthle. 
nad) Abzug der darauf bes | 
reits bezahlten » + + 1260 — 





| 1800 Rihlr. 
— Sufammen « = 10,590 Rihit. 
3) .. diefem Beſtande hat die Caſſe zu 
decken: FR 
a) an fofort zu tilgenden Ausgabereften 
von durchlaufenden Poften, excl. der 


Beamten&molumente, nämlich — cf. 
Jahresabſchluß Ausgabe B. No. 11. 


Schema 

u — 

a 
gegen | Nach deren | Und (durch 
daraus} Abzug Verst Balance der 
yedten: I bleiben an |Rubrifen 22 
Aus: | Einnahines Toder 23 mit 
erefte, tejten. 125) an Ber: 

Ab ſor. 13.) mögen der 
Caſſe. 

25, 26, 27, 


.ſ(a. vf. Rihl, fa. pf. Rihl. Ta. pf 








Bemerkungen. 










Zu bemerken, daß 
das Gericht auf den, 
Rubrik 23, feſtgeſtell⸗ 
ten Zuſchuß der 

z 2 3060 Rthlr. 
berelts1260 — 


erhalten hat, und dem⸗ 
ſelben nur noch 
zu zahlen bleiben. 
Das Gericht hat 

nämlich zur Dedung 
des currenten Bedarfs 
an ertraordinairen Zus 
fihuß erhalten 

=» « 4260 Rthlr. 
und dage—⸗ 
gen zurüds 
gezahlt = 8000 Rthlr. 


bleiben 


obige = 1260 Rthlr, 


1800 Athir. 


1 





t 


 raerichts » Salarlencaffe und den 
‚ Ober» Sandesgerichts zu .* 
— * Ir} - 7 v. Na vn A. GE 1 ar 
EEE 
An Ge⸗ Gegen das en) 
irklich ſammt⸗ iſt alſo 
rück⸗ Jausgabe. 
tandi⸗ 
gen En u Urfachen! 
(uegas mehr. eo. des Zu⸗ und Abganges, 
ben ger. und des Mehr und | 
find Meniger, 
och zu . 
eiſten. zn 2 ee - 
6, 7, 8. 9, 


th.fg.nf' rrhl. ſa pfrth.ſo.pflrth.ſa. pf 


— ea, 


- 1-11 140|-|=-| - I» I»! - I-1- 


.1-1-] 1501-]|-| - |-1-| - |-1- 
-|-1450|-1-] - |-!-1 - |-!- 


gen 


dem Jahresabſchluſſe „Ausgabe”, lit. A. No. 3. ad 
dem Schema B. I. vorliegt, find in die Rubrik 1. aer 
acte, Rubrik 12. hervor gehenden Summen zu übers 
fenden Zahresabfchluffes weiter nachzumeifen, 
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Transport 10,500 Rthlr. 
und Rechnungsextract lit. B. 1. uk 
— an Stempel» und Porto Reften 
FE ur ar ae Baar Br 720 Rihlr. 
b) an Ausgabereften von - * 
Beſoldungen und Emo | 
lumenten, Dispofitionss 
quantis und ſaͤchlichen 
Ausgaben, cf. Rechnungs 
estrace lit. B. J. Ru⸗ | 
bie 12.0 0 vo» 6T7O ME“. 
— — r2300 Kehle. 


Bleiben + 9200 Rtihir. 
4) Mad dem Kedinungeertracte lit. B. II. find 
von den tefervirten Ausgabe : Neftfonde des 
‚vorigen Jahres erſpart und abzuführen = + : « EN 
Bleibt Btrmögensbeftand der Caſſe 9200 Rıhlr. Rthlr. 
wie nach No. l. oben, im vorigen Jahre. 
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Schema C. 


Nachweiſung der im Jahre.... 
Etat, unter der Rubrik „darunter 
Ausgabe, beider 


ee GE BEE 2 


Summarifcher 


Betrag der 
künftig weg⸗ 


fallenden Aus: 





1Bei dem Lande und 
Stadgericht 


- 


gaben „nach 
dem Etat.’ 


Eventualiter 
wenn künftig 
fchon eine 
Nachweiſung 
nach dieſem 
Schema gelie⸗ 
fert worden 
„nach der vor—⸗ 
tährigen Nach 
weifung” 


Zugang. 


Abgang. 


— — 
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ſtattgefundenen Verminderungen der in denn 

kuͤnftig weofallend” angewiefenen Beſoldungs ⸗ 

gerichtss Salariencaffe zu». : = + | | 
“ ’ “ . 

Betrag der am | 2 

- Sahresfchlufie | 

zahlbar bleiz 

benden, Fünf: 

tig ausge: 

den Ausga⸗— | 
ben. Urfachen. 


Kthlr. ſar. pf. 
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ne PA Ring! act @ehaithhaflungen den ©nlarientaffene 


Nehmungen beisufägen. 
nad der an das Praͤſidium des sc unterm 29. Juni 
[3 53. wegen Ausfertigung der Beſtallungen für Juſtizbeamte en 
laſſenen Verfügung (Jahrb. Bd. 41. ©. 479.) der Betrag bes 
Gehalts oder des Einkommens in die Beftallungen ferner nicht 
- aufgendmmen, fondern eine befondere Verfügung deshalb erlaffen 
werden fol, von welcher der Beamte nur eine Abſchrift erhält: 
fo bedarf es auch der bisher erforderlich gewefenen Beibringung 
der ausgefertigten Beſtallungen als Nechnungsbeläge bei den Zus 
ſtiz  Salariencaffen nicht weiter, 
Dagegen ift einer jeden Rechnung, welche zum erfien Male 
, ‚, Gebühren und andere Emolumente an einen 
neu angeftellten Beamten in Ausgabe enthält, die, dieſes Dienſt⸗ 
eintommen bewilligende Anftelungsverfügung derjenigen Behörde, 
von welcher die Anftelung erfolge ift, in beglaubter Abſchrift als 
Belag beizufügen. 

Hiernach iſt nicht nur bei dem Königlichen x. zu verfabren, 
‚fondern es find auch die lintergerichte des Departements, deren 
Salariencaſſen⸗ Rechnungen. von der Königl. Ober » Rechnungs 
tammer revidirt werden, mit gleihmäßtgen Anmweifangen zu vers 
fehen, damit künftig deshalb feine Erinnerungen jener Behörde 

| nöthig werden. ' 
| Zugleich wird dem Präfidium des ꝛc. noch befonders empfoh⸗ 
len, bei den durch daſſelbe unmittelbar erfolgenden Anftellungen 
nicht nur die Eircularverfägung vom 20; Arril d. J (Yahre. 
Bb. 41. ©. 481.) überall genau zu befolgen, fondern au na 
mentlih das dem Beamten angemiefene Eintommen an Gehalt, 
Tantieme, Gebühren und fonftigen Emolumenten, mit genauer 
Berädfichtigung der Beftimmungen der Normal» Etats, genau 
und deutlich anzugeben, damit die bisher nicht ſelten erhobenen 
Zweifel wegen Auslegung ber ertheilten Beftallungen völlig vers, 
mieden werden. 
Berlin, den 19. Novbr. 1833. (0.8.5. Gb. 42.6. 411.) 


ichtsboten und soren bei Ei 
Eontroficung der Setich —— ne * njtehung and Adlie⸗ 


A. 


Es it dem Juſtizminiſter fehr auffallend geweien, wenn 
das Land + und Stadtgeriht N. N. in dem, die Defecte der * 
ten W. und W. betreffenden, hierbei zuruck erfolgenden Berichte 
vom 21. Novbt. v. J., welcher von dem Koͤnigl. Ober⸗Landes⸗ 
gerichte unterm 27. deſſelben Monats eingereicht worden, bie An⸗ 


ſicht aufftellt, 
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daß eine Eontroflirung der Gerichtsboten Hei Einziehung 
und richtiger Ablieferung der Oporteln nirgends vorgefchrie -» 
ben und auch für unnoͤthig erachtet fei, 
und wenn das Königliche Ober Landesgericht fi mit dem Syn; 
halte diefes Berichts völlig einverflanden erklärt. Der Juſtiz⸗ 
minifter fann nur glauben, daß das Collegium die Anſicht des 
Lands ımd Stadtgerichts keiner nähern Prüfung unterworfen 
bat, und daß es daher nur der Erwähnung diefes Punktes, wo⸗ 
von der Bericht ausgeht, bedarf, um das Königl. Ober »Lundess 
gericht zu überzeugen, wie wnrichtig jene Anficht ſeibſt und wie 
wenig das Reſcript vom Il. Octbr. d. J. genuͤgend erledige iſt. 
Die unterſchlagenen Gerichtskoſten betragen, dem Erkeunt⸗ 
niſſe nad, bei dem Gerichtsboten W. 304 Rihlr., bei dem ꝛc. 
W. 235 Rthir. 29 Sgr. 10 Pf.; fie find, laut den Gründen des 
Erkenniniſſes, während 31/2 uhren allmählig erhoben und nicht 
abgeliefert, und zur Entdedung der Unterfhlagungen hat nicht 
ſowohl die Verlegung der Botenbezirke, welche Nebenſache war, 
als die Anmeifung geführt, fi über die Beitreibung der Reſte 


auszuweiſen und eine Weberficht derfelben einzureichen. Hierin 
"befteht aber gerade die eigentliche Kontrolle der Gerichtsboten und 


Executoren, und diefe ſcheint früher von dem Land» und Stadt 
gericht, und namentlid von deffen Director, völlig verabfäumt 
worden zu fein, wodurch fich derfelbe verantwortlich gemacht hat. 
Die Norhwendigkeit einer Eontrollirung der Boten und Exe⸗ 
cutoren in Befolgung der ihnen anfgetragenen Geſchaͤfte ift fo eins 
leuchtend, daß es keiner befondern geſetzlichen Anmweifung zu ders 
feiben bedarf; fie liegt in der allgemeinen Auffidts Verbindlich 
Leit jedes Dirigenten, der die befondern Inſtructionen nach den 
perſoͤnlichen und oͤrtlichen Verhaͤltniſſen des ihm anvertrauten 
Gerichts erlaffen muß, und hierzu in dem Reglement für den Exe⸗ 
cutions⸗ Inſpector des Stadtgerichts zu Berlin (abgedrude in 
den Jahrb. Bd. 17. ©. 43.) fehr gute Materialien finder, die er 
nur mit einiger Umficht auf die befondern Verhaͤltniſſe feines Ges 
richts anzupaffen braucht. J 
Bei der Controllirung der Boten und Erecutoren hinſichts 
der prompten Einziehung und Ablieferung der eingezogenen Spor⸗ 
tein kommt es hauptfächlich darauf an, die Einrichtung zu treffen: - 
1) daß fih aus den von dem Rendanten gefertigten Reftens 
liften, oder aus einer befondern Sportels Einziehungseontrofe 
zu jeder Zeit genau überfehen laffe, welche Sportelrefte. von 
einem oder dem andern Boten oder Executor einzuziehen find; 
2) daß diefe Liſten und Controllen mit den einziehenden Beam⸗ 
ten in jeder Woche wenigſtens einmal Poft für Poft durchge, 
gangen, und von ihnen bei jeder angeblich noch ruͤckſtaͤndi⸗ 
gen Port eine beftimmte Erklärung, ob und warum die Ein: 
ziehung noch nicht erfolge fei, erfordert werde, ° 
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3) daß nicht nur von Zeit zu Zeit die Bezirke der einziehenden 
. Beamten zu verändern, fondern auch bei bemerkter fäumis 
ger Finziehung die angeblich noch nicht erfedigten Geſchaͤfte 

- dem Beamten plößlicy abgenommen, ‚und einem andern voͤl⸗ 
lig zuverlaͤſſigen Beamten zur Erledigung übertragen wer; 


den 

4) daß jede bemerkte Unredlichkeit ſtrenge geruͤgt werde. 

Das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht hat dafuͤr zu ſorgen, daß auf 
dieſe Art die Einziehung der Sporteln bei allen Untergerichten 
ſeines Departements genau controllirt werde. 


Hinſichts der Defecte der Boten W. und W. ſind noch fol⸗ 
gende Punkte zu ermitteln und resp. zu beantworten: 


2 Es frägt fi: 06 den Boten in den erlaffenen Mandaten 
die Einziehung und Erhebung der Koften aufgegeben war, 
oder ob das Mandat nur auf Vollftredung der Executionen 
in gewöhnlicher Art lautere? Sim legtern Falle würden 
gar keine Caſſendefecte vorhanden fein, und den Zahlungs 
pflichtigen nur der Regreß gegen die Gerichtsboten, die ohne 
Ermaͤchtigumng die Gelder erhoben haben, zuftehen. 

Nach einigen Andeutungen in den Gründen der Erfennts 
niffe fcheinen indeß die Boten wirklich zur Erhebung ermädy 
tige zu fein. In diefem Falle muß das Land: und Stadt: 
gericht fih darüber rechtfertigen, daß es Beamten, bie feine 
Kaution beftele haben, die Erhebung fo bedeutender Sum: 
men gegen die Vorfchrift des $. 66. Tit. 24. Th. I. der Ge 
richtsordnung geftatter hat. 

2) Eine unerläßliche. Controlle muß darin beftehen, daß ben 
Boten beſtimmte Friften zur Einziehung geftelle, und fie anı 
gehalten werden, fi über die Beitreibung auszumeifen. 
Inwiefern dies gefchehen, darüber ſagt der Bericht nichts. 
Aus den Gründen des Erkenntniſſes wider den ꝛc. W. dürfte 
foft zu fließen fein, daß erft bei Verlegung der Botenbezirke 
die Boten angehalten wurden, die Vollftrefung der Erecus 

>, tion nacdhzumeifen. Dann hat fih das Gericht, fo wie in“ 

beſondere der den Boten zunaͤchſt vorgefegte Rendant, deſſen 
erfte Pflicht es war, für Einziehung der Reſte zu forgen und 
die Caſſenboten zu beauffihtigen, wirklih verantmortlid 

} gemacht. (cf. $$. 433. 439, Tir. 20, Th. I. des A. L. R.) 

3) Es ift, wenn fih hiernach eine Nachläffigkeit ergiebt, ge: 
nauer feſtzuſtellen, aus weicher Zeit die Defecre-herrühren, 
was. die den boten ertheilten Mandate, und in. Vergleich 
mit den Quittungen derfelben, in den Special s Actem ergeben 
muuͤſſen. Die ſpaͤteren konnten nicht entftehen, wenn die frü; 
heren Reſte gehörig controllirt, und die Boten gedrängt wa: 

ven, uber die zn des Dramars zu berichten. 
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4) ft anzuzeigen, was jur Wiedereinziehung der Defecte, 
nachdem fie entdeckt worden, gefchehen if. - 
Hiernach hat das Königl. Ober - Landesgericht anderweit vollftäns 
Dig zu berichten, und das Land: und Stadtgericht über feine un: 
richtige Anſicht zurechtzumweifen, zu welchem Zwecke die eingereich, 
ten Acten hierbei zuräc erfolgen. 
Berlin, den 10, Februar 1833, 


B. 


Nach den in vorftehendem Nefeript ertheiften Anmweifungen, 
betreffend die Eontrollirung der Gerichtsboten und Erecutoren bei 
Einziehung und richtiger Ablieferung der Sporteln, haben fich 
fämmtliche Königliche Gerichtsbehärden, mit Ruͤckſicht auf das 
Circular vom 18. Januar 1833 (Jahrb. Bd. 41. S. 237.) ge⸗ 
nau zu achten. ’ 


Derlin, den 18, Novbr, 1833. (v. 8. 3.00.42. ©.415.) 





rG 


B. 


Eautions-Beſtimmungen. 





Eintichtung der Seld⸗Cantlonen der Rechnungsbeamten. 

Das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht wird aus der Geſetzſamm⸗ 
Iung die von des Könige Majeftät dur Allerhoͤchſten Befehl 
vom IL. Febr. d. 5. erlaffenen Vorfchriften über die Cautions: 
beftellungen der bei Staatscaffen und Magazinen angeftellien Be 
amten erfehen haben. Diefen Vorfchriften gemäß find: 

1) die ſaͤmmtlichen, dem Königl. Ober : Landesgetichte unters 
geordneten Beamten, welche Amtscautionen beftellt haben, 
alfo auch die Depoſital⸗Rendanten, zu der im $. 8. der Al; 
lerhoͤchſten Cabinets Ordre vorgefchriebenen Erklärung über 
die Belaftung der ſchon beftellten, oder über die Beitellung 
neuer Cautionen in baarem Gelde, aufjufordern, und es 
it nach Ablauf der beflimmten fehswäcentlichen Frift eine 
vollſtaͤndige, ſyſtematiſch nach den verfchiedenen Eaffen ges 
ordnete Nachweiſung über das Cautionsverhaͤltniß ſaͤmmt⸗ 

' licher zur Sicherheitsleiſtung verpflicteten Beamten nad 
dem sub A. beigefügten Schema, aufzuftellen. 

2) Auf den Grund diefer allgemeinen Nachweifung find nad 

dem Schema B. fpecielle Werzeichniffe derjenigen älteren Gans 
tionen anzulegen, hinſichts welcher die eingelegten Schuld: 
Documente, nad den Vorſchriften des fchon gedachten $. 8. 
der Allerhoͤchſten Cabinets ⸗Ordre, in das Eigenthum des 
Staats übergehen, imgleihen nady dem Schema C. von 

den Eautionen, deren fofortige Umwandlung in baure Geld 
cautionen begehrt wird. - - | 

3) Die vorerwähnten Verzeichniffe find fpäteftens bis zur Mit⸗ 
te des Monats Junius d. J. hierher einzureichen. 

4) Weber die Cautionen des Schema B. find die Cautions— 
Documente, fo weis ſie nicht bereits bei den Obergerichee, 
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caſſen beruhen, imgleihen die Zinschipons (ment ſolche 
zur Erleichterung der Zinserhebung den Eautlonspflichtigen 
zurüdgegeben fein follten), eitizufordern und von den Ober⸗ 
gerichtscafien mit Specials Nachmeifungen für jeden einzels 
nen Cautiond.Empfänger nach Anleitung des SchemaB, an 
die Koͤnigl. Generals Staatscaſſe unter portofreier Rubrik 
einzufenden, wobei es nicht erforderlich ift, daß Behufs diefer 
Einſendung die vollftändige Einziehung aller abzuliefernden 
Documente abgewartet werde, fondern auch Partialfenduns 
gen, je nachdem die Erklärungen der Caflenbeamten einge 
hen, zuläffig find. Doc) koͤnnen hierbei die auf den naͤch⸗ 
ften Juli⸗Zinstermin oder früher fälligen Zinscoupons zu⸗ 
ruͤckgehalten, und noch in bisheriger Art realiſirt werden. — 
Ueber die zur Koͤnigl. General» Staatecaffe eingefendeten 
Documente iſt gleichzeitig mit jeder Sendung dem Koͤnigl. 
Finanz⸗Miniſterium Anzeige zu erftatten. f 
5) Ebenmäßig koͤnnen die Anträge auf Verwandlung der ſcho 
beftellten in Seldcautionen, im Einzelnen verfolge, und die 
Cautionsbeträge hierher zur Könige. General, Siaatscaſſe 
eingefendet, auch bei der Geldeinzahlung die bisher nieder, 
gelegten Documente zurückgegeben werden. 
Wie mit der Zinfenzgahlung an.die Cautionsleiſter und mit der 
Zinsverrechnung zu verfahren ift, darüber werden dem Koͤnigl. 
Dber » andesgerichte noch Beſtimmungen zugehen. 
Bon diefer Eirculars Verfügung und ihren Anlagen erfolgen 
hierbei acht Eremplare zum Gebrauch im Collegium. | 
Berlin, den 12, Mär; 1832. 
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Schema Liu. A. 


Nach— 
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den ten 1832, 
Unterfchrift, 


129 YIHL, Das Golariencaflen: Weſen 

| Schema Litt. B. Nach⸗ 

— — — 
derjenigen Cautionen, hinſichts welcher die eingelegten 


Des Cautlonspflichtigen Specielle Bezeich- 
Rückweiſung auf | nung der hinter⸗ 
Abtheilung.und, |. Iegten Papiere, 
Nummer, unter 
— Me in 
me. ara Wohn⸗ Jim Hauptverzeich⸗ 
m ter. F niß A. aufgeführt nach Art. 
if. eittera | Betrag 
u. Nums 
mer. 
Auble. 


VIIL Das Oalariencafien / Weſen 721 
weifung. | 
Schuld » Documente in das Eigenthum des Staats aͤbergehen. 
Angabe der bei 
8* re Pig 8 Betrag 
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* tionspflichtigen. | Ä 


Betrag, 





den ten 183 


Unteefhrift. 
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rn Verzeihniß 

derjenigen Cautionen, deten fofortige Umwandlung in basre 
Geld : Eautionen begehrt wird. 













Des Cautionspflichtigen 
Rückwelſung auf Betrag der Gan- 
I Abtheilung und | tion, welche nad 
’ — — den ee 
' welcher elbe er ödh: 
. 1 im Hauptverzeich: Babinets: Or: 
niß A. aufgeführt | dre vom 11. Fe 
ift. bruar c. baar ;u 
zu leiten iſt. 


em m 718 
Unterfchrift. 


-@. K. J. Bd. 39, S. 431.) 
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Binfenzahlung von den Beamten » Cautionen. 

Der Herr Finanzminiſter hat zur Ausführung der Beftimr 
mungen wegen der Verzinfung der nach der Allerhöchften Cabis 
nets-Ordre vom 11. Febr. c. zur General: Staatscaffe einzuzies 
henden Kautionen angeordnet, daß die Regierungen einen Grat 
von allen zu zahlenden Zinfen aufftelen, und mit den Behörden 
die nöchigen Vereinigungen über dieZinszahlungen treffen follen. 

Das Königl. Ober Landesgericht wird daher angewiefen, da 
die Regierungen bis Ende Junius diefe Etats einzureichen baben, 
der berreffenden Regierung die Hierzu nöıhigen Materialien, in 
einem Erats: Entwurf zufammengeftellt, ſchieunigſt mitzutheiten, 
und zur Aufliellung des Etats ſich des beifolgenden Formulars zu 
bedienen. Ä Zu | 

Der Termin, von wo ab die Zinfen zu zahlen find, wird 
in den von der General: Staatscaffe auszuftellenden Cautiongs 
Empfangs» und Pfandfcheinen ausgedrädt, und es müffen das 
her aus diefen Scheinen vor deren Aushändigung an die Cautios 
nairs die nöthigen Notizen zu Anlegung des Zinfen » Etats gefams 
melt werden. Es kann daher die desfallſige Rubrik im Etat zur 
Ausfülung für die Regierung offen bleiben, inſofern bei der Aufs 
ftellung des Etats die dazu noͤthigen Nachrichten ermangeln. 

Die Zinfen werden halbjährlih, am 30. Juni und 31. Des 
cember, gegen flempeffreie Quittungen gezahlt. 

Das Könige. Ober: Landesgericht hat daher ſchleunigſt die 
Materialien zum Etat zu fammeln und der Regierung mitzutheis 
ien, und es zu reguliren, daß die Zublung der Zinfen nach dem 
Eiat durd die Salariencaffe des Collegii oder die Haupt ⸗ Unter: 
gerichts » Salariencaffe, oder wie es fonft am leichteften ift, er⸗ 
folge, und der Betrag der Zinfen, unter Einfendung einer mit 
den Special» Quittungen belegten Liquidation, halbjährlich von 
der Regierungs = Hauptcafje eingezogen werde. 

Bon diefer Circular» Verfügung und ihrer Anlage erfolgen 
hierbei drei Eremplare zum Gebraud im Eollegio und Eremplare 
für die Untergerichte. 

Berlin, den 20, April 1832, 


VL. 47 


724 VIII. Das Salariencaſſen-Weſen. 
Ent: 
zum tat über die von den Cautions ⸗ Capitalien 





en Di 

E 

= Nummer des don 

E Des GSautionsbeftellers —— 

ee Staatscafle aus: 

Ja 

Dienftver ‚geftellten Cau⸗ 

E Tauf⸗ und hältuiß, — tions-Empfange- oo 

SE | Familiens |fürdie Gaus| Wohnort, | und Pfandſcheins. 

5; Name. | tion beſtellt 

—* ift. | 
Mebir. | 








+ 


B. Eautions + Beflimmungen, 
wurf 
zu zahlenden Zinfen pro 183 im Regierungsbezirk N.M. 


geleiftete Caution beträgt 
und ift beftellt 












Ä { — Be⸗ — 
zeichnung der | von wo q 
Baar |Cffecten, Effeeten nach | die Zinſen 
Art, Litt. | zu zahlen 
Nummer. find, 
Rthlt. | Rıebir. 






tions= Em⸗ 
pfangs⸗ u. 
Pfandichein 
angegeben ' 


s 







den - ten | 18 
(Unterfchrift.) 
(08.3. 80.39. ©. 454.) 


47* 


726 


— 


726 ' VIH. Das-Salariencaffen · Mefen. 


ER eo op ——— 
ne 2 Berichung auf die "Sabinets+ Drdre vom 11, Gebruar 1832, 

Die im Berichte des Koͤnigl. Ober  Landesgerihts vom 28. 
v. M. in Bezug genommene Allerhöchfte Cabinets-Ordre vom 
11, Februar c., welche die Negulirung des Cautionsweſens für 
die Caſſenbeamten betrifft, ift auch auf die Depofltal: Kendanten 
anwendbar, indeß har fie in Anfehung der Cautionen, welche 
ſchon regulirt find, nichts ändern wollen, und findet nur bei dem 
neuangeftellten Nendanten in Anfehung der Höhe der Cautionen 
Anwendung. Wie viel von der Kaution eines Rendanten, der 
die Depofitals und Salariencaffe des Gerichts zu verwalten Hat, 
als Eaution für jede diefer Cafien zu redmen fei, muß bei Be 
flimmung der Höhe derfelben nad) den vorwaltenden Werhältniffen 
beſtimmt werden, und ift nach den Cantionsinftrumenten, bei des 
ren Aufnahme diefer Punkt forgfältig feftzuftelen if, zu beut⸗ 
theilen. 

Berlin, den 9, April 1832. 


| B. 
Dem Königl. Ober » Appellationsgericht wird auf den Bericht 
vom 7. d. M., 
betreffend die Beſtellung der Amts⸗Cautionen, 
eröffnet, wie es zwar nach der Allerhoͤchſten Cabiners « Drdre vom 


11. Februar c. zuläffig ift, daß aud ein Anderer als der Ren: 


— 


dant dem Staat die Cautionk für den Rendanten beſtelle, allein 
die Cautloneleiftung muß in Beziehung auf den Staat ganz ums 
bedingt und unwiderruflich fein. Denn die Caution geht in das 
Eigenthum bes Staats über, und wenn fle ein Dritter beftellt, 
fo kann er fi nur das Recht auf die Caution nad) Loͤſung des 
Gautionsverbandes und Erledigung aller daraus herzuleitenden 
Anfprüche vorbehalten. Cine Kaution, die auf eine beſtimmte 
Zeit oder auf Kündigung geleiftet ift, kann gar nicht angenommen. 
werden. Es kann zwar der Cautionsleifter fi von dem, für den 
er die Saution leiftet, das Verfprechen ertheilen laſſen, die Cau⸗ 
tion nach einer beftimmten Friſt oder nach Kündigung dem Cau— 
tionsleifter erftatten zu woßen; dies NWerfprechen darf jedoch den 
Staat nicht verpflichten, es muß vielmehr die einmal geleiftere 
Eaution unverändert bleiben. | 


Berlin, den 28. Mai 1832, 


C. 


Dem Koͤnigl. Ober; Sandesgerichte wird auf die im Berichte 
vom 5. d. De. gemachten Anfragen zum Befcheide: daß bei Be: 
ſtimmung der Höhe der Cautionen, welche von Depofital Ren: 
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danten zu verlangen, ganz nach Vorſchtift der Allerhochſten Ca: 
binets/Ordre vom 11. Februar c. verfahren werden muß. 

| Wenn der DepofltalsRendant über 900 Rıpir. Dienfteins 
tommen bezieht, muß er 3000 Rihlr. Caution ftellen. Erreicht 
fein Dienfteintommen.nicht jene Summe, fo muß er eine Kaution 
ſtellen, weiche dem zweijährigen Betrage des Dienfteintommens 
gleich ift, infofern nicht die Kaution Y/ızmel der gewöhnlichen ein; 
: jährigen Einnahme uͤberſteigt. Dies T/ıztel muß aber nach dem 
Durchſchnitt der Einnahme an baaren Geldern und Documenten 
von den legten drei jahren berechnet werden, und kann hierbei 
auf die Beftimmungen des $. 5. Tit. 2, der Depofitali Drdnung 
Leine Rüdfiht genommen werden. 

Bekleidet der Depoſital⸗Rendant mehrere Functionen zugleich, 
und laͤßt fih_aus den Anftellungs Verfügungen und den Etats 
nicht entnehmen, wie viel von feinem Dienfteinfommen auf die 
Verwaltung der Stelle ald Rendant des Depofitorii zu rechnen 
iſt; fo muß als Regel angenommen werden, daß die Hälfte des 
firirten Dienfteintommens und dasjenige, was von der Beſol— 
dung auf die Depofitalgebühren gemwiefen worden, das Einkom⸗ 
inen des Rendanten bilder, und es ift diefes Einkommen bei Be: 
rechnung der Caution zum Grunde zu legen, 

Berlin, den 18. Juni 1832, | 


-D, 


Auf den Bericht vom 3. April d. J., 
betreffend die Anwendung der. Allerhöchften Cabinets/ Ordte 
vom 11. Februar c., wegen Regulirung des Cautionsweſens 
für. die Cafienbeamten, 
wird dem Königl. Ober: Landesgeriche eröffnet, daß daffelbe über 
die Frage: ob die Salariencuffen » Controlleurs cautionspflichtig 
find? noch mit Inſtruction wird verjehen werden. — Bei Bes 
flimmung der Höhe der von den Boten zu leiitenden Caution kann 
‚ derjenige Theil ihres Dienfteintommens, welcher auf Meilenge 
ber gewiefen ift, nicht in Anrechnung kommen, und die Caufion 
der Actuarien bei den Gerihtsämtern, welche die Caſſenverwal⸗ 
tungen führen und dafür Tantieme beziehen, find nur nad dem 
Ertrage diefer Tantieme abzumeffen. Hinſichtlich diefer beiden 
legteren Punkte hat fi der Herr Finanzminiſter mit dem Su 
miniſter bereits einverftanden erklärt. 


Derlin, den 4. Sjuni 1832. 
BE. | 
Die Beſtimmungen der Alterhöchften Cabinels Ordre vom 


11. Februar c. in Anfehung der Kautionen ‚beziehen fih anf alle 
diejenigen, welche von Seiten des Staats beſtellt find, Gelder 
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zu erheben oder zu verwalten, und macht es keinen Unterſchied, 
ob dieſe Gelder Privatperſonen oder dem Staate zuſtehen. 
Es muſſen daher auch die von den Auctionatoren beſtellten 
Cautionen dem Koͤnigl. Finanz⸗Miniſterio ausgehaͤndigt werden. 
In Anſehung der Hoͤhe der Cautionen der Auctionatoren ſind 
die Saͤtze, welche das Koͤnigl. Ober ı Landesgericht nach dem Be: 
‚ richt vom 11. Mai c. bisher feſtgeſtellt hat, beizubehalten, da es 
in der Alerhöchften Cabinets: Ordre vom 11. Febr. c. an einem 
Maafitabe für die Höhe derfelben fehle, und anzunehmen ift, daß 
die Cautionen, welche bisher gefordert wurden, nicht niedriger 
fein werden , als fie bei analogifher Anwendung der Beſtimmun— 
gen der Alerhöchften Drdre zu leiften fein würden, und es bier 
hauptſaͤchlich auf das Intereſſe von Privarperfonen anfommt. 


Berlin, den 25. Juni 1832. (6. K. J. Bd. 39. ©.438.) 
Ganttondpflihtigfeit der Satariencaffen» Gontrolears, ber Gerichtsboten und 


Zur Befeitigung — —* über die Beſtimmung der 
Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 11. Februar c., 
1) wegen der Sautiongpflichtigfeit der Controlleure bei ben Sa 
larien= und Sportelcaffen der Gerichte, 
2) wegen Beftftellung der Höhe der Cautionen der Gerichts 
bolten und Erecutoren, 
wird in Wereinigung mit dem Herrn Sinanzminifter —— 
beſtimmt; 
ad 1) daß kaͤnftig auch die Eontrolleure der gerichtlichen Sa. 
larien/⸗ und Sportelcaffen, wenn fie als folche befonders an 
geftellt werden, und in diefer Qualität eine befondere BVeſol⸗ 
dung beziehen, Caution zu leiften haben; infofern jedoch 
das Amt eines Eontrofleurs ein Nebengefchäft des Beamten, 
und dafür feine befondere Iemuneration auegeſetzt iſt, ſol 
dafür keine Caution gefordert werden; 
ad 2) daß von allen Boten und Executoren bei ihrer Anftel, 
lung von jet ab: 
a) bei Obergerichten und Untergerichten erfter Klaffe (Ge 
richtsordnung Th. J. Tit. 25. $. 3) — 100 Rtihlr., 
b) bei Untergerichten zweiter Klaffe — 50 Rihlr. 
als Kaution zu erfordern find. 
Hiernach ift daher für die Zukunft za verfahren. 
Berlin, den 16. Juli 1832. (v.8.5.80.40. ©. 193.) 


Ba abren bei Einfendung der Gantionen ber feit dem 11. Be 1832 neu an: 
” i geneut Uten oder hefärderteh Beamten. 


Em. — erwiedere ich auf das geehrie Sqreiben vom 
16. d. M. ganz ergebenft, daß die Er, wonach über bu 


m 
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zur General » Staatscaffe‘ eingefendeten Cautions ⸗/Documente 
gleichzeitig mit jeder Sendung dem Finanz Minifterio Anzeige 
zu erftatten ift, fi nur auf die Älteren Cautionen ‚bezieht, hin⸗ 
ſichts welcher die eingelegten Schuldverfchreibungen in das Eigen⸗ 
thum des Staats übergehen, oder an deren Otelle die Caution 
baar bezahlt wird. 

Die Einſendung der Cautionen von den fett dem Erſcheinen 
der Allerhoͤchſten Beſtimmungen vom 11. Februar c, neu ange 
ftellten oder beförderten Beamten, braucht aljo nicht hierher ans 
. gezeigt zu werden, bei der Ablieferung an die General: Staats 
caſſe ift aber eine Declaration in der bisherigen Form beizufügen. 

Die Verzinfung der letztgedachten Cautionen erfolgt übrigens 
von dem Tage ab, wo folche bei den Gerichten eingezahlt find und 
werden die Zinfen gleich denen von den Älteren Cautionen durch 
‚die Regierungen den Gerichtöbehörden verguͤtigt werden, 

Berlin, den 29. Zuli 1832, 
An Maaßen. 


des Königl. Wirklichen Seheimen 
Staatsminiſters, 
— Muͤhler Excellenz. 
(9. 8.53.%8.40.&.192.) 


eautionoſteiheit det Beten, welche nicht zur Eimiebung von Koften und 
Epeeutionen gebraucht werd 
Dem Koͤnigl. J wird auf den, uͤber 
das Immediatgeſuch des Executors und Boten N. zu K. um Be . 
freiung von der Eaution, am 13. d. M. erftatteren Bericht ers - 
öffnet, daß, infofern der ꝛc. N. nicht zur Einziehung von Koften 
und zu Erecutionen gebraucht, vielmehr nur mit der Aufwartung 
und mit Sjnfinuasionen befchäftige wird, er keine Laution zu ber . 
ftellen braucht und von dieſer Dispenfirt werden kann. 
Das Collegium hat hiernach den 2. N. auf das originaliter 
wieder beigefügte Gefud vom 9. juli c. zu befcheiden. 
Berlin, den 27. Auguft 1832. (0.8.53. 50.40. &.195.) 


Eucceffine Abtragung der Caution der alse Doten anzuſtellenden Invaliden. 
Die Beſtimmung der Allerhoͤchſten Cabinets⸗Ordre vom 
11. Februar d. J., 
daß diejenigen Unterbeamten der Juſtiz, weiche ihrer dienſt · 
lichen Stellung nad die Einforderungen oder den Traus⸗ 
port von Geld oder geldwerther Gegenſtaͤnde zu bewirken‘ 
verpflichtet find, mit dem Berrage eines halbjährigen Dienſt · 
eintommens Eantion zu beftellen haben, 
hat die Ausführung, obgleich fhon durch die Verfuͤgung — 
186. Juli ec. feſtgeſetzt worden, daß die Caution nur resp. 1 
Rihltr. oder 60 Rthlr. betragen fol, Schwierigkeiten gefunden, 


© 


— 


230 V1H. Das Salariencaſſen⸗ Weſen. 


weil die Bewerber: zu ſolchen Stellen mit ‚dent SJuvaliden, Be: 
forgungsfrhein verfehen fein muͤſſen. 
In dieſer Beziehung iſt unter AÄlechöcfter Genehmigung 
Sr. Königlichen. Majeftär zwiſchen den Minifterien der Finanzen 
und der. Zuftiz verabredet worden: , 
daß den als Boten anzuftellenden Invaliden, wenn fie bie 
“auf resp. 100 Rıhir. und 50 Rthlr. normirten Cautionen 
fofort zu berichtigen außer Stande find, deren ſucceſſive Ab 
 . tragung. durch Gehaltdabzüge von 25 Kıbir. jährlich nach⸗ 
gelaſſen ‚werden, könne, die Ablieferung der Cautionen an 
die König: General: Staatscaffe aber in ſolchen Fällen in 
Raten von vollen 25 Rthlr. erfolgen. müffe. 
Hiernach bat das Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht ſich bei Anftellung 
ſolcher Unterbedienten , welche cautionepflichtig find, zu achten. 


Berlin; den:17. Sepibr. 1832. (v.R.53.80.40. S. 194.) 


Antdcaution der YAeruarien bei den Gerichtdämtern. 


Das Königt. Ober : Landesgericht wird hierdurch angemiefen, 
bei den nach der Inſtructiion vom 4 Mai 1820 gebildeten Ge 
rihtsämtern, von jedem der neu anzujtellenden Gherichtsactuarien 
für die Verwaltung der Salariencaffen, ohne Unterfchied des 
Dienfteintommens, eine Kaution von 100 Reihlr. zu fordern, und 
vor deren Erlegung die Einführung in’ das Amt und Zahlung 
des Gehalts abhängig zu machen, 

. Berlin, den 1. Octbr. 1832. (v. K. ZB), 40. S.445.) 


Die nur zu ihrer Wnbbilbäng dienenden Beamten fi * sur Beſtelung dou 
Amtsocautionen nicht verbunden. 


Dem Königt. Dber: Landesgerichte wird auf den Beriht 
vom 19. v. M. eröffnet, daß diejenigen, welde nur auf Hof 
nung und zu ihrer Axsbildung dienen und daher ſtreng unter Com 


trolle geſtellt werden muͤſſen, feine Amtscautionen zu -leiften ha: 


ben. Es besarf daher keiner Euutionsbeftellung von Seiten dev 
jenigen Individuen, die mit Civil »Werforgungefcheinen verfehen, 
Anfprühe auf Botenbedienungen haben, und, ohne Gehalt zu 
befommen, Botengefchäfte zu ihrer Hebung und Worbereitung 


verrichten. - Wenn aber außeretarsmäßige Boten gegen Remunt⸗ 


ration angenommen werden, und diefe zur Einziehurig von Ge 
richts koſten gebraucht werden follen, fo müffen fie Caation leiſten, 
and wenn fie nicht die volle Caution fogfeich aufbringen können, 


dieſelbe, wie andere Boten, durch Abzüge von ihrer Remunera: 


tion bis zur Summe von 25 Rthlr. jährlich leiften. Wenn dieft 
Huͤlfoboten länger als ein Jahr fungiren, muß ihre Gaution 
wie die der Abrigen Beamten, dem Koͤnigl. Finanz: Minifterium 
Überfandt werden. 

Berlin, den 8. Dctbr. 1832. (v. K. J. Bo. 40.S. 447.) 
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r Art und Weiſe der Beſtellung der Amtoͤcautionen der Rechnumzsbéeamten. 
A. | ' 
Mach einer Anzeige des Koͤnigl. Ober» Landesgerichts in Koͤ⸗ 
nigsberg vom 8. v. M., hat der bisherige Stempel» Receptpr C., 
in Folge feiner Beförderung zum Land» und Stadtgerichts⸗ Sa; 


lariencaſſen⸗Rendanten in M., feine neue Caution von 1650 
Rthlr. in der Art berichtigt, daß ex die für fein früheres Dienfte 


verhältniß deponirten 300 Rtihlr. in Effecten darauf in Anrede | 


nung gebradt, und nur den Mebrberrag der neuen Caution mit 
1350 Rthlr. baar eingezahlt hat. | 
Sm vorliegenden Hal wird es zwar hierbei bewenden koͤn 
nen, kuͤnftig aber wird in folchen Fällen, wo ein Beamter mit 
Gehaltsverbefierung in eine andere, eine höhere Caution erfors 
dernde Stelle verfegt wird, die frühere Caution — wenn foldye 
in Hypothekenverſchreibungen oder Effecten beftellt war — nach 
den Beftimmungen des $. 8. der Verordnung vom 11. Februar c. 
zurückgegeben, dagegen die neue Kaution gan, in baarem Gelde 
erlegt werden müffen, wonach Ew. Ercellenz die Gerichtsbehoͤrden 
gefälligft inftruiren wollen. Ä . Ä 
Mur bei bereits baar beftellten Cautionen kann der ſchon ers 
theilte Empfangsfchein der Generals Otaatscaffe in Zahlung ges 
geben werden. | 
Berlin, den 20. Dechr. 183 


ö An 

des Könige. Wirklichen Geheimen 
Staatsminifters, | 

Herrn Mühler Ercellenz. 


Maaßen 


B, 


Abſchrift diefes Schreibens zu den Jahrbuͤchern zur Nach: 
richt für ſaͤmmtliche Juſtizbehoͤrden. 
: Berlin, den 31. Dechr. 1832, (9. K. J. Bo.40. ©.446.) 


Berechnung der Cautionen, befonderd dei Gehaltszulagen. 


In Vereinigung mit dem Herrn Finanzminifter wird dem 
Königl. Ober = Landesgerichte auf den in Betreff der Amtscautio⸗ 
nen unterm 17. Suli v. J. erftatteten Bericht hiermit eröffnet: 
J). daß auch ſolche Beamten, welche bisher keine Dienftcaus 
tion zu leiften gehabt haben, aber nad) der Allerhoͤchſten 
Cabinets⸗Ordre vom 11. Februar v. J. Kaution zu leiften 
verpflichtet find, diejelbe beftellen muͤſſen, wenn fie ſich in 
Anfedung ihres Dienſteinkommens verbeffern. Ä 
2) Es ift aber die Verabredung getroffen, daß die Caution 
nur im Verhaͤuniß zu der Zulage regulirt wird, und die Höhe 
der Zulage die Cautionsſumme beſtimmt. 
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3) Allgemein ift feſtgeſtellt worden, daß, da die Cautionen 
baar nach Abftufungen von 25 Rthlr. regulirt werden foßen, 
derjenige Theil des Dienfteintommens eines zur Caution ver; 
pflicgteten Beamten, wovon die Caution nicht 124/, Rıhir, 
—— außer Anfag gelafien wird, wenn aber die Law 
tion über 12!/, Rihlr. betragen würde, 25 Rthlr. voll an 
Caution berechnet werden follen. 

Hiernach hat das Collegium in vorkommenden Fällen zu ven 


- fahren. 


Verlin den 30. Maͤrz 1833, (9. 8.3.980.41. ©. 236.) 


td, Burädzablung und Binds Erats der Beamten» Cautionen. 

Dem Königl. Ober » Landesgerichte wird die von Seiten bes 
Heren Finanzminifters 20. wegen künftiger Behandlung des Eau: 
sionswefens der Beamten, unterm 22, März c. an fämmtlice 
Königl, Regierungen erlaffene Circular⸗ Verfügung nebft Anlage 
bierbei abſchriftlich mitgerheilt, um daraus zu entnehmen, welde 
Beftimmungen in Anfehung ‚ 

a) der Einzahlung der Cautionen, 

b) der Zurädzahlung derfelben, 

c) der Zins» Etats für die Cantionen 
“erlaffen find. Das Collegium wird angemiefen, die Zus und Abs 
gangs-Nachweiſungen von den Zinfen der Cautions-Capitalien 
pro 1832 und 1833, und den Zins: Etat pro 1834, fo — 
der competenten Königl, Regierung mitzutheilen, daß biefe die 
Zus und Abgangs-Nachweiſungen und den Zins: @tat zur von 
bejtimmten Zeit dem Herrn Finanzminifter einreichen könne. 

Zugleich werden dem Königl. Ober s Landesgericht drei Erems 
plare diefer Verfügung zum Gebraud im Collegio — mit⸗ 
getheilt. 

Berlin, den 15. April 1833. 


‚A. — 

In Beziehung auf die fernere Behandlung bes Cautionewe⸗ 
ſens der Beamten wird der Königl. Regierung noch Folgendes zur 
Nachachtung bekannt gemacht: 
| » Die neuen, in baarem Gelde einzuzahlenden Eautionen 

find dur die Megierungs : Hauptcafien an die General: 

Staatscaffe unter Angabe des Taufs und Familien: Nu 

mens des Beamten, feines Wohnorts, des Amtsverhält 

niffes, wofür die Caution beftellt wird, und des Datums 
der gefchehenen Einzahlung abzuführen. Die von der Kö 
nigl. Regierung nicht refiortirenden Behörden können die 

Cautionen direct oder duch die Regierungs : Hauptcaffen an 

die General » Staatscaffe befördern. Sind noch Ältere Cau— 

tionen abzuliefern, fo mäffen ſolche beſonders declarirt werden, 
und wenn die Ablieferung zur Vervollſtaͤndigung einer Altern 
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Caution erfolgt, ſo iſt die No. des uͤber dieſe Caution bereits er⸗ 
theilten Empfangſcheins der General⸗Otaatscaſſe anzugeben. 
Eine Anzeige an das Finanz Minifterium von den erfolgten 
Adlieferungen der Cautionen ift von jegt an nicht mehr noͤthig. 
2) Werden Cautionen ertedigt, welche in baarem Gelde erlegt 
find, fo kann die Zurüdzahlung des Kapitals nebft den bis 
zum Zahlungstage verlaufenen Zinfen, gegen Zurüdgabe 
des Cautions⸗-Empfangsſcheins, unter Beifügung einer Bes 
fcheinigung der vorgefegten Dienftbehörde, daß das Dienfts 
verhaͤltniß des Cautionairs aufgelöft und aus ſolchem von 
demfelben nichts mehr zu vertreten ift, und gegen Quittung 
des legitimirten Eigenthümers, aus der Regierungs : Haupts 
»saffe geleifter und der Berrag von der General; Staarscaffe 
wieder eingezogen werden. Die von der Königl. Regierung 
nicht reffortirenden Behörden können gegen Einfendung ge 
dachter Erforderniffe dergleichen erledigte Cautions-Capita⸗ 
lien nebft Zinfen durch die Regierungs » Hauptcaffe oder dir 
rect aus der General: Staatscaffe beziehen. Kommen je 
doc Cautionen zur Erledigung, welche in Staats: oder an⸗ 
dern Schuldverfchreibungen beſtellt ſſind, fo muß derenfyZus 
rüdgewährung jedesmal bet dem Finanz: Minifterium in 
Antrag gebracht werden. | 
3) Von den, gegen die für 1832 und 1833 vollzogenen Cam 
tions » Zinfen : Etats ſich ergebenden Beränderungen find zum 
1. Suni und 1. Decbr. d. J., nach dem beiliegenden Sche— 
ma, Zus und Abgangs: Nachmeifungen einzureichen, wel⸗ 
che der Koͤnigl. Regierung Behufs der Rechnungs ; Zuftifl: 
cation vollzogen werden zurückgefender werden. 

Die Behörden, welche nicht von der Königl. Regierung 
tefforsiren, haben derfelben die nöthigen Data hierzu rechts 
zeitig mitzutheilen, und iſt dieſerhalb das Noͤthige veranlaßt. 

4) Für das Jahr 1834 if ein vollſtaͤndiger Cautions + Zinfen: 
- Etat nad dem Mufter des für 1832/53 volljogenen Etats 
aufzuftellen und bis zum 1. Octbr. d. J. einzureihen. Das 
gegen ift von 1834 ab die Aufftellung eines Etats oder die . 
Einfendung von Zu +» und Abgangs : Nahmeifungen von Seis 
ten der Königl. Regierung nicht weiter erforderlich, weil fi) 
erwarten läßt, daß im Laufe diefes Jahres die Regulirung 
diefes Altern Cautionsweſens vollftändig beendigt fein wird; 
und dann der Zus und Abgang gegen den Etat pro 1834 
beim Finanz; Minifterium verfolgt und die Ausfereigung jes 
ner Nachweifungen hier beforge werden fol. . 
Berlin, den 22. März 1833. (v.8.%. Bo 41. S. 488 ) 
An Ä Der Finanzminifter Maaßen. 
fämmtliche Königl. Regierungen und Provinzial s 
| Steuer : Direstionen. \ 8 
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Defrelung verfchiedener Beamten von der gautlondpflichrigfeit.. 

Das König. Staats: Minifterium hat Folgendes befchloffen r 
1) Gemaͤß der Allerhöchften an die Chef Präfldenten der Bank 
und Seehandlung erlaffenen Cabinets Ordre vom 25. Aug. 
v. 5. find alle diejenigen Älteren Beamten, welche nach den 
vor der GabinetdsDrdre vom 11. Gebruar v. 5. gegebenen 
adminiftrativen Vorfchriften oder nach der Praris nicht für 
cautionspflichrig gehalten wurden, von einer nachträglichen 
. Beftellung der Kaution frei zu laſſen, infofern fie niche felbft 
zur Erforderung derfelben durch ihr Benehmen Veranlaffung 
geben; wegen der übrigen aber, welche nach der frühern 
Verfaſſung fhon dazu verpflichtet waren, bleibt es dem Er⸗ 
meffen der Verwaltungs:Chefs überlaffen, entweder die nach - 
trägliche Berichtigung der Kaution zu fordern, oter die Die: 

perfation bei des Könige Majeftät in Antrag zu bringen. 


2) Beamte, welchen Geldverwaltungen als Nebenamt übers 
tragen find, ohne daß fie für ein ſolches Nebenamt eine bei 
fondere Remuneration erhalten, find von der Cautionslei⸗ 
ſtung ganz frei zu laſſen. Erhalten fie aber eine Vergüti- 
gung dafür, fo ift ber doppelte Betrag als Kaution einzus 
zahlen. | 
3) Doch finder letzteres auf ſolche Beamten der Regel nach nicht 
Anwendung, welche Ausgabefonds, z. B. zu Buͤreaubeduͤrf⸗ 
niffen, Echreibmaterialien u. f. m. gegen den Genuß einer 
Tantieme von den Erfparniflen, verwalten. | 
4) Kanzleidiener, melde beiläufig die Beforgung von Geld: 
briefen zu übernehmen haben, find ebenfalls der Regel nach 
nicht cautionspflichtig; doch bleibt es 
5) in beiden zu 3. und 4. gedachten Fällen dem Srmeffen der 
Verwaltungs Chefs überlaffen, ob gleihmohl bei der Ans 
ftelung folder Beamten von denfeiben Cautions beſtellung 
zu erfordern iſt. 
An Folge dieſer Beſchluͤſſe, nach welchen das Koͤnigl. Ober⸗Lan— 
desgericht ſich zu achten hat, bleibt es in Anſehung der Stempel—⸗ 
Receptoren, da dieſelben früher der Regel nach keine Caution ges 
leiſtet haben, bei der bisherigen Verfaſſung, inſofern nicht Grün; 
de zu einer Ausnahme vorhanden, oder die Cautionen ſchon bes 
ftelte find. Neu anzuftellende Stempel» Receptoren muͤſſen aber 
Eaution beftellen.. 
Berlin, den 1. April 1833. 


(0.8.5. Bo. 42. S. 163.) 


— — 





C. 
Porto-Saden. 


Gontrollieung des referbirten und niedergeſchlagenen Porto’. 


Durch die Tircular » Verfügung vom 4. Septbr. v. J. (Ant. A.) 
find fämmeliche Gerichte mit Anweifungen über die Verrechnung 
des niedergefchlagenen Porto’s verfehen, und aufgefordert worden, 
darauf zu achten, daß folhe Sachen, bei denen vorauszufehen ift, 
dag die Parteien das Porto nicht tragen koͤnnen, mit den gehoͤri⸗ 
gen, die Portofreiheit fichernden Rubriken verfehen werden. Ob 
gleich hierin keine Abänderung der über die Portofreiheit bei den 
Gerichten beftehenden Vorfchriften enthalten ift, fo hat doch ber 
Here General »Poftmeifter daraus die Beforgniß entnommen, daf 
fih die Gerichte dadurch für berechtigt halten wuͤrden, von jenen 
Vorfchriften abzumeichen. . Um diefe Beforgniß zu befeitigen, wird 
fefigefegt und dem Königl. Ober + Landesgerichte befannt gemacht, 
daß die beftehenden Vorfchriften wegen der portofreien Rubriken, 
durch jene Circular, Verfügung vom 4. Septbr. pr. nicht haben 
geändert werden follen. | ’ 

Es find diefe daher genau zu befolgen, auf deren richtige 
Anwendung aber, zur Verhütung der Verkürzung der Gerichts: 
und der Poftcaffen firenge zu halten. Zugleich erfolgt hierdurch 
* Abänderung der Beſtimmungen des Circulars vom 9. April 
180%: J RR: 

wegen Sicherftellung und „Controllirung der refervirten 
Porto's. 
Die Juſtizbehoͤrden haben naͤmlich nach $. 17 und 21. dieſes Re 
glements die Verpflihtung, den Orts» Poftanftalten quartaliter 
anzuzeigen: ob in Armens, fisfalifhen und Inquiſitions ; Sachen 
refervirtes Porto eingezogen worden fei, oder nicht, im erfteren 
Falle aber unter Mittheilung einer fpeciellen Nachweiſung gleich: 
zeitig den Betrag der Poftcaffe zur Vereinnahmung zu überliefern. 
Zur Vereinfahung des Gefchäftsganges, befonders der Red: 
nungs/-Reviſion, wird daher hierdurch beſtimmt: daß die bishe— 
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rige viertefjährliche Juſtificirung und Berichtigung: des — 
Porto's nur bei den Ober s Gerichtöbehärden, oder den dieſen gleich: 
ftehenden oberften Provinzialgerichten,, beibehalten fein foll; alle 
übrigen Untergerichte dagegen nur einmal jährlich diefe Juſtifici⸗ 
rung und Berichtigung des refervirten Porto's, jedoch unfehlbar 
in der erften Hälfte des Monats Januar jeden Jahres, in ber bis⸗ 
herigen Form zu bewirken haben. 
| Das Königl. Ober s Landesgericht hat hiernach die Unterge⸗ 
richte in ſeinem Bezirk durch die Amtsblaͤtter mit Anweiſung zu 
verſehen, und ſie beſonders darauf aufmerkſam zu machen, daß 
der prompte Rechnungsſchluß der Poſtcaſſen eine Erweiterung des 
letztgedachten Termins nicht zuläßt. 
Bon diefer Verfügung erfolgen drei Abfchriften zum Gebrauch 
beim Collegio hierbei. 


Berlin, den 13. Juli 1829, 


A, N 

Des Königs Majeftät Haben mittelft allerhöchfter Cabinets⸗ 
Ordre vom 9. Auguſt c. zu beſtimmen geruhet: daß das von den 
Parteien nicht einzuziehende niedergefchlagene Porto, deſſen Er: 
ftattung von der Poft jegt nicht mehr geleifter wird, bei den fäch: 
lichen Ausgaben verrechnet werden full, was auch bisher fhon von 
der Könial. Ober » Rechnungstammer verlangt worden ift. Dem 
Königl. Ober : Landesgerichte wird diefes mit der Weifung eröffnet, 
darauf zu achten, daß folhe Sachen, bei denen vorauszufehen ift, 
dag die Parteien das Ports nicht tragen können, mit den gehoͤri⸗ 
gen, die Portofreiheit ſichernden Rubriken verſehen werden, damit 
nicht der Verluſt des Porto's bei den Gerichten da erwachſe, wo er 
ſonſt zu vermeiden geweſen. Auch iſt bei Einreichung der Projecte 
zu den Etats künftig bei den ſaͤchlichen Auslagen auf den Fonds 
für diefe Ausgabe zu fehen, und verfelbe nad) der Fraction zu bes 
rechnen und zum Anfag zu bringen. | 

Zugleich erhält das Collegium für die größeren Untergerichte 
feines Bezirks hierbei die erforderliche Anzahl Eremplare dieſer 
Circular⸗Verfuͤgung. 


Berlin — 4. Septbr. 1828. (. K. J. Bd. 34. &.119.) 
fammtliche Königl. Ober s Landesgerichte. 


"Hoftfreiheit der herrſcheftlichen Gorrefonden; ans und mach dem Königreiche 


Durd eine von dem Kern General » Poftmeifter mit der 
Koͤnigl. Polniſchen General Poftdirection, wegen Behandlung der 
herifchaftlihen Correfpondenz aus und nach den beiberfeitigen 
Staaten, getroffene Vereinbarung ift feftgefegt worden : 
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daß die mit der Rubrik: „Herrſchaftliche Sachen” bezeichne: - 
‚ten, und an die Behörden und höheren Staatsbeamten ım 
Königreihe Polen gerichteten, Briefe Königl, Preuß. Ber 
ri auf den Polnischen Poſten frei befördert werden 
olfen, 
wovon ſaͤmmtliche Koͤnigl. Gerichtsbehoͤrden hierdurch in ae 
gefegt werden. 


Berlin, den 29. Dctbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. S. 360.) 
ortofrelheit der zur Sußigeffcianten a Sutweneae — Depoſiten⸗ 


In dem geehrten Schreiben Eines Koͤnigl. Hochloͤblichen Zu; 
iz⸗-Miniſterii vom 24. Januar v. J., iſt auf Bewilligung der 
ortofreiheit fuͤr diejenigen Gelder angetragen worden, welche ſich 
als herrenloſes Gut in den Depoſitorien der Untergerichte befinden, 
und der Juſtizofficianten⸗Wittwencaſſe zum Nießbrauch überwie 
fen werden. 

So geneigt ich bin, diefem Sinftitute hierin eine Erfeihterung 
zu Theil werden zu laſſen, und dadurd Einem Hochloͤblichen Zu: 
ftiz - Minifterio eine Bereitwiligkeit zu berhätigen, fo muß id) doch 
bedauern, den obigen Antrag durch Gewährung einer unbeding: 
ten Portofreiheit nicht erfüllen zu können. 

Ich muß mich daher darauf befchränfen, diefe Beguͤnſtigung 
nur auf die zu gedachten Zwede bis zur Höhe von 20 Rthlr. zu 
verfendenden Gelder zu bewilligen, und habe gleichzeitig die Poſt— 
anftalten mittelft einer, durch das nächte General: Cireular er: 
fheinenden Verordnung von diefer Bewilligung in Kenntniß gefegt, 
mit dem Hinzufügen, daß dergleichen Verfendungen unter der Be⸗ 
zeichnung: 

„ Depofitengelder zum — der Juſtizofficianten⸗ 

Wittwencaſſe,“ 

Statt finden werden. 

Die Portofreiheit auf Verſendungen hoͤherer — zu 
gewaͤhren, bin ich unter den jetzigen Verhaͤltniſſen der — 
tung außer Stande. Fuͤr dieſe wird alſo die gedachte Caſſe, der 
in ihren Angelegenheiten eine ſolche Beguͤnſtigung uͤberhaupt nicht 
verliehen iſt, das Porto aus dem Ertrage der ihr überwiefenen 
Gelder zu zahlen haben. 

Einem Hochlöblihen Juſtiz-Miniſterio fielle ich ganz an- 
heim, am die Gerichte das Erforderliche ebenfalls gefälligft zu 
verfügen. 

ing a. M., den 12, März 1831. 


n 5 
Ein Könige. Hochloͤbl. Zuftiz: Minifterium 
‚in Berlin. 


v. Nagler. 


C. Porto » Sadıen. 739 


Abſchrift des Schreibens erhalten ſaͤmmtliche Koͤnigl. Oberge⸗ 
richte, um ſich darnach zu achten, und die Untergerichte mit Ans 
weifung zu verfehen. 

Berlin, den 11. Aprit 1831. (v. K. J. Bd. 37. &, 88.) 
Vorts Eontobcher der Untetgetichte. 

Der Zuftizminifter hat aus dem Berichte des Königl. Kams 
mergerichts vom 17. Febr. c., 

wegen des Sportel⸗Rechnungsweſens, insbefondere der Por; 

to⸗ Contobücher der Untergerichte, 

Veranlaffung genommen, mit der Königl. Ober » Rechnungsfam: 
mer über die Befcheinigung des Abgangsporto zu communiciren, 
Diefelbe hat dem Juſtizminiſter die Abfchrift des Circulars vom 
14. Dechr. 1827 mitgetheilt, von dem Eopia hierbei erfolgt, ur 
auf den Grund deffelben die Gerichte anzumeifen,, fid) von den 
Moftbehsrden die vorgefchriebenen Befcheinigungen ertheilen zu lafs 
fen. Sollte dennoch der Anforderung nicht genügt werden, fo hat 
das Königl. Kammergericht daräber bei dem Kern Generals Poſt⸗ 
meiſter Befchwerde zu führen. 
Berlin, den 14, April 1831. 
A.’ 
Eircular an fämmtlihe Poftanftalten, 

Um die Verfchiedenheit ded Verfahrens in Abſicht auf bie 
Form der Befcheinigimgen, weiche die Behörden in Franfirungs s 
Fällen ald Belag bedürfen, zu befeitigen, wird Folgendes fefts 
gef | 

Diejenigen Behoͤrden, welche Franco⸗Correſpondenz, woruͤbet 
Beſcheinigungen gewuͤnſcht werden, zur Poſt liefern, fertigen 
poſttaͤglich eine Speciſication an/ worin der Empfänger, der Bes 
ftimmungsort, und, die Befchaffenheit der Sendung bezeichnet iſt. 
Die Poftbeamten fegen dann den Franco Betrag für jeden einzel 
nen Brief hinzu, und befcheinigen die Richtigkeit deſſelben durch 
ihre Namensunterfchrift. 

Die Poftanftalten haben von jegt an hiernach zu vers 
fahren. | 

Berlin, den 14. Decbr 1827. (0.8. J. ©b.37. ©. 383.) 
Der General Poftmeifter 
v. Nagler. 


Yortofreiheir In Untet ſuchunosſachen. ! 
In dem Reglement wegen Sicherftellung und Controllirung 
des reſervirten Porto’s vom 9, April 1804 iſt unter vr vorge; 
VI. 8 


— 
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fchrieben, daß auch in Unterfuchungsfachen, bei dem Gebraudt 
der Bezeichnung „ Unvermögende Unterfuchungsfachen” das Pert: 
notirt und im Fall der Einziehbarkeit als refervirt zur Poftcaft 
abgeliefert werde. Won diefer Regel fol künftighin für den Zul 
eine Ausnahme geftattet fein, wenn gleih von Anfang an feſt 
ſteht, dag eine Zahlung von Koften, alfo auch eine Porto : Einzie: 
— Seitens des Inculpaten, garnicht zu erwarten ſteht, indem 

08 Könige. General: Poftamt fih damit einverftanden erklärt 
hat, daß in einem folhen Falle das Notiren des Porto's als eint 
nußlofe Arbeit ganz hinwegfallen folle.. Dabei verfteht es Id 
jedoch von felbft, daß die Gerichte bemüht und im Stande fen 
muͤſſen, bei Unterfuchungen diefer Art gleich im Anfange derfelben 
fich in Abſicht der Nichtzahlungsfähigkeit des Angefchuldigten über: 
zeugende Gewißheit zu verfchaffen. 1 

Das bisherige Rubrum 

„Unvermögend Unterfuchungsfache” | 
fällt aber in folhen Fällen, wo das Porto nicht notirt wird, weg 
und an deffen Statt ift die Rubrif 

„, Unbedingte Armen ; Unterfuchungsfache” 
zu gebrauchen. 

Diefen Beftimmungen gemäß iſt für die Zufumft zu verfah⸗ 
ven, die Unterbehörden find hierauf durch die Amtsblätter zu mr 
weifen, und zur Abwendung' von Nachtheilen für die Koͤnigl 
Moftcaffe ift auf. die richtige Bezeichnung der Sendungen nad 
Maaßgabe des verfchiedenen Inhalts und der Beftimmungen de? 
$. 5., 7. und 8. des Eingangs gedachten Reglements beſondere 
Aufmerkfamteit zu wenden. 

Zum Gebrauch erfolgen drei Abſchriften dieſer Verfuͤgung 

Berlin, den 22. Juli 1831. (v. K. J. Bd. 38. ©. 165.) 


Vortoftelheit der Angelegenheiten der Juſtizoffieianten⸗Wittwencaſſe. 


, „Der Herr General; Poftmeifter hat auf Erfuchen des Juſtij⸗ 
miniſters nicht allein die bereits zugeſtandene Portofreiheit der, 
zum Nießbrauch der Juſtizofficianten-Wittwencaſſe beſtimmten 
Depoſitengelder, auch auf Sendungen über zwanzig Thaler auf 
gedehnt , fondern der Correfpondenz der Caffen mit der Juſtizoff⸗ 
cianten » Wittiwencaffe, fo mie den Sendungen der Armencaſſen⸗ 

Beiträge und der Actenverfaufsgelder, die Portofreiheit im Allge⸗ 
meinen bewilligt. 
Die Correfpondenz der obengedachten Caffen muß mit der 
Rubrik: —— 

Angelegenheiten der Juſtizofficianten⸗Wittwencaſſe,“ 
nn Seldfendungen aber müffen mit den betreffenden Ru— 

riken: 


| 
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„» Depofitengelder zum Nießbrauch ıc.”, 
„, Armencaffen » Beiträge,” | 
„„ Aetenverfaufsgelder ‚> 
bezeichnet fein. 


Das Collegium wird hiervon mit ber Anweifung in 
j — geſetzt, die vorgeſchriebenen Rubriken ſtreng zu 
achten. 


Zugleich erfolgen hierbei drei Exemplare dieſer Verfügung 
sum Gebrauch im Collegium. | | 


Berlin, den 8, Juli 1833, 
(0. 8.5. Bd. 42. ©, 170.) 


wre 


D. 


Zantieme und ECaffen - Quote 


Koftenvorfchüffe, Fo weit fie nicht zu deu Koſten gebraucht werden, lud dem 
Abzuge einer Tantieme nicht unterworfen. 

Dem Koͤnigl. Gerichtsamte wird auf die Beſchwerde vom 
9. d. M.: 

die von demſelben von 178 Thaler Koſtenvorſchuͤſſen des 

Jahres 1827 erhobene Tantieme von 7 Rthlr. 3 Sgr. 6 Pf. 

betreffend, en 
hiermit eröffnet, daß, foweit die Koftenvorfchäffe nicht zu den Ko: 
ften bei dem Königl. Gerichtsamte gebraucht werden, diefelben 
dem Abzuge eine Tontieme bei dem Königl. Gerichtsamte nicht 
unterworfen find. Denn die Tantieme wird nur von den einges 
gangenen Sporteln,‘ und nicht von jeder Einnahme bemilligt. 
Wird ein Vorfhuß bei dem Koͤnigl. Gerichtsamte nicht durdy die 
bei demfelben erwachfenen Gerichtskoften abforbirt, fo muß diefer 
Vorfhuß entweder der Partei reflituirt, oder, was ganz gleich iſt, 
der Salariencaffe des Landgerichts zu Eroffen auf die bei diefer ers 
wachfenen Koften der Partei gezahlt werden. Daß hiervon eine 
Tantieme zu berechnen ift, beftimmt das Nefeript vom 2. Auguft 
1820 (Jahrb. Bd. 20. ©. 61.) ' 

Hiernach leidet das Nefeript vom 3. Juni 1825 auf das 
Koͤnigl. Gerichtsamt keine gänftige Anwendung, und hat es daher 
bei der Entfcheidung der Königl. Ober : Rechnungstammer fein Bes 
wenden. 

Berlin, den 22. Novbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©. 368.) 


Zantieme in Stempelfachen. 


Das Königl. Ober » Appellationsgericht hat in Bezug auf den 
Bericht vom 9. d. M.: u 

die Tantieme von Stempelfachen betreffend, 
noch anzuzeigen, welche Tantieme es bei-feiner Anfrage im Sinne 
gehabt hat. Nach dem $. 33. des Geſetzes vom 7. März 1822 
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beſteht die Remuneration des Denuncianten einer Stempelcontra⸗ 
vention im dritten Theil der Strafe, eine beſondere Remuneration 
für das Urgiren der Strafeinziehung ift nicht ausgeſetzt. Daß 
Caſſenquote von Stempelftrafen nicht Statt findet, folgt aus der 
Beftimmung des Reſcripts vom 4. Novbr. 1825 (Jahrb. Bd. 26, 
S. 411. — hier Bd. 5. ©. 129,), daß fie bei Strafen nicht zugelafs 
fen wird. Die Sportel; Tantiemme findet nach dem Reſcript vom 
26. Januar 1825 (Jahrb. Bd. 25. ©. 122. — hier Bd. 3. ©. 408.) 
nicht Statt, da die Stempelftrafen gleichfalls zu den fiskaliſchen 
Strafen gehören; auch fällt die Tantieme den Parteien nicht zur 
Lafl.. | 

Es ift daher zu berichten, welche Tantieme das Königl. Ober; 
Appellationsgericht meint. | 

Berlin, den 20. Decbr. 1830. (v. K. J. Bd. 36. ©. 369.) 


An , 
das Koͤnigl. Ober » Appellationsgericht 
zu Pofen. 


Bearechnung und Bermendung der Saffen » QLuote, 


In Verfolg der, wegen Berechnung der Caffenquote In Re— 
quifitionsfachen ergangenen Circufarverfügungen des Juſtizmini⸗ 
fterö und der Könige. Ober : Rechnungsfammer , refpective vom 16. 
Suni 1826 und 27. Suni 1828, nach denen die Caffenquote 
bei dem Gericht angefegt werden foll, welches die Gebühren uns 
mittelbar von der Partei ‚erhebt; — wird in Uebereinſtimmung 
mit der Königl. Ober » Rechnungstammer hierdurd) beftimmt, daß 
vom 1. Januar 1832 ab die Caſſenquote bei dem Gericht ange: 
fegt werden fol, welches das Geſchaͤft, wofuͤr die Gebühren zu 
berechnen, -beforgt hat. Eine Ausnähme hiervon tritt nur bei 
den Gebühren des Geheimen Ober » Tribunals ein, weldyes bei ſich 
feine Laffenquote zum Anfag bringt. 

Hieraus folge, daß auch nur der Rendant des Gerichts, 
welches die Quote anfegt, die Tantieme zu erheben hat, und müfs 
fen zur Vermeidung einer doppelten Tantieme ; Erhebung (welche 
nad $. 12. der Inſtruction für die Koͤnigl. Ober » Nechnungsfam: 
mer-unzuläffig ift), die Koͤnigl. Gerichte 

für die auf ihre Requifition von andern Gerichten erarbeites 

ten Gebuͤhren, in ihrem Soll » Einnahme : Belag die Colonne: 

„an Koften fremder Gerichte” nur zur Cintragung diefer 

Gebuͤhren, mit Ausfchluß der Gebühren des Geheimen Ober; 

Tribunals, benußen, und es nicht geftatten, daß der Ren; 

dant ihrer Caſſe fi von den hier eingetragenen Gebühren - 
Tantieme berechne. | 
Don diefer Beſtimmung ift nur da reine Ausnahme. zu machen, 
wo Rendanten und Caſſenbeamten fungiren, welche vor dem 
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1. Januar 1825 Anftellung erhaften haben, und nicht blos auf 
die Tantieme der quotepflichtigeu Gebühren beſchraͤnkt find , indem 
auf diefe der $. 12. ebengedachter Inſtruction nicht rückwirten) 
Anwendung leidet. 

Das König. Ober s Landesgericht hat tiefe Beſtimmunger 
vom 1. Januar 1832 an in Anwendung zu bringen, und mir 
demfelben "zugleih die zum Gebrauh im Kollegium und für 
fämmtliche Untergerichte im Bezirk deffelben,, erforderliche Anzahl 
Exemplare diefer Verfügung hierbei überfender. 

Berlin, den 22. Auguft 1831. (v. K. J. 88.38. S. 125.) 


Eaffen » uote vom Wertbftempel der Adjudicatoria, 


Der dortige Regierungsratd N. N. hat fi darüber be 
fhwert, daß in der N. N'ſchen Subhaftationsfache von dem 
Werihftempel der Adjudicatoria eine Caſſenquote angefegt wer: 
den. Diefe Befchwerde ift gegründet, da der zu den Adjudi 
tionsbefcheiden zu verbraucende Stempel zu dem Procepftempel 
gerechnet werden muß, von dem feine Caffenquote zu entnehmen 
it, wenn gleich das Königl. Finanz » Minifterium Beftimmt bat, 
dag zu Adjudicaticnsbefcheiden die Kontractsftempel zu gebrauden 
feien. 

Hiernach hat das König. Ober » Landesgericht in der vofn 
— Sache zu verfügen und in aͤhnlichen Fällen ſich zu 
achten. - 

Berlin, den 19. Maͤrz 1827. _ 


Berfügung. 


Die an das Ober -Fandesgericht zu Breslau am. 19. Min 
1827 erlaffene Vorbefheidung ift durch die Sahrbücher bekannt zu 
madıen. 

Berlin, den 7. Novsr. 1831. (v. K. J. Bd.38. &.408.) 


Eaffen s uote in Auftrags» Sachen. 


Auf den Bericht vom 7. Decbr. pr. wird dem Königl. Ober: 
Landesgericht, nach erfolgter Communication mit der König. 
Dber » Rechnungstammer, nunmehr im Einverftändnig derfelben 
eröffnet: daß die Grundfäge, welche in Hinſicht auf die Bere’ 
nung der Caffenquote in Requifitionsfachen, in der Circularır 
fügung vom 22. Auguft v. J. feftgeftelft find, auch auf den Anſatz 
und die Berechnung derfelben in Auftragsfachen Anwendung 1 
den muͤſſen, und daß Gerichte, welche nicht berechtigt find, Cal 
— anzuſetzen, ſolche auch in Auftragsfachen nicht liquidittn 
duͤrfen. 

Berlin, den 13. Febr. 1832, (v. K. J. Bd.39. S. 184.) 


— — — — — 


— — 


\ 
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Einnabuen, | welde von der Tantieme der SSalariencaffen : Rendanten audges 
i nommen lud, 


Es find von Seiten der König. Ober : Rechnungstammer 
Erinnerungen gegen die Tantieme » Bezüge mehrerer Yuftiz » Sala: 
‚ riencaffen » Nendanten gemacht, und insbefondere folgende Ein: 

nahmen als nicht tantiemepflichtig bezeichnet worden: 
1) Proceß⸗ Werthftenpelgelder , 
2) fisfalifhe Stempel: und andere durchlaufende Geldftrafen, 


3) erflattete, niedergefchlagene, - vorfhußweife verausgabte 
ducchlaufende Gelder, 


4) — Koftenvorfchuß-Beftände und irtthuͤmlich erho⸗ 


5) ſonſtige nicht tantiemepflichtige, zu den Sporteln nicht gehoͤ⸗ 
rige Einnahmen. 
Des Koͤnigs Majeſtaͤt, haben auf den hieruͤber von dem Koͤnigl. 
Staats⸗ Miniſterium erſtatteten Bericht, durch die Allerhoͤchſte 
Cabinets⸗/Ordreè vom 4. d. M. feſtzuſetzen geruhet: 
ad 1) daß alle Rendanten der gerichtlichen Sportelcaſſen, wel; 
chen beſtallungsmaͤßig die Tantieme von den Sporteln unbe; 
ſchraͤnkt zugeſichert ſei, ſolche auch von den Proceß⸗Werthſtem⸗ 
peln beziehen koͤnnen; wohingegen die andern Anſpruͤche 
ad 2, 3 und 4) bei den Rendanten, welche nur die Tantieme 
von Sporteln zu beziehen haben, wegfallen muͤßten, weil 
dieſe Einnahmen nicht zu den Sporteln gehoͤren, und daß 
ad 5) in jedem einzelnen Falle die Zulaͤſſiigkeit der Erwägung der 
Ober » Rechnungsfammer überfaffen bleiben könne, 


Uebrigens ſoll die Begänftigung, welche hiernach den Rendanten 
woiderfährt, die fih den Monitis der Könige. Ober. Rechnungs: 
kammer nicht gefügt haben, auch den andern Rendanten zu Stat: 
ten fommen, welche fich den Erinnerungen unterworfen haben. 


Das Königl. Ober Landesgericht hat diefe Allerhächften Be⸗ 
ftimmungen zur Kenntniß der SalariencaffenRendanten in ſei⸗ 
nem Bezird mit der Anweifung zu deren Befolgung zu bringen, 
und erfolgen die nöthigen Exemplare diefer Verfügung zum Ge: 
brauch in Abfchrift. 


Berlin, den 13. Febr. 1832. (v. K. J. Bb.39. ©. 185.) 











Nachtrag 
der 


während des Drudes erfchienenen Verordnungen des 
84. Heftes der Jahrbücher. 





1.8. 9.83 folg. «; — EEE ERBEN 
AR AR nn 
Eanenburg s Buͤrowſchen Kreife, 

Nachdem über bie, von dem Königl. Ober ; Landesgerichte in 
dem Berichte vom 11. März d. J. erhobenen Anfrage: 

die Forft» und Sjagdgefege in dem Lauenburg : Bätowfchen 

Kreife betreffend, 
mit des Kern Finanzminifters Excellenz communicirt, und von 
dem Königl. Ober » Landesgerichte zu Mearienwerder und der 
Koͤnigl. Regierung zu Stettin Bericht erfordert worden, wird dem 
Königl. Ober » Landesgerichte nunmehr eröffnet, daß in den Herr; 
fehaften Lauenburg und Bitom lediglich die Pommerfche Forſtord⸗ 
nung vom 24. Decbr. 1777 und die Verordnung vom 22. Juni 
800 (Hoffmanns Nepertorium, Fortfegung 3. Anhang 2, 
S. 566 — 583.) gefeglihe Kraft haben. Denn, wenn auch 
durch die Verordnung vom 14. Octbr. 1773 69. 2. 3 und 10. 
und durch das Publicandum vom 26. Novbr. ejusd. in den Lans 
den Lauenburg und Buͤtow die Weftpreußifchen Geſetze eingeführt, 
und diefe, ungeachtet der im Jahre 1803 erfolgten Trennung 
diefer Landestheile von der Provinz Preußen und ihrer Vereinis 
gung mit Pommern, aufrecht erhalten worden find; fo wird doch 
der hieraus für die Anwendbarkeit der Weftpreußifchen Forft s und 
Sagdgefeke entnommene Grund durd folgende, für die Gültig; 
keit der Pommerſchen Forftordnung fprechende Beweife vollftäns, 
dig widerlegt: 

1) Die Provinz Weftpreußen ward vom Staate 1772, die 
Herrfchaften Lauenburg und Buͤtow dagegen als Polnifches Lehn 
fchon durch den Welauer und Bromberger Vertrag vom 19. Septbr. 
und 5. Novbr. 1657 erworben. Bis zum Sahre 1742 bildeten 
fie ſowohl rückfichtlih der Verwaltung, als der Juſtiz, eine bes 
fondere. Provinz, und ftanden unter einem eigenen Ober: Haupts 
mann, der nur den Staats: Minifterien untergeordnet war. 
Durch das Nefeript vom 10. Novbr. 1742 wurden jedoch die Acs 
cifes, Zolls, Städte», Polizei-, Eontributiong » und Aemter 
Sachen: in Lauenburg und Buͤtow, und durch das Refeript vom 
23. Inni 1743 auch die Bekanntmachung der; Edicte in den 
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Staͤdten und Aemtern dieſer Herrſchaften, der Pommerſchen 
Kriegs: und Domainenkammer beigelegt. Am 10. Maͤrz 1747 
erging ein Reſcript an die Pommerfhe Kammer, daß die Juris 
diction in forestalibus dem Ober : Huuptmanne gebuͤhre, 
(ef. Quickmann's Sammlung der Pommerſchen Edicte, 
S. 531 und 700.) | 
und die Verordnung vom 17. April 1750 unterwarf ber Ober: 
Hauptmann in allen Sachen, welche zur Beforgung 
ie Domainentammer gehörten, der: 
felben. | Ä 
cf. Brüggemann’s Befchreibung von Pommern. Th. 2 
&. 1028.) Meer ni 


Mehrere Vorftellungen der Stände hingegen waren fruchtlos, ind 
befondere wurden fie durch die Neferipte vom 28. März 1752, 
vom 25. Novbr: 1762, vom 23. Januar 1772, vom 6. Febr. 
ej. und 16. Juli ej. abſchlaͤglich beſchieden. 

Seit diefer Zeit ergingen rücfichtlih der Verwaltung ber 
Provinz mehrere gemeinfchaftlihe Verordnungen für Pommern 
und die Lande Lauenburg und Buͤtow, wie das Haushaltungs s 
und Wirthichafts » Reglement vom 1. Mai 1752 (N.C.C. Tom. I. 
&.299.) — das Wege Reglement vom 25. Juni ej. — (ibid. 
S. 335.) — und andere. Die Sinterimsd Verordnung für die 
Pauenburgfhen Gerichte vom 15. April 1765 (N. C.C. Tom; 
II. S. 669.) hob den Ober⸗Hauptmannspoſten auf, und bes 
ſtimmte im .l.: - - 

„Was diejenigen Verrihtungen anlangt, fo zum Reffort des 

General » Directorii und der Kriegs s und Domainenfams 

mer gehören, verbleibt es bei den durch ſolche 

mit Unferer Genehmigung getroffenen oder 
noch zu treffenden Verfügung,” 
und ald durch das Refeript vom 17. April 1771 — (N. C.C. 
Tom, V. a. &. 131.) der Ober » Hauptmanngpoften wieder herge⸗ 
ftellt wurde, ward vorgefchrieben: 

„dem Ober s Bauptmanne liegt fortmehro Alles ob, fo zum 
Reffort Unferes General⸗, Finanz, Kriegs s und Domais 
nen » Directorii und zu dem Kammeral ; Departement ges 
hört.” > | 

Es wurden auch, wie nach der durch den Vertrag vom 18. Septbr. 
1773 erfolgten Aufhebung des Polnifchen Lehns » Nerus durch 
die oben erwähnte Verprdnung vom 14. Octbr. &. — (N... 
Tom. V. e. ©. 2451.) — bie Juſtizverfaſſung in Lauenburg 
und Buͤtow anders geſtaltet, und die Weftpreußifchen Geſetze das 
felbft eingeführst wurden, diefe Diftriete, wie ed im $. 2. aus: 
drüdlic) heißt, nur: En Ä 
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„in Anfehung der Juſtizverfaſſung und alles besjenigen, 
was nicht zum Neffort des Finanz: Departements gehört,” 
- oder nach $. 20., — 
„in allen, zu der Kriegs- und Domainenkammer und des 
Finanz » Departements »Reffort nicht gehörigen Sachen ‚” 
mit MWeftpreußen vereinigt. „In allem demjenigen, was zum 
Neffort des General⸗, Kriegs s und Domainen  Directorii ges 
hörte, ward,” wie die Schreiben des Großfanzlers v. Fuͤrſt 
vom 11. und 12. Decbr. 1773 ausdruͤcklich beſagen, „.nicht die 
geringfte Aenderung vorgenommen, vielmehr es dieferhab lediglich 
bei der bisherigen Verfaſſung belaffen.” — So blieben, wenn 
auch die Herrfchaften Lauenburg und Buͤtow in Betreff der Ju⸗ 
ftiz mit Meftpreußen verbunden wurden , diefelben dennoch hinfichts 
lich der Kameralfachen der Pommerfchen Kriegs: und Domais 
nenfammer untergeordnet, wie denn auch das Refeript vom 25. 
$ebr. 1774 (N. C. C. Tom. V. d. &.95.), wodurch das Karten» 
und Stempel⸗Edict dafelbft eingeführt wurde, an die Pommer- 
fhe Kriegs: und Domainenfammer erging. 
| Hieraus ergiebt fih, daß Lauenburg und Buͤtow durch die 
Verordnung vom 11. Octbr. 1773 die Weftpreußifchen Gefege nur 
in Betreff der eigentlichen privatrechtlichen Verhaͤltniſſe, nicht aber 
in Betreff des öffentlichen Rechts, und aller zum Reſſort der 
Kriegs s und Domainenfammer, und des Generals Directorii ges 
hörigen Gegenftände, mithin namentlich des Forft : und Jagdwe⸗ 
fend — (cf. das oben allegirte Nefeript vom 10. März 1747) — 
erhalten haben. | | | 
2) Dies wird dadurch beftätigt, dag in Kameralfachen 
Lauenburg und Buͤtow nie mit Meftpreußen verbunden gemefen 
finir, vielmehr, wie diefe Diftriete die Eigenfchaft einer beſondern 
Provinz verloren, ftets in diefer Beziehung einen Theil der Pros. 
vinz Pommern ausgemacht haben. Es wird ſogar in dem, zwis 
ſchen den Hinterpommerfchen und Lauenburgſchen Landftänten am 
2. April 1777 gefchloffenen, und vom Könige Friedrich IE. am 
15. Mai ej. beftätigten Commembrationd » Receffe ausdrücklich bes 
immt: 
P $. 1. „Die Herrfhaften Lauenburg und Bütow treten von 
nun an in publicis, Oekonomie- und Polizeiſachen mit der 
" Provinz Hinterpommern in ein rorpus zufammen, fo wie 
ſolches bereits bei der Herzoge von Pommern Zeiten gewes 
fen. — $.3. Sie werden nach gefchehener Commenbration 
einen eigenen Kreis formiren.” (cf. Brüggemann’s Befchreis 
bung vom Pommern, Thl. 2. &. 1030.) 
Diefe Verbindung in fameraliftifcher Beziehung ift feit diefer Zeit: 
nicht verändert worden, und daß fie namentlich zur Zeit-der Vers 
ordnung vom 25. Dctbr. 1803, durch welche Lauenburg und Buͤ⸗ 
tow auch hinfichtlih der Zuftiz mit Pommern vereinigt wurde, 


” 


. 
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Statt fand, befagen die Worte des $. 2. der angeführten Vetord⸗ 
nung ausdruͤcklich: 
„Wir haben ferner, um die (äftige Verbindung Unferer Bas 
fallen und Unterthanen des Lauenburg s Bütowfchen Kreifes 
mit 2 verfchiedenen Provinzen zu trennen, und diefen Kreis 
in allen Stüden mit Unferer Provinz Pommern dergeftalt zu 
vereinigen, wie er fchon feit vielen Jahren in den zum Kam⸗ 
meral s Reffort gehörigen Sachen damit verbunden ift, 
refoloirt.” 
Es muͤſſen daher alle in das Kameral» Departement einfchlagen 
ben für die Provinz Pommern, namentlich feit dem Commembra; 
tions/Rezeſſe vom 2. April und 15. Mai 1777 gegebenen Geſetze, 
fofern nicht eine ausdrückliche Beſchraͤnkung in denfelben ausge 
fprochen ift, fih auc auf den Lauenburg » Buͤtowſchen Kreis br 
ziehen, und fomit insbefondere die Pommerſche Forftordnung vom 
24. Deebr. 1777 und die erneuerte Verordnung vom 22. Juni 
1800 aud auf die Lauenburg s Bütowfehen Lande Anwendung 
n 


den. 

3), Am Schluffe der Pommerſchen Forftordnung vom 24. De; 
cember 1777 iſt fogar nicht bloß der Pommerfchen, fondern auch 
der Weftpreußifchen Regierung, unter weicher damals 
Lauenburg und Buͤtow in Suftizfachen fanden, die Nachachtung 
aufgegeben worden. Andere Theile der Provinz Pommern, 
außer Lauenburg und Buͤtow, waren aber damals in Juſtizſachen 
ber Regierung zu Marienwerder nicht ſubjicirt. Zwar ift Sei⸗ 
tens des uftiz» Departements, wie die betreffenden Acten erge⸗ 
ben, die Pommerſche Forftordnung vom 24. Deebr. 1777 nur der 
Regierung zu Stettin und dem Hofgerichte zu Coͤslin, nicht aber 
der Regierung zu Mearienwerder, und die Verordnung vom 32, 
Juni 1800 feiner. Behörde communicirt worden; über dieſen 
Mangel kann jedod hinweggegangen werden, da beide-Berord: 
nungen bisher in Lauenburg und Buͤtow immer befolgt worden, 
auch nach Ausweis der Acten des Forft : Departements und des 
Berichts der Königl. Regierung zu Stettin vom.26. v. M. durch 
die Pommerfche Kriegs; und Domainenkammer dafelbft publicire 
worden find. 

4) Hierzu fommt endlich, daß die erneuerte Hinterpommer- 
ſche Jagd» und Holzordnung von 1681 und die renovirte Pom- 
merfche Holz, Maſt- und Sagdordnung vom 27. Mai 1819, 


- welche feßtere durch die Forftordnung vom 24. Dechr. 1777, wie 


die Eingangeworte ausdruͤcklich anführen, außer Kraft gefefst 
worden ift, in der Ueberſchrift ſich nicht blos auf dag Herzogthum 


- Pommern, fondern auch auf die Lande Lauenburg und Buͤtow 


beziehen. 
(cf. Brüggemann’s — zur ———— von Pommern, 
‚1800. Bd, 1. ©. 364.) 


Nachtraͤge zus Allg. Ger. Drdn. 753 


Hiernach erleidet es keinen Zweifel, daß in dem Lauenburg : Büs 
tomwfchen Kreife gegenwärtig nur die Pommerfche Forftordnung 
vom 24. December 1777 und die erneuerte Verordnung vom 
22. Suni 1800 zur Anwendung fommen können, und hat dem 
gemäß das Känigl. Ober Landesgericht ſowohl den Lands und 
Stadtrichter 2. auf deffen Anfrage vom 15. Novbr. v. J. zu bes 
feheiden , als die Gerichte des betreffenden Landestheiles mit Ans 
weifung zu verfehen. We: 
Berlin, den 14. Debr.1833. (u 8.5.00. 42, S. 458 — 463.) 


J. 9. S. 127 — 169. Sültiakeit der Pommerſchen For» und Jaod⸗ 
Ord nung vom 24, Dechr. 1777 und der Berordnung vom 22. Juni 1800 
im Lauenburg» Sütow’fhen Kreife, 


Diefer. vom 14. Decbr. 1833. (S. zu Titel 8. $. 83.) 


I. 12. $. 216. 238. Verfahren zur Werhätung, Daß Tellamente 


nicht gam oder zu lange uneröffner bleiben, und deren Publication von 
Amts wegen. 


‚ — Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts Th. J. Tit. 12. 


daß Teſtamente ſechs Wochen nach dem notoriſchen Ableben 
des Teſtators von Amts wegen eröffnet werden ſollen, R 
geht in vielen Fällen nicht in Erfüllung, weil den Beamten der 
Gerichte, welche die Teftamente zu verwahren haben, das er: 
folgte Ableben der Teftatoren nicht befannt, wird. 
- Um zu verhäten :: 
dag Teftamente, deren Publication nicht in Antrag gebracht 
worden, nicht uneröffnet, und die Beftimmungen der Teftas 
toren unerfüllt bleiben ; 
daß fih die Zahl der Teftamente, welche nach 56jähris. 
ger Miederlegung, — der Vorfhrift des Allg. Landrechts 
Theil 1. Tit. 12. $. 218 zufolge — eröffnet werden müf- 
fen, — anhäufer, 9* 
und daß Streitigkeiten aus einer zu ſpaͤten Eroͤffnung 
von Teſtamenten enifiehen, 
- . wird hierdurch Folgendes beftimmt: 

- 1) Die Verzeichniffe der bei einem Gerichte nledergelegten 
Teftamente muͤſſen alle Jahre wenigftens einmal revidirt wers 
den, um zu ermitteln, ob fi) darunter Teftamente notorifch vers 
ftorbener Perfonen vorfinden, - 

Wie diefe Nevifion zu veranlaffen ift, bleibt der Beurtheis 
lung und Beftimmung des Präfidviums des Gerichts überlaffen. 
Es dürfte am zweckmaͤßigſten fein: 

a) dem Beamten, dem die Bearbeitung des Erbfchaftsftem: - 

pelweſens übertragen ift, oder dem Regiftratur : Beamten in 
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der Teftaments; und WVerlaffenfchafts:Regiftratur ein Do 

plicat der Teftamenten ; Lifte zuzuftellen, um darauf bei de 

Anfertigung der Erbfchaftsftempels Tabelle, oder bei kt 

Einleitung der Nachlaßſachen Ruͤckſicht nehmen zu koͤnnen 

b) eine ®ergleihung feiner Lifte mit der Teftamenten; Lit 
des Eollegiums alle Jahr zu veranftalten, und 

ec) auf jeder Todesanzeige, die er erhält, von ihm bemerfn 
zu laffen, ob ein Teftament des Verftorbenen im Teftame 
ten » Ardyiv aufbewahrt wird, oder nicht. 

2) Wenn in einem Teftamente, deſſen Publication veren 
faßt ift, fich bemerkt findet, daß der Erblaffer bereits früher en 
Teftament gerichtlich niedergelegt hat, fo hat der Richter — m 
cher nach dem Allg. Landrecht Ih. I. Tir. 12. $. 238. die Aut 
fertigung des Teftaments und deffen Bekanntmachung an die Er 
ben zu bewirken hat — dem Gerichte, bei welchem ſich das fr 
here Teftament niedergelegt befindet, von Amts wegen von bt 
Eriftenz und Publication des frätern Teftaments Anzeige zu mo 
chen, damit die Publication des Altern Teftaments auch verfüst 
werde, oder in dem Falle, wenn durch das fpätere Teflament dar 
frühere widerrufen worden, nach Vorſchrift des $. 39. des An 
hangs zum Allg. Landrecht unterbfeibe. 

Nach vorfiehenden Beftimmungen hat fich das Königl 
Dber » Landesgericht — nicht allein feibft zu achten, fondern aus 
die dem Collegium untergeordneten Gerichte dem gemäß anzuwei⸗ 
fen; von dem Präfivium aber ift im Zahresberichte jedesmal an 
jugeigen: ob die Reviſion der Teftamentöverzeichniffe im Lauft 
eines Jahres erfolge if. 

Berlin, den 11. Novbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42. &. 294) 


L 12. 9. 237. | uslänket 
im a2, ER ran 2 rn Fo ———— ad 

Dem Königl. Ober s Landesgerichte wird auf die im Bericht 
vom 5. d. „M. gemachte Anfrage in der Nachlaßangelegenhei 
des Großherzoglich Heſſiſchen wirktichen Geheimen Raths und 
außerordentlihen Gefandten, Freiherrn v. S., zum Beſcheide 
ertheilt, daß die Vorſchrift des Allg. Landrechts Th. I. Tir 12 
$. 237., wonach Teftanıente, welche nicht bei dem perfänlicen 
Nichter des Teftators deponirt find, nach evfolgter Publicarion 
dem gedachten Nichter zur fernern Aufbewahrung und Ausftril 
gung zugefandt werden müffen, feine Anwendung auf den Fl 
findet, wenn der ordentliche Gerichteftand des Teftarors im Aut 
lande fich befinde. In diefem Falle muß das Teftament, mein 
der Fremde, der es in hiefigen Landen errichtet, Feinen eximitien 
Gerichtsſtand gehabt hat, bei dem Nichter, bei welchen cd Mi 
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dergelegt ift, verbleiben. Kat derfelbe aber, mir Ruͤckſicht auf 
die Vorſchrift der Allg. Gerichtsordnung Ih. I. Tir. 2, $. 26. 
zu den Erimirten gehört, fo muß das Teftament, wenn es bei 
einem Untergericht niedergelegt worden ift, unter Zurückbehaltung 
einer beglaubten Abfchrift des Teftaments, fo wie des Annahme s 
und Publications » Protofols, am das Obergericht des Departes 
ments gefendet. werden. Diefes hat, wegen deſſen Ausfertigung 
und Aufbewahrung die erforderlichen Verfügungen zu treffen. 

Hiernach muß das Teftament bes Großherzogl. Keffifchen 
Gefandten, Freiheren v. S., bei dem Königl. Ober » Landesges 
richt ausgefertigt und ferner aufbewahrt werden. 

Berlin, den 28, Dctbr. 1833. (v. K. J. Bd. 42, ©. 286.) 


J. 18 S. 49. Abſchaffung der nady dem fächfifchen Lehnsmandate erfor« 


derlichen Lehndrräger für inländifhe Stadtgemeinen, und die Werichti 
des Deſitztitels für lehtere. ndiſd pemeinen⸗ 4 chtigung 


A, 


Das König. Ober » Landesgericht empfängt in der abſchrift⸗ 
lichen Anlage die Allerhöchfte Cabinets-Ordre vom 23. v. M., 
betreffend die Abfchaffung der, nach dem fächfifchen Lehns— 
mandat erforderlichen Lehnsträger für inländifche Stadtge⸗ 
meinen und Berichtigung des Befigtitels für letztere, 
um fich hiernach zu achten und demgemäg da, wo Stabträthe . 
und Magifträte ald Befiger von Grundftüden im Hypotheken: 
buche verzeichnet fichen, nunmehr die Stadtgemeinen als Beſitzer 
aufzuführen, weiches am Fürzeften dadurch gefchehen kann, daß 
bem mit rother Dinte zu unterftreichenden Eintragungs ; Bernerf 
der bisherigen Befiger, der Name der Stadtgemeinen, als jeßi: 
gen Beſitzer fubftituirt, und ftatt der erfteren in den Fünftig zu 
ertheilenden Hypothekenſcheinen aufgeführt werden. | 
Berlin, den 4. Novbr. 1833, (v. 8. J. Sb. 42. ©. 287.) 


Nach Ihren, des Yuftizminifters, Anträgen genehmige Ich, 
daß die Vorfchrift des fächfiihen Lehnsmandats, nach weicher 
Stadtgemeinen, welche Lehngüter befigen , die Lehen durd) Lehns⸗ 
träger zu fuchen verpflichtet find, bei inländifchen Stadtgemeinen 
fernerhin nicht in Anwendung gebracht werben, mithin die Be: 
ſtellung von Lehnsträgern für folhe Gemeinen nicht weiter erfor; 

derlich fein fol. Zugleich autorifire Ich Sie, den Juſtizminiſter, 
bei den Hypothekenbuͤchern über folde Lehngäter die Anordnung 
zu treffen, daß die Stadtgemeine , nicht aber der Magiftrat als 
Defiger bezeichnet werde, | | 
— ben 23, Octbr. 1833, (v. K. J. Bd. —— 288.) 


. 
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1.18. 8. 166 u. folg. gehandtung -und 


&barkeirsverbätrsti 
der —— Inlande gelegenen Parcellen, und ec en - 2. leılenten 


Ba ” an welche Pertinengen 

Mach den bisherigen Grundfägen find die zu Lehngütern m 
Königreih Sachſen und im Großherzogthum Sachfen ; Weimar 
als Pertinenzien gehörigen Parcellen oder Beiguͤter, md 
che im Preußgifchen Gebiete liegen, als Preußiſche Lehne ans 
feben worden, welche auf den Fall der Apertur dieſſeits eingeze 
gen werden können, und babei hat es aud für die Folge fm 
Bewenden. 

Was jedoch die Zinſen und Dienſte betrifft, die als Pen 
nenzien zu einem Lehn im Saͤchſiſchen oder Weimarfchen gehöre; 
fo hat eine Vereinigung mit den genannten Höfen dahin Star 
gefunden: 

dag wechfelfeitig diefe nicht mehr als felbftftändige Lehne 

in den Ländern des Wohnfiges der Verpflichteten angefehen 

und als folche behandelt werden follen. 
In Bezug auf die Gegenftände diefer Vereinigung, "welche zu 
einem dies s oder jenfeitigen Gute gehören, wird auf die Haupt 
convention vom 28. Auguft 1819 Art. IL $. 13 — 19. Bez 
genommen ; unbeſchadet jedoch 
1) ber beſondern, etwas Anderes feſtſtellenden Beftimmungen 
in der Convention, 3. B. in Anfehung der Gerichtsbarkeit, 
Art. IL $. 11., und 
2) mit der Befchränfung, daß 
a, Proceffe über jene Rechte nur bei den Gerichten bes Ge 
Biets der Pflichtigen geführt werden, und auch nur vom 
diefen Gerichten die Execution gegen die Pflichtigen ge; 
fhehen darf; 

b. bei der Subhaftation eines Guts, wozu Rechte der frag; 

lichen Art gehören, die etwa nöthige Taration folcher 

Rechte von den sub a. erwähnten Gerichten gefchehen folle. 
Auch Hei Allodials Gütern foll in Bezug auf die zu ihnen gchd 
renden Rechte alles das Anwendung finden, was in Anfehung 
der Lehngüter nach Obigem feftgeftellt worden ift; dagegen find 
die Beftimmungen nicht zu erftrecken auf feldftftändige, nicht zu 
einem Gute gehörigen Rechte, welche in beiden Gebieten ausge⸗ 
übt werden, 3. B. auf das einer Familie oder Corporation ohne 
Ruͤckſicht auf ein Gut zuftehende Recht, Zinfen in mehreren Dör: 
fern, von welchen einige Preugifch geworden, oder Sächfifch gebfie, 
den find, zu erheben. 

Sollten bereits Reluitionsgelder ſolcher Zinfen und Dienfte 
als lehnbare Geldſtaͤmme in Beſchlag genommen worden fein; fe 


= 
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find fie nad} den jetst verabredeten Beftimmungen wieder frei zu 
geben. | 
Hiernach hat fih das Koͤnigl. Ober / Landesgericht ( Kammer⸗ 
gericht) zu. achten. ! 

Berlin, den 4. Novbr. 1833, (u. 8. J. Bd. 42. ©. 289.) 


1. 1. $. 257. 262. — 

— ee he 

Reſcr. vom 17. December 1833. (Siehe unten zur Eris 
minal«Orbnung $. 604.611.) 


ti. 1. S.495 fole. 
SE en an TG rt na an ie 
ı Em. Excellenz haben durch. das gefällige Schreiben vom, 
- 22, September d. J. (IH. 21, 669.) deren Anlagen. ich hier: 
bei wieder zurückfende, mir die Frage vorgelegt: 
2b nach dem Statutenrechte der Kerrfhaft Gimborn⸗Neu⸗ 
findet der überlebende Ehemann das Vermögen ber Ehefrau, 
mit Ausfchluß der Kinder , fo lange er nicht wieder heirathet, 
als freies Eigenthum erbe, und das Erbrecht ber Kinder 
in dasjenige, was er übrig gelaffen hat, erft mit feiner an; 
derweitigen Verheirathung oder feinem Tode. eintrete, fo, daß, 
fie dis dahin aus dem Nachlaſſe des verftorbenen parentis 
nichts erwerben und folglich auch. nichts au ihre Geſchwiſter 
vererben können? ß 
Obwohl die Statthaftigkeit der ehelichen Gütergemeinfchaft in der 
Herrſchaft Gimborn⸗Neuſtadt notorifch ift, und Über deren Nas 
tur und Wirkungen begründete Zweifel nicht obwalteten, fo habe 
ich darüber doch den Bericht ſowohl des erſten Präfidenten des 
Appelationsgerichts zu Köln, ald des. General: Procurators ers 
fordert, weiche den Präfidenten und Ober - Procurator gm Lands 
gericht zu Köln zur Berichtserſtattung gleichfalls veranlaßt haben. 
Diefe 3 Berichte ffimmen darin überein, daf nach dem Gimborn⸗ 
Neuſtaͤdtiſchen Landesrecht zwifchen Ehegatten eine eheliche Güter: 
gemeinfchaft beſtanden, vermöge deren diefelbe zwifchen dem über 
lebenden Ehegatten und den aus der aufgelöften Ehe u ai 
Kindern bis zum Ableben oder der Wiederverheirathung des über: 
lebenden Ehegatten fortgefegt, und erft dann zur wirklichen Ab, 
fhihtnng _gefihrieten wird, bis dahin aber dem Lerteren der Bes 
fig und.die Verwaltung, des Geſammtvermoͤgens fo lange verbleibt, 
als er daffelbe haushälterifch verwaltet. Es ift aber. ein durchaus 
irethämlicher Schluß , wenn man daraus folgern wollte, daß den 
Kindern erſter Ehe der rl And ur ugeſtendene 
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Theil an dem Sefammtvermögen nicht mit deffelben ZTodedtage, 
fondern erft mit dem Ableben oder der Wiederverheirathung des 
Webertebenden anfalle, und-vollends, wenn man noch irrthuͤmliche⸗ 
rerweife darauf den Grundfag des roͤmiſchen Rechts „viventis 
non datur hereditas? anwenden, bie Rechte der Kinder an bes 
vorverftorbenen Ehegatten Vermögen nur als eine Hoffnung und 
dafielbe, wenn es ihnen mach des Weberlebenden Tode anheim ge 
fallen, als die hereditas des Ueberlebenden anfchen wollte. Es 
fönnen, wie von allen gründlichen Rechtsgelehrten längft aner⸗ 
kannt ift, bie deutfche ehefiche Gütergemeinfhaft, die Prorogas 
tion berfelden, die daraus zwifchen dem Überlebenden Ehegatten 
und defien Kindern hervorgehenden Rechtsverhaͤltniſſe, überall 
nicht sch römifchem , fondern lediglich nad) deutſchem Rechte be: 
urtheile werden. | | 
Wolite man dies nad) römifhen Nechtöbegriffen beurthei⸗ 
len, sine spes der. Kinder und eine Erbfolge in das Vermögen 
des letztlebenden Ehegatten annehmen; fo müßte man aud 
die Grundfäge des Pflichtrheild anwenden, und dann würden die 
Kinder von demfelsen rückfichtlih des zuerft verftorbenen Ascen 
denten ausgefchloffen, das ganze Inſtitut mithin wenigftens fo 
weit inofficiös fein und in ſich ſelbſt zerfallen, 

Es kann daher dies alfein deutfche Inſtitut nur allein nach 
den Srundfägen des deutfchen Rechts beurtheilt werden, und 
nach dieſem ift die Guͤtergemeinſchaft ein gegenfeitiges Geſammt⸗ 
eigenthum beider Ehegatten an ihrem in die Ehe gebrachten oder 
in derſelben erworbenen beiderfeitigen Vermögen, und die proros 
girte Gitergemeinfchaft die Fortfegung diefes Gefammteigenthums 
zwifchen dem Weberlebenden und den Erben des Verftorbenen, bei 
welchem, mern auch nicht der Beſitz und der Niegbrauch, doch 
das Eigenthum des Antheild des Iegteren, fofort nach deſſen 
Tode an feine Erben verfällt, infofern nicht befondere ſtatutariſche 
Rechte deffen einzelne Wermögensgattungen, z. ®. bafd die Ims 
mobilien, bald die Mobitien ausnehmen, Wird daher die Guͤ— 
tergemeinfhaft prorogirt; fo find die Erben, ohne Unterfchied zu 
welcher Kategorie von Erben fie gehören, fofort nad dem Tode 
des Zuerftverftorbenen wirkliche Meiteigenthämer, und ift mithin 
ihr Antheil an dem Miteigenchume keinesweges eine bloße spes, 
wie ehedem deutfcher Inſtitute unkundige Nechtsgelehrte wohl bes 
hauptet haben, fondern vielmehr ein wirklicher und wahrer An 
fall des Condominii, wenn gleich deffen quantitativer Umfang 
oft erſt bei der wirffihen Auflöfung des Gefammteigenthums bo 
ſtimmt werden kann. ’ | 

Diefe Grundfäre treten auch in Anfehung der ehemaligen 
. Kerrfchaft GimbornNeuftadt ein. Dieſelbe hat bekanntlich ehe, 
dem zur Sraffhaft Mark gehört, und iſt erft im Jahre 1610 
. von den damaligen gemeinfchaftlichen Tandesherren zu einer Unter: 


| 
| 
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keit - erhoben, und demnaͤchſt von den Churfärften von 
randenburg im Jahre 1616 durch einige Kirchfpiele, und im 
Jahre 1630 durd das ganze Amt Neuftadt erweitert, und zu 
gleich als freie Reichshersfhaft mit der Landeshoheit, dem das 

mals Gräflihen Haufe Schwarzenberg abgetreten werben. 
Buͤſching, Erdbefchreibung, Ausgabe vom Jahre 1790. Sb. VI. 

eite 484, 

Durch diefe Veränderung der Landeshoheit über die Herrſchaft 
Gimborn⸗Neuſtadt find. aber die in derſelben unter früherer Lan 
Deshoheit geltend gewordenen Privatrechte nach befaunten Grund» 
fügen des Staatsrechts nicht aufgehoben, und würde es zu deren 
Aufhebung eines Geſetzes des neuen Landesherrn bedurft haben. 
Ein ſolches ift aber notorifch nicht allein nicht vorhanden, fondern 
es haben die neuen Landeshersen die vorgefundenen Rechte beftäs 
tigt, und find daher die Grundfäge der Maͤrkiſchen ehelichen Guͤ⸗ 
tergemeinfchaft geltend geblieben. Daß die Rechtsgültigkeit ders 
| ſelben ſich nicht blos im buͤrgerlichen Leben erhalten, ſondern auch 
in den Gerichten fortdauernd aufrecht erhalten worden, geht aus 
den Zeugniſſen der beiden nachſtehend benannten einheimiſchen 
—— welche dieſen Gegenſtand naͤher bearbeitet haben, 





1) J. M. Weyher, commentarius de eommunione bo- 
nerum inter conjuges (Lemgoviae 1739.) P.1. ©. 8. 
9. 242, und P. II. ©, 237. 242. 147 — 200, 261. und 
2) Gottlieb Hoestermann Dissertatio de praecipuis com- 
suunionis bonorum eflectibus in Dynaslia Eimbora - 
Neustadt inter conjuges obtinentis, Bonnae 1791. 4. 
In Dynastia Gimbornensi , bemerkt der aus diefer Herrſchaft 
gebürtige Hoͤſtermann in Koblenz im $. 37. der zulegt gedachten 
ri: — circa coımmunionem bonorum coniugalem ea- 
dem fere obtinent principia, quae in comitatu Mar- 
.eano. Si ex priore matrimenio extast liberi, super- 
stilis est, ante Iransıtum ad secunda vota curare, ut his 
tutor detur et imposterum communio tollatur aut unie 
prolium celebreiur, alioquin aut judicis officio interdica- 
tur mairimoniumm aut eommunio prorogelun Mortuo 
parente alterutro ad liberos quidem bomo- 
' rum pars media devolvityr, unde- dicuntur 
halbbeerbte, ad superstiitem vero perlinet 
lenior hujus —— is ususfructus. .. Vi 
Ipsius, exigente necessitate, potest bona liberorum alie- 
nare, ad separalionesn, qua supersies unum quadraniem 
relinet, quod residuusn est liberis cedit, pars altera se- 
eundum mores nostros alteram compellere nequit. 
Die Grundfäge der Märkifchen ehetihen Guͤtergemeinſchaft 
und befonders der Stadt Lüdenfcheid find infonderheit ber Stadt 
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Neuſtadt durch: die Privilegien der Maͤrkiſchen Adoff, 

Engelbtecht und ihrer Nachfolger vom Jahre 1330, 1369, 1391 

und ſelbſt der fpäteren Landesherren vom jahre 1456, 1522, 

1540, 1658 und 1720 ausdrädlih und mit der Beftimmung, 
B: 


„der Dann das Weib, und das Weib den Mann nad) der 

alten Weiſe beerben fofl », verliehen und Beftätige. 

Daß aber nach. der Märkischen ehelichen Gütergemeinfchaft den 
Erben des zuerft verftorbonen Ehegatten defien Antheil an dem gu 
meinen Vermögen fofört dominio tenus auf deffen Erben über: 
gehe, leidet notorifch nicht den mindeften Zweifel, und muß Daher 
nach den Preußiſchen Gefegen fehon nach der Inſtruction für die 
Cleve⸗Maͤrkiſchen Untergerichte vom Jahre 1749. $. 34, gleich 
nad) dem Ableben eines Ehegatten über das’ nachgefafjene Gr: 
fammtvermögen ein Snventarium aufgenommen werden. : Mit 
diefen Grundſaͤtzen ſtimmen nicht allein im Wefentlichen die Ein 
gangs gedachten Berichte, fondern auch- die tägliche Praris in den 
Gerichtshoͤfen überein, wie die in dem Sandt'ſchen Archiv Bd. X. 
Heft IV. ©. 263. und Bd. XL Heft IU. S. 217. abgedruckten 
Erkenntniſſe beweifen. - - 

Es kann hiernach überall feinem rechtlichen Zweifel unterfie 
gen, daß nach dem Statutenrechte der Herrfchaft Simborn » Neu; 
ſtadt der Antheil des zuerft verftorbenen Ehegarten mit deften Abs 
leden.an deffen Erben als Eigenthum uͤbergehe, und der mit den 
felben in prorogirter Guͤtergemeinſchaft bleibende Überlebende Ehe⸗ 
gatte.nur den Beſitz, den Nießbrauch, fo wie die Verwaltung je 
ned Antheils unter den darüber beftehenden Worausfegungen umd 
Bedingungen erhält, das Erb, oder Miteigenthumsrecht der Ers 
ben mithin feinesweges erft mit dem Ableben oder der anderweiti- 
Verheirathung des tnoftießenden, fondern fofort mit dem Ableben 
bei zuerft verftorbenen Ehegdtten eintritt, 

Sem, den 31. December 1833. 

(v. K. J. Bd. 2.6 463.) 


I. 2. s. 366 u. fotg. Erbrecht der Kinder mit dem —— 
—— nad) dem Rechte der Guͤtergemeinſchaft ın der Herrſchaft Bi 


Kefir. v. 31. Decbr. 1833.. (©. zu Tit. 1. $. 495.) 


1:7. S. 219 u. folg. Befhräntung der Votſchrikt des $. 2, 
Edicr# vom 14, Septbr, IS11 wegen Berfhuldung der Danergüter über * 
Vieriheil ihres Werthes, auf bieierligen Stellen, welde in Folge der 

Regultoung erworben worden find, 

Zur Befeitigung der Zweifel Über die Anwendbarkeit des 

F. 29. des Edicts vom 14. Septbr. 1811, wonach Bauergäter 

über ein Viertel ihres Werths mit hopothekarifchen Schulden nicht 

b laſtet werden follen, haben Se. Majeſtaͤt der — mittelſt Al⸗ 
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ler hoͤchſter Cabinets/Ordre vom On Dctbr. d. 3. auszuſprechen ge n 
ruhet: 

daßß dieſe Vorſchrift nur auf diejenigen bäuerlichen Stellen 

ſich befchränte, weiche erft in Folge der nach dem Edicte vom . 

14. Septbr. 1811 ftattgefundenen  Negulirungi erworben 
| worden find. 
Es verfteht- fih daher von ſelbſt, daß bei der Verſchuldung ander 
rer bäuerlichen Nahrungen die Dispofitionsfähigkeit des Befigers, 
ohne Ruͤckſicht auf die Vorfchrift des $. 29. des Edicts vom 14 
Septbr. 1811, geprüft werden muß. 


Berlin, den 15. Novbr. 1833. (v. K. * Bd. a2. ©. * 


u. 7. g 280. Die Vorlchrift ded.: 9 M. IT, $,2°0. wegen AbRn, 

ung der Miterben agh, einer gemäßigten Zare des — iſt vr 

he etzt bei allen Nuficafelen anmendbar, 'deren Regulirung nicht in Gts 
ßheit des Ediets vom 14, Septbr. 1811 erfolgt if. 


| Dem Königl. Ober s Landesgericht wird auf den- Bericht vom. 

21. März d. J., 

“betreffend: die noch beftehende Anwendbarkeit des $. 280, 
Tit. 7. Ihr. IT. des Landrechts auf eigenthuͤmlich oder ee 
pachtweiſe überlaffene Rufticalftellen , 

eröffnet, daß der Zuftigminifter der darin aufgeftelften Anficht nit 

beitreten kann. 

Aus dem Artikel 72. der Declaration vom 29. Mai 1816 
geht ‚zwar hervor, daß der erwähnte $. 280, nicht ferner bei dens 
jenigen Bauerguͤtern, welche in Gemäßheit des Edicts vom 14. 
Septbr. 1811 regulirt ſind, zur Anwendung kommen, ſondern 
eine Abſchaͤtzung des wahren Woerthẽ eintreten ſoll. 

Dieſe Vorſchrift bezieht ſich aber nicht auf die vor Erlaſſung 
des Edicts vom 14. Septbr. 1811 zu Eigenthum oder in Erb⸗ 
pacht überfaffenen bäuerlihen Güter, wie dies noch beſtimmter 
aus Art, 2, der Declaration von 1816 hervorgehtz . » . 

In Bezug auf diefe legtern Güter kann aber die Ausfchlie, 
ßung des $. 230. weder aus der Aufhebung der Untershänigfeit, 
noch aus den fpäter ergangenen gefeglichen — gefol⸗ 
gert werden. 

Drer Gutsherr, welcher Dienſte und Abgaben von einer Rus 

fticalftelle zu fordern hatte, war allerdings dabei: intereffirt, daß 

der Uebernahmepreis nicht zu Hoch geftelle wurde, damit der 

Wirth im präftationsfähigen Zuftande blieb, und mit Nücfiche 

darauf hatte ihm 6. 270. Tit. 7. Th: II. des Landrechis das Recht 

beigelegt, auf eine billige Herabſetzung des vaͤterlichen Anſchlags 
een. Dieſe Befugniß hat er durch die Aufhebung der 

Unterth nigkeit verloren, und von der Aufhebung diefes Rechts 

abein an) das Publicandum ., vom 8. April 1809 für 
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er ae Saas 18. Januar 1819 für 
Sachſen. 

Ganz verſchieden davon iſt aber die Beſtimmung des $.280, 


ach 
in allen Fällen, wo der neue Beſitzer Miterben abzußnden 
hat, der Werth des Guts, und des zur Wirthſchaft erfer⸗ 
derlichen Inventarii nach einer gemäßigten Tare angeſchla 
gen werden muß, 
weil fe befonders aufgeführt ift, von allen Fällen Handelt, wo der 
neue Befiger Meiterben abzufinden hat, und weil fie offenbar ein 
Ausflug des dem Staate nad) $$; 8. 9. daſelbſt zuftehenden Ober 
— ift kann daher Aufheb Unterthoð 
ieſe rift kann wegen ung der 
nigkeit nicht fuͤr wegfallend erachtet werden, da ſie ſich auf die 
Vermoͤgens/ und ge auf die perfönlihen Verhältniffe — 
mithin nad) $. 89. auch auf diejenigen baͤuerlichen Beſitzer, weiche 
von jeher perfänlich frei, das heißt, nicht unterthänig waren, Au 
wendung gefunden hat. Da überdies aus dem Edicte vom 14. 
nr 1811 und der Declaration vom 29. Mai 1816 herver: 
t, daß. da, wo die Negulirung noch nicht Statt gefunden hat, 
auch die Ausfchliegung des $. 280. nicht eintritt, mithin nicht die 
Aufhebung ber Unterthänigkeit, fondern nur die erfolgte Regu⸗ 
lirung die Nichtanwendbarfeit bedingt, fo wird der oben aufge 
ftellte Grundfag noch mehr dadurch beftätigt. 
Es muß daher angenommen werden, 
daß der $. 280. Tit. 7. Th. IL des Landrechts zum Zwecke 
der Auseinanderfegung der Erben bei allen denjenigen Ruftis 
ealftellen noch fortwährend zur Anmendung fommt, deren 
Regulirung nicht in Gemäßheit des Edicts vom 14. Septbr. 
1811 erfolgt if, 
und hat das Königliche Ober » Landesgericht hiernach zu wer; 


fa 
Berl, den 7. Octbr. 1833. (8.3. ©0.12, 6.200) 


I. 14. $. 78. 79. i i 
1 an armen — any eßun nern Jr des  Bedrngen Si di * — 


Auf Ihre Eingabe vom 19. d. M., die neue Klage des 
Amtsraths AR. wider den Fiscus betreffend, wird Ihnen eröffnet, 
daß die Verfügungen des dortigen Ober » Landeögerichts vom 
27. Auguft und 20. September d. J. den Gefeen gemäß und 
die Ihnen dagegen angeführten Gründe nicht richtig find; 


den 
1 ) handelt es fi Hi im vorliegenden Falle von einer Laſt, welcher 
ſaͤmmtliche in den $$. 13 — 16. Tit. 15. Th. IL. des Allg, 
2. R begeichneten Einwohner unterworfen find , 


+ 


— 
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! 
mithin im Sirme des $. 78, ie 14. Th. V. bes A. L R. 
von einer allgemeinen Laft, woruͤber der Rechtsweg 
nach $. 36, der Verordnung yom 26. Dechr. 1808 ausge 
ſchloſſen iſt. 


Nur diejenigen Laſten find in Beziehung auf die angeführten ge⸗ 
feßslihen Vorfhriften nicht ald allgemeine, fondern als fpes 
cielle zu erachten, zu welchen beftimmte Individuen aus ſpe—⸗ 
siellen Rechtstiteln, 3. B. Verträgen, Teftamenten ꝛc., vers 
pflichtet find, 


2) Die Befreiung von bdiefer allgemeinen Laft verlangt Kläger 
lediglich aus dem Grunde, weil er behauptet, daß bie $$.13 
— 16. Tit. 15. Th. II. des A. L. R. und des Edicts vom 
21. Mai 1743 ihm zur Seite ftehen und er bei einer richti⸗ 
gen Auslegung und Anwendung diefer Gefeße zur Befferung 
ber Mindenſchen Poftftraßge nicht verpflichtet fe. Der 
Grund, aus welhem Ihr Meachtgeber daher feinen Ans 
fpruch herleitet, ift wieder nicht ein fpecieller Rechtstitel, wel⸗ 
her ein Recht auf Befreiung von der allgemeinen Laft für 
ihn begründen koͤnnte, fondern beruhet Tediglich in den allges 
meinen Geſetzen, welche nad Shrer Behauptung bei ben 
angeblich vorhandenen befonderen Umftänden auf den Kläger 
nicht anwendbar feien. Sie verwechfeln hierbei den Begriff 
der befondern Umftände, weiche einen einzelnen Fall 
geftalten, mit dem eines fpeciellen Titels. Jene 
befondern Umftände müffen allerdings bei dem Unterordnen 
des Falles unter das allgemeine Geſetz berücdfichtigt werden, 
jedoch gehört diefe Erwägung fediglich zum Reſſort der Vers 
waltungsbehörden. Der Rechtsweg ift ausgefchlofen, und 
findet nur Statt, wenn der fpecielle Anfpruch auf Befreiung 
auf einen fperiellen Rechtstitel gegründet wird. 


Berlin, den 25. Detbr. 1833. (x. K. J. Bd. 42 ©, 293.) 


11. 16. $. 31—68. Bültigkeie der Vommerſchen Zorft » und Japdı 
ordnung vom 24. December 1777 und der Werordnung vom 22. Juni 4500 
Im Lauendurg · Buͤtow'ſchen Kreife. 


Reſcr. v. 14. Decbr. 1833. (f. zu Th. J. Tit. 8. $. 83.) 


u. 1. $. 103. Benitigng, von Sommiffionsgebühren und Gopialien für 
bie Jufitiarlen außer ihrem Sebalte durch den Gerichtöberrn, und Ums 
fang ihrer Berechtigung zu Commiſſionsgebuͤhten. 


A. 


Dem Königl. Ober » Landesgerichte: wird beigehend (B.) die 
Driginalbefchwerde des Stadtrichters M. u D. vom 16. April 
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d. J. nebft ihren Anlagen mit dem Eröffnen zugefertigt, daß der 
Suftizminifter mit. dem Königl. Ober »Landesgerichte allerdings ein- 
verſtanden iſt, daß bei den Patrimonialgerichten die Gerichtsfpors 
ten dem Gerichtöheren berechnet, und nicht den Juſtitiarien als 
Theil ihres Einkommens überwiefen werden können. Cs kann 
daher auch dem Befchwerdeführer nicht nachgegeben werden, die, 
©iegelgelder, Regiftratur » und Snfinuationsgebühren zu bezies 
er vielmehr gehören auch diefe dem Gerichtsherrn, der fie zu 
yiehen und dagegen fowohl die fächlichen Ausgaben bei der Ge 
richtspflege zu beftreiten, als auch die nöthigen Subalternenbeam⸗ 
ten anzuftellen und zu remuneriren hat. | 
Will er dem Yuftitiar die Annahme und Nemuneration über: 
laffen, fo mag er mit ihm deshalb ein Abkommen treffen und dem 
Suftitiar eine beftimmte Entfchädigung ausfegen. Die Ueber 
laffung der Gebühren fur Qubalterngefchäfte ift unzuläffig. 
Dagegen kann den Patrimonialgerichten geftatter werden, 
fih außer ihrem firen Gehoͤlt: | | 
« a). bei denjenigen richterlichen Geſchaͤften, für welche die Allges 
meine Gebührentare für fämmtliche Untergerichte dem Rich— 
ter Commiflionsgebühren bewilligt ,. den Genuß diefer Com⸗ 
miffionsgebühren, und 
“ b) die bei dem Gericht aufkommenden Eopialien in zahfbaren 
Parteifachen gegen Hebernahme der Verpflichtung, das ger 
fammte Schreibwert, auch in Armen» und Officialfachen, 
fo wie die Anfchaffung der erforderlichen Schreibmaterialien, 
aus eigenen Mitteln zu beforgen, 
bei Abſchließung der Contracte mit ihren Gerichtäherren vorzube- 
halten, da diefe Ausnahmen von der Regel auch bei Königl. Ger 
richten geftattet werden. 
Hiernach ift der Stadtrichter N. andermeit zu befcheis 
den, 
Berlin, den 22. April 1833. 


B. 


Auf den Bericht vom 27. Octbr. c., 
betreffend die Frage, in welchem Umfange den Patrimonial⸗ 
--gerichtsverwaltern ‚die Commiffionsgebühren zu überlafien 
find ? 
wird dem Königl. Ober sLandesgerichte hinfichts des zuerſt geäu: 
 Hertew Zweifels eröffnet, daß bei. Privargerichtsverwaltern die 
DBefugniß zum, Genuß von Commiffionsgebühren außer dem firen 
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Sehalte zuvoͤrderſt nach ihrem Contract, und wenn dieſer nichts 

beftimmt;, lediglich nach den Beftimmungen der Allgemeinen Ge 

Hührentare zu beurtheilen ift. 

Darauf, ob der Beamte vor oder nad) dem Jahre 1825 

und vor oder nach der gegenwärtigen Verfügung angeftellt worden 
iſt, koͤmmt es nicht an. Was die weitere Frage betrifft: 

ob dasjenige, was die Gefege und Verordnungen don Com⸗ 

miffionsgebühren Königliher Richter für Gefhäfte an ihrem 

Mohnorte beftimmen, bei Privatgerichtsverwaltern nicht 

auch von folhen Gefchäften zu verftehen fei, welche diefelben 

auf dern mit der Gerichtsbarkeit verfehenen Gute während 

‚der Gerichtstage vornehmen? ! 

fo wird dem Königl. Ober » Landeögerichte bemerklich gemacht, daf 

Dies keinesweges der Fall if. Darauf, dag der Patrimonialrichs 

ter nicht am Sitze des Gerichts wohnt, Fann, feine Ruͤckſicht ges 

nommen werden, wenn die Frage entfchieden werden foll: in wels 

hen Fällen er Commiffionsgebühren zu beziehen hat. Gefchäfte, 

die er in feiner Wohnung aufnimmt, gehören nie zu denjenigen, 

für welche die Allgemeine Gebührentare Commiffionsgebühren bes 

willigt. Bei diefen wird ikımer vorausgefegt: 

daß fie zwar am Orte, wa das Gericht feinen Sig hat, 

‚aber außer der gewöhnlichen Gerichtöftelle, nach der Natdr 

des Geſchaͤfts, oder nach dem befondern Antrage der Inter⸗ 

eſſenten vorgenommen werden. 

Dagegen laffen ſich alle Gefchäfte, welche der auswärts wohnende 
Michter in feiner Wohnung vornimmt, eben fo gut.an der.eigent, 
lichen gewöhnlichen Gerichtsftelle vornehmen. u 

Was zur Erleichterung für den Nichter dient, kann und 
darf ihm feinen Anfpruc auf Commiffionsgebühren geben. 
Uebrigens enthält das Reſcript vom 4. März d. J. (Jahrb. 
Bd. 41. S. 252.) und das an das Ober » Landesgericht zu 
Naumburg ergangene Refeript vom 2. Mai c. (Jahrb. Bdo. 41, 
&.-431.) allgemeine Beſtimmungen über die bei auswärtigen 
Gefhäften anzufegenden Gebühren und Koften. Nach -diefen 
hat ſich auch das Koͤnigl. Ober Landesgericht zu achten. - 
Berlin, den 13. November 1833. 
| (0.8. 3. Bd. 42, ©, 294, 295;) 


> 
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Referipte zur Allgem. Gerichts⸗ Ordnung. 
‚Einleitung $.1. | | Ä 
Pe BET ALS 
. Nefer. 6. 25. Octbr. 1833, (f. zum Landr. II. 14. $. 78. 79.) 
r. 10. $. 53 folg. 1. 13. $.8. Anh. $. 102. | 
Sue — — PURE | 


fen Berursten van 23 Bann Ska) mearn Ace semornener a 
gung von Staaröverträgen, au Grebsheape Werken. oobones —— | 
An der Allerhöchften Verordnung vom 25. Januar 183 
Geſetſammlung de 1823. No. 777. ©. 19.) ift feftgefege: 
Wenn im Laufe eines Proceſſes über den Sinn einer in ei 
nem Staatövertrage enthaltenen, zur Entfcheidung der Sade 
heitragenden Beſtimmung, oder über die Frage: 
welcher von mehreren zugleih in Betracht fommenden 
Staatöverträgen und in weit dieſer oder jener zum Grunde 
zu legen fei? | 
deögleichen über die Frage: 
ob und in wie weit ein in Bezug genommener Staatsver⸗ 
trag überhaupt an und für ſich als völferrechtlich guͤltig 
anzufehen fei? 
unter den Parteien entgegengefeßte Behauptungen aufge 
ſtellt werden; fo follen die Gerichte, ohne Unterfchied ob 
der Preußiſche Staat bei Abfchliegung folher Verträge con: 
currirt hat, oder nicht, verbunden fein, vor Abfaſſung des 
Erkenniniſſes die Aeußerung des Deinifteriums der auswärs 
tigen Angelegenheiten einzuholen und ſich darnach bei der Eut⸗ 
ſcheidung lediglich zu achten.” 
Wiewohl zur Befeitigung der Bedenken der Gerichte und einiger 
irrthuͤmlichen Anfichten in Beziehung auf die Anwendung biefer 
Aulerhoͤchſten Verordnung fehon das Circular vom 22, November 
1826 (Jahrb. Bd. 28. ©.290.) ergangen ift, fo haben doch nad 
immer einige Gerichtshoͤfe 
theils über die Fälle, in denen die Aeußerung des Miniſte⸗ 
riums der auswärtigen Angelegenheiten einzuholen ift, 
eils über die Einwirkung diefer Aeußerung auf die Ent: 
fcheidung des vorliegenden fperiellen Rechtsſtreites, 
ils endlich über das bei Einholung derfelben zu beobachtende 
V er fah ren, 
verſchiedene Meinungen geaͤußert. | BE 
In Webereinftimmung ‚mit dem“ Königl. Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten erachtet der Suftizminifter es daher 
für nöthig, ſaͤmmtlichen Gerichten nachftehende Anweifung zu ers 
theilen, in welche auch, damit bie denfelben zur Norm. dienenden 


Veftimmungen über diefen Gegenftand in Einer Verfügung ent 
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hatten fein, der wefentliche Inhalt des Circulars vom 22, Novdr. 
1826 aufgenommen worden ift. 

L Die Fälle, in welhen es auf eine Erklärung des Dis 
nifteriuums der auswärtigen Angelegenheiten ankommt, find nad) 
der Allerhöchften Verordnung vom 25. Jan. 1823 folgende: wenn 

1) über den Sinn einer in einem Staatsvertrage enthaltenen, 
zur Entſcheidung dee Sache beitragenden Beftimmung, oder 

2) über die Frage: 
welcher von mehreren zugleih in Betracht kommenden 

Staatöverträgen und in wie weit bdiefer oder jener zum 

Grunde zu legen fei? desgleichen Ä 

3) über die Frage: 

ob und in wie weit ein in Bezug genommener Staatsvertrag 

überhaupt an und für fih als völferrechtlich gültig anzuſe⸗ 

en fei? 
———— Behauptungen aufgeſtellt werden. 

Es ergiebt ſich hieraus von ſelbſt, daß Aeußerungen der Par⸗ 
teien, die ſich nicht auf die ſtreitige Auslegung von Staatsvertraͤ⸗ 
gen ſelbſt, ſondern auf andere, außerhalb des abgeſchloſſenen 
Staatsvertrages gelegene Momente beziehen, zur Einholung einer 
Aeußerung des Meinifteriums der auswärtigen Angelegenheiten 
nicht angethan find, indem das Letztere durch die Allerhöchfte Vers 
ordnung vom 25. Januar 1823 auf eine dergleichen Prüfung 
und VBeurtheilung einzugehen nicht befugt erkläre worden ift. 

1I. Die Bedeutung und Kraft der vom Minifterium 
der-auswärtigen Angelegenheiten in den vorgenannten Fällen abzus 
gebenden Erklärung anlangend, fo ift dafielbe bei allen Anfragen, 
weiche in Gemäßheit der mehr gedachten Verordnung bei ihm ges 

” macht werden, wefentlich nur dazu berufen: - | 
Zeugniß abzulegen, vorzüglich von den bei Schließung der 
Staatöverträge zu Grunde gelegenen Motiven, 

und | 
aus der nähern Kenntniß diefer Motive und der Gefchichte 
der dem Abfchluß der Verträge vorausgegangenen Verhand⸗ 
kungen über den Sinn und die allgemeine Ans 
wendbarfeit einer in einem Staatsvertrage enthaltenen, 
„zur Enefcheidung der Sache beitragenden” Beſtimmung 
ſich zu aͤußern. 

Indem daſſelbe ſich darauf beſchraͤnkt, entweder einfache That⸗ 
ſachen oder das Reſultat combinirten Thatſachen zu bekunden, 
hat ſeine Erklaͤrung die Natur eines Zeugniſſes, oder einer 
ſachverſtaͤndigen Ausſage. Denn es ertheilt in Sachen, die 
ſein Amt und ſeine Stellung betreffen, beweiſende Aus— 
kunft, und ſetzt ſolchergeſtalt durch die von ihm bekundeten Um⸗ 
ſtaͤnde und die darauf begruͤndeten Erklaͤrungen, Aſſertionen oder 
Verſicherungen das Gericht in den Stand, nach dieſen, indem fie 
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ald allgemeine Säge ausgefprochen werden, die von den Par: 
teien in befonderer Beziehung auf den gerade vorliegenden 
Streitfall aufgeftellten concreten Behauptungen zu: beurtheilen, 
und dem gemäß die Entſcheidung der Sache zu bemeffen. Dage⸗ 
gen bleibt dem Gerichte uͤberlaſſen, zu unterfuchen und zu beftims 
men: ob in dem gegebenen Falle die Borausfegungen 
vorhanden find, oder nicht, auf welche es bei Anwendung be 
ereheilten allgemeinen Auskunft ankommt. | 
Die: Erklärungen des Minifteriums der auswärtigen Ange 
legenheiten find hiernach in fo fern für die Gerichte eine binden 
Morm, nad) weicher fie fich zu sichten haben, als die ertheil: 
te Aeußerung für die rihtige erahtet werden 
muß, und als das von dem gedadten Winifterium 
Bekundete als wahr zum Grunde zu legen if, 
ohne daß jedoch die Gerichte bei der Frage: 
was nun unter-der Vorausfegung, daß ein Staatsvertrag 
nach der vom Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
erteilten Auslegung zu erklären ift, hieraus für den vor; 
liegenden Fall folgt? =. 
im Geringften befhränkt find. ı 
Des Königs Majeftär haben bei Gelegenheit eines 
fpeciellen Falles Allerhöchft felbft auszufprechen geruht: „daß nad 
der Verordnung vom 25. Januar 1823 das vorgenannte Minis 
fterium das Vorhandenfein einer Thatſache feftftelle, mithin 
von dem Nichter eben fo beachtet werden müffe, wie jede voll: 
ftändig bewiefene Ihatfache, wogegen die Folgerungen 
aus derfelben feinem Urtheile überlaffen feien; daß daher durch bie 
Verordnung vom 25. Januar 1823 feinesweges in Privatver: 
hältniffe eingewirft, und dem richterlichen Urtheile mittelſt Ans 
wendung des Geſetzes auf eine Tharfache etwas entzogen werde, 
das auswärtige Meinifterium vielmehr durch die auf amtliche Ver: 
handlungen und auf vollftändigere Kenntniß der factifchen Verhoͤlt⸗ 


niffe gegründete Angabe, was durch den vorliegenden Staatsver⸗ 


trag feftgefegt worden fei, dem Richter nur den Beweis der 
Thatſache Fiefere, auf welche er das Gefrk anzumen: 
ben hat.” | 

Darum kann denn auch: das Minifterium der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten, welhem bei der Aeußerung, die von ihm einge: 
holt werden foll, eine ganz freie, von den Intereſſen der Par; 
teien unabhängige Stellung gegeben ift, ‚in feiner Art als Ver: 
treterin einer Partei concurriren, es mag nun der Proceß 
5108 zwiſchen Privatperfonen ſchweben, oder auch Fiscus ſich 
unter den Parteien befinden; denn es würde alddann , wenn jenes 
Minifterium in Vertretung einer Partei feine Erklärung abgaͤbe, 
die Partei felbft es fein, welche den Ausfpruch thäte und „für ſich 
ein Zeugniß oder Gutachten-ablegte. | 
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So wenig die Gerichte deshalb , weil fie Königlihe Ger 
richte find, in den Procefien, weiche der Fiscus vor ihnen bes 
treibt, zugleich die Vertreter des Leßteren find, eben fo unanges 
meffen ift es, die Function des Miniſteriums der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten, vermöge deren e8 zur Auslegung der Staatsver⸗ 

\träge, wenn darüber von dem Fiscus und einer andern Partei vor 
Gericht entgegengefegte Behauptungen aufgeftellt werden, verpflichs 
tet ift, aus dem Gefichtspuncte einer Vertretung des Fiscus zu bes 
trachten, weil, demfelben nicht minder die Eigenfchaft einer Koͤ⸗ 
niglihen Behörde zukoͤmmt. | 

‚. II. Ras das at Ich bei Einholung der Aeußerung 
des Minifteriums der, auswärtigen Angelegenheiten betrifft, fo 
darf es zunächft nicht den Parteien überlaffen werden, bei dem 
genannten Deinifterium die Ertheilung der, der gerichtlichen Ents 
ſcheidung zu Grunde zu legenden Erklärung in Antrag zu bringen, ; 
da die Allerhöchfte Verordnung vom 25. Januar 1823 den Ges 

‚ richten ſelbſt diefe Verpflichtung auflegt. 

Es koͤnnen daher auch vom Gerichte feine an das gedachte 
Minifterium gerichtete Eingaben von den Parteien angenommen 
werden, da jenes Minifterium in feiner Berührung mit den Par⸗ 
teien fteht, und letztere mit erfterem wegen ihrer Sache nicht vers 
Handeln können. Vielmehr fteht die Prüfung und Unterfuchung 
der befonderen Thatfachen und Verhältniffe des vorliegenden Falles 
fediglich den Gerichten zu. Wegen feiner auf den Sinn, die Nas 
tur und Gültigkeit der Staatöverträge, die bei Gelegenheit jenes 
Falles zweifelhaft oder ftreitig geworden find, fich beziehenden Ers 
klaͤrung kann das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
es allein mit der Gerichtsbehoͤrde zu thun haben. — 

EGs wird daher auch die frühere Anweiſung wiederholt, daß 
die Anträge der Gerichte bei jenem Minifterium in Beziehung auf 
die Allerhöchfte Verordnung vom 25. Januar 1823 an daffelbe 
durch das. Juſtizminiſterium gelangen follen. Die des⸗ 
follfigen Anträge fegen jedoch voraus, daß von den Parteien bes 
ſtimmte Behauptungen in Beziehung auf Staatsverträge 
aufgeftellt, und die Gerichte dergeftalt in den Stand gefeßt find, 
mit näherer: Angabe derjenigen Beftimmungen eines Staatövertras 
ges, wobei von jeder Partei ein verfhiedener Sinn 
behauptet wird, ıdie Aeußerung des mehrerwähnten Miniſte⸗ 
riums einzuholen. .. | 
Unzuläffig find daher ganz-allgemeine Fragen der Art: 
ob in diefem oder jenem Vertrage dies oder jenes Rocht, diefe 
oder jene Verbindlichkeit ftipulive worden fei ? . 
Es muß vielmehr das :Mähere ‚über den Zuſammenhang und die 
Beziehung diefer Frahe, wie diefe bei Gelegenheit eines vorliegen 
VI. | 50 
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den Proceſſes zweifelhaft oder ſtreitig geworden, und ob und in 
wiefern die Parteien daruͤber entgegengeſetzte Behauptungen auf 
geſtellt haben, hinzugefuͤgt werden. 

Siirnd die Auslaſſungen ber Parteien unbeftimmt, fo if 
es die Sache der Berichte, durch die, den Umftänden nad) gerig 
nete Verfügung eine genauere Erklärung herbei 
führen. 


Die Verotdnung vom 25, Januar 1823 ſpricht ausdräf 
(ich davon: ' 


wenn im Laufe des Proceffes von den Parteien ent 


gegengeſetzte Behauptungen uͤber den Sinn em 

in einem Staatövertrage enthaltenen, zur Entfcheidung der 
Sache beitragenden Beſtimmung oder über die beiden ſchon 
oben näher berährten Fragen aufgeftellt werden. 


Es ift daher nothwendig, daß von den entgegengefegten Behaups. 


tungen. der Parteien das Minifterium der auswärtigen Angelegen 
heiten vofiftändige Kenninig erhalte, um daffelbe in den 
Stand zu fegen, feine Aeußerung angemefien zu ertheilen. 


. Die Einhofung der minifteriellen Erklärung erfcheint nad 
demjenigen, was zu II. geſagt ift, nicht anders, als ein Gegen: 
ftand der Bemweisaufnahme über ein ald Norm geltendes 
Princip, wie in ähnlicher Art auch nach der Procef Ordnung 
Tit. 10. $$. 03 — 55., Über ein „dem Gericht nicht befanntes”, 
ftreitiged, fremdes Landesgefeg, Statut, oder eine Öbfers 
vanz gewöhnlichermaßen der Beweis, freilich in anderer Art und 
Form, aufzunehmen ift, Ä u — 


Mit Ruͤckſicht Hierauf werden ſaͤmmtliche Gerichte angemie 
fen, in jedem einzelnen Falle pflichtmäßig zu erwägen: 


h) zu welchem Zeitpunecre, oder In welchem Stadio des 
Proceſſes die Aeußerung des Miniſteriums der auswaͤrtigen 
Angelegenheiten einzuholen ſei. In der Regel wird‘ dies for 
gleich bei Verfügung der Beweisaufnahme aw 
geordnet werden koͤnnen. Es iſt keinesweges nothwendig, 
wie einige Gerichte vermeinen, in zweifelhaften Faͤllen jedoch 

zulaͤſſig, daß die Acten erſt zum Spruch vorgelegt werden, 

um einen Beſchluß daruͤber zu faſſen: ob eine Erklaͤrung 

über. den Sinn des Staatsvertrages erfolgen muͤſſe und fol 
che bei dem auswärtigen Miniſterium einzuholen fei. 

2) in welcher Form die Anfrage zu erlaffen, insbefondere, ob 

zu dem Ende ein färmlicher status causas et controversiae 


specialis über dig in Bejiehung auf den Staatsvertrag von 
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den Parteien vorgebrachten abweichenden Behauptungen auf⸗ 
zunehmen ſei, wird dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Gr, 


richte überlaffen; indeſſen erſcheint es allerdings am zweck⸗ 


mäßigften, einen status causae et contruversiae specialis 
zu dieſem Zwecke zu entwerfen. 


3) Bon der eingegangenen Aeußerung des Deinifteriums der 
auswärtigen Angelegenheiten, welche den Gerichten durch 
das Juſtiz-Miniſterium zugefertige wird, ift den 
Darteien nur der Tenor des Schlußfases, 
womit das erſtgedachte Minifterium feine 
Aeußerung zufammenfaßt, abfhriftlidh mit: 
zutheilen. — | 


4) Eine Kritik der vom auswärtigen Minifterium abgegebe 
nen Erklärung, wie bei gewöhnlichen Zeugungsausfagen oder 
Gutachten der Sachverftändigen, iſt unzuläflig; dergleis 
hen Auslaffungen find daher fo wenig zu Protokoll 
Ari als auf fehriftliche Anträge diefer Art einzu⸗ 
gehen ift. 


5) So wie die im $. 10. No.6., 7. Tit. 13. der Proceß s 
Drdnung erwähnte beweifende Ausfage eines Sachverftändis 
gen, oder des betreffenden Beamten, fo wie die in Folge der 

88. 58 — 55. Tit. 10. der Proceß⸗Ordnung nachgewiefenen 
fremden Yandesgefege, Statuten oder Obfervanzen, an und 
für fih Elar und nicht beftritren fein mögen, die 
Anwendung derfetben auf den fpeciellen Fall, 
aber noch verfchiedene Folgerungen, Behauptungen 


und Anträge der Parteien zuläßt, und in Folge derjelben - 


die Nothwendigkeit einer diesfälligen Erörterung herbeifüh: 
ren, fann: fo kann Aehnliches auch bei den vom Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten ertheilten Refponfis Statt 
finden. 


Sin fo fern es daher, nad Abgabe der allgemeinen 
Erklärung diefes Minifteriums, zunächft noch um die ſpe— 
cielle Anwendung berfelben fih handelt, wobei ganz 
füglich entgegengefegte Anfihten denkbar find, darf es den 
Parteien nicht verfagt werden, in diefer Beziehung ihre 
Gerehtfame auszuführen, um den Nichter darauf 
aufmerffam zu machen: ob und welche Folgen die Erklärung 
des Minifteriums ‘der auswärtigen Angelegenheiten für den 
vorliegenden Streitfall hat; fei es, dag nur ſtreitige 
materielle Säge bei der Anwenndung in Frage foms 
men, fei ed, daß die nachträgliche Veranlaffung einer früher 
ausgefeßten anberweitigen Infiruction oder Beweis; 
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aufnahme über. andere Fragen nunmehr für erforderid 

zu achten fei. — 

Proceß⸗ Ordnung Tit. 10. $. 62 m. f.) 
Nach vorftehenden Beftimmungen haben fich ſaͤmmtliche Königliche 
Gerichte in vortommenden Fällen gebührend zu achten. 
Berlin, den 6. Dechr. 1833. z | 

| WG. K. J. Bd. 42. S. 305 — 313.) 


II. 4. §. 15. Anhang $. 431. | Form ‚Der Ebederträge mit Bhn 


mungen auf den Todesſau. | 
Refer. v. 29. Juli 1833, (fu Tit. 1. 5. 10.) 





Halte, gedruct in der Gebauerſchen Buchdrucerei. 
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Empfehlungsmwerthe juriftifche Werke 


| aus dem Verlage J 
der Buchhandlung G. P. Aderholz in Breslau. 


| :Sypftem 
bed Preußifhen Erbrehts, 
mit vergleichender Hinweiſung auf das roͤmiſche und 
gemeine Erbrecht, 
nebſt einem Anhange !ı: © 
den Erbſchaftsſtempel betreffend, 
aeg 
L2. Erelinger, 
Ober⸗ Landesgerichts= Rath, 

gr. 8. Welins Drudpapier. Preis 1 Rthlr. 16 gGr. 

WVorftehendes Werk ift beftimmt, eine Lücke in der juriftifchen Bike 
ratur auszufüllen, welche den Anfängern beim Studium der Dreußts 
ſchen Rechtstheorie nur zu fühlbar. geworden ift, und ihnen befondets 
die Vorbereitungen zu den Prüfungen ungemein erfchwert hat. Ce iſt 
dabei nicht auf ein bloßes, wenn gleich ſyſtematifches Bufammenftellen 
der gefeglichen Vorfchriften, fondern auch, fo weit e8 der Charakter des 
Softeme verftattete, auf die. Entfcheidung theils in. der Praris entjtes 
hender, theild in der Theorie fi) aufdrängender Iweifel Bedacht gi⸗ 
nommen, und befonders der praftifche Gefichtspunft feftgehalten mworben. 

Wir empfehlen dies Werk, für deffen Gediegenheit der Ruf des 
Herrn Verfaſſers bürgt, allen Rechtsgelehrten, denen es mit fhrer Aus: 
‚bildung Ernſt ift, und bemerken, daß es auch vielen. andern Beamten, 
deren Beruf eine Einwirkung auf Grbfchaftsangelegenheiten., eftattet, 
als Caleulatoren, Regiftratoren ıc., befonders wegen der volftän 


Ueberficht der Vorſchriften über den Erbfchafteftempel , eine ee 
mene Erfcheinung fein wird, 


' Die Verordnungen —R 
Be über die 
Erecution in Eivilfachen 
. und über den 
Subhaſtations⸗ und Kaufgelder- Liquidationg: 
| roce 
vom d. Dar 1834. 
Sn ihrem Zufammenhange mit den Vorfchriften der 
Gerichtöordnung davgeftellt 
und mit erflävenden Anmerkungen begleitet 
Bon 


& Erelinger, 
Ä Ober: Landesgerichts : Rath. 
18 Heft. Die Erccution in Civilſachen. 
20 Heft. Der Subhaſtations- und Kaufgelder⸗Li 


iquidationsproceß. 
9% 8, geh. Pr. beider Hefte 1 Rthlr. 4. gGr. i ! 


Die Verordnung 
. tiber 
das Rechtsmittel der Rediſion 
un 
der Nichtigkeitsbeſchwerde 


vom 14. Deebr. 1833. 


In ihrem Zuſammenhange mit den Vorſchriften der Ge 
richtsordnung dargeftellt 
und mit erläuternden Anmerkungen begleitet 


von Br 
8. Erelinger, 
Dber »Landeögerihtös Rathe, 
gr. 8. geb. 10 gGr. 


Vorſtehende Schrift enthält den Zert ber Verordnung vom 14. 
-December und in fortlauferiden Anmerkungen die in Bezug genommes - 
nen Worfchriften: der Allgemeinen Gerichtsordnung , fo wie commenta: 
‚Lorifche Noten zum VBerftändnih des Geſetzes. Je wichtiger und eingreis 
-fender diefes Legtere in das Syſtem des Procefverfahrens ift, je ſchwie⸗ 
Tiger bie bündige Faffung des Tertes des Geſetzes, ſelbſt für den Geſetz⸗ 
kundigen ift, um fo willtommener wird die Schrift fowohl für den Ju— 
‚riften vom Fache als für den Nichtjuriften fein. Kür Beide if fie be 
ſtimmt, und biernach eingerichtet. 


Der Preußifche 


‚Mandatss, fummarifche und Bagatell- Proces, 

nad der Verordnung vom 1. Juni 1833. 

und der Minifterial: Sinftruction des 24. Juli 1833, fo wie 
der fpäter erlaffenen Geſetzbeſtimmungen. 


Grläutert und hauptfächlich zum Gebrauch für Nichtjuriſten ber 
Rimmt, fo wie mit Formularen für bie von den Parteien einzurei: 
chenden Schriftfäge verfchen. 


(Bon &, Grelinger.) 
gr.8. geh. 18 9Gr. 


Die Schriften, welche feit Publication der Verordnung vom 1. Su: 
a 1833 über den durch diefelbe angeoroneten Mandates, fummas 
zifchen und Bagatell-Proceß erfchienen find, waren nur für 
Rechtögelehrte beftimmt. Wir dürfen daher cine willflommene Aufnabs 
me für die vorfichend angezeigte Schrift hoffen, deren Zweck es zunächſt 
Hr, ven Nichfjuriften eine Anleitung für das Verftändnif des Ges 
Ines und der mit Bezug auf daffelbe erlaffenen Verordnungen zu geben. 
e angehängten Kormulare dienen zur Erläuterung, und find um 
fo zweckmäßlger, als das Geſetz vom 1. Juni 1833 keinesweges den Pars 
teien verfchräntt, ihre Schriftfäge ſelbſt anzufertigen, wohl aber fie nur 
Dann-berüdfichtigt wiffen will, wenn fie auf gefeßlich vorgefchriebene 
Weiſe abgefapt find ‚fo daß alfo eine Anleitung zu deren Abfaffung fehr 
wünfchenswerth fein nuß. " 
Bereits haben fich mehrere Recenfionen über dies Werk aufldas gümne 
ftigfte ausgefprochen. Gersdorf's Repertorium der gefammtet deut⸗ 


[chen Literatur empfiehlt es auch den praktifchen Juriſten als höchſt 
brauchbar. — re 


Entwurf 
„einer soUßändigen 
Gebühren: Tare für Juſtiz Commiſſarien 
Ain dem 


Mandats⸗, ſummariſchen und Bagatell-Proceffe, | 
Zum Gebraude der Gerichte, Sahmalter und der. 
proceßführenden Partei. 
Folio. geh. 8 9Gr, | 


Die Verordnung vom 9. October 1833 (Sefeßfammlung 1833, 
&. 109.) enthält nur algemeine Normen für die Beftiminung der 
Gebühren: Säge der Zuftiz« Commifjarien in dem durch das Sefeb vom 
4. Juni 1833 neu angeordneten Procefverfahren. Der BVerfaffer des 
vorfichend angezeigten Entiwurfes hat ſich daher den Dant fowohl der: 
Juſtiz-Commiſſarlen, deren Mühe ‘bei Anfertigung der. Liquidationen 
erleichtert ift, als der Gerichtsperfonen,, deren Amt es iſt, die Liquida⸗ 
tionen der Sachwalter feſtzuſetzen, als endlich der proceßführenden Par⸗ 
tei, welcher es daran liegt, entweder die Koſten des Proceſſes zu übers: 
ſchlagen, oder die Feftfegung der Gebühren durch die Gerichte, erwors 
ben. 

Die Einrichtung ift nach dem Vorbilde der Gebühren- Tare vom: 
23, Auguſt 1815; in fortlaufenden Anmerkungen find die beobachs 
teten, bisweilen zweifelhaften Säge gerechtfertigt, und auf jeder Seite 
ein Raum gelaffen, dazu beftimmt, daß der Befiger etivanige gefegliche 
Abänderungen und Declarationen feloft nachtrage, ' 

Der Entwurf ift fonach feinem Zwecke vollkommen entfprerhend und: 
als; höchft brauchbar zu empfehlen. — 7 


Das Holzdiebftahl: Gefeg 
| vom 7. Juni 1821, 
mit Commentar, Ergänzungen und Beilagen. 
- +. Handbuch für Forftrichter, 
gorfideamte und Wa: Eigenthämer aller Provinzen. 


Bon 
L. W. Dahn, 
Juſtizrathe. 
gr. 8. geh. 14 9Gr. ni 
Be: war bis jegt der Mangel eines volftändigen Handbuchs 
aut Benutzung der Richter auf den Forſtgerichtstagen, wie auch dem ’ 
Gutsbefiser und Waldeigenthümer eine vollftändige Kunde diefes Theile 
unferer — In der Hauptabtheilung giebt der Verfaſſer zu⸗ 
erſt das Gefeg ſelbſt, dann folgt das volftändige Verfahren von den 
einfachen Holzdiebftählen an bis zu mehrfachen Wiederholungen ; beige: - 
drudt find die vollftändigen darüber erfchienenen Refcripte aus v. Kamp 
Jahrbüchern und Annalen, überhaupt Alles, was darüber in unferer 
Geſetzgebung vorhanden ift. — In den Beilagen: 1) die Eonventivs 
nen mit den benachbarten Staaten über die Maafregeln zur Verhütung 
der Forſtfrevel in den Grenzwaldungen. 2) Berordnung wegen der für 
dis abgemachten Sachen dem Forſtrichter bewillighen Remuneratipnen, 


8) Bein reg * Dinten-unb Neifetoften fa Kid. 
enjtangelegenheiten. egulativ über das tftftrafarbeitern 
pro Zag aufzulegende Xrbeitemaaf, 6 


Das Schlefifche Provinzial» Recht 
i BP bon 
Friedrich Wilhelm Pakhaln, 
Königl. Preuß, General · Zistal von Schleſien. 
Mebft einem Auszuge aus den Beſtimmungen des flatutarif—en 
Rechts der Stadt Breslau, 
8. Preis: 1 Rthle, 


. Dies fie jeden Zuriſten böchft wichtige Werk. war bis jegt ner in 
Bandfchriften vorhanden. . Der Abdruck deſſelben, von vielen Geitm 
deingend verlangt, iſt durch einen praktifchen Zuriften, mach mehreren 
davon eriftirenden Handfchriften genau vevidirt und ergänzt, veranlaft 
worden. Wie häufig folche Abfchriften durch den mechanifchen Abſchrei⸗ 
bee. gänzlich finnentitellend und daher bei den fo häufig vorkommenden 
Fällen unzuverläffig — werden, iſt Jedem bekannt, und dahet 
dies Werk auch den Beſitzern ſolcher Abſchriften gewiß eine höchſt will 
kommene Erſcheinung. 

Die jur. Zeitung für die K. Pr. Staaten fagt über dies Werk: 

„Dieſe Bearbeitung des Schlefifchen Partifular : Rechts war bisher 
nur in Abdfchriften vorhanden, dabei aber jeder Zuftizs Perfon in Schle⸗ 
fien unentbehrlich; daher es für eine Wohlthat zu halten, daß endlich 
ein Abdrud davon erfchienen if. Man ficht aus diefem Werke, daf ia 
Mittel-Schlefien allein eigentlich 45 verfchiedene Gefege gelten. Mande 
derfelben,, wie die Schweidniger Statuten Bolko’s, find in einem bei⸗ 


nahe: unverftändtichen Deutſch abgefaßt.” 


Die Statuten der Stadt Breslau, 
mit beigefügtem Commentar, 


nach der Bearbeitung des verftorbenen Zuftigs Commiffionds 
| Kath und Rotariatss Director Uber. 
— 8, ‚geh. 16 gGr. 


Die Breslauer Statuten intereſſiren gegen 100,000 Menſchen und 
find fowohl dem Juriſten, zals auch dem Bürger unentbehrlich. Wir 
geben fie mit dem alten Zert und haben jedem Artikel die Bearbeitung 
des erleuchteten Rechtögeleheten, dem auch Zimmermann in feiner Be: 
ſchreibung Schleſiens gefolgt ift, (welche zwar vor 40 Jahren abgerrudt, 
aber nicht mehr zu haben {jt) beigefügt, fo daß auf jeden’ Artikel unter 
A, die Paraphrafe deffelden folgt, worin alles aufgenommen ift, was in 
der Praris ducch Analogie der Obfervanz angenommen; . unter B. fol 
gen Erläuterungen, und unter C. Abweichungen von der erften Auflage 
dirfer Statuten und von dem Königl Preuß. Allgem. Landrecht. 
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